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Mormort. 


Die drei in diefem Bande vereinigten Unterfuchungen wollen einige 
noch ungelöfte Fragen aus der Gefchichte der Reichsgründung Fritifch er— 
Örtern und dadurch mitarbeiten an der Herftellung eines geficherten 
Fundamentes für die hifforifche Erfenntnis diefer großen Zeit. Eine 
zufammenfaffende Darftellung habe ich in dem gleichzeitig erfcheinenden 
Buche über die Neihsgründung zu geben verſucht. Ach konnte für 
diefe Unterfuchungen bisher ungedrudte Materialien verwerten, und 
fpreche allen, die mir deren Benugung ermöglicht haben, an diefer Stelle 
meinen herzlihen Danf aus, Ganz befonderd drängt es mich, der 
Tochter Ludolf Camphauſens, Frau Präfidentin Günther in Cöln, das 
für zu danfen, daß fie mir den Nachlaß ihres Vaters aus den Jahren 
1848 und 1849 zur Verfügung geftellt hat. Nur dadurch ift e8 mir 
möglich gewefen, manche Probleme diefer entfcheidungsvollen Jahre von 
einer neuen Seite her zu beleuchten. Sch habe die mwichtigften diefer 
Aktenſtücke im Anhang zu der erfien Abhandlung diefes Buches abs 
gedrudt. Die Driginale befinden fich gegenwärtig im Stadtarchiv zu 
Cöln, dem die Befigerin fie überwiefen hat. Herr Direktor Hanfen war 
ſo liebenswürdig, mir während des Druds mehrere Stüde zum Zwecke 
nochmaliger Vergleichung zu überlaffen, wofür ich auch ihm meinen 
Dank ausfprece. 

Das Manuffeipt wurde bereit8S Ende 1913 abgefchloffen, der Drud 
im Sommer 1914 beendet; der Ausbruch des Weltkrieges hat die Aus; 
gabe des Buches bis jetzt verzögert. Die während des Drudes er; 
fohienene Literatur konnte nicht mehr berüdfichtige werden. 


Erich Brandenburg. 
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Preußen 
und die deutiche Revolution 


Brandenburg, Interfuchungen. 1 





1. Rapitel. 


Griedrich MWilbelm IV. und die Denkſchrift des Benerafs 
GKadowitz vom 20. Movember 1847. 


ie König Friedrih Wilhelm IV. die Verfafiungsfragen vom Stand; 

punfte feiner romantifhen Weltanfhauung aus beurteilte, fo 
wollte er auch das deutfche Problem in diefem Geifte löfen. Deutfches Wefen 
und deutfche Eigenart zu pflegen, erfchien ihm ſtets als die felbftverftändliche 
Pflicht jedes Herrfchers eines deutfhen Staates und war ihm zugleich ein 
tief empfundenes perfünliches Hergensbedürfnis. Auch das fand ihm fchon 
bei feinem Regierungsantritt feft, daß zur Bewahrung deutfcher Selb; 
ftändigfeit und Macht der 1815 gefchaffene deutfche Staatenbund nament⸗ 
lih in Zeiten einer von auswärts drohenden Gefahr nicht ausreichen 
werde. Bekanntlich hat er ſchon im Juli 1840 Metternich gegenüber aus; 
gefprochen, daß die Herfiellung „einer ſchwungreichen Einigkeit und Einheit 
im Herzen Europas” ein Bedürfnis für das gemeinfame Vaterland fei.! 
Hierbei gedachte er, wie immer, anzufnüpfen an das Beftehende und hiftorifch 
Gewordene; der Bund follte reformiert, und die Einheit Deutſchlands wo; 
möglich durch die Erneuerung des feit einem Menfchenalter ruhenden Kaifer; 
tums auch nach außenhin glänzend zur Anfchauung gebracht werden. Dabei 
war aber für ihn, wie für fo viele feiner ähnlich denfenden Zeitgenoffen 
diefe nationale Aufgabe nur ein Teil einer viel größeren univerfalen; nicht 
nur um Deutfchlandg, fondern ebenfo fehr um Europas und um der chriſt⸗ 
lichen Kultur willen wünfchte er die Wiederherftellung des alten Kaifertums, 
Hatte doch die römifche Kaiferwürde früher einen augsgefprochen univer; 
falen Charakter gehabt; und auch nachdem die Herrfchaft über Stalien längft 
verloren gegangen war, hatte fich die Erinnerung daran, daß der römifche 
Kaifer eigentlich der Herr der gefamten abendländifchen Chriftenheit gewefen 
war, noch infoweit erhalten, daß man ihm wenigſtens den erften Rang unter 
allen eurspäifchen Herrfchern zugeftand. Friedrich Wilhelm hat im Herbft 
1848 in feinen Unterredungen mit feinem Freunde Radowitz? ausdrüdlich 





Metternichs Nachgelaff. Papiere 6, 442. — Bol. über die nationalen Beftrebungen 
des Königs vor 1848 befonders F. Rachfahl, Deutfchland, König Friedrich Wilhelm IV, 
und die Berliner Märzrevolution ©. 29f. 

»S. P. Haffel, Zofef v. Radowitz 1, 75f. 
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4 Friedrich Wilhelm IV. 


die Erneuerung diefer römischen Kaiferwürde als fein Ideal bezeichnet; auch 
Stalien follte womöglich in den Neichsverband mit hineingesogen werden, 
und felbft für den Papft, den er fich wohl als den Repräfentanten der geiſt⸗ 
lichen Einheit des Abendlandes dachte, follte in diefem neuen NReichsverbande 
Platz fein. Die Kaiſerkrone follte wie in den legten Jahrhunderten vor dem 
Zufammenbruche des alten Reiches der Herrſcher Öfterreihs tragen; er 
felbft wollte fich diefem freiwillig unterorönen. Der Kern diefes Reiches 
follte das erneuerte und gefräftigte Deutfchland fein; feine Kräfte follten 
zugleich zur Wahrung der beftehenden Rechtsordnung und des Völker; 
friedens in ganz Europa dienen. Erft dadurch erhielten nach des Königs 
Meinung die nationalen Beftrebungen ihre fittlihe und religiöfe Recht; 
fertigung.! 

Man erkennt ohne weiteres, wie weit ab diefe Ideale von dem nationalen 
Egoismus lagen, der die Grundlage aller modernen Großftaaten und 
fchließlich des neuen Deutfchland geworden ift. Es gab für Friedrich Wilhelm 
ſtets weit höhere und erhabenere Ziele als die Befriedigung des nationalen 
Machtſtrebens; nur fo weit es diefen diente oder Doch wenigftens mit ihnen 
verträglich war, konnte er es als berechtigt anfehen. 

Ebenfo war es auch für ihn erft eine Frage zweiten Nanges, ob bei einer 
folhen Drdnung der Dinge nicht das befondere Intereſſe des preußifchen 
Staates zu kurz kommen fünne. Allerdings fonnte von der Herftellung 
eines ftarfen Kaifertums auch Preußen infofern Nuten haben, als ihm 
dadurch eine Garantie für die friedliche Entfaltung feiner inneren Kräfte 
geboten wurde. Aber auf der anderen Seite fonnte durch ein Öfterreichifches 
Kaifertum die Selbftändigfeit Preußens als Großmacht und fein Anfehen 
nach außen hin in bedenflicher Weiſe beeinträchtigt werden, und zwar um 
fo mehr, mit je färferen Nechten die kaiſerliche Gewalt ausgeftattet war. 
Es findet fich kein Anzeichen davon, daß den König diefe Möglichkeit beuns 
ruhigt habe. Vielmehr feheute er vor einer gewiffen Unterordnung Preußens 
unter die alte deutfche Vormacht durchaus nicht zurüd und war feft davon 
überzeugt, daß nur ein feftes Zufammenhalten Öfterreihs und Preußens 
bie geplante Neform und überhaupt eine fefte Vereinigung Deutfchlands 
ermöglichen könne. Für jeden praftifchen Schritt zur Werbefferung der 
deutſchen Einrichtungen fuchte er daher zunächft die Mitwirkung Öfterreichs 
zu erlangen. Uber Metternich wich zunächft allen Anregungen und Vor; 
Rellungen mit jenen böflihen aber zu nichts verpflichtenden Nedensarten 





. Kuf Diefen engen Zufammenbang zwifhen des Königs nationalen Motiven und alls 
gemeinen flttlihrreligidfen Momenten, die aus der Stimmung der Befreiungstriege und der 
älteren Romantit flammten, bat Friedrich Meinede, Weltbürgertum und Nationalftaat, 
a. Aufl. ©, a64f. beſonders energifh hingewieſen. 


aus, in denen er Meifter war, Jahrelang ließ fich der preußifche König 
auf diefe Weife hinhalten, ohne feinem Ziele auch nur um einen Schritt 
näher zu fommen. 

Friedrich Wilhelms eigentlicher Vertrauter in den deutfchen Fragen wurde 
allmählich Joſeph von Radomwig.t Nur drei Jahre jünger als der König 
und unter dem Einfluß der gleichen geiftigen Strömungen aufgewachfen 
wie dieſer, teilte Nadomis durchaus feine chriftlichzerhifhe Beurteilung 
politifcher Fragen und feine ideale Begeifterung für die Größe und Herrlich- 
feit des deutfchen Gefamtvaterlandes. Aber er befaß einen fchärferen Blid 
für die Realitäten des politifchen Lebens als fein königlicher Freund und 
auch eine flärfere Anpaffungsfähigfeit an die tatfählihen Wandlungen 
der Dinge. Wie er einer der erften deutſchen Staatsmänner gemwefen ift, 
der die Bedeutung der fogialen Frage für den Staat erfaßte und die Macht 
der Monarchie dem Liberalismus gegenüber auf die arbeitenden Klaffen 
begründen wollte?, wie er fpäter dafür eintrat, daß die Regierung fich im 
Parlamente eine Partei fchaffen müffe, um auf diefem wichtigen Boden das 
Feld nicht von vornherein den Gegnern zu überlaffen, fo faßte er auch die 
dentfche Frage viel mehr als der König unter dem Gefichtspunfte auf, 
welche Löfung denn zurzeit praftifch erreichbar fei. Und obwohl er von Ge; 
burt fein Preuße war, fondern als Sprößling eines ungarifchen Gefchlechtes 
auf braunfchweigifhem Boden das Licht der Welt erblidt hatte, und erft 
ziemlich fpät nach einer wenig erfreulichen Tätigkeit in Eurheffifchen Dienften 
in Preußen eine Heimat gefunden hatte, war er doch manchmal ftärfer 
als fein Herr geneigt, das preußifche Machtintereffe zu betonen und zu 
verfechten. Schon in einer Aufzeihnung aus dem Jahre 1839? hat er 
gefagt: „Das entfchiedene Ziel der preußifchen Politit muß die Erlangung 
und Erhaltung einer unzweifelhaften Hegemonie in Deutfchland fein.” 
Preußen fei vor allen Dingen ein deutfcher Staat; daher müffe feine Politik 
eine deutfche fein; Daher dürfe aber auch in der inneren und äußeren Politik 
der übrigen Einzelftaaten und im deutfchen öffentlihen Leben überhaupt 
nichts gefchehen, ohne daß Preußens Stimme dabei gehört und beachtet 
worden fei. Allerdings follte diefe Hegemonie nicht fo ftarf ausgeprägt fein, 
daß fie die Selbftändigfeit der Hleineren Staaten bedrohe; diefe follten viels 
mehr das Gefühl haben, daß fie an Preußen jederzeit einen feften Rückhalt 
befigen würden. Preußen müffe daher ftets beftrebt fein, voran zu fehreiten, 





2 Bol, über die Entwidlung feiner Anfhauungen das angeführte Werk von Haffel 
und deſſen Fortfegung duch F. Meinede, Radowis und die deutfhe Revolution, bef.S.33 f. 

® Bol. bef. Haffel 418, 427, 441f. u. d. Ich finde das realpolitifhe Moment in Radowig 
bei Meinede noch nicht genügend betont, 

Geſ. Schriften 4, grf. 
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wo es ſich um Deutſchlands geiſtiges oder materielles Wohl handle und 
alle Einrichtungen befördern, die zur Hebung des Gemeinſchaftsgefühles 
dienen könnten. 

Offenbar hat alſo Radowitz zunächft mehr an eine moraliſche Führerſchaft 
als an feſte Verfaſſungsformen gedacht; aber ſchon eine ſolche tatſächlich 
leitende Stellung Preußens in Deutſchland war doch nur ſchwer vereinbar 
mit einem öſterreichiſchen Kaiſertum, wie es Friedrich Wilhelm erträumte.! 
Ich finde nicht, daß Radowitz fich über diefe Gedanken feines Freundes 
jemals zuflimmend geäußert habe’, fo wenig wie der König vor 1848 je 
ein Wort wie „Hegemonie Preußens” in den Mund genommen haben würde. 

Für NRadowis ergab fih aus feiner Grundanſchauung ein mefentlich 
anderes Verhältnis zu Öfterreich. Er betrachtet e8 ohne innere Sympathie; 
er ift überzeugt, daß man in Wien alles tun wird, um eine Steigerung der 
Lebenskraft des Bundes oder eine beffere Befriedigung der nationalen 
Bedürfniffe zu verhindern”; Sſterreichs Intereffen liegen nach feiner Mei⸗ 
nung ganz überwiegend im Drient und in Stalien, nicht in Deutfchland.* 
Wolle man mit den notwendigen Reformen warten, bis Öfterreich fie aus 
freiem Entfhluffe gut heiße, fo werde niemals etwas zuſtande fommen. 

Daher dringt Radowitz, als er vom Könige gleich nach deffen Regierungs— 
anteitt um Rat gefragt wird, darauf, Daß Preußen zwar für die notwendigen 
Reformen Öfterreichs Zuftimmung zunächſt zu gewinnen fuchen, aber auch 
feinen Zweifel darüber laffen müffe, daß es ohne Rüdficht auf den Kaifer; 
ſtaat vorgehen werde, wenn diefer feine Mitwirkung ablehnen follte. Wenn 
Preußen dag tut, was die ganze Nation erwartet und begehrt, wird Öfterreich 
feinen Widerftand wagen. In diefem Sinne fprach er ſchon im Dftober 
1840 zu Metternich, ald er zu einer Vereinbarung über gemeinfame Vers 
teidigungsmaßregeln nach Wien geſchickt war.“ Er wiederholte es in feiner 
Denkfhrift über die Notwendigkeit eines gemeinfamen deutſchen Eifenbahn; 


Haſſel 295f. ſchwächt m, €, die Tragweite diefer Äußerungen zu fehr ab. Bol. auch 
bie ähnlihen Gedanten in Radowitzens Selbftbiographie (Haffel 66; diefer Teil ift ebenfalls 
1839 gefhrieben). 

KRadowitz fhildert in der Gelbftbiographie (a. a. O. 75f., gefchrieben wohl 1841) dag 
beutfhe Programm des Königs und bemerkt, man könne feiner Gedankenwelt „Bewunderung 
nicht verſagen“. Ich glaube aus der Urt, wie er fie darftellt, erhebliche Zweifel an der Auss 
führbarteit der föniglihen Gedanten herauszuhören. Jedenfalls werden fie nicht ausdrädlich 
gebilligt. Auch wenn Radowitz (a. a. D.74) vom „preußiſch⸗deutſchen Intereffe” ſpricht, 
flingt hindurch, daß er mehr vom preufifhen Standpunkt aus die deutfchen Intereffen bes 
urtellt, Bol, auch a,a.D, 104. 

’ Gelbfibiographie a. a. D. 66, 

a. a. D. 87. 

* Haffel 1, 83. 

Ra. a. O.i. 319. 
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ſyſtems im Jahre 1843. Preußen, das war feine Mainung, ſollte in dieſem 
Falle allein feine Anträge direkt bei der Bundesverfammlung ftellen und 
ihre Annahme auch gegen ſterreichs Widerftreben durchzufämpfen fuchen, 
unterftüßt von der öffentlichen Meinung, die man durch Bekanntgabe der 
geftellten Anträge gewinnen mäüffe.? 

Auch in der Frage, welche Reformen denn notwendig feien, hatte er fich 
früh ein eigenes Urteil gebildet. In feinen Aufzeichnungen und Schriften 
von 1842 und 1843 faßt er es dahin zufammen?: Der Bund müſſe ge 
fräftigt werden durch eine Ausgeftaltung der Wehrverfaffung mit regel; 
mäßigen Infpeftionen und gemeinfamen Übungen; ferner duch Der; 
befferung des Nechtsfchuges, indem die Bundesverfammlung zugleich .als 
eine Yrt von oberftiem Bundesgericht bei Streitigkeiten von Privatperfonen 
oder Ständeverfammlungen mit ihren Regierungen fungiere; ferner durch 
Ausdehnung des Zollvereins auf das ganze Bundesgebiet unter Einfügung 
in deffen Verfaffung, Schaffung eines allgemeinen Eiſenbahnſyſtems, Rege⸗ 
lung der Schiffahrt und Kolonifation, volle Einheit in Münzen, Maßen 
und Gewichten, und gleichartige Ordnung der Heimatsverhältniffe; endlich 
ein gemeinfames bürgerliches und Strafgefeßbuch, gemeinfame Vertretung 
gegenüber dem Ausland, gemeinfame Aufbringung der zur Erfüllung der 
Bundesaufgaben nötigen Geldmittel. Alles das waren Hare, greifbare, 
den praftifchen Bedürfniffen angepaßte Vorfchläge, weit entfernt von den 
nebelhaften Zdealen des Königs. Radowitz will den Bund zu einer nütz⸗ 
lichen nationalen Einrichtung machen, nicht das alte heilige Römiſche Neich 
wiederherftellen; feine Änderung der Verfaffung des Bundes plant er, nur 
eine Ausdehnung feiner Wirffamfeit; indem Preußen diefe anregt und 
durchſetzt, wird es von felbft die tatfächlich führende Macht im Bunde werden. 

Dem Könige mag das alles fehr nüchtern und höchſtens als eine bes 
fcheidene Einleitung zur Ausführung der Gedanken, die ihn bewegten, er; 
fohienen fein, Immerhin fand er in Radowitz einen Mann, der wenigfteng 
etwas zur Belebung des deutichen Gefühles tun wollte; und zwar, was 
ihm befonders wichtig war, ohne zugleich den liberalen Forderungen Zu; 
geftändniffe zu machen. In diefem Sinne wird man es verftehen können, 
daß er bei ihren Unterredungen den Plänen des Freundes zuflimmte, und 
daß er ihn am 29. September 1847 nah der DOffenburger Demofraten; 
verfammlung beauftragte, feine Gedanfen über Bundesreform! genauer 
ſchriftlich zu formulieren. 


1 1, 385. 

2 &o fhon 1843 a. a. D. 385; ferner 6. März 1844 395f., 13. Juni 1847 441. 

Selbſtbiographie ı, 104. Ganz ähnlich in feiner größeren Schrift aus dem Frühjahr 1843 
0.0. O. 384, 
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Kadowis kam diefem Befehle nach; zunächft legte er in einem kürzeren 
Schreiben vom ı2. Dftober feine Pläne nochmals dar?: Nur auf dem Ge; 
biete der deutfchen Politik find für den König große und friedliche Erobe⸗ 
rungen möglich, nur bier find jest noch die Bundesgenoffen zu finden, 
deren er bedarf. Der erſte Schritt muß darin beftehen, daß in Wien möglichft 
deutlich erklärt wird, Preußen werde fich nicht länger hinhalten laffen. Der 
nationale Gedanfe, einer „der mächtigften Hebel der Gegenwart“, fei bereits 
zu einer gefährlichen Waffe in der Hand der Umſturzpartei geworden, weil 
die Regierungen ihn nicht rechtzeitig zu würdigen und feine berechtigten 
Forderungen zu erfüllen vermocht hätten. Man müſſe verfuchen, ihr diefe 
Waffe zu entwinden, zugleich aber die rechtliche Selbftändigfeit der Einzel; 
ftaaten unangetaftet laffen. Ein Kongreß der Minifter aller deutfchen 
Staaten müſſe zufammentreten, um die nötigen Maßregeln zu vereinbaren. 
Wolle Hfterreich dazu die Initiative ergreifen, fo werde Preußen ihm gern 
den Vortritt laffen, fonft aber felbft vorgehen. Der Entfchluß dazu fei un; 
abänderlich gefaßt. Sollte die Bundesverfammlung, an die fih Preußen 
im Fall einer öfterreihifhen Ablehnung zunächſt wenden werde, infolge 
des von Wien aus etwa geleiftefen Widerftandes die geftellten Anträge 
ablehnen, fo werde der König „feine Verpflichtungen gegen die formale 
Bundesgemeinfhaft als erfüllt erachten”, feinen Ständen und der Öffent: 
lichfeit den Stand der Dinge darlegen und feine Ziele auf dem Wege von 
Spezialvereinen nach Analogie des Zollvereing zu erreichen fuchen. 

Die Forderungen felbft, die zu ftellen find, entfprechen feinen früher 
entwidelten Gedanken. Kommt e8 zum Kongreß, fo muß nur die prinzipielle 
Einführung der neuen Inftitutionen befchloffen, die genaue Ausgeftaltung 
der Einzelheiten aber befonderen Kommiffionen des Bundestages über; 
laffen werden, die durch Sachverftändige zu verftärfen find. 

Radowitz wurde nach Einfendung diefes Entwurfes nach Berlin gerufen, 
und bier fand am 14. November unter dem Vorfit des Königs ein Minifter; 
rat flatt, an dem er teilnahm.’ Seine Pläne fließen namentlich bei dem 
Minifter v. Canit! auf lebhaften Widerſpruch; Nadomwis führte ihn auf 


’ Möglicherweife ging auch ſchon der preußifche Antrag vom 13. Sept. 1847 auf Veröffents 
lihung ber Bunbestagsprotofolle (Haffel 1, 463) auf die Einwirkung von Radowitz zurüd, 

’ Haffel z, 452f. 

Haſſel z, 459f. 

* Caniy bat nah Rachfahl (Hiſt. Vierteljahrsfchrift 6, 366) auch feinerfeits einen Neforms 
plan entworfen, von dem wir bisher nur den Auszug Kofers (Hiſt. 3. 83, 49) kennen. Nach 
Kofer war es die für Radowitz am 19. Nov. aufgefette Infteuktion, nach der er fich richten 
follte, wenn es in Wien zur Behandlung der deutfchen Frage komme. Ohne Kenntnis des 
Wortlauts läße fih über das Verhältnis der darin enthaltenen Gedanken zu den Ideen 
ded Königs naichts fagen, Dasfelbe Schrififtäd benupte wohl Haffel z, 462. 
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eine „ihm unbewußte Knechtung unter Wien” zurüd. Der König fcheint 
die Ausführung dieſer Vorſchläge trotzdem gufgeheißen zu haben; doch 
war e8 wohl ein Zugeftändnig an die widerftrebenden Minifter, daß fie big 
nach Erledigung der damals befonders dringenden ſchweizer Angelegen; 
heiten zurücfgeftellt und Radowitz mit der Ausarbeitung einer noch ausführ; 
licheren Dentfchrift beauftragt wurde. Am 20. November war auch diefe fertig." 

Diefe große Denkſchrift, die feit lange befannt ift, hat in der neueren Lite; 
ratur eine fehr verfehiedene Beurteilung gefunden. Rachfahl ift der Ansicht, 
daß die Befolgung der darin enthaltenen Ratfchläge eine langfame aber 
fihere Hinausdrängung Hfterreihs aus Deutfhland zur Folge gehabt 
haben würde; wenn auch der König und Radowitz dies vielleicht nicht be; 
wußt gewollt hätten, fo fei es doch bei der fatfächlichen Lage der Dinge die 
notwendige Konfequenz davon gemwefen.? Meinede hingegen glaubt, daß 
das Ziel, welches Radowitz verfolgte, naturgemäß unklar und verſchwommen 
fein mußte, weil e8 der romantifchen Weltanfhanung entſtammte, daß 
aber die Mittel zu feiner Erreichung mit „bemerfenswerter Nüchternheit” 
erwogen feien. Er fieht in diefer Verbindung zwifchen einem ideologifchen 
Ziel und einer realpolitifchen Taktik einen Widerfpruch, der dem ganzen 
Plane etwas Unklares gebe? Haffel gibt zu, daß die Durchführung des 
von Radomwig entworfenen Programms zu einer allmählichen Auflöfung 
der Bundesverfaffung und zur Errichtung eines engeren Bundes unter 
Preußens Hegemonie hätte führen können, beftreitet aber, daß dem Vers 
faffer der Denkſchrift diefe Entwidlung als bewußtes Ziel vorgeſchwebt habe.* 

Die Denkfchrift ift zweifellos nur eine Eonfequente Weiterbildung der feit 
einem Jahrzehnt von Nadowis vertretenen Gedanken, die zugleich aus; 
führliher begründet werden. Abweichungen von feinen früheren Vor; 
fchlägen finde ich nur darin, daß er die Vereinheitlihung des gefamten 
bürgerlichen Rechtes fallen läßt und fich mit der Gemeinfamfeit von Straf; 
recht, Strafverfahren, Handels; und Wechfelrecht begnügen, ferner daß er 
nicht mehr den Bundestag als oberfte richterliche Inftanz ausbilden, fondern 
ein befonderes Bundesgericht ins Leben rufen will, das zugleich die letzte 
Entfheidung in Preßprozeffen haben fol. Auch die Art des Vorgehens — 
zuerft Verſuch, Öfterreich zu gewinnen, bei deffen Ablehnung felbftändiges 
Vorgehen beim Bundestage unter Appell an die öffentliche Meinung, beim 





ı Gedr. Radowig, Gef. Schriften 3, 314f. 

2 Rachfahl a. a. O. 36f. 

⸗ Meinede, Radowitz 54 unter Berichtigung feines früheren Urteils (Hiſt. 3. 89, 29f.) 

* Haffel, Radowig ı, 549. Übrigens behauptet Rachfahl dag letztere auch nicht beftimmt, 
fondern läßt die Möglichkeit zu (S. 36), daß dem Könige und Radowitz die, wie er meint, 
notwendige Konfequenz des eingefchlagenen Weges nicht zum Bewußtſein gefommen fei. 


Io Frage des engeren Bundes. 


Mißlingen auch diefes Verfuches endlich Abſchluß von Spezialvereinen mit 
den einzelnen dazu geneigten Staaten — ift genau diefelbe, die er immer 
gefordert hat. Dies ift infofern wichtig, als daraus ohne weiteres folgt, 
daß es nicht etwa das ftarfe Anfchwellen der populären Einheitsbewegung 
im Jahre 1847 gewefen fein kann, was Radowitz zur Aufftellung feines 
Programms veranlaßte. 

Zweifellos fcheint mir, daß nach dem Wortlaute feiner verfchiedenen Auf⸗ 
zeichnungen und Denkfchriften, denen feine intimeren Außerungen nirgends 
widerfprechen, Radowitz felbft die Begründung eines engeren beutfchen 
Bundesftaates unter Preußen mit Ausſchluß Hfterreichs nicht als die not; 
mwendige Folge des von ihm empfohlenen Vorgehens betrachtet hat. Er 
mißtraute Sſterreichs Bereitwilligfeit zum Eingehen auf das NReformpros 
gramm, teils weil nach feinem Urteil Metternichs Staatskunft fih in dem 
ideenlofen Fefthalten am gerade Beftehenden erfehöpftel, teils weil er glaubte, 
daß Hfterreich durch feine ihm wichtigeren außerdeutfchen Intereffen zu ſtark 
in Anfpruch genommen werde, um die Notwendigkeit folder Einrichtungen 
für Deutfchland als unbedingt maßgebend für die eigene Politif anzuer; 
fennen. Wenn er in der Denkſchrift fagt, daß auch Öfterreich die Reformen 
wollen müßte, falls es fich zur Einficht in fein wahres Wohl erheben könnte, 
fo meinte er das gewiß völlig ernft; wurde in Deutfchland durch Befriediz 
gung der dringendften nationalen Bedürfniffe die Ruhe bergeftellt und 
weitergehenden Beftrebungen der Boden entzogen, fo wurden für Öfterreich 
die Gefahren vermindert, die ein voller Sieg des Nationalitätsprinzgips in 
deffen demofratifcher Ausprägung für feine ftaatliche Einheit Haben mußte.“ 
Er wollte zwar Öfterreich, wenn diefes Schwierigkeiten mache, momentan 
fich felbft überlaffen, ohne die Wiener Regierung vorgehen, ihr die Reformen 
duch Bundesbefhluß aufnötigen, oder Spezialvereine fchließen, an denen 
fie feinen Teil hattes; aber diefes Vorgehen follte die Sache nur in Fluß 





’ Bol, das Urteil in feiner Selbftbiographie, Haffel ı, 88. 

Rachfahl 45 erblidt darin eine abfichtliche oder unabfichtliche Verkennung des wahren 
öfterreihifhen Staatsintereffes durch Nadowig. Dies wäre nur richtig, wenn fein Plan 
wirflih die Hinausdrängung Öfterreihs aus Deutfchland zur unvermeidlihen Konfequenz 
gehabt hätte, Bol. hierüber unten. 

’ Derartiger Spezialvereine konnten mehrere nebeneinander gefchloffen werden, 4. B. 
einer für Kriegswefen, einer für Rechts- und Gerichtseinheit, einer für Zollwefen (der ſchon 
befland); fie konnten ganz verfhledenen Umfang haben, je nahdem einzelne Negierungen 
dem einen beitraten, dem andern nicht, Dies verlennt Rachfahl; er glaubt, Radowitz habe 
einen alle Staaten außer Öfterreih umfaffenden Bund mit großer Kompetenz und ſtarker 
Zentralgewalt ſchaffen wollen und dann Oſterreich den — natürlih unmöglichen — Beitritt 
freiflellen (S. so, 55). Jeder biefer verfhledenen Speyialvereine follte vielmehr feine Wirks 
famteit erfl dann auf den Bund übertragen, wenn er alle Staaten umfaßte, auch Öfterreich, 
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bringen. Die ſachliche Notwendigkeit größerer Einigung ſollte allmählich 
allen zum Bewußtſein kommen und ſie zur freiwilligen vollen Annahme 
des Programms beſtimmen. Das Ziel war nicht die Begründung eines 
neuen Bundes ohne Öfterreich neben dem beſtehenden Bunde oder an 
feiner Stelle, fondern deffen Erhaltung und gründliche Reform, wozu alles 
übrige nur als Mittel gedacht war. 

Ammerhin wird man Nahfahl fo viel zugeftiehen müſſen, daß die Aus; 
führung diefes Programms Preußens Einfluß im Bunde gegenüber Öfter; 
reich gefteigert haben würde, daß daher die Möglichkeit vorlag, eine der; 
artige Politif könne unter Umftänden zum Bruche mit dem Kaiferftaat 
und zu deffen voller Ausſchließung aus der engeren deutſchen Gemeinfhaft 
führen. Die Möglichkeit, nicht aber die Notwendigkeit. Wenn in Wien 
eine andere Richtung wie die von Metternich bisher vertretene zur Herefchaft 
fam, war eine Beteiligung Öfterreihs an diefen Reformen nicht ausge; 
fchloffen. Solange feine fefter organifierte Zentralgewalt gefchaffen wurde 
— und das forderte ja Radowitz nicht —, folange Öfterreichs Einfluß in der 
Bundesverfommlung demjenigen Preußens überlegen blieb, war es für 
den Wiener Hof nicht unmöglich, eine größere Ausdehnung der Bundes, 
fompetenz zuzugeftehen. Es konnte dort fehr wohl die Erwägung den Aus; 
fchlag geben, daß es beffer fei, diefe Reformen zuzulaffen, als Preußen auf 
den Weg der Spezialvereine zu drängen. Nur wenn e8 hiergu Fam, beftand 
eine größere Gefahr der allmählichen Ausſchließung Öfterreihs vom ges 
meinfamen deutfchen Staatsleben. 

Sch möchte auf Grund der fonft vorliegenden Äußerungen von Radowitz 
annehmen!, daß diefer e8 für wahrfcheinlich gehalten hat, Öfterreich werde, 
wiewohl ungern, nachgeben, und es werde daher nicht nötig fein, zu jenen 
Spezialvereinen feine Zuflucht zu nehmen. Immerhin wollte er gewiß 
äußerftenfalls davor nicht zurüdichenen; die Sache Preußens und Deutſch⸗ 
lands ftand ihm zu hoch, um fie einem, wie er glaubte, auf irriger Eins 
ſchätzung der eigenen Intereſſen beruhenden Widerfpruche Öfterreichs zu 
opfern. Er wollte alfo nicht Öfterreich aus dem Bunde drängen und dies 
nur durch eine vorangehende Scheinbefragung der Wiener Regierung mas; 
fieren; fondern er wollte Öfterreich zum Mitgehen fortreißen und nur äußerz 
ftenfalls lieber vorläufig auf deffen Teilnahme verzichten, als das ganze 
Reformwerk aufgeben. 

Es wurde fhon vorhin betont, daß für Radowitz das preußifche Intereſſe 
ſtärker ins Gewicht fiel als für den König. Aber auch dies darf man nicht 
fo verftehen, als habe er Preußen auf Koften Hfterreihs und der übrigen 





24.8, Beriht v.6. März 1844 (Haffel 1, 395f.). 
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deutfchen Staaten eine reale, in Berfaffungsparagraphen und Verwaltungs; 
befugniffen fihtbar zutage fretende Vormachtſtellung fohaffen wollen. Seine 
Meinung war vielmehr, daß Preußen felbft zu feiner Sicherheit und feinem 
Aufblühen der engen wirtfchaftlihen und geiftigen Verbindung mit dem 
übrigen Deutfchland bedürfe!, und daß es für die Erreichung einer folchen 
engeren Verfchmelsung felbft Opfer bringen müffe. Ein ſolches Opfer war 
doch unzweifelhaft der Verzicht auf den unter preußifcher Führung ſtehenden 
Zollverein und die Unterwerfung der Wirtfcehaftspolitif des eigenen Staates 
unter die Mehrheitsbefchlüffe des Bundestages, in dem Preußen eine im 
Verhältnis zu feiner Größe und Macht völlig unzureichende Stimmen; 
zahl befaß.? 

Unter den Mitteln, die Radowitz für den Notfall zur Erreichung feines 
Zieles anwenden wollte, bedarf noch das Bündnis mit der öffentlichen 
Meinung Deutfchlands, mit „dem befferen Geifte der Nation” einer gez 
naueren Betrachtung. Rachfahl erkennt darin die Abficht, die fich immer leb⸗ 
haft regende Fonftitutionellsnationale Strömung zu einem Drud auf die 
übrigen Regierungen im Sinne preußifher Machtfteigerung auszunugen. 
Ah halte das für eine Verfennung feiner wahren Meinung. Radowitz 
fühlte fich, ebenfo wie der König, in einem unüberbrüdbaren Gegenfaß zu 
den liberalen und demofratifchen Anfohauungen, die ihnen als im innerften 
Kern irreligiös und daher verwerflich erfchienen; er würde es für fündhaft 
gehalten haben, fich mit ihnen gegen die von Gott eingefegten Obrigfeiten 
zu verbinden. Wenn er vom „befferen Geifte der Nation” fprach, fo meinte 
er gewiß nicht folche Beftrebungen, wie fie fpäter in der Paulskirche hervor⸗ 
traten oder ſchon damals auf dem füddentfchen Demofratentage verfündigt 
wurden. Der nationale Gedanke war vielmehr nach feinem Urteil bei An; 
bängern aller Stämme, Konfeffionen und Parteien verbreitet, und gerade 
deshalb wollte er an ihn anknüpfen, um die Gegenfäße zu überwinden.? 

’ Dazu fommet noch als ein mehr perfönlihes Nebenmotiv, daß Radowitz glaubte, fein 
König und Freund werde dauernden Ruhm und größere Popularität im eigenen Lande 
erlangen können, wenn er die nationalen Bedürfniffe zu befriedigen verftehe (Haffelı, 135). 

» Diefe Anſchauung Sybels und Treitſchkes bleibt m. E, gegenüber den Einwänden 
Rachfahls zu Recht befiehen. Radowitz verurteilte den Zollverein als eine war begreifliche 
aber beflagenswerte Erfheinung (Gef. Schr. 3, 316). Rachfahl (42) überfieht, daß die 
Entfheidung durch Majoritätsbefhläffe, mochte fie auch im Sinne der Zentralifation ein 
Fortſchritt fein, nicht im AIntereffe Preußens lag, folange es jederzeit überſtimmt werden 
fonnte, Hat doch Bismard immer gerade dagegen am fehärfften angelämpft, daß man 
Preußen dur Mehrheitsbeihläffe des Bundes vergewaltige. Auch ift e8 nicht richtig (S. 44), 
daß die Übernahme des Zollverein durch den Bund, da Öfterreich nie habe beitreten lönnen, 
überhaupt einen engeren Bund begründet haben würde. Solange Öfterreich dem Zollverein 


nicht beitrat, blieb diefer ein Speſlalverein, und war eben nicht Bundesfache, 
’ Gef, Scht. 3, 319. 
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Er hielt ihm nicht nur für durchaus vereinbar mit Eonfervativer und legis 
timiftifcher Gefinnung, fondern er hielt es für eine Klugheitspflicht aller 
Konfervativen, diefen nationalen Beftrebungen entgegenzufommen, damit 
nicht fie als deren prinzipielle Gegner, und infolgedeffen die Liberalen und 
Demofraten als die einzigen erfchienen, von denen für ihre Verwirklichung 
etwas zu hoffen fei. Gerade fie follten zur Unterftügung aufgerufen und 
mit ihrer Hilfe dag verwirklicht werden, was ohne Befeitigung der geheiligten 
Grundlagen der beftehenden Ordnung im Sinne der nationalen Beftrebungen 
ausführbar erfchien; den Gegnern, die fich für ihre umftürzlerifchen Pläne 
des erhabenen Gedantens der Nationalität als eines Aushängefchildes 
bedienten und viele damit irre machten, follte fo diefe Waffe aus der Hand 
gefchlagen werden. Daß Nadowig an ein Bündnis mit den Liberalen? 
unmöglich gedacht haben kann, geht fhon daraus hervor, daß er deren 
Hauptforderung, das gemeinfame deutfche Parlament, nicht zugeftehen 
wollte, Niemals würden fie in der Zuziehung von Sachverfländigen zu den 
Kommiffionsberatungen des Bundestages, die er vorſchlug, einen Erfaß 
dafür gefehen und ihm auf ſolche Bedingungen hin ihre Unterftügung ges 
währt haben. 

Sp bleibt alfo als Kernpunft feiner Gedanken übrig, daß der Bund 
reformiert werden fol ohne Antaftung feiner Organifation? durch die Erz 
weiterung feiner Kompetenz auf alle Angelegenheiten, die im Intereffe eines 
fräftigen nationalen Lebens gemeinfam fein müffen!; daß dies womöglich 
in Übereinfimmung mit HÖfterreich fofort für den Gefamtbund, nur im 
Notfalle vorläufig durch Spegialvereine unter den zuftimmenden Regierungen 





ı Bol,die Äußerungen von 1841 in der Selbftbiographie (Haffel ı, 89) über den „wahr: 
haft geiftigen Sinn“ in den nationalen Beftrebungen und die Beimifhung vieles Trüben 
duch die „demagogifhen Umtriebe“. Vgl. eben ©. 134. 

2 Das fcheint Rachfahl anzunehmen, wenn er fagt (S. 33 u. 51), der König habe fi 
nach der Anſicht von Radowig mit der „populären Bewegung“ verbinden follen, die nad 
©. 53 wefentlich identifch ift mit den liberal gefinnten Elementen, in denen die Idee der Volkes 
fonveränität lebte (was auch nicht zutrifft). Rachfahl meint, Radowitz habe nicht erfannt, 
daß das Bündnis diefer Elemente nur um einen Preis zu haben gemwefen wäre, den weder 
er noch der König zahlen wollten, Radowitz wußte aber ganz genau, was jene verlangten, 
und wollte fie befämpfen, indem er ihnen den nationalen Wind aus den Segeln nahm, 
wie er ja deutlich genug fagt. 

Rachfahl ſucht (S.48) zu beweifen, daß die Änderung der Organifation die notwendige 
Folge der Ausführung des Nadowisfhen Programms hätte fein müffen; er kommt dazu 
nur, weil er den Grundgedanken von Radowitz mißverfteht. 

* Bor einer Beſchränkung der Souveränität der Einzelftaaten im Intereffe des Bundes 
fhredte er um fo weniger zurüd, als er deren Souveränität für eine reine Ufurpation hielt; 
gebraucht er doch dafür dag gleiche Wort, wie fpäter Bismard: „Sonveränitätsfchwindel“ 
(Gef. Schr. 3, 315 u. 327). 
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durchgeſetzt werden foll; das legte Ziel bleibt immer, die Kompetenz diefer 
Spesialvereine fpäter wieder auf den Gefamtbund zu übertragen, fobald 
alle Staaten fih von der Notwendigkeit der Reformen überzeugt haben 
werden.! Dies Programm ift in fich gefehloffen und durchaus nicht unklar. 
Es konnte freilich unter Umftänden zu einer engeren Vereinigung der deut; 
fhen Staaten außer Öfterreich führen, wenn man fih in Wien rein negativ 
verhielt; aber auch dann ohne eine gründliche Umgeftaltung faum zu einer 
herrſchenden Stellung Preußens im engeren Deutfchland, fondern höchſtens 
zu einem tatfächlihen Übergewicht, wie es durch die weit geringere Macht 
aller übrigen Staaten gegeben war. Ob Hfterreich es dazu treiben werde, 
darauf wollte Radowis es ankommen laffen. Mehr fann man meines 
Erachtens nicht fagen. 

Waren nun aber diefe Gedanken von Radowitz auch die des Königs? 
Dies wird?, foniel ich fehe, allgemein geglaubt. In der Tat hat ja der König 
die Denffchrift genehmigt, und wenn der General nicht fofort die Erlaubnis 
erhielt, auf Grund diefes Programms mit Metternich zu verhandeln, fo 
lag das nad) feiner eigenen Anficht nur an dem MWiderfireben der Minifter?, 
dem der König zunächft Rechnung trug, weil im Augenblid dringendere 
Fragen vorlagen, deren Erledigung den Vorrang haben follte. 

Aber bei einem Herrfcher wie Friedrich Wilhelm fann die bloße Genehmiz 
gung einer ihm vorgelegten Denffchrift keineswegs als Beweis dafür dienen, 
daß er deren Inhalt wirklich innerlich billigte. Wie oft hat er vorher und 
nachher feinen Ratgebern die Genehmigung zu Mafregeln erteilt, die er 
felbft für falfch Hielt, aber von deren Ausführung er andere Wirkungen 
erwartete, als die, welche fie in Anregung brachten! Wie lange haben fpäter 
Bunfen und felbft Camphanfen geglaubt, daß er mit ihnen in mwefentlichen 
Punkten einig fei, während fich fpäter zeigt, daß er es nicht war! Und fogar 
die Brüder Gerlach haben ähnliche Erfahrungen mit ihm machen müffen. 
Leopold v. Gerlach hat mit Necht betont, daß es in des Königs Art lag, 
bei feinen Dienern wenig danach zu fragen, ob fie innerlich mit ihm ein- 
verftanden feien; er fraute feiner geiftigen Überlegenheit und feiner könig— 
lihen Autorität fo viel zu, daß er glaubte, ihren Handlungen jeden Augen 





’ Bol, hierzu feine Auferung aus dem Jahre 1852. Gef. Schriften 2, 34, Haffel z, 549 
u, Meinede 55, 

’ Meinede äußert fih hierüber nicht deutlich; er ſcheint (Radowitz 57f.), wenn er die 
Urfahe des Mißlingens zum großen Teil in der Perfönlichleit des Königs fucht, mehr an 
Schwaͤche und Beflimmbarleit durch die Umgebung, als einen inneren Diffens zwiſchen 
Ibm und Nabomwig zu benfen, 

’ Mabomwig Magt in feinem Briefe vom 28. Märy 1848 an den König (Haffel z, 575) 
barüber, daß feine Dentfhrift drei Monate unerwogen im Minifterium liegen geblieben ſei. 
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blick Halt gebieten zu können, wenn fie über dag, was er felbft wollte, hinaus; 
zugehen im Begriffe fianden.! 

Gewiß würde Friedrih Wilhelm Radowitz nicht feine Genehmigung 
erteilt haben, wenn er defien Beftrebungen ganz mißbillige hätte; aber 
denfbar bleibt es, daß er die darin enthaltenen Möglichkeiten, vor denen 
fein Freund nicht zurüdfchredte und die auch er gewiß nicht überfehen haben 
wird?, doch mit anderen Augen betrachtete. Nun wiffen wir aus anderen 
gleichzeitigen vertraulichen Äußerungen des Königs, daß er jede Trennung 
Hfterreichs von dem übrigen Deutfchland als das größte Unglück anfah. 
Iſt es da wahrfcheinlih, daß er völlig einverftanden gemwefen fei mit einer 
Taktik, die doch fchließlich zu einer foldhen Trennung führen konnte, wenn 
auch nicht mußte? Ich glaube vielmehr, daß Friedrih Wilhelm einver; 
fanden damit war, daß etwas im Sinne der Einigung gefchehen müſſe, 
ſowohl aus nationaler Empfindung heraus wie aus der Erwägung, daß 
nur durch Befriedigung berechtigter Forderungen den Unzufriedenen die 
Waffen entwunden werden könnten; daß er auch nichts dagegen hatte, wenn 
Radowitz mit dem fortwährend ausmweichenden Metternich energifch redete 
und ihm mit der Möglichkeit eines felbftändigen preußifhen Vorgehens 
ohne weitere Rückſicht auf Öfterreich drohte. Vielleicht gelang es auf diefe 
Art wirflih, das erfehnte gemeinfame Vorgehen beider Großmächte zu er; 
reichen.” Ob er aber wirklich entfchloffen war, wenn Öfterreich hartnädig 
blieb, allein an den Bundestag zu gehen und die Öffentlichkeit zu alarmieren 
oder gar die angefündigten Spegialvereine zur fchließen, möchte ich bezweifeln. 
Er wird fich gefagt haben: damit drohen fann man ja, um Hfterreich vor; 
wärts zu bringen; es ift auch gut, wenn Radowitz felbft in der Lage ift, auf 
die königliche Billigung des ganzen Programms hinzumeifen, damit feine 





ı Zu ähnlichen Schlüffen führen die Bemerkungen, die Radowitz felbft ſchon 1841 über 
das Verhältnis des Königs zu feinen Dienern machte (Selbftbiographie bei Haffel 1, 75). 

2 Sicher hat fie Canig bemerkt und wohl gerade deshalb, weil möglicherweife ein Zwiefpalt 
mit Öfterreich daraus erfolgen konnte, war er gegen den Plan von Radowitz. In der Ins 
firuftion, die ee am 19. November Radowig nah Wien mitgab, geftattete er diefem nur 
die deutſche Frage nebenbei und ganz im allgemeinen gu berühren und wies ihn ausdrüdlich 
an, den Grundfag feftzuhalten: feine Spaltung zwiſchen Preußen und Öfterreih! (Haffel 
1, 463). 

In diefem Sinne fohrieb der König ſchon am 17. Januar 1841, als es fih um bie 
Fragen der Kriegsverfaffung handelte: „WIN HÖfterreich nicht die Einleitungen £reffen, fo 
wird Preußen (Deutfchlandg rechter Arm) mit gutem Beifpiel vorangehen“ (Haffel ı, 332). 
Auch Damals aber beabfichtigte er keine Trennung von Öfterreih; denn ſchon am 24. Januar 
fohrieb er unter Berufung auf ein Promemoria des Barons v. Werther: „Letzteres hat Necht, 
jede Spaltung zwifchen Wien und Cöln a. d. Spree für eine Europäifhe Calamität zu 
halten” (S. 333). 
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Drohungen ernft genommen werden. Nützt das nichts, fo kann ich mir die 
Sache immer noch überlegen; ich Bin ja der König und kann dem Eifer 
meiner Diener jederzeit wieder Halt gebieten, wenn es mir nötig erfcheint.! 

Ich behaupte nicht, daß er wirklich genau fo gedacht habe; aber die Mög⸗ 
fichkeit ift nicht auszufchließen. Liegt die Sache aber fo, dann kann man 
aus der Genehmigung der Denkfchrift nicht einmal folgern, daß auch der 
König ebenfo wie Radowig eine zeitweife Trennung von Öfterreich ernftlich 
ins Auge gefaßt habe? Noch viel weniger berechtigt find wir, aus diefer 
einen Tatfache der Genehmigung zu folgen, daß fein eigentliches letztes Ziel 
die Verdrängung Öfterreichs aus Deutfhland und die Herftellung eines enge; 
ren Bundes unter Preußens Führung im Einverftändnig mit der liberalen 
Strömung gemwefen fei. Das läßt fih ja nicht einmal für den Verfaffer der 
Denkſchrift beweifen. Daß der König felbft feinen früher und fpäter fo oft 
ausgefprochenen Grundfägen eine furze Zeit lang völlig untren geworden 
fein müßte, wenn er damals folhe Gedanten gehegt hätte, hat Meinede 
mit Recht betont. Auch gibt es ja ein feharfes und ausdrüdliches Zeugnis 
gerade aus diefer Zeit und aus feinem eigenen Munde, daß er eine derartige 
Politik völlig mißbillige, in feinen befannten Bemerkungen zu der Denk 
fchrift des Fürften Karl von Leiningen. Rachfahl fucht eg möglichft zu ent; 
fräften; er meint, man müſſe entweder einen vollftändigen Gefinnungs- 
wechfel bei dem Könige vom September bis November 1847 annehmen, 
oder diefe Äußerungen als einen Verſuch Friedrich Wilhelms auffaffen, 
feine Pläne vorläufig noch zu verbergen und abzuleugnen, bis fie zur Aus⸗ 
führung reif feien.® Derartige Dinge kommen gewiß häufig genug in der 
Diplomatie aller Zeiten vor; aber man muß doch in jedem einzelnen Falle 
Gründe haben, die eine bewußte Täufchung wahrfcheinlich machen. Nachz 
fahl kann aber nur feine Interpretation der Denkſchrift von Radowitz dafür 
ins Feld führen; und diefes Argument fällt in fich zuſammen, wenn diefe 
Auslegung irrig ift. 





» Auch Leopold v. Gerlach war, als die Schrift von Radowitz im Sommer 1848 im Drud 
erfhien, der Meinung, daß die eigentlihen Abfichten des Königs von denen des Generals 
verfhieden und von diefem verlannt worden feien. „Radowitz hat die Apologie der Politik 
Friedrich Wilhelms IV. in den beutfhen Sachen geſchrieben, der ich deshalb nicht zuſtimme, 
weil fie von einer falfhen Baſis ausgeht und eine Richtung anerkennt, in die der König 
gewiffermaßen bineingetrieben it” (Denkw. ı, 165). 

AIch kann alfo die Denkfchrift niche mit Rachfahl (37) als ein „untrügliches Zeugnis 
für den damaligen Stand der preußifhen Politik“, fondern nur als ein folcheg für die perſon⸗ 
lihen Anſchauungen bes Generals anfeben. 

Nachfahl zz ſpricht ſich nicht gang deutlich darüber aus, welche diefer beiden Erflärungen 
er ſelbſt vorsieht. Der Gefinnungswecfel ift m. €, dadurch ausgefhloffen, daß der König 
nahmelsbar auch fpäter Immer an feiner alten Vorſtellung feftgebalten bat, 


2. Bapitel. 
Die deutſche Politik Preußens Bis zum 19. März. 


ie Abficht von Radowitz war im Herbft 1847 gewefen, duch Erfüllung 

der berechtigten nationalen Forderungen den Verfechtern liberaler und 
demofratifcher Ideen eines ihrer zugfräftigftien Schlagworte zu nehmen. 
Er wollte die Kompetenz des Bundes erweitert, feine Verfaffung aber er; 
halten fehen, mit Öfterreich, wenn diefes nur wolle, enge Fühlung halten, 
das Verlangen nad) einer Vertretung des deutſchen Volkes bei der Zentral; 
gewalt aber zurücdweifen und dafür nur von den Regierungen ausgewählte 
Sachverftändige zu den Kommiffionsberatungen zuziehen. 

Ob fi ein erheblicher Teil der Nation dadurch würde haben zufrieden; 
fielen laffen, wenn es fofort zur vollen Ausführung feines Programms 
sefommen wäre, wird nie entfchieden werden können. Für wahrfcheinlich 
halte ich es nicht. Der Kardinalfehler lag nicht in der zu geringen Kompetenz, 
fondern in der ungwedmäßigen Organifation des Bundes, und daran wollte 
Radowitz nichts ändern. Aber er Fam nicht einmal dazu, den Verfuch zu 
machen; Monate lang blieb feine Denkſchrift unbeachtet liegen, obwohl der 
König fie gebilligt hatte, weil die Minifter, befonders Caniß, dem ganzen 
Plane abgeneigt waren und andere Fragen in den Vordergrund fchoben. 

Seit dem Herbft 1847 erhoben die ſüddeutſchen Liberalen und Radikalen 
laut und gemeinfam den Ruf nach einem deutfihen Parlament. Sie wollten 
die Reform des Bundes von der anderen Seite her beginnen, zuerft feine 
Verfaſſung durch Einfügung eines flarfen populären Elementes ändern; 
die Kompetenzerweiterung follte mit deren Hilfe und unter deren Drude 
nachfolgen. In das offizielle politifche Leben frat diefer Gedanfe durch den 
befannten Antrag, den Friedrich Baſſermann am ı2. Februar 1848 in der 
zweiten badifchen Kammer ftellte, und der die Umwandlung Deutfchlands 
aus einem Staatenbunde in einen Bundesftaat verlangte, in dem die 
Gefeßgebung über die gemeinfamen Angelegenheiten von dem Bundestage 
zuſammen mit einer von den Kammern der Einzelftaaten gewählten Ver; 
tretung der Gefamtbevölferung Deutfchlands ausgeübt werden follte. 
Schon in der badifhen Kammer felbft ging man über diefen vorfichtigen 


Es ift aus feiner Denkfchrift nicht einmal deutlich zu erfehen, ob er die Beichlußfaffung 
nah einfacher Mehrheit für die Zukunft durchgängig eingeführt fehen oder fie nur bei der 
Abſtimmung über die augenblidlichen Anträge ausnahmsweiſe angewandt wiffen wollte, 
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Antrag hinaus, indem man eine weitere Ausdehnung der Bundeskompetenz, 
ein auf Zeit gewähltes einheitlihes Bundesoberhaupt, verantwortliche 
Keihsminifter und direfte Wahl des Parlamentes duch die Bevölkerung 
verlangte! Unter dem Eindrud der NRevolutionen in Stalien und Frank; 
reih gewannen diefe Jdeen immer mehr an Boden, und am 28. Februar 
beantragte Heinrich von Gagern in der heffifhen Kammer die Wahl eines 
proviforifhen Bundesoberhauptes aus der Zahl der deutſchen Fürften und 
die Berufung eines Bundesparlamentes, gewählt nach den Formen des 
repräfentativen Syſtems. Auch Gagern betonte, daß er feine Anträge im 
fonfervativen Intereſſe ftelle, um durch die Befriedigung der berechtigten 
Forderungen zu verhindern, daß radifalere Beftrebungen Boden fänden; 
aber e8 lag darin doch ſchon ein ftärferes Entgegenfommen gegen die po—⸗ 
pulären Wünfche, als in dem Vorſchlage Baffermanns. 

Die Nachricht von der wachfenden Erregung in Deutfchland veranlaßte 
auch den König von Preußen, auf die Neformpläne des vorigen Herbftes 
zurückzukommen.“ Wollte man felbft etwas fohaffen, was den nationalen 
Bedürfniffen genugtat, ohne den Liberalen Zugeftändniffe zu machen, fo 
war es jegt die höchfte Zeit. Der preußifche Bundestagsgefandte berichtete 
von der Angft der Fleineren Staaten vor der herandrohenden Bewegung; 
man erhoffe nur von Preußen Rettung; einzelne Stimmen verlangten 
fogar die Verlegung der Bundesverfammlung nach Berlin. Andere Nach— 
richten fagten, man hoffe in Süddentfchland, der König werde Ordnung 
und Gefeglichfeit aufrechthalten, dazu aber nur imftande fein, wenn er 
duch Gewährung periodifher Berufung an feinen Vereinigten Landtag 
bemeife, daß er nicht den Abfolutismus erhalten, fondern eine regelmäßige 
Mitwirfung der Stände am öffentlichen Leben zugeftehen wolle.“ 

In dem Konfeil vom 28. Februar? befahl der König die fofortige Aufnahme 
der Verhandlungen mit Öfterreich auf Grund der Denkfchrift von Radowitz; 
diefer felbft wurde nach Wien gefandt. Er follte zugleich gemeinfame militä- 
riſche Vorbereitungen gegen einen unter den gegenwärtigen Umftänden mög? 
lichen franzöfifchen Angriff vorfchlagen, und als Preis für Öſterreichs Beitritt 
zum Neformprogramm die preußifche Garantie für den gefamten öſterreichi⸗ 


S. den von Welder erflatteten Kommiffionsbericht bei Roth u. Merd ı, 58f. 

’ Am 18, Februar bat Eanit im Auftrage des Könige Radowitz, feine Novemberdenk⸗ 
ſchrift nohmals einzufenden, da das früher eingelieferte Eremplar nicht wiedergufinden fet 
(Haffel ı, 487), 

’ ©, die Auszüge aus Dönhoffs Berichten bei Kofer, Friedrich Wilhelm IV. am Vorabend 
der Märzrevolution, Hift. Zeitſchr. 83, 58 ff. u. Rachfahll, Hiſt. Vijſchr. 6, 372f. 

* Über eine vorhergehende Beratung vom 2ı. oder 22, Februar f. Haffel 1, 481 und 
Kofer zu. Die Dentfrift wurde beſprochen und zunächft den Neffortminiftern zur Begut⸗ 
achtung übergeben, 
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fchen Befisftand einfchließlich der am meiften bedrohten italienifchen Provinzen 
anbieten. Der Zweck feiner Sendung blieb immer, Öfterreich und Preußen zu 
feftem Widerftande gegen die auch Deutfchland bedrohenden revolutionären 
Tendenzen zufammenzufchließen und diefen jeden Schein von Berechtigung 
duch freiwillige Gewährung der wirklich notwendigen Reformen zu nehmen.! 

Es gab unter den preußifchen Staatsmännern jedoch Damals ſchon einige, 
die einen anderen Weg für richtiger hielten. Zu ihnen gehörte in erfter Linie 
der Bundestagsgefandte Graf Dönhoff. Schon im September 1847, als 
noch fein unmittelbar dringender Anlaß vorlag, hatte er in einer Denk; 
fchrift? feine Meinung dargelegt und begründet. Er hielt es nur dann für 
möglich, zu einer wirklichen Reform des Bundes zu fommen, wenn man 
fih fofort und entfchieden von Hfterreich frenne, Der Kaiferftaat, als ein 
überwiegend undeutfcher Staat, fünne nicht an der Spiße des deutfchen 
Bundes bleiben, fobald diefer eine wirkliche ftaatliche Wirkſamkeit auf natio; 
nalee Grundlage entfalten ſolle. Nur durch Appell an die Öffentlichkeit 
und den Abfchluß von Spezialvereinen nach dem Vorbilde des Zollvereing 
fei eine Reform erreichbar. Es fei zu erwarten, daß Öfterreich fih im Prinzip 
dagegen verwahren, ſich aber praftifch eine Nengeftaltung der Verfaffung 
gefallen laffen werde; es gleiche darin der katholiſchen Kirche, die auch nie 
prinzipielle Zugeftändniffe mache, fich aber praftifch oft in das Unvermeid⸗ 
liche füge. Falls Öfterreich damit einverfianden wäre, die Gefchäftsleitung 
im Bunde tatfählih an Preußen zu überlaffen und ſich mit dem bloßen 
Ehrenvorfige zu begnügen, könne man alles durch den Bundestag machen; 
da diefe Ausficht aber fehr umnficher fei, bleibe es ratfamer, den Weg der 
Spezialvereinigungen fofort und energifch, zunächſt in der Frage der Herz 
ftellung eines befferen Preßgefeges, zu befreten. 

Nein äußerlich betrachtet, war der Vorſchlag Dönhoffs von dem des 
Generals v. Radowitz nur wenig verfehieden; aber wenn auch einige ähnliche 
Mapregeln empfohlen wurden — Antufung der öffentlihen Meinung und 
Abſchluß von Spezialvereinen —, fo war doch offenbar die Tendenz beider 
Programme eine ganz verfchiedene. Dönhoff betrachtet Öfterreich als den 
natürlichen Gegner aller Beftrebungen, die auf ein gemeinfames inneres 
deutfches Staatsleben hinzielen. Er verwirft jeden Verſuch der Verftändigung 
mit ihm als ausfichtslos und hat nur die Hoffnung, daß man fi in Wien 
fcohlieglich in dag Unvermeidliche fügen werde. Er will die Mittel fofort anz 





ı Haffelz, 482 u. Kofer 51f. Schon am 2ı. Februar hatte Preußen in Wien mitteilen 
laſſen, daß es fich feine die beftehende Verfaffung verlegenden Zufagen abdrängen laffen 
werde und feftes Zufammenhalten aller deutſchen Staaten gegen die Revolution für nötig 
erachte (Kofer zı). 

” ©, Beilage ı. 
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wenden, die Radomwis nur Außerfienfalls gebrauchen will, und um die er ſo⸗ 
wohl wie der König herumzukommen hoffen, wenn fie mit ihrer Anwendung 
drohen. Dönhoff will in der Tat Preußen dauernd die leitende Stellung im 
engeren Deutfchland fihern und nur einelodere Verbindung mit Öfterreich auf; 
rechterhalten; fein Programm läuft auf die Begründung des engeren Bundes 
innerhalb des weiteren hinaus; er hat wirklich von Anfang an die Gedanken 
vertreten, die Rachfahl dem Könige und Radomwig mit Unrecht zufchreibe.! 
Bon einer Teilnahme der Bevölkerung an der Regierung des Bundes 
ift in diefer Denkſchrift noch nicht die Rede. Auch als die Revolutionsgefahr 
näher rüdt, tritt Dönhoff zwar Fräftig dafür ein, daß Preußen anftatt Öſter⸗ 
reich das Steuer der deutfchen Politik ergreife, daß es die Öffentlichkeit der 
Bundestagsverhandlungen fordere und den füddeutfchen Staaten den erz 
fehnten feften Rüdhalt gemähre — aber von einer Volksvertretung am 
Bunde fpricht er auch da noch nicht. Erſt am 28. Februar findet fih in 
feinen Berichten eine Andeutung diefer Art, indem er gegen die damals 
geplante Ernennung von Radowitz zum Bundestagsgefandten das Ber 
denfen erhebt, diefer gelte für ultramontan und für antifonftitutionell, 
und daher werde feine Entfendung nach Frankfurt das Verhältnis Preußens 
zur nationaldeutfohen Richtung verfälfchen.” Am Tage darauf — nach dem 
Bekanntwerden des Sieges der Revolution in Paris und des Gagernfchen 
Antrages — fagt er zuerft offen, das allgemeine Verlangen gehe auf engere 
nationale Verfhmehung unter Einfügung freier Inftitutionen und fragt 
an, ob der König im Prinzip damit einverftanden fei.? 
Y Aus den Mitteilungen von Kofer und Nachfahl weiß man, daß Dönhoff 
auf eigene Fauft am Bundestage, wo er in Abweſenheit des öfterreichifchen 
Gefandten das Präfidium führte, im Sinne der von ihm befürmworteten 
Politik vorging; Öffentliche Erflärungen und einzelne Befchlüffe des Bundes; 
tages follten der Nation zeigen, daß man in Frankfurt die Bedürfniffe der 
Zeit erkannt habe und fie auf dem Wege der ordentlichen Bundesgeſetz⸗ 
gebung nach Möglichkeit befriedigen wolle, Ausdrüdlich fehrieb er am 
6. März nach Berlin, daß ein volfstümliches und freifinniges Vorgehen, 
ein offenes Befenntnis zum fonftitutionellen Syſtem nach feiner Anficht die 
einzige Möglichkeit biete, dem Umfichgreifen republifanifcher Ideen Halt zu 
gebieten.* Immer wieder warnt er davor, Nüdficht auf Öfterreich zu nehmen; 
jedes Zufammengehen mit Wien werde Preußen in der Öffentlichen Meinung 





’ Mahfahl beurteilt Hiſt. Beifchr. 6, ©. 372f, die Politit Dönhoffs richtig, behauptet 
aber ohne Grund, daß bie „leitenden Kreife Preußens“ mit ihm einig gewefen feien, 

* Kofer 78, Rachfahl Hift, Vijſchr. 6, 380, 

’ Kofer 39f., vgl, Rachfahl a. a. O. 381. 

“ Kofer 60, 
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ſchaden und es in den Ruf bringen, daß es reaftionäre Mafregeln plane. 
Mit feiner Bilfigung befchloß die Bundesverfammlung, jedem Staat die 
Gewährung von Preffreiheit zu geftatten, fowie einen Ausſchuß zur Nevifion 
der Verfaffung einzufegen und zu deffen Beratungen Vertrauensmänner 
aus dem Volk zuzuziehen. Ebenfo ſtimmte er dem badifchen Antrage, eine 
Nationalvertretung beim Bunde zu bilden, die von den einzelftaatlichen 
Kammern zu wählen fei, rüdhaltlos bei. Er glaubte noch am 10. März, 
daß mit diefem Zugeftändnis auszukommen fei; ein aus Bolfswahlen 
hervorgehendes deutfches Parlament werde wahrfcheinlih die Nepublif 
proflamieren und dürfe daher nicht zugeftanden werden.“ Befonders warnt 
er vor Anwendung gewaltfamer Maßregeln, die den ſüddeutſchen Fürften 
leicht ihre Throne koſten könnten.“ 

Es ift fomit völlig Har, daß Dönhoff fein ſchon früher aufgeftelltes Ziel, 
Preußen an die Spike des engeren Deutfchland zu bringen, jetzt durch ein 
Bündnis mit den Liberalen erreichen wollte, und daß er glaubte, diefe würden 
mit einem derartigen Vereinigten Landtage für Deutfchland neben dem 
Bundestage zufrieden fein, 

Es fragt fih, ob Dönhoffmitfeinen Berichten und Ratfchlägen in Berlin Billi⸗ 
gung gefunden und die Maßregeln feiner Regierung entfcheidend beeinflußt hat. 

Zweifellos fanden der König und der eigentlich leitende Minifter des 
Auswärtigen, Canis, als fie am 1. März Radowis nach Wien fehidten, 
diefen Gedantengängen noch fehr fern. Nicht gegen, fondern mit Öfterreich 
wollten fie vorgehen; die ganze Volfsbewegung, mochte fie liberale oder 
demofratifche Tendenzen verfolgen, betrachteten fie als Feind, gegen den 
fih alle deutfche Regierungen unter Führung der Großmächte zuſammen⸗ 
fchließen müßten; die Organifation des Bundes wollten fie nicht verändern 
und fein weiteres Zugeftändnis an die Forderungen der Oppofition machen, 
als Öffentlichfeit der Verhandlungen und Zuziehung von Sachverftändigen 
zu gutachtlihen Außerungen bei den Kommiffionsverhandlungen. Dem 
Zaren ſchrieb der König, die Sendung des Generals v. Radowitz folle den 
Demagogen die Waffe der deutfchen Nationalität entreißen.? Verſchiedene 
deutſche Fürften, die am 2. März in Berlin um den König verfammelt 
waren, gaben fich hier gegenfeitig das Wort, gegenüber der Revolution feft 
zu bleiben*; bei ihren Befprechungen muß bereits die Frage erwogen fein, 





ı Kofer 62. 
- 2 11. März, Kofer a. a. O. 

s Am 29. Februar, f. Kofer 52. 

* 94. Adolf v. Naffau an Prinz Wilhelm 11. März 1848 (Paſtor, M. v. Gagern 458). — 
Vgl, auch die Anregung zu einer derartigen Aufforderung an alle Fürften in dem Preußiſchen 
Erlaß nah Wien v. 21. Februar, Kofer 51. 
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ob nicht der preußifche Herrfcher in diefer gefährlichen Lage eine Art von 
Diktatur übernehmen folle, um fo ein gemeinfames und Fräftiges Handeln 
aller Regierungen zu ermöglichen; aber Friedrich Wilhelm erklärte ganz im 
Sinne feiner fo oft ausgefprochenen Überzeugungen, „daß er nicht ohne 
Hfterreich an die Spise Deutfchlands fich ftellen wolle”! Wenn Canig am 
3. März an Radowig den Befehl fandte, die Verhandlungen in Wien mög; 
fichft zu befchleunigen und auf fofortiges Zufammentreten des geplanten 
Kongreffes in Frankfurt zu dringen?, fo zeugt dies wohl davon, daß man 
in Berlin die Lage als gefährlich anfah und ſchnelles Handeln für nötig 
hielt, läßt aber noch auf feine Veränderung der bisher innegehaltenen 
Richtung fchließen. 

Drei Tage fpäter, am 6, März, fehloß der König die Tagung der in Berlin 
verfammelten vereinigten Ausfhüffe mit einer Nede?, in der er die früher 
begehrte Periodizität dem Bereinigten Landtag gewährte und zugleich auf 
die Gefahren hinwies, mit denen Deutfchland von Frankreich her und durch 
das Übergreifen der revolutionären Tendenzen auf das eigene Gebiet be; 
droht ſei; nur eine Kräftigung des deutfchen Bundes und feftes IZufammen; 
fiehen der Völker mit ihren Fürften könne Schuß dagegen gewähren. 

In diefer Rede erblidt Rachfahl? den erften öffentlichen Schritt Preußens 
in einer ganz neuen Richtung. Durch diefes Zugeftändnis an die liberalen 
Ideen habe man nicht nur die befonneneren Elemente für die Regierung 
gegen die Radikalen gewinnen, fondern fih vor allen Dingen ihre Bündnis 
gegen Öfterreich fichern, und fich fo eine Waffe gegen den Kaiferfiaat zum 
Kampfe um die Vorherrſchaft in Deutfchland fehmieden wollen. In Wahr⸗ 
heit hatte der König den Entfehluß, dem Vereinigten Landtage das Necht 
auf periodifche Einberufung zu gewähren, längft gefaßt; er hatte mit feiner 
Delanntgabe nur gezögert, bis die Ausfchüffe feine Vorlagen erledigt hatten; 
er wollte den Schein vermeiden, als habe er fich dies Zugeftändnis durch 
die im vorigen Sommer erfolgte Ablehnung feiner damaligen Geldfordes 
rungen abzwingen laffen; da die Ausfchüffe zufammengetreten waren und 
zu des Königs Zufriedenheit gearbeitet hatten, ſchien der Beweis erbracht, 
daß fih die Vertreter der Stände in den Willen des Königs gefügt und 
auch ohne Erfüllung ihrer Forderung ſich in die ihnen angemwiefene Nolle 
gefunden hätten; nunmehr erſchien die Gewährung der Periodizität als 
ein freies Gefchent ber königlichen Huld, das ohne jede äußere Nötigung 
gegeben werde. In der Mede felbft beruft fich der König darauf, mehrere 





+ 9 Ubolf von Naffau a. a. D. 458, 
Rachfahl, Hiſt. Veifhr, 6, 376 4. 

’ Wolff, Berliner Nevolutionshronit ı, zof. 
* Deutfhland ufw, Ba. 
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der Anmwefenden wüßten ja aus feinem Munde, daß er diefen Entfchluß 
längft gefaßt habe; ein Zweifel an der Nichtigkeit diefer Erklärung erjcheint 
mir ausgefchloffen.! 

Die Berichte preußifcher Vertreter im Süden, die darauf hinwiefen, daß 
das Vertrauen zu Preußen von feiner Haren Abkehr vom Abfolutismus 
durch Gewährung der Rechte einer Volfsvertretung an den Vereinigten 
Landtag abhänge:, mögen ja dazu beigetragen haben, daß der Entſchluß 
gerade in diefem Augenblide öffentlich fundgegeben wurde; ficher ift nicht 
einmal das. Der ganze Ton der Rede zeigt deutlich, daß der König noch 
immer auf dem Gedanken beharrte, welcher der Sendung von Radowitz 
zugrunde lag: Zufammenhalten aller Regierungen und der gufgefinnten 
Elemente der Bevölkerung gegen die Revolution und Kräftigung des Bundes 
durch Ausdehnung feiner Wirkſamkeit. Der Wortlaut bietet nicht die ge; 
ringſte Handhabe, nur eine antiöfterreichifche Tendenz herauszulefen. Rach⸗ 
fahl gibt aber auch felbft zu, daß die Maßregel für den Zweck, dem fie nad 
feiner Meinung vorwiegend dienen follte, nämlich die Gewinnung der 
populären Strömung zum Bunde gegen Hfterreich, ganz ungeeignet ge; 
weſen fei. „Sie vermochte ihm die Popularität, deren fein deutfcher Ehrgeiz 
bedurfte, nicht zu verfchaffen.“” Um fo weniger liegt eine Nötigung zu der 
Annahme vor, daß fie diefem Zwecke habe dienen follen. In Wahrheit 
zeigt diefe Thronrede den König ganz im Vollgefühl patriarchalifcher Sicher; 
heit und Macht; er tut, was er für richtig hält, ohne fich darum zu fümmern, 
ob die Parteien, deren Beftrebungen er als gottlos und verwerflich anfieht, 
damit zufrieden fein werden oder nicht. 

Die nächfte authentifche Äußerung Friedrich Wilhelms liegt ung vor in 
feinem eigenhändigen Briefe an Radowitz vom 10. März. Er hatte in; 
zwifchen aus Wien die Nachricht erhalten?, daß Metternich nach einigem 
Zögern auf den preußifhen Kongreßoorfchlag eingegangen ſei; auf feinen 
Wunſch hatte Radowitz zugeftanden, daß als Verſammlungsort nicht Frank; 
furt, fondern Dresden gewählt werde; außerdem hatte der Staatskanzler 
eine Konferenz der Botſchafter Öfterreichs, Preußens, Rußlands und Eng- 
lands unter Zuziehung von Vertretern des deutfhen Bundes in London 
in Anregung gebracht, die gemeinfame Schritte gegen etwaige franzöſiſche Anz 
griffsgelüfte verabreden follte. Nach dem Eintreffen der Nachrichten von 
den Fortfchritten der Revolution in Süddeutſchland verabredeten Metternich 
und Radowitz am 7. März noch, daß der Dresdener Kongreß bereits am 


2 Bol, auch Treitſchke, Deutfche Gefhichte 5, 646f. 

2 Über Dönhoff f. oben; Bericht Bodelbergs aus Darmſtadt v. 1. März, Kofer 57. 

ↄ a. a. O. 83. 

* Über die Vereinbarungen vom 5. und 7. März Haffel ı, 486f., ferner Koſer 56f. 
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25. März (anftatt am 30., wie zuerft beabfichtigt war) zufammentreten 
folle, daß die Sitzungen des Bundestages in die Bundesfeftung Mainz zu 
verlegen feien, und daß fämtliche deutfche Regierungen aufgefordert werden 
müßten, fofort ihre Infanterie auf Kriegsfuß zu bringen, um gemeinfame 
friegerifche Maßregeln zur Aufrechterhaltung der Ordnung einzuleiten. 
Alle diefe Verabredungen waren dem Könige am 10. März befannt.? 

Ebenfo hatte er natürlich damals Kenntnis vom Siege der Revolution 
und der Bildung Fonftitutioneller Regierungen in Baden, beiden Heffen 
und Naffau, von den Befchlüffen der in Heidelberg am 5. März fagenden 
Berfammlung der 51 Mitglieder ſüddeutſcher Parlamente, in denen eine 
nach der Volkszahl gewählte deutſche Nationalvertretung gefordert wurde, 
endlich von der äffentlihen Kundgebung König Ludwigs I. von Bayern 
vom 6. März, in welcher diefer für die Berufung eines deutfhen Parla⸗ 
mentes einzutreten verfprach.* 

Den unmittelbaren Anlaß zu jenem Schreiben an Radowitzẽ bildete ein 
Hilferuf des Königs von Württemberg, der ebenfalls von der Oppofition 
hart bedrängt wurde und eben im Begriffe ftand, deren Hauptforderungen 
zu bewilligen und ein liberales Minifterium zu berufen. Offenbar noch bevor 
er fih dazu entſchloß, Tieß er durch ein Mitglied feiner Familie dem 
preußifchen Könige mitteilen, daß er zum äußerſten Widerftande entfchloffen 
fei, feine Truppen fongentrieren und fih im Notfalle mit ihnen in die 
Feftung Ulm zurüdziehen wolle, um bier preußifhe Hilfe abzuwarten. 
Friedrich Wilhelm entnahm aus diefer Mitteilung einen neuen Antrieb, 
auch feinerfeits militärifhe Vorbereitungen zu treffen, einen Teil feines 
Heeres auf Kriegsftärke zu feßen und bei Hfterreich auf Anordnung der 
gleihen Mafregel und auf fchnelle Verabredungen über gemeinfames 
Vorgehen zur Bändigung der Revolution in Deutfchland zu dringen. Auch 
den ruſſiſchen Zaren bat er, Truppen am die deutfche Grenze rüden zu laffen, 
um bie heißen Köpfe etwas abzufühlen.° Sobald der vereinbarte Kongreß 





" Haffel 1, 489. — Hfterreih erließ die Einladung zum Kongreß ohne Angabe eines 
beftimmten Termins fhon am 7. März; den 25. März gab es in einer neuen Sirkularnote 
vom 8, Mär; an (Moth u, Merd ı, 106 u. 108). 

» Der Brief des Königs vom 10. März fet die Kenntnis der Verabredungen vom 7. März 
voraus, ba er von ber Vorausſetzung ausgeht, daß der Bundestag nah Mainz verlegt 
werben foll, 

S. Roth u. Merd ı, 103. 

’ Gerade bdiefe Kundgebung wirkte auch auf Radowitz höchſt deprimierend; man müſſe 
nun erwarten, daß auch von ben Fürſten felbft auf dem Kongreffe derartige Ideen vors 
oebraht werben würden (Brief an den König v. 8. Mär, Haffel ı, 491). 

* Wörtli bei Haffel x, 402f. 

* Der Zar hatte bereits Anfang März feine Neigung zu fofortigem militärifhem Eins 
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sufammengetreten fei, follte ein füddentfhes Heer unter dem Dberbefehl 
Württembergs und ein mitteldeutfches unter preußifhem Kommando ge; 
bildet werden; eine gemeinfame Kundgebung der deutfchen Regierungen 
folfte jeden Angriff auf die Souveränität des Bundes als Hochverrat brand; 
marfen und zugleich „die Heidelberger Teutfchparlamenter und die Chefs 
der badifchen, darmftädtifchen, naffanifchen etc. Bewegung in die Reiche; 
Dberacht” erklären. In Mainz fei eventuell der Belagerungszsuftand zu 
proflamieren und der dorthin verlegte Bundestag wieder in ein befferes 
Fahrwaſſer zu lenken. Radowitz erhielt den Auftrag, Öfterreich für fofortige 
gemeinfame Einbringung diefer Vorfchläge auf dem Kongreß zu gewinnen. 
Ferner flimmte der König dem Metternichfchen Gedanken einer europälfchen 
Vereinbarung gegen franzöfifche Friedensftörungen lebhaft zu; die Londoner 
Botfchafterfonfereng müſſe im engften Einvernehmen mit dem Dresdener 
Kongreß vorgehen; „London muß Dresden ſtärken und die Tollhäusler in 
Deutfchland zur Befinnung, die Verräter zur Flucht und zum Verftummen 
bringen”. In Preußen, fo fchließt der König, ftehe noch alles gut, vor Adreſſen 
werde er fich nicht beugen. Bedenken macht ihm nur der Umftand, daß fo 
viele füddentfche Fürften das Verſprechen gegeben haben, für den Zu; 
fammentritt eines deutfchen Parlamentes wirken zu wollen. Er bittet 
Radowitz um feine Meinung darüber, ob man ihnen ihre Lage nicht dadurch 
erleichtern fünne, daß man eine aus vier Kurien beftehende Ständever; 
fammlung neben dem fouveränen Bundestage von Zeit zu Zeit zuſammen⸗ 
treten laſſe. Er hält aber diefe Frage für fo nebenfählich, daß es ihm als 
genügend erfcheint, wenn der Dresdener Kongreß fie vorläufig befpreche 
und weitere Erwägungen auf eine neue Konferenz verfchiebe, Und er fügt 
noch ausdrüdlich Hinzu: „Doch glauben Sie und der Fürft ja nicht, dag 
ich darauf jet befonderen Wert lege. Aber Truppen fammeln! um bald 
mit der Teutfchen Revolution aus dem Baß zu fprechen !“ 

Man fieht aus diefem Schreiben mit voller Deutlichkeit, daß der König 
auch jet an ein Bündnis mit der liberalen Bewegung gegen Hfterreich 
und die Mittelftaaten nicht im geringften denkt. Selbft die durchaus ges 
mäßigten Heidelberger Befchlüffe betrachtet er als Erzeugniffe der Revo; 
Iution, auch die liberalen Führer der Kammermehrheiten in den Mittel; 
ſtaaten erfcheinen ihm als reif für die „Oberacht“. Sein Programm ift: 
die Revolution mit Waffengewalt niederwerfen, und im feflen Einver; 
nehmen mit Öfterreich und den übrigen Regierungen die früheren Reform; 
vorſchläge durch die Konferenz zum Befchluß erheben zu laffen. Den Gedanfen 
eines deutfchen Parlaments aus Volkswahlen lehnt er überhaupt ab; eine 


greifen in Deutſchland, falls die Revolution dort fiege, dem preußifhen Gefandten zu er; 
fennen gegeben (f. Rochows Bericht v. 4. März bei Kofer 54.) 
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nach Kurien beratende deutfche Ständeverfammlung!, deren Kompetenz er 
fi offenbar fehr gering vorftellt, hält er für denkbar, aber ihre Einrichtung 
nicht für dringend. Diefes halbe Zugeſtändnis — das einzige, womit er 
über den Rahmen des bisherigen Reformprogramms einen Schritt hinaus; 
geht — will er nicht machen, um die Liberalen zu gewinnen, wozu e8 auch 
gar nicht geeignet gewefen wäre, fondern nur, um den deutſchen Fürften 
die Möglichkeit zu gewähren, von ihren in der Not gemachten Zuſagen 
ohne Wortbruch möglichft wieder loszukommen. 

Unmöglich kann alfo, wie Rachfahl meint, am 8. oder 9. März in Berlin 
ein völliger Spftemwechfel, eine Benutzung der revolutionären Bewegung 
zur Begründung der preußifchen Hegemonie, und, um dies zu ermöglichen, 
der volle Übergang Preußens felbft zum Eonftitutionellen Syſtem befchloffen 
worden fein. Rachfahl ftüst feine Behauptung auf die Angaben Leopold 
v. Gerlahs und des Minifters v. Bodelfhwingh. Gerlach berichtet, daß 
am 8, März der König beim Tee recht ſchweigſam geweſen fei und fügt 
hinzu: „Die ſchwere Zeit laftete wohl fohon auf dem Herrn, befonders das 
Gefühl des Unterliegens unter dem von ihm verabfcheuten Konftitutionalis; 
mus. Er hatte ja damals denfelben ſchon Bodelfhwingh Fonzediert, und 
man muß anerkennen, daß der Widerftand dagegen nicht leicht war.“ 
Bodelfhwingh fagt in einem Schreiben vom 30. März 1848, daß er bereits 
acht Tage vor dem Eintreffen der Nachricht von der Wiener Revolution, 
alfo vor dem 15. März, den König zuerft mit der Idee vertraut gemacht 
habe, daß eine Konftitution nicht zu umgehen fei, und daß er zugleich betont 
babe, e8 müßten andere Männer an die Spige der Gefchäfte geftellt werden, 
wenn der König auf diefen Gedanken eingebe.’ 

Die betreffende Aufzeichnung Gerlachs ift, wie Nachfahl felbft zugibt, 
feine gleichzeitige Eintragung, fondern erft etwa vier Wochen fpäter ges 
fchrieben. Angenommen felbft, daß Gerlach dabei kurze Notizen über die 
Vorgänge der einzelnen Tage als Vorlage benutzte und nicht nur nach dem 
Gedächtniffe erzählte, fo zeigt doch der Wortlaut deutlich, daß er zu der 
berichteten Tatfache (der Schweigfamteit des Königs am 8. März) eine 
nachträgliche Deutung hinzufügt, die fich ihm beim Nüdblide auf das ins 
zwiſchen Durchlebte ald wahrfcheinlich ergibt. Auch die in pofitiverer Form 
gemachte Angabe, daß der König damals ſchon den Konflitutionalismus 
an Bodelfhwingh konzediert habe, kann man wegen ihrer engen Verbindung 
mit der Vermutung Gerlachs über die am 8. März Friedrich Wilhelm be; 
berefhenden Gefühle nicht als Teil einer etwa zugrunde liegenden gleich; 


» Die vier Kurien follen wohl Mediatifierte, Adel, Bürger und Bauern fein, 
® Dentwärbigf, ı, 127. 
’ 9, Diefl, Erlebniffe 1848 S. 16. 
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zeitigen Notiz, fondern nur als Teil der fpäter angeftellten Reflerion auf; 
foffen. Es ift daher durchaus nicht ausgefhloffen, daß Gerlachs Angabe 
auf fpäterem Hörenfagen oder nachträglichen Schlüffen beruht, die untichtig 
fein fonnten. Sie würde für fih allein nichts bemweifen. 

Bodelfhwingh gibt Fein ganz genaues Datum für fein Gefpräch mit 
dem Könige an; man fann nur fagen, daß es etwa um den 7. oder 8. März 
flattgefunden haben wird. Er fagt aber auch nicht, daß der König damals 
feinen Gedanken zugeftimmt habe, fondern nur, daß er zum erfien Male 
mit ihnen vertraut gemacht worden fei. Bodelfhwinghs Plan ging, wie 
er felbft gefagt hat, dahin, daß der König die Gefeßgebung und das Ber 
fleuerungsrecht mit den Ständen teilen, die Exekutivgewalt aber behalten 
und duch ein der Krone und den Ständen verantwortlihes Minifterium 
ausüben laffen folle. 

Es folgt alfo aus diefen Notigen durchaus nicht, daß der König damals 
eine Reform im Sinne Bodelfhwinghs bereits gutgeheißen oder gar Maß; 
regeln zu ihrer Verwirklichung getroffen habe. Fand jene Unterredung 
wirflih am 8. März vor dem von Gerlach erwähnten fchweigfamen Tee; 
abend ftatt, fo mochte Friedrich Wilhelm vielleicht wirklich bedrüdt fein 
duch den Gedanken, daß einer feiner vornehmften Ratgeber ihm Schritte 
empfahl, die er felbft für unheilvoll hielt; aber es ließe fich die weitere Folge— 
rung Gerlachg, daß er damals fchon bereit gemwefen fei, diefe Schritte wirklich 
zu fun, in feiner Weife begründen. 

Die Frage, ob der König am 8. März bereits im Prinzip den Konfliz 
tutionalismus anerkannt hatte!, ob diefer Tag daher als „Geburtstag der 
fonftitutionellen Monarchie in Preußen“ angefehen werden muß, ift auch 
für die Beurteilung feiner Stellung zur deutfihen Frage wichtig. Denn 
nach Rachfahls weiteren Ausführungen fol diefer Entfchluß ihm aufgedrängt 
worden fein durch die Erfenntnis, daß er nur, wenn er in Preußen fon; 
ſtitutioneller Herrfcher werde, für die liberale Bewegung in Deutfchland, 
die er benußen wollte, bündnisfähig fei. Daher liege in der prinzipiellen 
Entfcheidung über den Konflitutionalismus ein ficheres Anzeichen dafür 
vor, daß damals bereits eine entfcheidende Wendung in der deutfchen Politik 
befchloffen geweſen fei. 

Auch für diefen Zufammenhang dient ein Wort Gerlachs? ald Anhalts; 
punft. Am 13. April 1848 hatte der General eine Befprehung mit dem 
Könige, in deren Verlauf der lestere feine Nachgiebigkeit gegenüber dem 
Liberalismus entſchuldigte. „Der Konflitutionalismus habe wegen Deutfch; 
land anerkannt werden müffen, und habe er dabei auf ausdrüdlichen Nat 


ı Rahfahl 85, 86. 
® Gerlad ı, 151. 
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feiner Minifter, von denen er Bodelfhwingh und Canitz befonders nannte, 
gehandelt.” Müſſen aber diefe Worte fo ausgelegt werden, daß Friedrich 
Wilhelm den Konftitutionalismus! anerfannt habe, um dadurch bündnis⸗ 
fähig für die Liberalen zu werden und mit ihrer Hilfe an die Spitze Deutſch⸗ 
lands zu fommen? Eine derartige Politik hat der König, wie wir noch 
genauer fehen werden, immer von der Hand gemwiefen; er wußte, daß auch 
Gerlach fie nicht billigen konnte; und er follte ihm gegenüber ein Beftreben 
diefer Art als Rechtfertigung feiner Handlungsweife haben geltend machen 
wollen? Ich glaube, man muß nach einer anderen Deutung diefer von 
Gerlach ja offenbar in ftarfer Verkürzung wiedergegebenen königlichen Worte 
fuchen. Und eine folche bietet fich, gerade wenn man den ıo. März berüds 
fihtigt, ganz zwanglos dar, Friedrich Wilhelm will offenbar fagen, es 
fei unmöglich gewefen, den fonftitutionellen Forderungen in Preußen noch 
auszuweichen, nachdem die übrigen deutſchen Fürften eine Ermeiterung 
der parlamentarifhen Nechte in ihren Staaten, ja fogar die Berufung 
eines deutfhen Parlamentes zugeftanden hätten; Preußen würde die Füh— 
fung mit ihnen verloren haben, wenn es auf dem Standpunkt voller Ab; 
lehnung geblieben wäre. Kam e8 insbefondere zur Berufung eines aus den 
einzelftaatlihen Ständeverfammlungen gebildeten deutſchen Parlamenteg, 
fo fonnten die Vertreter des preußifchen Vereinigten Landtages nur dann 
als gleichberechtigte Mitglieder Aufnahme finden, wenn diefer Landtag 
wenigftens im großen und ganzen die gleichen Nechte wie die übrigen Stände 
befaß. Wir werden dieſen Gedanfen_bei den preußifchen Staatsmännern 
tatfächlich begegnen, wenn auch erft zu einem etwas fpäteren Zeitpunfte; 
auf diefen Zufammenhang möchte ich Gerlahs Worte beziehen, nicht auf 
den angeblihen Beſchluß vom 8. März. 

Aus diefen Erwägungen ergibt fih, daß der König am 10. März, als 
er jenen Brief an Radowitz fehrieb, fein altes Programm in der deutſchen 
Frage noch fefthielt?; es liegt auch kein Zeichen dafür vor, daß er damals 





> €8 ließe fih auch wohl die Frage aufwerfen, was Gerlach refp. der König bier unter 
„Konftitutionalismus” verfianden haben. Vielen galt fhon das Vorhandenfein irgends 
einer periodifh tagenden Bollsvertretung als Kennzeichen des Konftitutionalismus; in 
biefem Sinne wäre [don die Gewährung der Periodizität an den Vereinigten Landtag 
ein Übergang zum Konftitutionalismus geweſen. So faßt das Wort, was für den Ges 
brauch im diefem Kreife nicht ohne Bedeutung ifl, auch Stahl auf, wenn er fagt, daß 
er (ih „sum neuern fländifchen, fohin konftitutionellen Syſtem“ befenne. (Das monard), 
Prinzip ©, 43, erfhlenen 1845; ähnlih Einl, S. v). Die Ausführungen von Kofer 
(Zur Charakteriftit des Verein. Landtags in d. Feſtſchr. f. Schmoller 1908 ©. 287f.) 
haben mid nicht davon überzeugen können, daß vor der Märgrevolution wirklich ein 
allgemein gleihartig verflandener Begriff des „Konſtitutionalismus“ befanden babe, 

Es liegt durchaus fein Grund vor, von einem befländigen Schwanten des Könige in 
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fhon eine neue Erweiterung der Rechte feines Landtages ind Auge gefaßt 
habe, obwohl Bodelfhwingh zweifellos darauf gedrungen hat. Und auch 
Canitz äußerte fih an demfelben Tage höchſt abfällig über das Gefindel, 
das die ſüddeutſchen Revolutionen gemacht habe und von den Liberalen 
benußt werde, fomwie über die Schwäche der dortigen Regierungen, denen 
man wieder Mut einflößen müfle, um fie von weiteren Konzeffionen zurüd; 
zuhalten.! 

Bon dem folgenden Tage liegt ung eine andere höchſt merkwürdige 
Üußerung von Canig vor. Er fehreibt nämlich an Nadomwig?, und zwar 
unter ausdrüdlicher Berufung auf eine fönigliche Ermächtigung, die Nachz 
richten aus Stalien Hätten ihn auf den Gedanken gebracht, ob die öfter; 
reichifche Regierung nicht den Verſuch machen könne, „die Lombardei moralifch 
zu erobern“, den dort herrfchenden Grimm zu entwaffnen durch Gewährung 
einer Konftitution; diefe könne nicht als abgedrungenes Zugeſtändnis er; 
foheinen, da die Armee fchlagfertig und unbefiegt daſtehe. „Nirgends kann 
man vor der Idee einer Konflitution weniger erfchreden als in Wien, wo 
die Iombardifche eiferne Krone mit der des hl. Stephan, der böhmifchen 
und der Öfterreichifchen ein gemeinfames Zentrum finden. Mit der Auf⸗ 
hebung des Gegenfages abfoluter und Fonftitutioneller Monarchie würde 
die Stellung Öfterreichs in Italien bedeutend verändert, der Eaiferliche Adler 
könnte feine Schwingen wieder frei entfalten, Frieden fliften und nötigen, 
falls ihn erzwingen.“ Etwaige begreifliche Bedenfen müßten gegenüber 
der großen Aufgabe, die Welt in ihre Fugen wieder einzurichten, 
zurücktreten; Radowitz möge fondieren, ob diefer Gedanke gute Auf: 
nahme finde, 

Schon Kofer Hat diefes Schreiben dahin ausgelegt, daß Canig hier mit 
Zufimmung des Königs „zugunften des Fonftitutionellen Syſtems eine 
Lanze eingelegt” habe. Rachfahl hält den Rat nicht für ernft gemeint, 
fondern für eine Verlegenheitsphrafe; man habe fich in Berlin bereits ent; 
fchloffen gehabt, das frühere Programm aufzugeben, ſich nicht nur von 
Öfterreich zu frennen, fondern es wenigftens indireft zu befämpfen im 
Bunde mit einem deutfchen Parlament; man habe fich gefcheut, dies ein; 
zugeftehen und daher der Wiener Negierung den unausführbaren Nat ge; 
geben, dasfelbe zu tun, was Preußen eben vorbereitete, und ebenfalls das 
fonftitutionelle Syſtem anzunehmen. 





diefen Tagen zu reden, wie es zulegt wieder Hanfen im feiner fonft fehr Iehrreichen Abs 
handlung über „Sriedrih Wilhelm IV. und dag liberale Märgminifterium” (Weftd. 3. 32, 
10 4. 13) tut. Er hat ſich zu ftark von Rachfahls Ausführungen beeinfluffen laffen. 
An Radowig 10. März, f. Haffel 1, 492. 
® 17. März Kofer 68, vgl. Haffel 1, 503. 
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Diefe Auslegung wäre nur dann überhaupt möglich, wenn man in Berlin 
damals wirklich der Berufung eines deutfchen Parlaments zuzuſtimmen 
und dem Vereinigten Landtage größere parlamentarifche Rechte zugugeftehen 
entichloffen gewefen wäre. Dies ift aber nicht erwiefen, und wir werden 
noch fehen, daß es tatfächlich nicht der Fall gewefen fein kann. Sch verftehe 
den Brief anders. Es ſteht meines Erachtens gar nichts darin von einer 
Berfaffung für Gefamt;Öfterreich, fondern von einer folden für die itaz 
lienifhen Gebiete, insbefondere die Lombardei, Wie hätte eine Geſamt⸗ 
verfaffung beruhigend auf Stalien wirken können? Canig meint, wenn der 
Kaifer feinen italienifhen Untertanen einen gefegmäßigen Anteil an der 
Leitung ihrer eigenen Geſchicke gewähre, könne ihr Anfchluß an die italienifche 
Revolutionsbewegung verhindert werden. In diefem Zufammenhange 
gewinnen auch die weiteren Ausführungen einen Sinn, die fonft wie zweck⸗ 
Iofer Hohn klingen würden: die Gewährung einer Konftitution an die ikaz 
lienifhen Länder fünne um fo weniger Beforgnis erweden, meint Caniß, 
da ja doch die fo fehr verfchiedenen Kronländer ihr gemeinfames Zentrum 
immer in Wien finden müßten, d.h. in der Perfon des Monarchen, da 
eben ein gemeinfames Parlament aus Ungarn, Deutfchen, Slawen und 
Stalienern ihm ganz undenkbar erfcheint.T Iſt diefe Auslegung richtig, ſo 
läßt fih daraus für die Pläne, welche die preußifche Politik in diefem Augen⸗ 
blide verfolgte, gar nichts fehließen.? 

Aber noch an dem gleichen Tage gab der König dem Minifter v. Thile 
den Befehl, mit Bodelfhwingh und Canig über die Abfaffung einer Pros 
Hamation an das preußifhe Volk in Beratung zu treten, welche die Ant⸗ 
wort auf alle bisher in Adreſſen und Petitionen laufgewordene Forderungen 
enthalten follte; ferner erklärte er die Vorbereitung einer Anfprache an das 
deutfhe Volk für nötig’. Über den fachlichen Inhalt, den diefe Kund⸗ 
gebungen haben follten, enthalten die kurzen Zeilen Friedrich Wilhelms 
nichts. Daß er aber von dem engen Zufammenhange der deutfohen und 
der preußifchen Verfaffungsfrage überzeugt war, geht ang der Nebeneinanderz 
ftellung der beiden geplanten Proflamationen doch wohl hervor. Am Abend 





Dies hat Canitz in einer anderen Dentfhrift felbft ausgeführt; Rachfahl, Hift. Veifhr. 6, 
524 Unm, ı, findet darin einen Widerfpruch zu den Worten unferes Briefes; diefer vers 
ſchwindet, fobald man meine Auslegung annimmt, 

Rachfahl nimmt an, daß Canitz bei Abſendung diefes Briefes bereits das Schreiben 
Mar v. Gagerns vom 9. März in Händen gehabt habe und fomit über die Bereitwilligkeit 
ber ſaddeutſchen Höfe, fih der preußifhen Führung unterzuordnen, orientiert geweſen ſei. 
Dies teiffe jedoch micht zu, Der Brief Gagerns traf, wie Canitz in feiner jege im Wortlaut 
vorliegenden Antwort fagt, erſt am 12. Maͤrz morgens in Berlin ein (ſ. Paftor, M,v, Gagern 
©, 458) 

» Kofer 66, 
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des gleichen Tages erklärte der König dem General v. Gerlach, daß er die 
Einberufung des Vereinigten Landtags für nötig halte, „indem er den 
revolutionären Staaten und der freien Preſſe gegenüber nicht glaubte, ſich 
ohne ein ſolches Mittel halten zu können“. 

Was mag ihn zu dem Plane derartiger öffentliher Kundgebungen und 
der Berufung feiner Stände bewogen haben? Soweit wir e8 zu überfehen 
vermögen, waren ihm feit dem vorigen Tage Nachrichten von entfcheidender 
Bedeutung nicht zugefommen. Gerlach erwähnt, daß unmittelbar vor ihm 
der eben aus Paris zurüdgefehrte Gefandte Heinrich v. Arnim beim Könige 
gewefen fei, und meint, daß diefer ihn ängftlich gemacht habe; er feheint 
den Entſchluß zur Landtagsberufung auf die Eindrüde zurüdzuführen, die 
diefe Unterredung bei feinem Herrn zurüdgelaffen hatte. Auch der Auftrag 
an Thile ift abends erteilt, vielleicht nach jenen Gefprächen; denn der König 
fagt, daß er zwar am Morgen fohon die Möglichkeit einer Proflamation 
angedeutet habe, aber erft durch „das Nachdenken diefes Tages” zu dem 
Entſchluß gefommen fei, den Gedanken wirklich auszuführen. 

Heinrich v. Arnim war in der Lage, über die Parifer Vorgänge und die 
füddeutfhen Stimmungen aus eigener Kenntnis zu berichten. Er war 
ganz wie Dönhoff überzeugt davon, daß Preußen diefe Gelegenheit be; 
nutzen müſſe, um die Führung in Deutfchland zu ergreifen. Er ift es ja 
auch fpäter gemwefen, der den König zur Annahme der deutfchen Farben, zur 
Proflamation und zu dem Umritt des 21. März beftimmet hat. In feiner 
politifhen Denkſchrift vom 17. März, auf die fpäter noch zurüdzufommen 
fein wird, hat er bereits die gleihen Gedanken entwidelt. Möglich, daß 
er fie fhon am 11. dem Könige vorgetragen, vielleicht auch auf eine Pros 
Hamation gedrungen hat; daraus folgt aber noch nicht, daß Friedrich 
Wilhelm, wenn er auch diefen Gedanfen aufgriff, einer folhen Kundgebung 
den Inhalt habe geben wollen, den Arnim wünſchte. 

Ohne Kenntnis des Inhaltes, den die Proflamation haben follte, wird 
man aber fehwerlich entfcheiden können, ob damit eine Änderung des bis⸗ 
herigen Syſtems eingeleitet werden follte oder nicht. Nun liegt ja die Anz 
nahme nahe, daß die Kundgebung, die drei Tage fpäter wirklich erging, das 
Patent vom 14. März, fohon damals fo, wie es fpäter herausfam, vom 
Könige geplant gewefen fei. Aber ift das wirklich fo fiher? Wäre es nicht 
ebenfo gut denkbar, daß man damals an eine Proflamation ganz anderer 
Art gedacht habe? Wir find, glaube ich, in der Lage, hierüber aus den vor; 
liegenden Duellen ziemlich fihere Auskunft zu erhalten, wenn wir fie richtig 
zu deuten wiffen. 


ı Gerladı, 130. Es bleibt, da auch dies der fpäteren Aufzeichnung aus dem April an; 
gehört, wieder zweifelhaft, ob der General fich der Worte des Königs ganz genau erinnerte, 
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Uns liegen nämlich zwei fehr intereffante Briefe von Canit vor, die beide 
vom 12. März datiert find. Der eine ift an Radowitz gerichter! und bildet 
die Erwiderung auf deffen Bericht vom 10. März, wonach jet in Wien 
volle Einigung über den Dresdener Kongreß erzielt, eine förmliche Punk; 
tation darüber abgefhloffen und die Veröffentlihung gleichlautender Kund⸗ 
gebungen Hfterreihs und Preußens für den 15. März verabredet war. 
Canit billigt dies alles; er fpricht fodann feinen Zweifel aus, ob die ſüd⸗ 
deutfchen Regierungen bei ihrer ftarfen Abhängigkeit von der Volksſtimmung 
ihrer Länder noch würden teilnehmen fünnen, und erwähnt, daß der König 
perfönlich die Beratungen zu eröffnen gedenfe; er werde dabei feinen Ent; 
ſchluß ausfprechen, „die Sache Deutfchlands mit der eigenen zu identifiz 
zieren” und Deutfchland mit aller Macht gegen Angriffe von außen und 
gegen die Anarchie im Inneren zu befhüsen. In einer eigenhändigen Nach: 
fhrift teilt er Radowig mit, daß der Entfehluß zur Berufung des Vers 
einigten Landtages gefaßt feizs man werde das auch in Wien zweckmäßig 
finden; „wir brauchen ihn wegen der eventuellen Kriegskoften, und für 
Deutfhland ift er nützlich als Gegengewicht gegen republifanifchen Unfug 
und gegen das deutſche Parlament”. Nach einer ſcharfen Kritik der legten 
Bundestagsbefhlüffe, die dem Sinne der an Graf Dünhoff ergangenen 
Anfteuftionen nicht entfprächen, fagt der Minifter zulett, daß der König 
der Revolution in Süddeutfchland, wenn fie dort Boden gewinne, fcharf 
zu Leibe gehen wolle und zu diefem Zwecke auch einen Aufruf „an alle ehr; 
lihen Leute in Deutfhland” plane, In Wien werde man das nicht miß⸗ 
deuten; „denn wenn wir die Fahne Deutfchlands in die Hand nehmen 
und das Schwert ziehen, fo ift es ebenfo für Hfterreich als für uns“, 

Bevor wir aber aus diefem Schreiben die naheliegenden Schlüffe ziehen, 
müffen wir ung dem zweiten erwähnten Briefe zuwenden, weil diefer ans 
geblih in unüberbrüdbarem Gegenfage dazu fiehen und feine Glaubwürdig; 
feit zweifelhaft erfcheinen laffen fol. Er ift an den naffanifchen Legationg; 
rat Mar v. Gagern gerichtet?, und wir müffen, um in feiner Auslegung 
nicht zu irren, etwas weiter ausholen. 

Diefer war befanntlih nah dem Siege der Revolution in Naſſau auf 
feinen eigenen Wunfch mit einer Gefandtfchaft an die ſüddeutſchen Höfe 
beauftragt worden, Der Zwed feiner Sendung follte es fein, die Herrfcher 
von HeffensDarmftadt, Baden, Württemberg und eventuell Bayern zu 
gemeinfamem Vorgehen zu beflimmen, und zwar in dem Sinne, daß man 
durch Eingehen auf die nationalen Forderungen bie Sympathie der Mittel; 


. Ausführliher — Ausyug bei Haffel ı, sogf; einzelne Stellen bei Kofer 67 u. 76 (bie 
letztere, die offenbar in ben Anfang des Schreibens gehört, fehlt bei Haffel). 
’ Yen vollfländig gedrudt bei Paflor 458, 
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klaſſen gewinnen wollte, um mit ihrer Hilfe die Bauern und Arbeiter niederz 
halten zu können. Zunächft follten fich die ſüddeutſchen Staaten, etwa unter 
der Führung des Königs von Württemberg feft zufammenfchließen; fpäter 
follten die deutſchen Fürften eine angemefjene Stellung in einem Pairs⸗ 
haufe finden; daß daneben ein aus Wahlen heroorgehendes Unterhaus 
ftehen müffe, feßte er als felbftverftändlich voraus.! Seine von ihm felbft 
verfaßte Inſtruktion fohrieb ihm vor, zunächft eine gemeinfame Beratung 
und Leitung zu vereinbaren, unter dem Vorbehalt, daß fpäter, wenn der 
Bund dauernd werde, eine wechfelnde Leitung an die Stelle zur freten habe. 
Mit den Führern der liberalen Bewegung, insbefondere den in Heidelberg 
gewählten Vertrauensmännern, follte er fih in Verbindung fegen und ihr 
Einverftändnis dafür zu erlangen fuchen, daß wenn die Regierungen die 
Berufung eines deutfhen Parlamentes in die Hand nähmen, ihnen alles 
weitere überlaffen werde. Das künftige Parlament follte entweder dem 
beftehenden Bundestage zugeordnet, oder, wenn dies feinen Anklang finde, 
aus einem von den Einzellandtagen zu wählenden Unterhaufe und einem 
aus den Fürften und Mediatifierten beftehenden DOberhaufe zuſammen⸗ 
gefeßt werden. Für den Fall eines auswärtigen Angriffs oder einer repu⸗ 
blifanifchen Schilderhebung follte einem deutfchen Fürften die militärifche 
Diktatur übertragen werden. Ob auch nach Befeitigung derartiger momen; 
taner Gefahren eine einheitliche Spitse des Bundes vorhanden fein follte, 
darüber ſchweigt die Inſtruktion?; nach dem früheren Briefe wird man 
annehmen dürfen, daß an eine wechfelnde Oberleitung gedacht war. 
Mit diefen Aufträgen hatte Mar v. Gagern am 7. März feine Neife ans 
getreten; in Darmſtadt hatte er Zuſtimmung gefunden; nur den leßten 
Punkt, die vorübergehende Diktatur, fand man bedenklich. Man kam 
überein, ihn bei den weiteren Verhandlungen vorläufig fortzulaffen?; zur 
Unterftügung der übrigen Vorfchläge wurde von heffifcher Seite Graf Lehr; 
bach Gagern zugeordnet. Vermutlich war e8 eine Folge der Darmftädter 
Beiprechungen, daß Gagern jetzt die Frage aufwarf, ob es nicht ratfam 
fei, die Höfe von Wien und Berlin von dem Gegenftande der Miffion in 





ı Gagern an Hz. Adolf, 5. März, bei Paftor 183. Die Mitteilungen Paftors haben erft 
über den Urfprung und anfänglichen Zweck der Gagernfhen Miffion volle Klarheit gegeben. 
Die älteren Darftellungen laffen die Gründung eines engeren Bundes mit preußifcher 
Spige gleich anfangs zu ſtark in den Vordergrund treten, während diefer Gedanke erſt in 
Stuttgart ernfthaft erwogen wurde. 

® Infteuftion v. 7. März bei Paſtor 185. 

° Heinrich v. Gagern an Graf Lehrbach, 8. März, Paſtor 4535 M. v. Gagern an Hz. 
Adolf, 8. März, a. a. O. 454. In den Äußerungen des heffifchen Erbgroßherzogs trat die 
Abneigung der kleineren Staaten gegen den alten Bund ſtark hervor, deffen gedeihliche 
Entwicklung die Königreihe aus Egoismus gehindert hätten. 
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Kenntnis zu ſetzen; anfangs war dies offenbar nicht beabfichtigt geweſen; 
denn Gagern glaubte fich feinem Herzoge gegenüber entfchuldigen zu müffen, 
daß er dem preußifchen Gefandten in Darmftadt, Herren v. Bodelberg, 
Mitteilung davon gemacht habe.! 

Am 8. März fuhr Gagern nah Heidelberg, um mit den Führern der 
Liberalen Fühlung zu nehmen. Bon hier aus fohrieb er am 9. März an 
den Prinzen Friedrich von Württemberg?, um durch ihn den Stuttgarter 
Hof auf feine Vorſchläge vorbereiten zu laffen; die deutfchen Fürften müßten 
fih jest an die Spitze der Nation ftellen und die von einzelnen fohon ver; 
fprochene Berufung eines deutfchen Parlamentes felbft betreiben. Preußen 
und felbft Öfterreich dürfe man nicht umgehen, aber erft an fie herantreten, 
wenn man unter fich über einige Hauptzüge der fünftigen Geftaltung der 
Dinge einig geworden fei. Gleichzeitig ſchrieb er aber doch ſchon jegt einen 
Privatbrief an den Minifter v. Canitz, damit diefer nicht etwa durch die 
Berichte des Gefandten v. Bodelberg, der fi wenig enfgegenfommend 
ausgefprochen hatte, von vornherein gegen den ganzen Plan eingenommen 
werde, Als fein Hauptziel bezeichnete er? die ſchnelle Berufung eines deutſchen 
Parlaments, worin für die ſüd- und weftdeutfchen Staaten die einzige 
Möglichkeit der Rettung liege. Man wolle Preußen nicht umgehen, aber 
man müſſe fohnell handeln, um nicht überrannt zu werden. „Die Idee des 
deutfchen Parlaments ift ganz unfertig, verzweifelt, faft unlösbar; aber 
es genügt der gute Wille, die Bereitwilligkeit zu jedem Opfer.“ Sei im 
Norden die Stimmung beffer, fo verlange man nichts beffereg, als daß fie 
fih nad) Süden verbreite und das ſteuerloſe Schiff der ſüddeutſchen Negies 
rungen in einen fiheren Hafen bringe. Canitz möge dem Könige vorftellen, 
daß er alle retten fünne, wenn er Rheinland und Meftfalen fowie feinen 
übrigen Provinzen „diefelben deutfchen Waffen, die eifernen und die geiftigen, 
gäbe, denen wir ung anvertraut haben”. Vielleicht Habe der König fohon 
getan, was man hoffe; fonft möge er fich ſchnell dazu entfchließen und über 
Stuttgart nah Münden und weiter einen Mann fenden, der feine Ges 
danten und Entfchlüffe fenne, „einen Mann, der ung entgegenfomme”, 

Dies war ber Brief, den Canis am ı2. März morgens erhielt und ben 
er noch am gleichen Tage beantwortete.t Die deutfche Idee, fagte er, fei von 
den Aufrührern ald Aushängefchild ergriffen worden; fie bewege auch ben 
König feit lange, und, wenn die Welt ruhig geblieben wäre, würde er mit 


» Gagern an SH. Mbolf 8. Mär, Paflor 454. 

’ Daflor 435, 

’ Wörtlih bei Paſtor aoaf. 

* Die Untwort jet im Wortlaut bei Paflor 458; ein Stüd daraus im Leben des 
Sen. J. v. Gagero ©, 706. 
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pofitiven Vorſchlägen zu ihrer Erfüllung hervorgetreten fein, freilich mit 
anderen, wie man fie jeßt mache. Ein deutfches Parlament ohne eine das 
neben ftehende Regierung würde eine fonftituierende Nationalverfammlung 
für Deutfchland fein; weder die Erifteng der bisherigen Bundesbehörden, 
noch eine felbftändige Wirffamfeit der zu Recht beftehenden Regierungen 
und Stände der Einzelftaaten würde daneben denkbar fein. Daher müffe 
man nicht mit der Einberufung eines folchen Parlamentes, fondern mit 
einer Verftändigung der Regierungen unter fich beginnen, wozu Preußen 
bereits die Initiative ergriffen habe. Der vom König angeregte Kongreß 
werde zwar als reaftionär verfchrien, biete aber die einzige Möglichkeit, auf 
legalem Wege aus dem Chaos heraussufommen. „Kongreß und Parlas 
ment find nicht contraria, aber ein Parlament ohne ein Haupt wäre 
ein monstrum.” Die bisherigen Vorſchläge für die Zufammenfesung 
des Parlamentes weift Canitz als unausführbar zurüd. Der Bundes; 
tag könne nicht das Oberhaus abgeben, weil an Snftruftionen gebundene 
Gefandte darin fäßen; ein aus Wahlen der Bevölferung hervorgehendes 
Unterhaus fei undenkbar, „bevor nicht alle jeßt eriftierende ftändifche 
Drganifation vertilgt iſt“. Das fei nicht durchzuführen; eine fo wichtige 
Inſtitution müffe auf gefunderen Grundlagen ruhen. Preußen werde nicht 
dagegen fein, daß auch diefe Frage von den Regierungen erwogen werde, 
und fei nicht gegen eine vernünftige Freiheit Deutſchlands. Man hoffe, 
hier dem Nevolutionstaumel auch ferner mwiderftehen und für die Aus; 
breitung einer befferen Stimmung nah Süddeutfchland wirken zu können; 
dem Könige werde es hoffentlich nicht unmöglich gemacht werden, „die 
Entwicklung unferer inneren VBerhältniffe mit fanfter Hand zu leiten“. Er 
fchließt mit den Worten: „Noch find unfere geiftigen und eifernen Waffen 
nicht abgeftumpft, noch haben wir den Kopf und den Mut nicht verloren.“ 

Man hat nun, wie fchon angedeutet, zwiſchen diefen beiden am 12. März 
gefchriebenen Briefen des Minifters unlösbare Widerfprüche finden wollen. 
Rachfahl glaubt fie nur dadurch erklären zu können, daß Canitz feine wahre 
Abficht, auf ein deutfches Parlament und einen Bundesftaat mit preußifcher 
Hegemonie einzugehen, vor Öfterreich habe verheimlichen wollen und des; 
wegen feinen Wiener Vertreter, Nadowis, über feine Pläne mit Vorbedacht 
setäufcht, ihn fortgefett „düpiert“ habe. Haffel neigt mehr dazu, Unklarheit 
und Schwanfen in den preußifchen Negierungskreifen für die Widerfprüche 
verantwortlich zu machen. 

In Wahrheit ift aber gar fein Widerfpruch vorhanden. Der Brief an 
Gagern bedeutet, wenn man feinen ganzen Inhalt und Ton erwägt, un: 
‚ smweifelhaft nicht eine Annahme, fondern eine höfliche Ablehnung der naf; 
ſauiſchen Vorſchläge. Canis hält an dem bisherigen Programm feft: die 
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Regierungen haben allein zu entfcheiden, wie Deutfohland künftig geftalter 
werden foll; daher ift der Kongreß notwendig. Er hält Preußen für ſtark 
genug, um mit feinen alten, erprobten geiftigen und eifernen Waffen Ord⸗ 
nung zu fchaffen und durchzufegen, was es will, ohne der von Gagern 
empfohlenen neuen Waffen, d. 5. des Bundes mit den Liberalen unter 
Annahme der Parlamentsidee, zu bedürfen. Er weift allerdings den Gedanfen 
einer künftigen Volksvertretung am Bunde nicht völlig zurück; aber diefe 
foll auf ftändifcher Grundlage ruhen und erft erwogen und gefchaffen werden, 
nachdem die Regierungen über die künftige Geftaltung der Bundesexekutiv⸗ 
gewalt einig geworden find. Den Gedanken, mit der Berufung eines Parla; 
mentes den Anfang zu machen, lehnt er als geradezu verderblich entſchieden 
ab, Er bewegt ſich in bezug auf das Parlament genau in den gleichen 
Gedankengängen, wie Friedrih Wilhelm IV. in feinem Schreiben an Rados 
wis vom 10. März. Deutlicher konnte er fih kaum ausfprechen, da ja auch 
der Gagernfche Vorſchlag fehr unklar und verfhwommen war. Bezeichnete 
Gagern doch felbft die Parlamentsidee als völlig unreif;z man fühlte fi 
in Preußen noch viel zu ficher, um fich auf ein derartiges höchft unficheres 
Erperiment einzulaffen. Ein Angebot der preußifchen Hegemonie in dem 
fünftigen Bundesftaate war überhaupt nicht erfolgt!, nicht einmal die 
proviforifche Diktatur war Preußen in jenem Programm zugedacht; es 
kann alfo auch nicht die Ausſicht auf die Erlangung diefer Stellung mit 
Hilfe der füddentfhen Regierungen das Motiv für den angeblichen, tat; 
fählih aber gar nicht vorhandenen MWechfel in den Zielen der preußifchen 
Politik gewefen fein.? 

Mit dem richtig verftandenen Briefe an Gagern flieht das Schreiben an 
Radowitz in vollflommenem Einklang. Gerade die Natlofigfeit der ſüd— 
weftdeutfchen Regierungen und ihre Bereitwilligfeit, der populären Strömung 
weit entgegenzufommen, wie fie Canig aus dem Briefe und dem Pro; 
gramm Gagerns kennen gelernt hatte, wird ihn zu dem Zweifel veranlafßt 
haben, ob diefe Regierungen den Kongreß überhaupt noch würden befehiden 
wollen. Um fo mehr mußte Preußen nach feiner und des Königs Anficht 
feft bleiben und den Schuß der legitimen Ordnung mit allen Mitteln in die 


. Der vom König von Württemberg nach Berlin mit befonderen Aufträgen am 10. Mär 
abgefhidte Wolfgang Menzel war am ı2. wohl noch nicht dort empfangen worden. 

» Allerdings iſt nah der Angabe von Kofer (S. 67) am 1x. März ein Bericht des 
+ preußifhen Gefandten in Stuttgart eingetroffen, worin die Außerung eines württem⸗ 
bergifhen Minifters zitiert war, Preußen möge fich zur Nettung des monarchifchen Prinzips 
an bie Gpige ber Bewegung flellen. Uber darin konnte eher eine Aufforderung erblidt 
werben, bie Bührung im Kampfe gegen die revolutionären Tendenzen zu übernehmen; 
aud war daraus nicht zu erfehen, ob der König von Württemberg diefe Anficht eines feiner 
Minifter teile, und noch weniger, ob andere Staaten ähnlich dächten wie Württemberg. 
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Hand nehmen. Daß man den Vereinigten Landtag berufen wollte, um 
für den Fall Triegerifcher Verwidelungen fofort die nötigen finanziellen 
Bewilligungen erhalten zu können, und daß man ihn ald Gegengewicht 
gegen ein etwa von den Liberalen zufammen mit den ſüddeutſchen Regie; 
rungen berufenes deutfches Parlament glaubte gebrauchen zu können, ift 
völlig einleuchtend. Führt doch Canig in dem Briefe an Gagern aus, daß 
mit einem folchen fonftituierenden Parlament die Wirkſamkeit der legalen 
Volksvertretungen in den Einzelftaaten unvereinbar fei; er glaubte natürlich, 
daß dies auch der preußifche Landtag fofort erfennen und die Regierung 
gegen derartige Anfprüce einer außerpreußifhen Gewalt unterftügen werde. 
Vielleicht hatten auch die dunklen Andeutungen Gagerns, daß der König 
die fonftitutionellen Rechte den Landtagen feiner einzelnen Provinzen ges 
währen möge, fchon bei dem Minifter das Gefühl erwedt, daß man im 
Intereſſe des Deutfchtums die preußifche Staatseinheit zerftören wolle; 
auch dagegen konnte er in dem Vereinigten Landtag einen Bundesgenoffen 
zu finden hoffen. Die Mißbilligung der legten Bundestagsbeichlüffe und 
des Verhaltens des Grafen Dönhoff entfprach durchaus den Gefinnungen, 
die ihn und den König erfüllten. Und es liegt durchaus fein Grund vor, 
an der Aufrichtigfeit feiner legten Worte zu zweifeln, daß Öfterreich einfehen 
müffe, Preußen handle auch in feinem Intereſſe mit, wenn e8 etwa im Drang 
der Ereigniſſe fich genötigt fehen follte, felbftändig einen Aufruf an die Be; 
völferung ganz Deutfchlandg zu richten oder außerhalb feines eigenen Staats; 
gebietes Maßregeln zur Erhaltung der Drönung zu treffen. Wäre Canik 
allerdings damals, wie Nachfahl fälſchlich annimmt, entfchloffen gemwefen, 
im Bunde mit einem deutfchen Parlament und an der Spiße der fih ans 
fchließenden Fürften eine Verfaſſung durchzufegen, die Öfterreich faktiſch 
aus Deutfchland hinausdrängen follte, dann wären folche Außerungen nur 
als Täuſchungsverſuche zu verftehen; höchft merfwürdig bliebe es freilich 
auch dann, daß der Minifter nicht nur den Wiener Hof, fondern auch den 
eigenen Gefandten zu täufchen verfucht hätte, anftatt diefem zu fagen: 
Preußen wird jet zwar eine neue, Öfterreich feindliche Politik einfchlagen; 
e8 kommt aber darauf an, hiervon in Wien nichts merfen zu laffen. Und 
ebenfo fonderbar wäre es, wenn Canis geglaubt hätte, daß die geplante 
Schwenkung durch ſolche Mittelchen Öfterreih auch nur auf kurze Zeit hätte 
verheimlicht werden fünnen. 

Sind aber die Angaben des Minifters in dem Briefe an Radowitz durch⸗ 
aus als ernft gemeint zu betrachten, ſo können wir aus ihnen Aufſchluß 
über jene beiden Maßregeln erhalten, die fohon am 11. März befchloffen 
waren, über deren Sinn wir aber bisher feine fichere Kunde erlangen fonnten. 
Die Motive für die Berufung des Vereinigten Landtages find die in dem 
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Briefe angegebenen; wir haben fie fhon genauer erörtert. Die Proflas 
mationen an das preußifche und deutfche Volk aber follten alle ehrlichen 
Leute in Deutfchland zum Anfchluß an die legitimen Regierungen und zum 
Vertrauen auf die von ihnen geplanten Reformen ermahnen, möglicher; 
weife auch bewaffnetes Einfchreiten des Königs gegen die Revolution anz 
drohen. Eine Konzeffion an die Liberalen follten fie alfo gewiß nicht fein. 

Eine eigene Außerung des Königs vom ı2. März befigen wir nicht. Wir 
hören nur, daß Bodelfhwingh einen neuen Vortrag im Sinne feiner alten 
Forderungen hielt, deren Erfüllung zur Rettung Preußens und Deutfch- 
lands nötig ſei; ob der König fich zuffimmend, ausweichend oder ablehnend 
dazu geäußert hat, erfahren wir nicht. 

Vom 13. März liegen ung zwei einander ergänzende Depefchen von 
Canitz an die Gefandten in München und Stuttgart vor.” Sie halten eben 
falls durchaus an dem bisherigen Programm feftl. Der Parlamentsgedanfe, 
für den die beiden größten füddentfchen Regierungen fich ja bereits aus; 
gefprochen hatten, wird nicht unbedingt zurückgewieſen, aber e8 wird betont, 
daß er vor feiner Ausführung von den Regierungen geprüft und zu diefem 
Zwede auf dem geplanten Kongreß genau beraten werden müſſe. Dann 
werde fich zeigen, was daran ausführbar ſei. Canit legt Wert darauf, zu 
betonen, es folle auf dem Kongreß völlig freie Diskuffion herrfchen, feine 
Möglichkeit von vornherein ausgefchloffen fein; offenbar lag ihm daran, 
die füddentfchen Staaten zunächft einmal zur Beſchickung der Verfammlung 
zu bringen. Aber darüber kann meines Erachtens bei Beachtung aller feiner 
bisherigen Äußerungen fein Zweifel fein, daß fein Ziel blieb, dort den ſchon 
von der Revolution überrannten Regierungen den Rüden wieder zu ſtärken, 
fie vom Bunde mit den Liberalen zu löfen und fie zu überzeugen, daß eine 
Bolksvertretung für Deutfhland nur auf ftändifher Grundlage möglich 
fei, und erft zu einem fpäteren Zeitpunfte, nachdem die Negierungen über 
bie einzuführenden Reformen völlig einig geworden feien, berufen werden 
bürfe. Gerade deshalb will er auch die weitere Beratung der Neformfragen 
dem Bundestage entziehen, der fich fehon viel zu fehr ins populäre Fahr; 
waffer hat treiben laſſen. In einer vertraulichen Zuſatzdepeſche an ben 





Bodelſchwingh an den König, 17. (nicht 15.) März bei Dieft 49f. Dazu Kofer 66f. 
Ich kann nicht mit Kofer aus dieſem Briefe folgern, daß der König das Programm Bodels 
ſchwinghs damals prinzipiell gebilligt habe. Wenn Bodelfhwingh fagt, er habe am ı2. den 
König auf die Notwendigkeit jener Mafregeln „aufmerffam gemacht“, und fortfährt: „Ich 
babe feitbem dieſe Notwendigleit dreifach erkannt”, fo würde ich daraus eher ſchließen, daß 
er damals den König nicht überzeugt hatte und deshalb nun mit neuen Erfahrungen und 
Urgumenten anrüdte, 


Rachfahl, Hiſt. Weifhr. 6, sogf. u. sııf, 
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Münchener Gefandten teilt er diefem zu feiner Information mit, daß ein 
Beharren Bayerns auf einem Bundesparlament im bisherigen Sinne zur 
Begründung eines ſüddeutſchen Sonderbundes, alfo gerade zur Zerreißung 
Deutfchlands führen könne; mit anderen Worten, Preußen wird den füd- 
deutfchen Staaten auf ihrem Wege Feinesfalls folgen, fondern lieber, als 
daß e8 die fofortige Berufung eines Parlamentes aus Volkswahlen zugibt, 
den Süden fich felbft überlaffen und mit den gleichgefinnten norddeutſchen 
Staaten in feinem Sinne eine Verſtändigung erſtreben. Auch in feiner 
Anweifung nach Stuttgart fpricht er davon, daß eventuell für eine „Ge; 
meinfchaft mehrerer Staaten” eine Vereinbarung der Regierungen angeftrebt 
werden folle, eben für den Fall, daß die Süddeutfchen an ihrem Parlaments; 
plan fefthalten.! 

Alle diefe Äußerungen greifen genau ineinander und zeigen aufs deut; 
lihfte, daß die Grundgedanken der preußifchen Politif bis zum 13. März 
immer. diefelben geblieben find: die Regierungen müffen durch feftes Zu; 
fammenhalten der Revolution einen Damm entgegenbauen, felbft ent; 
icheiden, welche Reformen für den Bund nötig find, und wenn fie eine 
Bolfsvertretung für ratfam erachten, diefe erft fpäter nach Vollendung der 
neuen Verfaffung und auf ftändifcher Grundlage ing Leben rufen; nur 
in diefem einen Punkte, den man in Berlin aber nicht für befonders 
wichtig hielt und nur aufnahm, um den Zufagen der ſüddeutſchen Höfe 
Außerlich Rechnung zu fragen, wich man von dem Ende Februar mit Rado⸗ 
wiß befprochenen Programm ab. Bon einem Bunde mit der Volfsbewegung, 
oder auch nur von ihrer Ausnugung zu einem Drud auf die kleineren Re; 
gierungen ift feine Rede, von einer Erweiterung der Kompetenzen des eigenen 
Landtages auch nicht. Die Ideen Dünhoffs und Bodelfhwinghs haben noch 
feine Stätte bei dem Könige und Canig gefunden; ihre ganze Hoffnung ruht 
auf dem Fürftenfongreß, den fie eifrig betreiben? und auf dem Zufammen; 
gehen mit Öfterreih und den übrigen noch nicht revolutionierten Staaten. 





ı Vielleicht wurde man in diefen Erwägungen über die Möglichkeit einer Trennung 
beftärkt durch einen Bericht von Nadowig vom 11. März, der am 13. anfam, worin biefer 
meint, die revolutionierten Höfe würden wahrfcheinlich auf dem Kongreß unannehmbare 
Sorderungen fiellen und den alten Bund ganz befeitigen wollen. Nadomwig meinte, man 
dürfe darauf höchftens im äußerſten Falle eingehen, wenn alle anderen Mittel erfchöpft 
feien (Rachfahl, Hiſt. Veifhr. 6, 377 Anm; vgl. Meinede 64 Anm. 2). 

»Auch Meinede hat fih von Rachfahl zu ſtark beeinfluffen laffen, wenn er (Radowitz 
64f.) fagt, daß man feit dem 10. März in Berlin gu lavieren begonnen habe, und den Lodungen 
der ſüddeutſchen Regierungen gefolgt fei, ohne Radowitz darüber zu orientieren. 

® Daher mweift Canig auch die von dem Gefandten in Dresden gemeldeten Bedenken der 
fähfifhen Regierung gegen die Abhaltung des Kongrefies in ihrer Hauptſtadt zurück und 
befiehlt am 13. März die fofortige Verfendung der Einladungen (f. Rachfahl a. a. O. 512f. ). 
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Auch am 14. März hat Canis noch Mafregeln ergriffen, die in derfelben 
Richtung wirken follten. Er ſprach Dönhoff die Mißbilligung des Bundes; 
befchluffes über die Zuziehung von DVertrauensmännern zu feinen Ver; 
faffungsberatungen aus!; fo ängftlich wollte man jedes populäre Element 
fernhalten, bis alles durch die Regierungen felbft endgültig feftgeftellt fei; 
er betonte, daß der Kongreß die nötigen Reformen beraten folle und erwähnte 
nur, daß der König an eine zeitweilige Verlegung auch des Bundestages 
nach Dresden denfe. Es war dabei wohl weniger die Rüdficht maßgebend, 
die bisherige oberſte Behörde von den Beratungen über Deutfchlande 
Zukunft nicht völlig auszufchließen, als der Wunſch, fie aus dem Gebiete 
zu entfernen, „in dem der infurreftionelle Geift tätig iſt“. 

Am 14. März gefhah aber auch von feiten des Königs ein Schritt, der 
in der neueren Literatur fehr verfchieden beurteilt worden if. An diefem 
Tage wurde das Patent wegen Einberufung des Vereinigten Landtages 
unterzeichnet und veröffentlicht.” Friedrich Wilhelm verfündigte darin zus 
nächſt, daß er zufammen mit Öfterreich den Kongreß einberufen babe und 
mit allen Kräften dahin wirfen werde, daß feine Beratungen zu „einer 
wirklichen Regeneration des deutfchen Bundes“ führten, Damit „das deutfche 
Volk, in ihm wahrhaft vereinigt, durch freie Inſtitutionen gefräftigt, nicht 
minder aber auch gegen die Gefahren des Umſturzes und der Anarchie 
gefhüst” feine gebührende Stellung in Europa erhalte. Durch diefe Res 
formen würden aber jedenfalls Maßregeln für Preußen bedingt, zu deren 
Ausführung er der Mitwirkung feiner Stände bedürfe. Als Termin für 
den Zufammentritt des Landtages wurde fehließlich der 27. April beſtimmt. 

Zieht man allein den Wortlaut diefer Urkunde in Betracht, fo ſcheint 
darin, was Deutfchland betrifft, von feinem anderen Programm als dem 
Nadowisifchen die Nede zu fein; die Kräftigung des Bundes durch freie 
Anftitutionen würde dann auf die nachträglich hinzugefügte Einrichtung 
einer ftändifch gegliederten Volksvertretung zu beziehen fein. Die für 





ı 14. März Rachfahl 507 Anm. Dönhoff hatte inzwifchen fhon mitteilen mäffen, daß 
Öfterreih und Preußen die MNeformberatungen einem Kongreß übertragen wollten; 
ber Bundestag befhloß auf dieſe Mitteilung am 13. März, die Ausführung feines 
früheren Befchluffes über eigene Beratungen unter Zuziehung von Vertrauensmännern 
vorläufig zu fufpendieren (Moth u. Merd ı, 123). — Auch in Wien mißbilligte man aus 
benfelben Gründen wie in Berlin den Bundesbefhluß vom zo. März und entfandte fofort 
ben Grafen Eolloredo zur Mbernahme des Präfidiums an Dönhoffs Stelle (Bericht von 
Nabowig 12. März, pr. 14. März, Rachfahl sa2, Haffel 497). Man braucht hierin an 
ſich noch keineswegs ein Zeihen des Mißtrauens oder der Feindfeligleit gegen Preußen zu 
feben; wußte man doch in Wien, daß auch die preußifhe Megierung das Vorgehen des 
Bundestages und ihres eigenen Gefandten mißbillige, 

Roth u, Merd ı, 138, 
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Preußen durch die deutfchen Reformen notwendig werdenden Maßregeln 
würden im Sinne der früheren Äußerungen von Canis als Geldbewilliz 
gungen für etwa notwendig werdende friegerifche Operationen und eventuell 
die Vornahme der Wahl von Mitgliedern der fünftigen deutſchen Stände; 
verfammlung fein fönnen. Yus dem Wortlaut heraus würde man faum 
auf den Gedanken geraten können, daß mit diefen dunflen Andeutungen 
gemeint fei, der König halte für Preußen eine erhebliche Veränderung der 
bisherigen Verfaſſung, eine flarfe Erweiterung der Rechte des Landtages 
für notwendig, damit dieſes in dem neuen Deutfchland feine Stellung 
behaupten könne. 

Nun hat aber der Minifter v. Bodelfhwingh in einer im November 1848 
niedergefchriebenen Notiz! ausdrüdlich behauptet, es fei bereits vor der 
Beröffentlihung diefes Patentes der Entfhluß gefaßt gemwefen, eine Ver; 
faffung auf den feit lange von ihm befürmworteten Grundlagen? zu geben. 
Deren genauere Ausgeftaltung habe eben mit dem Vereinigten Landtage 
beraten werden follen. Zu einer Vorbefprehung über den neuen „Der; 
foffungsentwurf” habe man gleichzeitig die einflußreichften Mitglieder des 
Landtages zu fofortigem Erfeheinen in Berlin eingeladen. In der Tat 
liegen zwei derartige von Bodelfhwingh perfünlich ausgegangene Ein; 
ladungen vom 14. März vor, die an Georg v. Binde und Ludolf Camp; 
haufen gerichtet find.? In ihnen ift davon die Rede, daß große Neformen 
für Preußen notwendig feien, um die Sympathie Deutfchlands zu gewinnen 
und defien Auflöfung zu verhüten. Es dürfte daher nicht zu beftreiten fein, 
daß Bodelfhwingh ſchon am 14. März den Worten des Vatentes die Aug; 
legung gab, die er fpäter äffentlich wiederholte. Wir wiffen nicht, ob er 
das Patent verfaßt hat, wie das fpätere vom 18. März, oder wieweit feine 
Mitarbeit daran gegangen fein mag. Ob aber auch der König den gleichen 
Sinn mit diefen Worten verband, ob er wirklich mit Bodelfhwingh ſchon 
einen derartigen „Verfaſſungsentwurf“ vereinbart hatte, als er das Patent 
erließ, feheint mir doch noch recht zweifelhaft. 

An demfelben Tage empfing nämlich Friedrich Wilhelm eine Deputation 
der Berliner Bürgerfihaft, die ihn bat, an der Wiedergeburt des deutfchen 
VBaterlandes mitzuwirken, und zu diefem Zweck fofort den Vereinigten 
Landtag zu berufen und die preußifche Verfaifung endgültig zu vollenden; 
dazu fei eine volfstümliche Vertretung des Landes, Einkammerſyſtem und 





ı 9. Dieft 27f.; fie war veranlaßt duch das Erfceheinen von 9. Leog Signatura temporis. 

2 Teilung des Geſetzgebungs⸗ und Befleuerungsrechtes zwifhen König und Ständen, 
Ausübung der Vollziehungsgewalt durch ein „der Krone und den Ständen für die Hands 
habung der Gefege verantwortlihes Miniſterium“. 

* 9. Dieft 48f., Brandenburg, Brief. Friedrich Wilhelms IV. mit Camphaufen 221f. 
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befchließendes Votum in den wichtigften Fragen des Staatslebens, Gleichz 
ftellung aller religiöfen Befenntniffe und Einführung von Gefchworenen; 
gerichten notwendig. Der König gab zur Antwort, das Berufungspatent 
für den Landtag fei bereits vollgogen; er werde den Ständen entgegentreten 
mit feiner alten Lofung: „Freie Völker, freie Fürften”. Auf die übrigen 
Bitten könne er nicht näher eingehen, da fie nur duch den Landtag ihre 
Löfung finden könnten. Nur das müſſe er betonen, daß Verfaffungen nicht 
fo fohnell und mit einem Male gemacht werden fünnten; es bedürfe dazu 
reifliher Erwägung und allmählihen Vorgehens; auch dürfe die alte 
deutfche Gliederung nach Ständen und der Einfluß des Befiges bei der 
Zufammenfeßung der Volfsvertretung nicht außer acht gelaffen werden. 
Das alles klingt doch feineswegs fo, als habe der König bereits, wie 
Bodelfhwingh fagt, einen fertigen „Berfaffungsentwurf” in Bereitfchaft 
gehabt, um ihn dem Landtage vorzulegen. Wohl zeigt er fich geneigt, einzelne 
Fragen diefer Art mit den Ständen zu beraten; aber nach wie vor will er 
feine von der Bevölferung ohne Nüdficht auf die ftändifche Gliederung 
gewählte Volksvertretung, will er nur einen langfamen, allmählichen Ausbau 
der beftehenden Verfaſſung. Wäre der König wirklich zu den von Bodel⸗ 
ſchwingh ſchon längft fo eifrig empfohlenen Maßregeln bereits entichloffen 
gewefen, fo hätte nichts näher gelegen, als dies der Deputation zu fagen. 
Das Verfprechen, dem Landtage befchließende Stimme in Gefeßgebung und 
Beſteuerung zu geben und die Minifterverantwortlichfeit einzuführen, 
würde auf die erregte Stimmung der Hauptftadt und des Landes zweifellos 
ganz anders gewirkt haben wie die vieldentigen und ausweichenden Redens⸗ 
arten jener Antwort. 
Erwägt man dies, fo fcheint doch folgende Deutung am nächften zu liegen: 
Bodelfhwingh muß in der Tat geglaubt haben, daß er den Widerfiand des 
Königs gegen feine Pläne ſchon vollftändig befiegt habe, aber es wird ihm 
gegangen fein, wie e8 den Ratgebern Friedrich Wilhelms fo oft ging: er 
nahm das Ermatten feines Widerſpruchs, dag Gewährenlaffen für Zus 
fimmung. Der König wird zugegeben haben, daß über einen Ausbau der 
Berfaffung mit den Ständen verhandelt werden möge; ohne das wären 
bed Minifterd Worte und Handlungen nicht verftändlich; aber er war weit 
entfernt von der Annahme des ganzen Programme, dag jener ihm vorlegte; 
vielleicht hoffte er, daß fich bis zum Zufammentritt des Landtages manches 
ändern, daß in deffen Reihen felbft die Pläne Bodelſchwinghs feine uns 
geteilte Zuſtimmung finden würden. Dann ift e8 begreiflich, daß er eine 
Mare Kundgebung feiner Neformabfichten vermied, um fich nicht im voraus 
feftzulegen. Wäre er aber zu einer gründlichen Verfaffungsreform wirklich 
entſchloſſen gewefen und hätte er gar durch diefe Neform feine Popularität 
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in Deutſchland fleigern und die Führung der fonftitutionellen Staaten 
ergreifen wollen, dann wäre e8 ein dieſem Zwecke wenig entfprechendes Mittel 
gewefen, in fo unbeflimmten Andeutungen zu reden, die viel eher ein Wider; 
fireben gegen die Wünfche der Liberalen durchſchimmern ließen als ein frei; 
williges Eingehen darauf; dann hätte vielmehr diefer Zweck nur erreicht 
werden fünnen durch eine Klare und Öffentliche Verkündigung des neuen 
Programms, 

Für die Interpretation des Patentes vom 14. März ift ferner noch von 
Wichtigkeit das Rundfehreiben, welches Canig bei Überfendung diefes Akten; 
ftüdes an die preußifchen Gefandten beifügte. Es ift zwar vom 16. März 
datiert, aber, wie fchon Nachfahl betont hat, offenbar am 14. abends oder 
15. früh aufgefeßt; das Eintreffen der Nachrichten vom Ausbruch der Wiener 
Revolution verzögerte die Abfendung und nötigte zu einer nachträglichen 
Ergänzung, auf die wir noch zurückkommen. Hier intereffiert ung nur der 
erfte, vor dem Eintreffen jener Nachricht verfaßte Teil! Darin wird zunächft 
der Inhalt des Patentes wiederholt und daran die Folgerung geknüpft, 
daß es falſch fei, dem preußifchen Kabinett reaftionäre Tendenzen zuzu⸗ 
fhreiben. Es wird, wie ſchon in früheren Erlaffen, verfichert, daß alle 
aktuellen Fragen, auch die des Parlaments, auf dem Kongreß zu freier 
und geündlicher Erörterung kommen follten; dort werde fich zeigen, „ob ihre 
Löſung in den bezeichneten Formen ausführbar ift oder nicht. Wir müffen 
für jegt ihre Ausführbarkeit bezweifeln“. Alſo noch nach Veröffentlichung 
des Patentes hielt die preußifche Regierung den Parlamentsgedanfen, wie 
er von den Liberalen und den füddeutfchen Staaten vertreten wurde, für 
unausführbar; das beftätigt meines Erachtens die oben entwidelte Anficht 
von der Bedeutung des Patentes, während es mit Nachfahls Deutung 
fchlechterdings unvereinbar if. Weiter erhellt aus dem NRundfchreiben, 
daß Canig gegenüber den Wünfchen nach Beteiligung des deutfchen Volkes 
an der Leitung feiner Gefchide noch immer am liebften auf dem alten Stand; 
punft geblieben wäre, wonach die Zuziehung von Sachverftändigen mit 
beratender Stimme zu manchen Beratungen des Bundestages vollfommen 
ausreichend fei. Selbſt die Möglichkeit der fpäteren Einberufung einer 
ſtändiſch gegliederten deutfchen Volksvertretung, die man doch in Berlin 
bereits erwogen hatte, erwähnt er nicht. Ebenſowenig gibt er den Vers 
fretern Preußens im Auslande auch nur den leifeften Wink darüber, daß 





- 


ı Roth u Merd ı, 142f. 

»S. die Mitteilungen aus dem Konzept Kofer 72. Merkwürdig ift, daß nach Koſers 
Angabe der Sat über die Zuziehung von Sachverftändigen im Konzept durchftrichen ift, 
während er in dem Drud des wirklich abgefchidten Zirkulars bei Roth u. Merd ı, 143, 
wenn auch, wie es fcheint, in etwas veränderter Form, enthalten ift, 
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mit dem Vereinigten Landtage über die preußifche Verfaffungsfrage be; 
taten werden folle. Offenbar waren das eben alles Dinge, die zwar mehrfach 
überlegt, von Bodelfhwingh und vielleicht auch von anderen energifch ver; 
fochten, aber, wenn auch nicht direkt verworfen, fo doch auch gewiß nicht 
definitiv befchloffen und angenommen waren. Daher Eonnte Canig, der ja 
fiher zu den Gegnern diefer Pläne gehörte, darüber fehweigen.! 

Am Morgen des 15. März trafen in Berlin die erften Nachrichten vom 
Ausbruch der Wiener Revolution des 13. März ein. Radowitz meldete, 
die Regierung werde vermutlich fiegreich Bleiben; einzelne Perſonalver⸗ 
änderungen fünnten vielleicht ftattfinden, aber auf die Beibehaltung der 
bisherigen allgemeinen politifchen Nichtung fei ficher zu rechnen. Metternich 
fei auch bereit, öfterreichifche Truppen zur Bekämpfung der Revolution in 
Deutfhland zur Verfügung zu fiellen, und gedenfe 4oooo Mann nach 
Vorarlberg zu fenden, die von dort aus leicht nach Württemberg vorrüden 
fönnten. Zugleich empfahl er, wenn es wegen der von den ſüddeutſchen 
Herrfhern gemachten Zufagen nicht angehe, die Parlamentsideen ganz 
zurüdzumeifen, fo möge man doch vorfchlagen, daß in Zukunft den Ständen 
der Einzelftaaten Einfluß auf die Inftenierung der Bundestagsgefandten 
gewährt werden folle.? 

Es fragt fih nun, ob diefe Kunde einen erfennbaren Einfluß auf die 
preußifche Politif ausgeübt hat. Von feiner Bedeutung ift es, daß am 
15. März die zwiſchen Hfterreich und Preußen getroffene Vereinbarung 
wegen des Kongreffes öffentlich befannt gemacht wurde’; denn diefer Schritt 
war ja fchon feit mehreren Tagen beſchloſſen und vorbereitet. Wichtiger 
ift das Schreiben, das Canit bei Überfendung der Wiener Nachrichten an 
ben König gerichtet hat. In Wien, fagt er, wanke auch der Boden, morgen | 
werde man fehen, wie die Dinge fich wenden. „Glüdlicherweife haben E. M. 
geftern bereits ein großes Wort ausgefprochen.” Man kann zweifeln, ob 
das „große Wort” auf die Berufung des Vereinigten Landtages, oder auf 
die Berheißung freier Inftitutionen für Deutfchland oder auf die Mahnung 





: Ganz ähnlich ſpricht fih Canitz in dem ebenfalls vom 15. März datierten Erlaffe an 
ben preußifhen Gefandten in Stuttgart aus, ber offenbar noch vor Empfang der Wiener 
Nachrichten expediert iſt (Koſer 71, Rachfahl 6, 540). Wenn er das Parlament in der von 
den Güdbeutfhen gewünfhten Form ablehnt, aber zugleich betont, das dem Parlaments, 
gedanlen zugrunde liegende Prinzip (Beteiligung der Bevöllerung) werde vom Könige feit 
lange gebilligt, fo läßt er, wie in den vorhergehenden Tagen, immer unentfchleden, wie 
er ſelbſt fih die Durchführung diefes Prinzips denkt, ob in der Form einer Ständeverfamms 
lung oder der Zuziehung von Sachverſtändigen. 

’ ©, Rachfahl 6, zaa u. saßf,, Haffel 503. 

S. Roth u. Merd z, 140, 

* Kofer 68, Rachfahl a. a O.7, 196. 
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zu feſtem Zufammenhalten von Fürft und Volk gehen fol. Es läßt fi 
daher auch nicht viel aus diefen Worten über den Eindrud der Wiener 
Nachrichten herausleſen. 

Yusführlicher foricht fich Canig! in einem Erlaß an Radowitz aus. Der 
Wiener Aufftand werde hoffentlich leicht zu dämpfen fein, aber damit fei 
die geoße Frage nicht gelöft. Es gelte, am Fürftenfongreß auf jeden Fall 
feftzuhalten, damit die Leitung den Regierungen nicht entgleite; wenn die 
Abhaltung in Dresden bei der dortigen Regierung Schwierigkeiten finde, 
fo müffe man ihn nach Potsdam verlegen. Indem er fodann auf das Patent 
hinweift, fügt er hinzu, e8 fei notwendig gewefen, die Abficht einer wirklichen 
Regeneration des Bundes offen auszsufprechen, da durch die Haltung und 
Anträge mancher ſüddeutſcher Staaten und des Bundestages eine einfache 
Zurüdweifung des Parlamentsgedanfens nicht mehr funlich gewefen fei; 
man würde dadurch Deutſchland zerriffen, den ohnehin regen Verdacht, 
daß der Kongreß reaftionären Plänen dienen folle, verftärkt, und fo dem 
Radikalismus in die Hände gearbeitet haben. 

Canig vermeidet auch hier jede Erklärung darüber, ob und in welcher 
Form dem Parlamentsgedanfen Rechnung getragen werden fol; nur daß 
man ihn nicht mehr Kar und rund zurücdweifen fünne, führt er im Tone 
des Bedauerns aus. Zum erften Male aber taucht hier der Gedanke auf, 
den Kongreß nach Potsdam zu verlegen; e8 wird dies nicht durch die Rückſicht 
auf die Wiener Vorgänge, fondern durch die Abneigung der fächfifchen Ne; 
gierung motiviert.? 

Weit intereffanter ift ein Erlaß an den Petersburger Gefandten v. Rochow. 
Darin fagt Caniß, angefihts der „veritablen Revolution in Wien“ müffe 
man fih auf Deutfchland fügen, nur mit Hilfe des Nationalitätsgeiftes 
laſſe fich die Ordnung herſtellen und die foziale Revolution zurückdämmen. 
Daher möge auch Rußland Preußen ungehindert die Inſtitutionen ent; 
wideln laffen, „die in unferen Händen ein Element der Stärke zu werden 
vermögen und ung heute die einzige dauerhafte Stüße, die einzige wahre 
Bürgſchaft für unfere Zukunft bieten“. Unzweifelhaft will Canig es mit 
diefen Ausführungen dem Zaren gegenüber rechtfertigen, daß bei der Neus 
ordnung Deutfhlands überhaupt eine Volksvertretung ins Auge gefaßt 

ı Kofer 705 Rachfahl 7, 197. 

» Entfprehend an den Gefandten in Dresden 15. März: nur wenn die fächfifche Regierung 
feine Bedenken habe, folle der Kongreß in Dresden, fonft in Potsdam flattfinden (Rachfahl 
6, 513). In der Tat hatte Sachfen gebeten, von Dresden abzufehen; man hatte aber noch am 
14. März diefem Umſtande in Berlin feine entfcheidende Bedeutung beigelegt. Der Gefandte 


meldet am 16. fofort zuräd, daß Sachfen die Abhaltung in Dresden nicht wünfche (a. a. D.); 


König Friedrich Auguſt ſchlug felbft die Verlegung nach Teplig, Berlin oder Potsdam vor 
(16. März, Haffel ı, 513). 
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werden fol. Er wußte genau, daß Nikolaus als eifrigfter Vorkämpfer 
legitimiftifcher und abfolutiftifcher Anſchauungen jedes Zugeftändnis in 
diefer Richtung verwerfen würde; deshalb betonte er, daß ein deutfches 
Parlament, wenn es unter Preußens beftimmender Mitwirkung und nach 
feinen Plänen, d. h. auf ftändifher Grundlage und ohne die Gewalt einer 
fonftituierenden Berfammlung, ins Leben frat, ein Element der Stärke und 
eine Garantie dauernder ruhiger und georöneter Zuftände werden fünne. 
Mehr läßt ſich meines Erachtens aus diefen, vielleicht auch abfichtlih un: 
beftimmt gehaltenen Wendungen nicht herauslefen. 

In diefelbe Richtung weifen die Korrekturen, die Canitz auf die Nachrichten 
aus Wien hin an dem fehon entworfenen Rundfohreiben an die Gefandtz 
[haften vornahm. Es wurde der Paffus über das deutfche Parlament dahin 
geändert, daß der Kongreß num nicht mehr erwägen follte, ob, fondern wie 
diefer Gedanfe ausführbar fei; die Worte, die des Minifters Zweifel an der 
Ausführbarkeit im gegenwärtigen Augenblid ausfprachen, wurden ganz ges 
frihen.! Ferner wurde ein zweiter Teil hinzugefügt, der die Folgen des in 
Wien erfolgten Umfhwunges für die Behandlung der deutſchen Frage in Be; 
tracht zog. Es liege darin eine Aufforderung für Preußen, „fich des gemein 
famen Wohles Deutfchlands mit allen materiellen und moralifhen Kräften 
anzunehmen”. Alle deutſchen Regierungen müßten fich jeßt die Hand reichen, 
der Kongreß jedenfalls ftattfinden, aber, da der König fich jett nicht weit 
entfernen fünne, am beften in Potsdam; der Bundestag müſſe für diefe 
Zeit an den Kongreßort verlegt werben. 

Wir nehmen alfo hier zwei Änderungen der leitenden Gefichtspunfte wahr: 
sunähft wird die Einrichtung einer deutfchen Volksvertretung unter Vor; 
behalt der Art ihrer Geftaltung im Prinzip zugeftanden, während fie bisher 
nur als in Zukunft erwägenswert bezeichnet worden war?; ferner wird bie 
Verlegung des Kongreffes von Dresden nach Potsdam vorgefchlagen. Beides 
haben wir demnach als Ergebnis der Wiener Nachrichten anzufehen. Die 
Frage aber bleibt noch übrig, weshalb man aus den Wiener Vorgängen 
gerade biefe Konfequenzen zog. 





NAhnlich fagt Canitz in einer Anweifung an den Gefandten in Kaffel, die Frage einer 
Dertretung der Nation am Bundestag folle den Kongreß befchäftigen (16. März, Kofer 7r). 

Rachfahl beruft ſich für die Sinnesänderung von Canit noch auf deffen Brief an Däns 
boff vom 17. März (6,373 Anm. u. 7,209), worin er diefen zur Teilnahme an den Potsdamer 
Beratungen auffordert mit dem Zufage, daß er fih dann perfönlich „über diejenigen Punkte, 
in welchen unfere Meinungen vielleicht noch voneinander abweichen”, näher mit ihm vers 
fländigen wolle, Hierin liegt aber keineswegs, wie Rachfahl interpretiert, die Konftaties 
rung, „daß prinzipiell zwiſchen ihm und Dönhoff bereinftimmung in der deutſchen Frage 
bereiche”, Sondern vielmehr ein höfliher Hinweis darauf, daß erhebliche Abweichungen ihrer 
Unfihten darüber auch jeyt noch befländen, 
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Nachfahl meint, daß die preußifche Regierung längft entfchloffen gewefen 
fei, fih von Hfterreich zu trennen und ein Fleineres Deutfchland unter 
Preußens Hegemonie zu erftreben; fie habe fich aber aus begreiflichen Gründen 
gefcheut, dies in Wien merken zu laffen und felbft ihren dortigen Gefandten 
über ihre Pläne abfichtlich getäufcht. Daher habe ihr die Wiener Revolution, 
die Öfterreich momentan wenigftens lähmte, nur willlommen fein fünnen; 
man habe nun von Wien her feinen ernftlihen Widerftand gegen die eigenen 
Pläne mehr zu befürchten brauchen. Andererſeits Habe allerdings die Gefahr 
beftanden, daß num auch Öfterreich in die Bahnen des Konftitutionalismug 
einlenfe, dadurch die Sympathien der Süddeutfchen zurüdgemwinne und 
Preußen an Popularität überflügele. Infofern habe der Sieg der Wiener 
Revolution Preußen zu ſchnellem Handeln antreiben müffen. Die Ber; 
legung des Kongreffes nah Potsdam, d. h. in die preußifche Machtſphäre, 
fei als ficheres Zeichen dafür anzufehen, daß man in Berlin nun jede Rüdficht 
auf Öfterreich habe fallen laffen wollen, und daß man zur Ergreifung der 
Führung entfchloffen geweſen fei. 

Wir haben gefehen, daß die Vorausſetzungen Rachfahls unzutreffend find. 
Preußen wollte vor dem 15. März in erfter Linie das monarchiſche Prinzip 
in Deutfchland gegen die Revolution verteidigen, zugleich aber die wahren 
nationalen Bedürfniffe im Sinne des Radowitzſchen Planes auf legitimem 
Mege befriedigen; der Gedanke einer preußifchen Machtfleigerung war wohl 
bei einzelnen Diplomaten, nicht aber beim Könige und feinem maßgebenden 
Minifter wirffam geweſen. Es wollte diefen Weg im Einverftändnis und 
unter Beihilfe Hfterreihs gehen und hoffte, daß die dortige Negierung 
folgen werde. Aus Rüdficht auf die Zufagen verfohiedener Fürften an ihre 
Völker in betreff eines deutſchen Parlamentes hatte man fih allmählich 
mit dem Gedanken vertraut gemacht, daß ein folches fpäter nach Wieder; 
bherftellung geordneter Zuftände auf fländifcher Grundlage eingerichtet 
werden könne; e8 follte dann ein Gegengewicht gegen den Liberalismus 
bilden, deſſen falſchen SFreiheitsbegriff im Sinne des Königs durch Ge; 
währung wahrer Freiheit unfhädlich machen. 

In der Verfolgung diefes Programms wurde Preußen auch nicht auf: 
gehalten durch das Widerfireben der fündeutfchen Negierungen gegen den 
geplanten Kongreß und ihr Drängen auf fofortige Berufung eines von den 
einzelftaatlihen Kammern oder gar direkt von der Bevölkerung zu wählenden 
Parlamentes.! Man hoffte fie von der Nichtigkeit der eigenen Gefichtspunfte 
zu überzeugen, wenn es nur gelinge, fie zur Befchidung des Kongreffes zu 


Vol, die Äußerungen von Baden 10. März (pr. 14. März) Rachfahl 7, 308, Naffau 
11. März (Brief des Herzogs an Prinz Wilhelm) Paftor 456f., Erflärung Bayerns beim 
Bundestag 13. März (Roth u. Merd ı, 123f., 136f.). 
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beftimmen. Auch die Nachrichten, die über Zwed und Erfolge der Gagern⸗ 
fhen Gefandtfchaft in Berlin eingingen, fonnten der dorfigen Regierung 
faum einen flarfen Eindrud machen. Der Brief Gagerns an Canig konnte 
nur Bedenken gegen diefe ganze Unternehmung erweden; für Preußen 
felbft ſchien wenig Vorteil dabei herausfommen zu fünnen. Auch das 
Schreiben des Herzogs von Naffau an den Bruder des Königs, das am 
13. oder 14. März in Berlin angefommen fein wird, verlangte von Preußen 
in erfter Linie, daß es ein deutfches Parlament gutheiße und fih an die 
Spite derjenigen Regierungen ftelle, die ein folches fofort zu berufen bereit 
feien; darüber, welche Stellung ihm in Zufunft zuteil werden folle, enthielt 
es nur die unbeftimmten Worte: „Wie e8 zu machen ift, was zu gefchehen 
bat, ift natürlich noch nicht zu fagen — ich glaube aber, wir müffen mehr 
zu einem dem alten deutfchen Reiche ähnlichen Verhältnis unter dem Vor; 
tritt Preußens zurüdfehren mit einer Art Reichstag. Beſtimmtere Vor⸗ 
fchläge für die Neugeftaltung Deutfchlands wurden der Gefandtfchaft erft 
in Stuttgart durch König Wilhelm von Württemberg am ıı. März gemacht. 
Dem fofort zu berufenden Parlamente gegenüber follte die Zentralgemwalt 
durch Schaffung einer einheitlichen Spite geftärft werden; um dies zu er⸗ 
möglichen, erklärte fih der König zum Erftaunen Gagerns? bereit, nicht 
nur die faktifhe Hegemonie Preußens in dem neuen Bundesftaate anzu⸗ 
erfennen, fondern fogar dem preußifchen Herrſcher die deutſche Kaiferwürde 
erblich zu übertragen. Er knüpfte daran nur die eine Bedingung, daß auch 
Preußen zum Eonftitutionellen Syftem übergehen müffe, indem es feinem 
Volke diefelben Rechte und Freiheiten verleihe, welche die ſüddeutſchen 
Stämme bereits befäßen. Gagern ging auf diefe Löfung bereitwilligft ein?; 
ob aber auch die übrigen beteiligten Höfe damit einverftanden fein würden, 
war durchaus zweifelhaft. Ob nach Berlin von diefer neuen Wendung 
der Dinge fofort eine Nachricht gefandt wurde, läßt fich Bisher nicht feſt— 


» Vaftor 457. Sollte Preußen nur zur Herftellung diefes Neiches die Initiative ergreifen 
ober in ihm eine leitende Stellung erhalten? Beides läßt fich aus den unbeflimmten Worten 
berauslefen. — 

» Gagern ſprach ſpäter (Paſtor S. 205) von einem „geheimen Judasgedanken“ König 
Wilhelms. Vermutlich meinte er, daß Preußens Eingehen auf dieſen Vorſchlag, wenn es 
trotz der daran geknüpften Bedingung erfolgen ſollte, den norddeutſchen Staat mit Öfterreich 
tödlich verfeinden würde, Seine Abſicht würde dann etwa gemwefen fein, durch das Angebot 
bie momentane Hilfe Preußens zu erfaufen, in der Hoffnung, daß die Zahlung des Kauf⸗ 
preifes fpäter umgangen werben fünne, 

» Mbrigens zweifelte der Herzog von Naffau, ob König Friedrich Wilhelm auf die ges 
flellte Bedingung eingehen werde (an Gagern 12, März, f. Paftor 459). 

* Das widerwillige Verhalten des badifchen Teilnehmers der Gefandefchaft in den nächften 


Tagen iſt vielleicht auf diefe In Stuttgart erfolgte Anderung des urfprünglihen Programme 
wurädjuführen, 
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ftellen; die Berichte des preußifchen Gefandten in Stuttgart vom 11. März, 
die am 15. in Berlin eintrafen!, enthalten feine genaueren Angaben, fondern 
melden nur, daß man zunächft eine Verſtändigung mit Preußen erreichen 
und fich erft fpäter, wenn e8 überhaupt gefchähe, nach Wien wenden wolle. 
Am folgenden Tage konnte er hinzufügen, daß der König von Württemberg 
eingewilligt habe, einen Vertreter zu den Dresdener Konferenzen zu ent; 
fenden. Vermutlich war der zur Unterftügung der Gagernfchen Gefandtfchaft 
an den übrigen Höfen beftimmte Bevollmächtigte auch zur Teilnahme an 
diefer Verfammlung auserfehen? Auch ein Beglaubigungsfchreiben des 
Naffauer Herzogs für Gagern an Friedrich Wilhelm IV., welches das von 
feinem Gefandten darzulegende Programm als letzten Rettungsanker für 
Deutfchland pries, enthielt über deffen Inhalt nichts.’ 

Immerhin wird man in Berlin von dem Wunfche der ſüdweſtdeutſchen 
Regierungen, mit Preußen engere Fühlung zu fuchen, auf irgendeinem Wege 
wenigfteng eine unbeftimmte Kunde erhalten Haben; wenn Canig am 16. März 
an Radowitz fohreibt, in Süddeutſchland erfenne man, daß ein Sonderbund 
nur zur Anarchie führen könne, und beginne einzulenfen®, fo läßt dies ver; 
muten, Daß man mehr von jenen Beftrebungen wußte, als in den Berichten 
Thuns ſtand. Uber lag darin ein Grund, eine ganz neue Richtung einzu; 
fhlagen? Mußte nicht vielmehr das Einlenfen diefer anfangs dem Kongreß 
ungünftig gefinnten Regierungen die Leiter der preußifchen Politik in dem 
Glauben beftärfen, daß fie auf dem rechten Wege feien, und daß die anderen 
endlich anfingen, dies zu begreifen?? An fich konnten alfo die Nachrichten aus 
dem Südmweften faum zu neuen Plänen Anlaß geben; aber ihr Eintreffen in 
dem Augenblide, wo man die Nachricht von der Wiener Revolution erhielt, 
gab ihnen allerdings eine weitergehende Bedeutung. 

Man konnte in Berlin nicht zweifeln, daß die ſüddeutſchen Regierungen 
die fofortige Berufung eines deutfchen Parlamentes und den Übergang aller 
Einzelftaaten zum fonftitutionellen Syſtem für notwendig hielten und diefe 

ı Rahfahl 6, 385 u. 509. 

2 Nach der Annahme des württembergifhen Programms gaben die übrigen füds und 
weftdeutfchen Regierungen ihren früheren Widerfpruch gegen den Kongreß für kurze Zeit 
auf, da fie fih von Preußen nicht gleich anfangs trennen durften, wenn fie deffen Schuß für 
den Augenblid und feine Hegemonie für die Dauer wollten. 

S. 8, Schreiben v. 13. März bei Paſtor 462. Es ift bezeichnend, daß und in welcher 
Art fih der Herzog für feinen Anſchluß an Preußen bei Öfterreich zu entfchuldigen für nötig 
hielt; vgl. feine Briefe an Erzhz. Albrecht und Erzhzgn. Sophie von demfelben Tage a. a. O. 
Der Kernpunkt ift, daß man von Öfterreich feine Anerkennung einer fonftitutionellen Vers 
faffung glaubte erwarten zu dürfen; follte auch Preußen fich deffen mweigern, fo werde fich 
ein ſüdweſtdeutſcher Sonderbund unter Württembergs Hegemonie bilden. 

Rachfahl 7, 200. 


’ Bol, Eanig an Dönhoff (zweiter Erlaß) 16. März, Rachfahl 7, 204f. 
Brandenburg, Anterſuchungen. 4 





so Motive für das Eingehen auf den Parlamentsplan. 


Pläne auch auf dem Kongreß befürworten würden. Man hatte bisher be; 
abfichtigt, ihnen diefe Idee vorläufig auszureden und fie bezüglich der Bildung 
einer deutfchen Volfsvertretung auf ruhigere Zeiten zu vertröſten. Wenn 
nun aber Öfterreich, wie es den Anfchein hatte, ebenfalls in den Strudel der 
Revolution geriffen wurde, und wenn die Faiferliche Regierung vielleicht unter 
dem Drude der eigenen Bevölferung Fonftitutionelle Zugeftändniffe machte, 
dann Tieß fich nicht nur vorausfehen, daß Preußen auf Öfterreihs Hilfe zur 
Bändigung der Revolution nicht mehr werde zählen können, fondern man 
mußte auch befürchten, daß fich das fonftitutionelle Öfterreich mit den konz 
ftitutionellen Mittelftaaten zu gemeinfamer Aktion sufammenfinden werde; 
Preußen wäre dann ifoliert und in eine fchwer zu behauptende Verteidigungs⸗ 
ftellung faft dem ganzen übrigen Deutfchland und der Stimmung weiter 
Volkskreiſe im eigenen Lande gegenüber gedrängt worden. Wie ließ fich dag 
verhindern? Man mußte jegt den Süddeutſchen und ihren Parlaments; 
wünfchen etwas mehr Entgegenfommen zeigen, mindeftens die foforfige Bes 
ratung der Parlamentsidee zugeftehen. Der Entfchluß dazu entfprang alfo nicht 
ehrgeisigen Plänen, fondern ergab fich aus der Lage, in die Preußen durch die 
fchnellen Siege der Revolution in Süddeutfchland und namentlich in Wien ger 
drängt worden war; langfam und zögernd genug ift er gefaßt worden, und der 
ganze weitere Verlauf der Dinge zeigt zur Genüge, daß der König felbft und mans 
che feiner Ratgeber noch immer hofften, e8 werde zur Verwirklichung des Par⸗ 
lamentsgedankens fchließlich nicht fommen, oder man werde ihn bei der Ver; 
wirflihung fo verändern und abſchwächen fünnen, daß er ungefährlich bleibe. 

Eine Feindfeligfeit gegen Hfterreich Tag alfo in diefem Entfchluffe nicht; 
es bleibt noch die Frage übrig, ob wir die Verlegung des Kongrefies nach 
Potsdam wirklich in diefem Sinne deuten müffen. 

Rachfahl fpricht davon, daß diefe Verlegung den Kongreß in die preußifche 
Machtfphäre habe bringen follen. Machte es aber für die dort zu faffenden 
Befchlüffe wirklich foniel aus, ob er in Dresden oder in Potsdam tagte? 
Waren die dorthin entfandten Vertreter nicht in dem einen wie in dem andern 
Falle abhängig von den Inftruftionen ihrer heimifchen Auftraggeber? Ya, 
wenn die Fürften felbft alle in Potsdam erfchienen wären! Aber daran dachte 
doch niemand. Biel mehr ald von dem Drt der Beratungen mußte davon 
abhängen, ob Preußen der Revolution gegenüber aufrecht bleiben würde oder 
nicht, ob e8 mit einem beflimmten Programm hervortreten und dies mit 





Bgl. den zit. Erlaß von Canis an Dönhoff v. 16. März, den Rach fahl 7,205 unrichtig 
interpretiert. Nicht, weil Preußen felbft an die Spige der liberalen Beftrebungen treten wollte 
und in dem liberal gewordenen Öfterreich einen gefährlichen Rivalen um die Vollsgunſt ſah, 
blidte Eanig mit Beforgnis nah Wien, fondern weil er fürchtete, der verhaßten liberalen 
Stromung (dwerer Widerfland leiften zu lonnen, wenn auch Öfterreich fich mit ihr verbinde, 
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‚Energie verfechten werde, ob endlich Sſterreich auch als konſtitutioneller Staat 
mit Deutfchland eng werde vereint bleiben wollen oder nicht. 

In Wien felbft faßte man die Verlegung nach Potsdam anfangs jedenfalls 
nicht als Feindfeligfeit auf; man gedachte auch dorthin einen Vertreter zu 
fhiden.! Den Gedanfengang der preußifchen Staatsmänner aber wird man 
fich etwa fo vorftelfen dürfen, daß fie glaubten, nach der Niederlage der öfter; 
reichifchen Regierung werde die ganze Laft der Verteidigung der alten Drd; 
nung, foweit diefe überhaupt noch zu erhalten fei, auf Preußen fallen. Der 
König wollte daher perfönlich mit den Vertretern der deutſchen Staaten reden 
und ihren Verhandlungen beimohnen; er glaubte, gerade weil durch das Ein; 
treffen der Wiener Nachrichten die Erregung auch in feinen eigenen Staaten 
fortwährend ftieg, diefe nicht mehr verlaffen zu können; er wußte, daß eine 
Gefandtfehaft der füddentfchen Höfe zu ihm unterwegs war; mußte es da 
nicht am einfachften ſcheinen, auch die übrigen Vertreter in eine der preußifchen 
Refidenzen zu berufen? Schnelligkeit tat vor allen Dingen not; fohneller ſchien 
der Kongreß nicht verfammelt werden zu können, als auf diefe Art.“ Einen 
Augenblid überlegte man auch in Berlin, ob Öfterreich vielleicht diefe Ver; 
legung übelnehmen könne; man fam aber zu dem Ergebnis, auch die dortige 
Regierung werde einfehen, daß fchnelles und einheitliches Handeln nur fo zu 
erzielen fei, und daß Preußens Vorgehen auch fehließlich HÖfterreich zugute 





ı Noch am 2ı. März hielt man daran feft, wie der Bericht des fächfifchen Gefandten in 
Wien bei Haffel 555 Anm. 2 zeigt. Das öfterreichifche Zirkular vom 24. März (Noth u. 
Merd S. 159) fagt ausdrüdlich, Öfterreich habe der von Preußen angeregten Verlegung des 
Kongreffes nach Potsdam zugeſtimmt, und feinur durch dag preußifche Patent vom 21. März 
bewogen worden, feine Beteiligung zu verfagen. Hr. Ernft II. von Coburg (Aus meinem 
zeben ı, 269) behauptet fogar, daß Graf Eolloredo von Wien aus bereits den Auftrag er; 
halten habe, die Sitzungen in Frankfurt zu ſchließen und fich felbft nach Potsdam zu bes 
geben, „wohin der Bundestag temporär verlegt fei”. Er beruft fich dabei auf eine (wohl 
allen Bundestagsgefandten mitgeteilte) Depefche, deren Wortlaut bisher nicht befannt ges 
worden iſt. Rachfahl 7, 210 zitiert nach unbeflimmter Erinnerung einen von ihm eingefehes 
nen, dann aber aus feinen Erzerpten geftrichenen Bericht von Nadowig vom 20. März, 
wonach Öfterreich feine Beteiligung davon abhängig gemacht hätte, daß es nicht überflimmt 
werben dürfe. Auch wenn dag richtig ift, hat Öfterreich fich zu der Verlegung nach Potsdam 
nicht prinzipiell ablehnend verhalten. 

2 Bol, Canitz an Radowitz 16. März (Rach fahl 7,200). „Mehr als jemals ift es aber nun, 
mehr notwendig, die Initiative zu einer Neform zu ergreifen, damit nicht die Projekte zu 
einem deutſchen Parlamente, auf revolutionärem Wege vorgebracht, den Beratungen der 
Regierungen zunoreilen.” Ähnlich an Arnim 16. März a. a. O. Die Weifungen an Dönhoff 
und Bödelberg (a. a. D. 201ff.) fliehen dazu nicht im Widerfpruch; fie betonen nur, daß 
jegt niemand mehr werde fagen können, Preußen handle unter dem Einfluß äfterreichifcher 
Neaktionsgelüfte, und betonen fodann fcharf die erhöhte Notwendigkeit für Preußen, ſich 
des gemeinfamen deutſchen Wohles ſchnell und mit aller Kraft anzunehmen. Man könne 
dies jegt nicht mehr als Selbftfucht auslegen, da die äußerſte Not dränge, 


4* 
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fommen werde. Die Verteidigung der Ordnung und Legitimität ſtand dem 
Könige felbft fo viel höher als die Fragen politifcher Eiferſucht und Rivalirät, 
daß er eine ähnliche Gefinnung auch bei anderen als felbftverftändlich voraus; 
zufegen geneigt war. Er war überzeugt, daß alle Herrfcher im Grunde dächten 
wie er und nur augenblidlich nicht die Kraft oder den Mut hätten, dies offen 
zu fagen; daß fie es ihm aber alle danken würden, wenn er fie von der Hertz 
[haft ihrer Kammern und Hauptftädte befreie und es ihnen ermögliche, auf 
gute Art von ihren in der Not gegebenen Zufagen wenigſtens big zu einem 
gewiffen Grade wieder loszufommen. 

In der Tat hat alfo, wie Friedrich Wilhelm damals felbft an den König von 
Sachſen fohrieb!, die Nachricht von den Wiener Ereigniffen die Verlegung des 
Kongreffes nach Potsdam bewirkt; aber diefe Maßregel ging nicht aus dem 
Beftreben hervor, Öfterreich auszufchließen und zu brüskieren, fondern viels 
mehr aus dem Bedürfnis, möglichft ſchnell alle fonfervativen Kräfte Deutſch⸗ 
lands um Preußen zu fammeln, da Öfterreich leider augenblicklich nicht in der 
Lage ſchien, wirkſame Hilfe zu leiften. Daran aber hielt man in Berlin durch; 
aus feft, daß ein folhes Vorgehen auch im Intereſſe Öfterreichs Tiege?, und 
fein Anzeichen fpricht dafür, daß man bei diefer Gelegenheit den Kaiferftaat 
feines Einfluffes in Deutſchland dauernd habe berauben wollen. 

Auch das preußifche Manifeft vom 18. März’, deffen Veröffentlichung dem 
Ausbruch des Straßenfampfes in Berlin vorausging, braucht keineswegs in 
diefem Sinne gedeutet zu werden. Nachfahl meint freilich, es Hänge mit der 
Verlegung des Kongrefies nach Potsdam aufs engfte zuſammen; beide Maßs 
regeln feien „die erften offenen Schritte auf der Bahn zur Errichtung des 
Bundesftaates unter Führung und im Einklang mit den Intereſſen Preus 
fens”t; eine „latente antiöfterreichifehe Tendenz” liege ihnen zugrunde.5 Der 
Gedanfengang des Patentes läßt fich kurz fo zufammenfaffen: Die Wiener 
Ereigniffe haben die Durchführung der längft geplanten Vorſchläge Preußens 
zu einer Regeneration Deutſchlands wefentlich erleichtert, aber auch eine 
Defchleunigung notwendig gemacht. Der König will jegt vor Deutſchlands 
hoffentlich bald innig vereintem Volke diefe Vorfchläge öffentlich darlegen. 


ı 16. Mär, Haffel ı, sı3. 

* Yuch Dönhoff urteilte (18. Maͤrz Rachfahl 7, 228), Öfterreich, das wahrſcheinlich zunächft 
feinen aftiven Anteil an den deutfhen Verbältniffen werde nehmen können, müſſe felbft 
wänfhen, daß Preußen jewt die Führung ergreife. Allerdings war nach feiner Meinung der 
Kongreß jetzt überfläffig. 

» Moth u. Merd ı, 145. 

* Rahfahl 7, 209. 

+ Yu feinem älteren Buche ©, 117 meint er fogar, es habe „als eine Urt von Kriegs, 
erflärung gegen Hfterreich wirlen“ mäffen, fei im wefentlihen ein Alt der Uggreffion gegen 
Öflerreih, um bdiefes „aus der Vormachtſtellung in Deutſchland zu verdrängen”, 
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Er verlangt Umwandlung Deutfhlands aus einem Staatenbund in einen 
Bundesftaat; dies kann nur duch eine von den Regierungen im Verein 
mit dem Volfe zu befchließende Veränderung der Bundesverfaffung ge; 
fchehen. Zu diefem Zwecke muß eine aus den Ständen aller deutſchen Länder 
gebildete proviſoriſche Bundesrepräfentation fofort berufen werden; damit 
deren Mitglieder ebenbürtig nebeneinander figen, ift eine konſtitutio nelle 
Verfaffung aller deutfchen Staaten notwendig. Ferner verlangt Preußen 
eine Reorganifation der Wehrverfaffung, über die einiges Nähere gefagt wird, 
ein deutfches Bundesgericht zur Entfcheidung von Streitigkeiten faatsrecht; 
lichen Urſprungs, allgemeines deutfches Heimatsrecht und volle Freizügigkeit 
innerhalb Deutſchlands, und einen allgemeinen deutfhen Zollverein. Als 
Wünfche werden von dem, was man verlangt, fharf unterfchieden: die 
Unterordnung des gefamten deutfhen Heeres unter einen Bundesfeldheren, 
die baldige Schöpfung einer deutfchen Flotte und Preßfreiheit mit gleichz 
artigen Garantien gegen deren Mißbrauch. Auch wünfcht Preußen feine bis; 
ber außerhalb des Bundes ftehenden nordöftlihen Provinzen in diefen auf; 
genommen zu fehen. Wird dies alles erreicht, fo wird der Friede in Deutſch⸗ 
land felbft hergeftellt werden, und Deutfchland wird dann ſtark genug fein, 
um Europa die Gewähr dauernden Friedens zu bieten. Da zur Durchführung 
diefes Programms auch Änderungen an der preußifchen Verfaffung nötig 
find, hat der König fich entfchloffen, den Vereinigten Landtag ſchon für den 
2. April (anftatt des 27.) zu berufen. 

Unſchwer erfennt man in den geforderten Reformen für Deutfchland das 
alte Programm von Radowitz, auf Grund deffen er in Wien hatte verhandeln 
follen, wieder. Neu ift nur die Art der Durchführung; man will die Andes 
rungen der Bundesverfaffung nicht mehr allein durch die Regierungen vor⸗ 
nehmen laffen, fondern eine aus Deputierten der einzelftaatlichen Stände 
beftehende Verſammlung dabei mitwirken laffen. Wir haben ja verfolgt, wie 
man in Berlin allmählich zu diefem Zugeftändniffe gedrängt worden ift, 
und welche Motive dafür maßgebend waren. Von einer Veränderung des 
Stimmenverhältniffes am Bunde oder einer veränderten Drganifafion der 
Exekutivgewalt ift auch jeßt feine Nede; von der Stellung einer fünftigen 
Bolksrepräfentation neben dem Bundestage wird gar nicht gefprochen, wenn 
man fich auch wohl gefagt haben wird, daß eine folche nicht mehr zu umgehen 
fein werde, wenn man bei der Umgeftaltung der Verfaffung Vertretern der 
Bevölkerung einmal mitzufprechen geftattet habe. Alle diefe Borfchläge waren 
für Öfterreich nicht in höherem Grade bedenflich als die früher durch Radowitz 
überfandten, deren Annahme ja das alte Wiener Kabinett zugefagt hatte. 

Unter diefen Umftänden würde das Patent für die von Rachfahl gegebene 
Auslegung gar keinen Anhaltspunkt bieten, wenn nicht zwei Wendungen 
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darin vorfämen, die in eine andere Nichtung zu weifen fiheinen: die Um; 
wandlung Deutſchlands aus einem Staatenbund in einen Bundesftaat und 
die Erklärung, daß für alle Einzelftaaten nunmehr fonftitutionelle Vers 
faffungen notwendig feien. In der Tat haben beide Ausdrüde in den Bes 
rafungen, die der Veröffentlihung des Patentes vorausgingen, Bedenken 
hervorgerufen. Die Urkunde war verfaßt von Bodelfchwingh, der ja ſchon 
feit längerer Zeit auf eine fonftitutionelle Verfaffung für Preußen hinarbeitete, 
Sowohl der Minifter v. Thile wie der König felbft nahmen an diefer Be; 
zeichnung Anftoß, während Canis das Wort „Bundesftaat” bemängelte, 
Schließlich aber genehmigte der König das ganze Aftenftüd in der Faſſung, 
die ihm Bodelfhwingh gegeben hatte! Diefe Entftehungsgefchichte des Paz 
tentes muß ung bereits mahnen, mit unferen Schlüffen aus dem Wortlaut 
auf die Gefinnungen und Abfichten des Königs felbft und feiner maßgebenden 
Räte recht vorfichtig zu fein; denn wir wiffen, daß Friedrich Wilhelm Häufig 
in Momenten der Ungeduld oder des Überdruffes an ermüdenden Aus; 
einanderfegungen Dinge und Schritte guthieß, die er eigentlich nicht billigte. 

Aber davon ganz abgefehen müffen wir ung doch fragen, ob die Ausdrüde 
„Bundesſtaat“ und „Eonftitutionelle Verfaſſung“ in der damaligen Zeit einen 
fo eindeutigen und allgemein anerfannten Sinn hatten, daß man aus ihnen 
weittragende Folgerungen ziehen kann. Es ift wohl allgemein befannt, daß 
dies mit dem Worte „Bundesftaat” nicht der Fall war. Wohl waren ſchon 
vor 1848 verfchiedene Verfuche gemacht worden, diefen fchwierigen Begriff, 
über deffen Berechtigung ja noch heute die Juriften freiten, genau zu bes 
flimmen; aber feiner von ihnen war durchgedrungen. Die Verhandlungen 
des Frankfurter Parlaments zeigen aufs deutlichfte, wie verfehieden die Anz 
fhauungen darüber waren, was ein Bundesftaat eigentlich fe, worin dag 
unterfcheidende Merkmal dem Staatenbunde gegenüber liege. Im allge; 
meinen darf man wohl fagen, daß man nur darin einig war, eine engere 
Verbindung von Staaten, die einfeitig nicht lösbar war und möglichft viele ge; 
meinfame Inſtitutionen befaß, als Bundesftaat, eine Iofere Vereinigung 
aber als Staatenbund zu bezeichnen. Und nur in diefem allgemeinen Sinne 
wird man auch hier das Wort interpretieren dürfen, nicht in irgendeinem 
technifh genauen Verſtande. Die Worte können fehwerlich mehr bedeuten, 





’ Bol. über die Entfiehungsgefhichte des Patentes Leop. v. Gerlach ı, 133 u. Varn⸗ 
bagen 4, 298, dazu Rachfahl 113 Anm. Seine Einwendungen gegen bie Glaubwürdigkeit 
biefer Angaben fheinen mir nicht begründet; die Angabe eines falfhen Datums (17. anflatt 
18, März) genügt nicht, um die Unrichtigfeit der fachlihen Angaben, die Gerlach von Canig 
erhalten hatte, zu beweifen; außerdem gibt Gerlach gar nicht ausdrüdlich den 17. März als 
Zag ber Beratung an, fondern fagt nur, ber am 17. abends eingeteoffene Oberpräfident 
v, Eihmann habe an ber Befprehung teilgenommen, 
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als daß in Zukunft die Verbindung der deutſchen Staaten untereinander 
eine engere werden ſolle, als ſie bisher geweſen ſei; worin dieſe Ausdehnung 
der Gemeinſamkeiten beſtehen ſoll, wird dann ja ſpäter im einzelnen geſagt. 
Ein einheitliches Bundesoberhaupt oder auch nur eine ſtraffer organiſierte 
Zentralgewalt wird nicht gefordert, und man darf daher auch nicht annehmen, 
daß ſie mit dem Worte „Bundesſtaat“ gemeint ſei. Es iſt daher willkürlich, 
dies Wort auf die Begründung eines engeren Bundes unter Preußen, dem 
Sſterreich nicht angehören folle, zu deuten! 

Noch Harer ift es, daß die Bezeichnung „Eonftitutionelle Verfaffung” da; 
mals feine allgemein feftftehende Bedeutung hatte. Die einen nannten jeden 
Staat fonftitutionell, in dem irgendeine Art von Volksvertretung neben der 
Regierung mit irgendwelchen Rechten beftand; andere verfianden darunter 
da8 Übergewicht der Volksvertretung über die Regierung, oder die Eriftenz 
einer fohriftlichen Verfaffungsurfunde, oder das Vorhandenfein eines aus 
Urwahlen hervorgegangenen, nicht auf ſtändiſchen Unterfchieden beruhenden 
Parlamentes. Hier fol offenbar nur gefagt werden, daß in Zukunft für alle 
deutfchen Staaten irgendeine Art von Volfsvertretung mit beſtimmt garanz 
tierten Rechten vorhanden fein müffe.? Ob das Patent für Preußen nur die 
Verbriefung der Rechte des Landtages einfchließlich der erft jüngft bewilligten 
Periodizität oder auch eine Erweiterung diefer Rechte und eine Änderung 
der Zufammenfehung des Landtags für notwendig hielt, läßt fich aus diefen 
Morten gar nicht entnehmen. 

Demnach kann man auch aus diefem Aktenſtück weder den Schluß ziehen, 
daß die preußifche Regierung am 18. März zur Begründung eines engeren 
Heindeutfchen Bundes entichlofien gemwefen fei, noch daß fie für alle Einzel; 
ſtaaten, einfchließlich Preußens, Konflitutionen im Sinne der Liberalen 
(mit aus Urwahlen hervorgegangenen, fih regelmäßig verfammelnden 
Volksvertretungen von beftimmendem Einfluß) für notwendig gehalten habe. 

ı So Rachfahl 7,210. Auch Meinede iſt geneigt, die Tragweite diefes Ausdrucks zu 
überfchägen. 

2 Bol,oben ©. 28 Anm. 1.— Der Verfuh von Hanfen (Weftdt. 3. 32, 16f.), das, was der 
König mit „Eonftitutionellee Verfaffung” gemeint habe, durch Beziehung auf den tatſäch⸗ 
lihen Inhalt der älteren ſüddeutſchen Verfaffungen genauer zu beſtimmen, ſteht und fällt 
mit der Vorausfegung, die feinem Gedanfengange zugrunde liegt, daß die Abficht des 
Königs gewefen fei, durch diefe Erflärung die ſüddeutſchen Regierungen zu gewinnen, und 
daß er daher den ihnen geläufigen Begriff des Wortes „Eonftitutionell” Habe zugrunde legen 
müſſen. Ich habe oben ausgeführt, aus welchen Gründen ich diefe Vorausfegung nicht für 
richtig halten kann; daher erfcheint mir auch der Schluß nicht zwingend. Auch gegen die 
Analyfe des älteren ſüddeutſchen Verfaffungsrechtes bei Hanfen läßt fih mandherlei ein⸗ 
wenden. Namentlich überfieht er (S. 21), daß auch in Süddeutſchland trotz der „konſtitutio⸗ 


nellen“ Verfaffungen Adelsvorrechte und Steuerprivilegien beftanden, ja fogar durch die 
Verfaffungen felbft garantiert waren. 





56 Preußiſche Politif bis zum 19. März. 


Das Patent ging über die in den legten Tagen bereits gemachten Zugeſtänd⸗ 
niffe nicht hinaus, fondern brachte fie nur zur Öffentlichen Kenntnis. Es war 
fein Akt einer zielbewußt vorwärtsdringenden, das Bündnis'mit dem Libe⸗ 
ralismus oder den füddentfhen Regierungen gegen Öfterreich erfirebenden 
Politik, fondern das legte in einer Neihe von abgedrungenen Zugeftändniffen 
an die immer mächtiger anfchwellende nationale und liberale Bewegung; 
fie follte das äußerſte Maß deffen enthalten, was man in Preußen noch 
glaubte nachgeben zu fünnen, ohne die heilige Sache der Legitimität und der 
monarhifhen Autorität der Revolution preisgugeben.! Man war überzeugt, 
daß Hfterreich nicht nur das gleiche ohne weiteres zugeftehen werde, fondern 
man fürchtete fogar, daß die dortige Regierung in ihrer augenblidlichen 
Schwäche vielleicht noch weiter nachgeben werde; und gerade um Deutfchland 
davor zu bewahren, wollte ja der König fchnell und im Notfalle allein vor⸗ 
gehen. Bor der Bevölkerung der eigenen Hauptftadt, deren Kampfluft und 
Kampfbereitfhaft man entfchieden unterfchäßte, hatte man feine ernftliche 
Beforgnis, wohl aber vor der Kopflofigfeit und Schwäche Öfterreichs und der 
füddeutfchen Regierungen und dem dadurch ermöglichten rapiden Anfchwellen 
der revolutionären Flut im außerpreußifchen Deutfchland und den etwaigen 
Rückwirkungen auf die weftlihen preußifchen Provinzen. Man wollte nach 
wie vor die deutfchen Regierungen und die gemäßigten Elemente der Bes 
völferung um das preußifche Programm zur gemeinfamen Bekämpfung der 
Revolution fammeln. 

Diefer Politik, die vor einigen Wochen mit Entfehiedenheit ergriffen viel; 
leicht Ausſicht auf Erfolg gehabt hätte, wurde der Boden entzogen durch die 
Borgänge des 18. und 19. März in Berlin. Indem das alte Preußen felbft 
vor der Revolution zuſammenbrach, fonnte e8 vor der Hand wenigftens den 
übrigen Regierungen feine Stüße mehr fein und der Volfsbewegung feine 
Grenze mehr fegen, die fie nicht überfchreiten dürfe. Der König mußte froh 
fein, wenn er nach der Kataftrophe vom 19. März in Preußen felbft dem 
Königtum eine fichere Stellung innerhalb des neuen Staates [haffen konnte, 
der nun auch hier entftiehen mußte. 





Ich würde daher nicht mit Hanfen a. a. D. 16 fagen: „Nur ber... . Gefihtspunft, 
daf Preußen Verfaffungsftaat werden mäffe, um die drängende deutfhe Bundesreform 
in gefeglihen Bahnen voranzubringen, beftimmte den König“ uſw., fondern der Geſichts⸗ 
punft, daß dies das einzige Mittel fei, Preußen und Deutfhland gegenüber der drängenden 
Doltsbewegung im wefentlihen auf den bisherigen monarchiſchen Grundlagen zu erhalten. 
Es herrſchte daher auch nicht, wie Hanfen ©. 29f. meint, im Grunde zwiſchen Ihm und den 
Deputationen ber liberalen Rheinländer „weitgehende Abereinſtimmung“; die Motive waren 
grundverſchleden. Weit richtiger harakterifiert Hanfen etwas fpäter (S. 64) feine Politik 
dahin, er habe verhindern wollen, „baß das deutſche Volt mit den Kräften der nationalen 
bee ihn und bie anderen Fürſten überwältige”, 


3. Rapitel. 


Mom 19. März Bis zum Zuſammentritt des Srankfurter 
Parlamente. 


a8 weſentliche Ergebnis der Berliner Märzrevolution lag darin, daß 

der König, in feinen innerften Gefühlen verlegt und im Augenblide ganz 
zerbrochen, fich geswungen fah, die Macht mit Männern zu teilen, die von 
ganz anderen Gefinnungen bewegt wurden wie er felbft.! Sein Verhältnis 
zum Liberalismus blieb innerlich völlig unverändert; er hielt deffen Forde; 
rungen für unvereinbar mit der von Gott gewollten und hiftorifch entftan- 
denen Staatsordnung; er fah die Unterſchiede zwifchen den Radikalen und 
Liberalen als unweſentlich an und war höchfteng geneigt zugugeben, daß unter 
den leßteren eine erhebliche Anzahl im Grunde gutgefinnter Männer feien, 
die in unfeliger VBerblendung über die Konfequenzen ihres Tung fich zeitweilig 
von dem Zauber der radikalen Schlagworte hätten berüden laffen. Seine 
neuen Minifter aber waren Liberale aus Überzeugung. Gewiß fanden fie 
auf dem rechten Flügel des Liberalismus; weder Camphaufen noch Hanfes 
mann, oder gar Schwerin und Arnim wollten von der Volfsfouveränität, 
dem allgemeinen gleichen Wahlrecht oder der bedingungslofen Unterordnung 
der Krone unter das Parlament etwas wiffen. Aber fie verlangten unbedingt 
eine VBerfaffung, klare Abgrenzung der Rechte des Königs und der Volksver; 
tretung unter möglichfier Wahrung der Gleichberechtigung beider Inftanzen. 
Bisher waren in Preußen die Minifter nur Vollftreder der königlichen 
Befehle geweſen; e8 galt als felbftverftändliche Pflicht für fie, auch perfünliche 
abweichende Überzeugungen zu opfern, wenn der Monarch e8 verlangte; 
ſchon der Wunſch, wegen mangelnder innerer Übereinfimmung mit dem 
Herefcher das Amt niederzulegen, galt als ein Zeichen unerlaubter Eigenz 
willigfeit und mangelnder Königstreue. In diefen Vorftellungen hatte Fried⸗ 
rich Wilhelm IV. bis zu feinem 54. Lebensjahre fich bewegt; jest plößlich 
anders zu denfen, weil ein, wie er glaubte, von wenigen Böswilligen und 





Radowitz trifft durchaus den Kern der Sache, wenn er am 23. März feiner Frau fchreibt, 
der König habe jegt einen Weg betreten, der feinen politifchen Überzeugungen ganz entgegen 
fei, und habe fih mit Männern umgeben, die diefer Gefinnung angehörten. Es fei ein uns 
geheures Dpfer, das hoffentlich die Monarchie vor größerem Unglüd retten werde (Haffel 
I, 521), 
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Ausländern angezettelter Aufftand fiegreich geblieben war, wurde ihm 
äußerft fohwer, ja es war und blieb ihm im Grunde unmöglich. 

Seine neuen Minifter hingegen fühlten von vornherein eine doppelte Ver; 
antwortlichkeit für ihre Handlungen, gegenüber dem Könige auf der einen, 
der Bolfsverfretung auf der andern Seite. Sie hielten e8 zudem für ihr 
felbftverftändliches Recht, nur folhe Maßregeln auszuführen, die fie ihrem 
Gewiffen und ihrer politifchen Überzeugung nach billigen konnten, und 
zurüdzutreten, fobald entweder der König oder die Mehrheit der Volks; 
verfrefung fie an dem verhindern wollten, was fie für nötig hielten, oder fie 
zu Taten treiben wollten, die ihnen als verfehrt erfchienen. 

Indem num der König fich in der Wahl feiner Minifter nicht mehr ganz frei 
fab, indem die Lage nach der Märzrevolution ihn zwang, auf die Stimmung 
der Bevölkerung Rückſicht zu nehmen, und indem er fie überhaupt nicht mehr 
als feine Diener und perfönlihen Ratgeber im früheren Sinne betrachten 
konnte, fühlte er naturgemäß das Bedürfnis, außer ihnen in wichtigen Fragen 
auch andere Männer zu Rate zu ziehen, mit denen er fich in feiner gefamten 
Auffaſſung einig fühlte und gu denen er daher perfönliches Vertrauen hatte. 
So entftand dag ministere occulte, die Kamarilla, der Kreis von unverant- 
wortlihen Ratgebern, der fih um die Brüder Gerlach ſcharte. Nach den 
Anfhauungen der Liberalen war niemand befugt als die Minifter, dem 
Herrſcher politifhe Ratfehläge zu erteilen. Der König aber fah es als fein 
gutes Recht an, Rat zu fuchen, bei wem er wollte und empfand es als eine 
unzuläffige Befchränfung feiner perfönlichen Freiheit, wenn man von ihm 
verlangte, politifhe Fragen nur mit den Miniftern zu befprechen. 

So fraten auch in Preußen die fohwierigften Fragen des fonftitutionellen 
Staatslebens fofort nach der Märzrevolution hervor. Für jeden Entfehluß 
von politifcher Tragweite, den früher der König allein zu faffen gehabt hatte, 
famen jeßt, wenn auch in verfehledenem Grade, vier Faktoren in Betracht: 
der König, fein Minifterium, die Mehrheit des Parlamentes und die Kama; 
rilla. Waren fie verfchiedener Meinung, fo mußte zunächft ein Kampf 
swifchen ihnen ftattfinden, deffen Ausgang nicht von vornherein ficher war, 
mochte auch dem Könige die ererbte Autorität gegenüber den mwechfelnden 
Perfonen der übrigen Inſtanzen große Vorteile bieten. Namentlich in den 
Anfängen des konftitutionellen Lebens, als die neuen Einrichtungen noch im 
Werden waren und die Abgrenzung der Befugniffe erft praktifch gefunden 
werben mußte, waren die Neibungen oft befonders hatt, 

Schon kurz vor der eigentlihen Kataftrophe hatte der König auf das 
dringende Verlangen Bodelfhwinghs die Berufung eines neuen Minis 
fteriums befchloffen. Man wollte Männer in den Nat des Königs ziehen, 
bie nicht von früher her als unbedingte Anhänger des Abfolutismug und des 
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Altpreußentums befannt waren, aber man dachte Damals noch nicht an die 
Berufung von Führern der bisherigen liberalen Oppofition; man wollte 
womöglich auch zunächft innerhalb des hergebrachten Kreifes bei der Aus; 
wahl der Perfönlichkeiten bleiben; faft nur Männer aus dem Adel, oder folche, 
die bereits in höheren Stellen dem Staate gedient hatten, wurden am 
18, März, in Betracht gegogen.t Anfangs follte Graf Alvensleben, dann 
nach deffen Ablehnung der faft ebenfo Eonfervative Graf Arnim⸗Boytzen⸗ 
burg Minifterpräfident werben, der bisherige Parifer Gefandte Heinrich 
v. Arnim Minifter des Auswärtigen. Erft die Vorgänge des ı9. März 
ſchwächten das Selbftbewußtfein und die Willenskraft des Königs derart, 
daß er fih in den nächften Tagen immer weiter drängen ließ und fchließ- 
lich den nach bisheriger preußifcher Tradition unerhörten Schritt fat, mit 
zwei rheinifchen Kaufleuten, die im Vereinigten Landtag als Führer der 
giberalen heruorgetreten waren, über ihren Eintritt in das Minifterium zu 
verhandeln und zuletzt einem von ihnen fogar das Präfidium zu übertragen. 
Bevor es aber hierüber zu einer Einigung kam, beftand ein unflarer Zwiſchen⸗ 
zuftand, und niemand wußte recht, wer eigentlich für die Führung der Ger 
fhäfte verantwortlich fei. Wer gerade das Ohr des im Augenblide völlig 
ratlofen Monarchen gewann, der fonnte ihn zu folgenfchweren Entfchlüffen 
hinreißen. 

In diefen Tagen gelang es Heinrich v. Arnim, feine neue Stellung dazu 
zu benugen, um den König in diejenige Richtung zu Drängen, die er ſchon vor 
dem 18. März als die allein richtige empfohlen hatte, Die ſchon früher er; 
wähnte Denkfchrift Arnims vom 17. März? enthält ein vollftändiges Pro; 
gramm feiner deuffchen Politik; und da er, wie wir fehen werden, hieran 
auch nach dem Siege der Revolution in allen wefentlihen Punkten feft 
gehalten hat, fo wird es notwendig fein, e8 etwas näher kennen zu lernen. 

Arnim geht von dem Grundgedanken aus, daß dem Nationalitätsprinzip 
die Zufunft gehöre; wenn die Monarchen ihm nicht Rechnung fragen, fo 
werden fie geftürgt werden, und Deutfohland wird ebenfo wie Franfreich eine 
republifanifche Ordnung erhalten. Um dies zu vermeiden, muß der König 
„die billigen und begründeten Forderungen der Stände duch Entwidlung 
des ftändifchen Inſtituts bis zu den natürlichen Grenzen germanifcher Freis 
heit in der Form der Monarchie” gewähren. Dies ift auch immer die Abficht 
Friedrich Wilhelms gemwefen; nur hat er langfam vorgehen wollen, während 
die jetzige Gefahr fchnelles Handeln fordert und „das Ziel gleichfam im Fluge 


ı Bol. die genaue Darftellung der Genefis des Märzminifteriums bei Hanfen ©. 32ff. 

» Bol, oben S. 31. Die am 20. März gedrudte Denkſchrift (Wentzke, Flugſchriften 
Nr. 93) fheint fich nur in zwei Eremplaren erhalten zu haben; ich benugte dag der Berliner 
Kol. Bibliothek, 
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erftrebt” werden muß. Dies Ziel aber ift: „Die Einheit Deutſchlands mit, 
duch und in Preußen, oder mit anderen Worten, die Erweiterung und Erz 
bebung Preußens zu Deutſchland“. Diefe Einheit ift aber nicht zu verwechfeln 
mit franzöfifcher Zentralifation; fie muß eine „höhere und innere Einheit 
fein, die Einheit in der Verfchiedenheit, die Einheit mit Freiheit“. Bon 
Hfterreich iſt für die Erreichung diefes Zieles nichts zu hoffen; eg wird nach 
der unzweifelhaft zu erwartenden Ablöfung feiner undeutfchen Provinzen 
zur die zweite Macht in Deutfchland fein Finnen. Ebenfowenig vom Bundes; 
tag, weil ihm das Vertrauen der Nation fehlt! Sp wird Preußen ohne fein 
Zutun, faft wider feinen Willen, an die leitende Stelle gedrängt. Zögert es, 
fo fann ein Heinerer Staat vielleicht zeitweife die Führung in Süddeutſchland 
ergreifen und dadurch Spaltung und Unficherheit hervorrufen, oder es 
können fich die ſüddeutſchen Staaten als Republifen fonftituieren und unter 
Frankreichs Schuß ftellen. Daher muß der König unverzüglich handeln, und 
vor allen Dingen feinen Landtag noch für Anfang April einberufen. Der 
geplante Fürftenfongreß muß aufgegeben werden, da feine Anfündigung 
nur die Befürchtung erregt hat, daß er reaftionären Zwecken dienen foll; 
auch hat Preußen nach dem Sturze der öfterreichifchen Negierung, mit welcher 
der Kongreß vereinbart worden ift, feine Verpflichtung mehr, an ihm feft- 
zuhalten. Die Stände werden, wenn der König ihnen fein Ziel deutlich ver; 
fündigt, und ihre Mitwirkung zu deffen Crreihung in Anfpruch nimmt, 
zweifellos den meltgefhichtlihen Beruf Preußens erfennen und der 
Regierung nicht die Hände zu binden fuchen, fondern fie nach Kräften 
unterffügen. Sobald der König die Stände mit einer entfprechenden Thron 
rede eröffnet hat, muß er ein Patent an das gefamte deutfche Volk erlaffen, 
daß er für die Tage der Gefahr beim Fehlen jeder anderen dazu geeigneten 
Macht die Oberleitung übernehme und die Fürften und Völker einlade, Ver; 
treter nach Berlin zu fehiden, um ihn in der Erfüllung feiner Aufgabe zu 
unterftüßen; am beften werde e8 fein, wenn die Fürften perfönlich erſchienen. 
Die in Berlin verfammelten Vertreter Preußens und der übrigen Staaten 
werden ganz Deutfchland repräfentieren; denn „wenn Preußen fich zu Deutſch⸗ 
land erweitern foll, fo muß fein Landtag fich zum deutſchen Parlament er; 
füllen und erheben”. Die Deputationen der übrigen Ständeverfammlungen 
haben an den Beratungen des Vereinigten Landtages teilgunehmen. Stimmt 
die Mehrheit diefer Deputationen den Befchlüffen des Landtages bei, fo 
werben fie gefeßliche Geltung für ganz Deutfchland haben; läßt fich auch bei 
nochmaligem Bericht der Deputationen an ihre Auftraggeber feine Übereins 

+ YHenims Nefpelt vor der dffentlihen Meinung war außerordentlich groß. Er fagt (S. 15): 


„Die politifhen Dinge haben feinen anderen Wert, als den, welchen ihnen die öffentliche 
Meinung gibt,” 
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ſtimmung erzielen — was übrigens nur in unbedeutenderen Fragen zu er; 
warten ift — fo gelten die betreffenden Befchlüffe des Vereinigten Landtages 
nur für Preußen. Erläßt der König eine ſolche Aufforderung, fo wird fich 
niemand mweigern können, ihe Folge zu leiften; „fie würden fich dadurch 
den größten äußeren und inneren Gefahren ausſetzen“. Die Maßregeln, die 
auf diefem Wege fofort befchloffen werden müſſen, find: Aufftellung einer 
ftarken deutfchen Kriegsmacht, öffentliche Erklärung der völligen Neutralität 
Deutſchlands in allen außerdeutfhen Fragen, namentlich auch in den Kämp⸗ 
fen Öfterreichg gegen feine abgefallenen undeutſchen Provinzen, endlich eine 
Wiederherftellung des Königreichs Polen unter der Bedingung feiner ewigen 
Neutralität; dies wird England und Frankreich beruhigen und zugleich für 
Deutfchland eine Vormauer gegen Rußland fchaffen. 

Preußen follte fih an die Spitze Deutfchlands fielen und die augen; 
blidliche Furcht der Regierungen vor der Volfsbewegung benugen, um fie zur 
Unterordnung willig zu machen. Dagegen follte für Preußen an dem Vers 
einigten Landtage fefigehalten und fogar die neue Volksvertretung für 
Deutfhland aus ihm gebildet werden; ob diefe zunächft zur Abwendung der 
augenblidlichen Gefahr vorgefchlagene Maßregel fpäter zu einer dauernden 
Einrichtung werden follte, wird in der Denffchrift nicht Far gefagt; Arnim 
glaubte offenbar, daß fich dies fpäter von felbft ergeben werde. Die Voraus; 
feßung des ganzen Planes war der Zerfall Öfterreihs und das Verbleiben 
der deutfchen Gebiete des Kaiferftaates in einer Preußen untergeordneten 
Stelle innerhalb des neuen Bundes. Die fünftige Stellung Preußens dachte 
fih Arnim durchaus als eine herrfchende; der Gefamtwille Deutſchlands 
folfte wefentlih durch die ftaatlihen Organe Preußens beftimmt werden; 
auf diefe Art follte fich Preußen zu Deutfchland erweitern; nur für unter; 
geordnete Fragen fehlen ihm das Fortbeftehen verfchiedenartiger Einrich; 
tungen in Preußen und den übrigen Einzelftaaten zuläffig. Es läßt fich nicht 
verkennen, daß in der ungenauen Beſtimmung diefes Verhältniffes der 
größte Mangel des Arnimſchen Planes lag. 

Dem Könige mußte eine Politik, wie Arnim fie vertrat, höchſt unſym⸗ 
pathiſch fein, da fie im legten Grunde darauf hinaus lief, dem Könige von 
Preußen mit Hilfe der Revolution eine Oberhoheit über die übrigen deutſchen 
Fürften gegen deren eigentliche Abſicht zu verfohaffen. Die nationalen Bes 





ı Sn einer Anmerkung (S. 19) fagt er, um die etwa auftauchenden Heinlichen Bedenken 
zu befchwichtigen, möge in dem Patent auch gefagt werden, daß ja nach Befeitigung der 
Gefahr, wenn Fürften und Stände dies wünfhten, der Gedanke eines nach Frankfurt zu 
berufenden deutfchen Parlamentes in irgendeiner Form wieder aufgenommen werden könne. 
Sein eigentlicher Plan war dies jedenfalls nicht, wie der Tert der Denkfchrift deutlich zeigt. 
Sollte die Anmerkung vielleicht nach dem 19. März für den Drud hinzugefügt fein? 
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dürfniffe erfannte auch Friedrich Wilhelm als berechtigt an; aber er glaubte 
fie auf dem Wege des Ausbaues der beftehenden Einrichtungen durch einz 
trächtiges und freimwilliges Zufammenarbeiten der legitimen Obrigfeiten 
befriedigen zu können; und niemals würde er das Nationalitätsprinzip mit 
derfelben Schroffheit wie Arnim, der ja felbft vor der Wiederherftellung 
Polens nicht zurüdfcheute, ald Grundlage einer richtigen preußifchen Politik 
anerkannt haben. Wenn er fich trogdem in den Tagen nach dem 18. März 
zu Schritten hat drängen laffen, die in der Richtung der Arnimfchen Pläne 
lagen, fo zeigt dies nicht, daß er feine Gefinnung geändert hatte, fondern nur, 
wie gebrochen und ratlos er damals war. 

Der erfte und wichtigfte diefer Schritte war der Umritt mit den deutfchen 
Farben am 2ı. März. Seine VBorgefchichte ift zwar noch nicht in allen Einzel; 
heiten aufgehellt, aber die mwefentlichen Momente laffen fih doch erkennen. 

Mitten in den Kämpfen und Aufregungen der entfcheidenden Märztage 
war in Berlin die endgültige Nachricht eingetroffen, daß eine Anzahl deutfcher 
Fürften bereit fei, dem preußifchen Könige die Oberleitung anzubieten. Der 
Herzog von Naſſau hatte felbft in einem Schreiben! dem Könige das bevor; 
ftehende Eintreffen Mar v. Gagerns angekündigt; diefer felbft ſcheint von 
Stuttgart aus der preußifhen Regierung den erfolgreichen Verlauf feiner 
Verhandlungen mit Baden und Württemberg und die Bereitwilligfeit des 
Königs von Württemberg zur Anerkennung einer erblichen preußifchen 
Reichsvorſtandſchaft mitgeteilt zu haben.“ Nach langen Bemühungen hatte 
Gagern auch in München den anfänglichen Widerftand der regierenden Kreife 
gegen feinen Plan befiegt — wenigfteng fehlen es fo; am 17. März entfchloß 
fih die bayrifche Regierung, der Gefandtfchaft, die nun ihren Weg nach 
Dresden und Berlin fortfeßte, einen Vertrauten beizuordnen, und die Über; 
fragung ber Leitung an Preußen wenigfteng für eine nicht unbedingt zurück⸗ 
sumeifende Möglichkeit zu erflären.? Am 20. März famen die Gefandten in 
Dresden an; ihr Erfoheinen in Berlin mit einem Angebot aller größeren füdz 
und mitteldeutfchen Staaten war alfo jeden Tag zu erwarten. Ebenfo war 
e8 Arnim bekannt, daß die einzige, aber auch unerläßliche Bedingung, die 
man an Preußen zu ftellen gedenke, in einer offenen Erklärung des Königs be; 
ſtehe, daß er bereit fei, fonftitutionelle IZugeftändniffe zu machen und die 
angetragene Leitung zu übernehmen. Dies alles entfprach im mwefentlichen 
ber Richtung, die Arnim in den legten Tagen befürwortet hatte, und man 
verfteht leicht, daß er es für dringend notwendig hielt, eine folche Kundgebung 





’ 13. Mär, Paflor 462. 

» Daflor 229, 

’ Dol. die Aufjeihnung der Gefandten vom 17. Mär bei Paftor 472 und die übrigen 
bort mitgeteilten Uttenfläde, ä 
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ſchon vor dem Eintreffen der Gefandtfchaft zu veranftalten.! Daneben mochte 
er vielleicht glauben, die gefunfene Popularität des Königs dadurch wieder 
heben zu fönnen, daß er ihn als Vorkämpfer der deutfchen Sache auftreten 
ließ. 

Nicht minder begreiflich ift eg, daß der König von dem Verlangen feines 
Minifters wenig angenehm berührt war. Es wird ung von glaubwürdiger 
Seite berichtet, daß er aus dem Kabinett hinausgeſtürzt fei, und die im Vor; 
zimmer befindlichen Männer, die ihm näher ftanden, den früheren Minifter 
v. Thile und den Grafen Stolberg gefragt habe, was er fun folle; da diefe 
ihm aber erwiderten, ein Eonftitutioneller König dürfe nur von feinen Mini; 
ſtern Rat annehmen, fo habe er nachgegeben.? 

Sobald die Zufimmung des Herrfchers erfolgt war, ließ Arnim den 
bevorftehenden Umzug in einem Plakate „Un die deutfche Nation“ der Berliner 
Bevölkerung ankündigen. Preußens Friedrich Wilhelm IV., fo hieß es darin, 
habe fich zur Rettung Deutfchlands an die Spite des Gefamtvaterlandes ges 
ftellt; er werde noch heute, mit den altehrwürdigen Farben deutfcher Nation 
geſchmückt, unter dem Volk erfcheinen. Der Schlußfat aber lautete: „Heil und 
Segen dem fonftitutionellen Fürften, dem Führer des gefamten deutfchen 
Bolfes, dem neuen Könige der freien, wiedergeborenen deutfchen Nation !“ 
Das Plakat trug feine Unterfohrift, war aber mit der Firma der Dederfchen 
Hofbuchdruderei verfehen?, welche die amtlihen Drudfachen herftellte; man 
kann wohl nicht zweifeln, daß es von dem Minifter v. Arnim herrührte. 
Daß dem Könige fein Wortlaut nicht vorher befannt gemwefen ift, und daß 
er namentlich den legten Saß entfchieden mißbilligte, zeigt fein Verhalten 
während des Umrittes felbft. Denn fo verfchieden auch in den Einzelheiten 
der Wortlaut der Anfprachen angegeben wird, die er während des Zuges 
gehalten hat, darin flimmen fie alle überein, daß er wiederholt und beſtimmt 
erklärt habe, er wolle feines anderen deutfchen Fürften Rechte kränken, wolle 
nichts ufurpieren, was ihm nicht zukomme und firebe nach feiner Krone und 
Herrſchaft. Es lag darin ein deutlicher Proteſt gegen die legten Worte des 
Plakates und im Grunde gegen die ganze Politik, in deren Dienft ihn Arnim 
ftellen wollte. 





2 Nah M. v. Gagerns Diktat für Paftor Hat Arnim ihm in der erſten Unterredung felbft 
gefagt, daß er auf Grund der Nachrichten über den Erfolg der Gefandtfhaft den Umritt 
veranlaßt habe (Paftor 229). Daß er am 20. März feine Denkſchrift v. 17. März druden 
ließ, wenn auch nur als Manffript und wohl in wenigen Eremplaren, deutet in diefelbe 
Richtung; er wollte allen, auf deren Entfchlüffe es jegt anfam, über fein Programm feinen 
Zweifel laffen. 

® Ernft Ludw. v. Gerlad x, 513. 

°Y Wolf, Berliner Revolutionschronif 1, 293. 
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Etwas vorfichtiger, aber doch in demfelben Sinne war eine amtliche Pros 
Hamation abgefaßt, die des Königs und der Minifter Unterfchrift trug, und 
am Nachmittag des 2ı. März veröffentlicht wurde, In ihr! wurde ausdrück⸗ 
lich gefagt, daß der König nur für die Tage der Gefahr zum Schuß gegen 
innere und äußere Feinde die Leitung Deutschlands übernehme. Aber eine 
innige Vereinigung der deutfchen Fürften und Völker unter einer Leitung 
wurde auch hier für die Zukunft als notwendig hingeftellt, und als der ger 
eignetfte Weg zur Rettung und Beruhigung Deutfchlandg der Zufammentritt 
der einzelftaatlihen Stände mit Drganen des preußifchen Landtages zu einer 
gemeinfchaftlihen Verfammlung bezeichnet. Die fo zeitweilig gebildete 
deutfche Ständeverfammlung folle dann weitere Maßregeln zur Begründung 
eines „einigen, nicht einförmigen” deutſchen Staatswefeng, einer „Einheit in 
der Verfchiedenheit, einer Einheit mit Freiheit“ beraten, fofort aber ein all 
gemeines, volfstümliches Bundesheer gefchaffen und zugleich eine bewaffnete 
Neutralitätserkflärung erlaffen werden. Für alle Staaten fei dabei die Ein; 
führung fonftitutionellee VBerfaffungen mit Verantwortlichfeit der Minifter, 
Bolfstümlichkeit der Rechtspflege, Rechtsgleichheit aller religiöfen Bekennt⸗ 
niffe und eine freifinnige Verwaltung felbftverftändliche Vorausſetzung. 

Abgefehen von den letzten Säten, die als Zugeftändniffe an die fiegreiche 
Revolution aufzufaffen find, erkennen wir, zum Teil bis auf die einzelnen 
Redewendungen, das Programm Heinrichs v. Arnim in diefer Proklamation 
wieder. Sie ift zweifellos von ihm verfaßt. Nur einen Punkt feines früheren 
Planes vermiffen wir: Die Wiederherftellung Polens; dagegen wird, wie die 
gleich zu befprechenden Vorgänge der nächften Tage deutlich zeigen, der König 
entfchiedenen Einfpruch erhoben haben. Die bewaffnete Neutralitätserflärung 
hat Arnim aber hineingebracht; von ihr verfprach er fich offenbar nicht nur 
für die Beziehungen zu den auswärtigen Mächten, fondern vor allen Dingen 
auch für die Klärung des Verhältniffes zu Öfterreich eine ganz befondere 
Wirkung? Auch der auffallendfte und Auffehen erregendfte Satz der ganzen 
Proflamation: „Preußen geht fortan in Deutfchland auf“ war doch nur eine 
andere übrigens feineswegs von Arnim felbft erfundene? Formulierung 





» &, Roth u, Merd ı, 152, Wolf, Revolutionschr. 1, 298 und fonft oft. 

* Bol, hierzu noch die in Beilage 2 abgedrudte Denkfchrift vom 28, April 1848, deren 
Antorfhaft ih Arnim glaube zuſchreiben zu dürfen, Hier heißt es, die Neutralitätserflärung 
werde Öfterreich zu einer Entfheidung darüber zwingen, ob es fich ihr anfchließen, d. h. die 
gewaltfame MWiederunterwerfung feiner außerdeutſchen Gebiete aufgeben und dann der 
jmweite deutfhe Staat werden, oder fi ihr widerfegen und damit aus der beutfchen Gemein, 
(haft ausfheiden wolle, Sonſt werde diefe Entſcheidung erft durch die Aufrollung der Ober; 
bauptsfrage herbeigeführt werden; es fei aber viel günfliger, es durch die Neutralitätsfrage 
su bemwirten, 

’ ©, Meinede, Weltbürgertum? ©, 349f. 
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feiner früheren Gedanfen. Ein Verzicht auf die fernere Selbftändigfeit und 
Eigenart Preußens follte damit nur infoweit ausgefprochen werden, als auch 
die übrigen Staaten dag gleiche Opfer bringen und ſich mit Preußen unter 
der Führung von deffen König und Ständen zu einem neuen größeren Reiche 
verfchmelzen würden. Es bedeutete, wie die Gegner diefer Pläne fofort ganz 
richtig erfannten, tatfächlich nichts anderes wie das Aufgehen der Fleineren 
Staaten in Preußen!; denn e8 follten ja fowohl Preußen wie die kleineren 
Staaten Deutſchlands als Gebilde von politifcher Bedeutung verfehwinden 
und einem einheitlichen deutfchen Gefamtftaate Plag machen, innerhalb deffen 
fie nur als mit weitgehender Autonomie ausgeftattete Verwaltungseinheiten 
hätten mweiterbeftehen können. Dies alles lag nun zwar in den Wünfchen 
Heinrichs v. Arnim, aber nicht in den Abfichten des Königs. Wenn e8 über; 
haupt zweifelhaft fein könnte, daß Friedrich Wilhelm eine folche Politik inner; 
lich nie gebilligt hat, fo würde doch die Erläuterung, die er wenige Tage fpäter 
den füddeutfchen Gefandten und feinem neuen Minifterpräfidenten über den 
Sinn der Proflamation gegeben hat, jeden derartigen Zweifel befeitigen 
müffen. Denn er fpricht hier mit befonderer Betonung den Willen aug, 
Preußen in feiner hiftorifchen Eigenart zu erhalten und bezeichnet es lediglich 
als feine Abficht, die Kräfte Preußens dem größeren deutſchen VBaterlande 
für die Zeit der Gefahr zur Verfügung zu ftellen.? 

Dem Könige ift alfo die Zuftimmung zu der Proflamation des 2ı. März 
von feinen Miniftern gegen feine eigentliche Überzeugung abgerungen worden. 
Auch die gleichzeitig erlaffenen Kundgebungen, welche die Anlegung der 
deutfchen Kofarde für die preußifhen Truppen und die künftige Vereidigung 
des preußifchen Heeres auf die deutfche Reichsverfaffung zum Gegenflande 
hatten, werden auf das Drängen der Minifter und namentlih Arnims 
zurücdzuführen fein, während der König in feiner gänzlihen Gebrochenheit 
und Hilflofigkeit fich die Zuftimmung zu diefen Maßregeln widerftrebend ent; 
reißen ließ.? 





2 &, d, Brief Kg. Friede, Augufts von Sachfen an Friede. Wihelm IV. v. 24. März bei 
Haſſel ı, 524. 

2 über feine Nußerungen zu den Gefandten f. Näheres unten S. 67. Brief an Camp- 
haufen v. 28. März Brandenburg, Brief. Friede. Wilhelms IV. m. Camphaufen ©. 20f. 

Auch Rachfahl, Deutfhland uſw. S. 288f. verfchließt fich nicht der Erfenntnig, daß der 
König nach dem 19. März ſtark deprimiert und fremden Einflüffen befonderg zugänglich war; 
aber er hält trotzdem daran feft, daß eine erhebliche Änderung feiner Politik nicht ftattgefunden 
habe. Höchftens, daß er in diefer Depreffion auf die populäre Bewegung größere Hoffnung 
geſetzt und fich von ihr weiter habe führen laffen, als den preußifchen Intereſſen entfprochen 
habe. Später (Hift. Veifehr. 7, 223 Anm.) erläutert Rachfahl dies noch dahin, der König 
habe gehofft, die anfchwellende populäre Bewegung werde die Fürften von neuem zwingen, 
bei ihm Hilfe zu fuchen, und fo die Gefchäfte Preußens beforgen. Aber nichts berechtigt ung 
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Noch am Nachmittage des 2ı. März traf Mar v. Gagern aus Dresden 
in Berlin ein. Er begab fich fofort zu Arnim und gewann aus zwei Unter; 
redungen mit ihm den Eindrud, daß die preußifche Regierung mit den Ab; 
fihten der Gefandtfchaft vollkommen einverftanden fei. Gagern war über; 
jeugt, daß man ein derartiges Entgegenfommen in Berlin nicht gefunden 
haben würde, wenn am 19. März die Truppen fiegreich geblieben wären. Er 
glaubte, daß die Eriftenz des altpreußifchen Staates mit den Märztagen ab 
sefchloffen fei, und daß in dem neuen Deutfchland die acht preußifchen Pro; 
vinzen mit etwa denfelben Rechten wie die übrigen Einzelftaaten ausgeftattet 
werden, daß namentlich ihre Provinzialftände die gleichen Befugniffe wie die 
einzelftaatlihen Landtage erhalten müßten. Der Unterſchied zwifchen ihnen 
und den übrigen Einzelftaaten würde dann nur noch darin beftanden haben, 
daß diefe einen befonderen Verwaltungschef mit den äußeren Attributen eines 
fonveränen Fürften an der Spitze behalten, jene aber unmittelbar unter dem 
Neihsoberhaupt geftanden hätten. Er hat mit diefen Gedanken auch Arnim 
gegenüber nicht zurüdgehalten; wir wiffen nicht, ob Arnim ihnen zugeſtimmt 
bat, oder ob er gar fehon vor der Abfaffung der Proflamation vom 2ı. März 
von ihnen unterrichtet gemwefen ift. Wenn Preußen in Deutſchland aufgehen 
folfte, fo ließ fich ja gegen eine Geftaltung der Dinge, wie Gagern fie im Auge 
hatte, zwar noch manches einwenden!, aber im Prinzip konnte er fie annehmen. 





zu der Annahme, daß der König felbft in diefen Tagen auf eine Bewegung, die er innerlichft 
verabſcheute, politifche Hoffnungen gefeßt habe. Seine Minifter taten es und riffen ihn zu 
Schritten fort, die er nachher ftets tief bedaktert hat. Auch Hanfen a. a. O. 33f. beachtet 
dies zu wenig, fo daß auch bei ihm die dem Könige abgedrungenen Zulaffungen als aus 
feinem Willen und beftimmten Überlegungen bervorgegangene Akte erfcheinen. Auch bier 
urteilt Radowitz volllommen richtig, wenn er ſchreibt (an feine Frau 24. März, Haffel ı, 
522), er erfenne in ber Proflamation den erften Akt der Arnimſchen Regierung; „zugleich 
gibt mir diefer Hergang den Maßſtab für den gegenwärtigen Zuftand des Königs, mit deffen 
innerfter Überzeugung und bisherigem Leben diefes rafende Unternehmen in volllommenſtem 
Widerſpruch fteht”. — Später hat der König diefen 21. März den unglüdlichften Tag feines 
Lebens genannt (Gerlach ı, 289). Er empfand diefen Umritt, der ihn öffentlich zum Vers 
bündeten ber Revolution ftempelte, alfo ſchwerer als die perfänliche Demütigung des 19. März. 

» Meinedes (MWeltbürgertum? 351) Formulierung, daß nach Arnims Meinung die nots 
wendige Verfhmelsung Preußens mit Deutfhland vom preußifchen, nach der Meinung der 
Süddeutfhen vom deutfhen Zentrum ausgehen follte, feheint mir nicht den Kern der Sache 
ju treffen. Denn der Einfluß des preußifhen Landtages wäre vielleicht gründlicher befeitigt 
worden, wenn man ihn duch Hinzutritt der übrigen deutfchen Abgeordneten zum deutfchen 
Parlament erweitert hätte, ald wenn man neben und über ihn ein neues deutfches Parlas 
ment ſetzte. Als der wefentlihe Unterſchied zwiſchen Arnim und Gagern erfcheint mir viels 
mehr, daf nach erflerem auch die übrigen Staaten genau fo viel zugunften Deutfchlande 
opfern follten wie Preußen, nah Gagerns Meinung aber Preußen dafür, daß fein König 
an die Spitze des Neiches gelange, mehr opfern follte als die übrigen, nämlich feine ftaatliche 
Einheit überhaupt, auch für diejenigen Gebiete, die den übrigen Einzelftaaten überlaffen blieben, 
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Mit beſonderer Freude vernahm Arnim, daß auch die Geſandten Darmſtadts, 
Badens, Württembergs und Bayerns bereits in Dresden ſeien; er forderte 
Gagern auf, ſie möglichſt ſchnell nach Berlin zu holen, damit man bindende 
Verabredungen mit ihnen treffen könne.“ 

Gagern reiſte am 22. März nach Dresden zurück und bewog wenigſtens 
den darmftädtifchen und den württembergifchen Vertreter, ihn fofort nad 
Berlin zu begleiten. Am folgenden Tage hatten die drei Gefandften eine 
Yudienz bei dem Könige felbft, über welche jet die Berichte von zwei Teils 
nehmern vorliegen.? 

Die Gefandten fanden den König außerordentlih abgefpannt und faft 
ratlos; er fagte, er wolle alles tun, was man von ihm verlange und bitte nur 
um einen guten Rat. Ausdrüdlich erklärte er auch ihnen gegenüber, daß er 
mit feiner Proflamation niemals die Abficht Habe ausdrüden wollen, das 
Recht irgendeines deutſchen Fürften zu kränken. „Ich firebe nach feiner Krone, 
der goldene Reif foll nie meine Stirne fhmüden; wird, fol diefe Krone, 
Deutfhlands Krone, erftehen, fo muß fie Öfterreich8 Herrfcher zieren, und 
mit Freuden will ich dag filberne Wafchbeden dem Kaifer bei feiner Krönung 
halten,” Auch hier legte er Wert darauf, feftzuftellen, daß nach feiner Anficht 
die deutfchen Farben nicht die ruhmvollen Farben Preußens verdrängen, fon; 
dern nur von allen deutſchen Einzelftaaten neben den eigenen Farben als 
Zeichen ihrer Zugehörigkeit zu einem größeren Ganzen angenommen werden 
follten. 

Die Gefandten fühlten fich von diefer Auslegung, in der fie einen Rückzug, 
ein Zeichen der Mutlofigfeit erbliden zu müffen glaubten, wenig befriedigt. 
Hingegen verlangten fie ihrerfeits nähere Erläuterungen über einen anderen 
Sat der Proflamation, der ihnen recht bedenklich erfchien. Sie fahen in dem 
Borfchlage, daß die Landtage der Einzelftaaten zu dem Vereinigten Landtage 
Preußens hinzugezogen werden und mit diefem zuſammen die für eine größere 
Einigung Deutfchlands nötigen Mafregeln beraten follten, einen Verfuch, 
dem preußifchen Staate eine herrfchende Stellung in dem neuen Deutfchland 
zu geben; der Schwerpunkt für die proniforifche, und damit auch für die 
definitive Geftaltung Deutſchlands wäre nach Berlin verlegt worden. Der 
darmftädtifche Gefandte erklärte unter Zuftimmung der übrigen, daß fich 
nach feiner Meinung feine Regierung nicht zu einer derartigen Beſchickung 
des preußifchen Neichstages verfiehen würde, Der König zeigte fich darauf 





ı Bol, die beiden Briefe von Mar v. Gagern an Heine. v. Gagern v. 22. März, Paftor 
226 u. 230, ein fpäteres Diktat M. v. Gagerns a. a. O. 229, 9. v. Arnim an Gagern 21. März 
4.0. O. 474. 


* Des Darmftädtifchen Vertreters Grafen Lehrbah und Mar v. Gagerns bei Paftor 
231 4. 233. 
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fofort bereit, diefen Gedanken fallen zu laffen; es ift ihm gewiß nicht ſchwer 
geworden, da das Ganze nicht fein, fondern Arnims Plan war. 

Auch die auswärtige Politik wurde in diefer Audienz berührt, und zwar 
von Mar v. Gagern felbft. Diefer ergriff nämlich die Gelegenheit, um dem 
Könige zu fagen, daß nach feiner Meinung nur ein großer Krieg gegen Ruß; 
land der neuen Regierung allgemeine Popularität geben und Deutfchland 
vor der Auflöfung bewahren fönne.! Der König war anfangs ganz erftaunt; 
als aber Gagern auf feiner Idee beharrte, rief er aus: „Nie und nimmermehr, 
bei Gott, werde ich den Degen gegen Rußland ziehen !“ 

Hier zum erftenmale feit dem 19. März wagte es der König, feine eigene 
perfönliche Überzeugung dem Andrängen der entgegengefegten Wünfche und 
Tendenzen Far und foharf entgegenzuftellen. Denn hier wurden ebenfo fehr 
feine politifhen Prinzipien berührt, die ihn ja flets auf ein Zufammengehen 
mit den fonfervativen Mächten Rußland und Öfterreich hingemwiefen hatten, 
wie feine perfönlichen und verwandtfchaftlihen Gefühle. Bei dem großen 
Nefpekt, den er ftets vor feinem Schwager, dem Zaren, hegte, und bei der 
traditionellen Freundfchaft, welche feit der Zeit der Befreiungsfriege die Höfe 
von Berlin und Petersburg verband, mußte er e8 geradezu als eine perfönliche 
Beleidigung auffaffen, daß man ihm einen Krieg gegen Rußland zumutete, 
noch dazu ohne irgendeinen fichhaltigen Grund. Der tiefe grundfäßliche 
Gegenfaß, in dem er fich zu dem ganzen Gedanfenfreife Gagerns und feiner 
Gefinnungsgenoffen befand, und den die Minifter fich zu überbrüden ber 
mühten, wurde blißartig erhellt durch diefes Zwiegeſpräch. Für den König 
war der weit gefährlichere Feind Frankreich und das Prinzip der Revolution, 
für Gagern aber Rußland und das Prinzip des Abfolutismus, Wenn irgend 
etwas, fo mußte gerade diefe Zumutung in dem Könige die Überzeugung 
hervorrufen, daß er fich den Bundesgenoffen, die fich ihm anboten, nicht ans 
vertrauen dürfe, ohne zu einem Opfer aller feiner Überzeugungen und ber 
Intereſſen feines Landes, wie er fie auffaßte, geswungen zu werden. Wir 
ſehen bier deutlich, wie e8 um den König fand, Er gab nach, foweit es fich 
um Dinge handelte, die fpäter anders gedeutet oder rüdgängig gemacht 
werben konnten; aber er wehrte fich auch jeßt verzweifelt, wenn man uns 
widerrufliche Tatſachen fchaffen wollte, die ihn auch in Zukunft gehindert 
hätten, die Bahn zu verlaffen, in die er jeßt gedrängt wurde, Er wollte fich 
weder als deutfhen König bezeichnen noch in einen Krieg gegen Rußland 
brängen laffen. Seine Ratgeber mußten fpüren, daß er den Kampf auf jede 


Er hatte dies [bon am aa. früh Arnim gegenüber ausgeſprochen (Paftor aagf.), Ob 
Arnim diefen Nat, wie Paſtor meint, gut aufgenommen babe, gebt aus den Quellen nicht 
bervor. Beine eigenen Auferungen aus diefer Zeit laffen nicht darauf fchließen, daß er einen 
Krieg gegen Rußland wirklich gewünſcht habe. Bol. auch Bellage Nr. 2. 
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Gefahr gegen fie und ihre Anhänger vorziehen werde, wenn fie auf folchen 
Forderungen beftänden, 

Hatte fo die Audienz einen für beide Teile wenig befriedigenden Verlauf 
genommen, fo führten auch die Verhandlungen der Gefandten mit Arnim 
über die weitere gefchäftlihe Behandlung der füddeutfchen Vorſchläge am 
23. März zu feinem wirklich greifbaren Ergebnis. Außer den drei fchon 
erwähnten Gefandten nahmen auch noch die Vertreter Badens und Sachfens 
an diefen Befprechungen teil, jedoch mit der Erklärung, daß fie ohne Vollmacht 
zu irgendwelchen endgültigen Abmachungen feien. Das Ergebnis wurde in 
einem Protokoll zufammengefaßt. Man formulierte! darin ſechs Fragen, 
deren Beantwortung vor dem Zufammentritt eines deutfchen Parlamentes er; 
forderlich fei. Sie betrafen die Notwendigkeit eines Oberhaupteg, eines Ober; 
hauſes aus den Bundesgliedern oder ihren Delegierten, die Zufammenfeßung 
des Unterhaufes, die Abgrenzung der Kompetenz der Bundesgewalt gegenüber 
den Regierungen der Einzelftaaten?; endlich wurde die Frage aufgeworfen, ob 
die legte Entfcheidung über die dem Parlamente vorzufchlagenden Reformen 
dem Bundestage unter Zuziehung von Vertrauensmännern im Sinne des 
früher fufpendierten Bundesbefchluffes zuftehen folle, vorbehaltlich der Geneh⸗ 
migung durch die gefeßgebenden Faktoren der Einzelftaaten, In dem Rund; 
fehreiben, durch welches Preußen den übrigen deutfchen Staaten von diefen 
Beratungen Nachricht gab?, lefen wir, daß die Bevollmächtigten von Würt; 
temberg, Heffen und Naſſau fich vollfommen zuftimmend auf diefe Fragen 
geäußert hätten. Diefer Ausdruck ift ziemlich unklar; offenbar behielten fich 
auch diefe Gefandten eine bindende Erklärung big zu dem Zeitpunfte vor, wo 
der Verfaffungsentwurf vom Bundestage und den Verfrauensmännern 
redigiert fein werde.t Im ganzen bemerft man, daß die Bereitwilligfeit, den 
preußifchen König durch Opfer zu gewinnen, bedeutend geringer geworden 
war; fehr begreiflich, denn es war fehr fraglich, ob er nach den Vorgängen 
vom 19. März den erhofften Schuß gegen weitergehende Forderungen der 
Revolution noch werde gewähren fünnen. 





ı Nah Paftor 237 rührte die Formulierung von Gagern her. Haffel (ı, 523) fagt (ob 
nad) den Berichten des ſächſiſchen Vertreters?), daß Arnim die Grundzüge vorgelegt habe. 

In dem Sinne, daß Heerwefen, Gefeßgebung über Heimatwefen, Staatsbürgerrecht, Ges 
richtsverfahren, Strafrecht und Handelsrecht, Entfcheidung von Streitigkeiten der Bundess 
glieder untereinander oder mit ihren Ständen, Wirtfchafts; und Zollpolitik, endlich Vers 
tretung der gemeinfamen Intereffen gegenüber dem Auslande Sache des Bundes fein folle, 

® Vom 25. März, Noth u. Merd ı, ı7ıf. 

* Ausdrüdlih ſagt Haffel ı, 524, daß ein folder Vorbehalt gemacht worden fet, gibt 
aber feine Duelle nicht an. Sachfen hat nachträglich feine Zuftimmung erflärt (f. d. preuß. 
Note an Sachſen v. 14. Mai bei Roth u. Merd ı, 452). 
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Was Preußen felbft betrifft, fo erklärte fich diefes unter Berufung auf die 
Patente vom 18. und 2ı. März bereit, auf die Bildung eines Bundesſtaates 
mit einem Oberhaupte an der Spiße einzugehen; es willigte in eine gemein; 
fame Wehrverfaffung unter Aufftellung eines Bundesfeldheren, ein Bundes; 
gericht, gemeinfames Heimatsrecht, wirtfchaftliche Einheit, gleiches Handels; 
recht und ſchlug noch ein gemeinfames Preßgefeg vor, Damit „Dem Mißbrauche 
der Preßfreiheit in ganz Deutfchland durch gleiche Garantien gewehrt werde”. 
Über die Zufammenfegung des Ober; und Unterhaufes, die Gemeinfamfeit 
des Gerichtsverfahrens und Strafrechtes, über die Einrichtung einer gemein; 
famen Vertretung im Auslande äußerte es fich nicht. Als den gegebenen 
Meg zur Verwirklichung der Reformen bezeichnete Preußen eine „im Vereine 
der Regierungen mit dem Volke auszuführende Reorganifation der Bundes; 
verfaffung, welcher eine unverzüglich zu berufende vorläufige Bundes; 
Repräfentation aus den Ständen aller deutfchen Länder vorausgehen muß“. 
Der den Ständen vorzulegende Entwurf follte von der Bundesverfammlung 
unter Zugiehung von Vertrauensmännern feftgeftellt werden.! Auch Preußen 
hatte ſich alfo feineswegs unzweideutig über alle in Betracht fommenden 
Punkte geäußert. Namentlich war die entfcheidende Frage, wer denn das 
Dberhaupt des neuen Bundes fein folle, in Berlin offenbar ganz in den 
Hintergrund gefhoben worden; der König ließ auch in dem Nundfchreiben 
vom 25. März nochmals verfichern, daß er feine Ufurpation beabfichtige, daß 
er alfo aus der vorläufigen Übernahme der Leitung in der Zeit der Gefahr 
feine Anfprühe auf den dauernden Befig der Oberhauptswürde ableiten 
wolle, - 

Ich laſſe es dahingeftellt, was gefchehen fein würde, wenn der König ein 
anderer Mann gemwefen wäre, wie er wirklich war, wenn er alfo energifch zu⸗ 





» Der Gedanke, den auf Befehl der Großmächte fufpendierten Bundestagsbefhluß vom 
10, März über die Zuziehung von 17 Vertrauensmännern wieder aufleben zu laffen, war 
ben preußifhen Miniftern wohl durch die Berichte Dönhoffs (ſ. Rachfahl7, 230f.) nahegelegt 
worden, DBielleiht wußte man auch fhon, daß Bayern am 22. März einen entfprechenden 
Antrag in Frankfurt geftellt hatte. — Ich kann Rachfahl (7, 233f.) nicht zuftimmen, wenn 
er meint, in biefen Beratungen bes 23. März fei der Gedanke aufgegeben worden, dem 
Parlament mit einem von den Regierungen vereinbarten feften Neformprogramm gegen; 
überzutreten. Diefen Gedanken hat man ja bis zum Zufammentritt des Parlaments fort; 
während, wenn auch vergeblich, zu verwirklichen gefucht. Das preußifhe Mundfchreiben vom 
25, März bezeichnet ausdrüdlich die Entfendung der Vertrauensmänner nach Frankfurt als 
das nächſte Erfordernis, deren Aufgabe doch gerade die Ausarbeitung eines ſolchen Ent⸗ 
wurfes fein follte, Auch der von Rachfahl für feine Unficht zitierte Satz aus dem Schreiben 
Briedeih Wilhelms an Camphauſen vom 30. März beweift dafür nichts; es wird darin nur 
geſagt, daß das künftige deutſche Parlament nach den in Berlin getroffenen Verabredungen 
von ben Einzellandtagen gewählt werben folle; die Brage aber, ob bie Initiative diefem 
Parlament zu überlaffen oder den Regierungen zu wahren fei, wird gar nicht berührt. 
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gegriffen, die Oberhauptswürde „uſurpiert“ und unter dem Zugeſtändnis 
konſtitutioneller Einrichtungen an bie Einzelregierungen und an das deutſche 
Volk die Aufforderung gerichtet hätte, ihn als Leiter der deutſchen Angelegen; 
heiten anzuerkennen. Aber es läßt fich nicht verfennen, daß auch bei dem 
beften Willen des preußifchen Herrfchers nach der Niederlage des Königtums 
am 19. März, nach dem Übergang Öfterreichs zum Konftitutionalismus und 
der Anmeldung feines entfchiedenen Widerfpruchs gegen eine auch nur zeit; 
weilige Reichsoorftandfchaft Preußens, bei dem Schwinden der Furcht vor 
neuen gewaltfamen Erhebungen der Maffen und vor einem franzöfifchen An; 
griff die Durchführung einer folchen Politik fehr viel fchwieriger gemwefen fein 
würde als etwa zur Zeit der Abfendung Gagerns oder der Stuttgarter 
Befprechungen. Und vor allen Dingen wollte der König eine folche Politik 
nicht; feine Minifter konnten ihn, wie wir fahen, hart bis an die Grenze 
treiben, aber nicht bis zu dem entfcheidenden Schritte felbft. Inſofern die 
Gagernfche Miffion bezweckt hatte, an dem fonftitutionellen Könige Preußens 
einen feften Halt gegenüber der Revolution zu finden und ihn durch das 
Angebot der führenden Stellung in Deutfchland dafür zu gewinnen, war fie 
gefcheitert. Ob fih aus den unverbindlichen Vorbefprehungen und Er; 
Härungen vom 23. März fpäter noch etwas Greifbares ergeben werde, fonnte 
erft die Zukunft lehren. | 

Yuch der Plan des Potsdamer Kongreffes wurde nunmehr aufgegeben; 
nicht etwa deshalb, weil man jet in Berlin auf eine Einigung der Fürften 
über die Grundzüge der neuen Verfaffung feinen Wert mehr gelegt 
und fih ganz der populären Steömung anvertraut habe! Derartige 
Gedanken konnten zwar bei Arnim wenigſtens im Prinzip Billigung 
finden, aber niemals beim Könige. Der Kongreß feheiterte einfach daran, 
daß ihn jet niemand mehr befchiden wollte. Dönhoff berichtete fortwährend 
von dem MWiderfireben der Heineren Staaten, Bayern hatte bereits am 
17. März feine Ablehnung erklären laffen’; die Hanfeftädte hatten am 
20. März beim Bundestage die fofortige Einberufung der 17 Vertrauens; 
männer und den Beginn der Reformberatungen in Frankfurt beantragt?; 
die in Berlin anmwefenden ſüddeutſchen Vertreter ließen feinen Zweifel darüber, 
daß fie diefen Weg als den allein richtigen anfähen.5 Ob man auf Öfterreich 





ı Sp Rachfahl; vgl. dazu oben S. 70 Anm. ı. 

2 17. März, Rachfahl 7, 226f., 18. März 228, 19. März 229, befonders 20. März 228. 

Rachfahl 6, 514. 

Roth u Merd ı, 150. 

5 Am 23. März fprach Bayern von neuem den dringenden Wunſch nah Ausführung 
des früheren Befchluffes über die Vertrauensmänner in Frankfurt aus, und Württemberg, 
Baden, Heffen, Braunfchweig und Naffau fchloffen fih an. Roth u. Merd ı, 158. 
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noch rechnen könne, war immerhin ſchon unficher, wenn die fcharfe Abfage 
aus Wien auch erft am 24. März erfolgte. Unter diefen Umftänden glaubten 
die Leiter der preußifchen Politik, daß eher bei einer Beratung in Frankfurt 
unter Zugiehung von Vertrauensmännern eine Einigung über die wefent; 
lihften Punkte der Verfaffung zu erzielen fein werdet, als auf einem nur von 
wenigen Kleinftaaten befchidten Kongreß in Potsdam. Noch in einem Briefe 
an den König von Sachfen vom 23. März ſcheint Friedrich Wilhelm an dem 
alten Gedanken feftzuhalten?; in den Konferenzen am Abend des 23. gab 
Arnim bereits die Erflärung ab, daß Preußen auf die Beratung in Frankfurt 
eingehen und fofort einen Vertrauensmann entfenden werde. Unmittelbar 
darauf erging entfprechende Weifung an den preußifchen Bundestags; 
gefandten; [hon am 25. März beantragte diefer zufammen mit dem öfter; 
reihifchen Vertreter die fofortige Einberufung der Vertrauensmänner.? 
Während man früher alle darauf abzielenden Anträge durch Überweifung an 
den Ausſchuß unfhädlih gemacht hatte, ſchritt man jetzt fofort zur Abſtim⸗ 
mung und nahm den Antrag an, Mit größter Schnelligkeit famen die Ne 
gierungen dem Befchluffe nach; bereits am 29. März waren fo viele der er; 
nannten Vertrauensmänner in Frankfurt eingefroffen, daß die Bundes; 
verfammlung eine Kommiffion zur Beratung der Verfaffungsfrage mit 
ihnen wählen fonnte.* 

Inzwiſchen hatten fih in Berlin die Verhältniffe geklärt. Camphaufen 
hatte nach) längerem Zögern feinen Eintritt in das Minifterium zugefagt und 
nach dem NRüdtritte des Grafen Arnim das Präfidium übernommen; obwohl 
Heinrich v. Arnim auch unter ihm Minifter des Auswärtigen blieb, konnte 
er doch nicht mehr in der bisherigen Art ungehindert auf den König ein; 
wirken. Der leitende Staatsmann fonnte fich von dem Einfluß auf die wich; 
tigfte aller fchwebenden Fragen, die deutſche, nicht ausfchließen laffen, und 
war hierzu um fo weniger geneigt, als ihm die deutfche Frage felbft Herzens; 
fahe war. Er hatte fih ſchon vor feinem Eintritt in dag Minifterium ein 
ungefähres Bild davon zu machen verfucht, was jegt werden müſſe und 
fönne. Seine wefentlichften Grundgedanken laffen fih aus den vorliegenden 
brieflihen Außerungen deutlich erkennen. 

Auch Camphauſen war der Überzeugung, daß der König von Preußen an 
die Spite Deutfchlands treten müffe; auch er hielt dies nur dann für möglich, 





’ Dönhoff beantragte am a2. März, daß er zu einem derartigen Antrage ermächtigt 
werben möge (Rachfahl 7, 230f.). 

» Haffel 1, 524. Sachſen hatte fih nah dem Sturz ber alten Minifter darum bemüht, 
daß ber Kongreß doch in Dresden gehalten werde (a. a. O. 523). 

’ Roth u. Merd ı, 166. 

*Moth u, Merd ı, 179 
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wenn er zugleich feinem eigenen Lande eine ben Forderungen der gemäßigten 
Liberalen entfprechende Verfaffung gewähre. Er meinte aber, daß man die 
Dberhauptsfrage nicht zu ausfchlieplich betonen und vorläufig von dem 
Kaifertitel gar nicht fprechen dürfe; zunächft dürfe man fogar eine Tollegiale 
Bundesbehörde, an der mehrere Staaten Anteil hätten, entftehen laflen, 
wenn nur der König von Preußen darin eine feiner Macht angemefiene 
Stellung und außerdem den Heerbefehl über fämtliche deutfche Truppen 
erhalte; das weitere glaubte er offenbar ruhig der Zufunft überlaffen 
zu können. Ferner fiand es ihm feft, daß die Initiative zur Neform der 
Bundesverfaffung von den Fürften ausgehen müffe, daß der zu berufenden 
Bolfsvertretung nur eine mitwirkende Stimme dabei eingeräumt werden dürfe, 
und daß die Regierungen auf jeden Fall über gemeinfame Vorſchläge vor 
dem Sufammentritt des Parlamentes einig werden müßten. Überlaffe man 
die Initiative einer aus allgemeinen Volkswahlen hervorgegangenen Ver; 
fammlung, fo würde die Proflamierung der Republik das wahrfcheinliche 
Ergebnis fein. Daher wollte er am liebften, daß der König fich perfönlich 
nach Frankfurt begebe und dort zufammen mit den Fürften unter Beirat 
einer Verfammlung von Volfsvertretern die Verfaffung feftftelle. Sollte 
fich dort eine Volfsvertretung ohne Berufung der Regierungen bilden, fo 
dürfe diefe nicht anerkannt, fondern müſſe duch ein auf legitimem Wege 
berufenes Parlament gefprengt werden. An der Einbeziehung Öſterreichs in 
das neue Reich hielt er zumächft noch feft; er war aber der Meinung, daß 
Preußen für die Anmefenheit einer möglichft großen Zahl von preußifch 
gefinnten Abgeordneten in Frankfurt forgen müffe, damit man auch an 
Stimmenzahl den Öfterreichern überlegen fei; überhaupt dürfe man fich durch 
den MWiderftand Hfterreih8 an der Erreichung des geftedten Zieles nicht 
hindern laffen. Preußen follte auch nach feiner Anficht den Drud ber 
allgemeinen Volfsftimmung benugen, um die Regierungen zum Eingehen 
auf eine gründliche Reform zu bewegen. An ein völliges Aufgehen Preußens 
in dem neuen Deutfchland hat er nie gedacht; feinen vorher und nachher oft 
genug ausgefprochenen Gefinnungen nach war er viel zu fehr Preuße, um 
dies wünfchen zu können. 

Gewiß bildeten diefe Anfhauungen noch fein zufammenhängendes und 
bis in alle Einzelheiten durchdachtes Programm einer deutfchen Politik 
Preußens. Man fieht nicht deutlich, ob Camphaufen damals geglaubt hat, 
Hfterreich werde fich eine Stellung Preußens an der Spige des neuen Neicheg, 
oder wenigftens an der Spite des Neichsheeres, gutmwillig gefallen laſſen, 


2 Bol, bef. f. Brief v. 19. März an f. Bruder Dito bei Caſpary 175f.; fonft überhaupt 
die dort S. 168 f. ausgezogenen Korrefpondenzgen mit den Ergänzungen bei Brandenburg, 
Briefw. Fr. Wilhelms IV. mit Camphaufen ı4f. u. 22ı1f. 
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oder was nach feiner Meinung gefchehen follte, wenn dies etwa nicht der Fall 
ſei; vermutlich glaubte er, wie fo viele, daß Öfterreich auseinanderfallen und 
der deutſche Teil allein nicht die Macht haben werde, fich zu widerfeßen. Aber 
fo viel läßt fich jagen, daß feine Gedanken von denen Heinrichs v. Arnim in 
entſcheidenden Punkten erheblich abwichen und dem Könige bedeutend ſym⸗ 
pathiſcher fein mußten als die feines auswärtigen Minifters. Die flärfere 
Erhaltung der preußifchen Eigenart, das Verbleiben Öfterreihs im Bunde, 
die Feftftellung der neuen Berfaffung durch die Fürften unter nachträglicher 
Genehmigung einer Volksvertretung, das waren die Punkte, in denen er 
mit feinem neuen Minifterpräfidenten übereinftimmen konnte. Ich habe an 
anderer Stelle darauf hingemwiefen, daß ein Zufammenarbeiten Friedrich 
Wilhelms IV. mit dem von ihm perfönlich fo verfchiedenen und politifch 
liberal gefinnten Camphaufen in der inneren Politif nur deshalb möglich 
gemwefen ift, weil beide in den damals entfcheidenden Punkten — der Ber 
hauptung der Staatsautorität gegenüber dem Willen der Maffen, und der 
Überleitung in das neue Syſtem auf gefegmäßigem Wege — einig waren.! 
Ähnlich lag es im der deutfhen Frage. Die Übereinfimmung in einer 
Reihe von wichtigen Punkten ermöglichte es dem König, zu Camphanfen 
auch bei der Behandlung diefer Angelegenheit mehr Vertrauen zu faffen, 
als er es zu Heinrich v. Arnim und feinen Gefinnungsgenoffen gehabt hat. 

Allerdings blieben auch hier ſchwerwiegende Differenzen beftehen. Den 
Übergang zum Eonftitutionellen Spftem in Preußen felbft, den Camphaufen 
für die unerläßliche VBorbedingung einer erfolgreichen deutfchen Politik hielt, 
hatte der König zwar zugeftanden, aber doch nur notgedrungen und mit dem 
Hintergedanten, möglichft viel von dem alten abfolutiftifchen und ftändifchen 
Wefen in die neue Drdnung der Dinge hinüber zu retten.” Die Benugung 
der Bolfsbewegung zu einem Drud auf die Regierungen der Einzelftaaten, 
ohne die nah Camphauſens Meinung ebenfalls nichts zu erreichen war, 
widerftrebte der ganzen Anfchauungsmweife des Königs durchaus. Endlich 
fonnte auch das Endziel Camphaufeng, die Oberhauptswürde für den König 
von Preußen, nicht auf den Beifall Friedrich Wilhelms rechnen, folange 
diefer in dem öfterreichifchen Kaiſertum die von der Gefchichte vorgeſchriebene 


Briefw. ©, 218. 

» Hierauf fommen doch fhließlih auch die Ausführungen Hanfens a. a. O. ©. zoff. 
bef. 65 hinaus, Er geigt fehr gut, daß der König niemals das parlamentarifche Syſtem bat 
annehmen wollen, betont aber nicht genügend, daß er im Grunde auch nach wie vor feine 
Doltswahlen, fondern Stände wollte, Er hielt auch das für fonftitutionell, weil man unter 
biefem Wort eben fo ziemlich alles verfiehen konnte. Ich möchte aber die Märgverheißungen 
nicht mit Hanfen 63 als taltiſche Schachzüge des Königs, fondern, wie ſchon oben ausgeführt, 
ald Taten feines Minifteriums, das er in feiner damaligen Gebrochenheit gewähren ließ, 
anfeben, 
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Löſung der deutfchen Frage fah; nur big zur erften Etappe des Weges, der 
Übertragung des Oberbefehls über das deutfche Heer an Preußen, konnten 
fie hier wirklich zufammengehen. Bon diefen Gegenfägen war, wie fich 
fpäter gezeigt hat, der zweite der tieffte und fchließlich entfcheidende. 

Indem Camphaufen als Minifterpräfident die Verantwortung für die 
Gefamtrichtung der preußifchen Politif übernahm, in der wichtigften aller 
brennenden Fragen, der deutfchen, aber weder mit dem Könige noch mit dem 
Minifter des Auswärtigen ganz einig war, wurde die Schwierigfeit immer 
größer, einheitlich gedachte und Eonfequent durchgeführte Maßregeln gerade 
auf diefem Gebiete zu ergreifen, Die einzelnen Räder griffen an der ent; 
fcheidenden Stelle nicht richtig ineinander; ihre Reibungen und gegenfeitigen 
Hemmungen hinderten jede energifche Aktion und verurteilten den preußifchen 
Staat in diefen entfcheidenden Wochen zu einer Politif des Zögerns und 
Abwartens. 

Durch den Verzicht auf den Potsdamer Fürſtenkongreß und die Annahme 
des Bundesbeſchluſſes über die Entſendung von 17 Vertrauensmännern 
nach Frankfurt war der Schwerpunkt für die Löſung der deutſchen Frage zu; 
nächft wieder an den Sig der Bundesverfammlung verlegt worden, War 
man in Berlin auch nach wie vor überzeugt, daß unbedingt eine Einigung der 
Regierungen über die fünftige Verfaffung vor dem Zufammentritte des 
Parlamentes erfolgen müffe, fo war doch die Aufgabe, diefe Einigung herbei; 
zuführen, zunächft der Bundesverfammlung und den Verfrauensmännern 
zugefchoben worden. Es erfchien fo gerechtfertigt und war außerdem am 
bequemften, abzuwarten, was aus deren Arbeiten für ein Ergebnis hervor; 
sehen werde. Der Bundestag felbft fümmerte fih, obwohl er eine Kom; 
miffion von 7 Mitgliedern zur gemeinfamen Beratung mit den Vertrauens, 
männern erwählte!, faft gar nicht um den fachlichen Inhalt der Befprechungen. 
Den Vertrauensmännern allein fiel die Entfeheidung über die Geftaltung des 
Entwurfes zu. Daneben wuchs fortwährend der Einfluß des feit dem. 
31. März in Frankfurt tagenden Vorparlamentes. Deffen Befchlüffe wurden 
manchmal in einer faft drohenden Form der Bundesverfammlung zur Kennt; 
nis gebracht. Es ift ja befannt, daß fich diefe bezüglich des Wahlrechtes zum 
deutihen Parlament dem Willen des Vorparlamentes nicht zu mwiderfegen 
wagte, obwohl fie felbft furz vorher einen ganz anderen Wahlmodus be; 
ſchloſſen und den Regierungen als Richtſchnur mitgeteilt hatte. Es kann daher 
nicht wunder nehmen, daß auch die Vertrauensmänner von dem im Bot; 
patlamente herrſchenden Geifte nicht unbeeinflußt blieben. Hier aber war 


"29. März Roth u. Merd ı, 179. Schon in der Sigung vom 30. März befhloß der 
Bundestag, „die Initiative mit vollem Vertrauen in die Hände diefer Männer zu legen“ 
(eb. 186). 
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man entfchieden dafür, daß nur das künftige Parlament unter Ausſchluß 
jeder Mitwirfung der Regierungen über die Zufunft Deutſchlands ent; 
ſcheiden ſolle. Über die Geftaltung der künftigen Verfaffung gelangte man 
zwar zu feinen Beſchlüſſen; aber unter den vertretenen Anfichten war die; 
jenige, die im Geifte des Gagernfchen Programms auf einen fark zentralis 
fierten Bundesſtaat mit einheitlicher Spige hinausging, noch die gemäßigtefte. 
Eine unitarifhe Strömung war durchaus vorherrfchend. 

Je mehr aber den einzelnen Regierungen klar wurde, daß der Bundestag 
und die Vertrauensmänner immer flärfer in die vom Vorparlament vor; 
gezeichnete Richtung einlenkten, defto Bedenklicher wurde es ihnen, ob aus 
diefen Beratungen ein für fie annehmbarer Berfaffungsentwurf hervorgehen 
werde. An fich war bei den Regierungen der größeren Staaten wenig Neigung 
vorhanden, auf die Bildung einer ftarfen Zentralgewalt einzugehen, nament⸗ 
fich wenn diefe etwa in die Hand Preußens gelegt werden follte. Öfterreich 
proteftierte fofort gegen die Proflamation vom 2ı. März und zeigte eine 
Zeitlang Luft, felbft die Führung zu übernehmen!; nur durch die zunehmende 
Verwirrung im eigenen Lande wurde es daran verhindert. Bayern und 
Sachſen? wären damals zwar bereit gemwefen, Diplomatie und Heerwefen, 
Wirtſchafts⸗ und Zollpolitif, die Geftaltung des Rechtes und die Entfcheidung 
aller ftaatsrechtlihen Streitigkeiten dem Bunde zu überlaffen; aber Bayern 
beftand darauf, daß die Gefamtheit der Bundesfürften als Kollektiv⸗Souve⸗ 
rän die Zentralgewalt ausüben müſſe; und Sachfen wollte, während es die 
Frage nach der beften Drganifation der Bundesgewalt damals noch vor; 
fihtig offen ließ, doch ausdrüdlich feftgeftellt fehen, dag nur die allgemeinen 
Grundfäge der Verwaltung auf den vom Bunde zu übernehmenden Ges 
bieten durch diefen vorgefhrieben werden dürften, während deren Aus; 
führung den Einzelftaaten zu überlaffen fei. Nur wenige Kleinftaaten, wie 
Braunfhweig und HeffensDarmftadt, fprachen fich auch nach dem 2ı. März 
noch offen für eine von Preußen geleitete Zentralgewalt aus.’ 


Der Berfaffungsentwurf der 17 Vertrauensmänner, im mwefentlihen das 
Wert Dahlmanns, wurde am 22. April fertiggeftellt und alsbald dem 





Bgl. die Erflärung v. 21. März Roth u. Merd ı, 159. Berichte Arnims v. 25. und 
27. März, Kofer 83. 

» Die bayerifhe Juſtrultion für den VBertrauensmann v. 24. März Roth u. Merd ı, 1615 
bie fähfifhe v. 27. März, meines Wiffens bisher unbelannt, abfchriftlih in Camphauſens 
Nahlaf, Ganz unbeſtimmt war die Inftruftion Hannovers v. 24. März, Noth u. Merd 
1, 163f,, vgl. die ausweichende Antwort an Preußen eb. 1, 176. 

’ Braunfhmeig a2. Mär; Darmfladt 24. März f. Roth u. Merd ı, 156 u. Paflor 242. 


Daß auch Naffau noch derfelben Anſicht war, geht aus der Ernennung Mar v. Gagerns zum 
Bertrauensmann hervor, 
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Bundestage und den einzelnen Regierungen mitgeteilt." Kurz darauf wurde 
er auch gemäß einem Befchluffe der Verfrauensmänner, gegen den der 
Bundestag feine Einwendung erhob, der Öffentlichkeit übergeben. 

Er? sprach ſich befanntlih mit aller Entfchiedenheit für ein erbliches 
Neichsoberhaupt aus, das den Titel deutfcher Kaifer führen, feinen Sig zu 
Frankfurt a. M. haben und feine Rechte durch ein verantwortliches Reichs; 
minifterium ausüben follte. Neben ihm ein Oberhaug, beftehend aus den 
regierenden Fürften, Vertretern der vier freien Städte, endlich aus Reichs; 
räten, zur Hälfte von den Regierungen, zur Hälfte von den Ständen der 
Einzelftaaten auf 12 Jahre ernannt. Das Unterhaus follte auf 6 Jahre direkt 
von der Bevölferung gewählt werden, und zwar fo, daß jeder volljährige 
felbftändige Staatsangehörige das Wahlrecht befige. Bei der Feftftellung 
des Budgets war dem Unterhaufe die entfcheidende Stimme zugedacht, im 
übrigen war an der Gleichberechtigung beider Häufer und des Kaifers in 
der Gefeßgebung feftgehalten. Endlich war noch ein Neichsgericht vor; 
gefehen zur Entfheidung verfaffungsrechtlicher Streitigfeiten im Reiche 
und den Einzelftanten; ferner wurden den Bürgern aller Staaten die üblichen 
Freiheitsrechte von feiten des Neiches garantiert. Das Neichsoberhaupt, die 
Minifter und Beamten, fowie das Neichsheer follten auf die Reichsverfaffung 
vereidigt werden; deren Abänderung follte nur möglich fein, wenn in jedem 
Haufe, bei Anweſenheit von mindeftens drei Viertel der Mitglieder, drei Viertel 
der Anweſenden dafür flimmten und das Neichsoberhaupt einverftanden fei. 

Alles beruhte auf der ftillfehweigenden Vorausfegung, daß Hfterreich aus 
dem deutfchen Bunde ausfcheiden, und der König von Preußen als Kaifer an 
deffen Spige treten werde. Nur dann, oder wenn Öfterreichg ftaatliche Ein 
heit wirklich völlig in Trümmer gegangen wäre, hätten die darin enthaltenen 
Beftimmungen überhaupt zur Ausführung fommen fünnen. Es iſt da 
ber verftändlih, daß der üfterreichifche Vertreter am Bundestage fich 
fofort fehr fcharf über den Entwurf ausſprach und ihn als eine Chimäre 
bezeichnete; lieber werde Öfterreich feinen Schwerpunkt nach Peft verlegen 
und fich auf die flawifchen Völkerſchaften fügen, als fich einem preußifchen 
Kaiſer unterordnen. Die Wiener Regierung ließ ebenfalls feinen Zweifel 
daran, daß fie eine Verhandlung auf ſolchen Grundlagen unbedingt ab; 
lehnen müffe und überhaupt feine Verfaffung anerkennen werde, die über den 
Rahmen eines lofen Staatenbundes hinausgehe.? Auch Bayern und einige 





ı Roth u. Merd 1, 330, vgl. 332 u. 369. 

® Am 27. April wurde er dem Bundestage vorgelegt; oft gedrudt, z.B. Roth u. Merd 
370f., Dahl manns Fl, Schriften 378f. 

Sſterr. Erklärung v. 21. April, Roth u. Mer d ı, 316, Außerung Eolleredos v. 27, April 
Haffel 1, 561 u. Meinede, Radowig 84. 
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andere der größeren Staaten, die bei der Ausführung des Entwurfes in eine 
von Preußen völlig abhängige Stellung zu geraten fürchteten, fprachen ent; 
weder direkt ihre Ablehnung aus oder Fnüpften doch ihre prinzipielle Zus 
fimmung an Bedingungen, welche die Grundgedanken des Entwurfes ver; 
nichteten.t Forderungen wie die Einräumung des Nechtes zu einer eigenen 
diplomatifhen Vertretung oder die Ernentung der militärifchen Befehls; 
baber oder die Ausführung aller von den Neichsgewalten befchloffenen Maß; 
regeln durch die Einzelftaaten oder wie die Beſchränkung der Reichskompetenz 
auf das Strafrecht, den Prozeß und beftimmte Teile des bürgerlichen Rechtes 
ließen fich noch als mögliche Veränderungen innerhalb des von den 17 Ver; 
frauensmännern gefpannten Rahmens anbringen, Aber der entfcheidende 
Punft war die Drganifation der Neichsgewalt. Und hier verhielten fich die 
meiften Regierungen dem Plane Dahlmanns gegenüber völlig ablehnend. 
Bayern wollte das Direktorium des Bundes alle 6 Fahre wechfeln laffen oder 
e8 dauernd in die Hand von drei Regierungen (natürlich Öfterreich, Preußen 
und Bayern) legen; neben dem Direktorium follte ein Reichstag, beftehend 
aus ernannten Regierungsbevollmächtigten, und ein Nationalparlament 
ftehen, defien Oberhaus aus den erftien Kammern der Einzelftaaten gebildet, 
deffen Unterhaus aber direkt von der Bevölkerung gewählt werden follte. 
Hannover und Sachen verlangten, daß die Oberhauptswürde alle 5 Jahre 
zwiſchen dem Kaifer von Öfterreich und den 5 Königen wechfeln folle, und daß 
das Oberhaus lediglich aus von den Regierungen ernannten Vertretern 
beftehen dürfe.? k 

Namentlich das erftere Verlangen läßt ung einen Blick tun in die Motive 
ber mittleren Staaten. Sie mwiderftrebten nicht fo fehr der Einrichtung 
einer fich innerhalb beſtimmter Schranken haltenden einheitlichen Zentral; 
gemalt, als der Übertragung dauernder Befugniffe diefer Art an eine eins 
zelne Dynaftie. Hannover, Sachfen und die übrigen wurden ja durch den 

ı Der bayerifhe Minifterrat lehnte den Entwurf am 2. Mai fchroff ab (Haffel 561); 
Hannover formulierte feine Abaͤnderungsvorſchläge in einer Note u. 6. Mai (Roth u, Merd 
1, 433f.) und einem ergängenden Zirkular v. 14. Mai (eb. 437f.); Sachſen in einer Mote 
an Preußen v. 12. Mai (eb, 444f.) auf Grund eines Minifterrats v. 8. Mai (Haffel 562). 
Bayern verfandte Anfang Mai einen ausführlihen Gegenentwurf (Noth u. Merd ı, 385 
bis 421). In ben Erläuterungen dazu wurde der Plan der 17 geradezu als Verfuch zur 
Errihtung einer Defpotie des künftigen Kaifers unter Vernichtung der Nechte der einzelnen 
Vollsſtaͤmme und Fürften bezeichnet; diefe würden zu Sklaven des Kaifers herabfinten. Man 
glaubt die Sprache der Fürften des 16. Jahrhunderts zu hören, die für die deutſche Libertät 
gegen bie „viehifhe Servitut“ des Kalfers zu kämpfen erflärten. 

» Ahnlihe Gefinnung äußerten HeffensECaffel und Medlenburg⸗Schwerin; für den Ent; 
wurf ber 17 ſprachen fih Sachfen Weimar, Altenburg, Braunfhweig, Oldenburg u. Schwarz, 
burg⸗Sonders hauſen aus (hannov, Neffript v. 16. Mat, Roth u, Merd ı, 442 u, Protof, d. 
Bundestags v. 17. Mai, eb, 455f.). 
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regelmäßigen Wechfel der Oberhauptswürde dem Neiche gegenüber an fich 
nicht beffer geftellt, als wenn die Zentralgewalt in der Hand eines erblichen 
Herrfchers ruhte, fobald die Befugniffe diefer Gewalt die gleichen blieben, 
Aber ihre Dynaftien hätten an Anfehen gegenüber der Faiferlichen verlieren, 
zu ihr in ein dauerndes Abhängigkeitsverhältnis treten müſſen. Es war dem; 
nach nicht fo fehr das einzelftaatliche, wie das dynaſtiſche Intereſſe, welches 
fih der von Dahlmann und feinen Mitarbeitern. vorgefchlagenen Löfung 
widerfeßte. 

So ftellte fich, während die Wahlen zur Nationalverfammlung ftattfanden, 
bereit mit voller Deutlichfeit heraus, daß es unmöglich fein werde, ben 
Entwurf der 17 als gemeinfamen Vorſchlag der deutfchen Regierungen dem 
Parlament vorzulegen. Ebenfo undenkbar aber mußte es erfcheinen, in der 
kurzen verbleibenden Zwifchenzeit etwa eine Einigung über ein anderes Ver; 
faffungsprojeft herbeizuführen. Weder die Übertragung diefer Aufgabe an 
den Bundestag, noch eine Erneuerung des früheren Kongreßplaneg, noch eine 
diplomatifche Verhandlung der einzelnen Regierungen untereinander bot 
Ausfiht auf Erfolg. Man wird fagen dürfen, daß es nur dann möglich ges 
wefen wäre, vor dem Zufammentritt der Nationalverfammlung einen 
von allen Regierungen, vielleicht mit Ausnahme Öfterreichg, gebilligten Ver; 
faffungsentwurf zuftande zu bringen, wenn die preußifche Negierung 
genau gewußt hätte, was fie wollte und mit dem ſtärkſten Nahdrud 
auf der Annahme ihres Planes durch die übrigen Regierungen beftanden 
hätte, 

In Preußen aber wurde gerade duch den Dahlmannfchen Entwurf die 
tiefgreifende Meinungsverfchiedenheit zwifchen dem König und dem Minis 
fterium über die Grundlagen, auf denen die neue Verfaffung zu errichten fei, 
allen zum Bewußtfein gebracht. Vorhanden war fie ja längft geweſen; aber 
man hatte den heiflen Punkt möglichft lange unberührt gelaffen. 

Der König hatte fih nach dem Abflauen der eigentlichen Nevolutiong; 
bewegung von der erften Überrafehung allmählich erholt. Es war ihm zum 
Bewußtfein gefommen, daß die Treue feines Heeres unerfchüttert fei, daß 
ein großer Teil feines Volkes, namentlich in den öftlichen Provinzen, auf die 
Märzerrungenfchaften wenig Wert legte und jedenfalls feine Neigung habe, 
zu ihrer Verteidigung die Waffen gegen ihn zu ergreifen. In Potsdam, wohin 
er feine Reſidenz verlegt hatte, fühlte er fih vor der Wiederholung folcher 
Szenen, wie er fie in Berlin erlebt hatte, fiher; und bald begann er mit dem 
Gedanfen einer gewaltfamen Unterwerfung der Hauptftadt zu fpielen. Immer 
mehr befeftigte fich in ihm die Überzeugung, daß die ganze Revolution nur 
das Werf einiger Böfewichter ausländifcher Herkunft geweſen fei, während 
das preußifche Volk nach wie vor lediglich auf feinen König blide und von 
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ihm eine Entfcheidung darüber erwarte, was num gefehehen folle. Man darf 
wohl behaupten, daß der König, wenn er fich nicht unmittelbar nach dem 
19. März zu fo beftimmten öffentlichen Verfprechungen fowohl über die Um; 
geftaltung der Verfaffung Preußens wie die Begründung einer neuen Ord⸗ 
nung der Dinge in Deutfchland hätte fortreißen laffen, ſchon jetzt auf feinen 
geliebten Vereinigten Landtag und auf feine deutfchen Reformpläne aus dem 
Anfang des Jahres zurücdgegriffen haben würde. Daran hinderte ihn aber 
das gegebene Wort, dag zu brechen ihm fein Gemwiffen verbot, ebenfo fehr wie 
die Scheu vor einem entfcheidenden Entfohluffe und vor der Heraufbeſchwörung 
eines neuen Kampfes, in dem Bürgerblut vergoffen werden mußte, Denn 
fo zäh der König in feinen Überzeugungen war, fo wenig lag es doch in feiner 
Het, fie mit rüdfichtslofer Energie im günftigen Augenblide zur Geltung zu 
bringen; er hoffte immer, durch Lavieren, Verhinderung entfeheidender Maß; 
regeln und ähnliche Mittel Zeit zu gewinnen, bis feine Ratgeber und fein 
Volk eingefehen haben würden, daß er recht habe, 

Auch in der deutfhen Frage mußte diefe veränderte Stellung des Königs 
fih geltend machen. Wir wiffen bereits, daß er von feinem neuen Minifter, 
präfidenten eine abfehwächende Erläuterung des Patentes vom 2ı. März 
verlangte und erhielt; am 2. April wurde ein in diefem Sinne gehaltener 
Bericht des Staatsminifteriums an den König nebft deffen zuftimmender 
Antwort veröffentlicht." Hatte jenes Patent im Sinne feines Urhebers ein 
Bekenntnis zum Prinzip der deutfchen Einheit, eine Kriegserflärung an die 
Souveränität der Einzelftaaten und ein Manifeft des Königs von Preußen 
zur Ergreifung der oberſten Gewalt in Deutfchland fein follen, fo wurde 
e8 jeßt zu einer harmlofen Mahnung zur Einigkeit in diefer ſchweren Zeit und 
dem Angebote der guten Dienfte Preußens zu ihrer Erhaltung umgedeutet. 
Man muß darin einen perfönlichen Erfolg des Königs und den Beginn feiner 
Emanzipation von der VBormundfchaft des Märzminifteriums erbliden. 

Auch begann der König jetzt wieder einen Nüdhalt an dem Nate Gleich; 
gefinnter zu finden, der ihm in den ſchweren Märztagen fo empfindlich gefehlt 
hatte. Bereits Ende März taten fich General v. Gerlach, General v. Rauch 
und einige andere Männer, die dem Könige immer nahegeftanden hatten, zu 
einer Art Geheimbund zufammen, in der ausgefprochenen Abficht, ein un, 
verantwortlihes Gegenminifterium zu bilden und den König in feinem 
MWiderftande gegen bie Märgminifter zu ftärfen.? Sie machten fich alfo los 
von der anfänglihen Scheu, ald unverantwortlihe Natgeber neben den 
offiziellen Miniftern zu fungieren. Anfangs vermieden fie e8 noch, dem 





ı &, oben &, 65. Der König an Camphaufen 28. März (Brandenburg 20f.); die Ers 
flärung v. 2. Upril, Noch u. Merd ı, 154, 
2,0. Gerlad ı, 150, 
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Könige ungefragt ihre Meinung zu ſagen; wenn ſie aber gefragt wurden, 
drängten fie ihm zu energiſcheren Schritten!; und bald verſuchten fie, ſelbſt 
die Richtung der preußifchen Politik zu beſtimmen. Noch aber wandte fich der 
König, wenn er den Rat eines wirklichen Freundes und Gefinnungsgenoffen 
haben wollte, lieber an Radowitz, der nach) feiner Rückkehr von Wien fofort 
feine Entlaffung aus dem Staatsdienfte erbeten hatte und auf feine Güter 
gegangen war. Radowitz vermied es zwar ängftlich, den König perfünlich 
aufzufuchen, um ihm feine Ungelegenheiten zu bereiten, teilte ihm aber brief; 
lich feine Anfichten und Ratſchläge mit.? 

Die deutfche Frage wurde dabei zwar nur gelegentlich kurz geftreift?; aber 
aus einzelnen Andeutungen und dem ganzen Zufammenhange der Gedanfen 
von Radowitz läßt fich fehließen, daß er auch für den neu zu bildenden Bundes; 
fiaat eine den Wünfchen der Liberalen entfprechende Verfaſſung als not; 
wendig anfah, und auf deren allmähliche Verbefferung durch die mit der Zeit 
erftarfenden fonfervativen Elemente feine Hoffnung für die Zukunft feßte. 
Beftimmtere Vorfchläge für die Löfung der einzelnen Probleme, die Geftaltung 
der Erefutivgewalt, das Verhältnis zu HÖfterreich und ähnliches, kann der 
König aber von Radowitz fchwerlich erhalten haben. Auch mit der Kamarilla 
befand er fich in diefen Wochen keineswegs in Übereinfiimmung über die 
leitenden Gefichtspunfte:; die Äußerungen, die wir aus diefer Zeit von ihm 
haben, find fein ausfchliegliches geiftiges Eigentum. 

Schon der ſüddeutſchen Geſandtſchaft gegenüber hatte er fich für ein öfter; 
reichifches Kaifertum ausgeſprochen.“ Wenige Tage fpäter fat er Gerlach 
gegenüber eine Außerung, wonach Öfterreich die Faiferliche Würde in Deutfch- 
land erhalten, Preußen aber Reichsfeldherr werden follte. Mehrere Wochen 
darauf hat er in einem Briefe an Metternich und in einem vertraulichen 
Schreiben an alle deutfchen Souveräne, veranlaßt durch einen Vorſchlag 
des englifhen Prinzgemahls, auch feine eigenen Gedanken ausführlicher 
dargelegt.? 





ı Bol. d. Brief Leopold v. Gerlachs an f. Bruder v. 16. April bei E. L. v. Gerlach 1, 325. 

2 Briefwechfel v. 28. März bis 26. April bei Haffel ı, s28f. u. 574f. 

Radowitz mißbilligte ausdrüdlich dag Patent vom 21. März, weil e8 zur Trennung von 
Öfterreich führe, und fprach feinen Zweifel aus, daß man auf diefem Wege zu einem greifbaren 
Ergebnis gelangen werde (28. März u. 7. April). Hingegen billigt er das Eintreten Preußens 
für SchleswigsHolftein gegen Dänemark, weil man ſich in diefer Frage nicht mit der allges 
meinen Stimme in Widerfpruch fegen dürfe (13. April). 

° ©, Gerlad ı, 155. 

5 ©, oben ©. 67. 

° Gerlad ı, 150, 

? An Metternich 18. April, Metternichs Nachgel. Pap. 7, 607; das vertraulihe Rund 
ſchreiben vom 18. April bei Ernft IL, ı, 276f. ift identifch mit dem bei Springer, Dahl; 
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Auch hier erfcheint als Grundlage die Erneuerung des heiligen Römifchen 
Reiches deutfcher Nation; der öfterreichifche Herrfcher mit dem erblichen Titel 
eines Römifchen Kaifers foll als Ehrenhaupt an der Spige fiehen; gewiſſe 
„bezeichnende Ehren” follten ihm vorbehalten fein. Innerhalb diefes großen 
Kompleres follten aber die deutfchen Staaten außer Öfterreich zu einem be; 
fonderen deutfchen Reiche vereinigt werden. An deffen Spige denft fich 
Friedrich Wilhelm einen auf Lebenszeit von den fünf Königen, als Nach 
folger der alten Kurfürften! gewählten deutſchen König; die Zuftimmung der 
übrigen deutfchen Fürften und des Römiſchen Kaifers zu feiner Wahl fol zwar 
eingeholt werden, aber nur formeller Natur fein?; Akklamation des Volfeg, 
Salbung und Krönung duch einen Fatholifchen oder proteftantifchen Erz⸗ 
bifhof follen dem Gewählten die rechte Weihe geben. Ihm zur Seite ein 
Fürftentag, nach Kurien gegliedert wie der alte Reichstag; bei allen wichtigen 
Entfheidungen foll er mit dem Könige sufammenwirfen.? Ferner ein Reichs; 
tag, beftehend aus zwei Häufern; das Oberhaus bildet der Fürftentag, dem 
für diefe Funktion die Häupter der früher mediatifierten Häufer angegliedert 
werden; im Unterhaufe figen von der Bevölkerung gewählte Abgeordnete; 
am beften würden als Wahlkörper einerfeits die alten Reichsritter und der 
übrige Adel, andererfeits die Städte und Landgemeinden fungieren? In 
friegerifchen oder rebellifhen Zeiten fei dem deutfchen Könige diftatorifihe 
Gewalt einzuräumen, während er fonft durch drei dem Neichstage verantz 
wortliche Minifter für Auswärtiges, Krieg und Handel feine Befugniffe aus; 
zuüben habe.5 Auf diefe Art könne man die begründeten Volkswünſche be; 
friedigen und doch Öfterreich bei dem Neiche erhalten. 





mann ı, 225f. abgedrudten Schreiben an Dahlmann; der König hatte diefem nur ein 
Eremplar des Rundfchreibeng zur Kenntnisnahme zugehen laffen. 

ı Gleich darauf fpricht er jedoch davon (©. 227), daß die Großherzöge bei dem Wahlaft 
in dem gleihen Raume mit den Königen tagen follen. 

» Ein bevollmächtigter Erzherzog foll die Beftätigung „in derfelben Minute” vollziehen, 
muß alfo Vollmacht haben, jede Wahl, auf wen fie auch falle, gutzuheißen. 

» Da ber König fi über die Befugniffe des Fürftentages nicht näher ausfpricht, muß 
man wohl annehmen, daß er den Anfhauungen des Prinzen Albert zuſtimmt, wonach er in 
der Gefeßgebung und bei der Ernennung der Minifter unter dem Vorfig des Bundesober; 
bauptes die entfheidenden Beſchlüſſe zu faffen haben follte. 

* Noch lieber wäre dem Könige offenbar ein von beiden Kammern der einzelnen Ständes 
verfammlungen aus deren Mitte erwählter Ausſchuß gewefen, da er zu diefem Vorſchlage 
des Prinzen Albert „‚optime‘‘ an den Rand gefchrieben hat, Bei näherem Nachdenken erfchien 
ibm dies aber wohl als unerreichbar. 

In dem Schreiben an Metternich wird noch gefagt, Friedrich Wilhelm felbft wolle nicht 
Dberhaupt des engeren Bundes fein, fein Ehrgeiz gehe vielmehr dahin, Erzfeldherr des 
Meihes zu werden, In dem Briefe vom 24. April ift von einem ſolchen Erzfeldheren nicht 
ausdrüädlih die Rede; aber ber König hatte den Gedanken doch nicht fallen gelaffen. 
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Nachdem dann der König den Verfaffungsentwurf der 17 und ein er; 
läuterndes Schreiben Dahlmanns dazu erhalten hatte, formulierte er feine 
Anfhauungen nochmals in etwas anderer Weife.! Das erbliche Kaifertum 
Sſterreichs foll jet nicht mehr eine bloße Ehrenftellung fein, fondern eine 
wirkliche Regierungsgewalt involvieren, die durch ein verantwortliches Mini; 
fterium auszuüben fei.? Wenn dies durch verantwortlihe Reichsminiſter 
gefchieht, die vom Fürftenrat und Parlament ebenfo oder ftärfer abhängig 
find als vom Kaifer, fo erblidt er hierin Feine Gefahr für Preußen. Das 
deutfhe Königtum läßt er fallen. In dem Oberhaufe dürfen neben den 
Fürften und Mebdiatifierten vielleicht noch von den Ständen gewählte oder 
beffer von den Fürften ernannte Mitglieder fisen. Über diefe Grundzüge 
müſſen fih alle Regierungen vor Zufammentritt des Fonftituierenden 
Parlamentes einigen; diefem ift nur die Beftimmung über die Zufammen; 
ſetzung des Unterhaufes felbfiändig zu überlaffen. Endlich fol dag gefamte 
Reich eingeteilt werden in 14 Wehrherzogtümer; vier davon liegen in der 
Hand Öfterreihs und unterfiehen nur dem Kommando des Kaifers; vier 
in der Hand Preußens und gehorchen nur dem Könige von Preußen; von den 
feh8 übrigen führt in zweien Bayern, in je einem Württemberg, Sachfen, 
Hannover und Heflen dag Kommando, während die Fleineren Staaten der 
eigenen Militärhoheit verluftig gehen. An der Spise diefer ſechs Herzogs 
tümer fteht ein Neichserbfeldherr; diefes Amt reflamiert der König erblich 
für Preußen, „aber nicht als conditio sine qua non“, Auf feinen Fall will 
er das preußifche Heer einem fremden Kommando unterftellt fehen. Die Art, 
wie er fich die Stellung des Erbfeldheren denkt, hat er in einem Briefe an 
König Friedrich Auguſt von Sachfen näher erläutert? Hiernach follte er im 
Frieden ein Infpektionsrecht, im Kriege die Ernennung der Feldheren haben, 
fonft aber feine direft militärifche Gewalt, die vielmehr den Wehrherzogen 
zuftand. Er follte dem Kaifer den Lehnseid ſchwören, und die Herzöge follten 
berechtigt fein, ihm den Gehorfam zu verweigern, wenn er diefen verleße und 
fein Amt zu dynaſtiſchen Zwecken mißbrauche. 

Sept ift alfo dag erbliche Reichserzfeldherrnamt an die Stelle des deutfchen 
Wahlkönigtums für das engere Reich getreten. Die von Dahlmann in feinem 
vorausgegangenen Schreiben gegen eine Wahl des Oberhauptes auch auf 
Lebenszeit geltend gemachten Gründe haben den König davon überzeugt, 
daß fein früherer Gedanfe unpraftifch ift; auch in der Zufammenfegung des 





ı An Dahlmann 3. Mai, Springer 2, 240, 
2 Anfolge des Einwandes von Dahlmann, daß Hfterreich fih mit einer bloßen Ehrens 
fiellung niemals begnügen werde. ® 
3 €8 find daraus nur die Notizen befannt, die Meinede 86f. aus einem Exzerpt Haffels 
anführt, 
6* 
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Dberhaufes fucht er dem Entwurfe entgegenzufommen. Ganz entfchieden 
befteht er aber darauf, daß die Entfcheidung darüber und über die Oberhaupts; 
würde von den Regierungen allein, und zwar vor dem Zufammentritt des 
Parlamentes in Frankfurt, zu treffen ift. 

Auch die fpäteren Vorftellungen Dahlmanns, die vor allen Dingen die 
Unmöglichkeit für Öfterreich, an die Spitze eines wirklichen deutfchen National; 
fiaates zu treten und den gefchichtlichen Beruf Preußens zu diefer Aufgabe 
betonten, vermochten den König nicht irre zu machen. Nur fo viel geftand er 
zut, daß für ihn die Notwendigkeit eintreten würde, die Oberhauptswürde 
anzunehmen, wenn Öfterreich felbft es ablehnen follte, fih durch ihre Anz 
nahme enger mit Deutfchland zu verbinden. Aber auch dann bleiben für ihn 
zwei Vorbehalte beftehen: wenn nicht die übrigen Fürften ihn freiwillig zu 
diefer Würde berufen, fondern das Volk im Gegenfag zu den Fürften, fo muß 
er ablehnen; und auch im erfteren Falle wird er nie den Kaifertitel fo ent- 
weihen, daß er ihn auf den nach Öfterreichs Ausfcheiden verbleibenden Neft 
von Deutfchland anwendet, fondern er wird fih dann König der Deutfchen 
nennen. Das Beffere aber, das einzige, was Deutfchland die Erfüllung feiner 
hiftorifhen Aufgabe ermöglicht, das Bollwerk gegen den Defpotismus im 
Dften und die Revolution im Weften zu fein?, ift dag große Siebzigmillionen; 
reich mit dem öfterreichifchen Erbfaifer und dem Könige von Preußen als dem 
erblihen Reichsfeldherrn für das engere Deutfchland an der Spite.? 

Der Gedanke einer Machterweiterung Preußens fpielt in diefen Gedanken 
gar feine Rolle! Wohl will er feines Staates bisherige Machtftellung und 
Selbftändigkeit wenigfteng in militärifcher Beziehung wahren; diefer Wunfch 
im Verein mit der Notwendigkeit eines einheitlich geleiteten und organifierten 





2 Bol, ſ. Briefe an Dahlmann v. 4. u. 15. Mai, Springer 2, 242 u. 247. 

* Diefelbe Wendung fhon in feinem Schreiben an Camphaufen v. 28. März. Gie zeigt, 
wie dem Könige die deutfhe Frage zugleich, wenn auch nicht ausfchließlich eine europäifche 
und ihre Löfung durch feine Gefhichtsphilofophie gefordert war, Vgl, Meinede, Rados 
wis 87. 

Durchaus unflar bleibt, ob der König fich wirklich vorgeftellt hat, daß Ungarn und Nord⸗ 
italien mit zu dem „Römifchen Reiche” gehören follten. Die Außerungen in feinem legten 
Briefe an Dahlmann feheinen dies vorauszuſetzen; daß Öfterreih nur 4 Wehrherzogtümer 
erhalten fol, ebenfoniel wie Preußen, fpricht dagegen. Ebenfo der Umftand, daß nach dem 
Bersiht auf ein befonderes deutfches Königreich ein Parlament nur für das gefamte Neich 
eriftieren foll; oder follte er wirklich an die Aufnahme ungarifher Magnaten in das Ober, 
baus, ungarifcher, keoatifcher, italienifcher Abgeordneter in das Unterhaus gedacht haben? 
Jeder Verſuch, fih das ganze Projekt ausgeführt zu denfen, führt zu folden Unmöglichleiten 
und Widerſprüchen. 

* %n diefem Punkte weiche ih ganz von Rachfahls Deutung und auch noch um eine 
Näance von Meinedes geiftooller Unalyfe ab, da dieſer doch eine „begemonifhe Unters 
firdömung” annimmt, 
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Bundesheeres, die er anerkennt, führt naturgemäß zu dem Gedanken des 
preußifchen Bundesfeldherentums. Aber dies und ebenfo die unter Um; 
ftänden unvermeidlihe Annahme der Hleindeutfchen „Schmerzensfrone” er; 
foheint ihm nur im Licht eines Opfers, das Preußen dem Gefamtvaterlande 
zu bringen hat, nicht als ein Ziel, das im Intereſſe der Machterhöhung 
Preußens mit voller Kraft zu erfireben if. Daß in der Anerfennung eines 
durch verantwortlihe Reichsminiſter über Deutfchland regierenden öfter; 
reichifchen Kaifers die Großmachtſtellung Preußens ernftlih gefährdet 
worden wäre, troß feines Erbfeldherrnamtes, wird nicht zu beftreiten fein; 
und daß eine Erbfeldherenwürde mit folchen Einfchränfungen, wie er fie 
vorſchlug, Feine militärifche Hegemonie Preußens begründet hätte, ift eben; 
falls klar. 
69 wenig durchdacht und fo ſtark von romantiſchem Nebel umhüllt diefe 
Pläne auch waren, fo zeigen fie doch mit Deutlichfeit neben der Fefthaltung 
alter Lieblingsgedanfen eine erheblihe Wandlung in Friedrich Wilhelms 
Anfhanungen. Auch er war in dem Beftreben, Öfterreich bei Deutfchland zu 
erhalten, und doch eine Reform zuftandezubringen, die dem Einheitsbedürfniffe 
des deutfchen Volkes genüge, auf das einzige Auskunftsmittel geführt 
worden, das fich hier überhaupt darbot, auf die Begründung eines engeren 
innerhalb eines weiteren Bundes. Es war, wenn auch in anderer und noch 
zaghafterer Formulierung, der gleiche Grundgedanke, von dem die Reform; 
pläne der Gagernfchen Brüder ausgingen.! Allerdings war der größte 
Unterfohied der, daß der König in dem weiteren Bunde den eigentlichen Ge; 
famtftaat mit dem Kaifer an der Spige, in dem engeren nur eine Aus 
fonderung eines Teiles für beftimmte, vorwiegend militärifche Aufgaben fah?, 
während die Brüder Gagern in dem engeren Bunde dag eigentliche Reich, 
und in ben beutfchzöfterreichifchen Ländern ein lofe angegliedertes Außengebiet 
erblidten. Die Volksvertretung war jenen als Einheitsflammer wichtig und 
unentbehrlich, dem Könige eine ziemlich nebenfächliche Zugabe ohne beftim; 
menden Einfluß. Immerhin bedeutete es eine unzmweifelhafte Annäherung 
an ihren Standpunkt, daß der König wenigftens unter Umftänden, wiewohl 
ungern, eine volle Abfonderung von Öfterreich, und ein Fleindeutfches Reich 
als mögliche Eventualität ins Auge faßte. 





ı Schon Dünhoff hatte ja diefen Gedanken dem Könige mehrmals nahegelegt; dann war 
er im Gagernfchen Kreife mehrfach erörtert worden; auch die Idee, Öfterreich mit einer Ehren; 
ftellung abzufinden, ſtammt von dort, wurde aber vom Könige nur vorübergehend ergriffen, 
und, wie ich oben gezeigt habe, fchnell wieder aufgegeben. 

2 Namentlich in der legten Faffung feines Planes, wo der Erzfeldherr dag einzige vers 
faffungsmäßige Drgan des engeren Bundes gemwefen wäre, ein Parlament nur für den Ges 
ſamtbund vorgefehen war. 
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Das die Pläne des Königs in diefer Form praftifch ausführbar gewefen 
feien, wird niemand behaupten wollen; er felbft freilich hielt fie dafür und 
verlangte von feinen Miniftern, daß fie eine offizielle Verhandlung darüber 
mit den übrigen Regierungen eröffnen follten, damit noch vor dem Zur 
fammentritt der Nationalverfammlung eine Einigung darüber erzielt 
werde. Diefe hatten freilich einen ganz anderen Akionsplan entworfen. 

Ende April beriet das preußifche Minifterium über den Entwurf der 17 
und befchloß, ihm im Prinzip zuguftimmen. Er enthalte ja im wefentlichen 
das gleiche, was man bereits im März mit den ſüddeutſchen Vertretern 
vereinbart habe: ein einheitliches Oberhaupt, ein Oberhaug, beftehend aus 
den Fürften oder ihren Vertretern!, ein vom Volk gewähltes Unterhaus; 
Kompetenz des Bundes für Heerwefen und die deutſche Gefamtintereffen 
berührende Gefesgebung, ein oberftes Bundesgericht und eine gemeinfame 
Bertretung gegenüber dem Ausland. Daher foll der Bundestagsgefandte 
ermächtigt werden, den Entwurf ald Grundlage der weiteren Beratungen 
anzunehmen. Dabei wolle aber Preußen von anderen Regierungen etwa 
im Intereſſe größerer Gelbftändigfeit der Einzelftaaten vorzuſchlagende 
Änderungen keineswegs von der Hand weifen, fofern fie das oberfte Ziel, die 
Einheit und Stärke Deutfchlands, nicht gefährdeten. 

Eine entfprechende Anmweifung erging am ı. Mai an den Grafen Dönhoff. 
Db fie dem Könige vor der Abfendung vorgelegt und von ihm ausdrüdlich 
genehmigt worden ift, erfoheint mir fehr zweifelhaft.” Die Abficht der Minifter 
war fiherlih, daß Preußen durch prinzipielle Anerkennung des Entwurfs 
einen Drud auf die Heineren Staaten ausüben, fie zu ähnlichen Erklärungen 
fortreißen und ihnen die Zuftimmung durch den Vorbehalt einiger Modis 
fifationen zu ihren Gunften erleichtern follte. Allerdings wäre durch diefen 
Zufas beim Gelingen des ganzen Planes ein fehr unklarer Zuftand herbei, 
geführt worden, da e8 ja gerade darauf ankam, welche Veränderungen noch 
mit dem oberften Zwede der VBerfaffung verträglich feien. Immerhin, wenn 
wirflih im Prinzip alle zuftimmten, war im Moment für Preußen viel 
gewonnen. 

War aber daran überhaupt zu denken? Man kann nicht glauben, daß den 
—— das Rundſchreiben ihres Königs an die übrigen deutſchen Fürſten 


Dies Rand allerdings nicht in dem Entwurf, der vielmehr ein aus den Fürften und von 
ben Ständen der Einzelftaaten gewählten Vertretern beftehendes Oberhaus vorſah. 

’ Meinede 85 behauptet ed, In dem Altenſtüd felbft, das in Bellage 3 im Wortlaut 
mitgeteilt wird, fteht nichts davon; vielmehr erflärt das Minifterium nur, der König habe 
buch feine Kundgebungen im März bereits die gleihen Grundzüge einer fünftigen deutfchen 
Derfaffung anerlannt, Diefe Wendung fheint mir eher dagegen als dafür zu fprechen, daß 
jegt feine ausdrüdliche Zuſtimmung zu diefer Anweiſung eingeholt fei, 
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damals unbekannt gemefen fei, dag ſo ganz andere Forderungen aufftiellte. 
Vielleicht gedachten fie auch ihn mitzureißen, wenn fie ihm fagen könnten, 
die anderen Regierungen flimmen zu; alfo darf Preußen nicht felbft zurüd; 
weifen, was fie ihm gewähren wollen. Aber fie mußten doch auch die ent; 
fchiedene Abneigung der größeren Mittelfiaaten gegen eine dauernde Reichs; 
vorftandfchaft des Königs von Preußen ſchon erfannt haben, und fonnten ſich 
fagen, daß deren Herrfoher im Beſitz jenes königlichen Rundſchreibens an den 
Ernſt der preußifchen Zuflimmung zum Entwurf fohwerlich glauben würden. 

Mögen fie nun aber diefe naheliegenden Bedenken überfehen oder als un; 
erheblich betrachtet Haben, jedenfalls hatte ihr Schritt nicht den gewünfchten 
Erfolg. Graf Dönhoff felbft warnte davor, daß Preußen fchon jetzt fich offen 
für den Entwurf ausfpreche, obwohl er ja felbft die gleichen Ziele wie die 
Minifter erftrebte, und Dahlmann gab ihm recht. Sie befürchteten, daß ein 
folder Schritt die übrigen nicht mitreißen, fondern zu fcharfen Gegenfund; 
gebungen veranlaffen werde; wenn dann Preußen den Entwurf fallen lieg, 
hatte e8 eine ebenfo empfindliche Niederlage erlitten, wie mit dem Umritt des 
21. März! Dönhoff fohlug vielmehr vor, erft die Erflärungen anderer 
Regierungen abzuwarten. 

Gleichzeitig trat num der König in den erfien Maitagen mit dem Verlangen, 
feinen Reichsplan zur offiziellen Verhandlung zu bringen, an das Minifterium 
heran; die Minifter erwiderten ihm am 4. Mai, daß befonders der Vorſchlag 
zu einem öfterreichifehen Erbfaifertum, wahrfcheinlich aber auch noch manches 
andere in des Königs Plänen, gegen ihr Gewiffen gehe, und fie diefe Wünfche 
nicht vertreten fünnten.? 

Da über Dönhoffs Vorfchlag, die offizielle Erklärung in Frankfurt aufzu⸗ 
fohieben, eine Entfcheidung getroffen werden mußte, trat das Minifterium 
am 6. Mai zu einer neuen Beratung über die deutfche Frage zuſammen. 

Hier Tag außerdem ein foeben vom Bundestage gefaßter Befchluß vor, 
wonach möglichft ſchnell eine aktionsfähigere Bundeserfutiobehörde als der 
Bundestag ins Leben gerufen werden follte. Zu diefem Zweck wollte man 
der Bundesverfammlung drei außerordentliche Bevollmächtigte „anfchließen“, 
den erften follte Öfterreich, den zweiten Preußen, den dritten alle übrigen 
Regierungen aus drei von Bayern vorzufchlagenden Kandidaten ernennen. 





ı Meinede 85 nach den Berichten Dönhoffs v. 4. u. 6. Mai, 

2 Der König an Camphaufen 6. Mai, f. Brandenburg, Briefv. ©. 63. Ich hatte aug 
diefem und dem Schreiben Arnims vom 7. Mai (a. a. D. ©. 228) gefhloffen, daß am 4. Mai 
ein Minifterrat unter dem Vorſitz des Königs fiattgefunden habe. Meinedes (S. 85) 
Angaben aus den Akten, wonach der Minifterrat erft am 6. Mai flattfand (wohl ohne per; 
fönliches Beifein des Königs?), zwingen aber dazu, die Angaben des Briefes auf die fehriftliche 
Erklärung des Minifteriums vom 4. Mai zu beziehen, die Meinede ©, 92 erwähnt. 
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Sie follten die diplomatifche Vertretung und die oberfte Militärgewalt des 
Bundes big zur Schaffung einer definitiven Zentralgewalt übernehmen und bei 
der Feftfiellung der neuen Verfaffung als Vermittler zwifchen den einzelnen 
Regierungen und zwifchen diefen und dem Parlamente fungieren. In eiligen 
Fällen durften fie allein auf eigene Verantwortung, fonft „nach dem Rate 
der Bundesverfammlung” handeln. Daß es außerordentlich wichtig für die 
Regierungen geweſen wäre, eine fräftige Vertretung neben der Nationalver; 
fammlung zu haben, ift ja ohne weiteres klar; weit beffer als der ſchwerfällige 
und unpopuläre Bundestag hätte fie unannehmbaren Befchlüffen der Volks; 
vertretung gegenüber die Einwände der Regierungen zur Geltung bringen 
und vor allen Dingen verhindern können, daß das Parlament felbft die am 
Boden fohleifenden Zügel der Bundeserefutiogewalt ergreife. Trotzdem 
hatte e8 langer Beratungen bedurft, bevor fich der Bundestag auf Grund 
eines badifchen Antrages am 3. Mai über diefen Befchluß einigte; denn den 
mittleren Staaten erfchien ſchon eine proviforifche Erefutiobehörde, in der 
nicht jeder von ihnen eine Stimme hatte, als höchſt bedenflich.! 

So hatte der preußifche Minifterrat am 6. Mat über die beiden damals 
weitaus wichtigften Fragen zu entfcheiden: ob Preußen an Dahlmanns Ent; 
wurf als Grundlage der definitiven VBerfaffung fefthalten, und ob es fich dem 
früher befämpften Bundestagsbefchluffe über die fofortige Errichtung einer 
proviforifhen Bundeserefutiogewalt unterwerfen folle. 

Die Mehrheit fprach fich für eine Bejahung beider Fragen aus. Allerdings 
folfte dem Wunfche Dönhoffs gemäß die Zuftimmung zu dem Entwurf, bie 
man prinzipiell aufrechterhielt, noch nicht öffentlich erklärt, fondern die 
Äußerungen anderer Regierungen abgewartet werden.” Diefe Belchlüffe 
wurden dem Könige mit der Bitte um feine Genehmigung fohriftlich mitgeteilt. 

Friedrich Wilhelm ſah alfo von feinem Minifterium den eigenen Ver; 
faffungsplan ſcharf zurüdgemwiefen und Preußens Eintreten für einen von 





» Der badifhe Antrag vom 18. April, der übrigens die Erekutiogewalt zwar in derfelben 
Zufammenfegung, aber aus der Mitte des Bundestages heraus bilden wollte (f. Roth u. 
Merd ı, 291), war zunächſt an den Mevifionsausfhuß verwiefen worden. Der Bundestag 
verfuchte dann felbft die Erekutive in die Hand zu nehmen (a. a. D. 294f.). Preußen wies 
gegen ben Wunſch Arnims feinen Vertreter an, gegen den badifchen Antrag und für die 
(hnelle Wahl eines preußifhen Bundesfeldheren zu flimmen (22. April, Haffel 561). 
Hannover verlangte Anteil an der neuen Behörde (Roth u. Merd ı, 325f.) und beantragte 
bald darauf ihre Verſtärkung auf 7 Mitglieder (a. a. D. 486). Jedoch wurde diefer Antrag 
(bon im Ausſchuß abgelehnt. Beſchluß v. 3. Mai a. a. D. 489f. Auch der Fünfzigerausſchuß 
hatte auf die Wahl einer Dreimännerbebörde gedrungen, wollte aber felbft dabei mitwirken 
und den Gemwählten feinen Anteil am Verfaffungswerk zugeſtehen. Man war daher bier 
über ben Bundesbefhluß ſehr ungehalten (a. a. D. 478 u. 507). 

’ Anmelfung an Dönhoff v. 6, Mal, ſ. Meinede 85. 
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ihm in den wefentlichften Punkten mißbilligten Entwurf gefordert. Gewiß 
würde er am liebften die Minifter, die ihm in einer Lebensfrage für feinen 
Staat eine Politif aufnötigen wollten, die er für unheilool hielt, fchon jegt 
entlaffen haben. Aber hier machten fich nun zum erftenmale die Folgen davon 
geltend, daß Preußen den Übergang zum Eonftitutionellen Staate im Prinzip 
vollzogen hatte und in der Praris zu vollgiehen im Begriffe fand; das 
Parlament trat, obwohl es noch gar nicht verfammelt war, als mitbeftim; 
mender Faktor für die Gefamtpolitif hervor. 

Die Eröffnung der preußifchen Nationalverfammlung nahte heran, 
und dieſer glaubte der König nur mit einem liberalen Minifterium 
gegenübertreten zu können. So blieb nichts übrig, als wenigftens fo lange, 
wie er diefe Männer nicht entbehren fonnte, auf die Ausführung feiner eigenen 
Pläne zu verzichten. Als er die Erflärung der Minifter vom 4. Mai er; 
halten hatte, fchrieb er fofort an Dahlmann!, er lehne jede Verantwortung ab 
für das Unheil, das num über Deutfchland kommen werde; er habe alles getan, 
was in feinen Kräften ftehe, um das Verderben abzuwenden; da er aber das 
Minifterium für den Landtag brauche, ziehe er fich nunmehr ganz im feine 
„Beburts; und Berufsrolle als König von Preußen und aus der des freu 
meinenden und begeifterten teutfchen Fürften zurück“. Ganz ähnlich fehrieb 
er etwas fpäter an Camphanfen felbft, er habe feit jener Erklärung dem Mini; 
fterium die Führung der deutfchen Angelegnheit „ganz ohne mich und auf 
eigene Verantwortung vor Gott und der Gefchichte geftatten müffen“.? 

Lag aber darin, daß er feinen Miniftern nun freie Hand ließ, nicht auch 
fhon eine Genehmigung des Entwurfes der 17? Der König hat fein Urteil 
darüber gewiß nicht geändert, und die Kamarilla beftärkte ihn in feiner Ab; 
neigung.? Wenn er trotzdem zuließ, daß Preußen durch feine verantwortlichen 
Minifter den Entwurf für eine annehmbare Grundlage weiterer Verbands 
lungen erklärte, fo mochte er fich damit tröften, daß Änderungen vorbehalten 
waren und daß diefe fehr weitgehend fein fonnten; ferner damit, daß diefer 
Entſchluß zunächft geheimgehalten werden follte und angefichts des zu er; 
wartenden Widerfpruchs der übrigen Staaten wahrfcheinlich doch noch zurück⸗ 
genommen werden müffe. Er glaubte, die Minifter würden fich bei dem 
Verfuche, ihre Politif durchzuführen, felbft von deren Unmöglichkeit über; 





1 4. Mai, Springer 2, 243. 

? 16. Mai, Brandenburg 88. Wann der König feinen Miniftern diefe Vollmacht ge; 
geben hat, ob gleich nach Empfang des Schreibens vom 4. Mai oder erft nach dem 6. Mai, 
wird nicht ganz Harz vermutlich doch gleichzeitig mit Abfendung des Briefes an Dahlmann. 

L. v. Gerlach (5. Mai) ı, 157. Er nennt den Entwurf kindiſch, hält Öfterreihs Wider; 
fand für fiher und fieht eine Blamage Preußens voraus. Ein Erbfaifer ohne Land als 
Dundespenfionär fei der Gipfel der Abſurdität. 
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zeugen. Aber dies Verfahren hatte doch recht bedenkliche Folgen. Zunächſt 
wurde auf diefe Art eine Einigung aller Regierungen vor dem Zufammen; 
tritt des Parlaments, die der König fo dringend wünfchte, zur Unmöglichkeit; 
ferner aber mußten die einander widerfprechenden Äußerungen des Königs 
und;des Minifteriums überall, wo man davon erfuhr, die Vorſtellung er⸗ 
weden, daß Preußen felbft nicht wife, was es wolle, 

Der König fuchte, da er dies wohl empfand, die ihm abgedrungene 
Genehmigung dadurch wieder ilfuforifch zu machen und bindende Maßregeln 
im Sinne der Minifter zu verhindern, daß er zwei Bedingungen daran 
fnüpfte: es follte vor jeder weiteren Verhandlung eine Verftändigung mit 
Sfterreich herbeigeführt, und eg follte darauf beftanden werden, daß die Zu; 
fammenfegung des fünftigen Dberhaufes von den Regierungen definitiv 
vor dem Zufammentritt des Parlamentes feftgeftellt werde, ohne daß diefem 
eine Abänderung daran geftattet würdet Es läßt ſich nicht leugnen, daß 
Arnim darin mit Recht eine Zurüdnahme der gegebenen Zuftimmung erbliden 
fonnte. Daß Hfterreich den Siebzehnerentwurf auch nur zur Grundlage 
weiterer Verhandlungen zu nehmen ablehnte, hatte e8 deutlich genug erklärt; 
und daß man dem künftigen Parlament nicht werde verbieten fünnen, fich 
auch mit der Zufammenfegung des Oberhanfes zu befaffen, ohne in einen 
unausgleihbaren Konflift mit ihm zu geraten, lag auf der Hand. 

Gleichzeitig drang der König lebhaft auf die fofortige Einfegung einer 
proviforifchen Erefutiogewalt durch die Regierungen. Schon am 5. Mai bat 
er Camphauſen dringend, den fortwährenden Verfuchen des Fünfzigerang; 
ſchuſſes, felbft als proviforifhe Regierung aufzutreten, energifchen Widerftand 
zu leiſten.“ Uber der pofitive Vorfchlag, den er felbft machte, drei deutſche 
Prinzen, darunter feinen noch in England mweilenden Bruder, nad) Frankfurt 
zu entfenden, ftieß wieder auf Bedenken Bei den Miniftern, namentlich bei 
Heren v. Arnim.“ Er war nämlich der Meinung, daß nach dem Wortlaut des 
Bundesbefchluffes nicht die Abficht beftehe, drei Prinzen in das Komitee zu 
entfenden, fondern drei Beamte etwa von gleichem oder höherem Range als 
die bisherigen Bundestagsgefandten.t In feiner Anweifung an den Ver; 





NAn Camphaufen 6. Mai; Arnim an d. König 7. Mai mit deffen Nandbemerkungen 
f. oben, Ahnlich (bon in dem Briefe an Dahlmann vom 3. Mai, 

” 5, Mai, Brandenburg 56. 

Arnim an ben König 7. Mal, Brandenburg aagf. 

* Den Vorfhlag zur Entfendung von Prinzen hatte zuerft Sachfen Meiningen in einer 
Note vom 30, April gemacht (Roth u. Merd ı, 480). Das preußifhe Minifterium hatte 
darauf erwibdert, daß es dieſen Vorfhlag im jegigen Moment für ungeeignet halte (4. Mai, 
eb, 482). Hfterreih foll (nah den Nandbemerkungen des Königs zu Arnims Brief vom 
7. Mai ſ. oben) für die Bildung der Zentralbehörde aus 3 Prinzen gewefen fein; Bayern 
ſchlug am 17, Mai den Meineren Staaten drei Minifter zur Auswahl vor (a. a. D. 505). 
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treter in Frankfurt vom 7. Mai ſprach er zunächſt nur Preußens Zuſtimmung 
zur Einſetzung des Triumvirates im allgemeinen aus, ohne auf die Perſonen⸗ 
frage einzugehen; er ließ aber dem Könige gegenüber durchblicken, daß er 
um ſeine Entlaſſung bitten werde, wenn dieſer auf ſeinem Willen beſtehe. 
Auch in dieſer Frage fügte ſich das Miniſterium dem Willen des Königs nicht. 

Man würde ſich aber doch täuſchen, wenn man annehmen wollte, daß dieſe 
Auseinanderſetzung auf die Miniſter gar keinen Eindruck gemacht habe. 
Dagegen ſprechen die Schritte der nächſten Wochen, ſoweit ſie bisher bekannt 
geworden ſind. Am 14. Mai erteilte das Miniſterium auf die oben erwähnte 
ſächſiſche Note über den Siebzehnerentwurf eine ſehr merkwürdige Antwort.! 
Es lehnte eine klare Stellungnahme zu dem Entwurf und den ſächſiſchen 
Abänderungsvorſchlägen ab, da ſich erſt im Verlaufe der Beratungen in der 
Nationalverſammlung das Urteil der einzelnen Regierungen darüber klären 
werde, ſofern überhaupt der Entwurf „bei den gemeinſamen Beratungen 
wegen des deutſchen Verfaſſungswerkes zur Grundlage und zum Ausgangs⸗ 
punkte gewählt werden ſollte“. Für jest könne Preußen ihm nur fo weit zu; 
flimmen, als er fich mit den Abmachungen vom 23. März dede, denen ja auch 
Sacfen beigetreten fei. Im Sinne diefer Verabredungen glaube Preußen 
fich mit denjenigen „Befchränfungen und fonftigen Modalitäten“, welche die 
ſächſiſche Note anrege, ſchon jetzt einverftanden erflären zu können. Bedenft 
man, daß Sachen den Wechfel der Oberhauptswürde in beftimmter Reihen 
folge vorgeſchlagen hatte, fo erfcheint diefe preußifche Erklärung faft rätfelhaft. 
Man fprach feine Zweifel aus, ob der Entwurf den Beratungen überhaupt 
zugrunde zu legen fei, obwohl man ihn eben noch offisiell im Prinzip ange; 
nommen hatte; und man erklärte fich einverftanden mit einer Geftaltung ber 
Zentralgewalt, die im fehroffften Gegenfaß zu dem Grundgedanfen des Ent 
wurfes ftand. Zugleich verzichtete man endgültig auf eine Verftändigung der 
Regierungen untereinander vor dem Zufammentritt der Verfammlung. 

Einiges Licht fällt aber auf diefe Stellungnahme der Minifter, wenn wir 
die Anweifungen mit heranziehen, die Mitte Mai dem preußifhen Bundes; 
tagsgefandten Heren v. Ufedom, der eben an Dönhoffs Stelle getreten war, 
gegeben worden find. 

Dem Gefandten wurde nämlich für den Fall, daß die Nationalverfammlung 
das im Siebzehnerentwurf vorgefchlagene erbliche Kaifertum augenblidlich 
für unausführbar erachten follte, die Ermächtigung erteilt, fich auch mit einer 
anderen Geftaltung der Zentralgewalt einverftanden zu erklären, nämlich mit 
der Errichtung eines dauernden Triumvirats. Diefem hätten der Kaifer von 
Öfterreich und der König von Preußen als erbliche Mitglieder anzugehören, 


ı Roth u. Merd ı, 451. Schon Meinede S. 85 Anm. hat kurz darauf hingemwiefen, 
daß diefe Note die früheren Erklärungen der Regierung weſentlich abſchwächt. 
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während der dritte Teilnehmer von den übrigen Bundesfürften auf 
Lebenszeit zu wählen fei. E8 wurde dem Gefandten ferner anheimgeftellt, 
fih vor einer Kundgebung in diefem Sinne durch den öfterreichifchen Ver⸗ 
freter in Frankfurt die Gemwißheit zu verfchaffen, daß man in Wien 
hierauf einzugehen und dem fo zu fihaffenden Bundesftaat die Kompe⸗ 
tenzen einzuräumen gemillt fei, die ihm Preußen und andere Staaten 
zuzugeftehen bereit feien.! 

Man erfieht hieraus, daß den Miniftern die Ausführbarfeit des Dahl; 
mannfchen Planes in dem entfcheidenden Hauptpunfte fehr zweifelhaft ge; 
worden war, obgleich fie ein preußifches Erbfaifertum nach wie vor alg die 
befte Löfung anfahen. Sie fürdhteten, e8 werde in der Nationalverfommlung 
nicht durchzubringen fein. Indem fie nun vor Bekanntgabe ihrer neuen Ab⸗ 
fihten dag Einverftändnis Öfterreichs zu gewinnen bemüht waren, wollten 
fie einem Lieblingsgedanfen des Königs Rechnung fragen; und indem fie ein 
Triumvirat als dauernde Form der Zentralgewalt in Vorſchlag brachten, 
fnüpften fie an den Bundestagsbefhluß über die proviſoriſche Geftaltung 
diefer Gewalt an. Freilich unterfchied fich ihr Projekt von jenem dadurch, daß 
drei regierende Fürften an die Spitze geftellt werden follten. Bei der Aus; 
führung diefes Gedanfens wäre Preußen einer Behörde in weitgehenden 
Maße unterworfen worden, auf deren Befchlüffe es feinen maßgebenden Ein; 
fluß befaß, da es von den beiden anderen Teilnehmern ftets überſtimmt 
werden fonnte. Gewiß wird auch noch der weitere Gedanke Dahintergeftanden 
haben, daß Öfterreich die verlangte Erklärung wahrfcheinlich ablehnen, und 
dadurch eine für Preußens Pläne günftigere Situation in Frankfurt fchaffen 
werde. Auch war die vorherige Befragung Öfterreihs und der Zeitpunkt, 
an dem Preußens neuer Vorfchlag den übrigen Mächten und der National- 
verfammlung mitgeteilt werden follte, ganz dem Ermefien des Bundes 
tagsgefandten überlaffen. 

Camphauſen überfandte diefe Infteuftion dem Könige? zur Genehmigung 
mit ber Bemerkung, man glaube feinen Ideen damit im allgemeinen ent 
fprochen zu haben, „indem Hfterreich ein ehrenvolles Anerbieten gemacht, 
und für den Fall Hfterreich dennoch ablehnt, eine anderweite Geftaltung 
Deutſchlands ohne Hfterreich nicht präjudiziert wird”, Friedrich Wilhelm gab 
aber feine Hare Zuftimmung, fondern verwies nur im allgemeinen darauf, 
daß er ja dem Minifterium die Führung der deutfchen Angelegenheiten völlig 
überlaffen habe. Uber er fügte hinzu, daß es nach feiner Meinung ein ſchwerer 
Bebler fei, die Geftaltung der Zentralgewalt — ob Erbfaifertum oder Trium— 


+ Infte, f. Ufedom v. 16. Mai ſ. Brandenburg 87. 
» 16, Mal, Brandenburg 86. 
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virat — davon abhängig zu machen, wie die Nationalverfammlung fich dazu 
ftellen werde.! 

Camphaufen hatte zunächft die Abficht gehabt, die der König lebhaft billigte, 
zur Eröffnung der Nationalverfammlung perfönlich nach Frankfurt zu reifen, 
um die dortige Stimmung fennen zu lernen und Preußens Intereſſen von 
vornherein Fräftig wahrzunehmen. Die Mehrheit des Minifteriums fprach 
fich dagegen aus, und Camphauſen fügte fich gegen feine eigene Überzeugung, 
um nicht in diefem wichtigen Augenblide eine Minifterkeife herbeizuführen. 
Anftatt deffen befchloß man, Ufedom noch eine genauere Anweiſung für fein 
Verhalten zu geben; fie wurde von Camphaufen felbft entworfen? und lehrt 
ung das Programm des Minifteriums im Augenblid des Zufammentritts 
der Nationalverfammlung fennen. 

Hier wird zunächſt betont, daß es Sache der Regierungen fei, über die fünf; 
tige Bundesverfaffung das Nähere feftzufegen; der Bundestag habe fie zu 
befchließen, die verfaffungsmäßigen Gemwalten der Einzelftaaten hätten fie 
zu genehmigen. Der Frankfurter Nationalverfammlung könne daher eine 
fonftituwierende Gewalt nicht zuerkannt werden; fie fei felbft Feine Einheit, 
da fie nicht von einem fohon vorhandenen Gefamtuolfe, fondern von den 
Bewohnern verfohiedener Staaten, die erft eine Einheit werden wollten, 
gewählt fei. Sie habe weder von den Wählern, noch von den Regierungen 
das Mandat, duch Mehrheitsbefchlüffe für alle Teile Deutſchlands bindende 
Drdnungen zu ſchaffen. Die Verfammlung folle fich „nicht etwa durch die 
Borftellung einer fingierten, zurzeit nicht vorhandenen Einheit“ zu Befchlüffen 
verleiten laffen, die ihre Kompetenz überfchritten. Ein derartiges Verhalten 
werde nur der republifanifchen Partei Vorſchub leiften; diefe Gefahr fei größer 
als die, daß etwa die Regierungen durch die Verfammlung überwältigt 
werden fünnten. Sie möge fich daher zumächft mit einzelnen der Einheit, 
namentlich der wirtfchaftlichen Einheit, dienenden Maßregeln befchäftigen; 
inzwifchen fönnten die Regierungen unter fich einig werden und dann eine 
Bereinbarung mit der Verſammlung anftreben.: Inzwifchen könne auch die 
Berfammlung felbft mehr und mehr zur befchlußfähigen Einheit werden, 
und zwar „durch eigenen Willen und durch die nötigen Erläuterungen von 
feiten der Regierungen über den Umfang des Mandats der Abgeordneten”, 





1 16. Mai, Brandenburg 88f. 

2 Vol. die obenzit. Briefe v. 16. Mai und Camphaufen an den König 17. Mai, a. a. O. 90. 

: Vom 19. Mai. Abgedruckt mit den Abweichungen von Camphaufens Konzept Bei 
Tage 45 benugt bei Meinede 94. 

Es erweckt doch eine unrichtige Vorftellung, wenn Meinede 94 in der Inhaltsangabe 
diefes Aktenftüdes bemerkt: „Wenn das Verfaffungswerk im ganzen auch fiheitere, fo fei 
doch zu hoffen, daß es dann wenigſtens noch zu einer Verfiändigung über einzelne Punkte 
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Berfuchen wir zunächft den Grundgedanken diefes mehr theoretifchen Teiles 
der Anweifung zu erfaffen. Anfangs fcheint es, als wolle Camphaufen dag 
Parlament nur als eine Stätte betrachten, wo alle Stämme Deutfchlands 
duch ihre erwählten Vertreter frei ihre Meinung äußern follten, um fo den 
Regierungen Material für ihre frei zu faffenden Entſchließungen zu geben. 
Dann aber wird ihr, wenn fie wirklich zur Einheit geworden fei, doch ein Recht 
weitergehender Mitwirkung in Ausfiht geftellt; die Vereinbarung, wird 
gefagt, fei nicht fo zu denken, „als ob die beiden Paciscenten völlig frei wären, 
den Vertrag abzufchliegen oder nicht abzufchließen”, fondern es müffe dabei 
das Bewußtfein vorherrfchen, „daß durch unvorfichtiges Widerfireben oder 
unzeitiges Zaudern dem einen Paciscenten eine überwiegende Macht gefchaffen 
werden kann“. 

Diefer ſcheinbare Widerfpruch löft fich aber, wenn man den Sinn diefer 
Ausführungen im ganzen betrachtet. Camphaufen will, daß die VBerfammlung 
fich zunächft mit Einzelfragen befchäftige, um den Regierungen Zeit zu geben 
zur Aufftellung eines gemeinfamen Entwurfs. Die Regierungen müffen 
einig werden; denn bringen fie feinen ſolchen Entwurf zuftande, fo geben fie 
der Berfammlung das moralifche Recht, ihrerfeits die Initiative zu ergreifen. 
Liegt aber ein fertiger Entwurf der Regierungen vor, fo wird das Parlament 
ihn nicht ablehnen können, ohne die Verantwortung für das Scheitern des 
ganzen Einigungswerfes auf fich zu laden. In derfelben Lage werden bie 
Regierungen fein, wenn das Parlament zuerft einen fertigen Entwurf zus 
ftandebringt. Camphaufen erkennt alfo von Anfang an deutlich, daß der; 
jenige Teil einen großen Vorſprung haben wird, der zuerft mit einem fertigen 
Berfaffungsplan hervortreten fann. Er will daher die Verfammlung ver; 
hindern, diefen Vorteil zu gewinnen, indem er fie vorläufig auf Einzel; 
beratungen befchränft; zugleich follen aber die Regierungen wiffen, daß dag 
Parlament fchlieglich doch den Vorfprung gewinnen wird, wenn fie fich nicht 
beeilen,. Die drohende Gefahr einer vom Parlament oftroyierten Verfaffung 
fol die Regierungen zwingen, einig zu werden. Iſt dies gefchehen, fo kann 
die Mitwirkung des Parlaments auf ein geringes Maß befchränft werden; 
man kann ihm die Verfaffung zur Beratung vorlegen, Heine Veränderungen 
im einzelnen, die es etwa wünſcht, zugeſtehen, darf ihm aber das Necht zu 
Veränderung der grundlegenden Beftimmungen nicht gewähren. In diefem 





von nationaler Bedeutung zwifhen Negierungen und Parlament fommen werde‘, Das 
fagt die Ynfteuftion nicht, und e8 kann auch nicht aus ihre gefolgert werden, daß dies die 
Anſicht der Minifter gewefen fei, wie meine Analyfe im Tert des näheren ergibt, Das Minis 
fierium hielt durchaus an dem Ziel einer vereinbarten Gefamtverfaffung feſt und wollte nur 
vorläufig, ald Vorbereitung dazu, ſowohl die Verfammlung wie die Negierungen zur Vers 
fländigung über einzelne wichtige Punkte veranlaffen. 
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Sinne kann alsdann duch einheitlichen Beſchluß der Regierungen das Manz 
dat der Verfammlung feſtgeſetzt werden. 

Alles kam alfo darauf hinaus, daß die Verſammlung flarf genug fein müffe, 
daß die Regierungen durch die Furcht vor ihr zu einer Einigung getrieben 
würden, aber nicht ftarf genug, um wirklich gegen den Willen der Regierungen 
die entfcheidende Stellung einzunehmen. Für Preußen ergab Camphaufens 
Plan den Vorteil, daß es duch den Hinweis auf die fonft drohende Gefahr 
einer Übermacht des Parlamenteg die übrigen Regierungen zum Auſchluß an 
feine Vorfchläge zu bringen verfuchen fonnte; mißlang dies, fo blieb immer 
noch der allerdings viel bedenflichere Weg gangbar, fich mit der Mehrheit der 
Nationalverfammlung gegen die widerfirebenden Staaten zu verbünden. 
Hierbei waren jedoch zwei fehr unfihere Größen mit in Rechnung geftellt; 
es war äußerft fraglich, ob die Verfammlung wirklich fo lange zögern werde, 
big die Verhandlungen der Regierungen untereinander ein beftimmtes Reſul⸗ 
tat ergeben hätten; und es war mindeftens nicht fiher, ob die preußifche 
Regierung felbft ein beftimmtes Ziel längere Zeit hindurch zu verfolgen im; 
fiande fein werde, 

Diefes Ziel fuchte allerdings der zweite Teil der Anweifung an Ufedom 
genauer zu bezeichnen. Den Dahlmannfchen Entwurf, den Preußen als Grund; 
lage anzunehmen bereit gemwefen fei, hätten inzwiſchen die meiften Regierungen 
abgelehnt; man werde daher zunächft abzuwarten haben, was dieſe anftatt 
deffen vorfchlagen würden. 

Der Gefandte fei ermächtigt, das Triumvirat in der ſchon früher bezeich- 
neten Form als eine für Preußen annehmbare Löfung zu bezeichnen. Es 
folfe dies aber nur ein Anerbieten fein für den Fall, daß Öfterreich mit feinen 
deutfchen Gebieten dem Bunde beitrete; fobald e8 fich deffen weigere, folle der 
Borfchlag als nicht gemacht angefehen werden. Preußen werde eine Einigung 
Deutſchlands ohne Öfterreich fo lange befämpfen, wie noch Ausficht auf einen 
Beitritt Öfterreichs vorhanden fei. Über die Zufammenfegung des Oberhauſes 
fönne Preußen fich erft äußern, wenn feftftehe, ob zwifchen dem Oberhaupt 
und diefem noch ein Fürftenrat ftehen folle oder nicht, und wie weit überhaupt 
die Kompetenz des Reiches gehen folle; die Zufammenfesung des Unterhaufes 





ı In Camphanfens Konzept war urfprünglic eine etwas veränderte Zufammenfegung 
des Triumvirats (Wahl des dritten Teilnehmers auf 2 Jahre abwechfelnd duch die nord; 
deutfchen und ſüddeutſchen Fürften) vorgefehen und der Beitritt Öfterreihs mit feinen 
deutſchen Befisungen als Vorausfegung jeder Verhandlung bezeichnet worden. Ob man 
daraus einen prinzipiellen Gegenfag zu der Meinung feiner Kollegen in der öfterreichifchen 
Frage folgern darf, fheint mir zweifelhaft. Er könnte die beftimmtere Faffung auch gewählt 
haben, um bei dem Könige den Argwohn nicht auffommen zu laffen, daß die Befragung 
Sſterreichs überhaupt nicht ernft gemeint fei. 
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fönne „zum großen Teile” den Befchlüffen der Frankfurter Verfammlung 
überlaffen bleiben.! 

Yus den Bemerkungen über die Bundeskompetenz fei nur hervorgehoben, 
daß die militärische Oberhoheit der Zentralgewalt auf die Feftftellung der 
leitenden Grundfäge und die Ernennung der oberen Befehlshaber big zum 
Divifionär herunter beſchränkt fein follte; in der Regel follten dem Reiche an 
eigenen Einnahmen die Grenzzölle zur Verfügung ftehen, nur im Falle eines 
Reichskrieges die Erhebung direkter Neichsfteuern zuläffig fein. Was an 
Hoheitsrechten dem Reiche nicht ausdrüdlich zugemwiefen fei, Habe den Einzel; 
ftaaten zu verbleiben. 

Auch in diefer Inſtruktion nimmt man deutlich das Beftreben der Minifter 
wahr, den Wünfchen des Königs Rechnung zutragen, foweit es mitihren eigenen 
Grundüberzeugungen vereinbar erfchien. Namentlich darin, daß die eigentlich 
entfcheidende Rolle den Regierungen vorbehalten werden follte, und in der 
Rüdfiht auf die Teilnahme Hfterreichg tritt dies hervor. Es ließ fich ja nicht 
leugnen, daß, wenn Öfterreich in den geplanten Bundesftaat einbezogen 
wurde, ein einheitliches Oberhaupt undenkbar und die Trias immer noch 
das verhältnismäßig Beſte war. Aber aus der ganzen Faffung des Aften; 
ſtückes leuchtet doch deutlich genug die Hoffnung hervor, daß Öfterreich das 
darin liegende Angebot ablehnen werde. In diefem Falle will man an den 
Borfchlag des Triumvirats nicht mehr gebunden fein und behält fich ftill- 
fchweigend vor, auf den Dahlmannfchen Plan einer erblichen Oberhaupts; 
würde zurückzukommen. 

Hierin liegt meines Erachtens der Schlüffel für das Verftändnig der ganzen 
Inſtruktion. Die beiden Anweifungen vom 16. und 19. Mai ftellen einen 
Verſuch des Minifteriums dar, den König mit feinen eigenen Waffen zu 
fchlagen, feine Mäne durch fcheinbares Eingehen auf fie zum Scheitern zu 
bringen. Man will ihm den Gefallen tun, zunächft einen Verſuch zur Ge; 
winnung Öfterreichg zu machen, will zu diefem Zwecke die einheitliche, erbliche 
Zentralgewalt fheinbar preisgeben, um, wenn Öfterreich auch dann ablehnt, 
fagen zu können, es bleibt fein anderer Ausweg als das Heinere Deutfchland 
mit Preußen an der Spitze. Für diefen Fall hatte fich ja der König, wenn 
auch widerftrebend genug, zur Annahme der Oberhanptswürde bereit erklärt; 
es galt ihm felbft die Überzeugung beizubringen, daß die Zwangslage, der 
er zu entgehen hoffte, unausmweichlich gegeben fe. Denn das Minifterium 
brauchte ja nicht nur fein paffives Gefchehenlaffen, fondern feine aktive Mit, 
wirkung, wenn etwas zuftandelommen follte, und mußte daher verfuchen, die 
Bedingungen zu fchaffen, unter denen diefe allein zu haben war. Diefe An; 


» Diefer Paffus erinnert befonders deutlich an die Ausführungen des Königs, ſ. 0. ©. 83. 
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meifungen waren auf den König berechnet, ihr letztes Ziel trotz aller fcheinbar 
anders lautenden Wendungen das Heindeutfche Reich unter Preußens 
Führung. Nur fo verfteht man es auch, wie ein Mann von der preußifchen 
Gefinnung Camphaufens für dag Triumvirat eintreten konnte, deſſen Zus 
ftandefommen die Mediatifierung Preußens bedeutet haben würde. Er wollte 
es nie im Ernfte ing Leben rufen, fondern diefer Vorſchlag follte nur ein 
Schachzug, eine taftifche Wendung fein, um den eigenen König zu überzeugen, 
daß felbft derartige Zugeftändniffe Öfterreich nicht würden beftimmen können, 
fich einer nicht von ihm allein geleiteten Bundeszentralgewalt unterguordnen. 
Nur fo wird es auch erflärlich, wie faft gleichzeitig Sachen gegenüber auch dag 
Wechſeln der Oberhauptswürde als annehmbar bezeichnet werden fonnte. 
Alle diefe Möglichkeiten bildeten eben feine Löfung, die das Minifterium ernft; 
lich für Preußen annehmen wollte; fie wurden nur dilatorifch behandelt, als 
möglich zugegeben, um zunächft einmal eine klare Abfage HÖfterreihs zu 
provozieren. Daneben fpielte allerdings, wie die Inſtruktion deutlich zeigt, 
der Wunfch, dem Vorwurfe verwerflichen preußifchen Ehrgeizes zu entgehen, 
eine nicht unerhebliche Rolle. Man hielt es noch nicht für moralifch erlaubt 
und politifch Flug, wenn ein Staat fein Streben nah Machtvergrößerung 
offen zeige; man wollte den bei den Miniftern ohne Zweifel vorhandenen 
preußifchen Egoismus mit dem Feigenblatt feufcher Zurüdhaltung verhüllen 
und fich fcheinbar zur Ergreifung der Führung nötigen laffen. Aber auch hier; 
bei war wiederum die Rüdficht auf die Anfchauungen des Königs mitwirfend; 
für eine offene Machtpolitif Preußens hätte man nie hoffen können, ihn zu 
gewinnen. 

Es war gewiß eine fehr fompligierte Politik, welche das Minifterium hiermit 
einleitete. Öfterreich follte ſelbſt durch die geforderte Erklärung die Möglichkeit 
für das verabſcheute kleindeutſche Reich fchaffen, der König gegen feinen 
innerften Wunfch bewogen werden, an deffen Spige zu freten; der National; 
verſammlung follte die entfcheidende Stimme genommen, und doch follte fie 
erhalten und zum Drud auf die übrigen Regierungen benußt mwerden.! 





ı Meinede, Radowitz 95f. meint, e8 habe der Gedanke eine befondere Rolle gefpielt, 
wenn das Hauptziel nicht zu erreichen fei, fich mit Heinen Änderungen der beftehenden Bundes; 
verfaffung zu begnügen. Ich glaube nicht, daß dies jemals Camphaufens Meinung war. 
Er ſchätzte die Stärke der nationalen Bewegung viel zu hoch ein, als daß er jest ſchon an 
ein Scheitern des Verfaffungswerfes geglaubt hätte; hat er doch noch im April 1849, 
wo die Machtverhältniffe fhon ganz anders lagen, eine Losfagung von dem Einheits⸗ 
gedanken als fehr gefährlich für Preußen angefehen. Auch die Kritik Meinedes an 
diefem Programm halte ich nicht für berechtigt, foweit fie Camphaufen treffen kann; 
die hegemonifchen Abfichten wurden nicht jeßt verfündigt, fondern waren im Moment 
höchfter Erregung am 21. März ausgefprochen worden; Camphaufen fand fie vor wie 
die anderen Märgverheißungen. 
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Selbft bei der größten perfönlichen Gefchidlichkeit hätte nur ein Staatsmann, 
deſſen Stellung fo gefeftigt war, daß fie dem Könige und dem preußifchen 
wie dem deutfhen Parlamente gegenüber dauernd behauptet werden fonnte, 
fie durchführen können. Aber bald follte fich zeigen, wie fehr dem März 
minifterium die innere Einheit und die Bedingungen für einen fiheren Fort⸗ 
beftand mangelten. 

Wenn auch die Vorgänge, die fich im April und Mai im Schoße der preu; 
ßiſchen Regierung abfpielten, mit Hilfe des bisher befannten Materials nicht 
sollftändig Hargeftellt werden können, fo ift Doch fo viel völlig deutlich, daß 
der König und fein Minifterium ganz verfchiedene Dinge wollten. Jener 
eine Erneuerung des heiligen Römifchen Neiches in etwas modernifierter 
Form unter Hfterreihs Kaifertum, womöglich mit einem rein militärifchen 
engeren Zufammenfchluß des übrigen Deutfchland unter dem Könige von 
Preußen als Ersfeldheren; diefes ein kleindeutſches Neich mit preußifcher 
Spige und parlamentarifchen Inftitutionen, wobei nur entweder eine völlige 
Abtrennung Deutfhröfterreihs vom habsburgifhen Gefamtfiaate oder eine 
ganz lodere Verbindung Deutfchlands mit diefem Gefamtftaate denkbar ge; 
blieben wäre. Jener eine Dftroyierung der wefentlichften Teile der fünftigen 
deutfchen Verfaſſung durch die Regierungen; diefes eine Vereinbarung der 
ganzen neuen Staatsordnung zwifchen den Regierungen und dem Parla; 
ment. Die Minifter vertraten in dem erfteren Punkt die Intereffen des 
preußifhen Staates gegenüber den perfönlichen Gefühlen des gerade res 
gierenden preußifchen Königs; in dem legteren vertrat Friedrich Wilhelm IV. 
die hergebrachte patriarchalifchzautofratifche Anſchauung des Altpreußentumg, 
während die liberalsfonftitutionelle Überzeugung der Minifter, wenn fie zu 
voller Geltung gelangte, manche Gefahren für die Selbftändigfeit und Ges 
fchloffenheit des preußifhen Staates in fich barg. Gut national glaubten 
beide Teile zu fein. Aber nach dem Empfinden des Königs war die Haupt⸗ 
fache für ein nationales Staatswefen, daß es alle Volksgenoſſen, wenn 
auch in loſeren Formen, umfpanne, und er würde fohließlich lieber 
Millionen Stammfremder einbezogen, als einen erheblichen Bruchteil 
des deutſchen Volkes draußen gelaffen haben. Das Minifterium legte 
den Hauptwert auf ein national gefchloffenes und durch möglichft ſtark 
entwidelte gemeinfame und volfstümliche Inftitutionen feſt zuſammen⸗ 
gehaltenes Staatswefen und wollte deffen Begründung, wenn es nicht 
anders fein könne, auch durch den Verzicht auf einen Teil altdeusfchen 
Bodens und Blutes erlaufen. 

Die Gegenfäge waren im Grunde ftets unüberbrüdbar, und wurden auch 
von beiden Seiten von Anfang an ſtark empfunden; trotzdem hielt man aber 
büben wie drüben für möglich, den anderen Teil doch noch überzeugen oder 
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wenigfteng zum Nachgeben bringen zu fönnen. In diefen Maitagen fehen wir 
die beiden Richtungen innerhalb der preußifchen Regierung, deren Kampf fich 
fhon im März deutlich angefündigt hatte, bereits Bruft an Bruft hart mit; 
einander ringen; aber jede fehredit noch vor Anwendung der äußerften Kampf: 
mittel zurück. Indem der König foheinbar ganz nachgibt, tritt er doch in Wahr; 
heit nur einen Schritt zurüd, um aufzuatmen und die Gegner Fehler machen 
zu laffen; indem die Minifter den Sieg in Händen zu haben glauben, wagen 
fie e8 doch nicht, ihn rückſichtslos zu benugen, weil fie die Schwäche ihrer 
Pofition nur zu gut fühlen, 


4. Rapitel. 


Vom Fufammentrift des Frankfurter (Parlaments Bis zu 
der Krifis im Movember. 


ie Verhandlungen des Frankfurter Parlamentes nahmen von Anfang 
an eine ganz andere Richtung, wie es der König und das Minifterium 
gewünſcht und erwartet hatten. Wir brauchen uns nur zu erinnern, eine wie 
befcheidene Rolle Friedrich Wilhelm IV. diefer Verfammlung bei der Be; 
gründung der neuen deutſchen Verfaffung zugedacht hatte, und wie eifrig 
auch Camphauſen und feine Kollegen ihe den Eonftituierenden Charakter be; 
ftritten hatten, um ihre Enttäufhung über den Verlauf der Dinge zu ver; 
fiehen. Noch in der Infteuftion vom 19. Mai hatte das Minifterium voraus; 
gefeßt, die Verſammlung werde durch eine Botſchaft des Bundestages 
eröffnet werden; diefer follte alfo als Vertreter der fämtlichen deutfchen 
Regierungen fofort der VBerfammlung gegenüber die Stellung einnehmen, 
die in einem Fonftitutionellen Einzelftaat die Regierung der Volksvertretung 
gegenüber zu haben pflegt. Der Bundestag entfprach diefer Erwartung nicht, 
fondern befchränfte fich Darauf, die Berfammlung durch ein höfliches Schreiben 
zu begrüßen und ihr Heil und Segen zu wünfchen.t Es ift meines Wiſſens 
bisher nicht befannt geworden, worauf die Erwartung der preußifchen Miz 
nifter beruhte, und aus welchen Gründen der Bundestag fich zu einem ab⸗ 
weichenden Verfahren entfchloffen hat. Schon durch diefes Vorgehen mußte 
bei den Abgeordneten das Gefühl erwedt werden, es ftehe ihnen gar feine 
wirkliche Gefamtvertretung der Regierungen gegenüber, und e8 läge die volle 
Derantwortlichkeit für das zu fchaffende Verfaffungswerf auf ihnen allein. 
Die einzelnen Handlungen des Parlaments in den nächften Wochen find 
befannt genug; ich kann mich hier mit einem kurzen Hinweife auf die wichtig, 
fien begnügen. Die Erklärung des Präfidenten von Gagern, welche die 
Bollmaht der Verfammlung, die Verfaffung allein zu fehaffen, von der 
Souveränität der Nation ableitete?; der Befchluß, welcher ſchon im voraus 
Schteiben v. 17. Mai, Roth u. Merd ı, 525. 
Es lag darin weniger ein theoretifhes Belenntnis zu der Lehre von der Vollsſouve⸗ 
ränität, als die Übergeugung von der Unmöglichkeit, auf anderem Wege zum Ziele zu lommen. 
Auch Eamphaufen, der für die Vollsfouveränität nie zu haben war, bat von der damaligen 


Lage gefagt, die Regierungen hätten, indem fie felbft einen Verfaffungsentwurf nicht vorlegten, 
Nlufhmweigend zum Parlament gefagt: „Wir fönnen zur deutfhen Verfaffung nichts beis 
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alle Einzelbeſtimmungen der deutſchen Verfaſſungen kaſſierte, die der künf⸗ 
tigen Geſamtverfaſſung widerſprechen würden; die Einſetzung einer provi⸗ 
ſoriſchen Zentralgewalt für Deutſchland ohne vorherige Zuſtimmung der 
Regierungen; die Wahl des Erzherzogs Johann zum Reichsverweſer; die 
Aufforderung an ſämtliche deutſche Truppenteile, ihm zu huldigen — das 
alles waren Maßregeln, die in der gleichen Richtung lagen. Niemand konnte 
darüber im Zweifel ſein, daß die Verſammlung den deutſchen Einzelſtaaten 
feine entſcheidende Mitwirkung, ſondern nur eine beratende Stimme bei dem 
Verfaſſungswerke zubilfigen wolle, und daß fie fich felbft und die durch Ver; 
mittlung eines verantwortlihen Minifteriums von ihr maßgebend beein, 
flußte proviforifche Zentralgewalt als die eigentlich ausfchlaggebende Inſtanz 
im deutfchen Staatsleben anfah. 

Wenn Heinrich v. Gagern dem preußifchen Gefandten fagte, daß er und feine 
Gefinnungsgenoffen trotzdem an ihrem alten Ziele, der Begründung eines 
engeren Bundes unter preußifhem Erbfaifertum, fefthielten, und daß die 
Wahl eines öfterreichifchen Prinzen zum Neichsverwefer nur dazu dienen 
folle, die deutfchen Staaten an das Vorhandenfein eines monarchiſchen 
Dberhauptes zu gewöhnen!, fo fprach er damit gewiß die Meinung vieler, 
vielleicht der Mehrzahl der Abgeordneten aus. Aber es läßt fich nicht ver; 
fennen, daß es für Preußen eine fehr unfichere Spekulation gemwefen wäre, 
wenn e8 zur Stärkung der zunächft in öfterreichifchen Händen befindlichen 
Zentralgewalt beigetragen hätte in der Hoffnung, fpäter felbft die Verfügung 
darüber zu erhalten. Und außerdem war e8 ja noch die Frage, welche Bes 
dingungen die Mehrheit des Parlaments an das preußifche Erbfaifertum 
fnüpfen, ob fie auch jet noch die Auflöfung der preußifchen Staatseinheit 
als Gegengabe fordern würde, Friedrih Meinede hat zuerft auf diefe 
Beftrebungen energifch hingemwiefen und ift ihrem Urfprung und ihrer pſycho⸗ 
Iogifchen Begründung mit feinem Spürfinn nachgegangen. Die Zeugniffe, 
die er anführt, laffen feinen Zweifel daran, daß Männer wie Dropfen, 
Stodmar und Rümelin diefe Gedanken ernftlich gehegt und zum Teil auch 
für fie Propaganda gemacht haben. In dem von Stodmar entworfenen, von 
Nümelin aufgenommenen Plane, Preußen in ein unmittelbares Reichsland 
ohne eigenes Parlament, Diplomatie und Heer zu verwandeln, fanden fie 
ihren prägnanteften Ausdruck.“ Indeſſen läßt fich wohl die Frage aufwerfen, ob 
er die Bedeutung diefer Tendenzen innerhalb der VBerfammlung undihren Eins 





bringen, macht fie allein“, „Entfchuldbar“, urteilt er, „war e8 unter diefen Umftänden, daß 
die Verfammlung fagte, wir allein wollen die Verfaffung machen“ (f. Beilage 31 Nr. 6). 
Vgl. auch das Urteil von Radowitz, Meinede 106. 

ı Bericht Ufedoms v. 21. Juni, Meinede 124. 

® Vgl, die Belege bei Meinede, Weltbürgertum?, ©. 358f. u. 374f. 
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flug auf den weiteren Gang der Dinge nicht doch überfchägt hat. Sollten fich 
nicht auch folche Abgeordnete, die Preußens Auflöfung theoretifch für die allein 
richtige Löfung hielten, doch gefagt haben, daß an eine praftifche Ausführung 
ſolcher Ideen gar nicht zu denken fei, folange noch ein ſtarkes preußifches Selbft; 
gefühl eriftiere?! Es ift gewiß richtig, daß man im Sommer 1848, namentlich 
nach der Anerkennung des öfterreichifchen Reichsverweſers, die Lebenskraft 
des preußifchen Staates in Frankfurt zu gering eingefehägt hat’; aber man 
wurde doch durch die Tatfachen bald zu einer richtigeren Meinung gebracht, 
namentlich feitdem die Verfammlung in der Frage des Waffenftillftandes 
mit Dänemark vor dem entfhiedenen Willen der preußifchen Regierung hatte 
zurüdweichen müffen. Als damals zum erftienmale praftifch die Frage geftellt 
wurde, wer flärfer fei, das Parlament oder die preußifche Regierung, da 
erwies fich alsbald die Überlegenheit der legteren. Und nur die Waffen 
Öfterreichifcher und preußifcher Truppen vermochten die VBerfammlung felbft 
vor den über ihre ſchwächliches Zurückweichen tobenden demofkratifchen Ele; 
menten zu retten. Konnte man Preußens Hilfe entbehren, wenn die Ver; 
faffung fertig war, und e8 fih darum handelte, fie durchzuführen gegen alle, 
denen fie zu weit oder nicht weit genug gehen werde? Die Frankfurter Mehr; 
heit war tatſächlich gar nicht in der Lage, dem preußifchen Staate foldhe Bes 
dingungen vorfehreiben zu können; fie brauchte ihn nötiger, als er fie; und 
das Bewußtfein hiervon begann fich nach den verhängnisuollen September; 
tagen auch in Frankfurt felbft Bahn zu brechen. 

Es ift zugugeben, daß es auch nach dem September immer noch einzelne 
Abgeordnete gegeben hat, die für ein Aufgehen Preußens in Deutfchland 
waren; aber wieviel mögen ihrer noch gemwefen fein? Unter den liberalen 
Abgeordneten aus Preußen felbft haben diefe Pläne von Anfang an wenig 
Anhänger gehabt; felbft unter den Rheinländern, den Neupreußen, denen 
man es doch am eheften zutrauen könnte, haben höchftens einzelne zeitweiſe 
Gefhmad daran gefunden.’ Die ganze Jdee wurde wefentlich von einigen 
unitarifch gefinnten Abgeordneten der mittleren und Heineren Staaten ver; 
treten; auch die Brüder Gagern felbft entftiammten ja diefen Kreifen. 

Bei den preußifchen Staatsmännern, foweit fie fich diefen Gedanken über; 
haupt näherten, nahmen dieſe doch eine erheblich andere Geftalt an. Wir 





Ahnlich urteilte auh Anſchütz, Preuß. Verfaffung ı, ggf. 

’ Dal. die Berichte Uſedoms v. 22. u. 24. Juni b, Meinede, Radowitz zaıf. 

’ Einen Anklang daran findet man z. B. in dem Briefe Bederaths an feine Frau vom 
14. Juli (Köln, 319. 1872 7. Jan.): Camphauſen weigere ſich, „ben für Preußen fehmerzlichen, 
aber unvermeidliben Übergang aus der Stellung einer Großmacht in diejenige hinüber, 
juleiten, die der König felbft im Patent vom or. März mit den Worten bezeichnet bat: 
„Preußen geht fortan in Deutfhland auf”, 
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erinnern ung, daß Heinrich v. Arnim Preußen nur unter der Borausfegung 
in Deutfchland aufgehen laffen wollte, daß auch die übrigen Staaten in 
gleihem Maße ihre Selbftändigfeit opferten, und daß er fogar das deutſche 
Parlament fih urfprünglich als einen durch die außerpreußifchen Abgeord; 
neten verftärften preußifchen Landtag gedacht hatte. Ihm ſchwebte offenbar 
ein Reich vor, das feinen Mittelpunkt in der preußifhen Hauptftadt haben 
follte; die preußifchen Staatsorgane würden dann zu Neichsorganen er; 
weitert worden fein, foweit die betreffenden Angelegenheiten in die Kompe; 
tens des Neicheg fielen. In ähnlichen Vorftellungen bewegte fich auch Bunfen!, 
deffen Wunfch es war, daß die preußifchen Gefandtfhaften im Auslande zu 
Reichsgefandtfchaften werden follten, während das preußifche diplomatifche 
Korps duch die Aufnahme geeigneter Elemente aus der Hleinftaatlichen 
Diplomatie verftärft werden müffe. In ähnlicher Weife follte das preußifche 
Heer zum Reichsheer erweitert werden. Bunfen unterfchied fich jedoch darin 
von Arnim, daß er es nicht für möglich hielt, Deutfohland von Berlin aus 
zu regieren, fondern den Sig der Neichsregierung nah Frankfurt oder an 
einen ähnlich gelegenen Drt verlegt wiffen wollte. Auch wenn er fpäter unter 
dem Einfluffe Stodmars den Gedanken aufnahm, daß Preußen unmittel; 
bares Reichsland werden folle, wollte er doch an einem befonderen Parlament 
für Preußen, beftehend aus den preußifchen Mitgliedern des Neichsparla- 
mentes und an der Selbftändigfeit der preußifchen Staatsverwaltung feft 
halten; er meinte, daß der Fünftige Kaifer als König von Preußen fogar 
bei der Ernennung der in Preußen fungierenden Reichsbeamten nicht an die 
Zuftimmung der übrigen Fürften gebunden fein dürfe, die er für dag übrige 
Reich für notwendig hielt. 

Am allgemeinen wird man fagen fünnen, daß auch unter den Frankfurter 
Abgeordneten nicht der ertreme Plan einer. Zerfchlagung oder Auflöfung 
Preußens vorherrfchend war, fondern viel fiärfer der Gedanfe vertreten 
wurde, daß dag preußifche Katfertum nicht gleichbedeutend fein dürfe mit 
einer Unterordnung der übrigen Staaten unter Preußen. Die vom Kaifer 
geleitete Reichsgewalt und die vom Könige von Preußen geleitete preußifche 
Staatsgewalt follten nicht zufammenfallen; dag Neihsminifterium follte aus 
anderen Perfonen beftehen wie das preußifche Staatsminifterium; der Sitz 
der Neichsregierung follte nicht die preußifche Hauptfiadt fein. Es läßt fi 
gewiß nicht verfennen, daß auch hierin noch eine flarfe Zumutung an den 
weitaus größten der rein deutfchen Staaten lag, und daß es fehr fraglich 
gewefen wäre, ob die unvermeidlichen Neibungen zwifchen der Reichsgewalt 
und der preußifchen Regierung durch die Tatfache, daß an der Spitze beider der 


2 Bol, Nippold, Bunfen Bd. 2 passim; Ulbricht, Bunfen u. d. deutfhe Einheits; 
bewegung. 
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gleihe Monarch fand, in genügender Weife hätten gemildert und ausge⸗ 
glihen werden fünnen. Denn es galt den Vorkämpfern des nationalen 
Gedantens damals als ausgemacht, dag das Minifterium in weitgehender 
Abhängigkeit von der Mehrheit des Parlamentes ftehen müſſe; und es ließ 
fich in feiner Weife eine Garantie dafür finden, daß die Mehrheit des deutfchen 
und des preufifchen Parlamenteg ſtets die gleiche politifche Zufammenfegung 
aufweifen würden; felbft dann, wenn das preußifhe Parlament aus den 
preußifhen Mitgliedern der Neihsverfammlung beftanden hätte, wäre eine 
verfchiedene Mehrheitsbildung in beiden fehr wohl denkbar gewefen. Dann 
aber hätte fich der Kaifer in der Notwendigkeit gefehen, im Reiche ein Mini; 
fterium von anderer, vielleicht entgegengefegter Richtung zu haben, wie in 
Preußen, und die Aufgabe, beide miteinander in Einklang zu halten, wäre 
faft unerfüllbar gewefen. Man tröftete fih in Frankfurt wohl im wefentlichen 
mit der Hoffnung, daß diefer theoretifch mögliche Gegenfag praftifch nicht zu 
häufig in Erfcheinung treten werde, und daß die Dinge in Preußen ſich all 
mählih fo entwideln würden, daß eine weitgehende Angleihung an die 
im Reiche beftehenden Verhältniffe eintrete. Auch dies hätte im gewiſſen 
Sinne einen Verzicht auf die hergebrachte Eigenart des preußifchen Staates 
bedeutet. Namentlih, da in Preußen aller Vorausſicht nach der Adel feine 
biftorifh erwachfene Machtftellung auch unter den neuen Verhältniffen zu 
behaupten verfucht Haben würde, während im Reiche Parlament und Mini, 
ſterium zweifellos einen überwiegend bürgerlichen Charakter getragen haben 
würden. Daran erflärt fich der teils inſtinktive, teils bewußte Gegenfaß der; 
jenigen Schichten, die bisher in Preußen regiert hatten, auch gegen eine ders 
artige Neugeftaltung Deutfchlands; und es ift begeichnend, daß die Haupt⸗ 
vertreter einer deutfchen Politif innerhalb der preußifchen Regierung die 
bürgerlichen, mweftdentfchen Staatsmänner gemwefen find, die durch die Re— 
volution zu Einfluß gelangt waren. 

immerhin waren dies Gefahren, die in weiter Zukunft lagen; Preußen 
hätte fie wohl auf fih nehmen fünnen, in der Hoffnung, ſchließlich doch durch 
die Stellung und Wirkſamkeit feines Monarchen die diplomatifche und milis 
tärifhe Verfügung über die Kräfte des übrigen Deutfchland zu erhalten, 
während jeder Verfuch einer Auflöfung des preußifchen Staates die unbe; 
dingte Feindſchaft der in ihm groß gewordenen und mit ihm verwachfenen 
Elemente hervorrufen mußte, 

Als eine für den Augenblid weit bedenklichere Erſcheinung mußte man in 
Berlin das ungmweidentige Streben der Nationalverfammlung betrachten, 
nicht nur die Heineren Höfe, fondern auch die preußifche Regierung von jedem 
entf&heidenden Einfluß auf die Geftaltung des Verfaſſungswerkes auszu—⸗ 
ſchließen. Auch diejenigen preußifchen Staatsmänner, die ein preußifches 
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Kaifertum wünfchten, mußten daran fefthalten, daß Preußen bei der Formu⸗ 
lierung der Bedingungen, unter denen es zuftandefommen follte, ein ent; 
fcheidendes Wort mitzufprechen habe! Zunächft freilich war man in Berlin 
duch die Machtanfprüche der Verſammlung fo überrafcht und durch die Un; 
möglichfeit, mit den übrigen Regierungen zu einer VBerftändigung zu gelangen, 
fo bedrüdt, daß man fich zu entfeheidenden Gegenmaßregeln nicht aufraffen 
fonnte. Dazu fam, daß nad) dem Zufammentritt der preußifchen Nationals 
verfammlung am 22. Mai und dem Beginn der Beratungen über die neue 
preußifche Verfaffung diefe innere Angelegenheit, die fich zunächft als die 
dringendere darftellte, alle Aufmerkſamkeit und Arbeitskraft der Minifter in 
Anſpruch nahm. 

Bekanntlich fam es auch in diefer Frage zu den heftigften NReibungen 
zwifchen König und Minifterium. Friedrich Wilhelm war entfegt über den 
Berfaffungsentwurf, den feine Minifter dem Parlamente vorlegen wollten 
und fohlieglich, nachdem fie ihm eine bedingte Zuſtimmung mühlem abge; 
rungen hatten, auch wirklich vorlegten. Seinem Freunde Radowitz hat der 
König damals gefchrieben, er habe fich vergeblich bemüht, den allergröbften 
Unflat daraus zu entfernen, und geglaubt, in der entfcheidenden Sigung 
vor Schmerz, Kränfung und Indignation fterben zu müffen. Er bat ihn 
fogar, öffentlich gegen diefen Wifch das Wort zu ergreifen und ihn mit den 
Waffen der Satire und heiliger Entrüftung zu geißeln.? Er hatte von Anfang 
an die Überzeugung, daß bei der Stimmung der Mehrheit der Berliner Ver; 
fammlung eine Einigung zwifchen ihm und ihre unmöglich fein werde und 
wünfchte einen Anlaß herbei, um offen mit ihr brechen und die Diktatur 
ergreifen zu können. Im ftillen hoffte er noch immer, daß es möglich fein 
werde, auf den Vereinigten Landtag zurüdzugreifen und die Ideen durchzu⸗ 
führen, an deren Verwirklichung ihn der Ausbruch der Märzrevolution 
gehindert hatte.’ 

Bei diefem völligen Mangel an innerer Übereinfimmung zwifchen den 
leitenden Faktoren fielen die Verfuche der preußifchen Regierung, die Bes 
gründung einer proviſoriſchen Zentralgewalt durch das Frankfurter Parla; 
ment zu verhindern und eine folche noch jest durch die Regierungen ing 
Leben rufen zu laffen, recht Häglich zu Boden; der Gegenfat zwifchen König 

ı Stodmar betonte damals (an Bunfen 16. Aug., Nippold 2, 461), man könne Preußen 
nichts bieten, weil man ja gar nicht wiffe, was e8 eigentlich verlange. Man darf aber doch 
nicht überfehen, daß damals beſtimmte Forderungen Preußens eher die Wirkung gehabt 
haben würden, die im Vollgefühl ihrer Macht ftehende Verfammlung zu reisen und zu einer 
fharfen Ablehnung zu provozieren. 

? 21. Mai f. Meinede, Radowig 1745 vgl. Brandenburg, Briefw. ©. 100ff. Der 


Verfaffungsentwurf mit den Randbemerkungen des Königs bei Anſchütz a. a. D. 1, 596f. 
® Brief an Radowitz v. 19. Juni, Meinede 172. 
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und Minifterium wirkte auch hier verderblich. Während dag letztere dem 
Bundestagsgefandten befahl, gegen die Wahl eines Reichsverweſers zu 
arbeiten und während Hanfemann perfönlich noch immer für die Einfeßung 
eines Triumvirates eintrat und die preußifchen Abgeordneten ermahnte, 
dafür zu wirken, da Preußen die Wahl eines Reichsverweſers nicht dulden 
könne, hatte der König felbft fchon eine andere Stellung eingenommen. Ihm 
mußte ja nach feiner ganzen Anfhauungsmeife die Wahl eines öfterreichifchen 
Prinzen durchaus ſympathiſch fein, ja beinahe als eine Vorſtufe zur Er; 
reihung feiner eigenen Ziele erfcheinen; fo unangenehm es ihm auch fein 
mochte, daß diefe Wahl fchließlich von der Nationalverfammlung aus eigener 
Machtvollkommenheit vollgogen wurde, fo wenig hatte er in der Sache felbft 
dagegen einzuwenden. Seinen Freunden Gerlah und Radowitz ließ er 
darüber feinen Zweifel, und der leßtere, der ja felbft Abgeordneter in Frank; 
furt war, fühlte fih dadurch vollftändig in feinem Gemwiffen beruhigt, als er 
für den Erzherzog flimmte. Auch das Minifterium gab im legten Augenblide 
nach, indem es den Bundestagsgefandten verftändigte, daß Preußen im 
äußerften Notfall den Erzherzog anerkennen werde? 

Und hierzu Fam nun noch, daß fich gerade in diefen Tagen in Berlin ein 
MWechfel vollzog. Der Anftoß dazu ging nicht vom Könige aus; denn fo fehr 
er vieles mißbilligte, was das Minifterium Camphaufen getan hatte, fo 
glaubte er doch ein liberales Kabinett vorläufig noch nicht entbehren zu 
fönnen; folange das aber nicht der Fall war, mußte es höchft zweifelhaft ers 
fcheinen, ob fich geeignetere und dem Könige perfönlich angenehmere Männer 
würden finden laffen. Vielmehr bildefe den Anlaß der Umftand, daß Camp; 
haufen bei einer Abftimmung im preußifchen Parlament in der Minderheit 
blieb und es num nicht mehr für möglich hielt, eine ihn dauernd unterftügende 
Mehrheit in der VBerfammlung zu finden; war das aber nicht der Fall, fo 
hatte er feine Ausficht, die Aufgabe zu löſen, zu der er berufen war, nämlich 
die neue preußifhe Verfaſſung durch Vereinbarung zwifchen König und 
Nationalverfammlung zuftande zu bringen. Der König verfuchte zwar, ihn 
im Amte feftzuhalten; aber Camphaufen war perfönlich der unerquicdlichen 
Aufgabe längft überdrüffig; fein Miniſterium hatte nie eine wirkliche politifche 
Einheit gebildet und war fehon feit Wochen in einem inneren Zerſetzungs⸗ 
prozeſſe begriffen; Schwerin und Arnim wollten keinesfalls weiter Minifter 





’ a1, Juni, f. Bergengrän, Hanfemann 563. : 

* Bol, über dies alles Meinede, Radowitz 120f. Die Anweifung an Uſedom erging am 
24. Juni, ald Eamphaufen bereits entlaffen, Auerswald noch nicht angelangt war; der 
bamals auf wenige Tage das Auswärtige Departement leitende Herr v. Schleinig hat fie 
abgefandt, Man möchte faft vermuten, daß es ohne Einverftändnis mit Hanfemann auf 
Grund von Wünfhen des Könige geſchehen fei, 
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bleiben, und Camphaufen vermochte froß aller Bemühungen feine Männer 
zu finden, die unter feiner Leitung die Regierung übernehmen wollten.! 

Das neue Minifterium gehörte im allgemeinen der gleichen Richtung an; 
namentlich fehlen Hanfemann, der Finanzminifter blieb und der eigentlich 
leitende Geift auch unter dem Präfidium des Heren v. Auerswald war, der 
berufene Fortfeger der bisherigen Traditionen zu fein. Aber dies in der 
größten Eile mühfam sufammengeftellte Kabinett war noch viel weniger eine 
politifche Einheit wie das Camphaufens. Viele der Minifter fahen fich über; 
haupt zum erftenmale, als fie zu ihrer erften Sitzung zufammentraten.? Der 
König feinerfeits hatte Camphaufen gefagt, daß er, wenn diefer auf feiner 
Entlaffung beftehe, nicht weiter links, fondern weiter rechts in der Auswahl 
feiner Ratgeber greifen werde; das war auch gewiß fein inniger Wunfch; er 
wollte e8 aber zunächſt doch noch einmal mit der Fortfeßung der bisherigen 
Richtung verfuchen, bevor er den entfcheidenden Schritt nach der rechten Seite 
hin tue. Allerdings enttäufchte ihn Hanfemanns Verhalten infofern, als 
diefer fich in der Auswahl feiner Mitarbeiter, die er meift aus den Mitgliedern 
der Nationalverfammlung nahm, und in der Forderung durchgreifender 
wirtfchaftlicher und kommunaler Reformen fehr viel radikaler zeigte als Camp; 
haufen. Der König hat fogar daran gedacht, ihn fofort wieder zu entlaffen 
und durch Georg v. Binde zu erfeßen, der fich aber verfagte. 

In der deutfchen Frage gedachte das Minifterium Auerswald zunächft nicht 
von dem Wege abzumweichen, den Camphaufen gegangen war.? Herr v. Arnim, 
deffen perfönliches Verhältnis zum Könige ſchon lange ein fehr fhlechtes 
gewefen war, und der fich auch wohl mit Camphaufen nicht immer ganz verz 
ftanden hatte, war noch in den legten Tagen des alten Minifteriums durch 
Alexander v. Schleinig erfegt worden; diefer follte auf ausdrüdlichen Wunſch 
des Königs auch in dag neue Kabinett übertreten, fchied aber noch vor deſſen 
endgültiger Konftituierung aus; der Minifterpräfident v. Auerswald über; 
nahm num felbft die Leitung der auswärtigen Angelegenheiten, zu denen auch 
die deutſche Frage gerechnet wurde; er hatte aber nur wenig Zeit dafür übrig, 
und die wirkliche Führung der Gefchäfte fiel dem Unterftaatsfefretär Grafen 
Bülow zu. Diefer war ein Mann von ebenfogut preußifcher, wie deutfcher 


ı Bol. hierüber Brandenburg, Briefw. S.173f. Die Aufzeichnung von EL. TH. Pertheg, 
der damals meiningifcher Bundestagsgefandter war, bei O. Perthes, Bundestag und 
Deutſche Nationalverfammlung (Franff. Hiſt. Stud. 7) ©. ıoıf. bietet eine anfchauliche 
Schilderung der in Berlin damals herrfchenden Verwirrung, jedoch mit ſtarken Über; 
treibungen und Einfeitigfeiten; von wem Perthes feine Nachrichten hatte, wiffen wir nicht. 

* Vgl. Bergengrün, Hanſemann 4gıf. 

Hanſemann wich allerdings von Camphaufen infofern ab, alg er ein preußifhes Ober; 
haupt nicht nur für den Augenblid, fondern überhaupt für undenkbar hielt. Aber fein Ein; 
fluß auf die auswärtige Politik fcheint fehr gering geweſen zu fein. 
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Gefinnung; unter dem Minifterium Camphaufens war er ing Amt getreten 
und hatte die wichtigften Anweifungen an den Bundestagsgefandten felbft 
mit augarbeiten helfen; in feiner Perfon lag die befte Garantie dafür, daß 
man die bisherige deutfche Politik fortfegen werde, 

Die Wahl des Neichsverwefers mußte das neue Minifterium natürlich 
anerkennen, da es durch die legten Akte feiner Vorgänger gebunden war. 
Immerhin fügte Auerswald die Verwahrung hinzu, daß aus der Annahme 
diefer die Kompetenz des Parlamentes überfchreitenden Maßregel weitere 
Konfequenzen für die Zukunft nicht gezogen werden dürften. Der bedeutfamfte 
Schritt der neuen Machthaber beftand aber in dem Vorſchlage an die übrigen 
Regierungen, dem Reichsverweſer ein von den Einzelftaaten gebildetes Zen⸗ 
tralorgan an die Seite zu ftellen. Die Bevollmächtigten bei der proviforifchen 
Zentralgewalt in Frankfurt follten eine Follegiale Behörde bilden, um den 
Neichsverwefer zu beraten und als vermittelnde Inftanz zwifchen ihm und den 
einzelnen Regierungen zu dienen. In diefem Kollegium follten Öfterreich und 
Preußen je drei Stimmen, Bayern eine Stimme zu führen haben, während 
die übrigen Staaten zufammen vier Stimmen erhalten follten; deren Ver; 
teilung war fo gedacht, Daß die thüringifchen und mitteldeutſchen Kleinftaaten 
zufammen mit dem Königreich Sachfen, Baden und Hohenzollern zufammen 
mit Württemberg, die nordweftdeutfchen Kleinftaaten zufammen mit Hans 
nover, endlich Heften, Naffau und Frankfurt zufammen je eine Stimme führen 
follten. Den Borfig in diefem Kollegium nahm Preußen für fich in Anfpruch, 
da ja Öfterreich den Neichsverwefer geftellt habe.! 





Die preußifhen Vorſchläge vom 17. Juli f. Roth u. Merd 2, 6f. Das begleitende 
Zirfular mit der Forderung des preußifchen Vorfiges f. Beilage 5. Eine ausführliche Bes 
gründung der Vorſchläge arbeitete Geheimrat Roſenkranz aus. Er bemühte fich zu beweifen, 
daß die vorgefhlagene Behörde den nationalen Bedürfniffen am beften entfpreche. Von 
Antereffe ift feine Motiverung des preußifhen Vorfiges: „Der Staatenrat tritt alg Collegium 
in Frankfurt a, M. zufammen, Soll auch durch ihn die Einheit Deutſchlands zur Wahrheit 
werden, fo wird es, des Gleichgewichts halber, da der Neichsverwefer dem Kaiferlich Öfters 
reihifhen Haufe angehört, zwedmäßig fein, daß in ihm Preußen proviforifh den Vor— 
fig führt, Diefer Vorfhlag iſt von Preußen feine Anmaßung, fondern einfache Noths 
wendigleit, denn es ift einmal derjenige Staat, der am gefchidteften dazu erſcheint. Seine 
Grenzen geben ihm zu Frankreich und Rußland wie zu allen deutfhen Staaten ein unmittel; 
bares Verhältnis, Seine Geſchichte ift mit der der Heinen deutfchen Staaten auf das innigfte 
verwebt. Durch den Zollverein iſt e8 mit den meiften derfelben fchon feit längerer Zeit materiell 
verbunden, Durch Preußens Gauen ftrömen die größeren Wafferadern Deutfchlands, die 
Ihm zur Nords und Dftfee eine merlantile Beziehung geben. Deutfcher und in fich gleich, 
mäßiger, al die Ofterreihifhe Staatengruppe, ftärker, als die einzelnen der übrigen deutfchen 
Staaten, fann es zum Schutz der deutſchen Intereffen Fampfbereiter fein, als irgend einer der 
anderen deutſchen Staaten, Preußen wird ſich daher der aus der Lage der Dinge Ihm zus 
wachſenden Dbliegenheit nicht entziehen dürfen, einen Vorſitz zu übernehmen, zu deffen 
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Diefer Vorſchlag war von dem Minifterium gewiß fehr ernft gemeint und 
entſprach feinen Überzeugungen; noch) ein Jahr fpäter hat Hanfemann gefagt, 
die ganze deutfche Sache würde einen anderen Verlauf genommen haben, 
wenn diefer Plan zur Ausführung gelangt wäre.! Aber es lag darin — be; 
wußt oder, unbewußt — doch auch eine Nachgiebigfeit gegen die Wünfche des 
Königs, der ja nicht nur die fofortige Begründung einer die Regierungen 
vertretenden Inftanz in Frankfurt wünfchte, fondern auch eine Bevorzugung 
der größeren Staaten, die zunächft bei der Königswahl und dem Heerwefen in 
Erſcheinung treten follte.? 

In Wahrheit wäre durch die Verwirklichung diefes Vorſchlages neben der 
gegen den Willen der Einzelftaaten ins Leben gerufenen proviforifchen 
Zentralgemwalt eine zweite unter Preußens Einfluß ſtehende Zentralbehörde 
gefchaffen worden, die jene erfte hätte beauffichtigen und lahmlegen können. 
Man begreift e8 daher durchaus, daß der neue Neichsminifter des Aus; 
wärtigen, Herr v. Schmerling, fich lebhaft gegen die Zufammenfaffung der 
Negierungsbevollmächtigten zu einem befchließenden Kollegium verwahrte, 
„weil fie mit der gebietenden Stellung unvereinbar fei, welche die Zentralge⸗ 
walt den Einzelregierungen gegenüber einnehmen wolle und müſſe“. 
Ahnlich fprach fich Heinrich v. Gagern als Präfident der Nationalverfammlung 
aus, Aber auch bei den übrigen Einzelftaaten fand der preußifche Plan wenig 
Anklang. Hfterreich erhob zwar Feine fachlichen Einwände, weigerte fich aber, 
an vertraulichen Beratungen über die Verwirklichung der Vorfchläge teils 
zunehmen. Bayern und Sachfen wollten den Großmächten nur je zwei anftatt 
drei Stimmen zugeftehen, Baden und HefiensDarmftadt verlangten eine 
eigene Stimme, Kurcheffen die dauernde Führung der Stimme der legten 
Kurie und die Zuſtimmung des Reichsverwefers; Oldenburg antwortete ganz 
ausweichend, und die Feineren Staaten, foweit fie fich überhaupt äußerten, 
hegten begreiflichermweife eine lebhafte Abneigung gegen die Kurieneinteilung, 
die fie von jedem Einfluß aufdas Verfaſſungswerk ausgefchloffen Haben würde.s 

Diefer Plan konnte alfo als gefcheitert betrachtet werden; aber zugleich 
ſchien fich eine neue Möglichkeit zu bieten, den preußifchen Einfluß bei der 





Führung es ungefuht alle Bedingungen im fih vereint. Ein Mißtrauen gegen Preußen 
wäre hierin ein Mißtrauen Deutſchlands gegen fich felbft.” 

ı Bergengrün, Hanfemann 37of. 

2 Die Angabe von Perthes (a. a. D. 145), daß dieſer Vorfhlag „ohne WVorbe; 
reitung und ohne tiefere Abſicht und Überlegung mie ein Einfall hervorgetreten“ 
fei, ſcheint mir nicht ohne weiteres glaubhaft. Nichtiger ift feine Bemerkung, daß er 
auch für Preußen felbft in mander Hinficht bedenklich gewefen ſei; dies teilt er mit 
den fämtlihen Entwürfen des Königs, 

»Vgl. die Überficht der Antworten, die Camphaufen am 31. Juli mitgeteilt wurde, in 
Beilage 7. 
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proviſoriſchen Zentralgewalt in gebührendem Maße zur Geltung zu bringen. 
Der Reichsverweſer ſollte ja feine Befugniſſe duch ein verantwortliches 
Minifterium ausüben. Da lag nun der Gedanke nahe, Preußen dadurch 
einen Erfaß für die ihm vorläufig entgangene Oberhauptswürde zu gewähren, 
daß man das Präfidium und die wichtigften Poften im NReihsminifterium 
preußifchen Staatsmännern anvertraue. Eine ſolche Ausficht hatte für viele 
Preußen! und zeitweife auch für den König felbft viel Verlodendes, Schien eg 
doch, als werde auf diefe Art die wirkliche Macht tatfächlih in die Hände 
Preußens gelegt. Wer aber fo dachte, überfah dabei, daß die preußifchen 
Minifter jeden Augenblid durch ein Mißtrauensvotum des Parlamentes aus 
ihren Stellungen verdrängt werden fonnten?; und ferner, daß die Zentral; 
gewalt, wenn fie eine wirkliche Regierung in Deutfchland ausüben wolle, notz 
wendig gerade mit den größeren Einzelftaaten in Konflikt geraten mußte; 
und im welche Lage hätten dann die preußifchen Reichsminiſter der preuz 
Gifhen Regierung gegenüber fommen müſſen? 

Diefe Schwierigkeiten waren aber zunächft nur wenigen zum Bewußtſein 
gefommen, und gerade die eifrigften Anhänger Preußens richteten ihre Blicke 
auf Camphauſen, deffen Kraft durch feinen Nüdtritt von der Leitung des 
preußifhen Minifteriums eben freigeworden war. Als Vertreter des ger 
mäßigten Liberalismus, als Rheinländer und als ein Mann, der in die 
Abfichten des preußifchen Königs eingeweiht fein mußte, erfohien er als 
befonders geeignet für die Stellung des leitenden Reichsminiſters. 

Camphaufen felbft trug wenig Verlangen nach der Übernahme eines neuen 
verantwortungsreihen und fohmwierigen Poftens; aber fein Gefühl für die 
deutfche Sache trieb ihn doch dazu, fich der Aufgabe nicht von vornherein zu 
entziehen, nachdem ber Reichsverweſer fich, gewiß nicht ganz leichten Hergeng, 
dazu entichloffen hatte, ihm das Präfidium und das Auswärtige anzubieten. 
Die preußifhen Minifter und der König felbft liegen ihn wiffen, daß fie 
deingend wünfchten, er möge die Stellung annehmen.’ 

Camphaufen begab fih Anfang Juli nach Frankfurt, um fich perfönlich von 
der Lage der Dinge zu überzeugen. Aus feinen Unterredungen mit dem 
Erzherzog felbft und einer Anzahl einflußreicher Parlamentarier ſchöpfte er 
die Gewißheit, daß er die Erwartungen nicht werde erfüllen können, die man 

Hoͤchſt harakterififh find in diefer Beziehung die Außerungen des früheren Maͤrz⸗ 
minifters v. Arnim gegenüber Perthes Ende Juli (f. Perthes a. a. O. ı52f,), Er trat 
für möglihfte Stärkung der Zentralgewalt, obwohl fie jest in Sſterreichs Händen 
liege, ein, fogar für eine direfte Unterordnung Preußens, da bei der definitiven Herz 
fellung der Dinge doch niemand Preußen im Ernft ihren Beſitz flreitig machen fünne, 

’ Dies verfennt Balentin, Fürſt Karl v. Leiningen ©, 115f., der meint, daß Preußen, 


Indem es biefe Minifterftellen fih entgehen ließ, eine große Gelegenheit verfäumt habe, 
» ©, Brandenburg, Briefw, ı85f. u. 243f. 
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auf ihn ſetzte. Der Reichsverweſer ermutigte ihn durchaus nicht. Er war 
fur; vor feiner Wahl von dem fhwachfinnigen Kaifer Ferdinand mit der 
Negentfchaft in Öfterreich betraut worden, und wenn auch die Vermutung, 
die man damals äußern hörte, daß er fehr gern dauernd die Regierung Öfter; 
reichs und Deutfchlands im feiner Hand vereinigen würdet, ficher unrichtig 
war, fo glaubten doch, wie ung Camphauſen ausdrüdlich berichtet, damals 
in Frankfurt die meiften, man werde ihn wenigſtens zum erften Kaifer des 
neuen Reiches wählen müffen und erft etwa nach feinem Tode auf ein preußi; 
[ches Oberhaupt zurüdgreifen fönnen.? Aber auch davon abgefehen, fonnte 
der Erzherzog ſchon im öfterreichifchen Intereffe nicht wünfchen, einen Mann 
wie Camphaufen an der Spige feines Minifteriumg zu fehen. Auf der anderen 
Seite fürdhtete Camphanfen von der Mehrheit des Parlamentes, die noch 
ganz im Gefühle ihrer unbefchränften Macht fand, Mafregeln, denen 
Preußen fich nicht werde fügen können, und fohlieglich eine unannehmbare 
Berfafiung. Sprach man doch ihm gegenüber offen davon, daß num fofort 
alfe preußifchen Feftungen der Neichsgewalt übergeben werden, die Truppen 
ihe Treue fchwören, die preußifchen Gefandtfchaften im Auslande zurüd; 
gezogen werden müßten.? Als überzeugter Preuße glaubte Camphaufen unter 
diefen Umſtänden fofort in Konflikt mit der Mehrheit geraten zu müffen und 
lehnte daher den Eintritt in das Neichsminifterium ab.* 

Der König machte ihm darüber fehwere Vorwürfe, Weshalb mag er wohl 
fo großen Wert darauf gelegt haben, gerade Camphaufen an diefer Stelle zu 
fehen, da er doch genau genug wiffen mußte, daß diefer in der deutfchen Politif 
andere Ziele verfolge wie er? Sagte er doch Ende Juli zu Gerlach: „Mein voris 
ges Minifterium hat mich wollen zu einer Reichskrone treiben, während 
ich nie an Ufurpation gedacht habe.“ Wollte er vielleicht der liberalen Mehr; 
heit des Frankfurter Parlaments einen liberalen preußifchen Vertreter 
gegenüberftellen, damit fich alle Welt davon überzeugen könne, daß die Ver; 
fammlung fich felbft mit diefem nicht würde einigen fönnen? Das würde 
ungefähr feinem Verfahren gegenüber der preußifchen Nationalverfammlung 





ı Bol, Bernftorfis Urteil in feinem Bericht vom 16. Auguft (Ninghoffer ©. 62f.), das 
aber nur auf Hörenfagen beruhte. Über Erzherzog Johanns Perfönlichkeit und Stellung in 
Frankfurt vgl. befonders ©, Küngel, D. Neichsverwefer Erzhz. Johann u. Fürft Karl 
Seiningen in 3.f. ©. d. Oberrh. N. 5.20, 283f. und A. Schloffar, Ungedr. Briefe 
des Erzherzogs Johann aus Frankfurt a. M. Deutfche Revue Bd. 35, I und IL 

2 Camphaufens Bericht v. 14. Dez. (Beilage Nr. 31 Abſ. 3.) 

Camphauſen in Beilage 31 Abf. 3. 

* Ganz irreführend ift es, wenn Friedjung, Öfterreich 1848—60, Bd. 1, 120 u. 167, 
behauptet, Camphaufen habe abgelehnt, „weil er einem öfterreichifchen Reichsverweſer nicht 
zur Seite fiehen mochte”. 

» Gerlad ı, 181, 


II2 Camphaufen Bevollmächtigter bei der Zentralgewalt, 


und den Ratfchlägen feines Freundes Nadowig entfprochen haben. Mag 
nun aber dies Motiv mitgewirkt haben oder nicht, fo hoffte er jedenfalls, daß 
Camphaufens Einfluß imftande fein werde, die Zentralgewalt und das 
Parlament von für Preußen unangenehmen Maßregeln zurüdzuhalten; er 
war ja felbft einer von denen, die eine Sicherung gegen die Machtanfprüche 
Frankfurts in der Beſetzung des Miniſteriums durch Preußen erblidten. In 
dem Reichsverwefer fah er einen Verbündeten gegen die Anfprüche der 
Demofratie und des Unitarismus. In feinem Briefe an Camphaufen! erklärt 
er, daß er „gewiffen auflöfenden Anforderungen des neusteutfchen Weſens 
an Preußen“ feines Fingers breit weichen werde, und daß er im Notfall zur 
Anwendung von Gewalt entfehloffen fei. Laffe man es fo weit fommen, fo 
werde ein furchtbarer Bürgerkrieg die Folge fein. Vielleicht aber werde es 
dem Erzherzog, wenn er Camphauſen an feiner Seite habe, doch gelingen, 
den erfien Anftuem „des neustentfchen Wahnfinns“ zurüdzufchlagen und fo 
die Einzelregierungen der Notwendigkeit zu überheben, felbft mit energifchen 
Mafregeln gegen das Parlament vorzugehen. 

Wir wiffen, aus welchen Gründen Camphaufen diefe Hoffnungen nicht 
teilen und in einem von der Mehrheit der Paulsficche abhängigen Minis 
fterium fein Bollwerk für Preußen oder die übrigen Einzelftaaten fehen konnte. 
Aber er antwortete auf den Appell des Königs an feine perfönliche Freundfchaft 
und fein preußifches Gefühl mit dem überrafchenden Anerbieten, daß er an; 
ftatt der ausgefchlagenen Stelle den Poften eines preußifchen Bevollmächtig- 
ten bei der proviforifchen Zentralgewalt zu übernehmen bereit fei. 

Auch diefer Schritt ift nicht ohne weiteres verftändlih. Einem Manne von 
dem Unabhängigfeitsfinne und der Uneigennügigfeit Camphaufens konnte 
eine ſolche Stellung nur dann als verlodend erfcheinen, wenn er es wirklich 
für möglich hielt, in ihr etwas Pofitives zu ſchaffen. Er muß alfo doch eine 
Berftändigung zwifchen Berlin und Frankfurt für möglich und feine Perfon 
für geeignet gehalten haben, fie herbeizuführen. In der Tat war dag feine 
Meinung, und er hat ung felbft den Feldsugsplan mehrfach entwidelt, nach 
dem er zu verfahren gedachte? 

Die Vorausfekung, von der er ausging, war, daß die Mehrheit der Ver; 
fammlung allmählich einfehen werde, wie machtlos fie ohne Preußens Hilfe 
fei, und daß fie ſich daher mit der Zeit bereit finden laffen werde, ſowohl in 
besug auf den materiellen Inhalt der Verfaffung wie auf die Art ihres 
Auftandefommeng den preußifchen Forderungen Nechnung zu fragen. Einen 





’ 16, Juli, Brandenburg 185. 

18, Yull, a.a. O. 189, 

’ Am ausführlicften in feinem bis zum Juli zurüdgreifenden Berichte vom 14. Deyember 
ſ. Bellage 31. 
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Prinzipienftreit darüber, ob die Verſammlung zur alleinigen Feftftellung der 
Verfaſſung berechtigt oder auf die Zuſtimmung der Regierungen angemwiefen 
fei, gedachte er als unfruchtbar möglichft zu vermeiden; vielmehr follte 
Preußen mit der Mehrheit der Paulskirche unter der Hand über die Geftaltung 
der Verfaffung einig werden, fo daß dann feiner formellen Zuftimmung zu 
der in Frankfurt befchloffenen Verfaffung feine Hinderniffe im Wege ge; 
ftanden hätten. 

Die Abgrenzung der Kompetenzen zwifchen Reich und Einzelftaaten hielt 
er nicht für allzu fchwierig und war bereit, den legteren eine möglichft weit; 
gehende Selbftändigfeit zu laffen, fomweit e8 irgend mit der Erfüllung der 
Aufgaben des Gefamtftaates vereinbar ſei. Was aber die fünftige Zentral; 
gewalt anging, fo war er nach wie vor der Meinung, daß diefe, wenn Deutfch- 
Hfterreich im Bunde bleibe, nur als mehrköpfiges Direktorium ausgeftaltet 
werden fünne, in dem Preußen jedenfalls einen dauernden Sig und einen 
angemeffenen Einfluß haben müſſe. Es war ihm aber nicht zweifelhaft, daß 
diefe Löfung weder das deutſche Nationalgefühl gang befriedigen werde, weil 
eine folche mehrföpfige Zentralbehörde zu einheitlihem und keäftigem Handeln 
wenig geeignet war, noch im Intereſſe Preußens liege, weil ftets die Gefahr 
beftand, daß Preußen innerhalb des Direktoriums überſtimmt und in wich, 
tigen Fragen vergewaltigt werden könne. 

Daher galt ihm ein engerer Bundesftaat ohne die öfterreichifchen Gebiete 
als dag erfirebenswertere Ziel. In diefem aber follte Preußen unter allen 
Umftänden die leitende Stellung haben. Es erfohien ihm dabei alg weniger 
wichtig, ob dem Könige von Preußen allein die erbliche Oberhauptswürde 
übertragen oder gar der Kaifertitel beigelegt werde; er bezmweifelte, ob dies 
jeßt fchon erreichbar fei; fondern das wichtigfte war nach feiner Meinung, 
daß Preußen innerhalb der neuen Zentralgewalt, wenn man auch die anderen 
Staaten an diefer teilnehmen laffe, die tatfächlih ausfchlaggebende und 
leitende Stellung erhalte. Ließ fich mehr erreichen, defto beffer; dies aber war 
das Minimum, das nach feiner Meinung zu erreichen war und erreicht 
werden follte. 

Als den richtigen Weg zur Erreichung diefes Zieles fah Camphaufen es 
an, die natürliche Schwerkraft der Machtverhältniffe wirken zu laffen. Preußen 
folfte felbft möglichft wenig vorfchlagen und fordern, fondern abwarten, was 
die anderen ihm bieten würden. Er hoffte, daß Öfterreich durch den Gang der 
Beratungen in der Paulskirche fih veranlagt fehen werde, felbft zu erklären, 
daß e8 einem Reiche, wie es dort beabfichtigt werde, nicht angehören könne; 
er glaubte ferner, daß die Verhandlungen des Parlamentes mit dem Angebot 
der Oberhauptswürde an den König von Preußen endigen würden, und zwar 
mit einer Verfaffung, die unter Preußens ſtiller Mitarbeit feftgeftellt und 
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daher annehmbar fei. Er glaubte endlich, daß die übrigen Staaten außer 
Sfterreich fich untereinander über feinen Gegenvorfhlag würden einigen 
fönnen und daß fie daher, ob gern oder ungern, fih würden fügen müffen, 
wenn fie Preußen und Frankfurt einig fähen. Es werde dazu gar feiner offenen 
Drohungen oder Einfhüchterungen feitens Preußens bedürfen, fondern 
Preußen werde nur zu erklären brauchen, daß es bereit fei, auf dag Angebot 
aus Frankfurt einzugehen, falls die übrigen Staaten zuflimmten. Sollten 
dann die größeren Staaten fih weigern, was kaum zu befürchten fei, fo würde 
jedenfalls die Einigung an ihnen, und nicht an Preußen gefcheitert fein. Ob 
feine Gedanten, was für den Fall diefes Scheiterng noch im preußifchen und 
deutfhen Interefie geſchehen könne, damals ſchon feftere Geftalt erlangt 
hatten, laffe ich dahingeftellt. 

Man wird nicht leugnen können, daß diefes Programm wohlduchdacht 
und auf Harer Erkenntnis der vorhandenen Machtfaktoren aufgebaut war; 
nur ein Fehler ftedte von vornherein in Camphaufens Berechnungen, der 
allerdings fo bedeutend war, daß er das ganze Nefultat in Frage ftellte. Sein 
ganzer Plan hätte nur gelingen können, wenn der König felbft ihn aus innerer 
Überzeugung gebilligt und fich mit ganzer Kraft für feine Verwirklichung ein; 
gefegt hätte, Nun beruhte aber Camphauſens Politik im legten Grunde auf 
der Erfenntnig, daß die größeren deutfchen Staaten freiwillig die notwendigen 
Dpfer für die Einheit nicht bringen würden, daß fie aber zur ſchwach feien, um 
ihre Abneigung einem Bündniffe zwifhen Preußen und dem vom Volke 
gewählten Parlament gegenüber behaupten zu können; die Furcht vor der 
Volksſtimmung und vor Preußen follte fie zur Abtretung von Hoheitsrechten 
an die Keichsgewalt zwingen, die fie fonft verweigert haben würden, Das 
war aber in den Augen Friedrich Wilhelms nichts anderes als ein Bündnis 
Preußens mit der Revolution gegen die legitimen Obrigfeiten von Gottes 
Gnaden. Ganz abgefehen von der Ausführbarfeit diefes Planes, mußte er 
dem Könige als ein Frevel gegen Gott erfcheinen, und er würde nie geglaubt 
haben, daß ein Reich Beftand haben könne, welches durch fo vermwerfliche 
Mittel und auf fo ungefundem Grunde erbaut fei. 

Hat nun Camphaufen diefe Gefinnung des Königs nicht gefannt? Daran 
ift nicht zu zweifeln. Er war drei Monate fein Minifterpräfident gewefen und 
batte faft täglich im brieflihen und mündlichen Meinungsanstaufch mit ihm 
geftanden; er fannte alle die Gedanten, die der König im Mat über die Neu; 
geftaltung Deutfchlands ausgefprochen hatte; er wußte auch, daß Friedrich 
Wilhelm die Kaiferfrone niemals annehmen werde. In diefem legteren 
Puntte glaubte er dadurch Abhilfe fchaffen zu können, daß man auf ben 
Kaifertitel für das Neichsoberhaupt verzichte; aber Dadurch wurde der tiefere 
innere Gegenſatz zwiſchen dem, was er wollte, und dem, was der König für 
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ſittlich und politifch erlaubt hielt, nicht befeitigt. Dies wird Camphauſen 
auch kaum für möglich gehalten haben; wohl aber hatte er während feiner 
Minifterlaufbahn die Erfahrung gemacht, daß der König, wenn man ihm 
ſcharfen Widerftand leiftere, fchlieglich gefchehen ließ, was die Minifter wollten, 
namentlih wenn diefe von der Mehrheit der Kammer geſtützt wurden. 
Wahrfcheinlich hat er geglaubt, ihn auch zur Annahme der Oberhaupts; 
würde gegen feine eigentlihe innere Abficht zwingen zu fünnen. Wenn 
e8 gelang, den König zunächft dabei feftzuhalten, daß er fich in bie 
deutſche Politik nicht einmifhe und feine Minifter gewähren laffe, dann 
fonnte die Sache fo weit gefördert werden, daß ihm fchließlih, wenn 
alles fertig war, nur noch die Möglichkeit blieb, entweder das ihm Ge; 
botene anzunehmen, oder im offenfundigften Widerfpeuch mit den Gefühlen 
des deutſchen Volkes und mit den Intereſſen des preußifchen Staates 
felbft durch feine Ablehnung das Einheitswerf zum Scheitern zu bringen. 
Sobald e8 nur noch auf ein Ja oder Nein ankam und die Entfcheidung für 
dag Nein zugleich die fchmwerfte Verantwortung dem Könige aufgeladen haben 
würde, ließ fich vielleicht Hoffen, daß die theoretifchen Bedenfen gegen die 
Annahme einer aus der Revolution heroorgegangenen Stellung zurüdtreten 
würden, namentlich wenn Minifterium und Kammermehrheit in fefter Über; 
einftimmung ihre Mitwirkung zu einer derartigen zerftörenden Politik ver; 
weigerten. Wir wiffen heute, daß Camphauſen ſich hierin verrechnet hat, 
allerdings auch deswegen, weil andere Teile feines Planes nicht ganz pro; 
grammäßig zur Ausführung kamen, weil vor allen Dingen die Verfaffung 
fehlieglich wefentlich anders ausfiel, wie er fie geftalter zu fehen wünſchte. 
Aber wir müffen ung, um die Möglichkeit feines Irrtums zu verftehen, vor 
Augen halten, daß er feine Erfahrungen mit dem Könige in der Zeit gleich 
nah der Märzrevolution gemacht hatte, wo Friedrich Wilhelms Selbftbe; 
wußtfein und Entfchlußfraft am geringften, feine Neigung, um des Friedens 
mit den Miniftern und der Kammer willen nachzugeben, am größten war. 
Er konnte nicht voraus wiffen, welche Ereigniffe in Preußen vor der Vollen; 
dung des deutfchen Verfaffungswerfes eintreten, wie fie das Selbftbewußtfein 
des Königs fleigern und damit die ganze Situation verändern würden. 
Für die Entwidlung der preußifchen Politik in den nächften Monaten war 
die Berufung Camphaufens zum Bevollmächtigten in Frankfurt von ent; 
fcheidender Bedeutung. Da fowohl dag gegenwärtige Minifterium mie die 
beiden folgenden in fich felbft gefpalten, durch die unmittelbar drängenden 
innerpreußifchen Angelegenheiten vollftändig in Anfpruch genommen und 
ohne ein eigenes feftes Programm für die Behandlung der deutfchen Frage 
waren, ſo geriet die Leitung der deutfchen Politif vollftändig unter feinen 
Einfluß. Sobald er erfahren hatte, daß man fein Angebot in Berlin an; 
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nehmen wolle, eilte er dorthin. Unter feiner Mitwirkung und zweifellos nad) 
feinen eigenen Wünfchen und Angaben wurde die Inſtruktion feftgeftellt, die 
ihm mitgegeben wurde. Wenn fich fpäter Differenzen zeigten, genügte, wie 
wir fehen werden, fein Erfcheinen in Berlin, oder im äußerſten Falle die 
Drohung, daf er feine Entlaffung nehmen werde, um die Regierung von dem 
Berlaffen der von ihm vorgezeichneten Bahn abzuhalten. 

Seine fohriftlihe Inftruftion!, die in den mündlichen Beratungen näher 
erläutert wurde, unterfehied zwifchen der Haltung, die Preußen während 
des jetzt beftehenden Proviforiums gegenüber der Zentralgewalt und der 
Nationalverfammlung einzunehmen habe, und der Mitwirkung bei der Feſt⸗ 
ftellung der fünftigen Berfaffung. 

In erfterer Beziehung wurde der Grundfag aufgeftellt, daß der Reichs; 
verwefer feine anderen Befugniffe habe, wie der alte Bundestag, und daß er 
für jede darüber hinausgehende Maßregel der freiwilligen Zuflimmung der 
einzelnen Regierungen bedürfe. Ebenfo follte der Nationalverfammlung das 
Recht zu einer gefetgeberifchen Tätigkeit ſchon während des Proviforiums 
nicht beftritten werden; aber auch hier follte Preußen feine Anerkennung der 
erlaffenen Beftimmungen davon abhängig machen, daß fie wirklich durch 
das gemeinfame deutſche Intereſſe erfordert feien und den preußifchen 
Antereffen nicht mwiderfprächen; auch dies fei jedesmal auf dem Wege bez 
fonderer Vereinbarung feftzuftellen. SKeinesfalls könne Preußen während 
des Proviforiums auf eine felbftändige Vertretung im Auslande oder die 
freie Verfügung über fein Heermwefen zugunften der Zentralgewalt verzichten. 

Die künftige Verfaffung werde Gültigkeit erft erlangen können, wenn fie 
von den Regierungen gutgeheißen fei. Preußen fei bereit, an der Begründung 
eines Bundesftaates mitzumirken, wenn dabei die Nechte der Einzelftaaten 
möglichft gewahrt und Preußen der ihm gebührende Einfluß auf die oberfte 
Leitung gemwährleifter werde, Der Gefandte habe daher der Nationalver; 
fammlung möglichfies Entgegenfommen zu zeigen, aber auch deutlich er; 
fennen zu laffen, daß man ein gleiches Entgegenkommen von jener Seite 
erwarte. Falls Preußen ein entfprechender Anteil an der Führung der ges 
meinfamen Angelegenheiten eingeräumt werde, fei es bereit, der fünftigen 
definitiven Zentralgewalt die Vertretung Deutfchlands gegenüber dem Aus, 
lande, einen bedeutenden Einfluß auf die Geftaltung des Heermwefens und bie 
Einrichtung einer gemeinfchaftlihen Zollverwaltung zuzugeſtehen. Mündlich 
wurde dazu erläutert, daß Preußen die ausübende Gewalt nicht für fich allein 
begehre, aber einen feiner Größe entfprechenden Anteil daran fordere. 





' Bom 30, Juli, f, Beilage 6; die mündlihen Abmachungen in dem zit, Bericht vom 
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Innerhalb der durch diefe Inſtruktion gezogenen Grenzen erhielt Camp: 
haufen Vollmacht, nach Gutbefinden zu handeln. Wiederum wurde mündlich 
hinzugefügt, daß er vor allen Dingen fein Augenmerk darauf zu richten habe, 
daß ein Bruch zwifchen Frankfurt und Berlin vermieden werde, Das Perfonal 
der bisherigen Bundestagsgefandtfhaft und einige befondere Mitarbeiter 
wurden ihm zur Verfügung geftellt und die preußifchen Gefandtfchaften im Aus; 
ande angemwiefen, ihm wichtige Nachrichten auf direftem Wege zugehen zu laffen.! 

Wie man fieht, hat Camphaufen das Minifterium damit auf die Politik 
feftgelegt, die er felbft als Minifter getrieben hatte und auch jeßt für die richtige 
hielt. Aber auch mit dem Könige hat er eine eingehende Unterredung ge; 
habt. Diefer hatte inzwifchen feine Gedanfen über die Neugeftaltung Deutſch⸗ 
lands abermals in einer ausführlichen Denkfchrift niedergelegt, über die wir 
bisher nur wenige Angaben befigen.? Schon diefe aber zeigen ung deutlich, 
daß fich feine Gefichtspunfte feit dem Mat nicht wefentlich verändert hatten. 
Zunächft hielt er daran feft, daß die deutſchen Fürften fich allein im rechtlichen 
Beſitz aller Regierungsrechte befänden, alfo auch feine Veränderung ohne ihre 
Zuftimmung Gültigkeit erlangen fönne, und während des Proviſoriums nichts 
ohne ihre Einwilligung angeordnet werden dürfe. So weit war ber 
König alfo völlig mit feinen Miniftern einig. Dann aber fprach er von neuem 
beftimmt den Gedanken aus, den wir ſchon aus dem Frühling kennen, daß 
ſchon während des Proviſoriums ein Fürftenrat? gebildet werden müffe, der 
im Namen der Regierungen mit der Nationalverfammlung über die Ver; 
faffung zu verhandeln habe, und daß gleichzeitig neben das Parlament ſchon 
jegt ein Staatenhaug gefegt werden müffe, welches die Befchlüffe der Pauls; 
fieche zu revidieren habe, Erft wenn beide Häufer über die Verfaffung einig 
geworden feien, würde der Minifterrat das entfcheidende Wort darüber zu 
fprechen haben. Ob er hier auch dem Gedanken Ausdrud gegeben hat, in dem 
definitiven Bundesftaate das Unterhaus nicht aus den Wahlen der Bevölke⸗ 
rung, fondern aus den zweiten Kammern der Einzelftaaten hervorgehen zu 
laffen, muß zweifelhaft bleiben.“ Selbftverftändlich wird auch von der Ein; 





2 pn dem DBegleitfchreiben des Minifterpräfidenten bei Überfendung der Vollmacht, 
29. Juli. 

2 Gerlad ı, 179, vgl. 181. 

® DB er diefen fih ſchon als ein Kollegium der Könige dachte, wie im Herbft, läßt fih 
aus den bisher vorliegenden Nachrichten nicht feftftellen. Wenn etiwa der vor Camphaufens 
Eintreffen gemachte Vorſchlag eines Bevollmächtigtenkollegiums (f. oben S. 108f.) auf 
feine Einwirkung zurüdgehen follte, fo würde fich daraus ergeben, daß er ſchon damals die 
Hleineren Staaten von der entfcheidenden Mitwirkung am Verfaffungswerk habe ausfchließen 
und auf die Geltendmachung ihrer Wünfhe im Staatenhaufe verweifen wollen. 


+ In diefem Sinne hatte er fich am 13. Juli Radowitz gegenüber geäußert. Meinede 
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beziehung Öfterreichs die Rede gemwefen fein; denn kurz darauf äußerte er zu 
Bunfen!, er wolle der deutfchen Sache freu bleiben, fich aber weder vor der 
Demofratie noch vor dem proviſoriſchen Reichsminiſterium beugen. „Die 
Krone Deutfchlands wolle er nicht. Nie habe er daran gedacht; fie gebühre 
Öfterreich, aber die Sache der deutfchen Fürften fei die feinige,“ 

Als Camphaufen zu ihm Fam, wurde er direkt vor die Frage geftellt, ob er 
für die fofortige Einrichtung eines proviſoriſchen Fürftenrates und Staaten; 
hauſes eintreten wolle. Er lehnte dies jedoch beſtimmt ab.? Immerhin konnte 
er nach diefer Unterredung nicht wohl im Zweifel fein, daß der König andere 
Ziele verfolge als er.’ Da er aber der Zuflimmung des Minifteriumg zu 
feiner Politik ficher zu fein glaubte, ließ er fich dadurch nicht anfechten. 

Die Inſtruktion enthält, auch wenn man die mündlichen Erläuterungen 
hinzunimmt, nichts Beftimmtes über das Verhältnis zu Öfterreich und über 
die genauere Geftaltung der künftigen Zentralgewalt. Es muß dahingeftellt 
bleiben, ob Camphauſen dem Minifterium gegenüber fein legtes Ziel, den 
Hleindeutfhen Bundesftaat unter preußifcher Oberleitung, in diefen Unter; 
redungen vollftändig enthüllt und auch dafür deffen Billigung erlangt hat, 
oder ob er zunächft nur möglichft freie Hand für feine abwartende Politik 
und für eine engere Fühlungnahme mit der Frankfurter Mehrheit haben 
wollte und fich dag Hervortreten mit feinen Vorfchlägen über die Geftaltung 
ber Zentralgemwalt für den Zeitpunkt vorbehielt, wo durch beftimmte Befchlüffe 
des Parlamentes und vielleicht auch ſchon durch Erklärungen einzelner Res 
gierungen eine feftere Unterlage für praftifche Entfchlüffe gegeben fein würde, 


ı Nippold 2, 458 (4. Auguſt). Ähnlich Tautet, was Hz. Ernft II. von Coburg damals 
erfuhr (Aus m. Leben 2, 305). 

* Camphaufen an Graf Bülow 26. Des., Cafpary 272. In feiner Inſtruktion blieb als 
ein Reſt des nun aufgegebenen Planes eines Bevollmäctigtentollegiums, der wenigftens 
bis zu einem gemiffen Grade den Wünfhen des Königs entſprach, nur die Ermächtigung 
surüd, fi mit den Bevollmächtigten anderer Staaten, die dazu geneigt fein möchten, über 
eine gemeinfame Wahrnehmung ihrer Intereffen zu verftändigen. 

» Unter den Vertrauten des Königs waren die Meinungen geteilt. Gerlach (1, 186 vgl. 
181) war ein erbitterter Gegner der minifteriellen Politit und neigte damals zu Gewaltmaß⸗ 
regeln und zur Nüdkehr zum alten Bunde unter einigen Modifitationen. Oder der König follte 
abwarten, bis ein ungweifelhafter Angriff auf feine Unabhängigfeit und feine monarchiſchen 
Rechte erfolge und fi dann energifch zur Wehre fegen, Radowitz hingegen war in Frankfurt 
ju der Überzeugung gelangt, daß der engere Bund unter Preußen bei Aufrechterhaltung 
eines dauernden Schuß und Trutzbündniſſes mit Öfterreich die einzig mögliche Löſung fei, 
und daß man mit ber Paulskirche trotz ihrer Sonveränitätsgelüfte einig zu werden fuchen 
möffe, Er unterſchied fih nur darin von Camphauſen, daf er e8 — und zwar mit Necht — 
damals nicht für möglich hielt, mit Friedrich Wilhelm IV, eine folche Politik durchzuführen; 
man babe nirgends Vertrauen zu ibm, Daß bei den Gefinnungen des Königs diefer Mangel 
an Dertrauen wohlbegrändet war, wußte er natürlih auch, wenn er es auch nicht offen 
fagte (Meinede 101, 106, 134). 
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Camphauſen begann ſeine Arbeit in Frankfurt unter recht ungünſtigen 
Verhältniſſen. Bei der Schwäche des Berliner Miniſteriums und der Ab⸗ 
neigung bes Königs gegen wefentliche Punkte feines Programms mußte er 
ftet8 darauf gefaßt fein, daß ein innerer Umſchwung in Preußen ihm die 
Bafis für feine ganze Tätigkeit entziehen könne, In Frankfurt betrachtete 
man ihm feit der Ablehnung des Eintrittes in das Neihsminifterium mit 
Mißtrauen und fah vielfach in ihm einen Vertreter des preußifchen Partis 
fularismus. Die Mehrheit der Nationalverfammlung und die Zentralgemwalt 
befanden fich in jener felbftherrlichen Stimmung gegenüber den Einzelftaaten, 
die Bunfen als Reichsterrorismug bezeichnet hat. Sein Ziel war nun, die 
Zentralgewalt von Übergriffen abzuhalten, fie aber doch nicht fo weit zu 
fhwächen, daß fie den Einzelftaaten gegenüber völlig wirfungslos werde; fie 
folfte im Intereſſe der deutfchen Einheit Fräftig genug bleiben, daß es fich 
fpäter verlohne, ihre Befugniffe auf eine neue unter Preußens Leitung 
ftiehende Behörde zu übertragen. Und ebenfo follte die Nationalverfammlung 
zwar in beflimmte Schranken eingefchloffen, aber doch in ihrem Anſehen 
erhalten werden. 

Anfangs konnte Camphaufen zu einer ruhigen Tätigkeit noch nicht ges 
langen. Erft unmittelbar nach feinem Eintreffen in Frankfurt wurde dag 
Neichsminifterium endgültig gebildet; an feine Spitze frat der liberal und 
unitarifch gefinnte Fürft Karl von Leiningen, der zwar den König von Preußen 
für den gegebenen zufünftigen Beherrſcher des neuen Reiches hielt!, 
aber zunächft Preußen ebenfo wie alle übrigen Einzelftaaten der Reiche, 
gewalt unterwerfen und von der Feftftellung der Verfaffung ausſchließen 
wollte. Er konnte es durchaus nicht begreifen, daß man in Berlin nicht 
darauf eingehen wollte, der Zentralgewalt fo weitgehende Rechte einzu; 
räumen, bevor man wußte, welche Stellung Preußen fünftig in ihr eins 
nehmen werde, 

Dann fam die Kunde, daß der König fich entfchloffen habe, zu dem bevor; 
ftehenden Dombaufefte nach Köln zu fahren. Dorthin begaben fich auch der 
Reichsverweſer, die Reichsminifter und viele Abgeordnete; auch Camphaufen 
felbft mußte dort erfcheinen,. Hier war es, wo der König zu Heinrich v. Gagern 
die befannten Worte fprach: Die Nationalverfammlung möge nicht vergeffen, 
daß es noch Fürften in Deutfchland gebe, und daß er einer von ihnen fei. 
Wie wir aus Friedrich Wilhelms Umgebung erfahren, war man hier von 





ı Valentin S. 116f. betont zwar gegen Sy bel mit Recht, daß Leiningen kein prinzipieller 
Gegner Preußens gemwefen fei, berüdfichtigt aber nicht, daß fein Streben, alle Einzelftaaten 
zunächſt der proviforifchen Zentralgewalt zu unterwerfen, von Preußen als Feindfeligteit 
betrachtet werden mußte, folange feine Stellung in der fünftigen Zentralgewalt nicht gefichert 
und das Ende des Proviforiums nicht abzufehen war. 
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dem Ergebnis der Neife überrafcht und befriedigt! Namentlich die en; 
tbufiaftifche Aufnahme, die der König bei der Bevölkerung des Rheinlandes 
gefunden hatte, und die im vollen Widerfpruch zu den Vorftellungen ftand, 
die man fich von der demofratifchen Gefinnung und den Abfallsgelüften der 
Rheinländer gemacht hatte, gab den Anlaß zu diefem Urteil. Friedrich Wilhelm 
fehrte mit neugeftärktem Selbftbewußtfein in feine Hauptftadt zurüd; war 
er ſchon lange überzeugt gewefen, daß die Maffe der Bevölkerung in den 
öftlihen Provinzen weit mehr an der Perfon des Monarchen hänge, als an 
den Berfaffungsforderungen der Liberalen, fo [bien es num, daß dies auch 
im Weften nicht anders fei. Ein Ausdrud diefes Selbftbewußtfeins waren 
ja auch die oben zitierten Worte. 

Aber auch die Abgeordneten und Neihsminifter waren nicht ganz unzu⸗ 
frieden mit der Begegnung. Hatte doch der König fie nicht nur perfünlich 
liebenswürdig und ehrenvoll behandelt, fondern auch wiederholt gefagt, 
daß er alles, was in feinen Kräften ftehe, tun wolle, um zur Begründung 
der deutſchen Einheit mitzuwirken. Sie glaubten daraus fchließen zu dürfen, 
daß er fich am Ende doch nicht verfagen werde, wenn die entfcheidende Frage 
an ihn herantrete.? 

Nach der Rüdkehr aus Köln beteiligte fih Camphauſen zunächſt an den 
Berfuchen, die Bevollmächtigten der Einzelftaaten doch noch zu einer gemein; 
famen Tätigkeit zufammenzufchließen. Es handelte fich dabei allerdings nicht 


Nippold, Bunfen 2, 464f.; Gerlach ı, 185. Ähnlich Geheimrat Eoftenoble an Dtto 
Camphaufen 23. Auguft: „Zu meiner Freude erfehe ich aus Ihrem Briefe, daß die Zufammen; 
funft unferes Königs mit den Frankfurter Herren in Köln auf lettere und namentlich auf 
Gagern einen für unfere Intereffen günftigen Eindrud gemacht hatz ich war davon im 
voraus auf das lebhaftefte überzeugt. Was aber meine Erwartungen weit übertroffen hat, 
ift der herzliche und glänzende Empfang, welcher dem Könige auf der ganzen Reife hin und 
suräd und befonders in Köln zuteil geworden ift. Herr v. Auerswald ift, wie Sie ſich denfen 
fönnen, ebenfalls fehr befriedigt zurüdgelehrt. Auch von der Befprehung, die in Brühl mit 
einigen Reihsminiftern über die deutfchen Verhältniffe ftattgefunden hat, glaubt er einen 
guten Erfolg hoffen zu können. Er rühmet vorzugsweiſe den Beiftand, welchen ihm Ihr Herr 
Bruber bei diefer Gelegenheit geleiftet habe.” 

Auch Bunfen (2, 466) hatte am 15. Auguft den Eindrud, des Königs Widerftreben fei 
geringer geworben, „obwohl er immer (und mit Necht) beteuert, er habe die Krone nie anges 
firebt, noch ftrebe er fie jest an”. Bunfen glaubte bier in feiner fanguinifchen Art offenbar 
ju fehr, was er wünfhte. Auch die Auferungen des Königs über das Stodmarfche Pros 
gramm (©, 468) lönnen feineswegs als Zuftimmung dazu aufgefaßt werden, obwohl Bunfen 
fle fo deutete, Die von Meinede (Weltbürgertum?, 362 u. 403) mitgeteilte Nandbemerkung 
des Königs dazu zeigt m. €, ebident, daß er trog der Lodung, die für ihn in dem Verſchwinden 
eines befonderen preußifhen Parlamentes und der Bildung eines Oberhauſes aus der alten 
Reihsariftotratie lag, auf den ganzen Plan nicht eingehen wollte. Ebenfo die unerfüllbare 
Borberung, ber Untrag zur Übernahme der Vorftandfhaft müffe von den Fürſten unterftügt 
werben (Bunfen 2, 471). 
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um ben früher erwogenen Plan, ein nur aus den Vertretern der größten 
Staaten beftehendes ftändiges Kollegium zu bilden, fondern um gemeinfame 
einzelne Schritte aller Bevollmächtigten. Auch diefe Verfuche fließen auf den 
fchroffen Widerftand des Reichsminiſteriums, das fich in einem Rundfchreiben 
vom 30. Auguſt jede kollektive Altion der Bevollmächtigten verbat und ihnen 
in Erinnerung brachte, daß fie von jeder aftiven Mitwirfung bei dem Ver; 
faffungswerfe ausgefchloffen feien.! Trogdem haben noch Anfang September 
Beratungen der Regierungsvertreter unter fich ftattgefunden. Man verlangte 
hier von Camphaufen, daß er Preußens Programm genau darlege; ent; 
fprechend dem in feiner Inſtruktion niedergelegten Operationsplan ging er 
darauf jedoch nicht ein, fondern bemerkte nur im allgemeinen, daß Preußens 
prinzipielfee Standpunkt genügend befannt fei, und daß die mittleren und 
fleineren Staaten zunächſt die Aufgabe hätten, fich darüber zu verftändigen, 
welche Stellung fie Preußen in dem fünftigen Bundesftaate einräumen und 
welche Rechte fie für fich behalten wollten.? Weitere allgemeine Konferenzen 
diefer Urt fcheinen dann bis zum Februar 1849 nicht mehr flattgefunden 
zu haben. 

Seit Anfang September nahm dann die Schleswig-Holfteinifhe Frage 
vorwiegend das Intereſſe in Anſpruch. Preußen war ja unter dem frifchen 
Eindrud der Märzereigniffe lebhaft für die Schleswig-Holfteiner eingetreten; 
preußifche Truppen hatten den Kampf gegen Dänemark fiegreich begonnen, 
der preußifche General Wrangel hatte den Feldzug geleitet. Demgemäß hatte 
die Zentralgewalt, welche bei ihrer Gründung diefe Verhältniffe vorfand, der 
preußifchen Regierung die Vollmacht erteilt, in diefem Konflikt im Namen 
Deutfchlands zu handeln, allerdings in der Vorausſetzung, daß fie hierbei 
im engften Einvernehmen mit dem Neichsminifterium vorgehen werde, Nun 
entfchloß fich aber der König, eine veränderte Richtung einzufchlagen und 
anftatt nach voller Ausnutzung des erfochtenen Sieges nach) einer friedlichen 
Berfiändigung mit Dänemark zu fireben; teils feine Abneigung, rebellifchen 
Untertanen gegen ihren legitimen Herrfcher zu helfen, teils die Nüdficht auf 
mögliche Verwidlungen mit Rußland und England fpielten dabei die entz 
ſcheidende Rolle. Da er auf die Zuſtimmung der Zentralgemwalt hierbei nicht 
rechnen fonnte, ging er auf eigene Hand vor, ohne deren Genehmigung ein; 
zuholen oder deren Vorſchriften als bindend zu betrachten. Camphaufen hat 
fih redlih Mühe gegeben, die Haltung feiner Regierung der immer ftärfer 
anwachlenden Erregung unter den Reihsminiftern und Abgeordneten gegenz 
über zu verteidigen. Er tat e8 nicht ohne inneres Widerftreben, da er fich nicht 





ı Moth u. Merd 2, 11. Vgl. Valentin 123f. 
Bericht Camphauſens v. 14. Des. Beil, 31. 
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verhehlte, daß von preußifher Seite manche Fehler in der Behandlung diefer 
Angelegenheit begangen feien. Zur Entfcheidung kam es erft am 5. September, 
als die VBerfammlung es ablehnte, den von Preußen eigenmächtig abgefchlof- 
fenen, für die Schleswig-Holfteiner nach ihrer Anficht zu ungünftigen Waffen; 
ftillftand von Malmö zu genehmigen und das Reihsminifterium beauftragte, 
für die Siftierung aller zur Ausführung des Stillftandes notwendigen Maß; 
regeln zu forgen. Da das Minifterium des Fürften Leiningen diefen Beſchluß 
mißbilligte und feine Möglichkeit ſah, dem erteilten Auftrage nachzufommen, 
fo trat e8 zurück; verfchiedene Mitglieder der Mehrheit verfuchten aber ver; 
geblich, ein neues Minifterium zu bilden, und ſchließlich ſah fich dag Parlament 
genötigt, im Gegenfag zu feinem früheren Befchluffe den Waffenftillftand 
doch zu genehmigen (16. September). An die Spite des Reichsminiſte⸗ 
riums aber frat nun, da Fürft Leiningen fich weigerte, der Sfterreicher 
v. Schmerling. 

Während der Krifis hatte Camphaufen dem Minifterium dringend ge; 
raten, die Verſammlung nicht unnötig zu reisen. Er hoffte von Anfang an, 
daß es fchließlich Doch zur Genehmigung des Waffenftillftandes fommen werde 
und daß Preußen es daher nicht nötig haben werde, mit der Nationalver; 
fammlung offen zu brechen. Für den Fall, daß das Parlament auf feinem 
zuerft gefaßten Befchluffe verharren würde, fah allerdings auch er feine andere 
Möglichkeit und billigte e8 daher, daß die Minifter alle Vorbereitungen zu 
entfcheidenden Maßnahmen trafen. Um fo überrafchter war er, als einige 
diefer Maßregeln, wie der Rücktritt des preußifchen Generals Wrangel vom 
Kommando der gegen Dänemark operierenden Truppen, bereits ausgeführt 
wurden, bevor die Nationalverfammlung ihre definitive Stellung genommen 
hatte. Auch hörte er, daß man von Berlin aus Bayern aufgefordert habe, 
der Nationalverfammlung nicht zu gehorchen, wenn diefe etwa befchließen 
follte, bayrifche Truppen in Bewegung zu ſetzen.“ Nach Camphauſens Meis 
nung hätten derartige Mitteilungen erft gemacht werden follen, wenn die 
Berfammlung den Waffenftillftand wirklich verworfen hätte, Er fürchtete, 





Bahyern hatte während der Krifis die Zentralgewalt feines Gehorſams und feiner Unter; 
ſtutzung verſichert (8. Sept., f. Roth u. Merd 2, 13), um fie gegen die preußifchen Anfprüche 
ju flärlen, Näheres über die bayriſche Politik ift noch nicht befannt, Camphauſen fehrieb 
darüber am 23. Sept. noch dem Grafen Bernftorff: „Ich verbehle nicht, daß das Auftreten 
Dayerns während der Vermittlungen, womit ich hier umgeben war, mich ſchwer berührte; 
doch habe ih nah Berlin nur das Faltiſche mitgeteilt und hinzugefügt, daß ich mich des 
Kommentars enthalte — auch fpäter angezeigt, daß Graf Bray verficherte, unter feinem 
Minifterium werde fein Mann die nördliche Grenze feindlich gegen Preußen überfchreiten, 
Ich fende Ihnen Abſchrift bes Briefes von Bray und meiner Antwort, mit ber man in Berlin 
fehr einverflanden gewefen zu fein ſcheint.“ Die beiden erwähnten Altenftüde habe ich leider 
nicht gefunden, 
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diefe Schritte würden in Frankfurt befannt werden und feine Stellung fo 
erfchüttern, daß er nichts mehr wirken fünne.! 

Natürlich blieb aus den Verhandlungen über den Malmöer Stillftand 
ein hoher Grad von Bitterfeit bei der Mehrheit zurüd, Auf der anderen 
Seite hatte aber der von den Demokraten gegen die Nationalverfammlung 
wegen ihres fchwächlichen Zurückweichens vor Preußen in Szene gefeste 
Yufftand, der nur durch preußifche und öfterreichifche Truppen niedergemworfen 
werden fonnte, die Folge, daß die gemäßigten Elemente fi immer fchärfer 
ihres Gegenfages zu der Linken bewußt wurden und erkannten, daß fie ohne 
die Unterftügung der Regierungen der Tyrannei des Pöbels machtlos preis; 
gegeben fein würden. Gewiß haben diefe Ereigniffe auf viele andere den 
gleichen Eindrud hervorgebracht wie auf Camphaufen felbft, der damals 
ſchrieb: „Man kann fich nicht länger darüber täufchen, daß, wenn die Leute 
fiegten, wir am Abend fämtlich maffafriert wurden. Ich hätte nicht geglaubt, 
daß wir dem Terrorismus fo nahe ſtänden.“ Aber man konnte fich doch 
in Frankfurt von der Vorftellung nicht losmachen, daß Preußens Selb; 
ftändigfeit in engere Schranken eingefchloffen werden müſſe. Camphaufen 
empfand dies fehr deutlich und wußte auch recht gut, daß er felbft der Mehrheit 
jest als ein Stodpreuße galt, von dem für die deutfchen Intereffen und für 
die Ziele der Verfammlung nichts Erhebliches zu erwarten fei; machte doch 
Gagern einen Verſuch, durch den Grafen Schwerin und Herrn v. Stodmar? 
eine direfte Verbindung mit der Berliner Regierung hinter feinem Rüden 
anzufnüpfen, weil er bei den Miniftern ein größeres Maß von Entgegen; 
kommen glaubte vorausſetzen zu dürfen, als bei ihrem Frankfurter Vertreter, 
Camphaufen ließ durch feinen Bruder Deko, der ſich damals in Berlin aufhielt, 
dem Minifter mitteilen, daß er fofort feine Entlaffung einreichen werde, wenn 
man fich dort mit diefen Männern in Unterhandlung einlaffe. Es war ja 
auch völlig Kar, daß man fich in Frankfurt um ihn gar nicht mehr gefümmert 

ı An f. Bruder Dito 18. Sept., f. Cafpary 255. Zu ergänzen ift dort an Stelle der 
Punkte: „Statt die Entfcheidung in der Nationalverfammlung und die Mafregeln, die ich 
nötig erachtete, fo einzuleiten, daß fie im Falle der Verwerfung augenblidlih ausgeführt 
werben konnten, hat es fo gehandelt, als ob die Verwerfung gewiß wäre. Konnte denn mit 
dem KRüdtritt von Wrangel nicht gewartet werden, bis der Telegraph die Anzeige der Ver; 
werfung gebracht hätte? Und nun gar uſw.“ Und weiter unten: „OB ich wirflich zum Angriff 
wegen ber öfterreichifchen Verhältniffe fhreite, Hänge von der Kompofition des Minifteriumsg 
und von einer etwaigen Verftändigung mit demfelben ab.“ 

2 Anf. Bruder Sept. 19. f. Cafpary 256. Noch am 18. Sept. hatte er fich feinem Bruder 
gegenüber fehr optimiftifch geäußert und gemeint, e8 fei fein genügender Grund vorhanden, 
Öfterreichifhe und preußifche Truppen aus Mainz fommen zu laffen. — Ähnlich urteilte 
M. v. Gagern (Paſtor 286). 


»Stoctar ſollte nah Gerlach 1, 186 dem Könige Vorſchläge wegen der Eliminierung 
Oſterreichs machen. 
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haben würde, wenn man auf anderem Wege eine direkte Verbindung mit 
Berlin hätte eröffnen fünnen.! 

Gerade in den Tagen, als diefe Mahnung in die Hauptſtadt gelangte, 
herrfchte dort in den oberen Regionen wieder volle Verwirrung. Man war 
mitten in einer neuen Minifterfrifis, die duch das Votum der preußifchen 
Nationalverfammlung zugunften des befannten Steinfchen Antrages her; 
vorgerufen worden war. Das Minifterium Auerswald-Hanfemann, dag fich 
ausdrüdlich gegen den Antrag ausgefprochen hatte, reichte fofort feine Ent; 
laffung ein, und der König bemühte fih nun längere Zeit vergebens, neue 
verantwortliche Ratgeber zu finden, 

Die Kriſis dauerte faft den ganzen September über, Vorübergehend 
wurde dabei fhon an die Auflöfung der Rationalverfammlung und die 
Dftroyierung einer Verfaffung gedacht.” Aber zuletzt entfchloß fich der König 
doch zu einem dritten Verjuch mit einem der liberalen Parteiführer und 
lieg Herren v. Bederath aus Frankfurt nach Berlin fommen. Aber das 
Programm, welches er ihm vorlegte und das im wefentlichen auf einer ener; 
gifchen Behauptung der Rechte der Krone gegenüber dem Parlament und der 
Selbftändigfeit Preußens gegenüber der Paulskirche beruhte, fand bei diefem 
feinen Beifall. Nach Bederaths Aufzeichnung? hat der König zwar gefagt, 
daß er fein Verfprechen einer VBerfaffung aufrecht erhalten wolle, aber gar fein 
Hehl daraus gemacht, daß er den ganzen Konftitutionalismug nach wie vor 
mit tieffter Abneigung betrachte und höchftens als ein notwendiges Übel 
anfehe. „Millionen Preußen würden die Verkündigung des Abfolutismus 
mit wahnfinniger Freude begrüßen.” Solche Außerungen mußten einen 
fo liberal gefinnten Mann wie Bederath natürlich zu der Überzeugung 
beingen, daß er unter diefem Könige die Leitung der Regierung nicht 
übernehmen fünne. Sein eigenes Programm wollte den König verpflichten, 
in Preußen wefentlihe Forderungen des Parlamentes zu erfüllen, für 
Deutfhland jest ſchon die proniforifche Zentralgewalt als übergeordnete 
Anftanz anzuerkennen und im voraus die in Frankfurt feftzuftellende Ver; 
faffung gutzuheißen. Dies alles war dem Könige unmöglich. Nach dem 
Scheitern diefer und einiger anderer Kombinationen griff man endlich zu 
dem Mittel, ein reines Beamtenminifterium ohne beftimmte politifche Farbe 
zu ernennen; an bie Spige wurde der General v. Pfuel geftellt, die eigentliche 
Seele des neuen Kabinetts aber war der bisherige Oberpräfident der Rhein, 
proving, Here v. Eihmann (21. September). 

Es ift bekannt, daß die innere Politik des Minifteriums Pfuel ſich im 


. Zwei Briefe an f, Bruder Sept. 19. ſ. Caſpary 256 u. Bellage 9. 
’ ©, Unfhüsy, Verfaffungsurf, f, d. Preuß. Staat ı, 46f. 
’ Huf, vom 16./17. Sept. Mitgeteilt von J. Hanfen, Weſtdt. Ziſchr. 32, 7ıf. 
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wefentlihen auf ein fchwächliches Abwarten gegenüber den weiteren Schritten 
der Berliner Nationalverfammlung beſchränkte. Auch in der deutfchen Politif 
nehmen wir feine eigene Initiative des Minifteriums wahr. Das Minifterium 
des Auswärtigen wurde dem Grafen Dönhoff anvertraut, dem früheren 
Bundestagsgefandten, der ung bereits als Verteidiger des Gedankens der 
preußifchen Hegemonie befannt ift. Es ließ ſich alfo erwarten, daß, fomweit 
fein Einfluß reichte, an der bisherigen Richtung nichts geändert werden würde, 
Sein Vorgänger Auerswald hatte noch unmittelbar vor feinem Abgange 
dem Gefandten in Wien, Grafen Bernfisrff, die volle Zuſtimmung des Mini; 
fteriums zu den von ihm entwidelten Grundfäßen ausgeſprochen. Diefe 
gingen dahin, daß Öfterreich aus Deutfchland ausfcheiden und Preußen an 
deffen Spige freten müffe, und daß man fich zu hüten habe, der provifo- 
rifchen Zentralgewalt bedeutendere Rechte einzuräumen, bevor man nicht 
fiber fei, welche Stellung dem eigenen Staate bei der definitiven Geftaltung 
Deutſchlands zufallen folle.! Dies wird auch den Anſchauungen des Grafen 
Dönhoff entfprochen haben und war mit den Gefichtspunften, die Camp; 
haufen vertrat, durchaus im Einklang. 

Auch Camphaufen war während der Minifterfrifis von Berlin aus um 
feine Anfiht und feinen Rat gefragt worden, namentlich auch darüber, ob 
nicht einer der preußifhen Abgeordneten in Frankfurt bereit fein würde, 
das Staatsruder zu ergreifen? Er hatte es abgelehnt, ohne genauere Kennt; 
nis der augenblidlichen Berliner Verhältniffe einen Rat zu geben, da er aus 
der Ferne nicht beurteilen könne, ob es gefährlicher fei, ein Minifterium aus 
der Außerften Linken der Berliner Verfammlung zu nehmen, dag in furger 
zeit abwirtfchaften werde, oder ein Kabinett im Gegenfage zu der National; 
verfommlung zu bilden, Es fam ihm wohl der Gedanke, ob man nicht die 
Berfammlung wegen Unfreiheit der Beratungen an einen anderen Dre vers 
legen folle; aber er zog es fchließlich vor, ihm für fich zu behalten und nicht 

* Berichte Bernflorfis u, Antwort Auerswalds v. 5. Sept. bei Ringhoffer, Im Kampf 
um Preußens Ehre, 68. 

2 Geheimrat Eoftenoble an Camphaufen 7. Sept.: „Das Minifterium will nach diefer 
Niederlage abtreten. Wo aber ein anderes hernehmen? Grabow ift vergeblich dazu auf; 
gefordert worden. Herr v. Auerswald — in deffen Auftrag ich diefe Zeilen fchreibe — läßt 
€, €, um Ihren Rat bitten, namentlich darüber, ob nicht in Frankfurt einer unferer preußi; 
[hen Abgeordneten — vielleicht v. Bederath, der ja fein Reichs⸗Portefeuille abgegeben hat — 
geneigt und imftande fein möchte, hier dag Ruder zu ergreifen? Unfere Lage ift wirklich 
äußerſt Eritifch: zu den ſchlimmen Verwidlungen des dänifhen Waffenftillftandes nun noch 
diefer Konflikt mit unferer nach Souveränität ftrebenden Nationalverfammlung! Was 
fol der König da tun? Was fol man ihm raten? Für die Ruhe in Berlin befürchtet 
man heute nichts, während fie im Falle eines parlamentarifhen Sieges des Mir 


nifteriums unfehlbar ernftlich geftört wäre, Gott beffere diefe verzweifelten Zuſtände!“ 
Vol, Cafpary 253. 
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nach Berlin mitzuteilen! Auch fein Bruder Dito war unter den Minifter; 
fandidaten, lehnte aber fchlieglich feinen Eintritt in das Minifterium Pfuel 
ab.? Camphauſen felbft dachte zunächft daran, dem neuen Minifterium feine 
Entlaffung anzubieten, um durch die Antwort Gewißheit zu erhalten, ob 
man die von ihm innegehaltene Richtung in Berlin noch jeßt billige; er fah 
aber fchlieglich davon ab, vermutlich weil ihm die Berufung des Grafen 
Dönhoff zum Minifter des Auswärtigen eine genügende Garantie zu bieten 
fohien.? 

Dönhoff gab fofort mündlich die Erflärung, daß er hinter Camphauſens 
Rüden mit Frankfurt nicht verhandeln werde! und eröffnete neben der amt; 
lichen eine private Korrefpondenz mit ihm. Schon als er ihm die Übernahme 
des Minifteriums mitteilte, fügte er Hinzu, er babe aus einem eben 
eingelaufenen Berichte des Gefandten erfehen, daß von feiten des Reichs; 
minifteriums ein Verbot aller demofratifchen Vereine für ganz Deutfchland 
geplant werde, und fei mit diefer Abficht volllommen einverfianden. Zur 
gleich machte er den höchſt überrafchenden Vorſchlag, daß auf die Ver; 
legung des Parlamentes von Frankfurt nach einem mehr im Mittelpunfte 
Deutfchlands gelegenen und weniger erponierten Ort hingemwirft werden 
möge; Preußen werde fehr gerne Erfurt zu diefem Zwede zur Verfügung 
ftellen, und der König habe fich perfönlich mit diefem Gedanken fehr einver⸗ 
ftanden erflärt. Der Zentralgewalt gegenüber möge Camphaufen betonen, 
daß Preußen den höchften Wert darauf lege, fie gegen revolutionäre Umtriebe 
zu ſchützen und bereit fei, ihre zu dieſem Zwecke militärifche Kräfte zur Vers 





: An Eoftenoble Sept. 9. f. Beilage 8. Die oben erwähnten Säge find im Konzept 
durchſtrichen. 

Ausführliche Berichte Ottos an ſ. Bruder wurden am 17., 19. u. 22. Sept. abgeſchickt. 
Bol, Caſpary 254f. Wenn Becerath Miniſterpräſident werde, war Otto Camphauſen als 
Finanzminiſter, zeitweiſe auch Meviſſen als Miniſter des Auswärtigen in Ausſicht genommen; 
jedoch erflärte Otto, neben dem letzteren nicht eintreten zu wollen. Berner dachte man noch 
an Befeler. 

» Die Abſicht, feine Entlaffung dem neuen Minifterium anheimzuftellen, fprach er am 
a1, Sept. feinem Bruder aus, fügte aber hinzu, er wolle erft die nächfte Poft abwarten. Ein 
turzes undat. Konzept des Entlaffungsgefuches ift vorhanden; es begründet das Geſuch 
damit, daß Camphauſen fih der Mbereinftimmung mit den Abfichten des neuen Kabinetts 
nicht verfihert halten dürfe. Am 24. Sept. fehrieb er dem Bruder, daß er ſich nach gewiſſen⸗ 
bafter Prüfung des minifteriellen Programms nicht für berechtigt gehalten habe, es abs 
jufenden, Dies jur Berichtigung der Ungabe bei Cafpary 258, 

* Dito an Lubolf Camphauſen aa. Sept., Cafpary 257. Graf Schwerin und Stodmar 
verliefen Anfang Dftober Berlin mit der Information, „daß weder der König noch bie 
Regierung mit der Zentralgewalt brechen wollen, daß man gegenteils aufrichtig bemüht ift, 
fie zu unterflägen, wo es irgend und foweit e8 irgend geſchehen kann“ (Dberfil, Fiſcher an 
Eamphaufen a, Dft.). 
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fügung zu flellen, aber auch darauf rechnen müſſe, daß fie ftets dag engfte 
Einvernehmen mit Berlin erhalte.! 

Diefe Mitteilungen zeigen doch, daß man in Berlin die nach der Nieder; 
werfung des Septemberaufftandes eingetretene Situation ſtark verfannte. 
Man glaubte offenbar, die proviſoriſche Zentralgewalt und die Mehrheit des 
Parlamentes felbft feien durch die bisherigen Erfahrungen fo eingefchüchtert, 
daß fie jeßt ohne weiteres bereit fein würden, fi Preußen in die Arme zu 
werfen. Aber in Frankfurt war ganz im Gegenteil durch den Sieg über die 
Revolution das Selbftgefühl erheblich geftiegen, während man Preußen als 
durch die Minifterfeifis fehr gefehwächt anfah. Gemäß den Befchlüffen der 
Nationalverfammlung erklärte die Zentralgewalt, daß alle in Frankfurt 
befchloffenen Neichsgefege von fämtlihen Regierungen der Einzelftaaten un; 
weigerlich zu publizieren und anzuerkennen feien.?2 Sie nahm alfo das Recht 
in Anfpeuch, jeden Teil des in den Einzelftaaten geltenden Rechtes ohne vor; 
herige Verftändigung mit diefen außer Kraft zu fegen oder zu verändern und 
tief hierducch fofort den lebhafteften Widerfpruch der größeren Staaten, 
namentlich Öfterreichg, Preußens und Hannovers hervor.? Kurze Zeit darauf 
begann die Zentralgewalt mit der Entfendung von Reichskommiſſaren in die 
einzelnen Teile Deutfchlands und legte diefen das Necht zum Eingreifen in 
die Verhältniffe der Einzelftaaten bei. Ferner fhuf man jet befondere 
Gefandtfchaften des Reiches bei verfchiedenen auswärtigen Höfen und ver; 
fuchte fo, die diplomatifche Vertretung an Stelle der Einzelftaaten zu über; 
nehmen. Alle diefe Maßregeln zeigten aufs deutlichfte, daß fich die Zentral; 
gewalt nach wie vor als die wirkliche Regierung Deutſchlands anfah und die 
Einzelftaaten als Untertanen, die jedem ihrer Befehle ohne Widerfpruch zu 
gehorchen hätten; es war immer noch berfelbe „Reichsterrorismugs“, den 
Bunfen fohon im Sommer beflagt hatte. 

Camphaufen, der die in Frankfurt herrſchende Strömung beffer fannte, 
riet denn auch entfchieden von ſolchen Verfuchen ab, wie Graf Dönhoff fie 
ihm nahe gelegt hatte. Er meinte, wenn man auf eine Verlegung des Parla; 
mentes nach Erfurt ernftlich hinarbeite, fo werde dies nur die Folge haben, 





ı Graf Dönhoff an Camphaufen 2ı. Sept. Beilage 10. 

2 Gefeß v. 27. Sept., Roth u. Merd 2, 42. 

a. a. O. 43ff. 

* Bunfens Plan war umgekehrt geweſen, daß den preußiſchen Geſandten die Wahrneh⸗ 
mung der gefamtdeutfhen Intereffen übertragen werden folle. In der nächften Zeit fanden 
verfchiedene Verhandlungen zwifchen der Zentralgewalt und Berlin über die Frage ftatt, ob 
nicht in Einzelfällen der preußifche Gefandte auch Vollmachten vom Reichsverweſer erhalten 
follte, z. B. Bunfen in London, v. Rönne in Wafhington. In Berlin lehnte man dies nicht 
prinzipiell ab, fondern behielt fih nur für jeden Fall die Zuftimmung vor (Oberftlt. Fifcher 
an Camphaufen 2. Dft.). 


128 Camphauſen und das Minifterium. 


daß der Erzherzog Johann feinen alten Gedanken, die Verſammlung vielmehr 
nach Regensburg zu verlegen, wieder aufnehmen und vielleicht durchfegen 
werde.! 

Einen weiteren Grund zum Widerfpruch gegen die Politik der Regierung 
fand Camphaufen darin, daß das Minifterium die Abficht äußerte, einen 
Kongreß zu unterftügen, der über die italienifchen Angelegenheiten beraten 
und namentlich die öfterreichifche Stellung in Oberitalien fihern follte. Bon 
diefer Abficht, die natürlich in Frankfurt Höchft unangenehm berühren mußte, 
weil man bier die auswärtige Politif als eine Sache der Zentralgemwalt be; 
trachtete, war Camphaufen nicht im voraus unterrichtet worden und hatte 
daher auf Befragen der Reihsminifter Auskünfte erteilt, die fpäter durch 
das Verhalten der Regierung desavouiert wurden. Er hielt eg mit Recht 
für unmöglich, feine Stellung in der gewünfchten Weife auszufüllen, 
wenn fih in Frankfurt die Meinung bilden fünne, daß er felbft über die 
Abfihten feiner Regierung nicht genügend informiert fei. Auch meinte er 
aus dem einfeitigen Vorgehen Preußens fchließen zu müflen, daß man in 
Berlin feinen Wert mehr auf ein Zufammengehen mit Frankfurt lege und 
das Vertrauen auf das Zuftandefommen des Einigungswerfes gänzlich ver; 
loren habe.? Obwohl Dönhoff fih damit entfehuldigte, daß die von Camp; 
haufen gerügte Unterlaffung bereits vor feinem Amtsantritte begangen 
worden fei und von neuem feinen Wunfch betonte, im engften Einvernehmen 
mit der Zentralgewalt zu handeln?, beſchloß Camphaufen doch, felbft nad) 
Berlin zu reifen, um fich perfönlich von der Gefinnung der Minifter zu übers 
zeugen und eventuell um feinen Abfehied zu bitten. Er wird darin noch bes 
ftärkt worden fein durch eine andere Äußerung Dönhoffs; diefer hatte ihn 
ausdrüdlih um ein fehriftlihes oder womöglich mündliches Gutachten 
über die beiden wichtigften zunächſt zu Löfenden Fragen gebeten, nämlich 
über die Regelung der einzelftaatlihen Mitwirkung beim Zuftandefommen 
der Neichsverfaffung und die fünftige Stellung Hfterreichs zur deutſchen 
Einheit. Von ihrer Beantwortung müffe auch die Geftaltung der defini; 
tiven Zentralgewalt abhängig gemacht werden. Camphauſen trafin Berlin 
am 10. Dftober ein und gewann in wiederholten Konferenzen mit den Minis 
ftern die Überzeugung, daß es doch möglich fein werde, fie in der bisherigen 
RER zu erhalten; er entfchloß fich daher, noch weiter im Amte zu bleiben.* 





Camphauſen an Dönhoff 24. Sept. Beilage 14. — Daf der Neichsverwefer eine Vers 
legung der Berfammlung nad Regensburg oder fogar nah Wien wünſche, hatte Bernftorff 
bereitd am 16, Auguſt aus Wien berichtet (Ringhoffer 63). 

* Un Dönhoff Dt. 4. Beilage 15. 

’ Dönboff an ECamphaufen Dit. 6. Beilage 16. 

* Un Dito Camphauſen ıı. Dft. f. Caſpary a6r. 
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Wir wiffen nicht, ob Camphaufen bei feiner Anwefenheit in Berlin auch 
ſchon von den neuen Schwierigkeiten etwas erfahren hat, die fich dort ergeben 
hatten. Das Minifterium Pfuel hatte von Anfang an nach der Meinung 
des Königs und der Kamarilla ein viel zu großes Entgegenfommen gegen 
die demofratifche Mehrheit der Berliner Nationalverfammlung gezeigt. Schon 
wenige Tage nach Pfueld Ernennung fah fich Friedrich Wilhelm im Vereine 
mit feinen unverantwortlichen Ratgebern nach den Perfonen für ein neues 
Kabinett um.! Aber teils der Mangel geeigneter und zur Übernahme des 
ſchwierigen Poftens bereitwilliger Perfönlichkeiten, teild die Abneigung, fo 
ſchnell fchon wieder feine Ratgeber zu wechfeln, teils die Unvollftändigkeit der 
militärifchen Maßnahmen hielten den König in den nähften Wochen noch 
von entfcheidenden Schritten zurüd, Er war jest endgültig zu der Über; 
jeugung gefommen, daß jede Nachgiebigfeit gegen die Verfammlung deren 
Anſprüche nur fteigere, und war entfchloffen, in fein neues Minifterium nur 
ſolche Männer aufzunehmen, die den Kampf gegen das Parlament und den 
Berliner Pöbel, der e8 beherrfchte, mit aller Energie und nötigenfalls unter 
Anwendung von Gewalt durchzuführen bereit feien. Schon Mitte September 
war General Wrangel zum Oberfilommandierenden in den Marfen ernannt 
worden, und allmählich wurde eine derartige Truppenzahl in der Nähe von 
Berlin zuſammengezogen, Daß man für den Fall eines neuen Straßenfampfeg 
auf den Sieg rechnen zu fünnen glaubte. Als das Minifterium Pfuel auch 
in den Fragen der Abfchaffung der Todesftrafe, der Aufhebung der Patri; 
monialgerichtsbarfeit und der Jagdrechte der Gutsherren zur Nachgiebigfeit 
riet und felbft aus der Streichung der Worte: „Von Gottes Gnaden“ aus 
dem Fföniglichen Titel durch die Verfammlung feinen Anlaß zu einer ent; 
fohiedenen Erklärung nahm, gelangte der König endlich zu dem definitiven 
Entſchluſſe, den er fohon lange erwogen und bis jest immer wieder hinaus; 
gefhoben hatte. Auch den geeigneten Mann für die Ausführung feiner Pläne 
hatte die Kamarilla inzwifchen gefunden; e8 war Graf Brandenburg, bisher 
Kommandierender Generalin Schlefien, ein ruhiger und entfchloffener Soldat, 
der bereit war, fich mit feiner ganzen Perfönlichkeit für die Erhaltung der 
Töniglichen Autorität einzufegen. Bereits feit Mitte Dftober wurde mit ihm 
über die Neubildung eines Minifteriumg verhandelt; gerade während Camp; 
haufen in Berlin war, reifte Leopold v. Gerlach zwifchen Berlin und Breslau 
bin und ber, um alles Nähere zu vereinbaren; am 17. Dftober hatte Graf 
Brandenburg die erfte Audienz beim Könige? Man wurde hier im weſent⸗ 
lichen einig, und Schwierigkeiten machte nur noch die Frage, ob ein Teil der 
bisherigen Minifter mit Brandenburg zuſammen weiter im Amte bleiben 

Bgl. Leop. v. Gerlach ı, 205ff. 


2 2, v. Gerlach ı, 220f. 
Brandenburg, Anterſuchungen. 9 
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folfe, oder ob es beffer fei, ein vollftändig neues Kabinett zu bilden. Da die 
Minifter fich entfchieden weigerten, den Grafen Brandenburg in ihrer Mitte 
aufzunehmen, fo entfchied man fich für die legtere Alternative. Am 1. No; 
vember erfolgte die Ernennung Brandenburgs zum Minifterpräfidenten; 
die alten Minifter follten jedoch big zur vollftändigen Bildung des neuen 
Minifteriums noch proviforifch im Amte bleiben. Den Proteft der National; 
verfammlung gegen ein Kabinett, welches nicht das Vertrauen der Mehrheit 
befige, wies der König bekanntlich zurüd, und big zum 6. November war dag 
neue Minifterium im mwefentlichen fertig. Außer dem Grafen Brandenburg 
felbft war die bedeutendfte Perfönlichfeit darin der Minifter des Innern, 
Freiherr Otto v. Manteuffel, ein Bureaufrat der alten Schule, der die 
liberalen Gedanten mit dem größten Mißtrauen betrachtete, und ein über; 
zeugter Altpreuße, der von einer deutfchen Einheit, wenn fie Preußen Opfer 
auferlege, nichts wiffen wollte. Für das Auswärtige fonnte man feinen 
geeigneten Kandidaten finden, nachdem Graf Bernftorff in Wien dag ihm 
angebotene Portefeuille abgelehnt hatte; fo mußte der Unterftaatsfefretär 
Graf Bülow, der fhon unter Auerswald die eigentlihe Führung der Ge; 
(häfte gehabt hatte und auch unter Dönhoff im Amte geblieben war, die 
interimiftifche Leitung diefes Minifteriums übernehmen und hat fie während 
der entfcheidungsoollen nächften Monate behalten. Graf Dünhoff machte 
noch am 6. November abends Camphaufen von der mutmaßlichen Zufammen; 
ſetzung des neuen Kabinetts Mitteilung und fprach ihm feine Überzeugung 
aus, daß es jet in Berlin zu einem ernften Konflikt zwifchen Regierung und 
Parlament kommen müffe; er hielt es nicht für zweifelhaft, daß die Regierung 
den Sieg davontragen werde, fürchtete aber, daß man nach dem Siege nicht 
Maß zu halten verftehen würde.! 

Mit der Ernennung des Minifterimus Brandenburg trat ein entſchiedener 
Umſchwung in der inneren preußifchen Politik ein. Die Zeit der Nachgiebigkeit 
gegenüber der Nationalverfammlung war nun endgültig vorüber; der Plan, 
fie gu vertagen und aus Berlin in eine ruhigere Provinzftadt zu verlegen, 
war von Anfang an gefaßt worden und wurde befanntlich in den nächften 
Tagen ausgeführt. Wrangel fand beim Einrüden in Berlin feinen nennens; 
werten Widerftand, und die Verfuche der zerfprengten Verfammlung, weiter 
zu tagen und das Volk zur Stenerverweigerung aufzurufen, blieben ohne 
Erfolg. Der König und feine Ratgeber hatten fich nicht getäufcht, wenn 
fie annahmen, daß in der großen Maffe der Bevölferung das Intereffe an 
ber Tätigleit der Verfammlung bereits erlahmt fei und man vor allen 
Dingen Herftellung der Drbnung und eines gefiherten Rechtszuſtandes 
wiünfce, 


+ Graf Dönhoff an Camphanfen 6. Nov, Bellage 15. 
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Die große Frage war nun, ob fich ein gleiher Umſchwung auch in der 
deutfchen Politik vollziehen werde. Bereits bei der erften Audienz des Grafen 
Brandenburg hatte der König nach dem Zeugniffe Gerlachs! ihm feine alten 
Gedanken mit einigen Modififationen von neuem entwidelt: Königskol; 
legium?, Fürftenhaus, Wehrhergogtümer, Stellung Preußens als Erbfeld; 
herr. Es war alfo in den Wünfchen des Königs feit dem Frühjahr feine 
wefentliche Anderung eingetreten; wohl aber war er entfchloffen, feine An; 
fhauungen jest wieder gu ftärferer Geltung zu bringen. Bis jest hatte er 
daran feftgehalten, die Führung der deutſchen Angelegenheiten feinen Miniftern 
zu überlaffen; jest hatte er wieder das Gefühl, ein Minifterium neben fich zu 
haben, das nicht von dem Willen der Verfammlung, fondern von feinem 
eigenen abhänge, und damit war für ihn der Zeitpunkt gefommen, auch 
in der deutfchen Frage wieder eigene Politik zu machen? Wir wiffen nicht, 
wie Graf Brandenburg fih zu diefem Teile des föniglichen Programme 
geftellt Hat; vermutlich hatte er fich gerade über diefen Punkt noch feine 
eigenen Gedanken gemacht, da ja vorläufig die innerpreußifchen Angelegen; 
heiten und namentlich der Kampf gegen die Anſprüche der Berliner National; 
verfammlung durchaus im Vordergrunde ftanden. Sehr viel mußte natürlich 
darauf anfommen, wem die Leitung des auswärtigen Minifteriumg zufallen 
werde; und wenn Graf Brandenburg gerade für diefes Neffort feinen 
Minifter fand, fo lag das vielleicht gerade mit daran, daß niemand gewillt 
war, fich für diefe Pläne des Königs einzufegen. 

Camphanfen hatte nicht ohne ſchwere Bedenken die Berufung des Grafen 
Brandenburg und die von der neuen Regierung geplanten Maßregeln ver; 
nommen. Wir wiffen, daß er bereits Mitte Dftober felbft die Verlegung 





I 1, 220f. 

2 Hier tritt zum erftienmale ganz unzweifelhaft der Gedanke auf, die Teilnahme an der 
oberften befchließenden Behörde wenigftens während des Proviforiums den 6 Königen allein 
vorzubehalten. Vgl. oben S. 117, Aum. 3 u. Meinede, Radowis 196. Vielleicht verdankte 
er feine Aufnahme in dag Programm des Königs dem Umftande, daß die Herrfcher der Mittel; 
ftaaten, mit denen er unausgefegt perfönlich forrefpondierte, fehr lebhaft dafür eingetreten 
waren. Diefe griffen die in Friedrich Wilhelms Maiprogramm ſchon enthaltene Bevorzugung 
der Kurfürften auf und geftalteten fie in ihrem Intereffe um. Über die lebhafte Erörterung 
diefes Gedankens in Bayern fhon im Juli vgl. Bluntſchli an Fürft Leiningen 23. Juli, 
bei Künsel 3. f. ©. d. Oberrh. N. F. 20, 323. Beachtenswert ift auch, daß Bayern 
fon Anfang Auguſt den übrigen Vorſchläge gemacht hat „über Heranziehung und 
Vereinigung der Heineren Länder mit den größeren”; es ftieß damals auf Widerfpruch 
bei Hannover, (AUufzeihnung von Perthes 1.—4. Auguſt a. a. O. Nachtrag.) 

® Schon vor der Berufung Pfuels hatte der König zu Bederath geäußert: „Er habe feit 
6 Monaten feine Souveränität den Miniftern in Kommiffion gegeben; das folle nun anders 
werden” (Weſtdt. Ztſchr. 32, 71). Um fo mehr war er enttäufcht, als das Minifterium Pfuel 
ihm in allen entfcheidenden Fragen Widerftand leiftere. 
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der Berliner Berfammlung erwogen hatte! Inſofern konnte er alfo auch 
jet nicht viel dagegen einzuwenden haben; aber ihm fehlen der Zeitpunft 
für den Bruch nicht glüdlih gewählt, und außerdem hatte er zu den 
Männern, die der König jest auf die höchften Poften geftellt hatte, fein 
rechtes Vertrauen; er fürchtete von ihnen, ähnlich wie Graf Dönhoff, daß fie 
ihren Sieg, wenn nicht zur vollen Herftellung des Abfolutismug in Preußen, 
fo doch zu einer allzu ſtarken Einfchränfung der parlamentarifchen Nechte, 
und vor allen Dingen zum offenen Bruch mit der Paulskirche benugen 
würden; Dadurch wäre aber nach feiner Anficht jede Hoffnung auf eine größere 
Einigung Deutfhlands vernichtet worden. Die neuen Minifter bemühten 
fih eifrig, ihn über diefe Punkte zu beruhigen; fowohl Graf Branden; 
burg felbft, wie Graf Bülow gaben ihm brieflih die beflimmte Ver; 
fiherung, daß feine reaftionäre Politif beabfichtige fei, daß man die früher 
gegebenen Verfprechungen des Königs als bindend anerfenne und daß man 
auf ein friedliches Zufammenwirfen mit der proniforifchen Zentralgemalt 
und der Nationalverfammlung den höchften Wert lege? Ja, es wurde ihm 
fogar mehrmals der Wunfch geäußert, er möge dahin wirken, daß die 
Zentralgewalt eine ausdrückliche Billigung der Maßnahmen des Königs 
ausfprehe, das Verhalten der Berliner Nationalverfammlung mißbillige 
und eine eventuelle Auflöfung derfelben im voraus gutheiße.t Auch der 
König felbft und der Minifterpräfident wandten fich brieflich an den Reichs; 
vermwefers, um eine derartige Erflärung herbeizuführen. Sie alle empfanden 
das dringende Bedürfnis, auf diefe Art ein Gegengewicht gegen die Un; 
popularität der eben vollgogenen Hardlungen zu gewinnen. Es war dag 
erfte und einzige Mal, daß Preußen einen Dienft von der Zentralgemwalt 
begehrte, und daher auch der einzige Augenblid, in dem eine wirkliche 
Berftändigung zwifhen Berlin und Frankfurt möglich geweſen wäre, 
wenn man in Franffurt die Situation vollftändig begriffen und flaats; 
männifhe Einfiht genug gehabt hätte, die erbetene Hilfe der preußifchen 





ı ©, oben ©. 125. 

Camphauſen an Bülow Nov. 13. Beilage 18. 

» Graf Bülow an Camphauſen Nov. 8. Beilage 16; Graf Brandenburg an Camphanfen 
Nov. 12. Beilage 17 (er verfihert, daß „weder die Krone noch ihre Natgeber auch nur den 
Gedanten antitonftitutioneller Gelüfte hegen“). Mündlih fügte Graf Brandenburg noch 
binzu, „er und bie übrigen Mitglieder des Minifteriums würden nur bis zur Wieder, 
eröffnung der Berfammlung in Brandenburg im Amte bleiben und dann einem neuen volls⸗ 
tämliheren Minifterium Play machen” (v. Kamptz an Camphaufen undat. c. Nov, ır). 

* Bülow an Camphaufen 12. Nov. Bellage 170; 13. Nov, Beilage 19; 15. Nov, Bellage 20 
(wo erwähnt wird, daß Graf Brandenburg felbft in biefem Sinne an Camphaufen ger 
f&rieben habe), 
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Regierung zu gewähren, ohne Bedingungen zu flellen, die diefe nicht 
zugeftehen fonnte. 

Schon auf die Nachricht von der Zufammenfegung des neuen Minifteriums 
hin, die man als Zeichen des beabfichtigten Bruches auffaßte, alfo vor den 
entfcheidenden Greigniffen in Berlin und vor dem Eintreffen des Hilferufes 
der preußifchen Regierung, hatte das NReichsminifterium am 8. November 
eines feiner Mitglieder, den Unterftaatsfefretär Baffermann, als Reiche; 
fommiffar nach Berlin entfandt. Die genaueren Aufträge, die er erhalten hat, 
waren bisher nicht befannt, erhellen aber aus einem Berichte, den Graf 
Bülow unmittelbar nah Baffermanns Abreife an Camphaufen gefandt 
hat.! Danach) hatte er vier Forderungen zu ftellen: Preußen follte fich dem 
Anfpruche der Zentralgewalt wegen der Publikation und Anerkennung der 
Reichsgeſetze fügen; es follte die Feftfeßung der Demarfationslinie in Pofen? 
den Neichsfommiffaren und die Vertretung der allgemeinen politifchen Inter; 
effen Deutfchlands den von der Zentralgewalt ernannten Neichsgefandten 
überlaffen. Es follte endlich zufichern, daß die Neichsverfaffung fo ange; 
nommen werden würde, wie fie aus den Händen des Frankfurter Parlas 
ments hervorgehen werde. Außerdem follte Baffermann jedenfalls in den 
Streitigkeiten zwifchen Regierung und Volksvertretung vermittelnd wirken; 
welche Schärfe diefe erreichen würden, ließ fich ja bei feiner Abfendung noch 
nicht vorausſehen. Jedenfalls fieht man aus diefen Forderungen, daß die 
Zentralgewalt die Gunft der Lage bis aufs äußerfte auszunutzen gedachte; 
man hatte offenbar bei der Abfendung Baſſermanns die Vorftellung, als 
wäre die Berliner Regierung völlig rat⸗ und hilflos und könne nur duch 
die Zentralgewalt gerettet werden; nur unter diefer Vorausfegung hatten 
folhe Forderungen überhaupt einen Sinn. So lagen die Dinge aber in 
Mirklichfeit gar nicht. 

Als der Reichskommiſſar ankam, war der entfcheidende Schlag gegen die 
Berfammlung eben gefallen; die Negierung fand auch im Lande nirgends 
erheblichen Widerftand, und die öffentliche Meinung begann ſich auch ohne 
Zutun der Frankfurter ihr zuzuneigen. Das hatte man freilich anfangs auch 
in Berlin nicht mit Sicherheit vorausſehen fünnen, und daher hätte man 
eine Unterſtützung durch die Zentralgewalt gern gefehen; aber je mehr die 
Situation fich klärte, defto deutlicher zeigte es fich, daß es doch ein recht 
bedenflicher Schritt gewefen war, fih nach Frankfurt zu wenden, bevor man 
erprobt hatte, ob man nicht ganz auf eigenen Füßen werde ftehen können. 





ı Bülow an Camphaufen Nov. ı5. Beilage 20. 

»In diefer Frage hatte die Berliner Nationalverfammlung einen den früheren Feſt⸗ 
ſetzungen des Frankfurter Parlaments widerſprechenden Beſchluß gefaßt, ſ. Meinecke, 
Weltbürgertum 368. 


134 Sendung Baffermanns nah Berlin. 


Hätte das preußifche Minifterium die Forderungen, die Baffermann fiber; 
brachte, bewilligt, fo würde es fich der Zentralgewalt und der Paulskirche auf 
Gnade und Ungnade ausgeliefert haben; es würde der proniforifchen Res 
gierung die bisher ftets beftrittene unbeſchränkte Obergemwalt über die Einzels 
fiaaten zugeftanden und fich felbft von jedem Einfluß auf die definitive Ge; 
ftaltung der fünftigen Verfaffung ausgefchloffen Haben. Obwohl dies auf der 
Hand zu liegen fcheint, ift es doch jedenfalls nicht von allen Mitgliedern der 
preußifchen Regierung fo empfunden worden. Graf Bülow bedauerte es 
außerordentlich, daß man Baffermann nicht „vollftändiger befriedigt” ent; 
laffen babe. Nur in Pofen hatte man eine Mitwirfung des Reichs; 
fommiffars neben einem preußifchen Kommiſſar zugelaffen. Die übrigen 
Punkte, fchreibt Bülow, „hat man zwar nicht abgelehnt, aber, ſich ſtützend 
auf die Unmöglichkeit, in der Aufregung des Augenblids darüber beraten 
und befchliegen zu können, dilatorifch geantwortet”. Er felbft war der Meis 
nung, daß man auch die übrigen Punkte, wenigftens der Hauptfache nach, 
hätte zugeftehen follen, da man die gegenwärtige Keifis nur mit Hilfe der 
Zentralgemwalt ſiegreich durchmachen könne, Er habe dafür gekämpft, aber 
nur erreicht, daß man fie nicht unbedingt abgemwiefen habe. Er begründete 
feine Stellungnahme damit, daß e8 fich nach feiner Überzeugung jegt um den 
Entfheidungstampf zwifhen Monarchie und Nepublif handle und daß die 
Monarchie verloren fei, wenn die preußifche Negierung unterliege. Daher 
müſſe fie jede Hilfe, die fich biete, annehmen, und dürfe die wichtige moralifche 
Unterſtützung duch Frankfurt nicht von der Hand weiſen. Wir wiffen nicht, 
ob Graf Bülow mit diefer Auffaffurig der Sachlage im Minifterium allein 
geftanden hat; begreiflich aber ift, daß diefe Stellungnahme ihm das heftigfte 
und dauernde Mißtrauen des Königs zuzog; die perfönlichen Anſchauungen 
Friedrich Wilhelms, von denen aus eine derartige Politik als abfolut vers 
mwerflich erfcheinen mußte, dedten fich hier einmal mit den Lebensintereffen 
Preußens. 


Noch während feines Aufenthaltes in Berlin erhielt Baffermann von dem 
Reihsminifterium, das inzwifchen die Ereigniffe vom 9. November erfahren 
hatte, einen weiteren Auftrag nachgefandt; er follte nämlich auf die Erz 
nennung eines volfstümlicheren Minifteriums und die Zurüdverlegung der 
Derfammlung nach Berlin, fobald dort die nötige Beruhigung eingetreten 
fei, hinwirfen.! Er mußte fich jedoch in Berlin überzeugen, daß man hierauf 
nicht eingehen werde; außerdem fühlte er fich perfönlich durch das revolutionäre 
Gebaren des Rumpfparlamentes zurüdgeftoßen und geneigt, der Regierung 
recht zu geben; baher verweigerte er die Ausführung der neuen Infteuftionen, 





’ 9, Arneth, Schmerling 248. 
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fehrte fofort zurüd und reichte feine Entlaffung als Unterftaatsfefretär ein. 
Er verließ Berlin in der feften Abficht, bei dem Reichsminifterium und in der 
Paulskirche für eine entfchiedene Erflärung zugunften der preußifchen Re; 
sierung einzutreten. 

Hier hatten ſchon vor feiner Rückkehr die Debatten über die preußifche 
Frage begonnen. Am 14. November wurde entfprechend dem Wunfche des 
Reichsminiſteriums befchloffen, daß die preußifche Regierung die Verlegung 
ihres Parlamentes nach Brandenburg fobald wie möglich zurückzunehmen 
und in Berlin für die genügende Sicherheit der Beratungen Sorge zu fragen 
habe. Gleichzeitig wurde dem Könige auferlegt, ein Minifterium gu berufen, 
welches das Vertrauen des Landes genieße. Darin lag alfo wohl eine halbe 
Billigung der Verlegung des Parlaments, aber zugleich eine Verurteilung 
der entfcheidenden Maßregel des Königs und eine ftarfe Einmifhung in die 
inneren Verhältniffe Preußens. Camphaufen, der am Tage darauf den 
Verſuch machte, das Neichsminifterium doch noch zu einer die preußifche 
Regierung ungweideutiger unterftügenden Kundgebung zu beftimmen, erhielt 
zur Antwort, daß man dem Reichskommiſſar Baflermann, der mit Ins 
ſtruktionen verfehen und durch die Befchlüffe des Parlamenteg gededt fei, nicht 
vorgreifen fönne, Er fühlte fich begreiflichermweife gedemütigt, fo als Bittfteller 
bei der Zentralgemwalt erfcheinen und fich obendrein abweifen laffen zu müffen. 
„Ih bin tief bekümmert“, fchrieb er nach Berlin.! 

Diefer erfte Beſchluß der Nationalverfammlung war zu einer Zeit gefaßt 
worden, als die Steuerverweigerung durch das Berliner Rumpfparlament 
noch nicht erfolgt war. Das Bekanntwerden diefer neuen Tatfache und dag 
Eintreffen von Deputationen der verfchledenen Parteien der Berliner Vers 
fammlung, die fo auch ihrerfeits Frankfurt als Schiedsrichter anrief, führte 
zu einer zweiten, fehr erregten Verhandlung in der Paulskirche. Hier fchilderte 
Baffermann feine Berliner Eindrüde in den fchwärzeften Farben und machte 
fein Hehl daraus, daß nach feiner Meinung die preußifche Regierung 
in der Verlegung das einzig richtige Mittel gewählt habe, um dag 
Parlament von der Herrfchaft der Berliner Straßen;Demagogie zu bes 
freien. Auf einen großen Teil der Abgeordneten machten diefe Aug; 
führungen einen ftarfen Eindrud; aber man hielt eg mit der Ehre der 
VBerfammlung nicht für vereinbar, den früher gefaßten Beſchluß zurück⸗ 
zunehmen; fo gelangte man zu der Halbheit, am 20. November unter 
Aufrechterhaltung der früheren Kundgebung die Stenerverweigerung als 
rechtswidrig und die Staatsgefellfchaft gefährdend für null und nichtig zu ers 
Härven; zugleich wurde dem preußifchen Volke gegen jede Beeinträchtigung der 
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ihm gewährten und verheißenen Rechte der Schug der Nationalverfamm; 
lung zugeſichert. Man mutete alfo dem Könige einen Wechſel feiner 
Minifter und die Zurüdverlegung der Verfammlung nach Berlin zu, 
während man von dem Parlamente das Zugeftändnis verlangte, daß feine 
nach der Vertagung gefaßten Beſchlüſſe feinen gefeglichen Boden hätten. 
War e8 an fih ſchon wenig wahrfcheinlich, daß einer der beiden flreitenden 
Teile fih mit diefer Löfung zufrieden geben werde, fo wurde für den 
König jedes Entgegenfommen faft zur Unmöglichkeit gemacht durch die herri; 
ſche Yet, in welcher der Reichsverweſer durch eine Proflamation vom 21. No⸗ 
vember den Befchluß der Verfammlung befanntmachte, deffen Vollſtreckung 
duch die NReichsgewalt in Ausſicht ftellte, und feine Kundgebung unter 
Umgehung der Zentraltegierung direkt an die preußifchen Oberpräfidenten 
verfandte. 

Während Baffermanns Aufenthalt in Berlin war — offenbar als er die 
Annahme der fünftigen Reichsverfaffung zur Sprache brachte — von den 
preußifchen Miniftern der Wunfch geäußert worden, über die Stellung, die 
man Preußen für die Zukunft zugedacht habe, genauer unterrichtet zu 
werden. Es war anfangs in Ausficht genommen worden, daß Baffermann 
felbft nah Einholung neuer Infteuftionen zurückkommen und die Verband; 
lungen über diefen Punkt weiterführen folle.t Da diefer aber inzwifchen 
aus dem Keihsminifterium ausgefchieden war, weil er weder die Jens 
tralgewalt noch das Parlament zum offenen Eintreten für die preus 
Bifhe Regierung hatte bewegen können, fo wollte er fih auch an den 
Verhandlungen mit Preußen nicht weiter beteiligen? Das Reichsmini—⸗ 
fterium entfchloß ſich daher, zwei andere Kommiffare, die den Stand 
punft der Mehrheit billigten, nach Berlin zu entfenden, obwohl fie nicht 
Mitglieder der Zentralregierung waren, nämlich die Abgeordneten Sim; 
fon und Hergenhahn. Sie follten fowohl beim Könige wie bei dem 
preußifhen Parlament auf die Annahme der Frankfurter Befchlüffe 
binwirfen und zugleich eine Erflärung zu erlangen fuchen, daß Preußen 
die in Frankfurt zu befchließende Verfaffung annehmen werde? Daß 
fie von ihren Gefinnungsgenoffen den fpeziellen Auftrag erhalten 
haben, fi darüber zu vergemwiffern, ob der König von Preußen even; 
tuell auch bie Kaiferfrone annehmen werdet, verfteht fich eigentlich von 
felbft; denn das mußte man ja vor allen Dingen wiffen. 





’ 0, Arneth 251; dajzu bie Korrefpondenz zwifhen Bülow u. Camphauſen Beilage 
Nr,23 u. 25, 

"©, Bellage 25. 
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Am 20. November trafen die beiden neuen Kommiffare in Berlin ein. Als 
fie am folgenden Tage eine Konferenz mit den preußifchen Miniftern hatten, 
brachten fie ihre Zumutungen vor, fließen aber auf entfchiedene Ablehnung. 
Zugleich erfuhren fie hier von dem Grafen Brandenburg, daß man ernftlich 
den Gedanken erwäge, das preußifche Parlament ganz aufzulöfen und vor 
den Neuwahlen eine Verfaffung durch Föniglihe Verordnung zu oktroyieren. 
Sie waren von diefer Andeutung fo überrafcht und entfegt, daß fie befchloffen, 
das bedeutendfte Mitglied der Frankfurter Mehrheit, Heinrich v. Gagern, 
zu ihrer Unterftügung herbeisuholen.! 

Der Gedanke, eine Verfaffung für Preußen zu oftroyieren?, war bereits 
im September vor der Berufung des Minifteriums Pfuel von Gerlach, 
Bismard und Edwin von Manteuffel erwogen und von letzterem dem 
Könige vorgetragen worden. Friedrih Wilhelm hat ihn damals grund; 
fäßlich gebilligt, fchließlich aber doch nicht daran feftgehalten, dem neuen 
Minifterium, wie er anfangs wollte, feine Ausführung zur Pflicht zu 
machen? Wielleicht war es ſchon damals nicht gelungen, ſich über 
den Inhalt der zu oktroyierenden DVerfaffung zu verfländigen, zumal 
fo fchnell, wie e8 die augenblidlihe Lage erfordert hätte. Sekt aber 
fam das Minifterium, wie e8 fcheint, aus eigener Initiative, auf den Ges 
danfen zurüd, Als man begann, fi) den Feldzugsplan genauer zu übers 
legen, mußte man ja notwendigermweife auf die Frage ftoßen, was gefchehen 
folfe, wenn die Mehrheit der Nationalverfammlung fich zwar zum bezeich⸗ 
neten Termin in Brandenburg einfinde, aber in ihrer demofratifchen Nichz 
tung beharre und ihre legten Verfaffungsbefchlüffe aufrechterhalte; es fchien 
dann nur die Auflöfung übrig zu bleiben. Wie aber follte e8 werden, wenn 
die Mehrheit überhaupt nicht nach Brandenburg fam? Mit einer nicht bes 
ſchlußfähigen Berfammlung konnte man nicht weiter verhandeln; man mußte 
entweder die Stellvertreter einberufen, die für den Fall der zeitweifen Verbin; 
derung ber Abgeordneten überall gleichzeitig mit diefen felbft gewählt waren, 
oder man mußte auch dann die Verfammlung auflöfen und Neuwahlen ans 
ordnen, Der erftere Weg war in feiner rechtlichen Zuläſſigkeit fehr zweifelhaft; 





ı Bol. hierüber Meinede, Weltbürgertum? 387f. nach einem bisher unveröffentlichten 
Erlaß Bülows an Camphaufen v. 22. November. 

* Die Entftehungsgefchichte der Dftroyierungsidee verfolgt eingehend Meinede 4ooff. 
Wichtige Ergänzungen bietet Anfhüs Verfaſſungsurk. f. d. Preuß. Staat ı, 45ff. 
2. fann aus dem Camphaufenfchen Nachlaß im folgenden einige weitere Ergänzungen 

eten, 

:6©, Anſchütz 47. 

* Bülow an Camphaufen 12. Nov. f. Beil, ıza. — Vgl. auch die Erörterung der vers 
ſchiedenen Möglichkeiten in der kurzen dem König überfandten Denkfchrift des Prinzen Johann 
von Sachen v. 28. Nov. (Brief, zw. Kg. Johann u. Friede. Wilh. IV. ©, 207). 
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edenfalls würde der Regierung ein folches Verfahren als ein neuer Gewalt; 
freich ausgelegt worden fein; der zweite Weg war langwierig und in feinem Er; 
folge unfiher. Wochen mußten darüber vergehen, bis dag neugewählte Par; 
lament zufammentreten und die Beratung über die Verfaffung von neuem be; 
ginnen fonnte. Damit war die Wahrfcheinlichkeit gegeben, daß die Frankfurter 
Nationalverfammlung, die feit Ende Dftober eifrig über die Neichsverfaffung 
berief, mit ihrem Werke früher fertig werden könne als die preußifche. Da 
man befürchten mußte, daß die Frankfurter Verfaffung fo ausfallen werde, 
daß Preußen fie nicht ohne weiteres annehmen könne, fo entfland dadurch 
die Gefahr, daß in diefem Eritifchen Zeitpunfte in Preußen noch die gleiche 
Uneinigfeit zwifchen Regierung und Volksvertretung und die gleihe Uns 
fiherheit über das Maß der beiderfeitigen Rechte beftehen werde, wie in den 
vergangenen Monaten. Dies fchien fich vermeiden zu laffen, wenn man mit 
der Auflöfung und dem Ausfohreiben der Neuwahlen zugleich eine Ver; 
faffung publizierte und diefe fo lange proviſoriſch in Wirkſamkeit ſetzte, bis 
fie im Einverftändnig mit dem neuen Parlamente nochmals durchberaten 
und revidiert worden fei. Allerdings erſchien es den Miniftern in diefem 
Falle als notwendig, daß die Verfaffung einen liberalen Inhalt Habe und 
die Erfüllung der vom Könige im März gegebenen Verheißungen enthalte; 
nur fo konnte man dem Vorwurfe entgehen, daß man die Verfprechungen 
des Königs gebrochen habe und zum Abſolutismus zurückſteuere. Gelang 
diefer Plan, fo fand Preußen wenigſtens mit einer vorläufig anerkannten 
Berfaffung und mit der Fähigkeit feften Auftretens nach außen den Möglich- 
keiten gegenüber, die fich aus den Befchlüffen der Paulskirche ergeben konnten. 
Daß dies wünſchenswert fei, ließ fih um fo weniger verfennen, als gerade 
in der legten Zeit Öfterreich durch die Niederwerfung des Dftoberaufftandes 
in Wien und die Verlegung des Neichstages nach Kremfier außerordentlich 
an Kraft gewonnen hatte; es ließ fich daher erwarten, daß man nun auch 
von Wien aus verfuchen werde, auf die Neugeftaltung der deutfchen Vers 
hältniffe einen entfcheidenden Einfluß zu gewinnen. Blieb Preußen durch 
innere Kämpfe gerriffen, fo mußte es dem neuerftarkten Öfterreich gegenüber 
in Nachteil geraten.! 





+ Mir fcheinen diefe Erwägungen völlig ausreichend, um es begreiflich zu machen, wie die 
Minifter auf Oltroyierung einer liberalen Verfaffung famen, und es bedarf dazu m. €, 
nicht des doch recht weit hergeholten Verfuches von Meinede (S. 415f.), einen Einfluß der 
fatholifhen Elemente durch das Medium des Minifters Nintelen nachjumeifen. Waren folche 
Einfläffe — was durchaus unbemwiefen ift — wirklich im Spiel, fo fönnen fie nur ganz ſelundär 
mitgewirkt haben. Daß ber Inhalt der Verfaffung liberal fein müffe, wenn überhaupt ofteoys 
lert werde, war durch die moralifche Verpflichtung zur Erfüllung der Märgverheißungen ges 
geben, wie Meinede felbft mit Recht betont, Man wollte zeigen, daß die Oltroyierung fein 
Gtaatsftreih mit reaftionärer Tendenz, fondern ein Alt der Notwehr fei gegenüber einer 
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Ließen fich fo die Vorteile einer Oktroyierung nicht verfennen, fo fprachen 
doch auch manche Bedenken dagegen. Schon allein die Tatfache, daß man 
dag wiederholt anerfannte Prinzip der Vereinbarung verließ und durch ein, 
feitigen Willensaft der Regierung eine Verfaffung gab, war geeignet, viele 
liberale Elemente der Oppofition in die Arme zu freiben. Aber auch wenn 
man glaubte, die gemäßigter Denfenden duch den Inhalt der Verfaffung 
beruhigen und fie die unrechtmäßige Entftehung vergeffen machen zu fünnen, 
fo blieb ein noch viel flärferer Gegengrund beftehen: das heftige Wider; 
fireben des Könige felbft gegen diefe Löfung. Er hatte wohl weniger gegen 
das Dftroyieren an fich Bedenken, als gegen den liberalen Inhalt der ge; 
planten Verfaſſung. Wozu hatte er feine liberalen Minifter entlaffen und 
Männer, die feiner Gefinnung näher fanden, in feinen Rat berufen, wenn 
er num einer Verfaffung feine Zuftimmung geben, ja fie felbft aus ſcheinbar 
freiem Entfchluß verfündigen follte, deren Beflimmungen feiner ganzen 
Anſchauungsweiſe durchaus widerfprachen? Sobald er erfuhr, daß der Ver; 
faffungsentwurf der Minifter fich aufs engfte an den in der aufgelöften 
Nationalverfammlung beratenen Entwurf anlehnte, und nur die vom Könige 
als ganz unannehmbar bezeichneten Punkte daraus entfernt waren, ſprach 
er fih, von der Kamarilla und Radowitz eifrig unterftüßt, entfchieden gegen 
den ganzen Plan aus. 

Man begreift e8 unter diefen Umftänden, daß innerhalb des Minifteriumg 
die Frage immer von neuem erwogen wurde, und daß man hier mehrfach 
ſchwankte, ob unter diefen Umſtänden der ganze Gedanke ausführbar fei, 
oder ob manihn fallen laffen müffe. Das erfte Auftauchen des Dftroyierungs; 
planes nehmen wir wahr in einem Schreiben des Grafen Bülow an Camp; 
haufen vom 12. November. Er fohreibt: „Kann man eine proviforifche 
Verfaſſung oktroyieren, auch wenn fie die liberalfte iſt?“ Man fieht daraus, 
daß der Gedanke nicht erft durch die Steuervermweigerung hervorgerufen 
worden ift?, fondern ſchon durch die Erwägung der Möglichkeiten, die nach 
der Vertagung des Parlamentes überhaupt gegeben waren; und man etz 
fennt ferner, daß von Anfang an ein liberaler Inhalt der Verfaffung als 
notwendiges Gegengewicht gegen die Tatfache der Dfteoyierung für notz 
wendig gehalten wurde, 

Drei Tage fpäter äußert fih Bülow etwas ausführlicher: „Eine Auflöfung 
müßte jedenfalls mit Dftroyierung einer proviforifchen Charte verbunden, 





Verfammlung, mit der eine Einigung unmöglich war, und einer Gefamtlage, die ſchnelle 
Erledigung der Frage forderte. 
ı Beilage 17a — Barnhagen hatte alfo recht, wenn er in feinen Tagebüchern am 
13. Nov. bereit8 bemerkt, daß ein folches Verfahren erwogen werde (f. Meinede 400). 
Meinede 429f. hält dies für möglich. 
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und diefe müßte von der allerliberalften Art fein. Auch dann hat die Maß; 
regel noch große Bedenken.” Wieder drei Tage fpäter fcheint die Stimmung 
eine andere geworden zu fein; denn er ſchreibt: „Ich glaube E. E. mit Ber 
ſtimmtheit fagen zu können, Daß die Idee der Dftroyierung einer Verfaffung, 
die in den legten Tagen lebhaft angeregt war, für jett befeitigt iſt.“ Der 
volle moralifche Sieg der Regierung mache es unnöfig, „ein dernier moyen 
zu benugen, das mit großen Gefahren begleitet fein würde. Es ift richtiger, 
jest auf die Fehler der Gegner zu rechnen und fie zu benutzen“.“ Daß 
der Gedanke troßdem nicht ganz aufgegeben war, wenn auch noch 
fein beftimmter Entfchluß zu feiner Verwirklichung vorlag, fieht man aus 
den Mitteilungen der Minifter an die Reihsfommiffare in der Beſprechung 
des 2ı. November. Freilich Eonnten diefe nach dem, was ihnen gefagt wurde, 
faum ahnen, daß damals bereits der vollftändige Entwurf der zu oktroy⸗ 
ierenden Verfaffung ausgearbeitet war; am 20. November hatte der König 
ihn bereits in Händen und übte eine fehr foharfe Keitif daran? Wir wiffen 
nicht, wann er ihm übergeben worden ift, und es ift fehr wohl denkbar, daß 
dies fchon vor dem 18. November gefchehen war, und daß gerade der Widerz 
foruch des Königs das Minifterium an der Ausführbarfeit des Planes irre 
gemacht hatte. Als man den Reichskommiſſaren einige Stunden nach der 
Sisung erklärte, der Gedanke fei völlig aufgegeben?, drüdte man fich jeden, 
falls beftimmter aug, als der wahren Sachlage entfpracht; man hatte gefehen, 
wie fehr fie durch die gegebene Andeutung erfchredt worden waren und wollte 
fie zunächſt beruhigen. N 

Die Beftürzung der Reichskommiſſare ift fehr begreiflich. Sie follten auf 
die Entlaffung des Grafen Brandenburg und die Zurüdverlegung des 
Parlamentes nach Berlin dringen; anftatt deffen würde durch das ihnen 
in Ausficht geftellte Verfahren die bisherige Verfammlung überhaupt bes 
feitigt und das Minifterium mindefteng bis nach erfolgter Neuwahl in feiner 
Stellung gefichert worden fein. Außerdem mußte ſchon die bloße Tatfache 
des Oktroyierens die preußifche Regierung in den Ruf der reaftionären Ges 
finnung bringen; da aber die Partei in Frankfurt, die für Preußens 
Führung in Deutfchland einzutreten bereit war, aus Liberalen beftand, fo 
ſchien es nicht unmöglich, daß manche ihrer Mitglieder ſtutzig werden, viels 
leicht zu den Gegnern abſchwenken und dadurch die Chancen einer folchen Lö⸗ 
fung vermindern würden. Gerade für die Freunde Preußens in Frank 





’ Bellage 20 u. 23. 

»2,0., Gerlad x, 245. 

’ Simfon 140 U. a. 

* Meinede 390 zitiert einen Erlaß an Camphaufen v. a2. November, In dem bie Dftroyles 
rung no als eine mögliche, aber keineswegs befhloffene Auskunft hingeftellt wird. 
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furt ſchien alfo die Dftroyierung eine Gefährdung ihrer ganzen Politik 
zu bedeuten. Endlich war es, wie wir wiffen, den Männern der Pauls; 
firche überhaupt nicht recht, wenn die Einzelftaaten ſich Verfaffungen gaben, 
bevor die Gefamtverfaffung Deutfhlands definitiv feftgeftellt ſei; die 
Schwierigkeit, beide in Einklang miteinander zu bringen, wurde dann er; 
heblich größer. 

Auf den Ruf Simfons eilte Gagern fofort nach Berlin, ohne amtlichen 
Auftrag, aber mit Vorwiſſen des Reichsverweſers und der Nationalver; 
fammlung; am 25. November abends traf er ein. Er hatte hier mehrere 
eingehende Befprechungen, fowohl mit den Miniftern wie mit dem Könige 
felbft; feine Abſicht war, nicht nur die augenblidlich fehwebenden Einzelfragen 
einer Löfung näher zu führen?, fondern vor allen Dingen Gewißheit darüber 
zu erlangen, wie fich Preußen zu dem Werfe der Paulskirche ftellen werde, 
wenn diefes fo ausfalle, wie die Mehrheit es wünfchte, d. h. im Sinne einer 
engeren Verbindung des außeröfterreichifchen Deutfehland unter der Füh— 
rung Preußens. Es ift möglich, daß er felbft und einzelne feiner Freunde 
damit noch den weiteren Gedanken verbanden, die Übernahme der Ober; 
leitung durch den König von Preußen werde erleichtert werden, wenn Preußen 
überhaupt fein eigenes Parlament erhalte, fondern nur feine alten provinzial⸗ 
ftändifchen Einrichtungen bewahre. Er mochte hoffen, den König für diefen 
Gedanken zu gewinnen, wie es im Sommer ſchon Bunfen verfucht hatte?, 
indem man ihn mit der Ausſicht Föderte, fo auf die einfachfte Weife das uns 


ı DHberfilen. Fifher an Camphaufen 26. Nov., Cafpary 266. Die Worte „aus eigener 
Initiative, nicht geſandt“ ftehen nicht in dem Briefe, fondern find Zuſatz der Bearbeiterin. 
Dagegen wird noch gefagt, daß Gagern vor feiner Abreife nach Potsdam feinen der Minifter 
aufgefucht habe. Dann werden die Verhandlungen Simfons und Hergenhahng mit Grabow 
gefhildert, die ohne pofitives Ergebnis blieben. Bol, ferner S. 143 Anm. 3. 

» Dffenbar würde man fih in Frankfurt jetzt auch mit einer teilmeifen Modififation des 
Minifteriumg begnügt haben; namentlich wünſchte man das Verfhwinden Manteuffels, an 
deffen Stelle man Herrn v. Binde zu bringen dachte. Camphaufen ſcheint diefe Löfung 
befürwortet zu haben; er ſchickte kurz vor Gagerns Abreife feinen Vertrauten, den Oberftltn, 
Fiſcher, nach Berlin, um mit den leitenden Perfönlichkeiten Fühlung zu nehmen. ©. Auszüge 
aus beffen Berichten, Cafpary 265f. Binde traf mit Gagern gleichzeitig in Berlin ein, 
Bol. Simfon, Erinnerungen 134. 

° S, oben S. 120 Anm. 2. Ich glaube nicht, daß der König damals oder jeßt ernftlich daran 
gedacht hat, Preußen ohne eigenes Gefamtparlament zu laffen. Die Außerungen, die Meinede 
405f. anführt, beweifen doch nur, daß er auf die Ausbildung der lokalen Selbftverwaltung 
(natürlich auf ariftokratifcher Grundlage) immer befonderen Wert legte. Selbft wenn er am 
5. Dezember noch äußerte, er habe eigentlich auf die Provinzialftände zurüdgreifen wollen, 
fo läßt fih — namentlich bei der Wiedergabe diefer Worte aus dem Gedächtnis — keineswegs 
folgern, daß er die Vereinigung diefer Stände zum Vereinigten Landtag nicht habe fefthalten 
wollen, Das wäre ihm wohl das liebfte gewefen. So faßt es auch Meinede felbft auf. Wäre 
denn das aber fein Zentralparlament für Preußen gemwefen? 
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bequeme preußifche Parlament ganz los zu werden. Man hätte auf diefe 
Art die Frage, ob eine Verfaffung für Preußen zu oktroyieren fei oder nicht 
und welches ihr Inhalt fein folle, ganz umgehen können; man häfte einfach 
das Parlament auf unbeftimmte Zeit vertagt und zunächſt abgewartet, ob 
und in welcher Form die deutfche Gefamtverfaffung zuftande komme. 
Wir haben fein Zeugnis dafür, daß Heinrich v. Gagern diefe Gedanfen 
dem Könige oder den Miniftern gegenüber in Berlin wirklich zur Sprache 
gebracht hat. Sicher ift nur, daß er dem König unter Aufgebot feiner ganzen 
Beredfamkeit die Zufage abzugewinnen verfucht hat, daß diefer die Kaifer; 
feone annehmen werde, wenn fie ihm von Frankfurt aus angeboten werde. 
Es ift völlig ausgefhloffen, daß der König irgendeine Zufage in diefer Nichz 
fung gegeben oder auch nur Hoffnung auf eine Annahme der Krone gemacht 
hat.? Nicht nur alle feine früheren Äußerungen, fondern auch vor allen Dingen 
fein befannter, etwa 14 Tage nach der Unterredung gefchriebener Brief an 
Bunfen? und feine Äußerungen gegenüber Simfon am 17. Dezembert 
bemweifen das. Er geftand der Paulskirche niemals das Necht zu, einen Kaifer 
zu wählen, fondern nur den deutſchen Fürften; und er wollte auch von diefen 
eine Wahl nur dann annehmen, wenn fie völlig frei ohne phnfifchen Zwang 





ı Bol. hierüber die Ausführungen von Meinede, Weltbürgertum?, 389ff. Ich geftehe 
indes, daß ich nicht überzeugt bin, daß Gagerns Außerungen fo gedeutet werden 
mäffen. Die Abfiht der Dftroyierung konnte er im Intereſſe der deutfhen Sache auch 
deshalb verurteilen, weil fie die Beibehaltung des Minifteriums Brandenburg, alfo offenen. 
Gegenfag Preußens zu den Befchlüffen der Nationalverfammlung und damit Sinten ber 
Chancen bes Erbfaiferplanes bedeutete, Den Inhalt der VBerfaffung konnte er — ebenfalls 
im deutſchen Intereffe — deshalb mißbilligen, weil fie ihm zu viel gewährte und die Heineren 
Regierungen zwang, um ihrer Popularität willen mindeftens das gleiche zu geben, was er 
namentlich in betreff des Wahlrechtes als ein „NationalsUnglüd” anfah (vgl. f. Brief an 
Simfon v. 14. Dez, Simfon 147.) Auſchütz, Preuß. Verfaffung ı, 50f. harakteris 
fiert Meinedes Vermutung als „eine geiftvolle Hypotheſe, deren Nichtigkeit nicht ers 
wiefen, deren Aufftellung aber auch durch Feine fachlihe Notwendigkeit geboten ift“. 
Das ift etwas zu ſcharf ausgedrüdt, da immerhin einige Auellenzengniffe darauf bins 
deuten, daß Gagern damals noch folhe Gedanken hegte. 

Nach ber erften Unterredung mit dem König vom 26, November äußerte Gagern felbft, 
er habe bis dahin noch nichts ausgerichtet (Oberftltn. Fifcher 27. Nov., Cafpary 267); nad 
ber zweiten vom 27. November, er habe die Phantafien des Königs nicht befeitigen können 
(Eafpary 268, Diefe Stelle iſt aus einem weiteren Briefe v. 28. Nov.). Ganz überein, 
flimmend find die Außerungen bei Gerlach ı, 254f, Die Königin fehrieb fofort an. ihre 
Schweſter, die Ershergogin Sophie, daß der König alle Anerbietungen der Kaiſerkrone und der 
Hegemonie in Deutfchland zurüdgewieſen habe, Gerlach ı, 272. Vol. auch Simfon 136. 

Ranke S. W. 50, 498; ganz ähnlich an Radowitz 23. Dez., Meinede 197. 

* Er nannte das Merk ber Nationalverfammlung einen Sput, ein Luftſchloß und ers 
Mlärte, daß er nie feine Zuftimmung gu einer Verfaffung geben werde, die HÖfterreich aus⸗ 
ſchlleße (Simfon 152), 
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oder moralifchen Druck von ihnen vollgogen werde. Er wollte unter feinen 
Umftänden eine Zufimmung der Fürften, die durch die Furcht vor der 
Revolution erzwungen fei, wie fie Ihm Gagern als wahrfcheinlich hinftellte, 
als vollwertig betrachten. Wenn Gagern aus diefen Unterredungen dennoch 
den Eindrud mitnahm, „daß man fich douce violence gefallen läßt, wenn 
fie eintritt, und fich demnächft beeifern wird, die Einflimmung der königlichen 
Vettern zu erlangen”!, fo hat er fich eben getäufcht und zwar in beinahe 
unbegreiflicher Weife getäufcht, was fih nur dadurch einigermaßen erflären 
läßt, daß an diefer Frage das Gelingen des ganzen Werkes hing, mit dem 
er perfönlich aufs engfte verwachfen war; hätte er zugeftehen müſſen, daß 
feine Ausficht auf die Annahme der Krone durch den König vorhanden fei, 
fo hätte er alle Bemühungen in Frankfurt einftellen und nebft feinen Ge; 
finnungsgenoffen fein Mandat niederlegen können; darum wollte er es 
nicht glauben, daß fo etwas möglich fei und Hammerte fich troß aller gegen 
teiligen Äußerungen des Königs an die Hoffnung, daß Friedrich Wilhelm 
im legten entfcheidenden Momente doch noch feine Meinung ändern werde, 

Sedenfalls hat fih Gagern ganz entfchieden gegen eine oftroyierte Ver; 
faffung ausgefprochen und fich bis zulegt eifrig bemüht, die Entlaffung des 
Grafen Brandenburg zu erreichen oder ihn felbft zum Rücktritt zu bewegen?; 
die Minifter fcheinen auch ihn dilatorifch behandelt zu haben, indem fie er; 
Härten, daß die Sache ja noch gar nicht feft befchloffen fei. In Wahrheit hat 
aber doch fein Auftreten in Berlin zufammen mit dem herrifchen Eingreifen 
des Reichsverweſers die innere Krifis entfchieden und zwar in dem Sinne, den 
die Frankfurter nicht wünſchten. Wahrfcheinlich Hat das Minifterium erft jetzt, 
wo die Selbftändigkeit Preußens unmittelbar bedroht fehlen, feine legten 
Bedenken gegen die Dftroyierung endgültig überwunden; und es kann wohl 
feinem Zweifel unterliegen, daß der König, als er fich fchließlich, wenngleich 
mit äußerftem Widerftreben und unter ſchweren Gewiffensbiffen, dem Willen 
feiner Minifter in der Dftroyierungsfrage fügte?, dies in allererfter Linie 

 DHberfilen. Fifcher 28. Nov. f. Cafpary 268. Übrigens fährt Fifcher fort: „Deſſen⸗ 
ungeachtet verzweifelt er faft, weil das hiefige Minifterium nicht weichen will, indem 
man es auch nicht entläßt”. Er wolle morgen noch einen legten Verfuch machen, denn 
er glaube, wenn er nach Frankfurt zurüdfehre, ohne die Veränderung des Miniftertums 
erreicht zu haben, fo werde die bisherige Mehrheit zerfallen, der Bruch mit Preußen unver⸗ 
meidlich, die Zentralgewalt gefprengt und Süddeutſchland der Anarchie preisgegeben werden. 


Fiſcher hielt diefe Befürchtungen zwar für übertrieben, glaubte aber doch, daß die Chancen 
für Preußen finfen würden. 

* Er fuchte übrigens die Minifter erft auf, nachdem er feine drei Audienzen beim Könige ges 
habt hatte und von diefem die Entlaffung nicht hatte erreichen können (Oberftleutnant Fiſcher 
an Camphaufen 29. Nov.). 

® Am 26. Nov, abends meldet Oberfiltn. Fifcher (Caſpary 266), daß die Minifter zum 
Oktroyieren entfchloffen feien, wenn die Verfammlung befehlußfähig und mwiderfpenftig fei; 
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deshalb getan hat, weil die Zentralgewalt von ihm die Entlaffung feiner 
Minifter verlangt hatte, und er nach außen hin nicht den Anfchein erweden 
wollte, als leifte er diefem Befehle Folge! Ohne diefe Einwirfung von 
außen hätte er das Minifterium vielleicht entlaffen?; jest aber glaubte er 
es im Intereſſe der Stellung Preußens gegenüber der Zentralgewalt im 
Amte erhalten zu müffen; und da die Minifter ohne die Genehmigung der 
ofteonierten Verfaſſung nicht bleiben wollten, mußte er ihnen diefes Zu; 
geftändnis machen.’ 





erſcheine fie in ungenügender Zahl, wolle man die Stellvertreter einberufen. „Eine teilmeife 
Modififation des Minifteriums würde natürlich diefe Anficht ändern.” — Noch am 28. Nov. 
bat fich der König auch Simfon und Hergenhahn gegenüber entfchieden gegen die Dftroyierung 
ausgeſprochen, wie Oberfiltn. Fifher am 28. meldete. Am 29. November und 1. Dezember 
weiß Oberftltn. Fifher an Camphaufen über einen Feldzugsplan der Minifter zu berichten, 
der auf Bertagung (bei Nichtbefhlußfähigkeit) oder Weiterverhandeln mit der Brandenburger 
Berfammlung unter beftimmten Bedingungen hinausläuft, aber nichts von der Oktroyierung 
enthält. Vielleicht ließ man ihn aber abfihtlih im Dunkeln, 

ı Hberftleutnant Fifher hatte, wohl am 25. November, eine Audienz beim Könige und fand 
ihn erregt über die Proflamation des Reichsverweſers. Er wies darauf hin, daß die Jdee eines 
Eingreifens der Reichsgewalt vom Könige felbft und dem Grafen Brandenburg in Frankfurt 
angeregt fei, erhielt aber zur Antwort, dann fei diefe Anregung mißverftanden worden. S.Fifcher 
an Camphaufen 25. Nov. abends, Ausz. Cafparn 265f. Der dort erwähnte „Korrefpondent” 
ift der König, wie aus dem Zufammenhange und Fifchers weiteren Berichten erhellt. Bes 
züglich des Reichsverweſers wird gefagt: „Er (der König) habe ferner gebeten, der Erzherzog 
möge ja auf feinem Poften aushalten; man bedürfe feiner dort für den Augenblid und auf 
längere Zeit noch dringend, weil die Zeit nur imftande fei, das leichte Brett des Proviſoriums, 
aber nicht den großen Bau des Definitivums zu tragen; daß, um diefen zuftande zu bringen, 
e8 notwendig fei, ein Staatenhaus neben dem Volkshauſe in der Paulskirche tagen und beide 
fi vereinigen zu laffen.” — Wegen der Entlaffung des Minifteriums, meint Fiſcher, werde 
es ſcharfe Kämpfe geben; Frankfurt [heine fein ſchwerſtes Geſchütz (Gagern) aufjufahren, 
da die Vorftellungen Simfons und Hergenhahns wirkungslos geblieben ſeien. Er habe 
verfucht, dem Grafen Brandenburg klarzumachen, daß man nicht vorzeitig mit Frankfurt 
brechen dürfe, und daß Gagern „ein anftändiger Mann fei, von guten Abfichten für ung”; 
man müſſe ihm möglichft entgegenlommen. Er habe bei ihm noch nicht erreichen können, 
„Sich von Manteuffel zu trennen”, Bon der Berufung Vindes [heine Brandenburg nicht 
vorher unterrichtet worden zu fein. — In einer zweiten Audienz am 30. Nov, entwidelte der 
König Fiſcher gegenüber feine Ideen über die VBerfaffung ganz in der alten Art (Cafpary 
267; das Bruchftüd ift aus einem Brief v. 30. Nov, abends). 

* Huch die Minifter felbft hatten anfangs ernftlich daran gedacht, fobald die Verfaffung 
verfündet fei, gurüdgutreten und vollstümlicheren Männern Play zu machen (f. Meinede 
400 Unm, u. oben &, 132 Unm, 3.). Erft duch die Proflamation der Reichsgewalt 
ſcheint auch bei ihnen der Enefhluß, weiter im Amt zu bleiben, bewirkt worden zu fein. 
Dei Anſchutz zaf. tritt der Einfluß diefer Einmifhung der Reichsgewalt gegenüber 
ben Innerpreußifhen Motiven doch zu fehr zurüd, 

’ Der König motifijierte dem Meichsverwefer feine Weigerung durch ein fehr höflich 
abgefaßtes perfönlihes Schreiben v. 2. Dez., das er durch den Adjutanten v. Boddien 
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Der weitere Verlauf der Dinge in Preußen braucht hier nur kurz berührt 
zu werden. Die Berfammlung kam in der Tat in Brandenburg nicht in 
befchlußfähiger Anzahl zuſammen und wurde, nachdem man einige Tage 
lang vergeblich auf die fehlenden Abgeordneten gewartet hatte, aufgelöft; 
unmittelbar darauf erfolgte am 5. Dezember die Verfündigung der oktroy⸗ 
ierten Berfaffung und zwar im wefentlichen in der Form, die das Minifterium 
beantragt hatte; allerdings wurden in einzelnen Punkten die Einwände des 
Königs noch berüdfichtigt.! 

Mit diefem Ereigniffe fand die eigentliche Kevolutionsperiode für Preußen 
ihren Abfchluß; denn die Gültigkeit der neuen Verfaffung wurde von der 
neugewählten Volksvertretung nicht in Zweifel gezogen, und es handelte fich 
bei allen weiteren Beratungen nur noch darum, ob fie definitiv in Geltung 
bleiben folfe, oder welche Änderungen an ihr notwendig feien. Preußen ftand 
alfo mit einer anerkannten Verfaffung, mit verhältnismäßig geordneten 
inneren Zuftänden, mit der Möglichkeit, feinen Willen auch nach außen hin 
einheitlich zur Geltung zu bringen, der Frankfurter Nationalverfammlung 
gegenüber,? Es bedurfte fortan in feinen inneren Angelegenheiten feiner 
Hilfe mehr aus Frankfurt. 

At damit aber die Bedeutung diefes Ereigniffes fehon erfchöpfend ge; 
würdigt? Meinede fchreibt ihm eine noch größere Tragweite zu. Er 
meint, daß mit diefer Verfaffung „ein Keil zwifchen Preußen und Deutfchland 
getrieben”, das Gelingen des deutfchen Verfaſſungswerkes weſentlich ers 
fehwert worden fei.? Es hängt dies mit feiner Überfchägung der Macht jener 
Strömungen zufammen, die Preußens ftaatlihe Forteriftenz befeitigen 
wollten. Uber felbft wenn wir annehmen, daß die Zahl der Abgeordneten, 
die Preußen lieber ohne eine eigene Verfaſſung gefehen hätten, erheblich 





überbringen ließ (f. Beilage 26). Damals war alfo die Entfheidung bereits im Prinzip 
gefallen. 

ı Die endgültige Befchlußfaffung erfolgte im Minifterrat vom 4. Dezember. — Es läßt 
fi wohl die Frage aufwerfen, ob die damalige Situation zur Dftroyierung überhaupt und 
zu einer Verfaffung mit derartigem Inhalt wirklich nötigte (vgl. Meinede 431f.). Des 
Königs erfler Eindrud, daß dies nach) mauvaise foi rieche, war gewiß berechtigt; denn nie; 
mand unter ihren Urhebern wollte die Verfaffung, fo wie fie war, wirklich ehrlich halten oder 
zu danernder Geltung kommen laffen. Über Hanfemanng vergebliche Verfuche, im legten 
Augenblid beffernd einzugreifen, f. Bergengrün 584f. u. Beilage 28. Allerdings hatte 
er wenig Grund, fih auf Koften der jegigen Minifter zu loben, wie er es hier £ut. 

Camphauſen war darauf bedacht, auch die militärifche Leiftungsfähigfeit Preußens den 
Gegnern bei jeder Gelegenheit vor Augen zu ftellen. Er wünſchte daher, daß Preußen der 
Neihsgewalt für den Bedarfsfall Truppen in beliebiger Zahl zur Verfügung ftelle, um zu 
zeigen, „Daß nach wie vor die Zentralgewalt nicht ung zu fügen, fondern fih auf ung zu 
fügen hat” (an Gen. v. Hirſchfeld 27. Nov., vgl. Cafpary 266f.). 

’ Weltbürgertum 399f. 

Brandenburg, Unterfuchungen. Io 
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größer gemwefen fei, als fie aller Wahrfcheinlichkeit nach war, fo würde dies 
Doch noch nicht zu einem ſolchen Schluffe berechtigen. Denn auch für fie 
war die Auflöfung Preußens wohl ein Wunſch, aber nicht eine unerläßliche 
Bedingung für das Zuftandefommen der Einigung. Außerdem war Preußen 
auch vor dem 5. Dezember niemals fo ſchwach, daß es fich einer folchen Be; 
dingung hätte fügen müffen. Und der König war niemals bereit, fich die. 
Kaiſerkrone durch den Verzicht auf die preußifche Staatseinheit zu erfaufen. 
Wir nehmen denn auch fein Anzeichen dafür wahr, daß die Mehrheit durch 
die Dftroyierung an dem Plane des preußifchen Erbkaifertums irre geworden 
wäre; fie fand fich vielmehr mit der vollgogenen Tatfache ab und konnte 
dies um fo eher, da die ofteoyierte Verfaffung ausdrüdlich fagte, daß der 
künftigen deutfchen Gefamtverfaffung widerfprechende Beftimmungen fpäter 
befeitigt werden follten. Gerade deshalb glaubte Fürft Schwarzenberg in 
ihrer Verkündung die indirefte Erflärung fehen zu müffen, daß Preußen 
die aus den Beratungen der Paulskicche hervorgehende deutfche Verfaffung 
annehmen wolle. 

Wir werden alfo eine mwefentlihe Erfehwerung des Werkes der National; 
verfammlung in der Tat des 5. Dezember nicht erblicken können. Wohl aber 
bedeutete fie den Abſchluß jener Verſchiebung der Machtverhältniffe, die 
mit dem Waffenftillftand von Malmö begonnen hatte. Preußen hatte die 
Einmifhungsverfuche der Zentralgewalt in feine inneren Verhältniffe felbft 
in ber bedenklichen Lage, in der es fich eine Zeitlang befand, erfolgreich ab⸗ 
zuwehren vermocht.“ Es hatte gezeigt, daß es felbft der Paulsfirche nicht 
mehr bedürfe, während diefe mehr als je auf die Hilfe Preußens angewiefen 
war, wenn fie ihr Ziel erreichen wollte. 





ı Die Reihstommiffare blieben übrigens noch bis Mitte Dezember in Berlin. In einer 
Audienz vom 29. November verfuchten fie den König zum Nachgeben in ber Frage ber 
Publikation der Reichsgeſetze und des Erfages der preußifchen durch Neichsgefandte zu bewegen 
(Bülow an Camphaufen 13. Dez. Beil. 29). Hergenhahn reifte am 14. Des. ab (Beil. 33), 
Simfon erft am 18., nachdem er am 17. noch einmal Audienz beim Könige gehabt hatte 
(Simfon ı50f. vgl. Beil. 37). 


5. Kapitel. 


Die Merbandlungen mit Öfterreich und die Firkukardepefeße 
vom 23. Januar. 


Während die Regierung des Grafen Brandenburg zunächft im allgemeinen 
an der Politif der früheren Minifterien in der deutfchen Frage fefthielt, 
bereitete fich hinter ihrem Rüden ein eigentümliches Zwifchenfpiel vor, deffen 
Regiſſeur der König felbft war. 

Wir erinnern ung, daß Friedrich Wilhelm dem Grafen Brandenburg, als 
er ihn zum erftienmal empfing, fein Programm für die Neugeftaltung Deutſch⸗ 
lands ganz in der alten Weife entwidelt hatte. Als er am 8. November dem 
neuen Minifterium fein Regierungsprogramm fehriftlich vorlegte, begnügte 
er fich in der deutfchen Sache die nächften notwendigen Schritte zu bezeichnen. 
Diefe waren: die fofortige Begründung eines Königskollegiums und eines 
Dberhanfes. Im Königskollegium follten die 6 Könige mit 12 big 14 Stim; 
men verfreten fein; es follte fofort neben den Reichsverweſer treten und 
vorläufig in erfter Linie die Aufgabe haben, die vom Parlament befchloffene 
Neichsverfaffung zu prüfen und über ihre Annahme oder Verwerfung zu 
entfcheiden. Das Oberhaug, beftehend aus von den Fürften der Einzelftaaten 
ernannten Mitgliedern, follte neben der Paulskirche die zweite Inſtanz bei 
der Feftftellung der Neichsverfaffung bilden. Über die fünftige definitive 
Geftaltung der Dinge enthielt dies Programm nur den Sa: „Sch ftrebe 
nicht nach der Reichskrone, und würde fie mir angeboten, was ich beftimmt 
nicht glaube, fo nehme ich diefelbe nicht an.” Um für die Einigung der größeren 
Staaten über die Form ihrer Mitwirkung bei der Verfaffungsberatung Zeit 
zu gewinnen und die Nationalverfammlung allmählich geneigt zu machen, 
ihre Macht mit einem Staatenhaufe und dem Königskfollegium zu teilen, 
hielt ee außerdem eine möglichft lange Ausdehnung des Proviſoriums für 
nötig.! 

Gegen die Ablehnung der Kaiferfrone erhob damals der Thronfolger, 
Prinz Wilhelm, Bedenken, indem er namentlich darauf hinwies, daß die 





ı Sn diefem Sinne äußerte er fih Ende November gegenüber dem Oberſiltn. Fifcher 
(f. oben ©. 144, Anm. ı) und fpäter in den Verhandlungen mit Öfterreich, Fifcher glaubte 
mit Unrecht, diefen Wunfch des Königs auf feine Unentfchloffenheit zurückführen zu müffen, 
die ihn dazu treibe, den Augenblid der Entfheidung möglichft lange hinauszufchieben. 
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überlaffung der Kaiferfrone an Öfterreich leicht zu einer Mediatifierung 
Preußens führen könne. Der König wollte davon nichts wiffen; er meinte, 
Preußen fei auch unter dem alten Kaifertum mächtig geworden und ges 
blieben!, vergaß aber, daß diefes alte Schattenkaifertum die Zerfplitterung 
Deutfchlands überhaupt nicht hatte verhindern können, und daß der Gegen, 
wart mit der Erneuerung einer folden Einrichtung durchaus nicht gedient 
geweſen wäre. | 
Die Frage war nun, ob das Minifterium ſowohl das Endziel des Königs 
wie feine Pläne über die nächften Schritte billige und zu ihrer Ausführung die 
Hand bieten werde. Die Minifter werden fich kaum darüber getäufht haben, 
daß der Verfuch, der Paulskirche vor Vollendung der Verfaffung und als 
gleichberechtigten Faktor bei deren Herftellung ein aus Bevollmächtigten 
der Fürften beftehendes Oberhaus an die Seite zu ftellen und zugleich die 
Zentralgewalt durch das Königskfollegium faktiſch beifeite zu drängen, 
zum fofortigen Bruch mit Frankfurt hätte führen müffen. Damit wäre 
zugleich jede Ausficht auf das Zuftandefommen der deutfchen Einheit in 
irgendeiner Form unmöglich geworden. Das Minifterium hätte mit der feit 
dem Frühjahr befolgten Politit vollftändig brechen müffen. Wir wiffen 
bereits, daß Graf Bülow ein entfchiedener Gegner folcher Pläne war und 
das Einvernehmen mit Frankfurt, folange es irgend angängig war, bes 
wahren wollte. In derfelben Richtung bewegten fich die dringenden Ratfchläge 
Camphaufens. Unter diefen Umftänden konnte fih auch Graf Brandenburg 
nicht entfchließen, auf die Wünfche des Königs einzugehen? Schon im 
November begann Friedrich Wilhelnr darüber zu Klagen, daß auch mit feinen 
neuen Miniftern in der deutfchen Frage nichts Rechtes anzufangen fei?; er 
mußte allmählich die Hoffnung aufgeben, fie zu feinen Gefichtspunkten zu 
befehren. Uber im Gegenfaß zu feiner früheren Haltung wollte er fich jeßt 
nicht wieder ganz von der Leitung zurüdziehen; das rafche Vormwärtsfchreiten 
der Verfaffungsberatungen in Frankfurt fehlen ihm Gegenmaßregeln zu 
erfordern. Wollten feine Minifter fie nicht in die Wege leiten, fo blieb noch 
die Möglichkeit übrig, fich über ihre Köpfe hinweg direft mit ben übrigen 
Fürften Deutſchlands, vor allen Dingen mit Hfterreich und den König: 
reihen zu verftändigen; und dieſen Verſuch hat der König jetzt gemacht. 
Schon in ben legten Wochen vor der Berufung des Minifteriums Brandens 
burg hatte er in feinem perfönlihen Briefwechfel mit anderen beutfchen 





’ 2, v. Gerlad ı, 239. 

» Dberfilen, Fiſcher gewann Ende November den Eindrud, daß die Minifter alles tun 
würden, um bie Velleitäten wegen vorzeitiger Organiſation des Bundesftaates und des 
Bürftenrates totzumachen (an Camphaufen ı. Des.). 

"2,0. Gerlad 1, 250, 
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Fürſten die deutfche Frage berührt; einige derartige Äußerungen, die er im 
September dem Könige Mar von Bayern gegenüber getan hat, find davon 
befannt geworden.! Die füddentfchen Höfe hatten das dringendfte Intereffe 
daran, ein Bündnis zwifchen Preußen und der Paulsfirche, das fie um ihre 
Souveränität zu bringen drohte, zu verhindern. Dazu war das befte Mittel, 
den König in feinen Plänen, deren Ausführung zum Bruce mit Frankfurt 
führen mußte, zu beſtärken und ihn womöglich in bindender Form auf dies 
Programm feftzulegen.? Anfang November verftändigten ſich der König 
von Württemberg und der König von Bayern über ein derartiges Vorgehen; 
durch den Agenten Klindworth festen fie fich direft mit Friedrih Wilhelm 
in Berbindung?, während gleichzeitig offiziell durch den bayrifchen Gefandten 
der preußifchen Regierung ein entfprechender Vorſchlag gemacht wurde 
(22. November) Die Regierungen follten fich verpflichten, die Verfaffung 
der Paulskirche vor der Annahme einer gemeinfamen Prüfung zu unter; 
werfen; die oberfte Reichsgewalt follte in Zukunft von einem Direktorium 
von drei Mitgliedern ausgeübt werden, von denen eines Öfterreich, eines 
Preußen, eines Bayern, oder im Falle, daß HÖfterreich nicht beitrete, 
eines Preußen, eines Bayern, eines die übrigen Könige zu ernennen hätten; 
der Vorſitz im Direktorium follte in beftimmter Reihenfolge wechfeln. 
Neben dem Direktorium follte ein aus Vertretern der Regierungen be; 
ftehendes Staatenhaus ftehen und als Unterhaus wohl eine Volksver⸗ 
fretung. Zur Durchführung diefes Planes und zur Abwehr jeder weiter, 
gehenden Beichränfung ihrer Kronrechte follten die Könige von Preußen, 
Bayern und Württemberg ein förmliches Bündnis fchließen. Die Minifter 
erklärten fich dagegen, auf einen derartigen Vorfchlag einzugehen, weil auf 
diefe Art Preußen in der künftigen Zentralgewalt nicht diejenige Stellung 
gefichert werde, auf die es nach feiner Größe und Bedeutung innerhalb 
Deutfchlands Anfpruch habe. Der König konnte die Berechtigung dieſes 
Einwandes nicht ganz in Abrede ftellen, und fo wurde Bayern geantwortek, 
daß Preußen eine Verftändigung über die definitive Form der Fünffigen 
Zentralgemwalt zurzeit noch für verfrüht erachte. 





ı ©, Heigel in Allg. Di. Biogr. 21, 44f. 

Nach einer Angabe Camphauſens (Beilage 31 Abf. 10) hatte der König von Bayern 
fhon nach dem Abfchluß des Stillftandes von Malmö perfönlih an den Grafen Dönhoff 
geſchrieben und auf eine Verſtändigung der deutſchen Regierungen untereinander gedrungen; 
dieſer hatte ihm jedoch nur aufgefordert, feinen Bevollmächtigten in Frankfurt mit Ins 
feuftion zu derartigen Verhandlungen mit Camphaufen und den übrigen einzelftaatlichen 
Vertretern zu verfehen. 

S. Meinede, Radowis 196, dazu Bülow an Camphaufen 8. Dez. Cafpary 268f. 

v. Sybel ı, 258. Das Datum der preußifhen Antwort wird leider nicht angegeben. 
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Ganz im Einklang damit fagte Camphanfen den Bevollmächtigten von 
Hannover und Sachſen, die auch an ihn mit ähnlichen Wünfchen heran; 
traten, in Frankfurt: Preußen vermwerfe jede Erefutiogewalt, an der es nicht 
felbft teilnehme, verlange fie aber nicht für fich allein; die übrigen vier Königs 
reiche möchten fich unter fich einigen und dann gemeinfam Preußen ihre 
Borfchläge unterbreiten; dann werde der Zeitpunkt gefommen fein, fich 
darüber zu erklären. Könnten fie fich untereinander nicht verftändigen, bevor 
in der Paulskirche die Verfaffung fertiggeftellt fei, fo könne niemand ver; 
bürgen, was dann gefchehen werde, wenn etwa Preußen die erbliche Ober; 
hauptswürde angeboten werden follte.! 

Am Sinne des Königs waren diefe Antworten jedenfalls nicht; wir wiffen 
ja aus feinem Programm vom 8. November, daß er den Zeitpunkt für eine 
direkte Verftändigung zwifchen Preußen und den übrigen Einzelfiaaten längft 
für gefommen erachtete; und wir wiſſen auch, Daß er es durchaus mißbilligte, 
durch eine nur wenig verftedte Drohung, wie fie in Camphaufens Worten 
lag, die übrigen Fürften zu Angeboten zu drängen, die fie freiwillig nicht 
gemacht haben würden. Er würde wahrfcheinlich entfeßt gewefen fein, wenn 
er Worte gelefen hätte, wie die, welche Camphanfen in einem feiner Privat⸗ 
briefe an den Grafen Bülow gebrauchter: „Uns beißt die Verfammlung 
nicht mehr. Das wäre ſchön, wenn wir fie jeßt degradieren follten, damit 
fie Wittelsbach oder Hannover oder Sachfen nicht beiße. Es kann noch etwas 
aus der Sache werden; wird aber nichts daraus, fo foll die deutſche Einheit 
fheitern an Bayern oder Hannover oder Sachfen, an allen anderen, nur 
nicht an Preußen; bis zum legten Augenblide können und wollen wir fagen: 
An ung liegt es nicht, wir find bereit. Man ift noch nicht Kaifer von Deutfchz 
land, weil Frankfurt die Krone anbietet, aber wir können durch die Offerte 
nur gewinnen, nicht verlieren.” Das Minifterium aber ftellte fich im weſent⸗ 
lihen auf Camphauſens Standpunft.? 





ı Camphaufen an Bülow 2, Dezember, Cafpary 268 (die dort weggelaffenen Worte 
lauten: „Sagen bie fünf Staaten, fo foll es fein, fo fegen fie ihren Willen durch; verftändigt 
Ihr Euch nicht mit Preußen vorher, fo fann niemand verbürgen, was nachher geſchieht“) 
und 14. Degember Beilage 31. Nach letzterem Bericht hatte die Befprehung am 20. oder 
21, November fattgefunden. Den bald darauf vom bayrifchen Bevollmächtigten gemachten 
Vorſchlag, er möge felbft eine Konferenz der fünf Königlichen Vertreter einberufen und leiten, 
wies Camphauſen zurüd, da er ja gerade daran fefthalten wollte, daß die übrigen erſt unter 
fi einig werden müßten, bevor Preußen mit ihnen verhandeln fünne, 

16. Desember, Cafpary 271 (mit falfhem Datum). 

» Graf Bülow ſchrieb am 8. Dez. an Camphanfen (der Sat fehlt Cafpary 269): „Ich 
bin ebenfo durchweg mit Ihnen einverftanden über die Stellung, die wir binfichtlich ber 
Zeias den anderen Höfen gegenüber einzunehmen haben; wir müffen Herren der Situation 
bleiben,” 
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Die königlichen Regierungen beruhigten ſich jedoch bei der erhaltenen 
Abweiſung nicht. Wußte doch der König von Bayern aus den brieflichen 
Außerungen Friedrich Wilhelms ſicher, daß dieſer perſönlich eine andere 
Stellung zu der Sache einnahm wie ſeine Miniſter; da lag der Gedanke nahe 
genug, durch eine perſönliche Verhandlung von Fürſt zu Fürſt ein anderes 
Ergebnis zu erreichen. Noch Ende November erſchien im beſonderen Auf; 
trage des Königs Mar Prinz Karl von Bayern in Berlin. Nah Camp; 
haufens Vermutung! war feine Reife veranlaßt durch diejenige Gagerns; 
in der Tat ift es ja fehr begreiflich, daß der mehrtägige Aufenthalt des 
Führers der Erbfaiferpartei in Berlin und feine drei langen Audienzen beim 
Könige die Aufmerffamfeit der übrigen deutfchen Höfe in hohem Grade 
erregen mußten. Man wollte wohl erfunden, ob dort irgendein heimlicher 
Pakt zuftande gefommen fei, und womöglich den König zu einer gegen Frank; 
furt gerichteten Maßregel bewegen. Aus Gerlachs Aufzeichnungen erfahren 
wir, daß um biefelbe Zeit auch ein württembergifcher Prinz, wahrfcheinlich 
in der gleichen Abficht, in Potsdam weilte? Welche Aufträge fie im einz 
zelnen gehabt haben, ift bisher unbekannt’; wir wiffen nur, daß der König 
noch am 9. Dezember mit Gerlach und Rauch, über „einen mit Bayern und 
Württemberg abzufchließenden Separatvertrag zur Sicherung der landes⸗ 
herrlichen Rechte gegen die Paulskirche“ fprach und über den Widerfpruch 
feiner beiden Vertrauten gegen biefen Gedanken unwillig wart Erſt am 
13. Dezember konnte Graf Bülow an Camphaufen berichten, daß es ihm 
gelungen fei, den Agenten Klindworth aus Potsdam fortzufchaffen; aber 
er fügte hinzu, daß damit noch keineswegs Nuhe eingetreten fei, fondern er 
täglih von Potsdam aus mit dem Verlangen geplagt werde, eine Ber; 
fländigung mit den übrigen Regierungen herbeizuführen: Bayern habe 
den offiziellen Austauſch fehriftliher Erklärungen beantragt, des Inhalts, 
„Daß fortan den Befchlüffen der Frankfurter Nationalverfammlung und 
der Zentralgewalt gegenüber von Seite der deutfchen Negierungen nicht 
mehr einfeitig und ohne vorherige gegenfeitige Verftändigung gehandelt 





ı An Graf Bülow 2. Des., Cafpary 268. Er warnt natürlich dringend vor bindenden 
Außerungen. „Ich bin noch der Meinung wie am 30. Dftober: Preußen hat fich nicht mit 
Bayern zu verftändigen, fondern Bayern hat zu feinen wahrfcheinlich ungemeffenen Fordes 
rungen die Zuffimmung von Hannover, Sachfen und Württemberg zu erwirfen, und dann 
erklären wir ung.“ 

® Gerlad 1, 257, 259. 

Am 23. Nov. äußerte der König, „er hätte die Zuficherungen von Bayern, Württemberg, 
Hannover und Sachfen; ließe man diefe Herren im Stich, fo müßten fie fih von Frankfurt 
alles gefallen laſſen“. Gerlach ı, 250. 

* Gerlach) ı, 260, 

® Graf Bülow an Camphanfen Dez. 13. Beil. 29. 
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werde”, Graf Bülow erklärte, daß er darin nur Verfuche erblide „fich 
aus Preußen einen Schild zu machen, um dahinter gegen Frankfurt und 
gegen uns felbft zu operieren” und daß er den heftigften Widerſtand leifte; 
er werde feine Entlaffung nehmen, wenn man in dieſer Beziehung Zuge; 
ftändniffe mache!; da aber der König, durch „die bayrifchen Einflüffe ganz 
eingenommen”, eine wahre Leidenfchaft darauf habe, fich felbft zu ruinieren, 
fo Habe er einen fehr fchweren Stand; mehrfach rief er Camphauſens Hilfe 
in dieſem Kampfe an.? 

Dieſer zögerte nicht, ſoviel an ihm lag, zu tun. In einer ausführlichen, 
zum Vortrag beim Könige beſtimmten Denkſchrift legte er am 14. Dezember 
die bisher von Preußen befolgte Politik und die nach ſeiner Meinung jetzt 
erforderlichen Maßregeln dar.“ Preußen — das war der Kern feiner Aus; 
führungen — muß die proviforifche Zentralgewalt und die Paulskirche, 
deren Macht für den eigenen Staat jeßt nicht mehr gefährlich werden kann, 
praftifch foniel wie möglich Fräftigen und fügen, da bei ihrem Fortfallen 
der einzelftaatliche Partifularismug derart erfiarfen würde, „daß die Hoffz 
nung auf ein einiges, monarchiſches Deutfchland fcheitere”. Eine wirkliche 
Einigung fünne aber nur das engere Deutfohland umfaffen, da Öfterreich 
tatfächlich feine Ablöfung bereits vollgogen habe. Es beftänden jett nur noch 
zwei Möglichkeiten: entweder foheitere die ganze Einheitsbewegung, oder es 
entftehe ein engerer Bundesftaat unter der Leitung Preußens. Nur Preußen 
fönne diefe Einheit fchaffen, und e8 brauche dazu auch jet nichts weiter zu fun, 
als die natürliche Schwerkraft feiner tatfächlichen Stellung in Deutfchland 
wirfen zu laffen; e8 könne noch immer erwarten, was ihm angeboten werde 
und müſſe fih nur hüten, den Einfluß der Nationalverfammlung weiter 
zu fchwächen, weil diefer zugunften Preußens und der Einheit wirfe. 
Wenn man dann noch einen weiteren Bund mit Öfterreich herftelle, fo 
fönne niemand mit Recht von einem Ausschluß Öfterreichs aus Deutfchland 
reden; auf feinen Fall dürfe man aber Öfterreich das Necht einräumen, den 
engeren Zufammenfohluß der übrigen Staaten zu verhindern, obwohl einige 
Wendungen in den jüngften dfterreichifchen Erklärungen den Verdacht er- 
weden könnten, daß man in Wien hierauf ausgehe. Der Eintritt Öfterreichs 
in ben engeren Bund habe nur fo lange als möglich betrachtet werden fünnen, 
als e8 den Anfchein gehabt ia daß Ungarn und bie italienifchen Pros 








. 1 Graf Bülow an Camphaufen 8. De. u un 268f. 

Der Schluß bes obigen Briefes (bei Caſpary fortgelaſſen) lautet: „Stehen Sie mir 
bei durch eine Depefhe gegen bie vorwaltenden verderblichen Gelüfte, fih von den Kabinetten 
genen Branlfurt in bindende DVerabredungen hineinintriguieren zu laffen. Sagen Sie, daß 
von Aindworths Sendung etwas verlaute und knüpfen Sie baran an.” Vgl, ferner Beil, 29. 

’ Bellage 31. 
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vinzen fich dauernd von dem deutfchen Öfterreich trennen würden; jeßt, wo 
diefe Gefahr vorüber fei und ÖfterreichsUngarn fih enger zuſammenſchließen 
wolle als je vorher, fei damit nicht mehr zu rechnen. Da alfo Preußens 
Zukunft auf einem Wege liege, den Öfterreich nicht mitgehen fünne, fo müffe 
man auf eine Vereinbarung gemeinfamer Schritte mit dem Kaiferftaate 
vollftändig verzichten, die Ablöſung ſterreichs nicht hindern, aber alles ver; 
meiden, was ihm zu einem berechtigten Protefte Anlaß geben fünne. Was 
endlich die im engeren Bunde zu fchaffende Zentralgewalt angehe, fo empfahl 
Camphaufen, jede Initiative zu vermeiden und gemeinfame Vorſchläge der 
übrigen Staaten zu fordern. Sollten diefe gemacht und für Preußen an 
nehmbar befunden werden, dann fei es Zeit, mit diefen Staaten gemeinfam 
der Nationalverfammlung fohärfer entgegenzufreten, aber auch nur dann; 
daß eine folche Verftändigung gelingen werde, fei jedoch höchſt unwahrſchein⸗ 
lih. Da ein einheitliches Oberhaupt jeder anderen Löfung weit vorzuziehen 
fei, habe Preußen fein Intereffe daran, daß eine Vereinbarung mit den 
übrigen Regierungen zuflande fomme, bevor ein Befchluß der National; 
verfammlung erfolgt ſei. Falle diefer, wie es höchft wahrfcheinlich fei, im 
Sinne einer erblichen preußifchen Oberhauptswürde aus, dann werde es fich 
zeigen, „ob und wieviele deutfhe Bundesfürften ihre freie Zuftimmung 
entgegenzubringen fich beeilen, und S. M. der König werden alsdann den, 
jenigen Entſchluß faſſen können, wozu Sie die Motive in Ihrem Herzen, in 
dem Ruhm des Haufes Hohenzollern, in dem hiftorifchen Berufe Preußeng, 
in dem Verlangen des Landes und in den Hoffnungen Deutſchlands finden 
werden“. 

E8 waren bie alten, in Wort und Tat bisher immer vertretenen Anz 
ſchauungen, die Camphaufen hier noch einmal Har und wirkſam sufammen; 
faßte. Unterftügt durch feinen Bericht, deffen Verlefung der König ohne 
offenen Widerfpruch anhörte, vermochte das Minifterium, zumal da es in 
diefer Frage die Kamarilla auf feiner Seite hatte, bindende Abmahungen 
mit den füddeutfchen Königreichen zu verhindern. Um fo eifriger aber beftand 
der König darauf, daß man mwenigftens mit Öfterreich eine Verftändigung 
verfuche, zumal da hier eine entfcheidende Veränderung in ber oberften 
geitung vor fih gegangen war, die den Zeitpunkt zur Anfnüpfung neuer 
Verhandlungen als befonders geeignet erfcheinen ließ. 

Schon während des Kampfes gegen die empörte Hauptfiadt Wien hatte 
man fich in Öfterreich entfchloffen, an die Spige des Minifteriumsg den Fürften 
Felix Schwarzenberg zu berufen, einen Mann von brutaler Energie, fireng 
abfolutiftifcher Überzeugung und rein öfterreichifcher Gefinnung, ohne alle 
deutfchnationalen Velleitäten. Am 20. November wurde feine Ernennung 
befannt gegeben, und eine Woche fpäter trat er mit einer großen program; 
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matifchen Erflärung über die fünftige innere und auswärtige Politif des 
Kaiferftaats vor den Reichstag. In bezug auf die deutfche Frage fprach er 
fich in diefer Kundgebung dahin aus, daß Öfterreihs Fortbeftand in feiner 
ftaatlichen Einheit ein deutfches wie europäifhes Bedürfnis ſei; weder eine 
Zerreifung noch eine Schwähung des dfterreihifhrungarifhen Staates 
fönne im Intereſſe Deutfchlands liegen. Man werde daher die Entwidlung 
des noch nicht vollendeten Umgeftaltungsprogeffes in Deutfchland abwarten. 
„Erſt wenn dag verjüngte Öfterreich und das verjüngte Deutfchland zu neuen 
und feften Formen gelangt find, wird es möglich fein, ihre gegenfeitigen 
Beziehungen ftaatlich zu beftimmen. Bis dahin wird Öfterreich fortfahren, 
feine Bundespflichten freulich zu erfüllen.” In einem Erlaß an den öfter; 
reichifchen Bevollmächtigten bei der Zentralgewalt wurden dieſe vieldeutigen 
Worte dahin erläutert, daß Ofterreich weit entfernt fei, fih Deutfchland ent; 
fremden zu wollen, fondern bereit fei, mit der Zentralgewalt Hand in Hand 
zu gehen, ohne der Entwidlung der beiderfeitigen inneren Zuftände in irgend; 
einer Weife vorzugreifen. Das Neihsminifterium Fönne daher auf Öfterreichs 
Bereitwilligkeit zu gemeinfamem Handeln rechnen, ebenfo wie der Kaiferftaat 
ein verfrauensvolles Entgegenfommen und Berüdfichtigung der eigentümz 
lihen Verhältniffe der Monarchie von ihm erwarte. 

Wir werden fpäter von der Aufnahme und Deutung zu fprechen haben, 
die diefes Programm in Frankfurt fand. Pofitive Vorfehläge für die Zus 
funft enthielt e8 jedenfalls nicht undıließ mit Deutlichfeit nur dag eine ers 
fennen, daß Öfterreich feine deutfchen Gebiete einem Bundesftaate mit ſtarker 
Zentralgewalt und meitgehendem- Gefeßgebungsrechte nicht eingliedern 
laffen, zunächft aber abwarten wolle, was aus den Beratungen der Pauls; 
fire hervorgehen werde, und fich für die Zukunft die Freiheit feiner Ent; 
ſchlüſſe vorbehalte. 

Wenige Tage fpäter, am 2. Dezember, erfolgte die Abdankung des geiftes; 
ſchwachen Kaifers Ferdinand zugunften feines jungen Neffen Franz Joſef. 
Mit der Darbringung der üblihen Glüdwünfche zu feiner Thronbefteigung 
beauftragte man in Berlin den jüngeren Bruder des Königs, den Prinzen 
Karl, und gab ihm den Grafen Brühl als Begleiter mit. Wollte man mit 
der neuen Öfterreichifchen Negierung in vertrauliche Beratungen eintreten, 
fo war dies ohne Zweifel der geeignetfte Zeitpunft, fie zu eröffnen; Daher drang 
der König aufs beftimmtefte Darauf, daß diefen Abgefandten eine entfprechende 
Anmweifung mitgegeben werde. Die Minifter fträubten ſich lange gegen diefe 
Zumutung, die ihrer bisherigen Politik durchaus entgegenlieft; aber fie 
vermochten diesmal ihren Willen nicht durchzuſetzen. In der Verlegenheit, 
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ob fie wegen diefes Punktes von neuem mit ihrer Entlaffung drohen oder, 
foweit e8 irgend möglich ſchien, nachgeben follten, famen fie auf den Ge; 
danfen, es fei doch eigentlich ungefährlich, wenn man ohne die eigene Mei; 
nung genauer zu formulieren, Hfterreich zu einer Präzifierung feiner An 
fihten veranlaffe, ja es fünne fogar unter Umftänden Vorteil bringen. So, 
meinte Graf Bülow, fünne er des Königs Pläne „praftifch tot machen“, wäh: 
rend ein bloßer Widerfpruch dagegen nur den Erfolg haben werde, daß man 
ihn durch eine gefügigere Perfönlichkeit erfege.t Ergebe fich aber die Uns 
annehmbarfeit der äfterreichifchen Vorſchläge für Preußen, fo hoffte man 
auch den König überzeugen zu können, daß man ohne NRüdficht auf Öfter: 
reich vorgehen müffe. Friedrich Wilhelm felbft wollte allerdings weiter gehen 
und gleich mit pofitiven Vorfchlägen für gemeinfames Handeln an Schwarzen; 
berg herantreten; hiergegen aber wehrten fich die Minifter aufs entfchiedenfte 
und, wie fie glaubten, mit Erfolg.? 


Das Ergebnis diefer Beratungen war eine Denffchrift, die dem Grafen 
Brühl bei feiner Abreife nach Dlmüs mitgegeben wurde.’ Gie ging davon 
aus, daß der von der Paulskirche zu erwartende Verfaffungsentwurf für 
die Regierungen mwahrfcheinlich nicht annehmbar fein werde, und daß es 
daher wünfhenswert erfcheine, daß die Regierungen für den Zeitpunkt feines 
Zuftandefommens ein gemeinfchaftlihes Vorgehen verabredeten. Ähnliche 
Anregungen anderer Regierungen habe Preußen bisher zurüdgemwiefen, weil 
es ohne Öfterreich nicht habe handeln wollen und auf die Teilnahme Öfter; 
reichs an dem deutfchen Staatenbunde den höchften Wert lege. Nur als eine 
traurige Notwendigkeit würde e8 die Abfonderung Öſterreichs hinnehmen, 
wenn deffen eigener Wille fie herbeiführe. Man hoffe aber, daß dies zu ver; 
meiden fein werde und gehe im Gegenfaß zu den zentraliftifchen Beftrebungen 
der Paulskirche von der Unficht aus, daß die Gefamtverfaffung Deutfchlands 
fo geftaltet werden müffe, daß Öfterreich die Teilnahme möglich bleibe, Nur 
auf dem Wege freier Vereinbarung unter den Regierungen könne und dürfe 
diefe Verfaſſung zuftande kommen. Die preußifche Regierung „hat niemals 
dem Beftreben Raum gegeben, die VBerfammlung in Frankfurt als Mittel 
zu benugen, um den übrigen Staaten Deutfchlands irgend etwas im preußi⸗ 





» Graf Bülow an Camphaufen 30. Dez. Beil. 40. 

* Bülow an Camphanfen Dez. 8. (Cafpary 268): „Der Prinz Karl geht nah Olmüg zur 
Beglückwünſchung. Wir werden ung bei diefer Gelegenheit über Öfterreichs Abfichten in der 
deutfchen Frage zu informieren fuchen durch Graf Brühl, der den Prinzen begleitet und 
ein verftändiger Mann ift. Der König wollte weiter gehen; ich halte ihn, ſoviel ich kann, 
zurück.“ 

Beilage 27; bisher hatte man nur die kurzen Notizen bei Sybel ı, 267f. u. Fried⸗ 
jung ı, 173. 
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fhen Intereſſe aufzudrängen, fo nahe ihr diefer Gedanke auch oft gelegt 
worden iſt“. 

Mit diefen Worten verleugnete die Regierung eigentlich ihre ganze bis; 
herige Politik, wie fie unter Camphaufens Einfluß im Sommer feftgeftellt 
und bisher eingehalten worden war; denn deren innerfter Kernpunft war 
die Benugung des Frankfurter Parlaments zu einem Drud auf die übrigen 
Staaten gewefen, und ihre ftillfehweigende Vorausſetzung hatte der Ausfchluß 
Hfterreichs aus dem zu begründenden engeren Bundesftaate gebildet. Indem 
Graf Bülow fih fo weit von der auch von ihm gebilfigten Richtlinie durch 
den perfönlichen Einfluß des Königs abdrängen ließ, hätte er eigentlich 
fonfequenterweife die Frankfurter Verfammlung für überflüffig erklären 
müffen. Soweit aber wollte er num auch wieder nicht gehen, Vielmehr heißt 
es in der Denkſchrift weiter, es liege Fein Grund vor, fich der Paulskirche 
jet, wo fie mit der Beratung der Verfaffung bald fertig zu werden fcheine, 
feindlich gegenüber zu fielen. Dadurch würde man fie nur zu radifaleren 
Beichlüffen treiben, was im Intereffe der Regierungen nicht wünſchenswert 
fei. Man müfje vielmehr abwarten, was fie befchließen werde. Dagegen 
fei e8 gut, wenn Öfterreich und Preußen fich vertraulich über einige leitende 
Prinzipien der fünftigen Verfaffung verftändigten, für die man dann auch 
die übrigen Regierungen zu gewinnen verfuchen fünne. Hfterreich möge 
daher feine Anfichten über feine fünftige Stellung zu Deutfchland und über 
die deutfchen Angelegenheiten im allgemeinen an Preußen mitteilen. Der 
wefentliche Zweck diefer Ausführungen blieb immer, beftimmte Außerungen 
Hfterreichg über feine Abfichten hervorzulocken. 

Fürft Schwarzenberg ging bereitwillig auf dieſe Anregung ein. Öfterreich, 
fo bemerkte er in feiner Erwiderung!, habe feinen Grund zu der Annahme 
gegeben, daß es fih an dem Wiederaufbau des gemeinfamen bdeutfchen 
Baterlandes nicht zu beteiligen wünſche. Die Schwierigkeit liege aber darin, 
daß die öffentliche Meinung des Kaiferftaates eine deffen Einheit und Macht 
fihernde Verfaffung verlange. Öſterreich müſſe es daher ablehnen, fich in 
zwei verfchieden organifierte Teile zerreißen zu laffen, indem feine deutſchen 
Gebiete der Gefehgebung und Verwaltung der Neichsgewalt unterftellt 
würden, die übrigen nicht. Möge aber auch „die Beteiligung Öfterreichs an 
dem neuen deutfchen Verfaffungswerfe eine engere oder eine weitere fein”, 
jebenfall8 werde Deutfchland an dem neugeborenen Katferreiche feinen natürz 
lihften und treueften Bundesgenoffen haben. 

Darin flimmte der Fürft mit Preußen überein, daß die von Frankfurt zu 
erwartende Verfaffung wahrfeheinlich für jeden deutſchen Fürften unan—⸗ 


— — 
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nehmbar fein werde. Sollte fie wider Erwarten von den übrigen Staaten ans 
genommen werden, fo würde dies wahrfeheinlich den völligen Austritt Öfter; 
reich8 aus dem Bunde zur Folge haben. Er halte es für das befte, wenn 
zunächſt bis zur Vollendung der Verfaffungsberatung Öfterreich und Preußen 
die Reichsgewalt in der Aufrechterhaltung des Friedens in Deutfchland 
wirkſam unterftügten und überhaupt die Autorität des Reichsverweſers 
fräftigten, folange deſſen Regierung die Schranken ihrer Kompetenz 
nicht überfchreite. HOfterreich und Preußen gemeinfam hätten ihn durch ihre 
Ratſchläge auf dem richtigen Wege zu erhalten. Sei dann die Verfaffung 
fertig, fo werde man fie nicht annehmen, und möglichft viele Regierungen 
zu einer entfprechenden Erflärung zu gewinnen fuchen; man werde fich dabei 
einfach darauf fügen können, daß duch den Bundesbefchluß, der das 
Parlament einberufen habe, den Regierungen das Recht der Mitwirkung 
ausdrüdlich vorbehalten fei. Zugleich müßten aber die beiden Großmächte 
dann ihrerfeits einen Verfaffungsentwurf vorlegen, über deffen Grundlagen 
alfo vorher eine Verftändigung nötig fei. Darin fei von der Idee eines 
Bundesftaates als für Deutfchland unausführbar gänzlich abzufehen und 
die Erneuerung des alten Staatenbundes mit einer ftärferen Zentralgewalt 
ins Yuge zu fafien. Neben ihr müffe als repräfentatives Element eine Ver; 
fammlung ftehen, die aus Abgeordneten der Fürften unter Zuziehung gewähls 
ter Mitglieder zufammenzufegen fei. Zum Schuge der materiellen Intereſſen, 
zur Verteidigung des Bundesgebietes, „endlich für alles, was unter den 
Deutfchen aller Stämme das Gefühl der Gemeinfamfeit zu erhalten geeignet 
fein fann“, müßten organifche Einrichtungen gefchaffen werden. Eine auf 
folhen Grundlagen ruhende VBerfaffung werde ficherlich fo viel Beifall finden, 
daß e8 der Nationalverfammlung fohwer werden würde, ihre Zuſtimmung 
Dazu zu verfagen. 

Seien Hfterreich und Preußen über diefe Grundzüge einig geworden, fo 
müßten im fiefften Geheimnis auch gegenüber dem Reichsverweſer und 
unter Ausſchluß des gewöhnlichen gefandtfchaftlihen Verkehrsweges Ver; 
handlungen mit den übrigen Höfen über deren Zufimmung angefnüpft 
werden, und zwar zumächft mit Bayern; Öfterreich und Preußen hätten fi 
dabei in zweckmäßiger Weife in die Bearbeitung der einzelnen Höfe zu teilen. 
Sei dies gefchehen, fo würden von den Regierungen ernannte Sachver⸗ 
ftändige „aus dem flaatsrechtlichen und parlamentarifchen Fache” den Ent; 
wurf im einzelnen auszuarbeiten haben, der nach erfolgter Zuftimmung der 
Regierungen dem Parlamente vorzulegen fei. Sollte vorher etwa in Süd; 
weſtdeutſchland ein Aufftand ausbrechen, fo müßte diefer duch die vom 
Bunde aufzubietenden Kräfte der Einzelftanten niedergeworfen werden. Auch 
Öfterreich fei bereit, fich am diefer Aufgabe, wenn auch nur fombolifch, duch 
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Entfendung einer Teuppenabteilung zu beteiligen. Mit einer Mahnung zur 
Eile, da feine Zeit zu verlieren fei, ſchloß diefe öſterreichiſche Denkfchrift. 
Es ift bereits von Friedjung! mit Recht darauf aufmerffam gemacht 
worden, daß Sybel diefes Aktenſtück unrichtig interpretiert hat, indem er 
daraus den Schluß zieht, daß Schwarzenberg ſchon jetzt den Eintritt Gefamt; 
Hfterreichs in den Bund verlangt habe. Dies fteht tatfächlich nicht darin. 
Überhaupt vermied es Schwarzenberg, bei aller ſcheinbaren Präsifion feiner 
Formulierungen, ein klares Bild der Fünftigen Verfaſſung, wie er 
fie fih dachte, zu geben. Das Entfcheidende blieb ja immer die Zus 
fammenfeßung der Zentralgewalt, und darüber ging er mit völligem 
Stillfhweigen hinweg. Im übrigen gehen feine Ausführungen von der 
Möglichkeit einer doppelten Löfung aus: Entweder die übrigen beutfchen 
Regierungen fonftituieren ſich als Bundesftaat mit einer mehr oder weniger 
sentraliftifhen Verfaſſung; dann bleibt Hfterreich außerhalb diefer Ver; 
einigung, fritt aber zu ihr in das Verhältnis eines treuen Verbündeten; 
oder aber die Verfaffung wird fo geftaltet, daß ein lofer Staatenbund ent- 
fteht, der Öfterreich an einem engen ftaatlihen Zuſammenſchluß aller feiner 
Gebiete nicht verhindert; dann bleibt e8 mit feinen zum alten deuffchen 
Bunde gehörigen Gebieten auch Mitglied diefes neuen Bundes. Schwarzen; 
berg läßt feinen Zweifel darüber, daß er die leßtere Löfung bei weitem vor; 
zieht und gibt die Mittel an, wie man zu ihr gelangen könne. Er umgeht 
jedoch die Frage, wie einem ſolchen Staatenbunde ein fefterer Zufammenhalt 
als dem alten deutfhen Bunde gegeben werden könne, ohne die zu ihm 
gehörigen Teile Öfterreihs an der engen Verſchmelzung mit deffen außer; 
deutfchen Gebieten zu verhindern. Bei jedem Verfuch, eine folche Verfaffung 
im einzelnen zu formulieren, hätte die Unmöglichkeit, auf diefem Wege zu 
einer ſowohl das deutfche Nationalgefühl wie das äfterreichifche Staats; 
bedürfnis befriedigenden Löfung zu gelangen, fofort hervortreten müffen. 
Deshalb verfhob Schwarzenberg dies alles auf die Zukunft und richtete fein 
Augenmerk nur darauf, zunächft Preußen und dann die übrigen Regierungen 
zu Abmahungen zu gewinnen, die fie mit dem eigentlichen Gegner der 
Öfterreichifchen Pläne, der Mehrheit der Paulstirche, unheilbar verfeinden 
mußten und daher geeignet waren, das Zuftandelommen eines engeren 
Bundesftaates zu hintertreiben. Man fieht alfo deutlich, daß die Möglich- 
feit des engeren und weiteren Bundes, obwohl fie nicht ausdrüdlich von der 





BSſterreich 1848—ı860, Bd. ı, 493f. 

’ Wohl aber hat Schwarzenberg dem Grafen Brühl gegenüber mündlich ähnliche Ideen 
geäußert, ſ. Gerlach ı, 262 (j. 22. Des.) u. 269 (7. Jan, 49), und es wäre immerhin möglich, 
daß Sybel durch bie Kenntnis von Brühls Bericht zu feiner Interpretation der Denkfchrift 
gelangt wäre, 
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Hand gemwiefen wird, praftifch ausgefchloffen werden fol. Schwargenbergs 
eigentliches Ziel ift unverfennbar die Rückkehr zum alten deutfhen Bunde 
mit einigen unmefentlihen Veränderungen in feiner VBerfaffung. Darauf 
deutet auch der am Schluß der Denkfchrift in beiläufiger Form angebrachte 
Sat hin, daß der im Jahre 1815 geſchloſſene Bund bisher in legaler Weife 
nicht aufgelöft worden fei und big zur völligen Vereinbarung über einen 
neuen Bund fortbeftehe. Diefe eigentlichen Ziele waren aber gefchidt verhüllt, 
um zunächſt Preußen auf einen Weg zu loden, von dem aus es zu einer Ver; 
fländigung mit der Paulskirche den Rückweg nicht mehr werde finden fönnen.! 

Als Antwort auf diefe öfterreihifhen Vorſchläge wurde in Berlin ein 
neues Memorandum entworfen.” Es begann zwar mit dem Ausdrud des 
Einverftändniffes in den wichtigften Punkten; aber gleich zu Anfang wurde 
einfchränfend hinzugefügt, daß die Art, wie Schwarzenberg das von den 
Regierungen felbft berufene Frankfurter Parlament zu behandeln gedenfe, 
nicht den Beifall Preußens habe; diefe Verfammlung „hat ein unleugbares 
Recht darauf, daß die Regierungen fich mit ihr zu verftändigen fuchen”, wenn 
man auch ihren Anfpruch auf alleinige Feftftelung der Verfaffung aufs 
entfohiedenfte zurückweiſen müſſe. Wolle man aber eine Vereinbarung und 
nicht einen offenen Konflift mit ihr, fo fei es ratfam, ihr die Wünfche der 
Regierungen vor Vollendung des Verfaffungswerkes zur Berüdfichtigung 
bei ihren Beratungen mitzuteilen, zumal da alle Nachrichten darauf hinz 
deuteten, daß die Mehrheit eine ſolche Verſtändigung nicht zurückweiſen 
werde, Daher müffe ein Organ gefchaffen werden, welches diefe Vermittlung 
in offizieller Weife zu übernehmen geeignet fei, und zwar in der Form eines 
proviſoriſchen Staatenhaufes, beftehend aus etwa go Vertretern der Regie⸗ 
rungen nach der Bevölferungszahl der einzelnen Staaten. Diefe Körperfchaft 
würde dann den Entwurf der Nationalverfammlung zu prüfen haben, Ferner 
müſſe man während des Proviforiums der Zentralgewalt ein Fürften: 
follegium an die Seite ftellen, welches zunächft aus Vertretern der 6 Könige 
zu beftehen hätte. Zufammen mit dem Reichsverweſer würde diefe Behörde 





2 Sch weiche in diefer Beziehung von dem Urteil Friedjungs ı, 173 ab, der glaubt, 
daß Schwarzenberg nur deshalb fo allgemeine Wendungen gebrauche, weil er felbft noch 
gar feinen beftimmten Plan gehabt habe, Allerdings hatte er keinen Plan für die Nengeftals 
tung Deutſchlands; aber er wußte doch recht gut, wag er wollte: Zurüd zum alten Bunde, 

2 Bom 19, Dezember, f. Beilage 34. Die in dem urfprüänglichen Tert vorgenommenen 
nachträglichen Änderungen fcheinen mir auf Wünfche des Königs zurückzugehen. Keinesfalls 
kann bavon die Rede fein, daß diefe Denkſchrift der Unzufriedenheit des Königs mit Schwarz 
zenbergs Vorſchlägen ihren Urfprung verdanfe, wie Sybel ı, 268f. meint. Der König war 
mit Schwarzenberg gar nicht unzufrieden, fondern nur das Minifterium. Das Memorandum 
felbft nennt Graf Bülow „das mühfame Nefultat vieler Meinungsdifferengen und Kons 
zeſſionen nach beiden Seiten hin“ (an Bernflorff zo. Dez., Ringhoffer 80). 
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einen leitenden Einfluß auf die Verfaffungsberatung in beiden Häufern in 
Anfpruch zu nehmen haben; auch für die Erhaltung des inneren Friedens 
und für die Beeinfluffung der Zentralgewalt im Sinne der Einzeltegierungen 
fönne fie benußt werden. Diefer Vorſchlag habe den großen Vorteil, daß 
er die Ausficht biete, von der Verfammlung auf friedlihem Wege ange; 
nommen zu werden. Man müfje fofort nach Beendigung der erften Lefung 
des Berfaffungsentwurfes damit hervortreten, aber ſchon jet in Frankfurt 
auf das Bevorftehen diefes Ereigniffes hinweifen laffen. Würde diefe Zus 
mutung von der Verfammlung zurüdgemwiefen, fo würden die Regierungen 
die Berechtigung haben zu fagen, daß fie alles, was in ihren Kräften ftehe, 
zur Herbeiführung der Einheit getan hätten, und nicht fie die Verantwortung 
für das Scheitern der Verfaſſung freffe, 

Auch über die Geftaltung der Fünftigen definitiven Verfaffung fei Preußen 
mit Öfterreich in wefentlihen Punkten einig; man müffe an den alten Bund 
anfnüpfen und im Intereſſe der Einbeziehung ſterreichs an einer loferen 
Konftruftion des Bundes fefthalten. Ob die Zentralgewalt als Direktorium 
einzurichten, oder eine einheitliche Oberleitung vorzuziehen ſei, wolle man 
zunächſt dahingeftellt fein laffen; innerhalb der zu fchaffenden Volksver⸗ 
tretung halte man ein befonderes Staatenhaug für angemeffen, neben dem 
allerdings eine aus allgemeinen Wahlen heroorgehende, das ganze deutfche 
Volk repräfentierende VBerfammlung unentbehrlich fei; eine bloße Zuziehung 
einzelner aus Wahlen hervorgegangener Elemente erfcheine der öffentlichen 
Meinung gegenüber nicht ausreichend. Einer der wefentlichften Punkte 
werde die Vereinheitlichung der materiellen Intereffen fein; daneben eine 
fahgemäße DOrganifation des Heerwefens. 

Zum Schluß fpricht das Memorandum die Überzeugung aus, daß Öfterz 
reich, gerade weil es den berechtigten Wünfchen feiner Bevölkerung nad 
ftärferer Einheit im fich felbft Rechnung fragen müffe, für feine zum deutfchen 
Bunde gehörigen Gebiete nicht den gleichen Grad von Einheitlichfeit des 
Wirtſchaftslebens, der Geſetzgebung und des Heerweſens werde ertragen 
fünnen, den das übrige Deutfchland wünfche. Es werde daher das befte fein, 
wenn bie Beftimmungen des alten Bundes für das bisherige Bundesgebiet 
aufrechterhalten blieben, während das aufßeröfterreichifche Deutfchland fich 
innerhalb desfelben als ein engerer Verband konſtituiere. Hierzu könne 
Preußen feine Mitwirkung nicht verfagen und gweifle nicht, Daß fich die Formel 
finden laffen werde, „unter welcher das Verhältnis diefes engeren zu dem 
weiteren Bundesverbande auf eine beiden Teilen gleich förderliche Weiſe 
geordnet werben könne“. 








su fehr ab, Bol, and das Begleitfhreiben an Bernſtorff v. 21. Dez, bei Friedjung 1,495. 
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Sp entgegenfommend in der Form auch diefe preußifche Erfläcung war, 
fo ließ fich doch der fachliche Gegenfag nicht verleugnen. Preußen befannte 
fich hier zum erftenmale in offigielfee Form auch Öfterreich gegenüber zu dem 
Gedanken des engeren und weiteren Bundes, der fich, wie wir wiſſen, ſchon 
feit dem Frühjahr allen Anhängern der deutfhen Einheit in fteigendem Maße 
als die einzig mögliche Löfung aufgedrängt hatte. Es verlangte von Öfter; 
reich, daß es dem engeren Zufammenfchluffe des übrigen Deutfchland fich 
nicht widerfege, und wollte fih den Weg zu einer friedlichen Verftändigung 
mit der Mehrheit der Paulskirche nicht verfchließen laffen. Das Minifterium 
fprach in diefen Punkten ganz im Geifte von Camphaufens Denkſchrift, die 
e8 eben erhalten hatte; aber in der Forderung eines proviforifchen Königs; 
folfegiums und Staatenhaufes war es durchaus von der bisherigen Politik 
abgemwichen und hatte den Wünfchen des Königs nachgegeben. Man glaubte 
wohl, daß die Erklärung über den engeren und weiteren Bund, mochte fie 
nun von Öfterreich zuftimmend oder ablehnend beantwortet werden, ein 
weiteres Zufammengehen unmöglich machen werde; im erfteren Falle fchied 
ja Öfterreich freiwillig aus dem engeren Bunde und fonnte alfo deffen Ver; 
foffung nicht mitbeftimmen wollen; im zweiten aber ergab fich eine fo große 
Divergenz der Grundanfhauungen, daß daneben alles übrige nebenfäch- 
lich erfcheinen mußte. 

Die preußifchen Minifter gaben fich daher dem angenehmen Glauben hin, 
daß jest der Gegenfag, der zwifchen Olmütz und Berlin in bezug auf die 
deutfche Frage beftand, vollfommen Har zutage freten werde, und daß infolge; 
deffen felbft der König einfehen müffe, daß eine Verftändigung fich nicht 
erzielen laffe.! Sie ahnten nicht, daß der Überbringer ihrer offisiellen Denk⸗ 
fcohriften, dem fie vollfommenes Vertrauen fchenkten, gleichzeitig von dem 
Könige Aufträge völlig anderen Inhaltes erhalten hatte und über diefe 
hinter ihrem Rüden mit dem Fürften Schwarzenberg verhandelte, 

Graf Brühl Hatte fchon bei feiner erffen Sendung nach Olmütz vom Könige 
perfönliche Informationen empfangen, und wir werden nicht irren im der 
Annahme, daß bereits hier das Haupfgewicht auf die fofortige Begründung 





Namentlich die privaten Erläuterungen Graf Bülows (an Bernftorff 20. Dez, Rings 
boffer 80) zeigen, welchen Wert das Minifterium gerade auf den engeren Bund unter 
Preußens Führung legte. Auch Friedjung überfieht den fpringenden Punkt, wenn er 
den Schriftenwechfel dahin refümiert: „Alſo: Öfterreich hat ein Verhältnis in der Analogie 
des bisherigen Staatenbundes (Bundesafte von 1815) vorgefhlagen, und Preußen ift 
damit einverftanden.” 

I Bol. namentlich Graf Bülow an Camphaufen Dez. 30 Beil. 40, Er glaubt jeßt in der 
Lage zu fein, des Königs Pläne nach und nach tot zu machen, da die flarf prinzipielle Ver; 
ſchiedenheit zwifchen den preußifhen und öſterreichiſchen Aſchauungn deutlich hervor⸗ 
getreten fei, 

Brandenburg, Unterfuchungen. 11 
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des Königskollegiums neben der proviforifhen Neichsgewalt gelegt und 
zugleich die Beibehaltung diefer Einrichtung in der definitiven Verfaffung 
empfohlen wurde. Das jegige Proviforium müffe man möglichft verlängern, 
um die Zeit für die in aller Stille zu betreibende Verftändigung unter den 
ſechs Königen zu gewinnen; etwaiger Widerftand gegen deren Abmachungen 
follte durch ihre vereinigten Truppen niedergefchlagen werden. An die 
Sffentlichkeit follten diefe Beſchlüſſe erft treten, wenn die Verfaffung der 
Paulskirche fertig fei. Die Hleineren Staaten follten nicht mediatifiert werden, 
fondern im Innern ihre Selbftändigfeit behalten und in der fünftigen Vers 
faffung im Staatenhaufe ihre Vertretung finden.! 

Obwohl fich diefe perfünlichen Äußerungen des Königs in ihren negativen 
Teilen mit der erften offiziellen Denkfchrift des Minifteriums berührten, fo 
wichen fie doch der ganzen Tendenz nach erheblich von ihnen ab, indem bier 
pofitive Vorfhläge gemacht wurden, die mit der Errichtung eines neuen 
Bundes unter Preußens Führung unvereinbar erfchienen, während die 
Minifter dies zunächft vermeiden und nur Öfterreichs Anfichten hervorloden 
wollten.” Schwarzenberg mußte diefe Mitteilungen faft wie eine Erlöfung 
begrüßen. Mit ſchwerer Sorge hatte er die Dfteoyierung einer liberalen 
BVerfaffung in Preußen gefehen und machte Bernftorff gegenüber fein 
Hehl daraus, daß er hierin nur den Verfuch erbliden könne, Popularität 
in Deutfohland zu gewinnen und für eine preußifche Kaiferwahl Stimmung 
zu machen.? Er hatte fih, wie e8 ſcheint, ſchon faft in den Gedanken gefunden, 
daß die Konftituierung eines engeren Neiches unter Preußen nicht mehr zu 
hindern fei; jet auf einmal erfuhr er, daß der König felbft, deffen ablehnende 
Äußerungen ihm vorher wohl als Huge Zurüdhaltung erfchlenen waren, 
diefe Löfung nicht wolle und bereit fet, fich hinter dem Rüden feiner Minifter 
mit Öfterreich zu verftändigen. Es ſcheint, daß er erft jegt den Gedanfen 
fallen ließ, auf das weitere Bundesverhältnis für HÖfterreich einzugehen, 

Daß Graf Brühl mündliche Verhandlungen ſchon bei feiner erften Sendung geführt hat, 
geht aus Gerlachs Angaben zum 22. Dez. (1, 262) hervor; ebenfo aus Schwargenbergs Brief 
v. 16. Dez. (Briedjung 1, 173 Anm). Nun wird man aber nicht wohl zweifeln können, 
daß der Anhalt feiner Informationen identifh war mit dem, was der König gleichzeitig 
mändlih duch den Grafen Driola an Bernftorff mitteilen ließ (ſ. deffen Aufzeihnung, 
Ringhoffer 775 das Datum muß falfch fein und wohl 8. Dez. heißen, da nach dem Bericht 
vom 9. Dez. Bernftorff bereits im Beſitz diefer Informationen war), Bernflorff gegenüber 
erflärte fih Schwarzenberg bereit, weitere VBorfchläge mit einem Vertrauensmann des Königs 
ju befprehen. (Bericht v. 9. Des. a. a. D. 78.) 

» %h möchte befonders darauf hinweiſen, daß auch in der zweiten minifteriellen Denk 
ſchrift vom 19. Des. Königslollegium und Staatenhaus nur für das Proviforium in 
Anregung gebracht werben, nicht aber für die definitive Verfaffung, da fie in diefer Form 
weder für den engeren noch für den weiteren Bund geeignet erfeheinen konnten, 

Bericht Bernftorffs 9, Dey., Ninghoffer 78, 
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den er Ende November offenbar ernftlich erwogen hatte. Sehr gefchidt benußte 
er feine Kenntnis der Anfhauungen des Königs in der Denffchrift vom 
13. Dezember. Namentlich die Beftimmungen über den Zeitpunkt für das 
öffentliche Hervortreten (nämlich nach Beendigung der Verfaffungsberatung), 
über das tiefe Geheimnis der Verhandlungen und über die Niederwerfung 
eines fich etwa regenden Widerfiandes mit Waffengewalt unter geringer 
Beteiligung Hfterreichs waren jenen Mitteilungen entnommen. Es war 
ein außerordentlich feines Spiel, daß er den Argumenten der preußifchen 
Minifter die Argumente ihres eigenen Königs entgegenftellte; er konnte fo 
mit Sicherheit erwarten, daß feine Erwiderung zu lebhaften Auseinander; 
ſetzungen zwifchen dem Herrfcher und feinen Ratgebern führen und die preußi— 
fche Aktion lähmen würde, 

Das Minifterium, von diefen IZufammenhängen nichts ahnend!, betraute 
den Grafen Brühl auch mit der Überbringung des zweiten Memorandums 
vom 19. Dezember?, und zum zweiten Male wiederholte fih das frühere 
Spiel. Der Graf erhielt wieder vom Könige mündliche Informationen’; und 
während jene offizielle Denkfchrift von der Vorausfegung ausging, daß 
Hfterreich das Necht des übrigen Deutſchland auf die Bildung eines engeren 
Bundes anzuerkennen habe, ermächtigten jene mündlichen Aufträge den 
Grafen, fih mit dem Fürften Schwarzenberg auf Grund der früheren Ber 





ı Der König hatte den Miniftern natürlich feine Ideen ebenfalls vorgetragen; aber fie 
wußten offenbar zunächſt nicht, daß er fie troß ihres Widerfpruchs auf vertraulihem Wege 
in Dlmüß zur Kenntnis gebracht hatte. Daß fie Befürchtungen in diefer Richtung hegten, 
zeigt Bülows Brief an Gf. Bernflorff v. 8. Dez., er möge auch nah Olmütz gehen und dafür 
forgen, daß nicht auf mündliche Befehle des Königs hin ein Stüd Kabinettspolitif gemacht 
werde. (Ringhoffer 76.) 

2 Anfangs wollte der König mit der neuen Sendung den früheren Minifter Grafen Canitz 
beauftragen. Die Minifter verhinderten dies mit Mühe und glaubten einen großen Erfolg 
damit errungen zu haben, daß wieder Graf Brühl gefchict wurde. (Bülow an Camphaufen 
23. Des. Beilage 36; an Bernftorff 20. Dez, Ninghoffer 80.) 

s Meinede, Radowitz 203, erwähnt eine Denkfchrift des Königs v. 21. Dezember, von 
der fonft nichts befannt ift, ohne feine Duelle anzugeben. Danach hat er damals für die 
definitive Berfaffung verlangt: 1. einen Bundesftaat mit Königskollegium, 2. einen deutfchen 
Staatenbund einfhließlih Deutſch⸗Oſterreichs, 3. einen großen Neihsbund mit Gefamt- 
Öfterreich. Diefe Gedanken ſtammten, wie Meinede nachweift, von Radowitz. Ferner habe 
fich der König in diefer Schrift gegen eine gewaltfame Niederwerfung Frankfurts ausgeſprochen, 
da es dann zu einer ausfchließlichen Fürftenherrfchaft, aber nicht zur Einheit fommen werde. 
Es würde fehr erwünſcht fein, den Wortlaut diefer Denkfchrift zu kennen; vermutlich war 
es ein Stüd der dem Grafen Brühl für feine zweite Reife vom Könige erteilten Anweifung. 
Jedenfalls Handelt es fich hier nur um einen vorübergehend auftauchenden Gedanten, der 
dem König im harten Widerftreit mit feinem Minifterium über die Zuläffigfeit eines engeren 
Bundes ohne Öfterreich einen Augenblid lang Ausficht auf Annahme zu bieten ſchien. 
Bereits in der Denkſchrift vom 4. Januar ift er wieder aufgegeben (f. unten S. 165 Anm, 2). 
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fprehung in ein genaueres Einvernehmen über eine Öfterreich einfchließende 
Kombination zu fegen. Sie einigten fich denn auch) Darüber, daß im Anfchluß 
an die Drganifation des Königskollegiums Deutſchland Fünftig in ſechs 
Kreiſe zerfallen folle, innerhalb deren der Heerbefehl je einem der fechg Könige 
zuftehen follte; Schwarzenberg fügte noch den Gedanken einer Vereinigung 
der Parlamente innerhalb diefer Kreife hinzu, was eine völlige Mediatifierung 
der Kleinfiaaten bedeutet hätte. Ein Staatenhaus erklärte er für überflüffig 
— ein neuer Schlag gegen die Kleinftaaten — und ebenfo eine aus allge; 
meinen Wahlen hervorgehende Bolksvertretung am Bunde; es werde 
genügen, wenn von den Ständen der ſechs Kreife gewählte Vertreter neben 
das Direftorium träten. Graf Brühl war mit dem allen einverfianden und 
gab dem Fürften felbft den Gedanken an die Hand, dem Könige alle diefe 
Einrichtungen dadurch noch ſchmackhafter zu machen, daß man für die zu 
fchaffenden Kreife den aus feinen früheren Plänen entnommenen Namen 
Neihswehrherzogtümer wähle und die Könige als freisausfchreibende Fürften 
begeichne.! 

Wie man fieht, enthielten diefe VBorfchläge im wefentlihen nicht die Ge; 
danken Schwargenbergs, fondern eine, freilich im öfterreichifchen Sinne aus; 
geftaltete Weiterbildung der Ideen Friedrich Wilhelms IV. Nur die ftärfere 
Einfhränfung der GSelbftändigfeit der SKleinftaaten und der Vorſchlag, 
den der Fürft im Gefpräh mit Bernflorff machte, die Nationalverfammlung 
felbft mit Gewalt auseinanderzufprengen, waren fein geiftiges Eigentum. 
Der König hatte militärifche Kräfte nur zum Kampfe gegen etwa ausbrechende 
neue revolutionäre Erhebungen bereitftellen wollen. In den amtlichen 
Verkehr kamen fie jedoch alle als öfterreichifehe Vorfchläge, und zwar dadurch, 
daß der Fürft diefe Gedanken dem Grafen Bernftorff gegenüber ausführlich 
entwidelte, zwar mit ber kurzen Andeutung, daß er auch mit dem Grafen 
Brühl darüber gefprochen habe, aber ohne zu fagen, daß fie ihm durch diefen 
vom Könige nahegelegt worden feien. Er fügte hinzu, daß Öfterreich nicht 
nur in ben weiteren, fondern auch in den engeren Bund einzutreten gedenke, 
und daß ein einheitliches Oberhaupt undenkbar fei.? Zum zweitenmal hielt 
er alfo dem preußifchen Minifterium die Wünfche des preußifchen Königs 
in ber Form öfterreichifcher Anträge entgegen. Als Graf Brühlam ı. Januar 

* Briedjung 1, 176, wohl nad dem Briefe Schwargenbergs v. 2. Jan., aus dem in der 
Anm, eine Stelle zitiert wird. 

»v. Sybel ı, 270. Bernflorffs Bericht v. 27. Dez., Ausz. Ninghoffer Sof. Nah 
feiner Ungabe hatte Schwargenberg kurz vorher von Bayern und Württemberg die dringende 
Bitte um Shut gegen die Abſichten Preußens und der Nationalverfammlung erhalten. 
Nah Bernſtorffs Bericht wollte übrigens Schwarzenberg für die definitive Verfaffung das 
Königstollegium nicht beibehalten, fondern duch ein Direftorium von Dreien unter öfters 
relhifhem Vorſitz erfegen, 
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nach faft 14tägigem Aufenthalt aus Olmütz wieder abreifte, äußerte fich 
Schwarzenberg dem öfterreichifchen Vertreter in Berlin gegenüber höchft 
erfreut über die erreichten Erfolge; allerdings täufchte er fich nicht darüber, 
daß das Minifterium und die Heineren Staaten der Verwirklichung diefer 
Pläne noch ſchwere Hinderniffe in den Weg legen würden und fprach feinen 
Zweifel aus, ob e8 gelingen werde, dieſe zu überwinden. Man hat durchaus 
den Eindrud, daß es ihm weniger auf die Ausführung diefer Pläne anfam, 
als darauf, den Gegenfaß zwifchen König und Minifterium in Berlin zu ſchüren 
und Preußen mit feinen natürlichen Verbündeten, der Frankfurter Mehrheit 
und den fleineren Staaten, gu verfeinden. 

Indeſſen fannte er Doch die Gedanfenwelt Friedrih Wilhelms IV. nicht 
genau genug, um die Wirkung feiner Vorfchläge ganz richtig voransberechnen 
zu können. Im allgemeinen war der König natürlich äußerſt erfreut über 
das Entgegentommen, das feine Gedanken bei dem öfterreichifehen Minifter 
gefunden hatten, aber die Feindfeligfeit gegen die Nechte der Fleineren 
Souveräne vermochte er feiner ganzen politifchen Weltanfhauung nach nicht 
zu teilen. Auch ging ihm des Fürften Abficht einer Zerfprengung des Parla; 
mentes zu weit, da er dies, wenn es innerhalb feiner Kompetenzen bleibe, 
als legitim betrachtete und nur feine zu weit gehenden Souveränitätsgelüfte 
befämpfen wollte. Unmittelbar nach dem Eintreffen Brühls entwarf er eine 
eigenhändige Denffchrift, in der er feine Stellung genauer darlegte? Nur 
Hfterreich und Preußen gemeinfam als die größten Mächte fönnten Deutſch⸗ 
land von der revolutionären Schande des Jahres 1848 reinigen und bie 
Grundfäge des göttlichen und menfchlichen Rechtes dort zur Geltung bringen. 
Hierzu bedürfe es nach feiner Meinung vor allen Dingen der Zeit, und dieſe 
folle duch die Verlängerung und neue Drganifation des Proviforiums 
gewonnen werben. Daher fei die Einfeßung des Königskollegiums das 
deingendfte; aber auch das Staatenhaug fei wichtig, weil dadurch der Reichs⸗ 
verwefer und die Nationalverfammlung leichter bewogen werden fünnten, 
ihre Zuftimmung zu geben. Die Verfohmelsung der Parlamente innerhalb 
der einzelnen Kreife erklärte er für fchwierig, weil fie an Mediatifierung ftreife. 
Dagegen fei die Einrichtung der Reichswehrherzogtümer nur heilfam. Die 
Einrichtung eines Staatenhaufes bringe ferner noch den Vorteil, daß man 
bei geeigneter Zufammenfeßung desfelben durch das Zentralparlament die 
Verfaffungen der Einzelftaaten revidieren laffen könne, damit alles Nevoz 
Iutionäre aus ihnen entfernt würde. Für die definitive Verfaffung brachte 
der König ein Unterhaus, gewählt von den Einzellandtagen nah Ständen 





ı Schwarzenberg an Trautmannsdorf 2, Januar, Friedjung ı, 176f. 
: Ym 4. Januar; teilweife im Wortlaut nebft Schwarzenbergs Zwifchenbemerfungen 
gegenüber dem Grafen Brühl (offenbar nach deffen Bericht) bei v. Sybel ı, 272f. 
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und Klafien, ein Oberhaus aus Vertretern der Heineren Fürften, den Media; 
tifierten und Delegierten der erften Kammern, endlich als erefutive Behörde 
das Königskollegum in Vorſchlag. Die Befimmung über das nähere 
Berhältnis Hfterreichs zu dem übrigen Deutfchland und zu Preußen wollte 
er verfrauensooll in die Hand von Konferenzen legen, die möglichft bald 
beginnen follten.! 

Mit diefer Föniglihen Denkſchrift ausgerüftet, trat Graf Brühl am 5. Januar 
1849 zum drittenmal die Reife nah Olmütz an, diesmal, wie e8 foheint, ohne 
einen offiziellen Auftrag der Minifter. Diefen war die Denkfchrift zwar vor 
der Abfendung mitgeteilt worden?; von ihren Einwendungen hat aber der 
König nur eine berüdfichtigt; er ftrich einen urfprünglich geplanten Schluß; 
faß: „Über dem Ganzen fände Römifch-Kaiferlihe Majeftät“3 Sie fuchten 
durch eine Anweifung an den Grafen Bernftorff dem Eindruck der Denkfchrift 
entgegenzumwirfen, indem fie nochmals die volle Gleihberechtigung zwifchen 
Hfterreich und Preußen und dag Necht des Tegteren zur Begründung eines 
engeren Bundes unter feiner Leitung als Vorbedingung gemeinfamen 
Handelns hinſtellten.“ Dem Grafen Brühl Banden fie auf die Seele, daß 
er das Memorandum, deffen formelle Unterzeichnung durch den König fie 
mühfam verhindert hatten, nicht aus der Hand geben dürfe. Sie wollten 
aufs firengfte daran feftgehalten wiffen, daß diefes Schriftftüd als eine rein 
perfönlihe Meinungsäußerung des Herrfchers zu betrachten fei und auf die 
offiziellen, zwifchen beiden Staaten fohwebenden Verhandlungen feinen Eins 
fluß haben bürfe.5 

Fürft Schwarzenberg fühlte ſich nicht veranlaßt, diefem Beftreben der 
preußifhen Minifter entgegenzufommen, fondern befchloß, an die für Öfter; 





ı Meinede, Radowitz, 204 Anm, wirft Sybel vor, diefer habe völlig verfannt, daß 
der königliche Plan für das Definitioum auf das engere Deutfchland ohne Öfterreich bes 
rechnet fei. Leider liegt ja nicht der volle Wortlaut der Dentfchrift vor, und ich weiß nicht, 
ob Meinede ihn kennt. Wenn der Yuszug des legteren Teils bei Sybel auch nur einigers 
maßen zuverläffig ift, muß es fih um dag weitere Deutfchland handeln, da von „Beibehaltung 
des Königscollegii” die Nede iſt. Im proviforifhen Königskolleg follte doch zweifellos auch 
Hfterreich feinen Pla haben; wurde dies beibehalten, fo kann hier nicht an eine Behörde 
und einen Staat ohne HÖfterreich gedacht fein. 

* Bülow an Bernflorff Jan. 6. u. 8. Ninghoffer gıf. 

Im Gefpräch mit Gerlach redete aber der König am 7. Januar wieder von ber Ers 
neuerung der Nömifhen Kaiferwürde und dem preußifhen Erzfeldherrnamt (Gerlach ı, 
269). Die Streihung bedeutete alfo keineswegs eine Aufgabe der Idee ſelbſt. 

“©, b, zitierten Brief des Grafen Bülow, 

’ Wenn ber König am 7. Januar zu Gerlach äußert (a. a. D.), feine miniſter ſelen mit 
ihm völlig einverſtanden und „bis jetzt auch folgſam“ geweſen, fo kann ſich dies nur darauf 
besiehen, daß fie die vertrauliche Mitteilung an Schwarzenberg überhaupt zugelaffen hatten; 
daß fie die Pläne des Königs fachlich gebilligt haben könnten, iſt völlig ausgeſchloſſen. 
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reich viel günftigeren Anregungen des Königs anzufnüpfen und auf die 
frühere Denkſchrift der Minifter gar nicht weiter einzugehen. Er entwidelte 
feine eigene Meinung zuerft in mündlichen Bemerkungen dem Grafen Brühl, 
als diefer ihm die Denkfchrift vorlas. Darauf, ob die Frankfurter Ver; 
fammlung die gemachten Vorſchläge gutheißen werde oder nicht, meinte er, 
fomme e8 gar nicht an; man müſſe nur 40000 Mann bereit halten, um 
eventuellen Aufftänden gewachfen zu fein; das Kommando werde am beften 
der König von Württemberg erhalten. Mit der Paulskirche müffe man 
gar nicht verhandeln, fondern nur mit dem Neichsverwefer, der troß feiner 
perfönlichen Schwäche vorläufig beisubehalten fei. Die Mediatifierung der 
Heinen Fürften erfchlen ihm nach wie vor wünſchenswert; nur wollte er 
eine Vergrößerung Bayerns feinesfalls zugeben. Auf das Staatenhaus 
legte er noch) immer feinen Wert, da man doch nicht genug zuverläffige Leute 
babe, um feine Befchlüffe mit Sicherheit dirigieren zu können, und da fich 
die Reviſion der einzelnen Verfaffungen viel beffer durch Anwendung milis 
tärifcher Gewalt erreichen laffe. 

Erft nach Brühls Abreife faßte Schwarzenberg den Entfehluß, die fönigliche 
Meinungsäußerung zum Gegenftand amtlicher Verhandlung zu machen und 
fie in einer eigenen Denffchrift? zu beantworten, während er die amtliche 
Mitteilung der preußifhen Regierung vom 19. Dezember einfach ignorierte. 
Er rechtfertigte hier die Mediatifierung der Heinen Fürften mit ihrer tat; 
ſächlichen Ohnmacht, die fie fonft zu ficherem Untergange durch die Nevolu; 
tion verurteile. Die Mehrheit der Nationalverfammlung, Gagern an der 
Spitze, wolle nichts anderes, als auch Preußen der Revolution dienftbar 
machen und dieſe über ganz Deutfchland verbreiten? Schon deshalb könne 
man die Schiefale Deutfchlands von den Befchlüffen diefer „von der flagranten 
Revolution erzeugten Verſammlung“ nicht abhängig machen. Sollte die 
Mehrheit noch zu der Erkenntnis fommen, daß Öfterreich und Preußen nicht 
£0£, fondern zu neuer Lebenskraft erwacht feien, fo ſei vielleicht eine Ver; 
fländigung mit ihe möglich, aber man müffe auch für den fchlimmeren Fall 
gerüftet fein. In bezug auf die Fünftige Geftaltung Deutfchlands führte 
Schwarzenberg aus, daß das nach Einheit ringende Nationalgefühl voll; 
ftändig nur auf dem Wege der Revolution durch die Begründung der 
Einheitsrepublif befriedigt werden fünne, teilweife und annähernd aber 
„Durch eine Gruppierung der vielen Heinen und Heinften Staaten und Ge 





* Diefer hatte felbft in Wien den Vorſchlag dazu gemacht, f. Gerlach ı, 271. 

® Bom 17. Januar Beilage 41. 

Es klingt beinahe, als habe Schwarzenberg die Briefe des Königs an Bunfen vom 
13. Dez. und an den Grafen Brandenburg vom 19. Januar gelefen. Man fieht, wie genau 
er durch Brühl über des Königs Auffaffung unterrichtet war. 
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biete Deutfchlands in größere Staatenförper, zufammengehalten durch eine 
fräftige Zentralgewalt“. Nur das legtere könne in Frage kommen; dabei 
follten die den ſechs Kreifen einzuordnenden Fleineren Fürften durch mög—⸗ 
lichfte Wahrung ihrer Hoheitsrechte geſchont werden; es fei jedoch militärifche 
Berfhmelsung, gemeinfame oberfte Juftispflege und eine gemeinfame Volks; 
verfretung innerhalb jedes Kreifes wünfhenswert. Wenn der König gegen 
die Verfchmelsung des Parlamente Bedenken habe, fo könne man davon 
vorläufig abfehen und fie dem Laufe der naturgemäßen Entwidlung über; 
laffen. Das Recht der diplomatifchen Vertretung müßten alle Staaten 
behalten. Über die Form der Zentralgewalt laſſe fich jet noch nichts fagen; 
vorläufig fomme es auf die Ausgeftaltung des Proviſoriums an, und zwar 
zunächft darauf, dem Keichsverwefer ein Königskfollegium an die Seite zu 
ftellen; auf das Staatenhaug möge der König vorläufig verzichten. Dagegen 
fei eine Art von Volksvertretung, gewählt aus den Nepräfentationskörpern 
der Kreife, ing Leben zu rufen. Das Königskollegium fei fofort zu bilden 
und durch das Neihsminifterium dem Parlamente der Zwed feiner Tätigkeit 
mitzuteilen. Sollte fih die VBerfammlung weigern, die Mitwirkung des 
Königskollegums anzuerkennen und follten ſich Aufftände erheben, fo feien 
40000 Mann unter dem Kommando des Königs von Württemberg bereit 
zu halten. Preußen follte davon 20000 ftellen, Bayern und Württemberg 
je 100005 Öfterreich fei bereit, fich durch Entfendung von einigen taufend 
Mann nah Mainz zur Verftärkung der Bundesgarnifon zu beteiligen. Die 
Denkſchrift fchließt mit der Feftftellung, daß alfo vorläufig nichts weiter zu 
tun fei, als Truppen bereitzuftellen, die Verftändigung mit den Föniglichen 
Höfen herbeizuführen und dann das Königskollegium ins Leben zu rufen. 
Am beften werde ein preußifcher Diplomat nah Olmütz fommen, um von hier 
aus zufammen mit dem von Öfterreich bereits beftimmten Gefandten die 
Rundreife an die Höfe anzutreten. Bayern und Württemberg feien bereits 
von dieſer Anficht der Faiferlihen Regierung verftändigt worden. 

An der Tat würden dieſe Mafregeln vollftändig ausgereicht haben, um 
einen Bürgerkrieg in Deutfchland zu entfeffeln und im Falle eines Sieges 
ber größeren Regierungen jeden Verfuch zu einer Einigung Deutſchlands aus 
ber Welt zu fchaffen.? 

Der Fürft begleitete diefe Denkfchrift, die er zuerft dem Könige direkt und 
dann durch dem Öfterreichifchen Botfchafter in Berlin auch dem Minifterium 





’ Ein Entwurf gu der an das Neihsminifterium zu richtenden Erflärung wurde gleich 
beigefügt, f. Beilage 41. 

» Graf Bülow urteilte mit Recht (Bellage 48): „Sie gingen auf nichts geringeres hinaus, 
ald auf entfhiebene KontresNevolution in Deutfhland zugunften des alten Bundes.“ Vgl. 
f. Brief an Bernflorff v. 23. Jan. Ringhoffer 93. 
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überreichen ließ, noch mit einem privaten Schreiben an den Grafen Brühl.! 
Darin hieß es, Öfterreich ftrebe nicht danach, fih an die Spige von ganz 
Deutfchland zu fielen, werde aber im Notfalle, um nicht mit dem übrigen 
Deutfchland zugrunde zu gehen, „fih auf fich felbft zurüdziehen in fein 
Schnedenhaus”. Bayern und Württemberg würden eventuell einen Rheins 
bund flften unter Frankreich. Ferner war hier die Zufammenfegung des 
„Kronkollegiums“ noch dahin erläutert, daß jeder der fechs königlichen Ver; 
freter eine Stimme haben folle. 

Am 19. Januar trafen diefe Erklärungen Schwarzenbergs in Berlin ein; 
aber bereits vorher war hier ein heftiger Kampf entbrannt, der noch nicht 
ganz entfchieden war, und auf beffen Ausgang fie eine bedeutende Wirfung 
geübt haben. 

Schon die erfien Andeutungen des Grafen Bülow, daß man mit Öfterreich 
in einen vertraulichen Meinungsaustaufh, wenn auch in der beften und 
harmlofeften Abficht, eingetreten fei, hatten Camphauſens lebhaftes Miß— 
frauen erwedt. Sah er doch alle Früchte feiner bisherigen Arbeit durch einen 
derartigen Schritt gefährdet. Eben jeßt begann in Frankfurt die preußifche 
Partei zur Macht nicht nur im Parlament, fondern auch im Reichsminiſterium 
zu fommen. Das Programm des Fürften Schwarzenberg war hier überall 
in dem Sinne gedeutet worden, daß Öfterreich an der Verfaffung des übrigen 
Deutfchland feinen Anteil nehmen wolle; die öfterreichifch gefinnten Ab; 
geordneten und Neichsminifter hatten demgegenüber einen um fo ſchwereren 
Stand, als auch vertrauliche Mitteilungen des Fürften Schwarzenberg an 
den Bevollmächtigten bei der Zentralgewalt zu beftätigen fchienen, daß die 
neue Regierung des Kaiferftaates wenig Wert auf eine enge Verbindung 
mit dem neuen Deutfchland lege. Auch die Erfohießung Blums, die unter 
Nichtachtung des Neichsgefeges über die Immunität der Abgeordneten ers 
folgt war, die Verweigerung eines Beitrages zur Begründung einer deutfchen 
Kriegsmarine und die Ablehnung einer gemeinfamen Wechfelordnung 
wurden in diefem Sinne gedeutet. Gemäß einem Befchluffe feiner Kollegen 
mußte Herr von Schmerling aus dem Minifterium weichen, und an feiner 


— 





ı Deffen voller Wortlaut lag mir nicht vor, fondern nur die an Camphaufen überfandten 
kritifhen Bemerkungen des Grafen Bülow, die einige Säse daraus anführen. ©. Beil. 43. 

» S. Camphauſens Bericht v. 14. Des. Beil, 31. Auch der öfterreihifhe Bevollmächtigte 
v. Menshengen befürmwortete, daß Öfterreich auf diefe Grundlage eingehen möge, f. v. wie; 
dbined-Südenhorft, Otſch. Geſch. i. 19. Ih. 2,475. Wenn man in den Wiener Negierungss 
freifen ernftlich an eine ſolche Möglichkeit gedacht hat (vgl. die v. Friedjung ı, 169 darüber 
sufammengeftellten Zeugniffe), fo ift es doch wohl immer nur unter der Vorausſetzung 
sefhehen, daß man den engeren Zufammenfchluß des übrigen Deutfchland nicht werde 
hindern können. Sobald dies wieder möglich erfhien (nach den Eröffuungen des Grafen 
Brühl), ließ man diefen Gedanken definitiv fallen. 
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Stelle wurde der Führer der Erbfaiferpartei, Heinrich v. Gagern, Reichs; 
minifterpräfident. Er legte den größten Wert darauf, im Einvernehmen 
mit der preußifchen Regierung und Camphaufen zu handeln und fprach 
die Hoffnung aus, daß es gelingen werde, die Bedenken und Wünſche 
Preußens gegen die Verfaſſung bei der zweiten Lefung derfelben in weit— 
gehendem Maße zu berüdfichtigen. Die Politik Camphauſens fohien ihrem 
Ziele näher als je, und in diefem Augenblide begann die Regierung in Berlin, 
die fich bisher ganz im Einklang mit ihm befunden hatte, dem Drude des 
Königs nachzugeben und mit Öfterreich zu verhandeln. Anfangs erfuhr er 
nichts Genaueres darüber; aber, daß man in Berlin einen neuen Kurs zu 
fteuern beginne, mußte ihm eine Denffchrift über die deutfche Frage zeigen, 
die ihm Graf Bülow am 23. Dezember überfandte.t Aus ihr ging hervor, 
daß fich die Minifter für den Plan des Königs, neben die proniforifche Zentral⸗ 
gewalt fofort ein proviforifches Königskfollegium und Staatenhaug zu ftellen, 
hatten gewinnen laffen. Graf Bülow wußte wohl, daß man damit von der 
bisherigen Politif abwich. Er entfehuldigte fih Camphaufen gegenüber 
förmlich damit, daß er „dem Drange, daß etwas gefchehen folle und müſſe“, 
nicht abfolut habe widerftehen können, auch fei er „bis auf einen gewiſſen 
Punkt felbft der Meinung, daß eine Snitiative diefer Art nüslich fein könne; 
wenigftens kann man daraus die Beruhigung ſchöpfen, feinerfeits rechtzeitig 
den Weg der Verftändigung betreten zu haben“? Zugleich bat er Camp; 
haufen, diefer möge ihm feine etwaigen Bedenken offen mitteilen. Offenbar 
war es ihm doch nicht recht wohl bei der Sache, wenn er auch die ganze Trag⸗ 
weite der Maßregel, die bei fonfequenter Durchführung zum Bruch mit der 
Paulskirche führen mußte, nicht begriff. Man hat den Eindrud, daß ihm 
eine entfchiedene Gegenäußerung des Frankfurter Bevollmächtigten nicht 
unwillfommen gemwefen wäre, weil er fie dem Könige und dem Minifterium 
hätte vorlegen und mit ihrer Hilfe beide umzuftimmen verfuchen können. 
Als den geeigneten Zeitpunkt zum Hervortreten mit den preußifchen Vor—⸗ 
fhlägen bezeichnete er die Beendigung der erften Lefung der Verfaffung; 
jedoch ermächtigte er Camphauſen, die Sache bereits vorher vertraulich mit 
Gagern zu befprechen und deffen Meinung darüber einzuholen.’ 
Gleichzeitig trat aber noch eine andere Differenz hervor, Die National; 
verfammlung hatte nach Beendigung ihrer Beratungen über die Grundrechte 
des deutfhen Volles angeordnet, daß diefe Grundrechte, obwohl fie einen 





» Bellage Me. 35. 

» Graf Bülow an Camphaufen 23. Dez., Beilage 36. Er bemerkt noch, daß auch ber 
Neihstommiffar Simfon den Schritt nicht für unbedingt verwerflich halte, falls man das 
bei im Einvernehmen mit Gagern vorgehe. 

’ Erlaß an Eamphaufen 23. Dez. Beil, 35. 
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Zeil der fünftigen Verfaffung darftellten, doch ſchon jest vor Vollendung 
des Ganzen gefondert publiziert werden und fofort in allen Einzelftaaten 
Geſetzeskraft erhalten follten. Öfterreich und verſchiedene andere Einzelftaaten 
weigerten fich, dieſem Befchluffe nachzufommen, da fie zur Gültigkeit jedes 
Teiles der Verfaſſung, alfo auch der Grundrechte, die Zuftimmung der Regie; 
rungen für nötig erflärten. Sehr viel mußte auf die Haltung Preußens an; 
fommen. Und da nun in den Grundrechten, von einzelnen Punkten ab; 
geſehen, fachlich nicht viel anderes ſtand, ald was auch durch die preußifche 
Berfaffung vom 5. Dezember gewährleiſtet war, fo frat Camphaufen auf 
den Wunſch Gagerns lebhaft dafür ein, daß Preußen der Verfammlung 
entgegenfommen und die Grundrechte fofort publizieren möge, Man vers 
ſprach fich davon einen geoßen Eindrud und eine flarfe Zunahme der An; 
hänger Preußens. Das Minifterium entfchied fich jedoch nach eingehender 
Erwägung aus den gleichen prinzipiellen Bedenfen wie die meiften übrigen 
Staaten dafür, die Publifation abzulehnen.! 

Schon nach der Überfendung des Memorandums vom 23. Dezember 
hatte Camphauſen erklärt, daß er für das proviforifche Staatenhaus und 
Königskollegium jeßt fo wenig wie im Juli zu haben fei. Er wolle zwar noch) 
genauere Nachrichten über die „Iebensgefährlichen” Verhandlungen mit 
HÖfterreich abwarten; „allein, fügte er hinzu, ich fürchte es ift der Zeitpunkt 
gefommen, meine Wirkſamkeit in der deutfchen Angelegenheit zu beenden“: 
Wenige Tage fpäter meldete er, er habe vertraulich mit Gagern geredet, und 
diefer habe ihm erklärt, daß er fich einem ſolchen Plane mit aller Kraft 
widerfeßen werde und e8 als abfolut unmöglich betrachte, ihn in der National; 
verfammlung zur Annahme zu bringen.’ Ganz befonders befremdet fühlte 
er fich dadurch, daß in der Denkſchrift über die definitive Geftaltung der 
Neichsgewalt gar nichts gefagt war. In der unbegrenzten Ausdehnung 
des Proviforiums erblidte er eine Verlängerung des öfterreichifchen Ein— 
finfies auf die Zentralgemwalt, die nicht im Intereffe Preußens liegen könne. 
Außerdem meinte er, wenn es möglich fei, fich über die Zuſammenſetzung 
eines peoviforifhen Negierungsorganes und Staatenhaufes zu einigen, 
dann müſſe man ebenfogut über die definitive Geftaltung diefer Körperfchaften 
ſchon jeßt einig werden können; in diefem Falle habe es aber wieder feinen 
Zwed, das Proviforium zu verlängern, fondern die Regierungen könnten dann 
mit ihrem gemeinfamen Plane der Nationalverfammlung gegenübertreten. 

Die Unzufriedenheit Camphaufens mit der neuen Wendung der mini; 
fteriellen Politik fteigerte fich nach dem Empfang des Befchluffes über die 

ı Bülow an Camphanfen 27. Dez. Beil. 37. 


2 Yn Graf Bülow 26. Dez., Cafpary 272 (ohne Datum). 
® Bericht v. 28. Dez. Beil. 39. 
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Grundrechte fo, daß er fein Entlaffungsgefuch einreichte.! Graf Bülow bes 
ſchwor ihn aber, nicht in diefem Augenblide vom Plage zu weichen, wo man 
Hoffnung habe, die faft diktatoriſch hervortretenden Pläne des Königs durch 
fheinbares Eingehen darauf zum Scheitern zu bringen.” Camphanfen felbft 
hatte fich inzwiſchen überlegt, wie weit man in der vom Könige gewünfchten 
Richtung gehen könne, ohne die bisherige Politik in ihren Grundgedanken zu 
verlaffen; ein gewiffes Entgegenfommen ſchien ihm möglich; er erbot fich, 
vor der Entfcheidung über fein Geſuch zu einer mündlichen Befprechung 
nach Berlin zu kommen? Auch der König felbft hatte auf die Nachricht 
von Camphaufens Abfiht den Wunfch nach einer perfönlichen Ausſprache 
geäußerft; fo reifte diefer alsbald nach Berlin ab, wo er am 9. Januar 
eintraf.5 Dorthin war auf befonderen Wunfch des Königs auch deffen 
Freund Bunfen aus London entboten worden; es ließ fich alfo voraus; 
ſehen, daß hier eine große prinzipielle Erörterung der deutfchen Frage und 
eine wichtige Entfheidung ftattfinden werde. 

Camphaufen ging wohl vorbereitet zu diefer Konferenz. Aus den legten 
Vorgängen hatte auch er, wie fehon bemerkt, den Schluß gezogen, daß es 
jet nicht mehr notwendig fei, in einer lediglich abwartenden Stellung zu 
verharren, fondern daß Preußen den Plänen Hfterreichs und zugleich der 
Paulskirche gegenüber eine beftimmtere Stellung einnehmen fünne. Nach 
feiner Anficht follte zu dieſem Zwecke eine Zirfularnote an Sämtliche deutſche 
Regierungen erlaffen werden, zu der er einen vollftändigen Entwurf vorlegte.s 
Der Grundgedanke war, daß Preußen zwar das Verbleiben Hfterreichs in 
dem deutſchen Bunde lebhaft wünfche, aber bei der von Hfterreich felbft 
deutlich ausgeſprochenen Abficht, feine Staatseinheit nicht aufzugeben, und 
bei dem unzweifelhaften Verlangen der übrigen Teile des deutfchen Volkes 
nach einem fraffer organifierten Bundesftaat, fein anderes Mittel zur Erz 
reichung dieſes Zweckes fehe als die Begründung eines engeren und weiteren 

* Bericht v. 29. Des., Caſpary 273. Es muß dort heißen: „ſchon bei Empfang meines 
Berichtes vom 14. Dezember nicht ſchwankend gewefen fein, Vielleicht hätte ich daher ers 
warten bürfen, früher eine Außerung über die Abfichten der Negierung binfichtlich der 
Publifation der Grundrechte zu erhalten, um danach meine Erklärungen zu bemeffen und 
das weder notwendige noch nüsliche öffentliche Hervortreten eines Diffenfes zwiſchen der 
Kol. Regierung und ihrem Bevollmächtigten vermeiden zu können.” 

» Graf Bülow an Camphaufen 30. Dez. Beil, 40. 

Camphauſen an Graf Bülow ı. Jan, 49, Caſpary 274. 

+ Bülow an Camphaufen 3. Jan. Cafpary 278. 

’ Dito an Elife Eamphaufen zo, Januar (ben. Caſpary 279 mit falſchem Datum 
6. Januar), 

* ©, Bellage 44. Die Zweifel, die Meinede äußert, ob die Zirlularnote vom 23. Jan. 
von Camphauſen verfaßt fei, erledigen fi) durch die Tatſache, daß das vollftändige Konzept 
von feiner Hand vorliegt. 
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Bundes. Wenn Hfterreich der Zentralregierung des engeren Bundes in 
bezug auf die auswärtige Politik, die wirtfchaftlihen Angelegenheiten, die 
Gefeßgebung und die Finanzen nicht die gleichen Rechte einräumen fünne 
und wolle wie die übrigen Staaten, fo könne es auch nicht die gleichen Rechte 
innerhalb der Regierung des engeren Bundes und die gleiche Vertretung 
innerhalb feines Parlamentes verlangen, da diefe nur durch gleichzeitige 
Übernahme der entfprechenden Pflichten gerechtfertigt werden könnten. 
Ebenfowenig fünne e8 aber beanfpruchen, daß das übrige Deutfchland aus 
Rückſicht auf die befonderen Verhältniffe Öfterreichs auf eine engere Einigung 
verzichte und einfach zum alten Bunde zurüdkehre. Die Verfaffung diefes 
engeren Bundes müffe vielmehr durch Vereinbarung zwifchen der zu diefem 
Zwede berufenen Nationalverfammlung und fämtlichen an dem Bunde 
teilnehmenden Regierungen feftgeftellt werden. Genauere Vorfchläge hierüber 
zu machen fei nicht Preußens Sache; da diefes in dem engeren Bunde bei 
weitem das mächtigfte Mitglied fein werde, fo fei es berechtigt, zu erwarten, 
daß die übrigen Staaten ihm wegen der oberen Leitung Vorfchläge machten; 
der König behalte fich über diefe freien Entfhluß vor und räume dasfelbe 
Recht jedem anderen Bundesgliede ein; jedoch erfläre er nochmals, daß er 
feine Würde in Deutfohland übernehmen werde als mit Zuftimmung der 
betreffenden Fürften und Regierungen. Über die Bedenken und Änderungs; 
vorfchläge, zu denen der aus der erften Lefung der Nationalverfammlung 
beroorgehende Entwurf den Regierungen Anlaß bieten könne, möchten fich 
diefe durch ihre Bevollmächtigten bei der Zentralgewalt mit dem Vertreter 
Preußens in Frankfurt in Verbindung fegen, der mit den nötigen Voll 
machten verfehen fei, auf eine Verftändigung darüber hinzuwirken. Insbe⸗ 
fondere werde Preußen „gerne allem entgegenfommen, was ohne Gefährt; 
dung des Zwedes die Selbftändigkeit und Unabhängigkeit der einzelnen 
Staaten zu wahren und zu befördern geeignet fcheine”. 

Camphauſens Vorſchlag fand im fchärfften Gegenfag zu den Wünſchen 
des Königs. Er wollte feine Verftändigung mit Öfterreich, fondern mit der 
Nationalverfammlung; jeder Prinzipienftreit über die Vereinbarungsfrage 
follte dabei nach wie vor vermieden werden. Er wollte feine Teilnahme 
Öfterreichs am engeren Bunde, und daher auch feinen Anteil Öfterreichg an 
der Feftftellung von deſſen Verfaffung. Er wollte fein proviforifches Königs; 
follegium, in dem Preußen ſtets in der Minorität fein würde, und fein 
Staatenhaus zur Beratung der Verfaffung, fondern Vereinbarung zwifchen 
der Berfammlung und allen, auch den Eleineren Regierungen durch Ver; 
mittlung der Bevollmächtigten in Frankfurt. Das war infofern beſonders 





2 Bol, f. Bericht v. 2. Februar Beil, 54. 
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wichtig, als dadurch der Schwerpunkt der Verhandlungen über die deutfche 
Stage von Berlin nah Frankfurt verlegt wurde oder, mit anderen Worten, 
als diefe Verhandlungen dem Einfluffe des Königs und des zwar wohl; 
gefinnten, aber dem Drängen von oben her gegenüber ſchwachen Miniftes 
riums entzogen und ausfchlieglich in Camphaufens Hand gelegt wurden.! 
Gelang es ihm, mit den übrigen Bevollmächtigten oder wenigftens einer 
erheblichen Anzahl von ihnen über die wichtigften Punkte einig zu werden, 
dann mußte es fowohl der Regierung in Berlin wie dee Mehrheit der 
Paulskirche ſchwer werden, fih gegen deren Annahme zu ſträuben. Nur 
eine Konfequenz aus diefen Vorausfegungen vermißt man, nämlich die 
fofortige Abberufung oder Ausfcheidung der öfterreichifchen Abgeordneten 
aus dem Parlament, die natürlich bei der Verfaffung des engeren Bundes 
ebenfowenig mitzufprechen ein Necht gehabt hätten, wie die äfterreichifche 
Regierung. Indeſſen würde ein folhes Verlangen derartiges Auffehen 
erregt und in der Verfammlung felbft zu fo fohmwierigen Debatten geführt 
haben, daß Camphaufen fhon aus diefem Grunde von der Stellung einer 
folhen Forderung abfehen mußte. 

In Berlin wird es ihm nicht ſchwer geworden fein, dag volle Einverftändnig 
Bülows zu gewinnen. Schwerer gelang es ihm bei den übrigen Miniftern?; 
aber die fohmwerfte Aufgabe war, den König felbft dahin zu bringen, daß er 
feine Verhandlungen mit Öfterreich abbrehe und eine Maßregel zulaffe, 
die allem widerfprach, was er mit dem Fürften Schwarzenberg geplant und 
sum Teil ſchon vereinbart hatte. 

Camphauſen felbft hat zweimal Gelegenheit gehabt, dem Könige feine 
Pläne ausführlich zu entwideln, konnte aber weder eine beftimmte Billigung 
noch eine Hare Zurüdweifung feiner Vorfchläge erlangen. Er fand flarfe 
Unterftügung bei Bunfen, der den König in diefen Tagen fortgefegt perfönlich 
auf ftärkfte bearbeitete. Gleich nach feiner Ankunft hatte er eine ausführliche 

ı Ausgefchloffen Hiervon follte nur die Oberhauptsfrage fein, infofern hier ein perfänlicher 
Entfhluß des Königs erforderlich fein werde. (Bericht v. 31. Januar Beil, 52.) 

Es liegen über diefe Befprehungen Briefe Ditos an Elife Camphaufen vom 10., 12., 
14, 16. und 17. Januar vor, aus denen Cafpary ©. 280f. einige Mitteilungen gibt. Das 
nah wurde am 10. Januar mit den einzelnen Miniftern Lonferiert; am 1x. morgens hatte 
Eamphaufen eine dreiftündige Audienz beim König in Charlottenburg; am 13. und am 14, 
abends fanden Sitzungen des Minifteriums unter Camphanfens Teilnahme flatt, am 16, 
nachmittags war er zum zweitenmal beim Könige in Charlottenburg; am 17. abends verließ 
er Berlin. Über den Inhalt der Befprechungen felbft enthalten diefe Briefe nichts. Gerlach 
erfuhr am 12. Januar (indirelt duch Manteuffel), daß im Minifterium Zwieſpalt herrſche; 
v. d. Heydt und wahrfcheinlih auch Bülow feien auf Camphauſens und Bunfens Geite, 
Graf Brandenburg ebenfalls „durch die Gloriole der Kaiferfrone verwirrt gemacht”, Er 


hoffte von Brühls Nachrichten eine gute Wirkung, „indem man fich doch jet nicht wieder 
von Öflerreih trennen Mönnte” (x, 272). 
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Ausſprache mit Camphaufen und erklärte ihm feine Zuftimmung zu dem 
Grundgedanken der Zirfularnote; dagegen bat er ihn, in der Frage der 
Publikation der Grundrechte nachzugeben!; das wollte diefer allerdings 
nicht fun, fcheint fich aber fehließlich mit einer dilatorifhen Behandlung ein; 
verftanden erklärt zu haben. In Frankfurt fagte er, er habe noch feine Ent; 
ſcheidung Darüber in Berlin erreichen Fönnen.? In der Form wurde Camp; 
haufens Entwurf durch die Minifter und Bunfen etwas gemildert, namentlich 
an den Stellen, welche betonten, daß Öfterreich kein Necht habe, an den 
Beratungen über die Verfaffung des engeren Bundes teilgunehmen; auch 
wurde der Paſſus geftrichen, der befagte, daß Preußen als größter Staat 
des engeren Bundes die gemeinfamen Vorfchläge der Fleineren erwarten 
dürfe; aber der Kern und die Tendenz des Schreibens blieben unverändert. 

Noch wußte man nicht, ob es möglich fein würde, den anfangs fehr leb— 
haften Widerftand des Königs zu befiegen, als Camphaufen am 17. Januar 
abends abreifte. Er beharrte auf feinem Rücktrittsgeſuch, da er die Überzeiz 
gung gewonnen hatte, daß der König die Zirfularnote und die darin emp; 
fohlene Politit nicht genehmigen werde?, und da er auch des Minifter; 
präfidenten feineswegs vollftändig ficher war. 

Graf Brandenburg hatte offenbar anfangs den Wünfchen des Königs 
ziemlich ſympathiſch gegenüber geftanden und war an fich, den preußifchen 
Traditionen aus der Zeit der Befreiungskriege entfprechend, weit geneigter, 
mit Öfterreich zufammenzugehen, als mit dem Frankfurter Parlament. 
Starfe Sympathien für die deutfche Sache hatte er überhaupt nicht, wohl 
aber ein lebendiges Gefühl für die Machtfiellung Preußens. Und hier war 
nun auch der Punkt, wo fich feine Wege fehließlich von denen des Könige 
rennen mußten. Nach der Verkündigung des Programms von Kremfier 
war er der Meinung gewefen, wie Camphaufen und fo viele andere, daß Öfterz 
reich num felbft erflärt Habe, e8 wolle an dem engeren Bunde nicht teilnehmen. 
Unter diefer Vorausfegung fehlen es ihm eine felbftverftändliche Forderung, 
daß Preußen an deffen Spitze freten müffe, etwa mit einem Rate der Könige 
neben fich. Mitte Dezember hatte er noch einem Mitgliede der Paulskirche 
gegenüber geäußert, für diefe Löfung hoffe er auch den König zu gewinnen, 
wenn die Zuftimmung der übrigen Fürften ohne Anwendung von Gewalt 
zu erlangen ſei; freilich hatte er auch Zweifel, ob ein einfaches Votum der 
Nationalverfammlung genügend fein werde, die Fürften zur Unterwerfung 





Bunſen an Camphaufen 17. Januar Beil. 42. 

2 Auch die preußifche Antwort an Hannover v. 8. Febr. trug einen dilatorifhen Charakter 
(Roth u. Merd 2, 177). 

Otto an Elife Camphaufen 17. Jan. abends; Camphaufen an Prinzeffin Augufta 2ı. Jan., 
Caſpary 282f. 
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zu bringen. Ganz wie Camphaufen wollte er damals einen Prinzipienftreit 
vermeiden und durch enge Fühlung mit Gagern und feiner Partei ein 
praftifh annehmbares Nefultat erzielen. Auch er kann alfo auf die Ver; 
bandlungen mit Öfterreich nur mit ähnlichen Abfichten wie Graf Bülow 
eingegangen fein. Die erfien Berichte des Grafen Brühl über Schwarzen; 
bergs Antwort auf des Königs Denkfchrift fcheinen ihn etwas fchwanfend 
gemacht zu haben, ob man nicht doch vielleicht beſſer mit Öfterreich gehe; 
denn am 12. Januar äußerte er zu Gerlach?, die Staatsgruppen Schwarzen; 
bergs fämen ja im wefentlichen auf die Wehrherzogtümer des Königs hinaus, 
nur feien fie infofern vorzuziehen, als Preußen fchon jegt eine Art Oberhoheit 
über einige norddeutfche Kleinftaaten, wie Medlenburg, Anhalt und Naffau, 
erhalte; das fei nicht von der Hand zu weifen, da der König die Kaiferfeone 
ja nicht wolle. Er dachte alfo offenbar, es fei beffer, den Kleinen greifbaren 
Vorteil für Preußen mitzunehmen, den der öfterreichifche Vorſchlag Biete, 
da aus allen weitergehenden Plänen vorausfichtlich Hoch nichts werden 
würde.’ Die Sigungen vom 13. und 14. Januar und die Argumente Camp; 
baufens und Bunfens fcheinen aber doch nicht ohne Eindrud auf ihn ges 
blieben zu fein; denn am 15. Januar fagte er zu Gerlach, diefer möge in 
feinen Mitteilungen an den Großherzog von Medlenburg über die deutfchen 
Sachen vorfihtig fein, „da die Übereinfimmung mit Öfterreich zwar im 
allgemeinen, aber noch nicht im befonderen feftftände”.* Diefe Worte klingen 
ſchon bedenflicher; aber bis zum 19. Januar muß Graf Brandenburg fich 
ganz zum Übertritt ins andere Lager entfchloffen und dies auch dem Könige 
bereits mitgeteilt haben, weil fonft der Brief, den Friedrich Wilhelm ihm 
an diefem Tage fchrieb, nicht verftändlich fein würde. 

Auf den König felbft Hatten die von Graf Brühl überbrachten Außerungen 
Schwarzenbergs zunächft feinen ungünftigen Eindrud gemacht. Er war, 
wie ee am 12. Januar zu Gerlach fagte, bereit, um der Einigfeit mit 
Hfterreich willen auf das Staatenhaus zu verzichten, obwohl dies eigentlich 
gegen feine Überzeugung fei. Nur die angepriefenen Gewaltmaßregeln 
gefielen ihm nicht; fie erwedten den Eindrud der Siegestrunfenheit, meinte 
er, „benn hierbei fei mit Bajonetten nicht auszukommen“. Auch habe Preußen 
augenblidlich gar nicht 20000 Mann verfügbar. Gerlach hatte nach dieſer 
Unterredung den Eindrud, daß der König die noch vorhandenen Meinungss 





» Bericht eines Frankfurter Abgeordneten v. Mitte Degember bei Simfon ı57f. 

» Gerlad ı, 273, vgl. a7ı. Graf Brühl war eben eingetroffen und hatte bie bei Sybel 
mitgeteilten Bemerkungen Schwargenbergs zu des Königs Denffchrift mitgebracht, 

’ Bol. auch die bei Meinede 214 zitierten Worte aus feinem Briefe vom 24. Januar: 
bie Milttärtonventionen ſelen die Haupfache; „alles andere ift Komödlie“. 

'4.4D.1, 273 
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verfchiedenheiten zurücftellen und den fofortigen Zufammentritt des Kronz 
kollegiums verlangen werde. Er felbft erhielt den Auftrag, dem Großherzog 
von Medlenburg, zu dem er eben reifen follte, in diefem Sinne zu berichten. 
In dem Schreiben, das er zu überbringen hatte, heißt es geradezu: „Öfterreich 
und ich find einig, und wir werden bald entfcheidende Schritte in Frankfurt 
vornehmen.”? Auch von der römifchen Kaiferfeone fprach der König Damals 
wieder; es müffe doch noch dahin fommen, wenn Öfterreich mit feinem 
ganzen Gebiet dem Bunde erft beigetreten ſei; dag Kaiſertum fei zwar ein 
Nebelgebilde, habe aber doch eine große Nealität. Indem der König in 
folhen Gedanken befangen war, mußte ihm die Abficht der Zirkularnote, 
Hfterreich aus dem engeren Bunde fernzuhalten und eine Verfländigung 
mit den kleineren Staaten und der Paulskirche anzuftreben, als völlig ver; 
kehrt erfcheinen?; und als fein Minifterpräfident fich diefen Anfichten zuneigte, 
hielt er e8 für feine Pflicht, ihm ernftlih mahnend ins Gewiffen zu reden. 

Er warnte ihn! vor den Ratſchlägen des Grafen Bülow, die darauf hinaus; 
gingen, Preußen von Öfterreich zu trennen und e8 dadurch zur Anerkennung 
der in der Paulskirche verförperten Revolution zu zwingen. Die von Bülow 
befürwortete Zirkularnote „ift der Nud, der ung in den Dred hineinführt, 
darum Vorficht in der Sache”. Lieber wolle er abdanfen, als fich auf den 
Weg fchleppen laffen, der zur Erhebung Preußens über Deutfchland durch 
ein Bündnis mit der Revolution führen folle. Es fomme vielmehr auf die 
fchnelfe Wiedererhebung der Obrigkeit in Deutfchland an; Graf Brandenburg 
habe diefe in Preußen durchgeführt, er müſſe es nun auch in Deutfchland 
tun, und dazu feien die zumächft erforderlichen Maßregeln Einfegung des 
Königskollegiums, Berufung von Konferenzen über die definitive Verfaffung 
und Unterhandlung mit den deutfchen Fürften über die militärifche und 
politifche Kreiseinteilung. 

Jedes Wort diefes Briefe zeigt, wieviel näher der König den Anfichten 
Schwarzenbergs als denen Camphaufens fand; genau dag, was er als das 
größte Unglüd, ja Verbrechen bezeichnete, war die Abficht Camphaufens 
und der Sinn und Zweck der Zirkularnote, 

Graf Brandenburg beantwortete diefes Schreiben am Morgen des 
20, Januars in dem Sinne, daß er mit Nüdficht auf die Märgverheißungen 
und auf den beuorftehenden Zufammentritt der neugewählten Kammern für 





Fa Gerlad x, 271. 
2 Hirfchfeld, Friedr. Franz IL, 1, 290. 
3 Vol, auch Gerlach ı, 282. 
* Der König an Graf Brandenburg 19. Jan., v. Petersdorff, Friedr. Wilhelm IV., 
©. 127f. 
5 Nur ein Bruchftüd daraus bei Gerlad) ı, 278. 
Brandenburg, Unterfuchungen. 12 
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die Abfendung der Zirfularnote fei. Dffenbar hatten Camphaufen und 
Bunfen ihn darauf hingemwiefen, daß eine Politif im Sinne des Königs 
wahrfcheinlich zu einem Konflift mit der Kammer führen werde, während 
man diefer doch zur definitiven Vollendung der preußifhen Verfaffung 
dringend bedürfe. Ob er in diefem Briefe auch auf das Verhältnis zu Öfter; 
reich noch näher eingegangen ift, läßt fich nicht fagen, da wir nur ein Bruch: 
füd davon fennen. Wohl aber hat er unmittelbar nach deffen Abfendung 
Gerlach gegenüber fich recht bitter über Öfterreichs Verhalten geäußert. Er 
Hagte, daß der König über fein Minifterium hinweg mit Wien verhandelt 
hätte!, daß Schwarzenberg feinen Gedanken mit den Wehrherzogtümern 
völlig verändert und eine Mediatifierung der Hleineren Staaten daraus 
gemacht habe. „Wenn dies aber zuftande käme, fo fände Preußen in Deutſch⸗ 
land vier fompaften Ländermaffen gegenüber, was feine Lage offenbar 
verfhlimmere.” Außerdem tadelte er, daß Öfterreich nicht auch Heffen dem 
preußifchen Einflußfreife überlaffen habe.? 

Diefe Außerungen Klingen wefentlich anders wie diejenigen, die er wenige 
Tage früher getan hatte. Dies wird verftändlich, wenn wir berüdfichtigen, 
daß am 19. Januar die Denkfchrift des Fürften Schwarzenberg vom 17. 
und fein Brief an den Grafen Brühl eingegangen waren. Offenbar hat ſchon 
die furge und fchroffe Zufammenfaffung der öfterreichifchen Vorſchläge, wie 
fie hier vorlag, auf die Minifter abfchredender gewirkt als die früher vom 
Grafen Brühl überbrachten Notizen. Dazu fam, daß in dem Begleitfcehreiben 
ausdrüdlich gefagt war, daß Preußen in dem Königskollegium nur eine 
Stimme unter fechfen haben folle. - Auch daß der Fürft der Nationalver; 
fammlung überhaupt jede Mitwirkung bei der Feftfeßung der neuen Ver; 
faffung verfagen wollte, fonnte Graf Brandenburg ebenfowenig wie der 
König felbft billigen, weil ja doch die deutfchen Staaten fie felbft berufen und 
ihr die Aufgabe, eine Verfaffung mit den Regierungen zu vereinbaren, über; 
tragen hatten. Endlich mußte die einfeitig von öfterreichifcher Seite vor; 
genommene Mitteilung des ganzen Planes an Bayern und Württemberg, 
in einer Art, als ob über deſſen Ausführung bereits volle Einigung mit 
Preußen erzielt fei, als eine ſtarke NRüdfichtslofigkeit erfcheinen. Ebenfo 
bebenflich aber war auch, was nicht darin ftand. Kein Wort über die fünftige 

* Die Minifter waren befonders empört über das Verlaſſen des amtlichen Weges (ſ. 
Ringhoffer 93); nach ihrer Anficht war Preußens legte offizielle Außerung die Denkſchrift 
vom 19. Degember, und auf diefe hätte Öfterreich antworten müſſen; anftatt deffen ignorierte 
Schwarzenberg dieſe Denkfhrift völlig und antwortete amtlich auf eine Privatarbeit des 
Königs, die ihm auf vertraulihem Wege mitgeteilt war, 

’ Die Ungabe Sybels (1, 270), wonach Schwarzenberg dem Grafen Bernſtorff gegen, 
über auch Kurbeffen unter den Preußen anzugliedernden Staaten genannt haben fol, 
ſcheint nicht korrelt zu fein, 
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Stellung Öfterreichg zu Deutfchland, über die Zuſammenſetzung der definiz 
tiven Zentralgewalt, nur fehr unbefriedigende Andeutungen über die Eins. 
richtung der Volksvertretung. Alles dies zuſammen erwedte in dem Minifter; 
präfidenten das Gefühl, Öfterreich fei übermütig geworden, während es doch 
der Aufftände in Italien und Ungarn noch nicht Here geworden fei und im 
Innern feiner Länder eigentlich fehlechter daftehe als Preußen. Die Folgerung 
war nicht abzuweiſen, daß diefer Übermut eine unmittelbare Folge des von 
Preußen feit dem Dezember gezeigten Entgegenfommeng fei. 

Der König hatte die beiden von Wien eingegangenen Aftenftüde auch 
feinem Freunde Bunfen zur Lektüre gegeben; diefer hatte fie einer äußerft 
fharfen Kritif unterworfen, und es erſchien auf jeden Fall notwendig, die 
sefamte neue Lage noch einmal ausführlich zu befprehen. So fand am 
Nachmittag des 20. Januar in Charlottenburg jene Konferenz zwifchen dem 
König, dem Grafen Brandenburg und Bunfen ftatt, die ung der leßtere in 
feinen Erinnerungen fo anfchaulich gefchildert hat.! 

Als man an die entfcheidende Frage Fam, ob das Königskfollegium, auf 
welches Öfterreich und der König hinftenerten, einberufen werden folle oder 
nicht, holte fih Friedrich Wilhelm zu feiner Unterftügung noch den im Vor; 
zimmer wartenden Adjutanten, Grafen Canitz, herein; aber Bunfen, und 
offenbar auch Graf Brandenburg, blieben dabei, daß nur ein weiteres Bünd⸗ 
nis mit Öfterreich möglich fei und innerhalb des engeren Bundes den Königen 
feine Borzugsftellung eingeräumt werden dürfe. Als Bunfen feinen Vortrag 
darüber beendigt hatte, fragte der König: „Was denn verlangen Sie?“ 
„Nichts als daß Eure Majeftät genehmigen, daß die Zirkularnote abgeht; 
fie ift notwendig und ftört das Verhältnis zu Öfterreich nicht.” „Haben Sie 
fie gelefen?” „Natürlich, jedes Wort erwogen.” „Billigen Sie fie?" „Durch; 
aus.” „Nun“ (gu Graf Brandenburg gewandt) „fo laffen Sie fie abgehen; 
nur daß deshalb die Verhandlungen mit Hfterreich nicht abgebrochen 
werden.” Bunfen erzählt weiter, daß der König darauf hinaus gegangen 
fei und die Zurüdbleibenden fih verwundert angefehen hätten. Schließlich 
habe Graf Brandenburg gefagt: „Des Heren Kopf ift anders organifiert 
als der eines anderen Menfchen; weshalb hat er fich fo lange gefträubt und 
weshalb unmittelbar hinterher auf einmal nachgegeben?“ 

Das Verhalten des Königs war doch nicht fo ganz unbegreiflich, wie eg 
dem Grafen Brandenburg erfchien. Er hatte felbftverftändlich feine Anfichten, 





© Nippold, Bunfen 2, 485f. Bol. Bunfens Denkfhrift vom 13. Januar 
über die äfterreichifhen Vorſchläge a. a. D. 522f. 

* Mit Bunfens Erzählung ſtimmen nicht ganz die unten angeführten Außerungen des 
Strafen Bülow in feinen Briefen an Camphaufen, worin er fi) das Hauptverdienft an der 
Umftimmung des Königs zufchreibt: f. Beilage 45. 

12* 
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wie er fie noch am Tage zuvor in feinem Schreiben an den Miniſter⸗ 
präfidenten entwidelt hatte, auch jet nicht geändert. Er konnte aber feinen 
Miniftern das eine nicht beftreiten, daß die volle Einigkeit zwifchen ihm und 
Hfterreich, von der er bereits gefprochen hatte und die ja die Vorausſetzung 
jeder praftifhen Mafregel in feinem Sinne bilden mußte, tatfächlich noch 
nicht erzielt war. Seine Minifter im Verein mit Camphaufen und Bunfen 
boten ihm ein wohldurhdachtes, ohne jede Gefahr für Preußen durchführ; 
bares Programm dar; auf der anderen Seite, mit der er lieber gegangen 
wäre, hatte man fein eigenes Programm nur zum Teil angenommen und 
mit Zufägen verfehen, die bei einer Übertragung in die Prarig, wie auch er 
fih faum verhehlen Eonnte!, zu fehweren Verwicklungen und Gefahren für 
Preußen und zu einer völlig anderen Geftaltung Deutfchlands führen 
fonnten, wie der König fie erträumte und wünfchte. Namentlich die Zerz 
fprengung der Nationalverfammlung, die Gleichftellung aller Könige in 
dem geplanten Kollegium und die Fortlaffung des Staatenhaufes war 
durchaus nicht nach feinem Sinne? 

Ermwägt man dies, fo wird auch die Bedeutung der von Bunfen berichteten 
legten Worte des Königs Har: „Nur daß deshalb die Verhandlungen mit 
Hfterreich nicht abgebrochen werden.” Man fieht aus ihnen, daß Friedrich 
Wilhelm an der Möglichkeit einer Verftändigung mit Schwarzenberg zwar 
noch fefthielt; da fie aber noch nicht erzielt war, und er daher dem Anftuem 
feiner Ratgeber felbft fein feftes Programm, für dag die Mitwirkung Öfter; 
reichs gefichert gewefen wäre, entgegenzuftellen hatte, fo befchloß er, ihnen 
noch einmal freie Hand zu laffen; aber er wollte zugleich auf feinem Wege 
weitergehen, den er für den allein richtigen hielt, und zweifelte nicht daran, 
daß die Minifter dies über kurz oder lang einfehen würden. Außerdem 
mußte ja die öfterreichifche Regierung, wenn troß der Abfendung der Sirfularz 
note mit ihre im Sinne der Föniglichen Vorfchläge weiter verhandelt wurde, 
merfen, daß alles nicht fo fchlimm gemeint fei und der König im Stillen 
noch immer auf ihrer Seite ſtehe. 

Alles dies würde das Nachgeben des Königs auch dann fehon einigermaßen 
motiviert erfcheinen laffen?, wenn die Dinge fich wirklich ganz fo abgefpielt 
hätten, wie e8 Bunfen erzählt. Dies kann aber fchwerlich der Fall geweſen 

ı Graf Bülow fagt (23. Januar an Camphanfen): „Das Ertreme felbft diefer Vorfchläge 
bat mir genüst, fie ablehnen und den unferigen durchbringen zu können“ (Beil, 48). 

» Bol, befonders ſ. Brief an den König von Württemberg v. 26. Januar bei Meinede 
204 Unm,, wo er ausdbrüdlich erflärt, nicht davon abgehen zu Fönnen, daß das Stimmver⸗ 
bältnis innerhalb des Königslollegs nah der tatfächlihen Macht geregelt werde, 

Sybel 1, 289 reprobugiert die Erzählung Bunfens ohne eigenen Kommentar, 


Briedjung z, 180 führt ebenfalls, die Genehmigung auf einen jähen Stimmungs— 
mechfel des Königs zurüd. Auch Meinede 204f. kommt im Grunde auf dasfelbe hinaus, 
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ſein; denn wir wiſſen aus beſtimmten Außerungen des Königs ſelbſt, die 
durch das Verhalten der Miniſter beſtätigt werden, daß der Vorbehalt, den 
er zugunſten ſterreichs machte, viel klarer und unzweideutiger formuliert 
war, als e8 nach Bunfens Angaben foheint. Er verlangte nämlich, daß die 
Zirkularnote zunächft nur nach Wien mitgeteilt, und erft, wenn fie die Zu; 
fimmung Öfterreichg gefunden habe, womöglich als gemeinfame Kundgebung 
Hfterreichs und Preußens an die übrigen Höfe verſchickt werde.t Es verfteht 
fich von felbft, daß Öfterreich feine Zuftimmung nicht gegeben hätte und die 
Berfendung der Note dann unterblieben wäre. 

Das Minifterium entfchloß fih, über diefen Vorbehalt des Königs fill; 
ſchweigend hinwegzugehen. Nur infofern genügte Graf Bülow formell dem 
Wunſche feines Monarchen, als er die Note zunächſt nach Wien und erft 
zwei Tage fpäter, aber bevor noch eine Rückäußerung hatte eintreffen fönnen, 
an die übrigen Regierungen fchidte. Er war fich vollkommen deffen bewußt, 
daß er damit nicht im Sinne des Königs handele; denn er fohrieb an Camp⸗ 
haufen, er fue dies mehr oder weniger „invito rege‘? 

Graf Bülow war froh, die königliche Zuftimmung überhaupt in irgend; 
einer Form erhalten zu haben und wollte fich den errungenen Vorteil nicht 
wieder entreißen laffen. Darüber täufchte er fich feinen Augenblid, daß der 
Kampf mit dem Könige damit nicht zu Ende fei; denn, bemerft er felbft, der 
König „gibt feine Ideen nicht auf, wenngleich er für den Augenblid zuläßt, 
daß Entgegengefeßtes gefchehe”. Ja, er forgte dafür, daß gegen allen diplo— 
matifchen Gebrauch die Note fofort in den Zeitungen veröffentlicht wurde; 
fie wurde dadurch, wie der öſterreichiſche Gefandte in Berlin nicht unrichtig 





nur daß er eine flarfe Einwirkung der von Radowitz gegebenen Ratfhläge annimmt. 
Daß auch diefe dazu beigetragen haben, den Widerſtand des Königs zu erfchüttern, 
will ich nicht beftreiten; für entfcheidend kann ich fie nicht anfehen, um fo weniger, als fie 
dem Könige längft befannt waren, bevor der plögliche Wechfel eintrat. Keinesfalls war 
der König innerlich ſchwankend geworden oder von den Argumenten feiner Freunde 
beftodhen, wie Meinede andeutet. („Während fein äußeres Ohr taub ſchien für feine 
Freunde, die ihn für Frankfurt zu gewinnen fuchten, neigte er fein inneres Ohr ihnen 
fon zu.) 

1 ©, Bericht des Barons Profefh v. 17. März, Friedjung ı, 501; Gerlach ı, 280, 
282f.; danach hat Graf Brandenburg dies auch gar nicht beftritten; er entfchuldigte dag 
Verfahren des Minifteriumg damit, daß man fo habe handeln müffen, „wenn man überhaupt 
etwas hätte tun wollen“. Dazu ſtimmt auch aufs befte des Königs Brief an den Prinzen 
Albert v. 13. Februar (Meinede 206), wo er verfihert, daß er die mühſam von ihm felbft 
eingeleitete Herftellung der Eintracht mit Öfterreich durch die Zirkularnote nicht habe ges 
fährden wollen. 

2 23. Januar; f. Beil. 48. Das wird beftätigt durch die Eritifhen Nandbemerkfungen 
Friedrich Wilhelms zu Beil, 46. Aus ihnen geht hervor, daß der König nach wie vor die ſo⸗ 
fortige Einrichtung des Königskfollegiums als die einzig richtige Maßregel betrachtete. 
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bemerfte!, zu einer Proflamation an das deutfhe Volk und zu einer Pros 
vofation gegen Öfterreich geftempelt. Camphaufen wurde natürlich fofort 
von dem Gefchehenen benadhrichtigt.? Er fand fi, nachdem das Miniftes 
rium die Abfendung der Note durchgefegt hatte, moralifch verpflichtet, im 
Amte zu bleiben, und zog fein Entlaffungsgefuh zurüd.? 

Gleichzeitig mit der Note fandte Graf Bülow eine ganze Reihe von Er; 
laffen an den Grafen Bernflorff nah Wien‘; er teilte ihm mit, daß die 
Regierung nad) wie vor an dem Gedanken des engeren und weiteren Bundes 
und an der Vereinbarung der Verfaffung zwifchen den Regierungen und der 
Nationalverfammlung fefthalte; Schwargenbergs Pläne für die fofortige 
Einrihtung des Königskollegiums, die Schaffung der ſechs Reichskreiſe und 
die Bereitftellung militärifcher Machtmittel lehne Preußen ab, hoffe aber trotz⸗ 
dem mit Öfterreich in gutem Einvernehmen zu bleiben. Die Sirkularnote 
könne infofern nichts Verletzendes für die äfterreichifche Regierung haben, 
als fie nur die Anfhauungen enthalte, die bereits durch dag Memorandum 
vom 13. Dezember in Wien befannt gegeben worden feien. Man habe ja 
gerne mit der Faiferlichen Regierung gemeinfam handeln wollen; nachdem 
fih aber herausgeftellt habe, daß diefe zur Erreichung des gemeinfamen 
Zwedes fo ganz andere Mittel für richtig Halte wie Preußen, habe man fich 
entſchließen müffen, allein vorzugehen, zumal durch die jegigen Vorſchläge 
der fchlieglichen Löfung der ſchwebenden Fragen in feiner Weife vorgegriffen, 
fondern nur die Anbahnung einer Verftändigung darüber verfucht werde. 
Man erwarte nun bald Hfterreichg eigene Meinung über feine künftige 
Stellung im Bunde zu erfahren. 

Fürft Schwarzenberg war, wie man leicht begreift, ebenfo enttäufcht wie 
erboft, als er diefe Nachrichten erhielt. Er hatte zwar, wie wir wiffen, fein 
Spiel noch nicht ganz für gewonnen gehalten, aber doch geglaubt, mit Hilfe 
bes Königs felbft fhon ein erhebliches Stüd weiter gefommen zu fein, als 
es wirklich der Fall war. In einem geheimen Erlaß an feinen Berliner 

+ Graf Trautmannsdorf an Schwarzenberg, 29. Jan. u. 1. Febr, Friedjung ı, ı8af. 

» Bülow an Camphaufen Jan. ar. u. 23. Bell, 45 u. 48. 

’ Un Graf Bülow Jan, 27 Beil. 49. 

* Drei am 21, Januar f. Beil, 46,47. Ein weiterer Erlaß v. 23. Januar teilte mit, daß 
bie Öfterreihifhe Dentfchrift jetzt auch amtlich durch den öſterreichiſchen Gefandten übergeben 
fei und daher amtlich befprochen werden könne, Die dagegen geltend zu machenden Gründe 
fenne Bernflorff bereits aus den früheren Anweiſungen. Da man in Berlin nicht zweifle, 
daß F. Schwarzenberg ſich über die künftige Stellung Hfterreihs innerhalb des deutfchen 
Bundes bereits eine Hare Unficht gebildet habe, fo ſehe man vertrauensvoll einer Außerung 
barüber und entfprebender Inſtrulerung des Öfterreihifhen Bevollmächtigten in Frankfurt 
entgegen, 

* Am 20, Jan, ſprach er Schmerling die Hoffnung aus, feine Vorfhläge vom 17. würden 
in Berlin angenommen werben (Briedjung ı, 179). 
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Gefandten! erging er fich in heftigen Äußerungen über die perfönliche Schwäche 
und Unzuverläffigfeit des Königs; niemand könne wiffen, ob diefer fich trotz 
aller anders lautenden großen Worte nicht fehließlich Hoch zur Annahme der 
Kaiſerkrone treiben laffen werde; Öfterreich, fügte er hinzu, würde fich niemals 
dag Recht, die erfte Macht in Deutfchland zu fein, nehmen laffen. Graf 
Bernftorff, der den Standpunkt des Minifteriums vollftändig billigte und nur 
fehr ungern auf eine Befprechung der königlichen Pläne mit dem Fürften 
eingegangen war, berichtete mit einer gewiſſen Schadenfreude?, daß er auf 
eine recht üble Laune des Fürften Schwarzenberg gefaßt gemwefen fei; „Daher 
war e8 mir auch recht lieb, ihm die oftenfiblen Aftenftüde zuerft nach Olmüs 
ſchicken und fo den erften Ausbruch diefer Laune ein wenig verrauchen laffen 
zu können”. Als er ihn dann perfönlich fprach, fat er fein möglichfteg, ihn 
zu beruhigen und den Vorwurf des Fürften zu widerlegen, daß Preußen 
mit diefem Schritte Öfterreich in unverantwortlicher Weife im Stiche gelaffen 
habe. Der Graf konnte e8 fich nicht verfagen, dabei einige fcharfe Worte über 
die frummen Wege der Kabinettspolitif, die zu nichts führen könnten, als 
die Sachen zu verwideln und zu verzögern, einfließen zu laffen.? Die interef; 
fantefte Wendung nahm das Gefpräch, als Bernftorff bemerkte, daß Öfterreich 
offenbar eine engere Verbindung, als fie in dem alten Staatenbund be; 
ftanden habe, gar nicht wünfche; Schwarzenberg erwiderte fofort, daß er 
einer folchen engeren Verbindung durchaus nicht entgegen fei; darauf repli; 
zierte der Gefandte, daß er diefeg zum erftenmale vom Fürften ausgefprochene 
Zugeftändnis akzeptiere. Nun wurde Schwarzenberg ſtutzig und meinte, 
daß man anfangs für Öfterreich einige Ausnahmen zugeben könne, daß eg 
jedoch mit der Zeit nachfolgen werde. Mit Necht bemerkt Bernftorff in 
feinem Bericht, daß hierin die Abneigung gegen ein ohne Öfterreich zu 
fhließendes engeres Bündnis wieder heroorgetreten fei; immerhin ift eg fehr 
bemerkenswert, daß Schwarzenberg noch jet — oder jeßt wieder — wenigfteng 
für die nächfte Zeit, Bis fich in Öfterreich die Verhältniffe anders geftalter 
hätten, eine engere Vereinigung der übrigen Staaten und eine Ausnahme; 
ſtellung Oſterreichs als möglich zugab. Zwar fuchte er dem Gefandten mög; 
lichſt Angft zu machen; Preußen würde fich mit der Revolution verbünden 
und die Laft der Durchführung der neuen Verfaffung allein auf feine Schultern 
laden, aber Bernftorff bemühte fich, „die düfteren Anfichten des Fürften zu 





3 24. Januar f. Friedjung ı, 181. 

?® Bericht v. 30. Jan. Beil. 50; dazu vertrauliches Begleitfchreiben an Bülow, Beil, 51. 

® Nebenbei bemerke ich, daß Meinedes (Radowitz 201) Behauptung, Schwarzenberg und 
Bernſtorff feien über das Gruppenſyſtem einig geworden, auf feinen Zeitpunkt der Ver; 
bandlungen zutrifft. Bernſtorffs Berichte zeigen, wie wenig er diefe Gedanken billigte und 
wie nahe er den Anfchauungen der Minifter ſtand. 
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befämpfen” und fprach die Überzeugung aus, daß es auf friedlihem Wege 
gelingen werde, zu dem gewünfchten Ergebnis zu kommen. Seinen per; 
fönlihen Eindrud faßte er dahin zufammen, daß die Erklärung, der König 
lege feinen Wert auf die Kaiferwürde, den Öfterreichern die Pille etwas 
verfüßt habe. Nach feiner Meinung, fügte er hinzu, komme es mehr auf das 
Wefen der Macht an, als auf den Namen, unter dem fie ausgeübt werde, 
„Allerdings werden die anderen Staaten und Stämme gerade eine derartige 
Beränderung des Titels wünfchen, um deutfch zu bleiben und nicht preußifch 
zu heißen.” Es war derfelbe Gedanfe, der fpäter Bismard für dag Kaiſertum 
gewann und den er dem König Ludwig II. von Bayern gegenüber zur 
Geltung brachte. Im Grunde war ja auch Camphaufen der Überzeugung, 
daß der Titel mit der Zeit der Macht nachfolgen werde, wenn man ihn auch 
zunächſt verfchmähe. 


6. Rapitel. 
Reiehsverfaffung und Kaifermaßt. 


In Frankfurt nahm inzwifchen die Beratung über die Neichsverfaffung 
ihren Gang, unterbrochen nur hin und wieder duch das Hineinfpielen der 
Öfterreichifchen Frage. Bekanntlich hatte Gagern, unmittelbar nachdem er 
Keichsminifterpräfident geworden war, von der Nationalverfammlung die 
Ermächtigung verlangt, mit Öfterreich, das nah dem Programm von 
Kremfier zwar in einem dauernden Unionsverhältnig zu Deutfchland ftehen, 
aber an der Verfaffung des engeren Bundes nicht teilnehmen wolle, auf 
geſandtſchaftlichem Wege in Verhandlung über feine Bundespflichten und 
Nechte zu freten; die Verfaffung des engeren Bundes könne jedoch nicht 
Gegenftand der Unterhandlung mit Öfterreich fein.! Noch bevor der Ausſchuß, 
den die VBerfammlung zur Beratung diefes Antrages niederfeßte, zu einem 
Entſchluß gelangt war, fraf in Frankfurt ein Schreiben Schwarzenberg ein, 
welches gegen die Yuffaffung feiner in Kremfier gefprochenen Worte ent; 
fhiedenen Proteft erhob.? Durch Heren von Schmerling, der fich nach der 
Niederlegung feines Minifteriums nach Wien begeben hatte, war Schwarzen; 
berg über die Lage der Dinge in Frankfurt, die ihm bisher ziemlich fremd und 
bei feiner ganzen Bewertung der Verfammlung auch wohl ziemlich gleich; 
gültig gewefen war, erft genauer unterrichtet worden. Da er die Brauchbarfeit 
Schmerlings fofort erfannte und defien Erfahrungen auf feine beffere Art 
für Öfterreich glaubte nutzbar machen zu können, fo bot er ihm die Ernennung 
zum Faiferlihen Bevollmächtigten bei der Zentralgewalt an, und diefer ging 
darauf ein. Er felbft ahnte damals noch nicht, wohin Fürft Schwarzenberg 
fteuerte, fondern hielt einen auf freiheitlichen Grundlagen ruhenden deutſchen 
Gefamtftaat unter Teilnahme Deutſch⸗Oſterreichs für möglich, wenn es 
gelinge, in der Zentraltegierung Hfterreich den maßgebenden Einfluß zu 
fihern. So fehrte Schmerling, der ja auch innerhalb des Reichsminiſteriums 
die öfterreichifchen Intereffen immer mit großer Gefchidlichfeit wahrzunehmen 
verftanden hatte, jeßt als offizieller Vertreter des Kaiferftaates nach Frankfurt 
zurück. 





2 18, Dez. Roth u, Merd 2, 74. 
2 28, Des. a. a. O. 2, 77. 
s Bol, Arneth, Schmerling ©. 282f.; Friedjung ı, 170f. 
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Die Verwahrung, welche Schwarzenberg gegen das Gagernfche Programm 
einlegte, fam im wefentlihen darauf hinaus, daß Öfterreich vor der Voll; 
endung der Berfaffung gar nicht fagen könne, ob e8 an dem zu be; 
geündenden neuen Bunde teilnehmen wolle oder nicht, da es ja noch 
gar nicht feftftehe, wie diefe befchaffen fein werde. Zunächft müffe 
es fih als Mitglied des Bundes betrachten und, da es ja einen Bevoll⸗ 
mächtigten bei der Zentralgemwalt, wie alle übrigen Staaten, habe, einen 
diplomatifhen Verkehr durch befondere Gefandte ablehnen. In der Tat 
wich Gagern einen Schritt zurüd, indem er feinen Antrag dahin abänderte, 
daß er autorifiert werden möge, „zu geeigneter Zeit und in geeigneter Meife 
mit der Regierung des dÖfterreichifchen Kaiferreiches namens der Zentral; 
gemwalt über das Verhältnis Öfterreichs zu Deutfchland in Verhandlung zu 
treten”. In diefer Form wurde die gewünfchte Ermächtigung ihm am 
13. Januar 1849 von der Nationalverfammlung erteilt, und wenige Tage 
fpäter richtete Gagern eine Note an Herrn v. Schmerling?, worin er die 
Notwendigkeit betonte, daß nicht nur bei der Zentralgewalt ein Bevoll; 
mächtigter Öfterreich8 beglaubigt fei, fondern daß auch in Wien ein Vertreter 
der Zentralgewalt mit dem Range eines Gefandten fich ftändig aufhalte, 
damit man über die dortigen Vorgänge ſchnell und fortlaufend unterrichtet fei. 

Diefe Auseinanderfegungen waren deswegen von befonderer Wichtigkeit, 
weil fie Gagern Veranlaffung gaben, noch einmal in ziemlich fohroffer Form 
den Grundfaß auszufprechen, daß die Fünftige Verfaffung Deutfchlands von 
der Nationalverfammlung allein feftzuftellen fei, und nicht in derfelben Weife, 
wie dies bei den Berfaffungen der Einzelftaaten der Fall gewefen fei, der 
Vereinbarung zwifchen Regierung und Volksvertretung unterliegen könne; 
ber einfache Grund dafür liege darin, daß die Regierungen, wie fie vor dem 
Zufammentreten der VBerfammlung unter fih über einen gemeinfamen 
Entwurf nicht hätten einig werden können, auch jett feine Einigkeit über die 
Berfaffung erzielen würden, daß alfo auf diefem Wege gar nichts zuftande 
fommen fünne. Dagegen wolle man zu einer Verftändigung mit den 
Negierungen (im Gegenfag zur Vereinbarung) gern die Hand bieten, 
indem man die Wünfche der einzelnen Regierungen vor der definitiven 
Vollendung der Verfaffung anhöre und foweit irgend möglich berüdfichtige. 
Dur diefe unter den gegenfeitigen Machtverhältniffen fehr wenig anges 
meffene Betonung ber abfoluten Machtvollklommenheit der Verfammlung 
erregte Gagern von neuem den Zorn König Friedrih Wilhelms IV.? und 
beftätigte in deffen Augen die Behauptung des Fürften Schwarzenberg, daf 


) Sqreiben an den Ausſchuß dv, 5. Januar, Roth u, Merd a, 79. 
’ a3, Januar, a. a. O. 2, 83. 
’ Bol, feine Nandbemerlung gu DBellage 46. 
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die Nationalverfammlung die verkörperte Revolution fei. Er erfchwerte es 
dadurch Camphaufen außerordentlich, feiner Abficht gemäß den Prinzipien, 
ftreit ganz und gar zu ignorieren und auf eine praftifche Verftändigung über 
die einzelnen Punkte der Verfaffung hinzumirken. 

Am 26. Januar war die Beratung über die Hauptpunfte der Verfaffung 
beendigt, wenn fich die erfte Lefung auch noch einige Tage länger hinzog. 
Der Entwurf, wie er hier vorläufig ferfiggeftellt war!, entiprach im weſent⸗ 
lichen den Wünfchen der erbfaiferlichen Partei, wich aber noch in einigen 
bedeutfamen Punkten von der fpäter befchloffenen Verfaffung ab. Er fah 
bereits das Kaifertum eines regierenden deutſchen Fürften vor, ließ es aber 
noch unentfchieden, ob diefer erblich, lebenslänglich oder auf begrenzte Zeit 
gewählt werden folle. Für die gewöhnlichen Akte der Gefeßgebung wurde ihm 
zwar nur ein fuspenfives Veto, für Verfaffungsänderungen aber das abfolute 
Veto eingeräumt. Ihm zur Seite follte ein Reichsrat ftehen, in den jeder 
Staat ein Mitglied, nur die vier freien Städte zuſammen eins, entfenden 
follten; ihm war eine begutachtende Stellung namentlich bei der Vorberei⸗ 
tung der Gefeße zugedacht. Den Einzelftaaten follte das Recht der eigenen 
diplomatifchen Vertretung und einer felbftändigen auswärtigen Politik, die 
Regelung des Wirtfchaftslebens und zum großen Teile auch die Verfügung 
über das Heer entzogen werden; denn alle Truppen follten dem Kaifer den 
Sahneneid ſchwören und fämtliche Generale von der Reichsgewalt ernannt 
werden. Endlich follte das Reich feinen Wirfungsfreis gegenüber den 
Einzelftaaten jederzeit auf dem Wege der gewöhnlichen Gefeßgebung beliebig 
erweitern fünnen. 

Camphaufen bemühte fih nun, die zweite Lefung der Verfaffung mög; 
lichft lange hinauszuſchieben, damit die Bevollmächtigten der einzelnen 
Regierungen Zeit behielten, fich über die etwa vorzufchlagenden Abänderungen 
untereinander zu verftändigen.? 

Die Heineren Staaten gingen faft ausnahmslos auf den von Preußen 
in der Zirfularnote gemachten Vorfchlag ein?, und es mußte nun 
Camphaufens Aufgabe fein, mit ihnen gemeinfame Anderungsvorſchläge zu 
vereinbaren. Die Gefihtspunfte, nach denen er hierbei zu verfahren gedachte, 
hat er der Regierung in einem eingehenden Bericht vom 5. Februar darz 
gelegt.* Er entwidelt hier, daß der Wirkſamkeit des an Stelle oder innerhalb 
des alten Staatenbundes neu zu begründenden Bundesftaates jedenfalls 





’ Deud der Faffung erfter Lefung bei Roth u. Merd 2, 198f. 

2 Bericht v. 31. Januar Beil. 52. 

® Sachfen antwortete ausmweichend, man mäffe erft Öfterreichs Stellungnahme kennen 
(10. Febr. Roth u, Merd 2, 273). 

* Beilage 55. 
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die auswärtige Politik, die Handelspolitif und die Heerführung überlaffen 
werden müffe. Preußen habe eine entfcheidende Stellung in der Zentral; 
gewalt zu beanfpruchen, weil es auf feine befondere Vertretung im Auslande 
nur dann verzichten könne, wenn „ber Souverän in Preußen auch Souverän 
im Reiche fei”. Diefe Beteiligung Preußens an der Leitung dürfe auch nicht 
zeitweife, etwa durch einen Wechfel in beftimmter Keihenfolge, ausgefchaltet 
werden. Preußen könne ein Aquivalent für die Opfer an Selbftändigfeit, 
die es bringen müffe, nur darin finden, daß es diefe Opfer im wefentlichen 
fih felbft bringe. Stehe aber Preußen an der Spige der Zentralgemwalt, fo 
liege e8 im preußifchen Intereſſe, deren Befugniffe möglichft weit auszu⸗ 
dehnen. Sobald der Bundesftaat eine zu ſchwache Organifation befige, habe 
e8 feinen Zwed für Preußen, an feine Spige zu treten. Wenn Preußen alfo 
darauf eingebe, die Befugniffe der Reichsgewalt zugunften der Einzelftaaten 
bis zu einem gemwiffen Grade einzufchränfen, fo fei dies als eine Konzeffion 
an die kleineren Staaten zu betrachten, und jedenfalls dürfe man im diefer 
Richtung nicht zu weit gehen. Dies empfehle fich auch noch deshalb, weil 
der Bundesftaat in der geplanten Ausdehnung leicht an dem Widerfpruch oder 
der Nichtbeteiligung der Königreiche fcheitern könne. In diefem Falle müffe 
aber Preußen die Möglichkeit behalten, „die Schirmherrſchaft über die fein 
Staatsgebiet umgebenden und frennenden Fleineren Länder zu übernehmen“. 
Bei Verhandlungen mit diefen werde man natürlich an die Frankfurter Ver; 
faffung, die für das ganze Deutfchland berechnet fei, nicht mehr gebunden fein; 
habe man aber in den jeßigen Verhandlungen den Heineren Staaten weit; 
gehende Zugeftändniffe gemacht, fo werde man fpäter kaum in der Lage fein, 
höhere Anforderungen zu ftellen, ohne ihrem MWiderfpruch zu begegnen. 
Camphauſen richtete alfo feinen Blick bereits ziemlich weit in die Zukunft 
und bemühte fich, für den Fall des Scheiterng des eigentlichen Einheitswerfes 
feiner Regierung wenigftens die günftigen Chancen für eine Erweiterung der 
preußifhen Machtſtellung möglichft zu erhalten. Es gelang ihm in langen 
und mühfamen Verhandlungen, die hier nicht im einzelnen verfolgt werden 
fönnen!, eine Verftändigung mit 28 anderen Regierungen zu erzielen; in 
zwei gemeinfamen Kolleftiverflärungen legten fie der Zentralgewalt ihre 
Bedenken und Abänderungsvorfchläge zu dem Entwurf der Reichsverfaffung 
vor.? Bon einer Äußerung über den Umfang des künftigen Bundesgebietes 





Beſonders zuflatten fam es Camphauſen, daß die Heineren Staaten von den öſterreichi⸗ 
fen Mebiatifierungsplänen wußten, während fie in der preußifchen Zirkularnote ihr volles 
Recht der Mitwirkung bei Feſtſtellung der Verfaffung gewahrt fanden (an Graf Bülow 
2. Bebr, Beil, 54). 

’ Erfle Erflärung v. Preußen und 26 anderen Negierungen, denen ſich nachträglich beide 
Schwar burg anfhloffen, u, 23. Febr. Roth u. Merd 2, 299 (dazu Sonderwünſche einzelner 
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und über die Drganifation der fünftigen Zentralgewalt wurde dabei aus dem 
Grunde abgefehen, weil diefe beiden Punkte fich erft erörtern laffen würden, 
wenn e8 feftftehe, welche Staaten die VBerfaffung annehmen und damit dem 
neuen Bunde freiwillig beitreten würden.: Die Bemerkungen richteten ſich 
alfo wefentlich auf die Frage, welcher Umfang der Kompetenz des Reiches 
gegeben werden, und welches Maß von GSelbftändigfeit den Einzelftaaten 
verbleiben folle. Die allgemeine Tendenz ging dahin, die Rechte der Einzel; 
fiaaten ftärfer zu betonen. Dies kam ſchon äußerlich dadurch zum Ausdruck, 
daß die Bezeichnungen Reich und Keichsgewalt duch Bundesftaat und 
Bundesgewalt erfeßt werden follten. Im Intereſſe des Anſehens der 
Regierungen im eigenen Lande wurde verlangt, daß die Ausführung 
von der Zentralgewalt angesrdneter Maßregeln möglihft den einzel; 
ftaatlihen Organen zu überlaffen fei. Ferner wurde den Einzelfiaaten das 
Recht gewahrt, Konfuln im Auslande anzuftellen und ſich duch einen Be; 
vollmächtigten bei der Zentralgewalt vertreten zu lafien. In bezug auf das 
Heerwefen follte der Bundesgewalt nur im Falle des Krieges ein unbe; 
fchränftes Verfügungsrecht zuftehen; im Frieden follte fie nur die allgemeine 
Gefeßgebung über das Heerwefen und die Kontrolle über die Duchführung 
ihrer Ansrönungen vermittels regelmäßiger Infpeftionen ausüben; der Eid 
der Treue follte dem Bundesoberhaupte und der Bundesverfaffung nur 
von den Korpsfommandeuren und von denjenigen höheren Offizieren ges 
leiftet werden, deren Ernennung der Bundesgewalt vorbehalten war; nur 
die Befehlshaber folcher Truppenabteilungen, die aus Kontingenten mehrerer 
Staaten zuſammengeſetzt feien, follten von der Zentralregierung ernannt 
werden. Auch die Gefeßgebung über den Schiffahrtsbetrieb follte auf die; 
jenigen Wafferfttaßen befchränft fein, welche das Gebiet mehrerer deutfcher 
Staaten berührten. Die Befugnis der Neichsgewalt, felbft Eifenbahnen und 
Landftraßen zu bauen und das deutfche Poftwefen für Rechnung des Bundes 
zu übernehmen, follte geftrichen mwerden?; ebenfo das Recht zur Erhebung 
felbftändiger Steuern; wo die eigenen Einnahmen des Bundes nicht aug; 
reichten, follten nur Matrifularbeiträge von den Einzelftaaten erhoben werden 
dürfen. Bezüglich der Vertretung im Staatenhaus fohlugen die Negies 


beteiligter Staaten 316f.). Zweite Erflärung v. Preußen und 27 anderen Regierungen 
(Sachfens Weimar war hinzugetreten, Anhalt-Deffau und Köthen nicht beteiligt) v. 1. März 
a. a. O. 342f. Die Abänderungsvorſchläge find bei den einzelnen Artikeln der endgüls 
tigen VBerfaffung abgedrudt in der neuen Ausaabe von 2. Bergfträßer, D. Verf. d. 
Deutfhen Reiches v. 3. 1849. Bonn 1913, 

* Bericht Camphanfens v. 5. Febr. Beilage 54 zu $ 30. 

2 Bol, Camphaufens intereffante Begründung diefes en in Beil, 57. 
Er fürchtet von der Übernahme Eoftfpieliger Betriebe auf das Neich ein flarfes Anwachlen 
der Reichsfteuern, damit auch der Zentralifation und Annäherung an den Einheitsftaat. 





190 Kollektiverflärung der 29 Regierungen. 


rungen eine etwas veränderte Einteilung vor, damit auch dem Fleinften 
Staate wenigfiens ein Vertreter gemwährleifter werde. Ganz befonderg 
wichtig war die Forderung, daß für die Erlaffung, Auslegung, Aufhebung 
oder Abänderung von Bundesgefegen die Übereinfimmung des Bundes; 
oberhauptes, des Staaten; und des Volkshauſes erforderlich fein, dem Ober; 
haupte alfo ein abfolutes Veto auch in der Gefeßgebung zuftehen follte. Als 
wünfhenswert wurde e8 bezeichnet, die Dauer der Finanzperiode von einem 
auf drei Jahre zu verlängern. Die Beflimmungen über die Immunität der 
Abgeordneten follten derartig eingefchränft werden, daß eine Strafverfolgung 
wegen Beleidigungen und Verleumdungen möglich bleibe. Ferner wurde 
noch eine Einfchränfung der Kompetenz des Neichsgerichtes bei der Ent; 
fheidung über Thronfolge, Regierungsfähigfeit und Regentſchaft vorges 
fhlagen und der Wunfch ausgefprochen, dem Neichsrate einen Einfluß auf 
die DOrganifation und die Zufammenfeßung des Gerichtes einzuräumen. 
Auch wünſchte man von deffen Kompetenz die Annahme von Klagen 
einzelner Staatsbürger gegen die Regierungen wegen Verlegung der Vers 
faffung ausgefchloffen zu fehen. Dem Reichsrat follte das Zuſtimmungs⸗ 
recht zu Verfaffungsänderungen und die oben fohon erwähnte Mitwirkung 
in Sachen des Reichsgerichtes gegeben und das Stimmrecht nad Maßgabe 
der Größe und Bedeutung der einzelnen Staaten abgeftuft werden; eine 
Erweiterung der Reichskompetenz follte nur auf dem Wege der Verfaſſungs⸗ 
änderung möglich fein. 

Diefe Abänderungsvorfchläge, die mit unmwefentlihen Änderungen durchs 
weg auf den Anträgen Camphaufens beruhten!, verlangten von der 
Nationalverfammlung nichts Unmögliches und hielten fih in mäßigen 
Grenzen. Die wichtigften waren ohne Zweifel diejenigen, welche das abfolute 
Veto des Reichsoberhauptes und die Vergrößerung der Kompetenzen des 
Neichsrates betrafen. Es muß als ein großer Erfolg Camphauſens betrachtet 
werden, daß es ihm gelang, faft fämtlihe Regierungen mit Ausnahme 
Oſterreichs und der vier übrigen Königreiche auf eine derartige Erklärung 
zu vereinigen. Eine Zeitlang hatte er Sorge, ob man ihm nicht von Berlin 
aus Schwierigkeiten machen und weitergehende Änderungen der Ver; 
faffung verlangen werde; aber zu feiner großen Genugtuung erklärte fich 
das Minifterium mit den von ihm vertretenen Gefichtspunften einver; 
ffanden? und ermöglichte es ihm fo, jene Kollektiverflärungen zuſtande zu 
bringen. 





’ Dies geht aus einem Vergleich feiner Berichte nach Berlin mit den Vorfehlägen der Note 
beutlih hervor, 

» ©f. Bülow an Camphauſen 15. Febr. u, 16. Febr. (Beil, 64 u. 65). Erlaß v. 16. Febr, 
Roth u. Merd 2,292. Bülow war in der Beurteilung der einzelnen Verfaffungsbeftims 
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Dieſe Verhandlungen erfüllten den ganzen Monat Februar. Während 
derſelben Zeit bemühte ſich Herr v. Schmerling aufs eifrigſte, zwiſchen 
Sſterreich und den vier übrigen Königreichen ebenfalls eine Verſtändigung 
über gemeinſame Vorſchläge herbeizuführen. Auch von Wien aus wurden 
entſprechende Schritte bei den königlichen Höfen getan.“ Auf Schmerlings 
Wunſch, der von der großen Mehrzahl der öfterreichifchen Abegordneten in 
Frankfurt lebhaft unterſtützt wurde, follte Fürft Schwarzenberg erklären, 
daß Hfterreich einem Bunde beitreten wolle, in dem die Leitung der auswärtigen 
Politif, des Kriegswefens und des Wirtfchaftslebens einer Zentralgemwalt 
überlaffen fei, die in ihren Maßregeln an die Mitwirkung eines Staaten; 
haufes und eines Volkshauſes gebunden fein folle. Der Unterfchied zu dem 
Berfaffungsentwurf der Mehrheit follte alfo nicht in der Abgrenzung der 
Kompetenz von Reich und Einzelftaaten und in der Stellung des Parlamenteg, 
fondern lediglich in der Zufammenfesung der Zentralgewalt liegen. Immer 
wieder bemühte fih Schmerling, der Wiener Regierung vorzuftellen, daß 
dies ohne Bedenken gefchehen fünne, wenn die Zentralbehörde den äfterreichi; 
fhen Intereſſen gemäß zufammengefest fei, und daß es andererfeits not; 
wendig fei, diefe Bereitwilligfeit auszufprechen, wenn man nicht alle Sym⸗ 
pathien in Deutfchland verlieren und den Gegnern direkt in die Hände 
arbeiten wolle. Er und feine Freunde hielten e8 fogar nicht für unmöglich, 
daß Wien zum Sig der Regierung beftimmt werden fönne.? Aber Schwarzen, 
berg dachte nicht daran, die deutfchen Gebiete Sſterreichs einer fremden 
Gewalt, auch wenn es felbft an ihr beteiligt fei, oder gar der Geſetzgebung 
eines zum größten Teile aus Nichtöfterreichern beftehenden Parlamentes 
zu unterwerfen. Er verftand fich nur zu einer Kundgebung?, in der betont 
wurde, daß Öfterreich fih von dem geplanten Verfaffungswerfe nicht aus; 
fohließen, fondern ernftlih daran mitarbeiten wolle, „vorausgeſetzt, daß es 





mungen und der Taktik ganz von Camphaufen abhängig, und gab wieder feinerfeits im Minis 
fterium den Ton in diefen Fragen an, f. Beilage 6ı u. 62. Er legte von Anfang an großen 
Wert darauf, daß Preußen in enger Fühlung mit dem Neichsminifterium, befonders mit 
Gagern bleibe (an Camphaufen ı. Februar Beil, 53). — Die Genehmigung zu der Über; 
gabe der zweiten Kollektionote erhielt Camphaufen am 26. Februar (an Otto Camphaufen 
26. Febr.). Er fhrieb: „Ich bin darüber überglüdlih; denn meine Lage, wenn ih nad 
Verführung der Regierungen fie auf halbem Wege im Stich laffen mußte, war wahrhaft 
ſcheußlich.“ Übrigens war er entfchloffen, unter Umftänden auf eigene Gefahr zu handeln, 
vgl. f. Brief an v. d. Heydt v. 13. Febr. Beilage 62. 

ı Am 5. Februar wurde Graf Rechberg als Spezialgefandter nach Stuttgart und München, 
Baron Brenner nah Dresden und Hannover gefhidt. (Bülow an Camphaufen 9. Febr. 
Beilage 59.) 

2 ©, Friedjung 1, 186f. und die Berichte Schmerlings a. a. D. 496f. 

® Erlaß an Schmerling v. 4. Febr. Roth u. Merd 2, 262. 
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fih hier um Einigung, nicht um gänzliche Umfchmelsung der beftehenden 
Berhältniffe handele, um Wahrung der verfchiedenen lebenskfräftigen orgaz 
nifhen Glieder Deutfchlands, und nicht um deren Aufhebung und Vers 
nichtung“. Weitere Äußerungen über die Anficht des Wiener Hofes wurden 
erft für die Zeit in Ausſicht geftellt, wenn die VBerfaffungsberatung vollftändig 
beendigt fei. Auch die übrigen königlichen Höfe verfuchte Schwarzenberg zu 
beftimmen, daß fie jede Bindende Außerung bis nach Beendigung der zweiten 
Lefung verfchöben, d. h. bis zu dem Zeitpunft, wo jedes Verlangen nach 
ducchgreifenden Änderungen zum Bruch mit der Nationalverfammlung 
führen mußte. Ausdrüdlih wurde nur die von Gagern vertretene Idee 
eines engeren Bundesftaates verworfen, weil fie weder den hiftorifch er; 
wachfenen Verhältniffen Deutfchlands, noch der befonderen Stellung Öfter; 
reichs Rechnung frage und zur Ausſchließung Öfterreichs, zur Verſtümmelung 
Deutfohlands und zur Schwächung beider führen müſſe. Ferner wurde 
angedeutet, daß Öfterreich die Einbeziehung feiner nichtdeutfchen Gebiete in 
den Bund als erwünfcht anfehe und zum Schluß fehr beftimmf aus; 
gefprochen, daß der Kaifer von Öfterreich fich niemals einer Zentralgewalt 
unterwerfen werde, die von einem anderen deutfchen Fürften gehandhabt 
werde. 

Schmerling felbft Hatte bereits einen Plan für die Geftaltung der Zentralges 
walt entworfen.! Danach follte ein Direktorium von fieben Mitgliedern an der 
Spige Deutſchlands ftehen; in ihm follten Öfterreich und Preußen je drei, die 
übrigen Staaten zufammen fünf Stimmen haben.” Hierfür gewann er auch 
die Zuftimmung einer größeren Anzahl von öfterreichifehen und ſüddeutſchen 
Abgeordneten; jedoch wurde wohl auf ihren Wunfch die Bevorzugung der 
beiden Großmächte etwas eingefchränft, indem jeder von ihnen nur zwei ans 
ftatt der urfprünglich vorgefehenen drei Stimmen zugebilligt wurden? Nach 
langem Zögern ließ fih Schwarzenberg dazu herbei, durch eine Note vom 
27. Februar Schmerling zu ermächtigen, daß er auf Grund diefer Vorfchläge 
mit den Bevollmächtigten anderer Staaten in Verhandlung treten und einen 
Gegenentwurf zu dem betreffenden Artikel des Berfaffungsentwurfes auf; 
ftellen möge; jedoch behielt fich die Regierung deffen endgültige Genehmigung 
vor.“ In der Tat arbeitete Schmerling einen derartigen Entwurf aus, in 


’ Er entwidelte ihn ſchon Anfang Februar im Privatgefpräh Camphauſen gegenüber, 
f. deffen Bericht v. 2. Febr. Beil, 53. 

* Die Zufammenfegung des Direltoriums erinnert auffallend an den im Juli von der preus 
Gifhen Negierung für das Bevollmächtigtentollegium aufgeftellten Plan (ſ. oben ©. 104 f. ). 
Dielleiht wollte Schmerling abſichtlich an eine früher von Preußen ſelbſt befürmortete 
Kombination anknüpfen. 

’ Auch das war fhon im Juli von den Mittelftaaten verlangt worden, 

* Roth u, Merd a, 430f. 
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welchem die Führung der Stimmen, abgefehen von Öfterreich und Preußen, 
den größten Staaten innerhalb der fünf Gruppen vorbehalten wurde, In 
einem Punkte wich er jedoch von dem ihm mitgeteilten Wunfche feiner Re⸗ 
gierung eigenmächtig ab; das Präfidium in diefer Behörde wollte er 
nicht ausfchließlich Hfterreich vorbehalten fondern zwiſchen Öſterreich und 
Preußen abwechfeln laffen. Er berichtete nach Wien, daß ohne ein folches 
Zugeftändnig feiner der übrigen Staaten für den Entwurf zu haben fein 
mwerde.! Zu diefem Entwurf erhielt er die Zuftimmung der Bevollmächtigten 
der vier Königreiche.? 

Aber alle diefe Bemühungen Schmerlings waren vergeblih. Denn wäh— 
rend Schwarzenberg ihn ruhig arbeiten ließ, um Zeit zu gewinnen, bereitete 
er mit feinen Kollegen den großen Staatsftreich in Öfterreich vor, der eine 
völlig neue Lage ſchuf. Vorläufig fehlen es, als ob das Vorgehen Preußens 
und der Kleinftaaten die Situation weſentlich geklärt habe; indem fich die 
fleineren Staaten an Preußen, die Königreiche an Öfterreich anfchloffen, frat 
zugleich aufs deutlichfte hervor, daß jedes Streben nach einem firaffer 
organifierten Bundesftaate nur in der Geftalt des engeren Bundes unter 
Preußens Führung Erfüllung finden könne, während diejenigen Staaten, 
die von ihren Souveränitätsrechten gar nichts oder möglichft wenig opfern 
und feine einheitliche Zentralgewalt ins Leben treten laffen wollten, ihren 
Rückhalt bei dem Kaiferftaate fuchen mußten, Zweifelhaft blieb nur, ob nicht 
noch manche von den Fleineren Staaten, wenn die Volksbewegung und das 
Frankfurter Parlament an Macht verlören, auf die andere Seite überfreten 
würden? Auch war es nicht ganz ausgefchloffen, daß im umgekehrten Falle, 
wenn die VBolfsbewegung anhielt und das Parlament feine Macht behauptete, 
noch einige von den Königreichen fich dem Plane des engeren Bundes fügen 





ı Erflärung vom 8. März a. a. O. 433f. (von der äfterreichifchen Regierung offenbar 
nicht vorher genehmigt); dazu Schmerlings Bericht bei Friedjung ı, 499. 

* In einer Sigung aller Bevollmächtigten am 8. März erklärte Schmerling, der Entwurf 
„sei das Ergebnis der Beratung und übereinftimmenden Genehmigung der königlichen Höfe, 
mit Ausnahme jedoch Preußens”, Die Vertreter der übrigen Königreiche ergriffen nicht das 
Wort (Mosle an Camphaufen 9, März Beil, 69 u. Telegr. d. Legationsrates v. Kamptz an 
Camphaufen v. 9. März, Caſpary 302). Bayern war übrigens noch am 28. Februar für 
ein Volkshaus neben Direktorium und Staatenhaus eingetreten (Roth und Merd 
2, 361f.). 

: Die Motive der einzelnen Staaten waren fehr verfchieden; bei Baden fpielte der Wunfch, 
nicht fchlechter geftellt zu werden als Württemberg, eine weſentliche Rolle und machte es 
zum Gegner des öſterreichiſchen Gruppenſyſtems (f. Roth u, Merd 2, 269 d. badifche Er; 
Härung v. 19. Februar, u, Minifter v. Dufch an Camphaufen, Cafpary zox und Camp; 
hauſens Bericht v. 9. Febr. Beil, 57). Für alle Heineren Staaten war die Befürchtung, 
zugunften der Mittelftanten mediatifiert zu werden, ein flarfer Antrieb (Mosle an Camps 
haufen Beil. 69). 
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würden; Hannover! und Württemberg? hielten fich in ihren Erklärungen 
von Anfang an die Möglichkeit offen, die preußifche Oberhauptswürde doch 
noch anzuerkennen, und in Sachfen vermied man ebenfalls eine Fatego; 
rifche Abfage? Nur Bayern fprach unzweideutig die Abficht aus, einem 
Heindeutfhen Reiche nicht beizutreten und fcheute fich fogar nicht, die 
Hilfe des Auslandes anzurufen‘, für den Fall, daß ein Zwang geübt werden 
folle. 

Mit diefen Erfolgen hatte aber auch die Politif Camphaufens ihren Höhez 
punft erreicht; unmittelbar darauf traten Zwifchenfälle ein, die eg immer 
zweifelhafter erfcheinen ließen, ob er fein Ziel wirklich erreichen werde. 

Nach der Vollendung der erften Lefung der Verfaffung mußte die Natio; 
nalverfammlung ihre eigentliche Tätigkeit unterbrechen, um den Regie; 
rungen Zeit zur Verftändigung und zur Äußerung ihrer Wünfche zu laffen, 
bevor die zweite Lefung beginne. Während diefer Paufe nahm man das 
Wahlgefeß für den fünftigen Reichstag in Beratung? Nach den Gefinz 
nungen der Mehrheit, die er genügend zu kennen glaubte, nahm Camp- 
haufen an, daß dies Gefeß ein eingefchränftes Wahlrecht, vermutlich auf 
einen Zenfus begründet, fchaffen werde. Er feßte auf einen derartigen 
Beſchluß große Hoffnungen; denn da der allgemeine Grundfaß feftgeftellt 
war, daß die Beflimmungen der einzelnen Landesverfaffungen denen der 
Reichsverfaſſung nicht widerfprechen dürften, meinte er hiervon auch eine 
analoge Anwendung auf das Wahlgefeß machen zu fünnen. Es würde alfo 
möglich gemwefen fein, die demofratifcher geftalteten Wahlgefege der Einzel⸗ 
ftaaten, insbefondere auch das mit der Verfaffung zugleich oktroyierte preus 
ßiſche Wahlgefeß, das auf dem allgemeinen Wahlrecht beruhte, als dem Reichs⸗ 
wahlgefege widerfprechend außer Kraft zu ſetzen und auch hier ein beſchränktes 


* Erflärungen v. 7. u. 9. März a. a. D. 408 u. 416; Hannover vermied jede Außerung 
über das Oberhaupt, und ſchloß fih im übrigen der Kolleftiverflärung mit geringen Vors 
behalten an. 

” 24. Gebr. u. 4. März a. a. O. 417 u. 419; Württemberg erklärte fich für ein Direktorium 
nur, falls Hfterreih im Bunde bleibe, was allerdings wünſchenswert feiz fei aber deffen 
Abtrennung nicht zu verhindern, fo ziehe man ein preußifches Kaifertum der Trennung von 
Nord und Süd vor, 

23. Bebr. a. a. O. 389. Die endgültige Außerung über die Oberhauptsfrage wurde 
verfhoben, bis das Verhältnis Hfterreihs zum Bunde geflärt ſei. 

* Erflärung v. 16. Bebr, a. a. D. 359. Inſtruktion für Baron Eetto in London v. Dez. 
1848 4. a. O. ı193f. 

Anfangs wollte die Rechte dies nicht tun, weil fie fürchtete, bei der augenblidlichen 
Stimmung feine Beſchraͤnkungen des Wahlrechts durchdringen zu können (Camphauſens 
Bericht v. 9, Bebr. Beil, 58), — Bülow drang energifch auf Verlängerung der Paufe zwifchen 
beiden Lefungen, weil in einer kurzen Friſt eine Unmaßung gegenüber den Negierungen liege 
(Bell, 64). 
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Wahlrecht einzuführen.! In diefem Falle würde König Friedrich Wilhelm, dem 
gerade das allgemeine Wahlrecht als ein fehwerer Fehler erfhien, von der An; 
nahme der Reichsverfaffung einen direkten Nutzen für feinen eigenen Staat ge; 
habt haben, den er fonft auf legalem Wege nicht leicht zu erreichen vermocht hätte. 
Aber alle diefe Hoffnungen wurden ſchwer enttäufcht. Ye deutlicher die 
öfterreichifchen Abgeordneten erfannten, daß die Erbfaiferpartei ihr Ziel 
wenigftens innerhalb der Verfammlung wahrfheinlich erreichen werde, defto 
eifriger fpähten fie nach Mitteln aus, um dag definitive Zuftandefommen des 
engeren Bundesftaates unter Preußen auf andere Weife zu verhindern. Ihr 
Beftreben richtete fich daher, wie fpäter bei der zweiten Lefung deutlich hervor⸗ 
trat, immer energifcher darauf, ſolche Beflimmungen in die Verfaffung 
hineinzubringen, die dem Könige von Preußen, deffen Gefinnungen ja zur 
Genüge bekannt waren, die Annahme der Oberhauptswürde unmöglich 
machen ſollten. Won denfelben Erwägungen ließen fie fich auch bei der 
Abſtimmung über das Wahlgefeß leiten. Dazu Fam, daß alle demofratifch 
gefinnten Elemente naturgemäß für das allgemeine Wahlrecht eintraten. 
Als dritter Bundesgenoffe trat die Fatholifche Partei im Parlament hervor, 
die ebenfalls im mefentlichen durch die Abneigung gegen ein preußifcheg, 
oder wie man fagte, proteftantifches Kaifertum, beſtimmt wurde. So fam 
e8, daß bei der entfcheidenden Abftimmung der das Wahlrecht wefentlich 
befehränfende Vorſchlag der BVerfaffungstommiffion abgelehnt und dag 
allgemeine, gleiche und geheime Wahlrecht für das Volkshaus beſchloſſen 
wurde. Daß hierin eine fehr große Erſchwerung für die Durchführung des 
bisherigen Planes lag, erkannten Camphaufen und die Minifter fofort.? 
Inzwiſchen aber hatten fich in Berlin Ereigniffe vollgogen, die mindeſtens 
ebenfo verhängnisuoll für das Gelingen der eingeleiteten Aktion waren. 
Als die Berichte des Grafen Bernftorff über die Aufnahme der Zirkularnote 
in Wien eintrafen, brach, wie Graf Bülow an Camphaufen fehrieb?, ein 
wahrer Sturm los. Der König war außer ficht, daß man feinem Wunfche 
entgegen die Note fofort an alle Regierungen abgefandt und fogar an die 
Öffentlichkeit gebracht hatte, ohne vorher die Gegenäußerung Öfterreiche 
abzumarten.5 Er faßte dies als einen direkten Ungehorfam gegen feinen 


ı Camphaufens Bericht v. 31. Januar Beil, 52. 


? Graf Bülow bemerkte auf die telegraphifche Nachricht Hin: „Wieder eine Illuſion dahin“ 
(Beil, 66). 


° 8, Febr. Beil, 56. 

* Schon vorher äußerte er fich grollend zu Oberftleutnant Fifcher und zeigte Neigung zu 
neuen direkten Verhandlungen mit Olmütz. (S. deffen Brief an Camphaufen v. 29. Jan., 
Cafpary 289.) 

Es war nicht die „Reue“, wie Meinede 206 meint, die den König padte, fondern der 
Zorn, daß man feinen wohlbefannten Intentionen entgegen gehandelt habe. 
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ausdrüdlichen Befehl auf und als einen bewußten Verfuch der Minifter, 
den Bruch mit Öfterreich herbeisuführen!, und machte den Grafen Bülow 
perfönlih dafür verantwortlid, In einem am 5. Februar unter feinem 
Borfig flattfindenden Minifterrat, der über fünf Stunden dauerte, trat der 
König von neuem für enges Zufammenhalten mit Öfterreich ein, erhob 
gegen Bülow die ſchwerſten Anflagen und verlangte von dem Minifterium, 
daß es deren Berechtigung anerfenne, Bülow preisgebe und eine fürmliche 
Entfhuldigung nah Wien durch einen außerordentlichen Gefandten richte. 
Auch die fofortige Berufung des Königstollegiums und die Zufammenziehung 
von Truppen forderte er. Das Minifterium lehnte diefe Zumutungen 
entfhieden ab. In dem Königskollegium werde bei der Gefinnung der 
föniglihen Höfe Preußen ſtets in der Minorität fein; Bülow dürfe man 
ſchon deshalb nicht fallen Taffen, weil man dadurch in ein ſchiefes Licht gegen; 
über Hfterreih und den übrigen Staaten fomme.? Auch werde man eine 
derartige Politift vor der demnähft zufammentretenden Kammer nicht 
verantworten können? In einer Denkſchrift legten die Minifter dem König 
von neuem dar, daß fie auf feine Wünfche nicht eingehen könnten und an der 
bisherigen Politik feftzuhalten gedächten. Der König war aufs Außerfte 
gekränkt; er erklärte ihnen, daß er fich nach diefen Vorgängen wieder völlig 
von der auswärtigen Politik zurücziehen müffe, aber auch feine Verant⸗ 
wortung für ihre weiteren Schritte fragen wolle! Mit feinen Vertrauten 
erwog er damals den Gedanken, in eigenhändigen Briefen an fämtliche 
Fürften Deutſchlands diefen mitzuteilen, daß er zwar notgedrungen feine 
Minifter ihren Weg gehen laffe, daß aber ihre Politik nicht die feine fei und 
er nichts damit zu tun haben mwolle5 Ob es hierzu wirklich gefommen ift, 
wiffen wir nicht; indeffen erfahren wir, daß er den Grafen Brühl noch einmal 
an ben öfterreichifhen Hof geſchickt hat, vermutlich doch, um mündliche 
Gröffnungen ähnlicher Art dorthin zu überbringen. Die Bedenken feiner 





ı Gerlach ı, 284, €, 2, v. Gerlad 2, 37; ber König fagte am 2. Februar von den Mis 
niftern: „Sie wiffen, daß ich fie nicht entbehren kann.” 

» Bol, Gerlach 1, 287f, 289. Die Minifter teilten ihre Befchläffe dem König am 6. Febr, 
mit (Bülow an Camphaufen 8. Febr. Bell, 56). Bol, auch Bülow an Bernflorff 9. Febr, 
Ringhoffer 95f. 

» Meinede 206 nah dem Protokoll, 

* An einem Brief an die Minifter, wohl am ıı. Februar; den Anlaß bildete der Zuſammen⸗ 
teitt der Kammern. S. Gerlad 1, 292, 

+ Außerung des Königs zu Canitz, f. Gerlach 1, ar. Vol. an Bunfen 1x. Februar 
Nante S. W. 49, sı3. Der König von Württemberg ſchrieb perfönlih an ihn im Sinne 
ber dfterreihifhen Vorſchlaͤge (vgl, Beilage 61). 

* Dtto Camphauſen hörte von Oberſtleutnant Fiſcher, „daß Graf Brühl vor einigen Tagen 
wieder bie befannte Meife unternommen babe” (an Lubolf a5. Februar). 
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Minifter gegen Verhandlungen diefer Art führte er auf ihr „wahnfinniges 
Mißtrauen gegen ſterreich“ zurüd.! 

Der Zorn des Königs ift volfftändig begreiflih. Er fühlte ſich Öfterreich 
gegenüber perfünlich Bloßgeftellt; dort wußte man, welche Anfichten er 
vertreten hatte, und mußte aus dem Verfahren der Minifter den Schluß 
ziehen, daß er nicht die nötige Energie befige, um feine Gedanken im eigenen 
Haufe zur Geltung zu bringen. In der Tat war Fürft Schwarzenberg, wie 
feine Briefe an den Gefandten in Berlin deutlich zeigen, durch diefe Bor; 
gänge von der Schwäche und Unzuverläffigfeit des Königs völlig überzeugt 
und redete von ihm in faft verächtlichen Ausdrücken. 

Friedrich Wilhelm mußte fich aber fagen, daß er mit bloßem Stillſchweigen 
zu den weiteren Taten feiner Minifter nicht zu dem erwünfchten Nefultate ge; 
langen könne, und daß er fehließlich Hoch die Konfequenzen aus den Hand; 
lungen feiner Regierung mitzutragen haben werde, Dazu fam, daß die Ka; 
marilla ihn in dem Gedanken beftärkte, er dürfe fih das Verfahren des 
Grafen Bülow nicht gefallen laffen und müſſe dafür forgen, daß das Miniftes 
rium des Auswärtigen in die Hand eines zuverläffigeren Mannes gelegt werde. 
Einen ſolchen glaubte man in der Perfon des Grafen von Arnim, früheren 
Gefandten in Wien, gefunden zu haben, der als ein Freund HÖfterreichs 
befannt war.” Der König ging auf diefen Gedanken ein und gab bei jeder 
Gelegenheit zu erkennen, daß er den Grafen Bülow als feinen” perfönlichen 
Gegner betrachte? Solche Zuftände waren natürlich auf die Dauer unhaltbar* 
und mußten die übrigen Minifter vor die Frage ftellen, ob fie den Grafen 
fo weit deden wollten, daß fie ihre Entlaffung forderten, wenn der König 
fein Verhalten ihm gegenüber nicht ändere, oder ob fie verfuchen wollten, 
den Frieden mit dem Könige durch die Opferung Bülows zu erfaufen. Sie 
entichloffen fih nach langem Zögern, in der Perſonalfrage nachzugebens, 
hielten aber fachlich an der bisherigen Politik fe. Am 22. Februar wurde 
Graf Arnim zum Minifter des Auswärtigen ernannt, während Graf Bülow 





©. d. zit. Brief Bülows an Bernflorff v. 9. Febr. 

: Schon Ende Januar empfahl die Kamarilla Arnims oder Canitzs Ernennung, 
Gerlach ı, 280; dann ſchwankte man aber wieder, ob es nicht doch beffer fei, Bülow zu 
halten, da Graf Arnim „bequem und egoiftifch fei“, Bülow aber rechtlich, unterrichtet und 
einfihtsooll (Gerlach 1, 290). 

® Differenzen in Perfonal; und Formfragen famen noch hinzu, f. Gerlach ı, 288. — 
Von einem fortwährenden Schwanten oder einem hilflofen Hinz und Hertaumeln des Königs 
kann man bier fehlechterdings nicht reden, wie e8 Meinede 207 tut. 

* Schon am 14. Februar ſchreibt Bunfen an Camphaufen: „Die Sachen ftehen hier fehr 
ernft... Ihre Anweſenheit hier if dringend notwendig, fonft geht die deutfche Sache 
fhief und manches andere wohl auch“, f. Beil. 63. 

° ©, Bülow an Camphaufen 22. Febr. Beil. 66. 
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zwar in feiner Stellung als Unterftaatsfefretär verblieb, aber von allem 
Einfluß auf die Leitung der deutfchen Angelegenheiten ausgefchloffen wurde. 
Er fiel, wie er felbft fagte, als „eine Hefatombe für Öfterreich”. 

Dies war nun infofern von großer Bedeutung, als gerade Graf Bülow 
es gemwefen war, der innerhalb des Minifteriums die Ideen Camphaufens 
energifch vertreten! und diefen felbft durch eine neben der amtlichen fortlaufend 
geführte privafe Korrefpondenz über alle wichtigeren Vorgänge in Berlin 
auf dem Laufenden erhalten hatte. Camphaufen fagte fich fofort, daß in der 
Berufung Arnims eine große Erfehwerung feiner Aufgabe liege, und dachte 
datan, auf der Stelle nach Berlin zu eilen, da er in die erfie Kammer 
gewählt war, um an der Wdreßdebatte teilgunehmen und womöglich Arnim 
fofort wieder zu befeitigen. In der erften Erregung urteilte er ſogar: „Es 
ift num wohl unvermeidlich, fofort das ganze Minifterium über Bord zu 
werfen. Ein vollendeterer Wahnfinn als die Ernennung Arnims zwei Tage 
vor Zufammentritt der Kammern ift nicht wohl zu denken.“ 

Indeſſen ſchien vorläufig fein Syſtemwechſel einzutreten.? Noch vor Arnims 
Ernennung hatte man eine ausweichende Antwort auf die öfterreichifche 
Note vom 4. Februar gegeben. Der neue Minifterd, völlig unbekannt mit 
den Borgängen der legten Monate, mußte fich in feinen neuen Wirkungskreis 
erft hineinarbeiten und fonnte hierbei doch den Nat und die Sachfenntnig 
des Grafen Bülow nicht entbehren. Auch fah er ein, daß die einmal ergriffene 
Maßregel fih nicht ohne weiteres zurücknehmen laffe, und daß man vorläufig 
verfuhen müſſe, wie weit man auf dem einmal befretenen Wege kommen 
fönne. Dennoch betrachteten Camphaufen und feine Gefinnungsgenoffen 

* Bunfen fagt ı2. Febr. (Beil. 61): „Das hiefige Minifterium ift ſchwarzweiß bis auf Bülow, 


Kühne und Rintelen”; 15. Febr. (Beil, 63): „Graf Bülow ift vortrefflich“, 

® Ludolf an Dito Camphaufen 26. Febr, 

DOtto Camphaufen, ber als Abgeordneter in die zweite Kammer gewählt war, fuchte 
unmittelbar nah Arnims Ernennung den Grafen Brandenburg auf und erhielt die bes 
ſtimmte Verfiherung, daß nur ein Perfonenwechfel eingetreten fei und man „feft bei dem 
Wege, welcher duch die Zirfularnote vorgezeichnet worden, beharren werde” (Dito an Ludolf 
Camphauſen 24. Febr.). Ühnlih Graf Bülow an Camphaufen Febr. 28, Beil, 67; er 
fürdtete nur Zögern und Unſicherheit. 

* Bunfen an Eamphaufen 15. Febr. Beil. 63. 

» &, Dito Camphauſens Urteil über ihn im Brief v. 25. (nicht 24.) Februar, 
Caſpary 298, Es heißt dort noch: „Zunäcft verriet er eine große Unwiſſenheit 
über den Stand ber Dinge, , . . Db man bei Graf Arnim überhaupt von einer Politik 
ſprechen kann, iſt mir zweifelhaft; follte die Frage zu bejahen fein, fo befolgt er eine 
öfterreihifhe Politik, und wirft Du ſchwerlich mie ihm geben lönnen, Mache in Frankfurt 
fertig, was Deine Infteuftionen geflatten, dann komme hierher,” — Minifter v. d. Heydt, 
ben Dtto ebenfalls interpellierte, gefland, von Arnims politifher Vergangenheit nichts gewußt 
su haben; doch habe das Minifterium vom Grafen Brandenburg die beftimmte Zuſicherung 
verlangt und erhalten, daß fein Syſtemwechſel beabfichtigt fei (an Ludolf 26. Bebr.). 
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ihn natürlich als einen heimlichen Gegner und trugen fich mit der Hoffnung, 
ihn bald wieder ſtürzen zu können. Hierzu follte der Zufammentritt des 
inzwifchen neu gewählten Landtages die Gelegenheit bieten, Man hoffte, 
daß bier die große Mehrheit der Abgeordneten für eine Politik fein werde, 
die Preußen an die Spike des engeren Deutfchland Bringen wolle; und man 
war der Meinung, daß wenn dies ungmweidentig hervortrete, ein Minifter des 
Yuswärtigen fich nicht ange werde halten können, der eine andere Richtung 
verfolge.? Denn die Regierung mußte doch verfuchen, mit der neuen Volks; 
verfretung über die endgültige Geftaltung der Verfaffung einig zu werden, 
und würde vorausſichtlich nicht gleich wieder an eine Auflöfung denfen, wenn 
fich eine Meinungsverfchiedenheit über die deutfche Frage ergebe. 

Yuf der anderen Seite empfand der König die Berufung Arnims als 
einen perfönlichen Sieg und machte daraus auch dem neuernannten öfter; 
reichifchen Vertreter, Baron v. Profefh-Often, gegenüber fein Hehl. In 
den fchärfften Ausdrücken fprach er zu ihm von der Verwerflichkeit der Politik, 
die Bülow getrieben habe?, und erklärte, daß er noch jeßt feine Vorfchläge 
vom 4. Januar für gut und ausführbar halte, freilich ohne die Änderungen 
Schwarzenbergs, und daß er dag fefte Zufammengehen Öfterreichs und Preußens 
als abfolut notwendig anfehet; ferner betonte er immer wieder, daß er vom 
Frankfurter Parlament die Oberhauptswürde nicht annehmen werde; hatte 
er ſchon früher die Kaiferfeone, die diefe Verfammlung etwa Bieten werde, 
als einen Reif aus Dred und Lerten gebaden bezeichnet, fo ſcheute er fich jeßt 
nicht, fie Prokeſch gegenüber direkt eine „Schweinfrone” zu nennen. Ebenfo 
hat er in feinen Briefen an Bunfen immer wieder betont, daß er bie 
Krone nicht annehmen werde, wenn fie ihm angeboten werden follte, 
und daß es ihm nicht auf eine Machtvergrößerung Preußens, fondern auf 
die Rettung Europas vor der Herrſchaft der Anarchie und dem Siege des 
revolutionären Prinzips anfomme. Es fei eine Wahl zu freffen wie 1813, mo 
man auch im Bunde mit Frankreich Preußen auf Koften Rußlands habe 
vergrößern fünnen, e8 aber vorgezogen habe, die gemeinfamen Intereſſen 
Europas gegen Napoleon zu verteidigen.5 Selbftverftändlich hat er auch dem 





ı Sudolf an Otto Camphaufen 28. Februar: „Die Grundlage ift dann (nach Übergabe der 
zweiten Kolleftionote) fo feft, daß der neue Herr fie binnen 8 Tagen ſchwerlich zerftört; und 
viel mehr braucht Ihr wohl nicht, um ihn abzuſetzen.“ 

2 Diefe Hoffnung fprach Camphaufen fhon am ıı. Febr. dem Grafen Bülow aus (Beilage 
60). „Mit dem Zufammentritt der Kammern in Berlin hören die Phantafien auf.“ Ebenfo 
Bunfen (an Camphaufen 11. u. 12, Febr. Beil. 61). 

® Am 16. März, ſ. Profefhs Bericht v. 17. März, Friedjung ı, 500f. 

In diefem Zuſammenhange dachte er daran, Radowitz ins Minifterium zu berufen und 
als Unterhändler nach Wien zu fchiden, f. Meinede 2ı6f. 

° Namentlih 16. Januar, 11. Februar, 14. März; Ranke, S. W. 49, 501 u. zı3f. 
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neuen Minifter des Auswärtigen gegenüber, den er endlich einmal wieder 
als feinen Minifter glaubte betrachten zu Fönnen, aus diefen Anſchauungen 
fein Hehl gemadht.! 

Das Minifterium befand fich alfo in einer recht ſchwierigen Lage, Auf der 
einen Seite drängte der König immer von neuem auf das Zufammengehen 
mit Öfterreih und den übrigen deutfhen Fürften und ließ feinen Zweifel 
darüber, daß er fchlieglich, wenn die perfänliche Entfcheidung an ihn heran; 
frefen werde, die ganze von dem Minifterium bisher befolgte Politik, felbft 
wenn fie bis dahin erfolgreich gemwefen fein follte, doch zum Scheitern bringen 
werde; auf der anderen hatte man durch die Abfendung der Zirkularnote und 
die an Camphaufen erteilte Ermächtigung zur Abgabe der Kolleftiverflärung 
in Frankfurt Verpflihtungen auf fich genommen, die fich nicht ableugnen 
fießen, und deren Konfequenzen man nun wohl oder übel ziehen mußte, 
Dazu fam die Rüdfiht auf die Stimmung der Landfagsmehrheit, die durch⸗ 
aus für die bisherige Politik war?, und die man aus den bereits angeführten 
Gründen nicht glaubte außer acht laffen zu dürfen. Über die perfönlichen 
Anfhauungen der einzelnen Minifter find wir noch immer nicht fo genau 
unterrichtet, daß fich Darüber etwas ganz Beftimmtes fagen ließe. Aber fo viel 
fcheint doch aus dem ganzen weiteren Verhalten des Grafen Brandenburg 
hervorzugehen, daß auch er mit Camphaufen wenigftens in der Bekämpfung 
der Pläne des Königs und dem Streben nach einer Verftärfung der preuzs 
ßiſchen Machtftellung einig war. Der Vorbehalt, den er machte, man dürfe 
nur fo weit gehen, daß Hfterreich nicht zum Kriege getrieben werde’, war 
auch durchaus im Sinne Camphaufens. Einem inneren Kriege zogen fie das 
Scheitern der Einheit vor, nur dürfe die Schuld daran nicht Preußen freffen. 
Dagegen dürfte e8 zweifelhaft fein, ob Manteuffel diefe Gefinnung teilte; 
feinesfalls war dies bei Arnim der Fall, Die Minifter v. d. Heydt und 
Rintelen fanden der nationalen Bewegung mit noch ftärferen Sympathien 
gegenüber ald Graf Brandenburg, der fie doch mwefentlich als ein Mittel 





Ahnlich fprach er fih auch Anfang März dem Abg. v. Sauden gegenüber aus, f. Gerlach 
1, 304. Graf Brandenburg war unwillig, daß der König bei jeder Gelegenheit feinen Ent, 
ſchluß äußere; die Sache müſſe viel disfreter behandelt werden. Seine Ausführungen machten 
auf Gerlah einen derartigen Eindrud, daß er dem König in einem Schreiben v. 14. März 
mehr Zurüdhaltung empfahl (a. a. D. 305). — Auch in diefer Beziehung hatte Camphaufen 
auf die Minifter eingemirkt, Indem er berichtete, daß die Kolportierung beftimmter Außerungen 
des Königs über die Nichtannahme der Krone ihm feine Arbeit in Frankfurt erſchwere (Bericht 
v. 31. Januar Bell, 52). 

Zwel Führer der Rechten, die im allgemeinen die Negierung ftüsten, v. Binde und 
Bodelſchwingh, wurden Mitte Mär vom König empfangen und rieten Ihm dringend zur 
Annahme ber Krone (Gerlach ı, 307). 

» Of, Brandenburg an den König 4. Mär, Meinede 220, 
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zur Machtfleigerung Preußens anfah.t Auf jeden Fall erfhien es Camp; 
haufen dringend notwendig, wieder perfönlich auf das Minifterium einzu⸗ 
wirken. Am 5. März fam er in Berlin an, um dort feinen Gig in der erften 
Kammer einzunehmen. 

Während feiner Abwefenheit von Frankfurt wurde von Wien aus ber 
entfcheidende Schlag geführt. Am 7. Mär wurde das üfterreichifche 
Parlament aufgelöft und von Schwarzenberg eine neue Gefamtverfaffung 
für Sſterreich-Ungarn oftropiert, die ganz von dem Grundgedanken der 
Einheit des Kaiferftaates beherefht war und es ganz unmöglich machte, 
den deutfchzöfterreichifchen Gebieten jeßt noch eine Sonderftellung zu geben, 
die ihnen die gleichzeitige Zugehörigkeit zu einem deutſchen Bundesftaate 
geftattet hätte. Für das Verhältnis Hfterreichs zu Deutfchland gab es 
jeßt nur noch zwei Möglichkeiten: Entweder mußte der Gefamtfiaat in den 
Bund aufgenommen werden, oder e8 durfte nur ein fo loſes Bundes; 
verhältnis in Deutfchland beftehben, daß die Zugehörigkeit der deutfch- 
öfterreichifchen Gebiete zum Bunde mit der Einheit der Gefamtmonardhie 
verträglich blieb, In feinem dieſer beiden Fälle konnte der deutfche 
Bund, fo wie es Schmerling und die Hfterreichifchen Abgeordneten in 
der Paulskiche wünſchten, auf einer wirklich volfstümlichen Grundlage 
errichter werden. Denn im erfien Falle hätten im Parlament des Gefamt; 
reiches Magyaren, Slaven und Staliener mit vertreten fein müffen, was 
gerade die Vorkämpfer des nationalen Gedankens in Deutfchland ſcharf 
zurüdgemwiefen haben würden; im zweiten Falle aber hätte Öfterreich dem 
Bunde überhaupt feine gefeßgebende Gewalt einräumen können, und wäre 
daher ein Parlament gänzlich überflüffig gewefen. 

Fürft Schwarzenberg teilte die neue Verfaffung am 9. März nach Frankfurt 
mit und erklärte zugleich mit größter Beftimmtheit, daß Hfterreich feine 
Berfaffung Deutfchlands anerfennen werde, die mit dem neuen Staats 
grundgeſetz unverträglich fei.? Über alles andere fprach er fih nur in dunflen 
Andeutungen aus; jedoch ließ fich erfennen, daß er für den deutfchen Bund 
ein aus Volfswahlen hervorgehendes Parlament überhaupt nicht wünfche, 





ı Nah Gerlachs Meinung (I, 306) waren v. d. Heydt und —— „ganz in den Ans 
fihten der Paulskirche“. 

2 Nothu. Merd2,437f. In der neueren Literatur wird im Anſchlaß an Sybelı, 297f. 
überall angenommen, daß Schwarzenberg beftimmt den Eintritt GefamtsÖfterreihg in den 
deutfhen Bund verlangt habe. Soviel ich fehe, ift dies nicht der Fall gewefen; der Fürft ließ 
die Möglichkeit für Deutſch⸗Oſterreich, einem lofe organifierten deutfhen Bunde ohne Parlas 
ment beizutreten, abfichtlich offen. Nichtig ift nur, daß man in Frankfurt, wo man eine 
derartige Löfung unter allen Umftänden verwarf, diefe Andeutungen überhörte und aus der 
ſtarken Betonung der öfterreichifchen Einheit ſchloß, nun könne alfo der Kaiſerſtaat nur noch 
als Ganzes dem Bunde beitreten, 
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fondern nur eine VBerfammlung von Delegierten der einzelftaatlichen Stände, 
die von den Landtagen nach dem ung von früher befannten Gruppenſyſtem 
gewählt werden follten. 

Schmerling und feine Gefinnungsgenoffen wurden Durch den Empfang 
diefer Nachricht äußert fehmerzlich berührt. Eben hatten fie mühfam ihren 
Gegenentwurf über die Zufammenfegung der fünftigen Zentralgemwalt 
vollendet und befannt gegeben!; diefer war jeßt Durch Schwarzenbergs 
Crflärungen glatt verleugnet worden. Sie fahen die Sache Öfterreichs als 
verloren, die Trennung von Deutfchland als unvermeidlich an; Schmerling 
reichte fofort feine Entlaffung ein; er war bei allem öſterreichiſchem Patriotis⸗ 
mus ein gut deutfhgefinnter Mann, und hatte bisher ehrlich an die Möglich- 
feit eines ftarfen deutſchen Neiches mit Einfchluß Deutſch⸗Hſterreichs ge; 
glaubt. Ebenfo ſchwer enttäufht wie er waren die äfterreichifchen Abge— 
ordneten im Parlament und die ganze großdeutfche Partei. Ihre Stimmung 
fand den entfchiedenften Ausdrud in dem befannten Antrage Welders, man 
folle diefe öfterreihifhe Erflärung damit beantworten, daß man fofort die 
ganze Verfaffung mit den Abänderungen, die der Ausfchuß nach erneuter 
Beratung noch beantragt hatte, ohne weitere Eingelberatung in einer einzigen 
Abflimmung annehme, zugleih das Wahlgefeg unter Einfügung der 
öffentlihen Stimmabgabe endgültig befchließe, und fofort den König von 
Preußen zum deutfchen Kaiſer wähle: Da die Abänderungsanträge 
des Ausfchuffes die mwefentlichften in der Kollektivnote ausgefprochenen 
Wünſche der Regierungen berüdfichtigten, namentlich das abfolute Veto des 
Neihsoberhauptes für die Gefehgebung vorfahen und zugleich die Erblichkeit 
der Oberhauptswürde im Haufe des zu wählenden Fürften ausfprachen?, fo 
wäre mit der Annahme diefes Antrages eine Lage gefchaffen worden, die von 
der drei Wochen fpäter eintretenden mwefentlich verfehieden war; es hätten dann 
gegen die Verfaffung viele Bedenken nicht geltend gemacht werden können, 
die fpäter von den Gegnern befonders eifrig hervorgehoben wurden. Noch 
günftiger für ein Gelingen des ganzen Werkes würde ohne Zweifel die Anz 
nahme eines von Radowitz eingebrachten Amendements gemwefen fein, 
wonach die Verfaffung in der beantragten Form nebft dem Wahlgeſetze 
befchloffen, die Wapl des Oberhauptes aber bis nach erfolgter Erklärung der 
Regierungen verfhoben werden follte, Aber beide Anträge wurden abgelehnt 








ı &, oben ©. 184. 

»S. bie Vorfchläge des Ausſchuſſes auf die einzelnen Paragraphen verteilt bei 
Bergſträßer a.a. O. — Gegenüber der Kolleftiverflärung bielt man an den Bes 
seihnungen „Meih” und „Kaifer” fe, ebenfo an der Befugnis zur Übernahme des 
Voftweiens, an der Erhebung von Neichsfteuern, wenigftens in außerordentlihen Fällen, 
und an ber Beſchränkung des Meihsrates auf beratende Befugniffe, 
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und Fortfegung der Einzelabfiimmung, wenn auch ohne weitere Debatte, 
beſchloſſen. 

Hier wiederholte ſich nun dasſelbe Schaufpiel, das wir ſchon bei der Be; 
tatung des Wahlgefeßes kennen gelernt haben. Hfterreicher, Großdeutfche, 
Katholiken und Demokraten fchloffen fi zufammen, um die VBeränderungs; 
anfträge der Regierungen abzulehnen und die VBerfaffung für den König von 
Preußen möglichft unannehmbar zu geftalten. Die Erbfaiferpartei fonnte 
nicht mit Sicherheit auf die Annahme des erblichen Kaiſertums rechnen, wenn 
es ihr nicht gelang, die Koalition der Gegner zu fprengen; fo kam eg, daß man 
den Antrag einer Gruppe von Demokraten nicht von der Hand zu weifen 
wagte, die fich erbot, für das erbliche Kaifertum zu ſtimmen, wenn die Erb 
faiferpartei das fufpenfive Veto, felbft bei Verfoffungsänderungen, und das 
allgemeine Wahlrecht zugeftehe und fich verpflichte, die vom Parlament be; 
ſchloſſene Berfaffung als endgültig, alfo nicht der Zuftimmung der Fürften 
bedürftig, zu betrachten. Erſt nachdem eine Reihe der namhafteften Führer 
der preußifchen Partei eine dahingehende Erflärung unterzeichnet hatte, kam 
e8 zu der entfcheidenden Abſtimmung. Das erbliche Kaifertum wurde mit 
einer Mehrheit von 4 Stimmen angenommen. Darauf erfolgte fofort die 
zweite Lefung des Wahlgefeßes, die deffen unveränderte Annahme ein; 
fchließlich des allgemeinen Wahlrechtes ergab, und endlich am 28. März die 
Kaiferwahl, wobei Friedrich Wilhelm IV. von 290 Stimmen gewählt 
wurde, während fich die 248 Gegner der Abftimmung enthielten. Zugleich 
erklärte die Verſammlung fich für permanent, bis die Verfaffung ins Leben 
getreten fein werde, 

Damit war nun der entfcheidende Augenblid gefommen, wo e8 fich zeigen 
mußte, ob das Minifterium in Berlin noch einmal ſtark genug fein werde, 
dem Widerftreben des Königs gegenüber feinen Willen durchzufeken. Camp; 
haufen war nicht mehr dort; fohon Mitte März war er, vermutlich auf die 
Kunde von der Einbringung des Welderfchen Antrages, nah Frankfurt 
zurüdgeeilt. Was er diesmal in Berlin gewirkt, welche Eindrüde er von dort 
mitgenommen hat, läßt fich leider nicht feftftellen. In Frankfurt war er 
geradezu entfeßt über die fich fleigernde Wut des Parteifampfes, der alle 
bisherigen Zufammenhänge fprengte und die fchärfften prinzipiellen Gegner 
zufammenführte. Die demofratifhen Veränderungen der Verfaffung und 
des Wahlgefeges erfüllten ihn mit Erbitterung und Hoffnungslofigfeit?; 
denn wie follte es möglich fein, den König und die preufifche Regierung zur 
Annahme einer ſolchen Verfaſſung, oder die Verfammlung zu deren nach: 
fräglicher Änderung zu bewegen? 


ı Für den März bietet Camphauſens Nachlaß auffallend wenig Material. 
Camphauſen an feinen Bruder 28. März ſ. Beilage 70. 
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In den Berichten, die er unmittelbar nach der Kaiferwahl nach Berlin 
fandtel, empfahl er, der König möge fich bereit erklären, Die Oberhauptswürde, 
jedoch ohne den Kaifertitel, unter der Bedingung anzunehmen, daß die 
übrigen Regierungen ihre Zuftimmung dazu geben würden; er betonte aus; 
deüdlich, daß eine bloß auffchiebende Antwort ihm nicht richtig erfcheine, 
fondern daß die Bereitwilligfeit des Königs, an die Spige eines Bundes; 
ſtaates zu freten, Kar erkennbar fein müſſe. Hinfichtlih der Verfaffung 
wünſchte er zwar eine Prüfung vorbehalten zu fehen, aber in einer Form, 
aus der auf die Erreichung des Zieles zu fchließen fei. Damit war wohl ges 
meint, daß ausdrüdlich gefagt werden follte, die Verfaffung müffe von dem 
Umfang des Bundesftaates wefentlih abhängen; der erfte ordentliche 
Reichstag des neuen Bundes werde fie mit Zugeundelegung des Werkes 
der Paulsfiche unter Berüdfichtigung des veränderten Gebietes und der 
Abänderungsvorfhläge der Regierungen feftzuftellen haben? In einem 
zweiten Berichte fügte er noch den Nat hinzu, man möge fih mit 
einigen Mitgliedern der beiden Kammern in Verbindung feßen; offen; 
bar wünfchte er, daß die Kammern durch gleichzeitige Erklärungen im 
Sinne der von ihm befürmworteten Politif das Minifterium unterftügen 
und ihm eine NRüdendedung gegen den vorauszufehenden MWiderfpruch 
des Königs gewähren follten. Wenn eine erhebliche Anzahl deutfcher 
Staaten die Wahl anerfenne®, fo follte der König deren vorläufige Annahme 
erklären und die Wahlen für das erfte Parlament des Bundesftaates fofort 


ı Die Berichte vom 29. u. 30. März finden fich leider in Camphaufens Nachlaß nicht vor, 
fondern nur eine von ihm felbft etwas fpäter niedergefchriebene Skizze des Inhalts. Sie 
lautet: „29. März Empfohlen, hinfichtlich der Oberhauptsfrage nicht Dabei ftehen zu bleiben, 
daf der König fih ausſprechen werde, nachdem die Regierungen über feine Wahl fich erklärt 
haben würden, fondern fich zu erflären, daß der König bereit fei, an die Spige eines Bundes, 
ftaates zu treten. Hinfichtlich der Verfaffung fei nicht ausreichend, die Prüfung vorgubehalten; 
eine Initiative fei zu ergreifen und der Deputation eine Erflärung zu geben, aus welcher auf 
die Erreihung des Zieles zu fchließen fei. — 30. März Primo loco fich mit einigen Mitgliedern 
ber beiden Kammern zu verfländigen. Skizze des fpäter artifulterten Vorſchlags. Eventuell 
vorläufige Annahme und Wahl nah dem Verfaffungs-Wahlgefege. 2. Wahl durch die 
2 Kammern zum Vollshaus.“ In ihrer Inappen Faſſung ift diefe Skizze nicht überall ganz 
verftändlih. Zweifelhaft bleibt, was mit dem „fpäter artitulierten Vorſchlag“ gemeint iſt; 
vielleicht ſchon der Plan vom 11. April? (f, unten ©, 225). Noch dunkler find die legten 
Worte, da die Wahl nach dem Frankfurter Wahlgefeg (für den erften Reichstag des Bundes, 
flaates) die Wahl durch die Kammern ber beteiligten Staaten auszuſchließen ſcheint; vielleicht 
liegt ein Schreibfehler vor für: Staatenhaus; dann würde e8 bedeuten, daß die beiden preus 
Siihen Kammern fofort die Wahl der preußifchen Mitglieder des Staatenhaufes vollziehen 
follten, 

So faht wenigſtens Spbel 1, 306, der den Bericht vor fich gehabt hat, feinen Inhalt 
jufammen; ebenfo Dtto Camphaufen an f. Bruder 2. April. Bell, zıa, 

So beute ih das Wort „eventuell“ in der Aufjeihnung zum 30. März. 
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vollziehen laffen. Das Wefentlihe an feinen Ratfchlägen war die Trennung 
der Oberhaupts; von der Verfaffungsfrage. Die Oberhauptswahl follte der 
König bedingungsmweife annehmen und dadurch beſtimmt zu erfennen geben, 
daß fein Ziel der Bundesſtaat mit preußifcher Spige fei, unter Ausſchluß 
Hfterreich8 und im Notfall auch unter Ausfchluß der übrigen Staaten, welche 
die Kaiferwahl nicht anerkennen würden. Die Verfaffungsfrage follte vertagt 
werden, bis der Umfang des zu begründenden Bundesftaates feftftehe. In 
diefem Sinne empfahl er auch feinem Bruder in der zweiten Kammer zu 
wirfen.! 

- Die Yusfichten des Zuftandefommeng einer wirklichen deutfchen Einigung 
beurteilte Camphaufen, nachdem die Verfaffung fo anders ausgefallen war, 
wie er wünſchte, ziemlich peffimifiifh. Denn es mußte recht fraglich er; 
feinen, ob das Parlament feine Aufgabe als vollendet anfehen und 
ruhig auseinandergehen werde, wenn nur ein auf beflimmte Teile Deutfch; 
lands befchränkter Bundesftaat zuftandefomme und die Entfcheidung über 
deffen Verfaffung einer anderen Verfammlung vorbehalten bleibe. Und 
ebenfo ungewiß war es, ob eine erhebliche Zahl von Regierungen die 
Dberhauptswahl anerkennen werde, ohne genau zu wiffen, wie die fünftige 
Verfaffung des Bundesflaates befchaffen fein werde. Es kam ihm wefentlich 
darauf an, daß in diefem Falle die Verantwortung nicht auf Preußen, fondern 
auf die ablehnenden Königreiche falle. Aber er glaubte, daß ein die Heineren 
Staaten umfafjender engerer Bund bei entfchiedenem Vorgehen Preußens zu; 
ftande zu bringen fein werde. Wir wiffen, daß er diefe Möglichkeit feit Anfang 
Februar nicht aus dem Auge verloren hatte; fehon vor der Kaiferwahl, als 
er fah, welche Wendung die Verfaffungsberatung nahm, hatte er begonnen, 
mit den Vertretern der Hleineren Staaten darüber zu verhandeln? und ihnen 
den Abſchluß von Militärkonventionen zu empfehlen. Sein Vorgehen war 
am 24. März ausdrüdlih von der Regierung gebilligt worden. Es hätte 
bei fonfequenter Fortfegung zum militärifchen Kommando Preußens über 
den größten Teil der norddeutfhen Streitkräfte führen können. Zunächſt 
aber galt es, zu verfuchen, ob nicht doch dag — nationale Ziel ſchon 
jetzt erreichbar ſei. 


1 31, März: „In Euch in den beiden Kammern beruht jetzt Preußens und Deutfchlande 
Sefhid", Bol. Caſpary 307. 

2 ©, oben ©, 188. 

® ©, Beilage 70. Vgl. Meinede 213. Der dort zitierte Bericht vom 24. März hat fi 
in Comphaufens Nachlaß nicht gefunden. Vorhanden iſt jedoch der von Major Hontheim 
ausgearbeitete Entwurf zu einer Militärkonvention zwifchen Preußen und 26 kleineren 
Staaten, datiert vom 22. März, mit eigenhd, Bemerkungen Camphaufens und einem 
kurzen Votum des Kriegsminifters von Strotha. 





7. Bapitel. 
Die Ablehnung der Kaiferkrone. 


Die Oktroyierung der öfterreichifchen Verfaffung, die den Beratungen in 
Frankfurt eine fo entfcheidende Wendung gab, mußte auch in Berlin zu ers 
neuter Prüfung der deutſchen Frage drängen. Für die Politif der Minifter 
bedeutete fie zweifellos eine große Erleichterung; fie fchien ihnen den Weg zu 
ihrem Ziele freizumachen. Da jeßt Öfterreich fich als Einheitsftaat konſtituiert 
hatte und feinen deutſchen Gebieten ausdrüdlich jede Sonderftellung vers 
weigerte, war an deren Einbeziehung in einen deutſchen Bund, der feftere 
Formen aufwies als derjenige von 1815, nicht mehr zu denfen. Öſterreich 
hatte damit auch nach der Meinung der Minifter erklärt, daß es an der 
geplanten Neugeftaltung Deutſchlands nicht teilnehmen wolle; es hatte ohne 
jeden Zwang von außen, und ohne das Ergebnis der Frankfurter Beratungen 
abzumarten, fich felbft von Deutſchland getrennt! Damit war aber die 
Vorausſetzung eingetreten, unter der ja auch der König ſchon im Mai 1848 
die Übernahme der Oberhauptswürde über das engere Deutfchland für 
möglich, ja fogar für feine Pflicht erklärt hatte, 

Friedrich Wilhelm konnte die Berechtigung folder Schlußfolgerungen 
nicht in Abrede ftellen. Als er am 16. März mit dem öfterreichifchen Gefandten 
eine lange Unterredung hatte, fagte er ihm?: „Preußen wolle im Bunde nur 
das, was Öfterreich nicht auf fich nehmen könne.“ Und weiter: „Er wolle fein 
gefpaltenes Deutfhland; aber wenn Öfterreich nicht eintreten könne, fo werde 
ſich das übrige Deutfchland zuletzt zum Ganzen Fonftituieren, und Preußen 
babe darin eine Bedeutung, die es von fich nicht weifen könne.” Wenn 
er fich auch gleichzeitig nochmals aufs fchärffte gegen die Annahme einer 
etwa von Frankfurt angebotenen Kaiferkrone ausfprach, und noch einmal 
betonte, die römiſche Kaiferwürde gehöre Hfterreih, fo ging doch aus 
diefen Worten deutlih hervor, daß er eine führende Stellung in dem 
engeren Deutfchland ohne den Kaifertitel jetzt nicht mehr unbedingt 
zurückweiſen werde, felbftverftändlich unter der Vorausfehung, daß fie Ihm 
nicht einfeitig von der Nationalverfammlung, fondern von den Fürften unter 
Zuftimmung bes Varlamentes angeboten werde. Lieber wäre es ihm aller; 


So urteilte au Nadowig, f. Meinede arof. 
’ Bericht v. Proleſch 17. Mär, Briedjung ı, 500, 
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dings auch jeßt noch gewefen, wenn Öfterreich irgendeine Form hätte finden 
fönnen, um doch in engfter Verbindung mit Deutfchland zu bleiben. Dann 
folfte fein Herrfcher als Römiſcher Kaifer „nur die Obmacht, das Recht über 
Krieg und Frieden, die allgemeinen oberften Rechte” haben. „Das befchränfte 
und lähmte ihm nicht als Kaifer von Öfterreih.“ Er hielt alfo eine derartige 
enge Verbindung mit dem jet geeinten öfterreichifchen Gefamtflaate unter 
einem Römifchen Kaifer für verträglich mit der Verfaffung von Kremfier, für 
verträglich, fo muß man doch wohl ergänzen, auch mit der Selbftändigfeit und 
Großmachtſtellung Preußens. Aber auch in diefem Falle erklärte er wenig; 
ſtens eine militärifche Einigung des engeren Deutfchland unter dem preußifchen 
Erbfeldheren für notwendig, Man erfennt deutlich, daß den König feine 
alten Ideen nach wie vor beherrfchen; diefe Äußerungen aus dem März 1849 
fnüpfen unmittelbar an diejenigen aus dem Mai 1848 an, als fei inzwifchen 
überhaupt gar nichts gefchehen. 

Baron v. Profefch erfannte aus diefer Unterredung fofort, worin für den 
König der entfcheidende Punkt lag. Gewinne er die Überzeugung, daß Öfter; 
reich auf den Gedanken eines großen mitteleuropäifchen Neiches mit dem 
Römiſchen Kaifer an der Spige eingehen wolle, fo werde er fih an Öfterreich 
anfchließen und jede ihm zugedachte Befugnis im engeren Deutfchland, ab⸗ 
gefehen von einer befferen militärifchen Einigung, von fich weifen; müſſe er 
fich dagegen überzeugen, daß Öfterreich ganz für fich bleiben wolle, fo werde er 
nofgedrungen auf einen Heindeutfhen Bundesftaat mit Preußen an der 
Spige eingehen, wenn die freiwillige Zuftimmung der Fürften und Öfterreichg 
dazu zu gewinnen wäre. Der Gefandte legte daher den größten Wert darauf, 
feftzuftellen, daß die Beflimmungen der öfterreichifhen Verfaffung und die 
nach Frankfurt gerichtete Erklärung Schwarzenbergs keineswegs fo aufgefaßt 
zu werden brauchten, wie man es dort getan habe. Ein Verhältnis zu Deutſch⸗ 
land, wie e8 unter dem alten Bunde beftanden habe, fei auch jet noch möglich. 
Endlich aber fpielte er noch einen weiteren flarfen Trumpf gegen den König 
aus; er befteitt, daß es zu einer Einigung der übrigen deutfchen Staaten 
unter Preußen fommen werde, wenn Öfterreich außerhalb des Bundes bleibe; 
vielmehr werde fich dann der Süden vom Norden trennen, ein gefpaltenes 
Deutfchland, eine Schmach vor Europa, werde entfiehen. „Der König war 
fehr ergriffen“, fügt Profefch hinzu. In der Tat mußte es für Friedrich 
Wilhelm ein neues ſchweres Gewiffensbedenfen fchaffen, wenn er durch feine 
Haltung unter Umftänden eine Dreiteilung Deutfchlands herbeiführen 
konnte, anftatt der Einigung und Kräftigung, die auch er dringend wünſchte. 

Dazu fam nun der Eindrud des Welderfchen Antrages in Frankfurt. 
Durch deffen Annahme als Antwort auf die öfterreichifche Note vom 9. März 
würde die Kaiferwahl geradezu zu einer Demonftration gegen Hfterreich 


208 Seine Briefe an Arndt und Bederath. 


geworden fein. Der König wollte in dem Falle, daß fie erfolge, eine Depu⸗ 
fation, die man efwa an ihn entfenden würde, überhaupt nicht nach Berlin 
kommen laſſen. Er ließ nochmals durch den Grafen Arnim dem öfterreichifchen 
Gefandten fagen, daß er die Krone nicht annehmen werde; es müffe „eine 
nicht verlegende Formel der Ablehnung gefunden werden”; aber er werde 
fagen, „daß er die Krone aus folcher Hand nicht nehme und mit den Negies 
rungen die Oberhauptsfrage berate“.! Ganz beruhigend Fang auch das noch 
nicht, denn aus der Beratung mit den übrigen Fürften fonnte ja die An; 
nahme der DOberhauptswürde, wenn auch ohne Kaifertitel, hervorgehen. 
Baron Profefch hätte es am liebften gefehen, wenn der König den Franffurtern 
gefagt hätte, er wolle die weiteren Schritte mit Öfterreich beraten; aber dies 
wagte felbft Graf Arnim ihm nicht zu verfprechen.? 

Inzwiſchen bedrängte man den König von Frankfurt aus immer entfohie; 
dener, daß er im Falle der Wahl die Krone annehmen möge, Zwei Männer, 
die feinem Herzen nahe ftanden, wandten fich mit flehentlichen Briefen an ihn, 
Ernft Morig Arndt und Beckerath. Die Erwiderungen des Königs? gipfeln 
in der Feftftellung, daß, ganz abgefehen von der Zwedmäßigfeit oder Not; 
wendigfeit eines engeren deutſchen Bundes, jedenfalls die Frankfurter 
Berfammlung nicht das Recht habe, über die Kaiferfeone zu verfügen und 
aus eigener Machtvollkommenheit eine Verfaffung zu geben. Der Nat der 
Könige und Fürften Deutfchlands habe nach tanfendjährigem Herfommen 
dem heiligen Reich feinen König zu füren und die Wahl dem Volk zur Bes 
ftätigung vorzulegen. Nur wenn dies gefchehen fei, könne er überhaupt 
antworten auf ein foldhes Angebot. „Doch ach! fo fteht es nicht! Auf eine 
Botſchaft, wie fie mir aus Frankfurt droht, geziemt mir das Schweigen. 
Ich darf und werde nicht antworten, um Männer, die ich ehre und Tiebe, «..... 
nicht zu beleidigen.” Das Ding, das ihm geboten werden folle, fei feine 
Krone, fondern das eiferne Halsband einer Knechtfchaft, durch die er der 
Revolution leibeigen gemacht werden folle. Solange die Verfammlung in 
Frankfurt ohne die geſetzmäßigen Obrigfeiten Deutſchlands fih das Recht 
zu derartigen Befchlüffen anmaße, ftehe fie unter dem Spiegel des Revolutions⸗ 
firomes und habe nichts zu bieten, was reine Hände berühren dürften. 

Der Schmub des Jahres 1848, der nach des Königs Anficht die Krone und 
die Verfaffung verungierte, wurde aber durch die Beratungen der folgenden 
Tage nicht geringer, fondern wuchs noch mehr an, Wir wiffen ja, daß bie 





» Bericht v. Proleſch ar. Märg, Briedjung ı, 503. 

Ob Graf Brandenburg ihm diefe Forderung wirklich, wie er berichtete, „geſpraͤchsweiſe 
zugeſtanden“ hatte, laffe ich dahingeſtellt. MWielleicht hatte er doch nur vermieden, energifch 
ju widerſprechen. 

» An Arndt 18, März; an Bederath ao, März f. Brandenburg 240f. 
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Streihung des Neichsrates und die Einführung des fuspenfiven Vetos auch 
für Verfaffungsänderungen den unitarifchen und demofratifhen Charakter 
der Verfaffung noch verftärkte. Um fo heftiger mußte auch der Abfcheu des 
Königs vor diefem Werke und feinen Urhebern werden. Die größte Unver; 
fchämtheit lag aber nach feiner Yuffaffung darin, daß die Berfammlung ihre 
Verfaſſung für endgültig erklärte und fie als Reichsgefeß verfünden ließ, 
bevor auch nur eine Regierung ihre Zuftimmung gegeben hatte. Dies alles 
fonnte ihn nur in der Überzeugung beftärfen, daß der revolutionäre Geift 
innerhalb der Verfammlung den vollen Sieg davongetragen habe, und daß 
daher eine Verftändigung mit ihr unmöglich fei. Hatte er früher ein gewalt; 
fames Einfchreiten gegen die Paulskirche abgelehnt und ihr wenigſtens ein 
Recht der Mitwirkung zugeftehen wollen, fo begann er fie jegt als eine Feindin 
aller Ordnung und des monarchifchen Prinzips zu betrachten. Wenn er in 
diefer Zeit immer wieder betonte, daß er jeßt vor allen Dingen ein Mandat 
von den übrigen Fürften wünfche, um die proviſoriſche Gewalt zu übernehmen 
und in Deutfhland Ordnung gu machen, und wenn er fogar durch Briefe an 
verfohiedene Fürften eine derartige Vollmacht zu erlangen verfuchte!, fo wollte 
er gewiß nicht nur die an einzelnen Stellen ſchon hervortretenden, aber noch) 
unbedeutenden tatfählichen NRuheftörungen befämpfen, fondern auch die 
Berfammlung felbfl. Denn wenn diefe gegen den Willen der Fürften auf 
ihrer Verfaffung beharrte, fo blieb ihr ja fein anderer Ausweg mehr, als zu 
deren Vermwirklihung die Völker gegen die Fürften aufzurufen. 

Noch am 28. März abends traf in Berlin die telegraphifche Nachricht von 
der Kaiferwahl ein. Der König erfuchte fogleich den Grafen Arnim, nad) 
Srankfurt zu telegraphieren, daß man feine Deputation fenden möge, da 
er fie nicht empfangen werde?; es ſcheint aber nicht, daß diefer dem Befehl 
entfprochen hat. Der öfterreichifche Gefandte war abends in einer großen 
Geſellſchaft beim Minifter von Manteuffel und hatte den Eindrud, daß die 
Mehrzahl der Anwefenden für die Annahme der Wahl ſei; nur darüber frhien 
ihm eine Meinungsverfohiedenheit zu beftehen, ob man dem Könige zu einer 
unbedingten oder bedingten Zufage raten folle.? 

Am folgenden Tage fprach er den König felbft.* Diefer begann die Unter; 
haltung fofort mit der VBerfiherung, daß er die Krone nicht annehmen werde. 

ı Vgl, Meinede 224; der Wortlaut diefer Briefe ift leider nicht befannt. Vgl. Sybel 
1, 305. Auch an den König von Sachſen hatte er in diefem Sinne gefchrieben, f. deffen Ant; 
wort 9. 12. April, Briefw. Kg. Johanns mit Frieder. Wilhelm IV. ufw. ©. 244f. 

® Meinede 217. 

® Bericht von Profefh 29. März, Friedjung 1, 504. 

* Zweiter Bericht vom 29. März, a. a. O. 504f. — Es fei hier noch bemerkt, daß man in 
Wien eine, wenn auch bedingte, Annahme der Krone als fehr gefährlich für Öſterreichs 


Intereſſen anfah. Schon die Berichte des Barons Profefch verraten zwifchen den Zeilen 
Brandenburg, Unterfuchungen. 14 
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„Sein Gefühl wäre, gar nicht zu antworten, aber die Minifter wären nicht 
diefer Anfiht und fäßen eben über die Formulierung derfelben zuſammen. 
Er fürchte, fih mit allen zu überwerfen, foweit ftünde feine Anficht von der 
ihrigen ab. Zuletzt bleibe freilich feine Perfon und feine Ehre noch übrig, und 
diefe nicht zu opfern, fei er entfohloffen. Gewiſſen Notwendigkeiten würde 
er fich nicht entziehen, 5. B. einem Schußverhältniffe, das wieder die mili; 
tärifche Verfohmelsung der 28 kleineren Staaten, die ihn beftürmten, zur 
Folge haben könnte, zur Schiemung derfelben und ganz Deutfchlands gegen 
die Revolution, Das fei unabweisbar, gehe aus der Natur der Dinge hervor. 
Über die Verwerfung der an die Krone gehängten Bedingungen fei er mit 
feinen Miniftern einig. Die Krone felbft aus folder Hand zu nehmen, würde 
eine Abfcheulichkeit fein und Hfterreich gerechten Grund felbft zu einem 
Kriege, wenn nicht heute oder morgen, fo doch bei nächfter Gelegenheit geben. 
Er erkenne nur den deutfohen Fürften das Necht zu, einen Kaifer zu wählen 
— dag fei ein altes Recht —, aber felbft aus ihrer Hand würde er die Krone 
nicht nehmen, wohl aber mitffimmen für den Kaifer von Öſterreich.“ Der 
König frat dann für die fofortige Berufung eines Fürftenfongreffes ein, 
der die Geftaltung Deutſchlands, ohne die Heineren Fürften zu mebdiati; 
fieren, mit dem Parlament vereinbaren müſſe. Mehrmals wiederholte 
er: „Wenn mir fein anderer Weg bleibt, um meine Ehre zu retten, fo ab; 
diziere ich.“ 

An dieſen Außerungen, die ja im allgemeinen den uns hinlänglich be; 
fannten Gedanfengängen Friedrich Wilhelms entfprechen, ift nur eines auf; 
fallend, nämlich feine Bereitwilligfeit, auf eine militärifche Verſchmelzung 
der 28 Kleinftaaten mit Preußen einzugehen. Es ſcheint dies ein Zugeftändnig 
an die Wünfche des Grafen Brandenburg zu fein, die ja wefentlich auf die 
Berfügung über die militärifchen Machtmittel der kleineren norddeutfchen 
Staaten gerichtet waren. Vielleicht hat auch Prinz Wilhelm in demfelben 
Sinne gewirkt. Sie werden, ebenfo wie Camphaufen, dem Könige vorge; 
ftellt haben, daß man diefe niemals wiederkehrende Gelegenheit nicht vor; 
übergehen laffen dürfe, ohne wenigftens einen greifbaren Vorteil für Preußen 





diefe Auffaffung. Noch deutliher Schwarzenbergs Außerungen zu Bernftorff (f. deffen Bericht 
v. 31. März, Ninghoffer 99). Nach des Gefandten Meinung war der Fürft, um den König 
vom Bunde mit Frankfurt abzuhalten, bereit, Preußen jede Forderung in bezug auf feine 
fünftige Stellung in Deutfhland zuzugeſtehen (alfo wohl auch Gleihberechtigung in der 
Leitung bes Bundes, Heerbefehl mindeftens in Norddeutfchland), wenn nur ein einheitliches 
Dberhaupt mit einem aus Bollswahlen hervorgehenden Parlament und verantwortlichen 
Miniftern vermieden werde, 

Ahnlich hatte er fih ſchon Mitte März zu Gerlach geäußert, f. 1, 308. Auch ein. 
Drief an den König von Bayern aus diefer Zeit (v. Spbel ı, 305) enthielt ähnliche Auße— 
rungen, 
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zu gewinnen. Der König Eonnte hierauf eingehen, ohne feinem Grund; 
gedanken unfreu zu werden, da er ja die Stellung eines Reichserzfeldheren 
für fih ſchon früher beanfprucht hatte, Im allgemeinen aber hielt er auch 
jegt an feinen alten Plänen mit gewohnter Zähigfeit feft. 

Schon diefe Nachrichten laſſen erfennen, daß der König mit feinen Miniftern 
über da8 zu beobachtende Verfahren feineswegs einig war, fondern vielmehr 
einen ftarfen Widerfpruch gegen feine Abfichten von ihnen befürchtete? Auch 
Ludwig v. Gerlach gegenüber äußerte er die Abficht, abzudanfen, wenn man 
verfuchen follte, ihn zur Annahme des Frankfurter Angebotes zu zwingen, 
und Flagte über feine Minifter, die ihn „als das einzige NRegierungsimpedis 
ment” betrachteten. Gerlach bezeichnet die Situation als äußerſt ängftlich.? 
Erwägt man dies, fo wird man doch etwas ftußig, ob die Darftellung Sybels, 
nach der König und Minifterium in voller Übereinfiimmung handelten, richtig 
fein fann, Man wird vielmehr geneigt fein, zu vermuten, daß diefe Meinungs; 
verfchiedenheiten ohne einen neuen heftigen Kampf zwifchen ihnen nicht 
haben ausgeglichen werden fünnen. 

Am Abend des ı. April fand, wie Profefch erfuhr‘, eine Beratung der 
Minifter ftatt, in der fich die Herren v. d. Heydt, Nintelen und Raabe für die 
unbedingte Annahme, die übrigen Minifter für die bedingte Annahme der 
Krone ausfprachen. Eine Einigung wurde offenbar nicht erzielt, da der König 
noch abends den Grafen Brandenburg holen ließ und von ihm bis zum 
2. April vormittags zo Uhr ein beftimmtes Votum des Minifteriums und 
den Entwurf zu einer Erklärung für die Kammer verlangte. 

In denfelben Stunden, wo die Minifter über eine Antwort berieten, bes 
fprach fich der König mit der Kamarilla, die diesmal vollzählig verfammelt 
war, über denfelben Gegenftand. Er hatte felbft den Entwurf zu einer Antwort 
aufgefeßt, den er feinen Freunden vorlegte, Es wird notwendig fein, feinen 
Wortlaut hier zu wiederholen,5 





ı Ein Mann wie Bismard würde in diefer Lage wohl in Wien direkt gefagt haben: Frank; 
furt bietet ung die Kaiferfrone; was bietet Ihr, wenn ich fie ablehne? Eine derartige Politik, 
die Bernftorffs Berichte direkt nahelegten (f. Ringhoffer a. a. D.), hätte wahrfheinlich 
zur Begründung einer dem norddeutfchen Bunde ähnlichen Formation geführt. Für Friedrich 
Wilhelm kam fie nicht in Frage, da er ſchon hierin ein durch das Bündnis mit der Revolution 
erpreßtes Zugeftändnis gefehen haben würde, Über feine Stellung zu einer Machtver⸗ 
geößerung Preußens überhaupt f. unten S. 240f. 

2 Bol, auch Prokeſch Bericht v. 1. April (Aus d. Briefen d. Grafen v. Prokeſch⸗Oſten 
22f.). 

: €, 8,9, Gerlach 2, 43, 44: — Damit hängt auch fein Verfuch zufammen, feinen Freund 
Radowitz im entfcheidenden Augenblid in das Minifterium einzufhieben, f. Meinede 217. 

* Bericht v. 2. April, Friedjung 1, 506. 

° 9, Pofhinger, Unter Friede, Wilhelm IV. ı, 89. 
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„Meine Herren! Die Borfhaft, deren Träger Sie heut find, hat Mich 
tief im Innerſten erfchüttert, Sie hat Meinen Blick auf den König der Könige 
und, fo geftärkt, in Mein Gewiffen gelenkt und auf Meine heiligen, unan; 
taffbaren Pflichten als König Meines Volks und als einer der großen 
Fürften Teutſchlands. Solch ein Blid, Meine Herren, macht das Auge Har 
und das Herz groß. 

Als König von Preußen bin ich Teutſchlands Schwerdt; als alter und 
mächtiger Fürft des Neihs bin Sch der Bruder Meiner Mitfürften, der 
Beſchützer derer unter ihnen, die Meinen Schuß anrufen, und verpflichtet, 
das Meine redlih und mutig zu fun, ein Wahrer und Förderer alles heiligen 
Rechtes fowie der Ehre und der Bedeutung des teutfchen Namens zu fein. 

Das unermeßlihe Opfer, welches die teutſche Nationalverfammlung von 
Mir fordert, kann Ich nur dann bringen, wenn die Mir gemachten Be; 
dingungen, eine Königlihe Würdigung der Umftände und die Formen, 
unter welchen es gefordert wird, mit Meinem Gewiffen, Meinen Über; 
jeugungen und Meinen angebornen Pflichten flimmen. Ihnen, Meine 
Herren, geben vielfache öffentliche Ausſprüche Meiner Regierung und die 
eigenen Worte Meiner Thronrede bei Eröffnung des gegenwärtigen preußiz 
fchen Landtages ſchon einen Mafftab Meiner künftigen Entfchlüffe. Ich fann 
aber in einem Punkte Ihnen gegenüber heute deutlicher fein. 

Ganz abgefehen von meiner Perfon, ganz abgefehen von der Frage über 
Annehmen und Ablehnen, darf, kann und werde ich feine Wahl zum Haupte 
teutſcher Nation zu Necht beftändig anerkennen als die, welche auf einem 
ordentlichen Fürftentage und nach taufendjährigem, geheiligtem Herkommen 
und Recht, unter Leitung der großen Fürften des Reichs, folglich unter Meiner 
eigenen, freien Mitwirkung gefhieht und durch teutfche Nation beftettigt if. 

Ich ſprech' es aus, Meine Herren — Ich freue Mich des günftigen Zu—⸗ 
fammentreffens der Umftände, die Mir heut geftatten und gebieten, eine fo 
ſchwerwiegende und ergreifende Botfchaft wie die Ihrige weder abzulehnen 
noch anzunehmen, weder die edlen Hoffnungen wahrhaft teutfcher Herzen 
zu brechen, noch den Frieden des Vaterlandes und das gute Vernehmen mit 
meinen Bruderfürften und treuen Bundesgenoffen zu gefährden. 

Deffen aber möge Teutfchland gewiß fein, und das verkünden Sie, Meine 
Herren, in allen feinen Gauen: Bedarf es unfers alten Sieges;Schwerdtes 
gegen innre und äußre Feinde, fo laß Ich Mich nicht rufen und nicht wählen, 
fondern gehe getroft den Weg Preußens, Hohenzollerns und der teutfchen 
Ehre’ und Treue,” 

Die Kamarilla! war mit diefem Entwurfe im allgemeinen einverftanden, 
nur an einem Punkte nahm fie Anſtoß; es war dies der Sat, daß der König 
4 Bol, ben Bericht 2, v. Gerlade ı, 309f. u, €, 2, 0, Gerlachs 2, 44f. 
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keine Wahl annehmen werde, als die auf einem ordentlichen Fürſtentage nach 
tauſendjährigem Herkommen vollzogen und durch die deutſche Nation be; 
ſtätigt ſei. Zu näherer Erläuterung ſeiner Meinung gedrängt, ſagte der 
König, er wolle natürlich nicht jedem deutſchen Fürſten das gleiche Gewicht 
bei der Wahl einräumen; ihm komme es vielmehr darauf an, daß die Nach; 
folger der alten Kurfürften die Wahl vollgögen, und er machte die acht Fürften 
namhaft, die als folche zu betrachten feien. Weiter befragt, was er unter der 
Zuftimmung deutfher Nation verftehe, bezog er fi auf die Afklamation 
des Volkes, die für die Kaiferwahlen des Mittelalters bezeugt fei; an die 
Stelle des Volkes fei jet die Frankfurter Nationalverfammlung getreten. 
Den Einwendungen feiner Freunde trug der König ſchließlich inſoweit Rech; 
nung, daß er als mögliche Variante eine von Ludwig v. Gerlach vorgefchlagene 
Faffung an den Rand fchrieb, die lautete, er werde nur eine Wahl annehmen, 
„welche unter der Mitwirkung aller teutfhen Fürften, Meiner eigenen nicht 
ausgefchloffen, und freien Städte zuftande kommt, welche der gegenwärtige 
Zuftand von Teutfchland nicht minder als alte teutfche Herfommen for; 
dert”. Es follte der Mitwirkung der Nationalverfammlung bei der Wahl 
alfo überhaupt nicht mehr gedacht werden. 

Als den Kern des Föniglichen Entwurfes muß man die Erflärung anfehen, 
daß er das Angebot weder ablehnen noch annehmen fünne, da das Necht zur 
Wahl nicht der Nationalverfammlung, fondern nur den Fürften zuſtehe. 
Die erſten Säge mit der befonderen Betonung, daß die Annahme einer folchen 
Würde in jedem Falle ein Opfer für ihn fei, follten andeuten, daß er 
auch bei einer rechtmäßig erfolgten Wahl noch Bedenken fragen würde, fie 
anzunehmen und daß hierfür die befonderen Bedingungen, die etwa daran 
gefnüpft würden, und die ganze Lage der Umftände entfcheidend fein müßten. 
Das Ganze war alfo eine Zurüdweifung in der denkbar fchroffften Form; 
denn der König befteitt der Verfammlung ausdrüdlich das Recht zur Wahl 
und folgerte daraus, daß das abgegebene Votum überhaupt feinen Anlaß 
zu irgendeiner Erflärung biete.! 

Am Vormittag des 2. April erſchien der Minifterpräfident in der Sitzung 
beider Kammern und gab dort eine Erklärung ab, die offenbar am Abend 
vorher vom Minifterium feftgeftellt und morgens früh dem Könige vorgelegt 
worden war, Sie gipfelte darin, daß die Negierung in dem Beſchluß der 
Nationalverfammlung einen wefentlichen Fortfchritt erblide und alles auf⸗ 
bieten werde, um das erſtrebte, jeßt nahe gerüdte Ziel bald ganz zu erreichen. 





2 Die „hoffnungsoolle Wärme“, die Meinede 217 an dem Entwurf wahrzunehmen 
glaubt, vermag ich nicht darin zn entdeden. Auch von einer „Zwiefpältigkeit“ des Königs 


fann man m. €, nicht reden. Er wußte ganz genau, was er wollte, fließ aber aufden Wider⸗ 
fand feiner Minifter. 
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Ihrem früheren Standpunkte gemäß halte fie dafür, „daß dieſer 
Beſchluß nur für diejenigen deutfhen Regierungen gültig und verbind; 
lich ift, welche demfelben aus freier Entfohließung beiftimmen; die Regie; 
rung wird ihrerfeits nichts unverfucht lafien, ein Einverftändnis darüber 
zu fördern“, 

Obwohl in diefen Worten eine ausdrüdliche Mitteilung darüber, was der 
König zu tun beabfichtige, forgfam vermieden wurde, fo fonnten fie doch 
kaum anders gedeutet werden, als daß die Regierung ihrerfeits bereit fei, den 
Frankfurter Befchlüffen wenigftens im großen und ganzen beisuftimmen 
und ihren Einfluß auf andere Negierungen in dem Sinne anzuwenden, daß 
auch diefe ihre Zufimmung erklären möchten. Man erfieht daraus, in 
welcher Stimmung und mit welchen Abfichten die Minifter in die entfcheiz 
dende Beratung mit dem Könige eintraten, die noch an demfelben Tage! 
in einem unter Friedrich Wilhelms Vorfig abgehaltenen Kronrat ſtattfand. 
Spbel, der das Protokoll eingefehen hat, berichtet nur Furz?, daß die hier 
vorliegenden Anträge Camphanfens dem Könige und den Miniftern als zu 
weitgehend erfohienen feien, da der König jeden Drud auf die Fürften habe 
vermeiden wollen. Nach feiner Angabe wurde hier „Dem Monarchen der 
Entwurf der Antwort an die Frankfurter Kaifer-Deputation vorgelegt und 
von ihm mit fachlich bedentungslofen Anderungen genehmigt“. Es wurde 
alfo hier der Beratung offenbar nicht der oben erwähnte Entwurf des Königs, 
fondern ein anderer von den Miniftern aufgeftellter Entwurf zugrunde gelegt, 
den wir bisher nicht befigen; da aber nah Sybels Angabe nur unbedeutende 
Änderungen an ihm vorgenommen fein follen, fo liegt der Schluß nahe, 
daß er mit der tatfächlich an die Deputation gegebenen Antwort im großen 
und ganzen übereingefiimmt habe. 

In der Tat beruht diefe Antwort in ihren mwefentlichen Teilen nicht auf 
dem Entwurfe bes Könige. Aus diefem find nur in etwas veränderter 
Baffung der erfte und ber lette Abſatz herübergenommen. Wir werden alfo 
berechtigt fein, anzunehmen, daß der mittlere Hauptteil aus dem Entwurfe 
der Minifter ſtammt, und daß die Hinzufügung jener Abſätze am Anfang 
und am Ende einige der von Sybel erwähnten unmwefentlichen Änderungen 
find, Ob an ihrer Stelle in dem Entwurfe der Minifter etwas anderes ges 
ftanden hat, oder ob noch weitere Änderungen daran vorgenommen worden 
find, können wir nicht mit Sicherheit feftftellen. Indeffen lohnt es fich immer; 





* Die Stunde bes Kronrats gibt Sybel nicht an, Da aber die Sitzung der Kammern ſchon 
um 10 Uhr vormittags begann (Sten, Ber, ©, 346) und die Erflärung des Grafen Brandens 
burg ziemlich zu Anfang abgegeben wurde, Ift nicht daran zu denken, daß der Kronrat etwa 
vorher flattgefunden haben könnte, 

"1, 306f. 
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hin, die Antwort ohne jene vom Könige herrührenden Teile ſich einmal 
genauer anzufehen. Gie lautet: 

„In dem Befchluß der deutfhen Nationalverfammlung, welchen Sie 
mir überbringen, erfenne ich die Stimme der Vertreter des deutfchen 
Volkes. Diefer Ruf gibt Mir ein Anrecht, deffen Wert Ich zu ſchätzen 
weiß. Er fordert, wenn ih ihm folge, unermeßlihe Opfer von Mir, 
Er legt Mir die ſchwerſten Pflichten auf. Die deutfche Nationalver; 
fammlung hat auf Mich vor allen gezählt, wo es gilt, Deutſchlands Einheit 
und Kraft zu gründen. Ich ehre ihre Vertrauen, fprechen Sie ihre meinen 
Dank dafür aus, Ich bin bereit, durch die Tat zu beweifen, daß die Männer 
fih nicht geirrt haben, welche ihre Zuverficht auf Meine Hingebung, auf 
Meine Treue, auf Meine Liebe zum gemeinfamen deutſchen Vaterlande 
ſtützen.“ 

Bis hierher erwecken dieſe Sätze den Eindruck, als werde eine, wenn auch 
vielleicht bedingte Annahme des Angebotes folgen. Nun aber wechſelt 
plötzlich der Ton: 

„Aber Ich würde Ihr Vertrauen nicht rechtfertigen, Ich würde dem Sinne 
des deutſchen Volkes nicht entſprechen, Ich würde Deutſchlands Einheit 
nicht aufrichten, wollte Ich, mit Verletzung heiliger Rechte und Meiner 
früheren ausdrücklichen und feierlichen Verſicherungen ohne dag freie Ein; 
verftändnis der gefrönten Häupter, der Fürften und der freien Städte 
Deutfchlands, eine Entſchließung fallen, welche für fie und für die von 
ihnen regierten deutſchen Stämme die entfheidendften Folgen haben muß. 
An den Regierungen der einzelnen deutfchen Staaten wird es daher jet fein, 
in gemeinfamer Beratung zu prüfen, ob die Mir zugedachten Nechte Mich in 
den Stand fegen würden, mit ſtarker Hand, wie ein folcher Beruf eg von Mir 
fordert, die Gefchide des großen deutfchen Vaterlandes zu leiten und die 
Hoffnungen feiner Völker zu erfüllen.” 

Zweifellos hat e8 von Anfang an in der Abficht der Minifter gelegen, die 
Zuftimmung der deutfehen Fürften in irgendeiner Form vorzubehalten. Aber 
die Art, in der es hier gefchieht, der Unterfchied, der zwifchen den gefrönten 
Häuptern und den übrigen Fürften gemacht wird, die Forderung, daß ihre 
Zuſtimmung in gemeinfamer Beratung erfolgen müffe, alfo nicht von jedem 
Fürften einzeln gegeben werden könne — alles das entfpringt fo offenkundig 
den Anfhauungen des Königs, daß ich Bedenken fragen möchte, diefen 
ganzen Abſatz ohne weiteres in feiner jegigen Faffung als einen Beftandteil 
des minifteriellen Entwurfes anzufehen. Hier werden mindeftens Korrefturen 
auf Verlangen des Königs angebracht worden fein. 

So bleibt als einziger, mit Sicherheit nachmweisbarer Beftandteil des Ent 
wurfes der Minifter jener oben abgedrudte Paffus übrig, der ein flarfes 
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Entgegenfommen gegen die Nationalverfammlung zeigt, aus ihrem Befchluffe 
ein Anrecht auf die Oberhauptswürde herleitet und den Anfchein erweckt, 
als folle eine bedingte Annahme folgen. 

Nun haben wir aber noch eine andere Angabe über die urfprünglich 
geplante Antwort; Baron Profefh meldet nämlich am 2. April!, der König 
werde fagen: „Er habe mit Freude und mit Danfgefühl für die Vers 
freter des deutfchen Volkes den Entfchluß vernommen, ihn als Ober; 
haupt an die Spitze Deutfchlands zu ſtellen. Er nehme es an; aber 
die Nationalverfammlung müſſe ihm, der ein großes Opfer bringe, zu; 
geftehen, feinem Gewiffen zu genügen, und fein ſtets ausgefprochenes 
Wort zu löſen, die Annahme mit den deutſchen Fürften zu verein, 
baren.” Prokeſch kann diefe Nachricht doch wohl nur aus dem Mini; 
fterium, wenn auch vielleicht auf einem nicht ganz offiziellen Wege erhalten 
haben; er ift fo genau orientiert über die Abſtimmung des vorhergehenden 
Abends und fogar über die Stunden der Zufammenfünfte, daß man nur 
an eine authentifhe Information denken fann. Da nun feine Angabe fo 
genau übereinffimmt mit dem, was wir aus dem ung befannten Bruchftüd 
des minifteriellen Entwurfes und den fonftigen Nachrichten als die Abficht der 
Minifter glaubten erfchließen zu können, fo ift die Vermutung vielleicht nicht 
zu fühn, daß dem Baron Profefh der Entwurf des Minifteriums vor der 
Genehmigung durch den König befannt geworden fei und als Duelle für 
feine Angaben gedient habe. 

Selbft wenn aber dies nicht zutreffen follte, und wenn jener Entwurf nicht 
ausdrüdlich die Annahme der DOberhauptswürde unter Vorbehalt nach— 
trägliher Zuftimmung der Fürfien enthalten haben follte, fo liegt doc 
fo viel am Tage, daß der von den Miniftern in die fönigliche Antwort hinein; 
gebrachte Abſatz deffen eigentlicher Anfhauung völlig widerfprach, indem er 
den Beſchluß der VBerfammlung ganz anders bewertete, wie e8 der König in 
feinen privaten Äußerungen und in feinen eigenen Entwürfen getan hatte, 
Es ift ferner Har, daß der König hier nicht, wie es feine eigentliche Abſicht 
gewefen war, eine Antwort aus prinzipiellen Gründen verweigerte, fondern 
daß er fie nur auffhob, big ein Votum der übrigen Fürften vorliegen werde, 
und daß feine Worte daher auch in diefer Form noch, obwohl eine aus; 
drüdlihe Erfärung dieſer Art fehlte, als eine bedingte Annahme aus; 
gelegt werben fonnten.? 

Spbel hält num eine foldhe Deutung für ausgeſchloſſen durch die Nede, 
die der König nad Beendigung der Beratung hielt und die er aus dem Pros 





ı 4.4.D, 507. 
’ Der König felbft blieb freilich der Unficht, daf feine eigentliche Meinung auch jetzt noch 
in der Antwort enthalten fel und durch das „Hoflleid”, das fie angezogen babe, deutlich 
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tokoll mitteilt. Was aber fagte der König hier? Ich muß wörtlich mitteilen, 
was ung Sybel! darüber berichtet: 

„I. Bor allen Dingen fei zu fireben, duch Beratung mit den deutfchen 
Fürften, einfchließlich Hfterreichs, der Neugeftaltung Deutfchlands eine 
fihere Grundlage zu geben, dabei zu dem von ihm beabfichfigten deutſchen 
Bundesſtaat die Zuftimmung Hfterreichs, obgleich dasfelbe daran nicht 
teilnehmen fönne, zu erlangen, und deſſen Verhältnis zu dem das ganze 
bisherige Bundesgebiet umfaffenden Staatenbunde feftsuftellen. 

2. Die Bildung des deutſchen Bundesftaates, wie fie in Frankfurt auf 
gefaßt ift, kann nicht gelingen, wenn ſich ihr die deutfchen Könige ent; 
sieben. Sollten fih nur die Kleinftaaten dazu entfchließen, fo würde ein 
folcher Verein nicht als der angeftrebte Bundesftaat betrachtet und organifiert 
werden fünnen. 

3. Dann geftaltete ſich das Verhältnis der Kleinftaaten zu Preußen weſent⸗ 
lich als ein Schußverhältnis, und es würde die von Camphaufen zu Frank; 
furt in dieſem Sinne eingeleitete Unterhandlung mit Nahdrud zu Ende zu 
führen fein. 

4. Die Annahme des Kaifertitels halte ich unter allen Umftänden für un, 
angemeffen.“ 

Alſo auch nach der Anficht des Königs war das Zuftandefommen des 
engeren Bundes, natürlich mit Preußen als Oberhaupt, auch nad Erfeis 
lung feiner Antwort noch denkbar, falls die Zuftimmung aller Fürften 
erfolge, HÖfterreich definitiv ausfcheide und freiwillig die Bildung eines 
folhen Bundesftaates zugeftehe.? Dies waren die Bedingungen, bei deren 
Erfüllung feine auffchiebende Antwort zu einer Zufage werden follte, 





bindurchfcheine, wie fein Brief an Bunfen vom 7. April (Ranke a. a. O. 518f.) zeigt. 
Nur weil er diefer Anficht war, konnte er der Faſſung der Minifter ſchließlich zu; 
fimmen, Merkwürdigerweife fah auch 2. v. Gerlach (2, 45), der fonft fo ſcharfſichtig in 
Prinzipienfragen war, in der Antwort einen Sieg der Abfihten des Königs und der 
Kamarilla. Auch dies wird nur verftändlih, wenn man erwägt, daß die Minifter auf 
bedingte Annahme der Oberhauptswärde gedrungen haben, und daher eine Faflung, die 
dies wenigſtens vermied, von den Gegnern als Sieg empfunden werden fonnte. Hinz 
gegen bedauerte König Friedrich Auguſt von Sachfen (12. April f. oben S.209 Anm. 1), daß 
die Antwort nicht „entfchiedener gegen das Prinzip gerichtet“ gewefen fei. Allerdings hatte 
auch er den dem Könige „eigenen Kern aus der minifteriellen Hülle herauserkannt“. 

I 1,307. Die Wiedergabe fcheint nicht überall wortgetren zu fein, fondern, wie bei Sybel 
häufig, eine Mifhung von Auszug und Zitat, ohne daß man genau erfennen fann, wo das 
eine aufhört und das andere anfängt. 

2 I diefem Sinne faffe ich auch feine Worte in einem aus diefen Tagen ffammenden Briefe 
an den König von Sachfen auf, die diefer in feiner Antwort (f. oben S.209 Anm. ı) zitiert: 
„daß die Möglichkeit eintreten könne, wo er fih gezwungen fehen werde, die Erblichfeit ans 
zunehmen“. Es ift hier weniger ein äußerer Zwang gemeint, als die durch Öfterreichg freis 
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Wir dürfen aus den vorhandenen Quellen wohl den Schluß ziehen, daß 
in dem Kronrat vom 2. April tatfächlich ein äußerft heftiger Kampf zwifchen 
dem König und feinen Miniftern über die Faffung der Antwort ftattgefunden 
hat.! Der Königiftvon feiner urfprünglichen Abficht, den Frankfurtern zu fagen, 
fie hätten gar nicht das Recht, ihm etwas anzubieten und er könne ihnen 
deshalb auch gar feine Antwort geben, durch die Minifter abgedrängt worden 
und bat fchließlich feine Zuftimmung zu einer auffchiebenden Antwort gegeben, 
die nach feinen eigenen erläuternden Bemerkungen am Schluß der Sitzung 
unter Umftänden zur Konfequenz der Annahme führen fonnte. Es fol 
natürlich nicht beftritten werden, daß der König feft überzeugt war, die übrigen 
Könige und Hfterreich würde ihre freiwillige Zuſtimmung zu dem engeren 
Bunde unter Preußen niemals geben, und daß er daher glaubte, feinen 
Miniftern diefes Zugeftänding machen zu können, ohne Gefahr, beim Worte 
genommen zu werden. Auch mag ihm die Aufnahme des leßten Satzes aus 
feinem eigenen Entwurfe mit feiner verftedten Drohung gegen die inneren 
Feinde die Zuftimmung erleichtert haben. Aber das fchafft die Tatfache nicht 
aus der Welt, daß er von feinen Miniftern dahin gebracht worden ift, eine 
Antwort zu geben, die er eigentlich nicht geben wollte, und daß diefe allen 
Grund hatten, fich noch einmal als Sieger zu fühlen. So verfteht man es auch, 
daß Graf Brandenburg am Abend diefes 2. April zwei Mitgliedern der 
Kaiferdeputation, den Abgeordneten Befeler und Nießer, fagen fonne, der 
König werde die DOberhauptswürde in Erwartung der Zuflimmung der 
übrigen Regierungen annehmen.? 

Aber die VBorgefchichte diefer Antwort ift mit dem, was wir berichtet haben, 
noch nicht völlig abgefchloffen. Aus der Erklärung des Grafen Brandenburg 
in den Kammern vom 2. April erfahb Graf Alvensleben, daß darin gar 
nicht von der Frankfurter VBerfaffung die Nede fei, die doch in feinem Falle, 
fo wie fie liege, angenommen werden könne, Er ging zum Grafen Branden⸗ 


williges Ausfheiden herbeigeführte Notlage, die ihm im Sinne feiner früheren Erflärungen 
die Pfliht auflegen würde, die Führung des übrigen Deutfchland zu übernehmen. Die 
Deutung, bie König Friedrih Auguft den Worten gab, würde dann nicht ganz zutreffen. 

ı Dtto Eamphanfen ſchrieb feinem Bruder am 2. April: „Wie ich konfidentiell weiß, 
bat das Minifterium Brandenburg mit dem MNüdtritt drohen müffen. Dagegen nimmt 
der Mann Deiner Freundin (Prinz Wilhelm) entfchieden für die dentfche Sache Partei, 
Schade Ift es doch, daß Du nicht Hier biſt.“ 

° Bol, Befeler, Erlebted 89; Sybels Meinung (1, 307 Anm), daß ein Mißverſtaͤndnis 
vorliegen mäffe, da Graf Brandenburg fih fo unmöglich ausgefprochen haben könne, 
lann ih hlernach nicht teilen, Hingegen wird B. Simfons Vermutung (179) richtig 
fein, Graf Brandenburg habe unterlaffen mitzutellen, daß man den Kalfertitel unter allen 
Umftänden abweifen werde, Sollte er für möglich gehalten haben, daß der König ſchließlich 
auch darin noch nachgeben werde, und daß man daher beffer tue, diefe Frage ganz unerwähnt 
yu laffen? 
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burg und auch wohl zum Könige felbft und brachte es dahin, daß im letzten 
Yugenblid noch ein weiterer Zuſatz in die Rede eingefchoben wurde, der den 
Vorbehalt machte, daß auch zu prüfen fein werde, „ob die Verfaffung dem 
Einzelnen wie dem Ganzen frommt“. Wenn hiermit auch nur ausdrüdlich 
etwas ausgefprochen wurde, was flillfehweigend ſchon in der ganzen Faffung 
der Antwort lag, und wenn auch der Vorbehalt der Prüfung noch feine 
Ablehnung der Frankfurter Verfaffung bedeutete, fo lag doch in der Ein; 
fügung diefes Satzes zweifellos etwas Verlegendes für die Nationalver; 
fammlung, und indem die Minifter fie zuließen, gaben fie den Gegnern ihrer 
Pläne eine neue Handhabe. 

Am Mittag des 3. April wurde die Deputation im feierlicher Audienz vom 
Könige empfangen. Der Hof hatte große Gala angelegt, und fämtlichen 
Prinzen war das Erfcheinen befohlen worden. Der öſterreichiſche Gefandte 
bemerft dies in feinem Berichte mit fihrlihem Mißfallen, weil hierdurch der 
ganze Akt zu einer feierlichen Staatsaftion geftempelt wurde. Auch dies 
kann nicht im Sinne des Königs gewefen fein, der ja die Deputierten beinahe 
nur als eine Anzahl von Privatleuten anfah, die ihm eine Bitte vortragen 
wollten; wohl aber entfprach es der Politif des Minifteriumg, dem alfo der 
König auch hierin nachgegeben hat.? 

Der König verlag die Antwort vom Throne aus und entließ dann die 
Verfammlung. Zunächft herrfchte allgemeine Verwirrung, und es wurden 
die verfchiedenften Anfichten über die Bedeutung der Antwort ausge; 
ſprochen. Die Prinzeffin von Preußen äußerte lebhaft die Meinung, 
daß der König eine bedingte Annahme der Krone ausgefprochen habe.’ 
Die Deputierten felbft waren aber nicht diefer Anficht. Der Präfident der 





ı Gerlad x, 310f, €, 2, v. Gerlach 2, 46. Die Aufnahme der Worte foheint endgültig 
beſchloſſen zu fein, als der König am Abend des 2. April noch einmal beim Grafen Branden; 
burg war (vgl. Gerlach 1, 313). Meinede 218 ftellt eine befondere Unterfuhung hierüber 
in Ausficht. 

* Woher Meinede 218 die Angabe hat, daß der König unmittelbar vor der Audienz 
dem Grafen Brandenburg unter Tränen um den Hals gefallen fei und an Einfügung eines 
die Deputation ermutigenden Zufages gedacht habe, weiß ich nicht. Wenn eine derartige 
Szene flattgefunden hat, würde eher zu vermuten fein, daß Graf Brandenburg den ermus 
tigenden Paffus gewünfcht, und der König ihn, wenngleich unter Tränen, verweigert habe. 
Man müßte, um hierüber urteilen zu können, den Wortlaut der von Meinede benugten 
Duelle fennen. Sein Urteil, daß wefentlich eine ungefchidte Faffung deffen, was man fagen 
wollte, den ſchlechten Eindrud der Antwort verfehulder habe (S. 219), halte ich nicht für 
richtig. Von Ungefchidlichkeit kann hier feine Rede fein; die Antwort war eben ein ſchwer 
errungenes Kompromiß zwifchen verfchiedenen Abfichten der Mitarbeiter, und daraus erklären 
fih ale Widerfprüche und Unklarheiten, 

> Yuch Baron Prokeſch faßte (an f. Frau 4. April Briefe S. 24) die Antwort des Königs 
als bedingte Annahme auf. 
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Nationalverfammlung, der im Namen der Deputation das Wort geführt 
hatte, Eduard Simfon, berichtet in feinen Erinnerungen, daß über den Sinn 
der Antwort niemand habe im Zweifel fein können, der fie nicht bloß gelefen, 
fondern aus dem Munde des Königs gehört habe; denn er habe namentlich 
den legten Abfag in einem fo drohenden Tone gefprochen, daß man über feine 
wahre Meinung nicht habe im Unklaren fein fünnen.! Der König fuchte 
offenbar auf diefe Art die Zugeftändniffe, die er feinen Miniftern hatte machen 
müſſen, foweit e8 ging, wieder abzuſchwächen. Die Deputation hat befannt; 
lich geglaubt, ihrer Anfhauung einen offiziellen Yusdrud geben zu müſſen, 
indem fie dem Minifterpräfidenten fchriftlich erklärte, fie müffe die Antwort 
des Königs als eine Ablehnung betrachten, weil die Gültigkeit der Verfaffung, 
auf Grund deren die Kaiferfrone angeboten fei, darin beftritten werde.“ 
Sie ſchuf durch diefe Erklärung freilich noch feinen unmwiderruflichen Bruch, 
weil fie nicht bevollmächtigt war, der Entfcheidung der Nationalverfammlung 
vorzugreifen und den Vorbehalt der Prüfung fhon als eine Nichtannahme 
der Berfaffung auszulegen.’ Aber e8 war fehr fraglich, ob die Stimmung 
in Frankfurt eine andere fein würde. 

Noch komplizierter wurde die Lage dadurch, daß die Regierung an dem 
Tage nach Erteilung der Antwort eine Zirkularnote an die fämtlichen übrigen 
Regierungen erließ, die mit ihr nicht in Einklang zu bringen war.! Sie geht 
davon aus, daß der König feine Bereitwilligfeit erklärt habe, an die Spiße 
Deutfchlands zu treten unter dem Vorbehalt, daß die VBerfaffung im Wege der 
Vereinbarung feftgeftellt werden müffe, „und daß die getroffene Wahl nur 
durch dag freie Einverftändnig der Regierungen zur vollen Nechtsgültigfeit gez 
langen” fönne. Nur um den Schein eines indirekten Zwanges zu vermeiden, 
habe der König nicht ausdrüdlich gefagt, daß er die Wahl unter Vorbehalt oder 
unter der Vorausſetzung des nachfolgenden Einverftändniffes der übrigen Res 
gierungen annehme. Zugleich wurde mitgeteilt, daß er bereit fei, auf Antrag 

: Simfon 187. Vgl. des Königs Brief an Bunfen v. 8. April (Ranke 519), der Simfong 
Eindrud beftätigt, 

® Simfon 190f. Über die niedergefhlagene Stimmung der Deputation f. Dito Camps 
haufen 5. April bei Eafpary 308. 

* Bol, Ludolf an Otto Eamphaufen 5. und 6, April Beilage 72. 

* Rothu. Merd 2, 458f. Die Note ift zwar vom 3. April datiert, vielleicht auch am Abend 
diefes Tages vom Minifterium befhloffen, vom König aber erft am 4, April genehmigt; die 
Aufzeihnung Leop. v. Gerlachs (1, 310f.) bezieht fih, obwohl am 6, April eingetragen, 
auf drei Tage, wie ber Juhalt ergibt; die Begegnung mit Brandenburg, der vom Könige 
fommt, muß alfo auf den 4. April bezogen werden. Der Bericht von Profefh (Briedjungı, 
07) muß vom 5., nit vom 4. April datiert fein, da erft am 5. die dort erwähnte Verlefung 
der Note In den Kammern flattfand, Die Deputation erhielt die Note am 5. April, Simfon 


196. Gagern fannte ben Inhalt (wohl durch eine telegraphifche Mitteilung), aber nicht den 
Wortlaut am 5. April, ſ. feinen Brief an Simfon von dieſem Tage a. a. O. 197. 
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der übrigen Staaten und unter Zufimmung der Nationalverfammlung 
die pronifsrifche Leitung Deutfhlands zu übernehmen, falls der Reichs; 
verwefer auf feiner bereits ausgefprochenen Abficht verharre, feine Würde 
niederzulegen. Endlich fei der König entfchloffen, an die Spige eines deutſchen 
Bundesftantes zu treten, der aus den fich freiwillig anfchließenden Staaten 
beftehen ſolle. Alle Regierungen wurden aufgefordert, binnen 14 Tagen 
einen Vertreter nach Frankfurt zu ſchicken, der zu einer genaueren Erflärung 
darüber ermächtigt fei, ob und unter welchen Bedingungen fie einem ſolchen 
Bundesftaate beitreten wollten, insbefondere, welche Veränderungen fie 
an der Verfaffung für nötig hielten, und wie fie fih das Verhältnis zu den 
außerhalb des Bundesftaates bleibenden deutfchen Staaten dächten. Hierbei 
fei davon auszugehen, daß das alte Bundesverhältnig für alle fortbeftehen 
und lediglich den neuen Verhältniffen anzupaflen fein würde.! 

Die Ausführungen diefes Rundſchreibens dedten fich faft genau mit dem, 
was Camphaufen der Deputation zu antworten empfohlen hatte. Die 
Deutung, die bier der Föniglichen Rede gegeben wurde, entfprach den 
Wünfhen des Minifteriumg, nicht aber den Anfichten des Königs felbft. 
Der öfterreichifehe Gefandte bemerkte fofort, daß hierdurch die Wirfung der 
Nede wieder aufgehoben werde. Auch Otto Camphaufen empfand den 
ſtarken Widerfpruch zwifchen der Note und der königlichen Antwort; er fehrieb 
feinem Bruder, daß er mit dem Inhalt der Note in der Hauptfache einver; 
ftanden fei, und daß „in deren Sinne der König fich nur gleich hätte ausfprechen 
folfen“.3 Andererfeits war der König nafürlich unzufrieden; als fie ihm vor; 
gelegt wurde, bemerkte er zu den Miniftern: „Sie fleigen ſchon wieder eine 
Stufe hinunter, da folge ich nicht.“ 

In der Tat ließ die Note gar feine andere Deutung zu, als daß Preußen 
entfchloffen fei, auf jeden Fall innerhalb des weiteren Bundes einen unter 


ı Merkwürdigermeife ift das Konzept von Manteuffel entworfen (f. Pofhinger ı, gr). 
Es fehlt darin der Paffus, in dem der König fich zur fofortigen Übernahme der proviforifchen 
Zentralgewalt bereit erklärt; er wurde vielleicht auf Wunfch des Königs felbft eingefügt, der 
ja hierauf befonderen Wert legte, wenn auch aus ganz anderen Motiven. Ferner ſteht im 
Konzept, der König fei bereit, an die Spige eines deutfhen Bundesftaates zu freten, in der 
Ausfertigung, er fei dazu entfchloffen. Diefe nicht unwichtige Nüance wird wohl bei der 
Beratung im Minifterium angebracht worden fein. Sie verwandelte das Angebot in eine 
Drohung. Die übrigen Abweihungen find belanglos, 

»In dem zit. Bericht vom 5. (4.) April, 

»An Ludolf Camphanfen 5. April. Die Inkongruenz zwifchen beiden Kundgebungen 
betonte auch der König von Sachen in feinem Briefe vom ı2. April; ganz mit Recht 
fah er in der Zirkularnote ein Zurüdgreifen auf „die unglüdfeligen Jdeen vom 23. Januar”, 
Er fügt hinzu, er wiffe fehr wohl, „daß die Anfichten Deines Minifteriumg nicht die Deinigen 
find“. Ebenfo empfand fie, in freudiger Erregung, Gagern (an Simfon 5. April, Simfon 198). 

Gerlach ı, 311. 
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feiner Führung fiehenden engeren Bundesftaat, fei e8 von größerem oder 
Eleinerem Umfange, zu begründen. Durch die Stellung der furgen Frift von 
14 Tagen und die Forderung einer beftimmten Erklärung von fämtlichen 
Regierungen, wurde ein ftarfer Drud auf deren Entfchließungen ausgeübt. 
Die Lage war alfo nach dem 4. April verwidelter als je. Selbft wenn e8 den 
Bemühungen des Minifteriumg gelang, von allen Regierungen außer Oſter⸗ 
reich die Zuffimmung zum Eintritt in den engeren Bund zu erreichen, fo 
blieb immer noch die Frage, ob fie fich über die Veränderungen, die an der 
Berfaffung nötig feien, jeßt leichter als früher untereinander würden einigen 
fönnen, und ob die Nationalverfammlung folchen gemeinfamen Verände- 
rungsvorſchlägen ihre Zuftimmung geben werde. Hatte doch ein großer Teil 
ihrer Mitglieder fih vor den entfcheidenden Abftimmungen verpflichtet, das 
daraus heruorgehende Ergebnis als ein definitives zu betrachten. Es war 
alfo dringend notwendig, daß die Minifter, wenn fie überhaupt zu einem 
Ergebnis gelangen wollten, fih einen neuen, wohl überlegten Aktionsplan 
fhufen. Sie waren darüber einig, daß man mit der Paulskirche brechen und 
das Mandat der preußifchen Abgeordneten für erlofchen erklären müffe, wenn 
die Nationalverfammlung jede Abänderung der Verfaſſung vermweigere. 
Würde man dann in Frankfurt zur Wahl eines anderen Oberhauptes fehreiten, 
fo werde Preußen diefes nicht anerfennen.! Aber das waren nur negative 
Entſchlüſſe. Biel fchwerer war zu fagen, was nun pofitio zu gefchehen habe. 
Indem man dies überlegte, empfand man deutlich, daß man ohne den Mann, 
der ja die eigentliche Seele der bisherigen Politik gewefen war, auch jet nicht 
weiter vorwärts fommen fünne und berief am 6. April Camphaufen tele; 
graphifh nach Berlin. 


Die Zeit bis zu feiner Ankunft füllte das Staatsminifterium durch eine 
eingehende Beratung der Frankfurter Verfaffung aus; man verfuchte feft 
zuftellen, welche Änderungen unbedingt gefordert werden müßten. Man 
nahm zunächft die Grundrechte vor und fam zu dem Entfchluffe, von uns 
bedeutenderen Veränderungen abgefehen, den Fortfall des Satzes „Der 
Adel als Stand iſt abgefchafft“ zu verlangen, die Aufhebung der Todesftrafe 
zu beanftanden, für die hriftlichen Kirchen die in der preußifchen Verfaffung 
eingeräumte Stellung zu wahren, endlich die Gewährung freien Unterrichts 
auf allen öffentlichen Unterrichtsanftalten an Unbemittelte? zu ftreichen. 
Bezüglich des Wahlgefebes war man der Meinung, daß eine weitergehende 
Beſchraͤnkung bes aktiven Wahlrechtes notwendig fet, und daß bie öffentliche 
Abſtimmung an Stelle der geheimen treten müffe; ferner fand man eine 





* Prototoll d, Sitzung v. 6. April Beil, 75. 
’ Protofoll vom 6, April Beil, 75. 
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Herabfeßung der Diäten und eine Einfchränfung für die Portofreiheit der 
Abgeordneten wünfchenswert.! 

Camphaufen war mitdem Gefchehenen wenig zufrieden. „Der eingeſchlagene 
Weg”, fchrieb er feinem Bruder, „ift auch ein Weg, und wer weiß, ob mit 
mäßigem oder vielmehr unmäßigem Glüd er nicht zum Ziele führt; doch bin 
ich froh, daß ich die Verantwortung nicht dafür zu fragen habe.“? Zwei Tage 
fpäter fügte er hinzu, die Antwort des Königs erfcheine ihm ſchlimmer und 
widerwärtiger, je länger er darüber nachdenfe; er wiffe nicht, wie man dieſen 
faux pas wieder gutmachen wolle und fei höchſt entmutigt; mit dem Zir⸗ 
fular an die deutfchen Regierungen feheine fie ihm nicht recht vereinbar; 
er wife nicht, was man eigentlich in Berlin wolle,’ 

Yuf den Ruf des Miniſteriums reifte er fofort nach Berlin; feit dem 
9. April nahm er an den Beratungen teil, und man begann nun bie 
eigentliche Verfaffung einer Fritifchen Betrachtung zu unterziehen. Ich 
hebe aus den Befchlüffen! nur das wichtigfte hervor. Die PVereidigung 
der Truppen auf das Neichsoberhaupt und die Verfaſſung follte weg; 
fallen; nur die von der Zentralgewalt direkt ernannten Befehlshaber durften 
einen folchen Eid leiften. Die Beftimmungen, die dem Reich die Befugnis 
zur Übernahme der Poftverwaltung und zur Anlegung von Telegraphen; 
linien zufprachen, follten aufrechterhalten werden, obwohl fie in der früheren 
Kollektionste beanftandet waren, da fie unter der Vorausfeßung, daß Preußen 
an die Spike des Bundesftaates frete, deffen Intereſſen entſprächen. Die 
Erblichfeit der Oberhauptswürde müſſe auch auf männliche Kollateralen 
ausgedehnt werdend; der Kaifertitel fei zu freichen. Das abfolute Veto bei 
gewöhnlichen Gefegen und Verfafiungsänderungen müffe unter allen Um; 
ftänden für das Neichsoberhaupt gefordert werden. Die Wiedereinführung 
des in der zweiten Lefung geftrichenen Reichsrates fei wünfchenswert, weil 
fie den größeren Staaten den Beitritt erleichtere, Weiter fand man gegen bie 
Verfaſſung nichts Erhebliches einzuwenden. 

Das Protokoll der Sitzung vom 9. April ift meines Erachtens der ftärffte 
Beweis dafür, daß das Minifterium mit vollem Ernfte auf die Begründung 
eines Bundesftaates mit Preußen an der Spitze auch nach der Antwort 
des Königs an die Deputation weiter hinarbeiten wollte. Indem man die 
Veränderungen der Verfaffung auf ein möglichft geringes Maß befchränfte, 
wollte man ein Einverftändnis mit dem gemäßigten Teile des Frankfurter 





Protokoll d. Sitzung v. 7. April Beil, 76. 
2 3, April, Cafpary 308. 
: An Dito Camphaufen 5. u. 6. April f. Beil, 72. 
Protokoll d. Sitzung v. 9. April Beil. 80. 
5 Natürlich mit Nüdficht darauf, daß Friedrih Wilhelm kinderlos war. 
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Parlamentes ermöglichen; auch trug man nicht dag geringfte Bedenken, die 
Selbftändigfeit der übrigen Bundesglieder mehr zu befchränfen, fobald 
Preußen die Oberhauptswürde erhalte; fogar den Neichsrat ließ man nur mit 
einem gewiffen Bedauern zu, da er die Stellung des Oberhauptes nicht zu 
ftärfen geeignet fei.! 

Am folgenden Tage erhielt Camphaufen Gelegenheit, feine Anfichten über 
das jeßt zu beobachtende Verfahren vorzuftagen.? Eine weitere Verhandlung 
mit der Nationalverfammlung über die Verfaffung hielt er für nutzlos. 
Man müſſe fich zunächft darauf befchränfen, von den Regierungen beflimmte 
Antworten auf die Note vom 3. April einzufordern und zwar lediglich auf 
die Frage, ob fie bereit feien, in einen Bundesftaat, an deſſen Spige der 
König von Preußen als Oberhaupt ftehe, einzutreten. Sollten fich mehrere 
Regierungen weigern, diefe Erklärung zu geben, wie dies zu erwarten fei, 
fo würde ſich damit jede weitere Beratung über die Frankfurter Verfaffung 
erübrigen, weil diefe ja für ganz Deutſchland berechnet geweſen fei. Vielmehr 
werde der König, fobald die Ablehnung einzelner Staaten vorliege, zu etz 
Hären haben, daß er nunmehr fein am 3. April ausgefprochenes Anerbieten 
surüdnehme, daß aber an ihm nicht die Schuld liege, wenn die deuffche 
Einheit nicht zuftande gefommen fei. Alsdann fei mitdenjenigen Regierungen, 
die fich dazu bereit erklärt hätten, in Verhandlung über die Verfaffung des 
engeren Bundesftaates zu treten; hierbei könne man die Frankfurter Vers 
faffung zugrunde legen. Wenn aber ein Ergebnis erreicht werden folle, fo 
müſſe fofort ein Organ mit dem Rechte zur definitiven Feftftellung der Ver; 
faffung geſchaffen werden; hierzu eigne fich am beften ein Volkshaus, beftehend 
aus denjenigen Abgeordneten des Frankfurter Parlaments, die den bei; 
tretenden Staaten angehörten; daneben ein Staatenhaus, sufammengefegt 
nach den Vorfchlägen der Frankfurter Verfaffung; für die übereinftimmenden 
Befchlüffe diefer beiden Häuſer müffe nur die Zuftimmung des Königs von 
Preußen vorbehalten werden. Auf das Staatenhaus könne jedoch auch 
verzichtet werben. 

Camphanfen wollte alfo die Einzelftaaten außer Preußen von jedem 
beftimmenden Einfluß auf die fünftige Verfaffung ausfchließen; was das 
Parlament und der König von Preußen gemeinfam befchliefen würden, 





' Dies Hervortreten des ſpezifiſch preußifchshegemonifhen Gefichtspunftes nahmen wir 
ſchon bei Camphauſen in bem Augenblide wahr, wo man auf einen Bund rechnen mußte, der 
außer Preußen nur Meinere Staaten umfaffen follte, Graf Brandenburg wird damit fehr 
einverfianden gemwefen fein, 

’ Protofoll d, Sigung v. zo, April, f. Beil, 81. Die Denkſchrift vom 11. April (Mr. 82) 
war offenbar eine erweiterte fchriftlihe Ausarbeitung feines Votums und wurde dann eins 
fach als Inſtruktion für ihn benutzt. 
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follten fie einfach annehmen. Es ließ fich vorausfehen, daß dann die Ver; 
foffung des Bundesftaates ungefähr der Frankfurter Verfaffung einfchließ- 
lich der jegt vom preußifchen Minifterium für notwendig erklärten Ande⸗ 
rungen entfprechen werde. Mit den außerhalb des engeren Bundes Blei; 
benden Staaten, auch mit Öfterreich, follte alsbald über die Ausgeftaltung 
des alten auf der Bundesafte von 1815 beruhenden Bundesverhältniffes 
in Verhandlungen eingetreten werden. 

Das von Camphauſen vorgefchlagene Verfahren war zwar einfach, aber 
gegenüber den Einzelftaaten recht gewaltfam, und hatte außerdem die Auf⸗ 
löfung der Frankfurter Verſammlung in ihrem bisherigen Beſtande und 
das Fefthalten der kleineren Regierungen an dem engeren Bunde, 
auch nachdem die Nationalverfammlung verfhwunden fei, zur Vorauss 
fegung. Man follte denken, daß den Miniftern dabei von Anfang an 
das Bedenken hätte fommen müffen, ob der König und die übrigen Res 
gierungen! zu einem derartigen Verfahren zu gewinnen fein würden. Man 
ſcheint aber nach dem Siege vom 3. April fich fo ficher gefühlt zu haben, daß 
niemand diefe Frage aufwarf. Wenigſtens bemerft dag Protokoll am Schluffe 
nur lakoniſch: „Die Mitglieder des Staatsminifteriumg erklärten fih mit den 
Anfichten des Wirklichen Geheimen Rates Camphaufen im wefentlichen 
einverftanden.” 

Camphaufen arbeitete, um auch die genauere Durchführung feines 
Planes feftzulegen, eine Denffchrift aus, die am 11. April dem Minifterium 
übergeben wurde.? Darin wurde noch flärker betont, daß es für Preußen 
darauf anfomme, dem deutfchen Wolfe zu beweifen, daß, wenn das Werf 
der deutfchen Einigung feheitere, dies nicht infolge des Widerftrebens von 
Preußen, fondern ungeachtet feiner fortwährend betätigten Bereitwilligfeit 
gefchehe. Es wurde ferner in Ausficht genommen, daß — eventuell nad 
vorgängiger Sondierung einzelner befreundeter Regierungen — der König eine 
Verordnung erlaffen werde, wonach die Frankfurter Verfaffung einem Volks; 
und Staatenhaufe, in der ung befannten Zufammenfeßung aus den beis 
tretenden Staaten gewählt, vorzulegen fei. Als Termin für den Zuſammen⸗ 
tritt wurde der zı. Mai, als Ort Weimar oder Gotha in Ausſicht genommen. 
Die Einzelftaaten follten in diefem Parlament durch Kommiffare vertreten 
fein, die der König auf Grund gemeinfamer Vorſchläge der Regierungen, 
falls folche erfolgten, zu ernennen habe. Diefe Kommiffare würden das Recht 
haben, Änderungen der Verfaffung vorzufchlagen, und zwar nur folche, für 


» Der oldenburgifche Bevollmächtigte machte von Frankfurt aus Camphaufen darauf 
aufmerffam, daß wahrfheinlich weder die Regierungen noch die Abgeordneten auf fein 
Projekt eingehen würden (8. April f. Beil, 78). 

» Beilage 82. 

Brandenburg, Unterfuchungen. 
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die fih außer Preußen die Hälfte der übrigen Staaten, nah der Be; 
völferung gerechnet, ausgefprochen hätten. Wenn beide Häufer verfohledener 
Anficht feien, fo habe in gemeinfamer Sitzung die Mehrheit zu entfcheiden.! 
Für die fo feftgeftellte Verfaffung wurde nur die Zuſtimmung des Königs 
von Preußen vorbehalten und dem Parlamente ausdrüdlich unterfagt, vor 
erfolgter Vollgiehung der Verfaffung irgendeinen anderen Gegenftand in 
Beratung zu nehmen. Die Regierungen, welche die Wahlen zu dieſem Parla⸗ 
mente vollgiehen ließen, würden durch diefen Aft anerkennen, daß fie dag 
ihnen zuftehende Necht der Genehmigung dem König von Preußen über; 
tragen hätten, 

Sei diefe Verordnung ergangen, fo follte bis zum 6. Mai abgewartet 
werden, welche Regierungen die Wahlen vornehmen laffen würden; fei dies 
eine für den erftrebten Zwed nicht ausreichende Zahl, fo müſſe die Verordnung 
zurüdgenommen werden. Für die Zwifchenzeit werde Preußen den Staaten, 
die ihre Bereitwilligfeit zum Anfchluß erklärt hätten, ein Schuß und Trutz⸗ 
bündnis anbieten. 

Camphauſen felbft fügt hinzu, daß der von ihm empfohlene Weg viel 
größere Ausfiht auf Erfolg gehabt haben würde, wenn das moralifche 
Gewicht der Kaiferwahl ſtärker ausgenußt worden wäre. Aber auch jegt 
verfpreche er noch Erfolg, weil fich jeder Staat ſcheuen werde, ein Hares Nein 
aussufprechen. Der preußifchen Kammer dürfe die Verordnung nicht vorher 
vorgelegt, fondern nur zur Kenntnisnahme mitgeteilt werden. Zugleich 
müffe ihr Far gemacht werden, daß eine Verfaffung für den engeren Bund 
niemals zuftande fommen könne, wenn den Volfsvertretungen der Einzel 
ftaaten das Recht eingeräumt werde, dabei mitzufprechen; auch die preußifche 
Kammer bürfe daher diefen Anfpruch nicht erheben, weil fie fonft ben Kammern 
jedes anderen Einzelftaates das Necht geben würde, die gleiche Forderung 
zu ftellen. 

Daß eine der Regierungen dem Könige von Preußen die Vollmacht ver; 
weigern werde, im Namen aller die Verfaffung zu fanktionieren, glaubte 
Camphauſen nicht, da fie ja bereit gewefen feien, zugunften der Frankfurter 
Berfammlung auf ihre Mitbeftimmungsrecht zu verzichten, und da fie ſowohl 
durch ihre Kommiffare ald durch ihre Vertreter im Staatenhaus Einfluß zu 
üben vermöchten; auch könne Preußen ihnen möglichſtes Entgegenfommen 
für etwaige befondere Wünfche in Ausficht ftellen. Seinen Vorſchlag, den 
übrigen Staaten big zur Vollendung der Verfaffung ein Bündnis anzubieten, 





Am 10. April hatte Eamppaufen, wie oben bemerkt, noch die Moolichteit erwogen, das 
Staatenhaus ganz fortzulaſſen. Davon iſt in dieſer Denkſchrift nicht mehr die Rede; er wird 
eingefeben haben, daß zu biefer vollftändigen Ausſchaltung der Einzelregierungen weder 
biefe felbft noch der König bie Hand geboten haben würden. 
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motivierte er damit, daß dann wenigſtens vorausſichtlich im Falle des Schei; 
terns aller anderen Beftrebungen diefes Bündnis beftehen bleiben, und 
Preußen das militärifhe Kommando über die zwifchen feine Gebiete einz 
gefprengten Heineren Staaten fihern werde. Es werde am beften fein, diefe 
Verträge mit jedem Staate einzeln abzufchließen, weil fie bei den Fleineren 
Staaten andere Bedingungen enthalten müßten, als bei den größeren. 

Sobald ſich einigermaßen überfehen laffe, welchen Umfang der engere Bund 
erhalten werde, ſchlug Camphaufen weiter vor, möge Preußen Öfterreich und 
die übrigen außenftehenden Staaten auffordern, auf Grund der Bundesafte 
von 1815 den Bundestag wieder zu befhiden, entweder in Frankfurt, oder 
an einem anderen Drt. Ob hier auch die mit Preußen verbündeten Res 
gierungen durch eigene Gefandte erfcheinen oder durch Preußen verfreten 
werden follten, müffe von den Ereigniffen abhängen. Der neue Bundestag 
würde dann Darüber zu befchließen haben, welche Änderungen an der Bundes; 
afte durch die inzwifchen eingetretenen Ereigniffe, namentlich die Schöpfung 
einer proviforifchen Zentralgewalt, den Erlaß einer Gefamtverfaffung für 
Oſterreich⸗ Angarn und den Abfchluß eines engeren Bundes unter preußifcher 
Führung notwendig geworden feien. Er zmweifelte nicht, daß es leicht fein 
werde, über das fünftige Zentralorgan des Bundes eine Verftändigung 
zu erzielen, „ſobald Öſterreich bereit ift, einigermaßen billige Grundlagen 
anzunehmen”. 

Ganz diefen eigenen Wünfchen Camphaufens gemäß, wurde feine In; 
firuftion abgefaßt.! Der Zeitpunft, wann er mit den in Yusficht genommenen 
Erklärungen gegenüber der Nationalverfammlung und den Bevollmächtigten 
der anderen Regierungen hervortreten wolle, wurde ganz in fein Belieben 
geftellt. Sobald feine Anzeige, daß dies gefchehen fei, in Berlin eintreffe, 
folfte die in Ausficht genommene königliche Verordnung erfcheinen und durch 
eine Zirfularnote allen deutfchen Regierungen mitgeteilt und erläutert 
werden; auch würde alsdann das Schuß, und Trugbündnis in Vorſchlag 
gebracht werden; es wurde dabei erwähnt, daß Verhandlungen über eine 
Militärkonvention mit Medlenburg, den thüringifchen Staaten und Brauns 
ſchweig bereits im Gange feien. 

Der Sinn diefer Abmachungen und Vollmachten war, wie dies auch noch 
ausdrücklich in dem Schlußfage der Inſtruktion ausgefprochen wurde, daß die 
Ausführung der nächften Schritte ausfchließlich in Camphaufens Hand liegen 
follte, während er dafür die Gemwißheit erhielt, daß, fobald er gehandelt Habe, 





* Die Denffchrift vom 11. April wurde duch einige Weglaffungen und Zufäge, die den 
Kern der Sache nicht berührten, in eine Inftruftion für Camphaufen umgewandelt. Er felbft 
beforgte dies noch vor feiner Abreife und überließ dem Grafen Arnim nur die formelle Aus; 
fertigung, die am 15. April erfolgte, 
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die Regierung in Berlin fofort mit den notwendigen, ergänzenden Maß; 
regeln folgen werde. So lange, bis mindeftens eine der größeren Regie; 
rungen eine direkte Ablehnung der Oberhauptswahl ausgefprochen habe, follte 
jeder Schritt von preußifcher Seite unterbleiben. So reifte Camphanfen mit 
der Hoffnung ab, daß fich, wenn auch nicht die Einigung des außeröſterreichi⸗ 
ſchen Deutfchland, fo doch noch ein Bundesftaat von geringerem Umfange 
erreichen laffen werde, und daß, wenn auch Dies fheitere, Preußen wenigſtens 
eine Machtfteigerung duch den Heerbefehl über die Eleineren norddeutfchen 
Staaten davontragen werde. Aber im feiner Abwefenheit hatten fich in 
Frankfurt Vorgänge abgefpielt, die wieder hindernd eingriffen. 

Die Nationalverfammlung war nämlich feineswegs der Meinung, daß 
ihre Wirkſamkeit als beendet zu betrachten fei, falls der König von Preußen 
die Krone ablehne. Da unmittelbar nach dem Bekanntwerden der Kaiſerwahl 
Hfterreich das Mandat feiner Abgeordneten für erlofchen erklärt und fie aus 
Frankfurt abgerufen hatte!, und da die meiften von ihnen diefem Befehle 
Folge geleiftet hatten, fo konnte die zurüdbleibende Mehrheit der Verfamm; 
lung mit einem gewiffen Rechte geltend machen, daß er gerade denjenigen Teil 
von Deutfhland vertrete, der den engeren Bund bilden folle. Allerdings ließ 
ſich von der anderen Seite mit der gleichen Beweisfraft deduzieren, daß die 
um eine fo wefentlihe Zahl von Abgeordneten verminderte Verfammlung 
gar nicht mehr mit der im Frühjahr 1848 gewählten identifch und überhaupt 
nicht berechtigt fei, das deutfche Volk zu vertreten. 

Auch die leitenden Staatsmänner im Neichsminifterium fuchten fich jeßt 
darüber far zu werden, was denn überhaupt noch gefchehen könne, um zu 
einer Einigung zu gelangen. Der NReichsverwefer hatte anfangs fofort abs 
danfen wollen, war aber auf die dringenden Mahnungen Schwarzenberg 
geblieben, damit die proviforifche Zentralgewalt nicht in Preußens Hände 
falle, Dann dachte er daran, fein Minifterium zu wechfeln?, fah aber fchließlich 
auch hiervon ab, da er fonft die Mehrheit der Verfammlung gegen fich gehabt 
hätte, So blieb Heinrich von Gagern auch weiter an der Spige der Reiches 
regierung. Er ftellte fich auf den Standpunkt, daß die Antwort des Königs 
nicht als eine Ablehnung, fondern nur als ein vorläufiger Aufſchub betrachtet 
werben müſſe. Man habe daher jedenfalls abzuwarten, was Preußen inner, 
halb der von ihm felbft gefesten Frift von 14 Tagen durch Verhandlungen 
mit den übrigen Staaten zuftande bringen werde, Liefen innerhalb diefer 
Zeit auch nur von einem Teile der Regierungen Antworten ein, welche die 
Annahme der Berfaffung und der Kaiferwahl erflärten, fo fei ber Bundesſtaat 
als unter den zuſtimmenden Regierungen zuftande gelommen zu betrachten 


’ Erlaß vom 5. Upril, Noth und Merd 2, 453. 
’ ©, Camphaufen an f, Bruder 6, April Beil, 72; vgl. ferner Bell, 77. 
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und dag weitere — namentlich alfo eine eventuelle Anderung der Berfaffung 
und eine Heranziehung der vorläufig nicht eintretenden Staaten — fei der 
Zufunft zu überlaffen, Zwiſchen dem Bundesftaate und den nicht beitretenden 
deutfchen Staaten follte das alte Bundesverhältnig, aber unter entfprechender 
Einfhränfung der Bundeskompetenz;, beftehen bleiben.! Die Vorausſetzung 
hierfür war freilich, daß auch Preußen zunächſt die Verfaffung in ihrer 
jeßigen Geftalt als rechtsgültig und bindend anerkennen müſſe.“ Gagern 
täufchte fich durchaus, wenn er glaubte, dies von Preußen erreichen zu können; 
mochten auch er und viele feiner Freunde immer wieder verfichern, daß 
zweifellos das erfte Reichsparlament, welches auf Grund der Verfaffung in 
dem engeren Bundesftaate gewählt werde, alle gewünfchten Revifionen der 
Berfaffung befchließen werde, fo blieb Hoch diefe Ausſicht immer unficher und 
verfeßte den König von Preußen in die unangenehme Lage, eine Verfaffung, 
mit der er keinesfalls Kaifer fein wollte, doch fcheinbar anzunehmen und fich 
ihe vorläufig zu unterwerfen. Gagern verwarf den Plan Camphaufeng, den 
ihm diefer vor feiner Abreife bereits mitgeteilt hatte, deshalb, weil er zum 
Konflikt mit der Nationalverfammlung und unter Umftänden zu deren ges 
waltfamer Zerfprengung führen müffe, und dadurch alle populären Leiden; 
[haften gegen Preußen und die übrigen Regierungen von neuem erregt 
werden würden. Er blieb bei der Verfolgung feines eigenen Gedankens und 
ſchuf dadurch eine neue große Schwierigkeit. 

Denn ficherlich ift e8 nicht ohne Gagerns Einwirkung gefchehen, daß am 
14. April durch die Bevollmächtigten von 28 Regierungen — im wefentlichen 
denfelben, die fich früher zu der Kolleftiverflärung mit Preußen sufammen; 
getan hatten — eine gemeinfame Note übergeben wurde’, worin fie erklärten, 
ihre Regierungen hätten mit Befriedigung vernommen, daß der König von 
Preußen als Oberhaupt an die Spiße des engeren Bundes treten wolle, Es 
verdiene die höchfte Anerkennung, daß er fich vor einer definitiven Erflärung 
der Zuftimmung der übrigen Staaten verfihern wolle. Sie feien in der 
Lage, im Namen der von ihnen vertretenen Regierungen, deren volles Einz 





ı Bezüglich Öfterreihs entwidelte v. Beckerath feine Anfhauungen in einer intereffanten 
Denkſchrift, die ich Beil, 73 mitteile. Es wäre danach) die Kompetenz des weiteren Bundes 
auf die Verwaltung der Bundesfeftungen und die Verabredung gleichartiger gefeßgeberifcher 
und handelspolitiiher Maßregeln befchränft worden. In dee — dann recht bedeutungslos 
gewordenen — Bundesverfammlung follte aber nicht der engere Bund als Ganzes, fondern 
nah wie vor die einzelnen Staaten vertreten fein, um deren Selbftändigfeitsgefühl zu 
fhonen. Die Schwäche diefer Gedanken lag darin, daß ein weiterer Bund ohne gemeinfame 
auswärtige Politit (aber mit gemeinfamen Feftungen !) zerriffen werden mußte, fobald feine 
Glieder bei ausbrechenden Konflikten in verfchiedenen Lagern fanden. 

2 ©, Beilage 77. 

s Noch u. Merd 2, 480. 
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verftändnis mit der erfolgten Wahl zu erklären, und obwohl die Reichs⸗ 
verfaffung, wie fie aus der zweiten Lefung hervorgegangen fei, nicht allen 
ihren Wünfchen entfpreche, glaubten fie doch im Intereſſe des Zuſtande⸗ 
fommens der Einheit ihre Bedenken zurüdftellen und diefe Verfaffung an⸗ 
erkennen zu follen; fie hofften, daß auch Preußen dies tun werde, und feßten 
voraus, daß dann auch diefenigen deutfchen Regierungen, die fich bisher noch 
nicht geäußert hätten, fich anfchließen würden. 

Unverfennbar bewegte fich diefe Erflärung im Rahmen des von Gagern 
aufgeftellten Programms. Es bedurfte nur noch der Erflärung Preußens, 
daß e8 die Verfaffung anerfenne, fo war der Bundesftaat mit vorläufigen 
Ausſchluß Öfterreihs, Bayerns, Württemberg, Sachfens und Hannovers 
fertig.! Der Fehler war eben nur, daß eine ſolche Erklärung Preußens unter 
feinen Umftänden zu erwarten war. Daher bedanerte es Camphauſen außer; 
ordentlich, daß diefer Schritt während feiner Abwefenheit geſchehen war. 
Wäre er dort gewefen, fo hätte er zweifellos alles getan, um dies gu verhindern. 
In Abweſenheit der Kate aber, fo fehrieb er feinem Bruder, hätten nun die 
Mäuſe auf dem Tifche getanzt? In Berlin erfuhr man bereits am nächften 
Tage, was gefhehen fet, und das Minifterium trat fofort darüberin Beratung, 
ob hierdurch eine Änderung des bisherigen Vorgehens erforderlich werde. 
Man fam zu dem Ergebnis, daß man an der Vereinbarung der Verfaffung 
zwifchen Volk und Regierungen fefthalten und die Frankfurter Verfaffung 
nicht ohne weiteres annehmen wolle. Indem Graf Arnim dies an Camp; 
haufen mitteilte?, fügte er hinzu: „Wahrfcheinlich werden viele Regierungen 
von den jetzt abgegebenen Erklärungen abgehen und fich unferer Anficht ans 
fchließen. Ich Habe aber doch nicht viel Hoffnung, daß der engere Bund 
in dem Umfange wird zuftande fommen, wie wir es wünfchen müſſen.“ 

Camphaufen teilte diefe peffimiftifche Auffaffung noch nicht ganz. Ja, es 
ſcheint faft, als fei gerade jegt noch einmal die Hoffnung in ihm erwacht, 
mehr zu erreichen, als am 11. April möglich fehlen. Er machte die 


Allerdings ließ die Faſſung des letzten Satzes der Kolleftionote, indem fie den Beitritt 
aller Regierungen außer Öfterreich als eine Vorausſetzung begeichnete, von ber man ausgehe, 
dem Zweifel Raum, ob ſich die 28 Höfe gebunden erachten würden, wenn diefe VBorausfegung 
ſich nicht erfülle. Baden behielt fich für diefen Fall ausdrüdlich freie Hand vor (ır. April, 
Moth u, Merd 2, 478); die dortige Regierung teilte Camphaufen am 16. April mit, daß 
ihr Vertreter die Kolleftionote ohne vorherige Einholung der Ermächtigung dazu unters 
seichnet habe, und daß die Megierung vollftändig an ihrem Standpunft vom ır. April 
fefthalte (Eigenh. Notij Camphaufens), 

An ſ. Bruder 17. April, Caſpary 312, Dort fehlt folgender Sag: „Da iſt denn freilich 


auf eine große Nachfolge für mein Projekt nicht mehr zu rechnen, felbft wenn die dortigen 
Kammern ihm zuſtimmten.“ 


15. April Bell, 83. 
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Regierung darauf aufmerkfam, daß die Zuflimmung von 28 Staaten den 
Vorbehalt des Königs wegen Prüfung und Annahme der Verfaffung durch 
die Kegierungen teilmeife erledigt habe, und daß dadurch auch Preußen in 
feinem Widerſtande gegen die Verfaffung gefhwächt fei. Auch ihm reiste 
offenbar die Yusficht, daß der König von Preußen jeßt durch ein einziges Wort 
den Bundesftaat unter Teilnahme von wenigſtens 29 Regierungen auf der 
Grundlage einer jedenfalls Teicht zu verändernden Verfaſſung ins Leben 
rufen könne; und es beftand immerhin die Möglichkeit, daß auch die drei 
Heineren Königreiche fich noch anfchließen würden.! Falls dies gefchehe, werde 
man, meinte er, allerdings einen anderen Weg einfchlagen müffen.? Jeden; 
falls hielt er die Pofition Preußens für unangreifbar, folange es felbft ver; 
meide, eine beftimmte Erflärung über die Verfaffung abzugeben, bevor 
nicht alle übrigen Staaten fih darüber ausgefprochen hätten, und behielt 
immer feft dag eine Ziel im Auge, daß, wenn die Einheit diesmal feheitere, 
fie nicht an Preußen ſcheitern folle, In einer Note an das Reichsminiſterium 
vom 17. April ftellte er feft, daß mehrere der größeren Staaten Deutfchlands 
ihe Einverftändnis mit den Beſchlüſſen der Nationalverfammlung big jegt 
nicht zu erfennen gegeben hätten, und daß daher augenblicklich die Vorbe; 
dingung zu einem definitiven Entfchluß des Königs von Preußen noch nicht 
gegeben fei. Die preußifche Regierung werde daher, obwohl die 14 Tage, 
die fie als Frift gefegt habe, verftrichen feien, noch eine kurze Zeit abwarten, 
bevor fie diefem Schweigen einzelner Regierungen die Deutung gebe, daß 
diefe ihre Zuffimmung verweigern wollten. Mit diefer Note wollte er einen 
Drud auf die vier Föniglichen Regierungen im Sinne einer baldigen Äußerung 
ausüben. Auch die Nationalverfaommlung fah ein, daß es die befte Löfung 
der Schwierigkeiten fein werde, wenn man dieſe Regierungen zwinge, Farbe zu 
befennen; man ging mit dem Gedanken um, befondere Kommiffare in diefe 
Staaten zu fenden, um durch fie eine endgültige Antwort einfordern zu laffen.? 

Die vier Königreiche befanden fih in der Tat in einer wenig beneidens⸗ 
werten Lage. In Württemberg drohten die Kammern dem Könige mit der 





ı Berichte v. 17., 19. u. 22, April ſ. Beilage 84, 85 u. 87. Außerdem findet fich folgende 
eigenhändige Skizze zu einem Bericht vom 15. April: „Sch fende Abfchrift meiner auf die 
Kollekftiverflärung erteilten Antwort ein und made aufmerffam auf 3 Punkte: 1. Daß die 
Verfaffung nur, fomweit die 28 Regierungen betroffen find, als eine vereinbarte anzufehen fei. 
2. Daß der in der Antwortsrede des Königs geftellte Vorbehalt gemeinfamer Beratung und 
Prüfung feitens der 28 Regierungen erledigt fei. 3. Daß Preußen in feinem Widerftande 
gegen die Verfaſſung geſchwächt ſei.“ 

Es machte ihn auch etwas ſtutzig, daß die Bevollmächtigten der kleineren Staaten auf 
feine Andeutungen, für die Zwifchenzeit bis zur definitiven Neuordnung Deutſchlands werde 
für fie ein Schuß; und Trugbündnis mit Preußen nüglich fein, gar nicht eingingen, 

s Bericht Camphauſens v. 22. April, Beil, 87. 
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Einfegung einer Negentfhaft, wenn er nicht fofort die Reichsverfaſſung an; 
erkenne; in Bayern gaben fich in den fränfifchen und pfälzifchen Gebietsteilen 
die lebhafteſten Sympathien für die Verfaffung fund; in Sachfen drohte der 
offene Aufruhr wegen der Zögerungen der Regierung, und diefe mußte fich 
bilfefuchend nah Frankfurt und Berlin wenden; in Hannover drängten 
ebenfalls die Kammern auf eine zuſtimmende Erklärung, und die Regierung 
fuchte ängftlich nach irgendeinem Ausweg, der ihr das Entſchlüpfen ermögs 
liche." Auf tatkräftige Hilfe Öfterreihs war nicht zu rechnen, da diefes nach 
den legten Siegen der aufftändifchen Ungarn genug mit den eigenen Ans 
gelegenheiten zu tun hatte. Bon Tag zu Tag wurde es fehwieriger, fich des 
Andrängens der populären Strömung zu erwehren, und lange fonnten fie 
alle nicht mehr zögern. Ihre einzige Hoffnung war, daß fehlieplich Doch noch 
von Berlin aus eine ungweideutige Ablehnung erfolgen werde, bevor fie felbft 
zu fprechen genötigt würden.? Keine von ihnen hat vor dem or. April eine 
offizielle Erklärung gegeben; wohl aber werden fie auf vertraulichem Wege ihre 
Notlage nach Berlin mitgeteilt haben, um fich zu vergewiffern, ob es wirklich 
die Abficht des Königs fei, fie auf diefe Art zur Anerkennung feiner Obers 
hauptswürde gegen ihren Willen zu zmwingen.? 

Der König hatte feit dem 3. April geſchwiegen und feine Minifter arbeiten 
laffen. Wir hören wohl, daß er auf Verhandlungen mit Öfterreich, auf 
Beſchickung der größeren Höfe durch Spesialgefandte gedrungen habet; aber 
er fügte fih, als die Minifter das alles ablehnten. Wir wiffen, daß er die 
Bedingungen, die er geftellt hatte, für unerfüllbar hielt. Als er von dem 
Beharren der Heinen Regierungen bei der Verfaffung hörte, war er außer 
fih, daß feine Minifter nichts täten; dag fei der Fluch des Konftitutionalismug, 
daß fie mehr Rüdficht auf die KRammermehrheit nähmen als auf ihn. Denn 
es fchien ja jeßt faft fo, ald ob dem Minifterium gelingen würde, durch bloßes 
Abwarten die Zuflimmung fämtlicher Regierungen, abgefehen von Öfter; 





ı Camphaufen äußerte in feinem Bericht vom 16. April (Beil, 84) die Vermutung, 
daf die Höfe von Württemberg, Sachfen und Hannover unter dem Drud ihrer Kammern 
wahrſcheinlich in nächfter Zeit Neichsverfaffung und Kaiferwahl anerkennen würden. 

» König Friedrih Auguſt von Sachen erflärte in feinem mehrfach zitierten Briefe vom 
12. April offen, daß es den mittleren Regierungen nicht möglich fei, mit Frankfurt zu brechen, 
folange Preußen mit feiner Anſicht zurüchalte. 

° Bol, Sybel x, 314f. Dazu der öfter zitierte Brief des Königs von Sachen v. 12. April. 
Man fieht daraus, daß die Fürſten den König auch bei feinem monarchiſchen Selbftbewußtfein 
padten, indem fie ihm ganz offen fagten, von ihm felbft glaube man ja alles Gute, aber er 
fei ja leider nicht imflande, feine Minifter im Gehorfam zu halten und deren unheilvolle 
Politik zu hiubern. 

+ Gerlad 1, 313. €, 2%, v. Gerlach 2, 49. 

» Gerlad 1, 314. 
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reicht, zu erlangen; aber ebenfo fiher war es auch, daß diefe Zuflimmung 
jedenfalls bei den vier Königen nur eine durch die Furcht vor der Revolution 
abgezwungene ſein würde. Der König hatte ſchon bei ſeinen Unterredungen 
mit Gagern im November und in feinen Briefen an Bunſen nicht den ge; 
eingften Zweifel darüber gelaffen, daß er eine ſolche erzwungene Zufimmung 
nicht als vollgültig betrachten wolle und könne. Es erſchien ihm geradezu 
als erpreſſeriſch, daß ſeine Regierung zögerte, die armen Könige aus ihrer 
Notlage zu befreien. Jedes neue Ereignis beſtärkte ihn in feinen Befürch—⸗ 
tungen. Zunächft die Erflärung jener 28 Regierungen, daß fie die Verfaffung 
unverändert annähmen; wenn Preußen dazu ſchwieg, fo fehlen die Deutung 
ſehr naheliegend, daß es diefen Schritt billige und geneigt fei, den engeren 
Bundesſtaat auf Grund diefer Verfaffung ins Leben zu rufen. Der König 
wünſchte eine Fategorifche Antwort, welche die „wahrfcheinlich notwendig 
werdende noch fategorifchere an die Paulskirche“ vorbereiten folle.? Anſtatt 
deffen erfolgte die Note Camphaufens, die den zögernden Regierungen die 
Piftole auf die Bruft ſetzte. Dazu fam endlich das Vorgehen der preußifchen 
zweiten Kammer, die eben über einen Antrag beriet, der den König zur Anz 
nahme der Oberhauptswürde und der Verfaffung auffordern, ja diefe froß 
der mangelnden Zufimmung der größeren Regierungen für rechtsgültig 
und allgemein verbindlich erklären follte.? Auf diefe Aktion der Volksver⸗ 
fretung feßte Camphaufen große Hoffnung; man wollte dadurch den König 
einfchüchtern, das Minifterium bei der Stange halten und womöglich den 





ı Hfterreich hatte fofort nach Empfang der Antwort vom 3. April dem Könige gedankt 
für die „laute Betätigung der Grundfäge des Rechts“ aus feinem Munde, zugleich aber 
erflärt, daß es an dem alten Bunde fefthalte und die verlodende Ausficht hinzugefügt, daß 
es den beiden Großmächten, fobald fie unter fich einig feien, ein Leichtes fein werde, die 
nötigen Reformen durchzufegen (Erlaß v. 5. April Beil, 74). — Nah Empfang der 
Zirkularnote v. 3. April änderte allerdings Schwarzenberg feinen Ton; er erklärte, daß 
Hfterreich fich einer von einem anderen deutſchen Fürften geleiteten Zentralgewalt nie unters 
ordnen werde, die Nationalverfammlung als nicht mehr eriftierend betrachte und gegen alle 
aus den Verhandlungen Preußens mit einzelnen Regierungen etwa hervorgehenden Bes 
ſchlüſſe im voraug proteftiere (Mote v. 8. April, Roth u. Merd 2, 475f.). 

2 Yn Arnim 17. April, Meinede 226. 


: Schon unmittelbar nad dem Bekanntwerden der Antwort vom 3. April fegte in der 
Kammer eine heftige Agitation für eine neue Adreffe an den König ein, die ihn zu einem 
anderen Verhalten auffordern follte. Binde wollte den Antrag einbringen, Otto Camphaufen 
arbeitete ſcharf dagegen, weil er fürchtete, man werde den König daduch zur Abdankung 
treiben (an f. Bruder 5. April. In dem Auszuge Cafpary 309 muß es heißen: „daß nur 
wenige die Tragweite einer folchen zweiten Adreffe überfahen und fich vergegenwärtigten, 
wie im glüdlichften Falle die Abdikation des Königs unvermeidlich gewefen wäre‘), Die 
andere Möglichkeit einer neuen Kammerauflöfung fcheint er gar nicht in Betracht gegogen 
zu haben; fo fehr überfchägte die Kammer immer noch ihre tatfählihe Macht. 
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Grafen Arnim aus ſeinem Amte entfernen; war es doch gerade Otto Camp⸗ 
hauſen, der in der zweiten Kammer den Grafen aufs heftigſte angriff und 
ihn als einen Mann bezeichnete, deſſen Amtsführung die Kammer nur mit 
dem größten Mißtrauen betrachten könne. 

Aber gerade diefe Einmifhung der Kammer fcheint auch das Miniſterium 
zum entfcheidenden Entfhluß gebracht zu haben. Schon am 16. April weiß 
Ludwig v. Gerlah von Unftimmigfeiten zu berichten, die innnerhalb des 
Minifteriums wegen der deutfehen Politik beftänden.! Manche Mitglieder 
des Minifteriums waren offenbar duch die Kolleftiverflärung der 28 Ne; 
gierungen an der Möglichkeit irre geworden, den bisherigen Weg weiter zu ver; 
folgen; denn er ſchien jegt zur vorläufigen Annahme der Neichsverfaffung mit 
allen ihren bedenklihen Befimmungen führen gu müffen, die man doch unter 
allen Umftänden hatte vermeiden wollen. Andererfeits erregte die Neigung des 
Grafen Arnim zu weitgehendem Entgegenfommen gegen Öfterreich bei feinen 
Kollegen die fchwerften Bedenken?; die Auseinanderfegungen wurden fo heftig, 
daß Graf Arnim fich gezwungen fah, fein Entlaffungsgefuch einzureichen und 
die übrigen Minifter deffen Annahme ausdrüdlich befürworteten. Der König, 
der in Arnim feinen eigentlihen Vertrauensmann fah, war entfeßt über die 
Ausſicht, ihn zu verlieren, und neue heftige Kämpfe ſchienen unvermeidlich. 

Wenn man in diefer Lage fragte, was denn der bisherige Ratgeber des 
Minifteriumg in den deutfhen Fragen zu tun empfehle, fo fonnte man aus 
Camphaufens Berichten auch nur entnehmen, daß er feine anderen Möglich; 
feiten fah, als entweder mit der Paulsfirche offen zu brechen, auf die Gefahr 
einer neuen Revolution und eines Bürgerfrieges hin, und mit dem wahr; 
fheinlihen Ergebnis, daß alle Einheitsbeftrebungen foheitern würden, oder 
die Verfaffung unter dem Vorbehalt fpäterer Nevifion anzunehmen. Camp; 
haufen trat jeßt für das leßtere ein, da ihm der erftere Weg noch bedenklicher 
erfchien. Auch der Verfuch des Neichsminifteriums, durch die Entfendung 
Beckeraths nach Berlin den König und die preußifche Regierung für die 
Annahme der Verfaffung unter Vorbehalt der Nevifion auf einem nur von 
ben beitretenden Staaten befhidten NReichstage zu gewinnen, blieb ohne 
Erfolg. Der König fagte, man mute ihm zu, e8 zu machen, wie der Prophet 
Daniel, und in die Löwengrube zu fteigen in der Hoffnung, daß Gott ihn 
erretten werde; er fei aber nicht der Prophet Daniel und würde glauben, 
Bott zu verfuchen, wenn er fo handle.? Auch die Minifter waren nicht geneigt, 





€ 2,0, Gerlad 2, sı. 

» ©, Meinede aaof, 

So refümiert der König felbft feine Antwort an Bederath (an Camphauſen 30, April, 
Brandenburg 201), — Wenn Bederarh glaubte, auf den König Eindrud gemacht zu 
haben (Spbel 1, 313), fo irrte er ſich. 
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den Natfchlägen Camphaufens und Bederaths zu folgen; fie wollten Tieber 
verfuchen, ob nicht froß des Brusches mit der VBerfammlung der innere Krieg 
vermieden und wenigſtens der zuletzt fchon vorwiegend ins Auge gefaßte 
Heinere Bund zwifchen Preußen und den angrenzenden Staaten ins Leben 
gerufen werden fünne! Das Drängen auf Annahme der Verfaffung ging 
in der zweiten Kammer haupffächlich von der äußerſten Linfen aus, alfo 
gerade von den Männern, welche die Minifter nicht nur als ihre perfünlichen 
Gegner, fondern auch als die Feinde der Monarchie und jeder gefunden 
Entwidlung der inneren Verhältniffe des eigenen Staates betrachteten. 
Außerdem wußten fie, daß fie den König zum Nachgeben gerade in diefem 
Punkte niemals würden bringen können. 

Als nun Graf Brandenburg aus dem Verlaufe der Debatten zu erkennen 
glaubte, daß der Antrag Rodbertus die Mehrheit gewinnen werde, weil 
felbft viele der gemäßigten Liberalen, um nicht alle Hoffnung auf eine deutſche 
Einigung zu vernichten, dafür einzutreten bereit waren, da ſchlug er felbft 
dem Könige vor, die Regierung folle diefe Kundgebung nicht abwarten, 
fondern noch vor der Abflimmung eine ungweideutige Erflärung abgeben.? 
Dem Könige fonnte nichts lieber fein; er gab fofort feine Genehmigung, und 
am 21. April erfolgte in der zweiten Kammer die beftimmte Erflärung des 
Minifterpräfidenten, daß Preußen die in Frankfurt befchloffene Verfaffung 
ohne Veränderungen auf feinen Fall annehmen könne. Dem Könige war 
ein Stein vom Herzen gefallen. „Sch danke Gott auf den Knien für Branden; 
burgs heutige Erflärung“, fohrieb er an Manteuffel.? Er fah darin mit Recht 

ı Eine ſtarke Lodung in diefer Richtung lag in den Nachrichten, die Bernftorff das 
mals aus Wien fandte (18. April Ringhoffer ıor); HÖfterreih, meinte er, werde 
jegt bereit fein, einen engeren Bund der norddeutfhen Staaten mit Preußen zuzu⸗ 
laffen und dafür die füddentfchen Staaten in einen ähnlichen Sonderbund mit Hfters 
reich ziehen unter Aufrechterhaltung der alten Bundesgemeinfhaft. War dag, vom 
preußifhen Standpunkt aus betrachtet, nicht mindeftens ebenfoviel, wie ein Zufammens 
sehen mit der Paulskiche hoffen Tief? Und man blieb dabei im Einvernehmen mit 
Hfterreih, das der König immer dringender verlangte, man war an feine Verfaffung 
und feine Volksvertreter gebunden. Man hätte fchließlih fogar den drängenden preus 
Bifhen Kammern gegenüber auf die für Preußen errungenen Vorteile Hinweifen können, 
Freilich war die Ausſicht unficher, und wir können nicht fagen, wieweit fie die Ents 
ſchlüſſe der Minifter mit beſtimmt hat, 

3 20, April, f. Meinede 227. Der Wortlaut ift leider nicht befannt. Es wird noch nicht 
ganz Har, ob diefem Briefe ein erneutes Drängen des Königs vorausgegangen iſt; man 
möchte e8 aber glauben. Die Geſichtspunkte des Königs finden fich beſonders deutlich in dem 
Erlaß Arnims an Camphaufen v. 24. April Beil, go. Bei längerem Zaubern, fagte er, habe 
Preußen der Vorwurf treffen können, „daß es das Schredbild der Revolution als einen 
moralifhen Zwang über die widerftrebenden Regierungen hätten benugen wollen, um bie; 
felben zur Annahme der preußifchen Oberhoheit zu bewegen“. 

° 9, Pofhinger, Unter Frieder. Wilhelm IV. ı, 96. 
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den endgültigen, ſchwer errungenen Sieg feiner perfönlichen Politik gegenüber 
derjenigen des Minifteriums, 

Für Camphaufen war die Nachricht von diefer Erflärung ein Schlag aus 
heiterem Himmel, Er fah damit den ganzen Plan, den er vor wenigen Tagen 
mit den Miniftern fo ausführlich befprochen und vereinbart hatte, als um; 
geftoßen an!; er fühlte fich perfönlich Bloßgeftellt, weil er in Frankfurt immer 
wieder gefagt hatte, der König werde fich nicht äußern, bevor es feftftehe, ob 
die vier übrigen Königreiche in den Bundesftaat eintreten wollten oder nicht. 
Er fah alle feine Bemühungen, Preußen von der Verantwortung für das 
Scheitern der Einheit zu entlaften, vernichtet. Er bat fofort telegraphifch 
um feine Entlaffung? und motivierte fie in einem ausführlichen Bericht an 
das Minifterium?, worin er fich befonders darüber beflagte, daß man ihm 
die Abficht, eine derartige Erklärung abzugeben, nicht vorher mitgeteilt habe, 
da fie doch ohne Zweifel ſchon einige Zeit vor der Abgabe erwogen und feft 
geftellt fei. Obwohl fein Freund von der Hendt ihn beſchwor, in diefem 
Augenblick nicht zurüdzutreten und ihm die Verfiherung gab, man werde 
weiter in feinem Sinne handeln‘, fonnte er fich nicht entfchließen, von feiner 
Abficht abzugeben. Mit Bitterfeit Fritifierte er in feiner Antwort das Ver; 
halten des Minifteriumsg, es „vernichtet alle meine Beftrebungen und ent; 
hebt die Königreiche aller Sorgen. Münden, Stuttgart, Dresden, Hannover, 
befonders aber Wien können illuminieren!” Die beiden Wege, die jegt noch 
möglich feien — freie Verhandlungen unter den Höfen nach vorheriger 
Zerfprengung der Nationalverfammlung oder Annahme der Verfaſſung 
unter Vorbehalt der Revifion — habe -er von Anfang an widerratens und 
fönne auf ihnen nicht mitgehen; er müſſe es folchen Leuten, die das 
mit einverftanden feien, überlaffen, die dann erforderlichen neuen Maß; 





ı Minifter v. Arnim berief fih ihm gegenüber darauf (Erlaß v. 24. April Beil, 90), 
daf er felbft in feinem Bericht vom 17. den bisherigen Weg als nicht mehr gangbar bezeichnet 
babe. Dies traf infofern zu, als es fih um die Einigung mit den beitretenden Regierungen 
über die notwendigen Änderungen der Verfaffung handelte; aber Camphaufen hatte infofern 
recht, als feine Nötigung vorlag, auch den weiteren Teil feines Planes aufjugeben, wonach 
bie mwiderfirebenden Mittelftaaten gegwungen werben follten, zuerft zu ſprechen und die 
Verantwortung für das Scheitern der Einigung, die ihnen von Rechts wegen jufiel, auch 
vor der Öffentlichleit auf fih zu nehmen. 

® 22, April Beil. 86. 

® 22, Aptil Beil. 87. 

* Telegr. v. 23. April Beil, 88. 

24. April Bell, 89. 

* Den erflen verwarf er auch jeht noch, während er den zweiten durch feine Darlegungen 
feit dem 17. April felbft empfohlen hatte; er wollte aber auch diefe Politik nicht felbft vers 
treten, fondern dies ben Männern überlaffen, die gleih anfangs dafür eingetreten waren, 
während er noch eine andere Loſung erfirebte, 
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regeln vorzubereiten und auszuführen. Er habe niemals geglaubt, fagte 
er in feinem legten Bericht!, daß die Fürften fich freiwillig um der 
Einheit willen einem Bundesoberhaupte unterordnen würden; wenn 
man den Drud der Volksſtimmung nicht habe benugen wollen, hätte 
man von Anfang an die Politif anders einrichten müſſen. Damit be; 
rührte Camphaufen felbft die Vrfache, weshalb feine Politif trotz aller 
anfänglichen Erfolge fehließlich fcheiterte, Er handelte in der Annahme, 
daß der König wohl oder übel die Anwendung diefes Drudes gegen feine 
widerftrebenden fürftlichen Kollegen zulaffen und fanftionieren werde; aber er 
fonnte deffen niemals ficher fein; im entfcheidenden Augenblide, als er den 
forgfam vorbereiteten Hebel benugen wollte, um feinen Zwed zu erreichen, 
ſchlug ihm der eigene König den Griff aus der Hand. 

Das Ringen war zu Ende; aber man begreift, daß ſowohl Camphaufen 
wie der König das Bedürfnis fühlten, fich über die inneren Gründe ihres 
Yuseinandergehens noch einmal auszufprehen. Camphaufen motivierte 
auch dem Könige felbft gegenüber feinen Rücktritt brieflich; Friedrich Wilhelm 
antwortete mit dem Ausdeud des Bedauerns, daß er nicht im Amte bleiben 
wolle, fügte aber hinzu, daß er ihm feit drei Monaten mißverfianden haben 
müffe, oder daß er „den fo oft und fo lebhaft befprochenen Grundfägen 
unferes vereinten Wirkens unteren geworden fei, Camphaufens Rat komme 
doch darauf hinaus, daß er, der König, fih, wenn auch nur momentan, 
dem Götzen der Volfsfouveränität beugen folle. Camphauſen ermwiderte 
darauf, daß dies ein Irrtum fei, Er habe wohl dazu geraten, die tatfächliche 
moralifche Macht, welche die Nationalverfammlung befeffen habe, zu bes 
nußen, nicht aber den von ihr erhobenen Anfpruch, daß fie die Vertreterin 
des ſouveränen Volkes fei, anzuerkennen; er habe es für richtig gehalten, 
von dem Prinzipienftreit abzufehen und das Gefchent zu nehmen, obwohl die 
Danaer e8 gebracht hätten.? Daß er dem Könige damit etwas zumutete, was 
diefer feiner ganzen Weltanfhauung nach nicht fun konnte, fcheint er auch 
jest nicht mit voller Deutlichkeit empfunden gu haben. 

Der Ausgang der Sache war nun befanntlich fo, wie er nicht anders fein 
fonnte. Die vier Königreiche atmeten erleichtert auf; größtenteilg traten fie 
nun auch mit einer offenen Ablehnung der Verfaffung hervor, wobei fie fich 
darauf berufen fonnten, daß ja ohnehin nie etwas daraus häfte werden 
fönnen, weil Preußen die Verfaffung nicht anerfennen wolle. Anders 
handelte der König von Württemberg, indem er jeßt, wo feine Gefahr mehr 
beftand, daß die Sache zur Ausführung fommen fünne, um die öffentliche 
Meinung feines Landes zu befriedigen, eine unbedingte Anerkennung der 

27. April Beil, gr. 
» Briefe v. 22, u. 30, April u. 7. Mai f. Brandenburg, Briefw. 196f. 
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Reihsverfaffung und der Kaiſerwahl ausſprach. Preußen rief feine Ver; 
freter aus Frankfurt ab, die Nationalverfammlung wurde, als fie fich der 
YAuflöfung widerfegte, aus Frankfurt verjagt und fohlieglih mit Gewalt 
auseinandergefprengt; die revolutionären Bewegungen, die Camphaufen 
und viele andere gefürchtet haften, brachen zwar in Süddeutfhland und 
Sachſen aus, wurden aber von preußifchen Truppen ohne allzu große Mühe 
niedergeworfen; und der König begann nun den Verfuch, die Neuordnung 
Deutfchlands auf feinem Wege, auf dem der Verftändigung mit den übrigen 
Fürften, herbeizuführen. Er übernahm dabei das zuerft von Gagern aufge; 
ftellte, dann im preußifhen Sinne von Camphaufen und Bunfen um; 
geftaltete Endziel des engeren Bundes im weiteren. Die Maßregeln, welche er 
und Radowitz im Laufe ihrer Beftrebungen zur Begründung der Union 
ergriffen, fnüpften an die zulegt von Camphauſen entwidelten Gedanken 
an. Allerdings wollten fie den Bundesſtaat nur dann, wenn er das ganze 
außeröfterreihifhe Deutfhland umfaffe und wenigſtens im Prinzip ein 
deutſcher Bund bleibe; eine bloße Hegemonie Preußens über die kleineren 
Staaten, die Camphaufen als legte Pofition, wenn mehr nicht zu haben 
fei, fefthalten wollte, erfhien ihnen als verwerflih. Aber der grundlegende 
Unterfohied war und blieb, daß der Drud, den die vom ganzen deutfchen 
Volke gewählte Verfammlung durch ihre bloße Eriftenz und ihre Befchlüffe 
ausgeübt hatte, jeßt nicht mehr mitwirkte; denn das Erfurter Parlament 
war doch nur ein fohwächliches Surrogat. So fehlte ihnen das einzige 
Mittel, deffen Benugung den Widerftand der größeren Einzelftaaten ohne 
Anwendung offener Gewalt hätte brechen fünnen. 


Schluß. 


Die geſamte neuere Forſchung iſt darin einig, daß das Verhalten Friedrich 
Wilhelms IV. gegenüber der deutſchen Frage während des Nevolutiong; 
jahres ein außerordentlich unficheres und ſchwankendes gewefen fei. Ob 
die einen dies mehr auf perfünlihe Schwäche und Unentfchloffenheit, die 
anderen auf das PVorhandenfein verfehledener einander miderftreitender 
Motive in feiner Bruft zurüdführen, macht dabei nur einen geringen Unter, 
fchied. Sch Hoffe durch meine Ausführungen den Beweis erbracht zu haben, 
daß diefe Vorftellung falfch if. Der König hat weder in feinen Grundan⸗ 
ſchauungen über die Neugeftaltung Deutſchlands, noch in feinem Entfchluffe, 
aus der Hand der Revolution feine Krone und feine Machtfteigerung für ſich 
und feinen Staat anzunehmen, jemals einen Augenblid gefhwanft. Von 
den immer wiederholten Verfiherungen im März, daß er an Feine Ufurpation 
denfe, daß er Öfterreich an die Spitze Deutſchlands geftellt zu fehen wünfche, 
führt eine ununterbrochene Reihe übereinfimmender Außerungen bis in 
die entfcheidenden Stunden im April 1849. Sie find fo Har und unzwei⸗ 
deutig, daß ein Mißverftändnis vollfommen ausgefchloffen ift. Und es liegt 
auch nicht eine einzige perfönliche Kundgebung des Königs vor, bie ein 
Schwanfen oder eine innere Unficherheit befundete. 

Wie fteht es denn aber, wird man fragen, mit dem latenten deutſchen 
Gedanken des Königs, von dem Bismard fpricht, oder der hegemonifchen 
Unterfirömung in feinen Wünfchen, die Meinede annimmt? War wirklich 
von alledem gar nichts vorhanden? Wollte er nicht im Grunde doch König 
von Deutfchland werden, nur duch die Fürften, anftatt durch das Volk, wie 
Ranke meint? 

Zweifellog hatte der deutfche Gedanfe einen ftarken Einfluß auf den König; 
er war auch nicht nur latent vorhanden, fondern wurde bei jeder Gelegenheit 
von ihm offen und deutlich ausgeſprochen. Aber diefer deutfche Gedanfe 
war weder der, welcher die Männer der Paulsfirche beherrfchte, noch der, 
welchem Bismard zum Siege verhalf. Er war zwar — darüber find ja 
alle einig — umhüllt vom Nebel der Romantik und eingefchränft duch 
univerfaliftifche Sdeen; aber, wenn auch die Aufftellung Har umriſſener 
Verfaffungspläne nicht Friedrich Wilhelms Sache war, fo läßt fich doch ein 
fefter Kern beftimmter Vorftellungen bei ihm wahrnehmen. Sein oberftes 
Ziel war immer, daß das deutfche Volk eine feiner Größe und feinem Werte 
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entfprechende äußere Stellung in der Welt einnehmen folle. Dies fhien ihm 
im wefentlichen erreicht, wenn Deutfchland vor jeder fremden Einmifhung 
gefichert fei, und wenn fein Herrfcher wie in alten Zeiten den erſten Rang 
in der Chriftenheit einnehme. Hierzu bedurfte e8 nach feiner Meinung vor 
allen Dingen der Einigkeit zwifchen Öfterreih und Preußen und der Erz 
neuerung der alten Römifchen Kaiferwürde, fowie einer befferen militärifchen 
Drganifation, die gegen Angriffe von außen ber den genügenden Schuß 
gewähre. Alles andere, namentlich die Begründung eines gemeinfamen 
inneren Staatslebeng, erſchien ihm durchaus nebenfächlich; ja er hielt es 
gerade für echt deutſch, daß jeder Teil des großen Vaterlandes eine möglichft 
felbftändige Sondereriftenz führe, und betrachtete alle Beftrebungen mit 
Abſcheu, die eine ftärfere Zentralifation des Staatslebens nach franzöſiſchem 
Borbilde zum Ziele hatten. - Sobald e8 Far wurde, daß fih die Abfichten 
der Paulskirche gang wefentlich auf ein gemeinfames inneres Staatsleben 
richteten, verließen fie nach des Königs Meinung nicht nur das Gebiet des 
für Deutfchland Erreichbaren, fondern auch das Gebiet des Erwünfchten 
und wurden im Kerne undeutſch, weil fie die große hiſtoriſche Tradition des 
deutfhen Volkes verleugneten und etwas erfirebten, was feiner Eigenart 
widerfpreche. 

Sein deutfcher Gedanke hatte daher auch nichts zu fun mit dem Streben 
nach einer Hegemonie Preußens, ja er ftand damit durchaus im Widerfpruch, 
weil diefe notwendig die Trennung von Öfterreich, damit die Schwächung 
des nationalen Ganzen und den Verluft des erften Ranges in der Chriftenheit 
für den deutſchen Herrfcher bedeutet haben würde. Auch das Streben nad 
einer preußifhen Hegemonie mußte in diefem Zufammenhang als undeutſch 
und vermwerflich erfcheinen; gerade der deutfche Gedanfe gebot ihm, mit 
Hfterreich zufammenzugehen, folange nur die geringfte Ausficht beftehe, es 
im beutfchen Staatsverbande zu erhalten. Gewiß wollte er feinem Staate 
bie ererbte Stellung innerhalb Deutfchlands bewahren und ihn nicht herab; 
brüden laffen, aber er wollte ihn auch nicht auf Koften der übrigen bereichern. 
Er war überzeugt, daß die Verwirklichung des deutſchen Gedankens von 
Preußen, wie von allen anderen Staaten, Opfer fordere, nicht aber Gewinn 
verheiße. Daher fonnte die Frage, ob überhaupt eine Machtfteigerung für 
Preußen zu erfireben fei, für ihm erft auftauchen, wenn die deutſche 
Einheit, wie er fie verſtand, als gefcheitert betrachtet werden mußte. 
Dann, wenn man biefe Hoffnung begraben mußte, konnte Preußen fich 
bie Frage vorlegen, was es etwa in der gegenwärtigen Lage, jet auf ſich 
geftellt, in feinem eigenen Intereffe tun könne. Dann, aber auch nur dann, 
durfte vielleicht auch perfönlicher Ehrgeiz fich regen. 

Friedrich Wilhelm war eine reiche und lomplizierte Natur, und fo fehr 
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fein Geift auf das Gefühlsmäßige, Neligiöfe und Aſthetiſche geſtimmt war, 
fo würde man ihn doch verfennen, wenn man annähme, daß unter den 
Motiven, die ihn bewegten, nicht auch der Ehrgeiz eine Rolle gefpielt habe. 
Aber auch die Formen, in denen diefer Ehrgeiz fich äußerte, find von feiner 
ganzen Weltanfhauung nicht zu trennen. Es würde ihn mit dem höchften 
Stolze erfüllt haben, für Deutfchland etwas leiften, es befhügen zu fünnen 
gegen die furchtbarfte Gefahr, die es für ihn in der Welt gab, gegen bie 
Herrfchaft des fündhaften und die Seele verderbenden Prinzips der Revo; 
Iution; oder an der Spiße der ihm freiwillig folgenden Fürften und Völker 
auszuziehen zum Schuße des nationalen Bodens gegen einen auswärtigen 
Feind, Gerade diefe Vorftellung hat bei einem fo unfriegerifchen Fürften 
wie Friedrich Wilhelm etwas Sonderbares; aber fie hat ihn ohne Zweifel 
gereist. Als geradezu fündhaft aber würde es ihm erſchienen fein, ehrgeisigen 
Gelüften nachzugeben, wenn er dabei feine deutfchen Ideale und feine Über; 
jeugungen von dem, was gut und recht fei, hätte opfern müffen. Die 
Schranfen feines Ehrgeises waren ihm gegeben durch feine Überzeugung, daß 
die Rechte der übrigen deutfchen Fürften genau fo gut von Gott verliehen 
und unverleßlich feien wie feine eigenen, und daß es unedel und verwerflich 
fei, die Sntereffen des großen Gefamtvaterlandes dem Streben nach eigener 
Macht zu opfern. 

Noch ein anderes Gefühl wirkte ehrgeizigen Motiven bei ihm entgegen, 
Er war ſich durchaus bewußt, daß er der Aufgabe perfönlich nicht gewachſen 
fei, in einer Zeit großer Kämpfe und grundftürgender Veränderungen alles 
an alles zu fegen, um fich und feinem Staate den größtmöglichen Gewinn 
zu fihern. Wenn er in feiner legten Unterredung mit Bederath felbft dag 
Bild König Friedrichs des Großen heraufbefhwor und refigniert hinzuſetzte: 
„Ich bin fein großer Regent”, fo ſprach er in diefer Stunde lebhafter Erregung 
nur etwas aus, was er gewiß oft genug in der Stille gefühlt hatte. Er hielt 
fich nicht für berechtigt, den ihm anvertrauten Staat, „diefe herrliche Schöpfung 
Gottes durch die Gefchichte” der Gefahr eines Kampfes auf Leben und Tod 
unter feiner Führung auszufeken. 

Noch ein Wort ift nötig über fein Verhältnis zur Frankfurter National; 
verfammlung. Auch hier muß zunächft daran erinnert werden, daß fein 
oberftes Ziel immer blieb, die Revolution zu befämpfen und die von Gott 
eingefeßten Autoritäten zu ſchützen. Eine parlamentarifche Verfammlung 
gehörte auch für ihn zu den legitimen, des göttlichen Segens teilhaftigen 
Einrichtungen, wenn fie auf rehtmäßigem Wege durch die Monarchen bes 
rufen oder duch eine lange hiftorifche Entwicklung gefhaffen war, wie in 
England, und wenn fie fich innerhalb der ihr angemwiefenen Schranfen hielt. 


Sie wurde aber zu einer revolutionären Macht, wenn fie Befugniffe nicht von 
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den legitimen DObrigfeiten, fondern von dem Willen des Volkes ableitete 
und fih Rechte anmaßte, die ihr nicht zufamen. Von diefem Gefihtspunfte 
aus war das Frankfurter Parlament zunächft eine durchaus legitime Inftanz, 
berufen durch die deutfchen Fürften und ihre gefeßmäßiges Drgan, den 
Bundestag, um eine Verfaffung mit ihnen zu vereinbaren. Sie war aber 
„in die revolutionäre Saat gefehoffen” von dem Augenblid an, wo fie fich 
gleich nach ihrem Zufammentritt auf das Prinzip der Volffouveränität zu 
ftügen, fich als die alleinige Beauftragte des gefamten deutfhen Volkes zu 
betrachten, und den deutſchen Fürften als gebietende Obrigkeit gegenüber; 
zutreten begann. Das war nach des Königs Anficht eine Ufurpation, die 
ebenfo wider Gott und Necht war wie die andere Ufurpation, die ihm manche 
feiner Ratgeber auf Koften der deutfhen Fürften zumuteten. Für ihn war 
daher ein Friede und ein Zufammenarbeiten mit diefer Verfammlung nur 
möglich, wenn fie ihren Irrtum einfah und fich wieder in die Schranfen 
zurüdzog, die ihrem Wirken durch die Regierungen von Anfang an gefeßt 
worden waren. Solange er dies hoffen fonnte, wollte er die Verſammlung 
nicht fallen laffen. Denn auch er wußte, daß die deutfchen Negierungen 
felbft zu den verhältnismäßig geringen Opfern, die er im Intereſſe der 
Gefamtheit für notwendig hielt, fich nicht verftehen würden, wenn fie nicht 
müßten, daß fie auf die Mitwirfung der VBerfammlung angemwiefen feien und 
fih mit ihr verffändigen müßten. Er wollte und wünfchte, daß die Stimme 
des deutfchen Volkes durch diefe Verſammlung, die ja zu diefem Zwecke ing 
Leben gerufen war, recht laut und vernehmlich an das Ohr der Fürften 
dringen möge; er wünfchte auch, daß fie deren Entfchluß beeinfluffen und 
egoiftifche Bedenken übertönen möge; aber ein freier Entſchluß follte es 
bleiben; und niemals durfte fih die Verfammlung anmaßen, den Fürften . 
Geſetze vorzufchreiben oder ihnen gar ein Oberhaupt zu feßen, weil fie dazu 
nach feiner Meinung nicht dag geringfte Recht hatte, Er wollte noch weniger, 
daß fie gegen den Ungehorſam der Fürften deren Völker in die Schranken 
rufe oder durch Drohungen diefer Art unfreiwillige Zugeftändniffe von ihnen 
erpreffe. 

Alle diefe Anſchauungen ftanden in dem Geifte des Königs in enger Ver; 
bindung miteinander; bei Konflikten der einzelnen Motive aber entfchied 
immer das oberfte und letzte Prinzip, daß die Pflicht aller Obrigkeit der 
Schuß der Autorität und des Nechtes gegen Willkür und Anarchie fe. Die 
Ehre ber eigenen Nation, die Macht des eigenen Staates, die Befriedigung 
perfönlicher Wünfche des Herrfchers fonnten nur in Betracht kommen, foweit 
fie mit diefem oberften Grundfage verträglich waren. 

Steht aber fo die Einheitlichfeit der Gedankenwelt des Königs und die 
Einheitlichkeit feiner Gefinnung in der deutfchen Frage auch während des 
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Revolutionsjahres feſt, ſo wird doch deshalb niemand behaupten wollen, 
daß auch die preußiſche Politik während dieſer Zeit eine konſequente und 
einheitliche geweſen ſei. Denn die Politik wurde ſeit der Maärzrevolution nicht 
mehr von dem Könige allein geleitet; die perſönlichen Anfhauungen der 
Minifter und die Rüdficht, die fie auf die Mehrheit des preußifchen Landtages 
nehmen zu müffen glaubten, waren ebenfo wichtige Faktoren geworden, wie 
der Wille des Königs. Die Schwankungen und Wendungen, die wir in der 
preußifchen Politif während dieſes Jahres wahrnehmen, find nicht ein Er; 
gebnis der Schwäche und Unentfchlofienheit Friedrich Wilhelms, fondern 
ein Ergebnis der noch unfertigen neuen politifchen Einrichtungen, die Preußen 
duch die Märzgrevolution erhalten hatte, 

Die Minifter trieben feit den Märztagen eine andere Politik wie der König. 
Ich habe nachzumeifen gefucht, daß auch diefe Politif von feften und Haren 
Gefihtspunften geleitet war. Der treibende Geift für die minifterielle Politik 
war Camphaufen, der erft als Minifterpräfident, dann als Bevollmächtigter 
in Frankfurt das Programm dafür entworfen, und foweit feine Kräfte 
reichten, durchgeführt hat. Wenn die Minifter in Berlin wanfend wurden 
und den perfönlichen Einflüffen des Königs nachzugeben drohten, fegte er 
fih mit aller Kraft dafür ein, fie wieder in das vorgegeichnete Geleife zu 
ſchieben. So eilte er in den ſchwierigſten Momenten, dem Juli und Sep; 
tember 1848, dem Januar, März und April 1849 felbft nach Berlin und 
tang mit dem Könige um die Seelen der Minifter. Seine Politif aber war 
zwar auch deutſch, aber in anderem Sinne wie die des Könige. Für ihn war 
ein gemeinfames inneres Staatsleben auf parlamentarifcher Grundlage ein 
wefentliches Stück der deutfchen Einheit und Größe; Recht und Wirtfchaft 
follten ebenfo wie Diplomatie und Heerweſen Sache der Gefamtheit fein und 
den Einzelftaaten nur verbleiben, was die Gefamtnation nicht berühre. 
Seine Politif war aber auch viel ſtärker preußifch gefärbt als die des Königs. 
Sie beruhte auf der Überzeugung, daß die preußifche Hegemonie über Klein; 
deutfchland im legten Grunde auch den wahren Interefien Deutſchlands am 
beften und allein entfpreche. Zugleich behielt er immer die Möglichkeit im 
Auge, daß die deutfche Einheit auch in diefer Beſchränkung vielleicht ſcheitern 
fönne, und war für diefen Fall bereit und entfchloffen, nur die preußifchen 
Sntereffen zu Rate zu ziehen und Preußen fo viel Macht in Deutfchland zu 
verfchaffen, als fich ohne offenen Bruch des Rechts und ohne offenen Krieg 
erreichen laffe. Hier lag zweifellos die größte Schwäche feiner Politif; denn, 
wer fo Großes erreichen will, darf auch vor dem offenen Kampf mit ben 
Waffen phnfifcher Gewalt, wenn anders nicht zum Ziele zu gelangen ift, nicht 
zurückſchrecken. Er war ferner bereit, die Hilfe der Revolution ſowohl für 
die Gründung der deutfchen Einheit wie für die Machtvergrößerung Preußens 
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anzunehmen, allerdings in der beftimmten Überzeugung, daß gerade die 
Berftärkfung Preußens in Deutfchland das fiherfte Mittel fein werde, die 
Revolution nachträglich zu bändigen und unfohädlich zu machen. Gegenüber 
dem Könige, der die Zukunft in „traumhaften Bildern“ fah, und die politifchen 
Gegenfäge in den Kampf des guten und böfen Prinzips, das Ringen zwifchen 
Ormuzd und Ahriman umdeutete, war Camphanfen der ruhig abwägende und 
nüchtern rechnende Realpolitifer; im Vergleich mit Bismard allerdings war 
auch er noch ein Kind des alten idealiftifchen Deutfchland, weil er an den Sieg 
der vernünftigen Idee durch die ihr innewohnende moralifche Kraft glaubte 
und nicht der Meinung war, daß große Fragen nur durch Blut und Eifen 
entfchieden werden fünnten. Seine Einigfeit mit dem Könige war von 
Anfang an nur eine fcheinbare; fie fonnte nur beftehen, folange e8 ungewiß 
blieb, wie weit die Frankfurter Berfammlung in ihren Befchlüffen gehen werde, 
und wieviele Zugeftändniffe die deutſchen Fürften in fcheinbarer Freiwillig; 
feit machen würden. 

Ale Schwankungen der preußifchen Politik erklären fich reftlos aus dem 
Kampf diefer beiden verfchiedenen Nichtungen. Die von Camphaufen be; 
gonnene und geleitete Politik, der das Minifterium im allgemeinen folgte, 
und die perfönliche Politif des Königs mußten bei jeder entfcheidenden 
Wendung in den deutfchen Angelegenheiten feindlih aufeinanderftoßen. 
Mehrmals warf Camphaufen die vom Könige ſchwankend gemachten Minifter 
mit Erfolg in die alte Richtung zurück; am 3. April erfochten fie noch einen 
halben Sieg; zuletzt aber feßte der König feinen Willen durch, Mit der größten 
Zähigfeit hat er an feiner Politik feftgehalten und fie über alle Schwierigkeiten 
hinweg fchlieglih zur Geltung gebracht. 

Yus der Beachtung diefes Zufammenhanges ergibt fih aber auch, daß 
diefen Ereigniffen noch eine weitere fehr erhebliche Bedeutung für die Ent 
widlung des inneren preußifchen Verfaffungslebens und damit indirekt des 
fpäteren deutſchen Verfaffungslebeng innewohnt. Indem der König in diefer 
damals entfheidenden Frage feinen Willen gegenüber den Miniftern und der 
Sammermehrheit durchfeßte, fand der Kampf um die Suprematie zwiſchen 
Königtum und Parlament, der feit dem Ausbruch der Revolution geführt 
worden war, erft feinen Abſchluß. Die erften drei Minifferien nach den März⸗ 
tagen waren übereinfimmend der Anſicht gewefen, daß in einem Fonftis 
tutionellen Staate gegen den Willen der Kammermehrheit nicht regiert 
werben könne, Der König hatte zwar diefes Prinzip niemals ausdrücklich 
anerfannt, aber auch jeden offenen Konflitt vermieden, und wenn neue 
Minifter zu berufen waren, nicht zu folhen Männern zu greifen gewagt, von 
benen er wußte, daß bie Kammermehrheit ihnen feindlich gegenübertreten 
werde, Sein Streben ging dahin, die Verfaffung, die er nun einmal vers 
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fprochen hatte, womöglich auf friedlihem Wege zuſtande zu bringen. Daraus 
ergab fich für ihn die ſchwierige Lage, daß er feinen Miniftern häufig in ſolchen 
Fragen nachgeben mußte, wo er e8 eigentlich nicht glaubte verantworten zu 
fönnen. Solange diefe die Mehrheit für fih hatten und ihm einigermaßen 
Garantien dafür zu bieten ſchienen, daß fie ihren Einfluß auf das Parlament 
benußen würden, um eine für das Königtum annehmbare Verfaffung zus 
ftande zu bringen, konnte er fich nicht entfchließen, fie wegen einzelner Mei; 
nungsverfchiedenheiten, auch wenn fie wichtige Fragen betrafen, zu entlaffen, 
zumal da es fehr ſchwer war, geeignete Erfaßmänner zu finden. In diefer 
Lage erfand er, von Radowitz in diefem Gedanken beftärkt, ein befonderes 
Syſtem, das er für Fonftitutionell ausgab. 

Er geftand feinen Miniftern das Recht zu, ihre von ber feinen abweichende 
Meinung ihm gegenüber mit aller Schärfe zu vertreten. Finde eine Einigung 
nicht ftatt, und laffe fich die in Frage fiehende Maßregel nicht auffchieben, 
fo habe er die Wahl, ob er fich dem Willen feiner Minifter fügen, oder diefe 
entlaffen wolle, Wenn er aber das leßtere nicht könne — fei e8, weil er unter 
den vorliegenden Umftänden einen Konflift mit der Parlamentsmehrheit zu 
vermeiden wünfche, oder weil er feine befferen Nachfolger wiffe — und wenn 
ihm doch fein Gewiffen verbiete, ihre Vorſchläge gutzuheißen, fo bleibe ihm 
noch ein letes übrig. Er könne dann vor Mit; und Nachwelt feierlich er; 
Hären, daß er die Politik feiner Minifter für verderblich und verwerflich halte, 
daß er mit ihr nichts zu tun haben wolle, daß er fie aber gewähren laffen 
müffe, weil er fie augenblicklich nicht entbehren fünne. Dabei könne er ſich 
vorbehalten, wenn die Lage fich ändere, mit feiner perfönlichen Anficht wieder 
hervorzutreten, die inzwifchen getroffenen Maßnahmen feiner Regierung zu 
desavouieren und da wieder anzufnüpfen, wo die Dinge bei feinem Rücktritt 
von den Gefchäften geftanden hätten. Wenn er fich fo auf einige Zeit in den 
Schmollwinfel zurüdzog, nannte er das fich effagieren; gelegentlich ſpricht er 
auch von einer „zeitweiligen Verfinfterung des Föniglichen Amtes“ und droht 
feinen Miniftern an, daß er fie wieder eintreten laffen werde. 

Man würde dem geiffreichen Fürften unrecht fun, wenn man glauben 
wollte, er habe dies Syſtem für gut oder nützlich angefehen. Er hielt eg für 
unfinnig, aber für fonftitutionell, was ja in feinen Augen fein Widerfpruch 
war. Ya er glaubte vielleicht, daß gerade eine firenge Befolgung diefes 
Syſtems geeignet fei, die verblendete Menfchheit möglichft fehnell über die 
Sinnlofigfeit des Konftitutionalismus aufzuklären. 

In Wahrheit war diefes ganze Syſtem nur ein Erzeugnis der unklaren 
und fchwierigen Lage, in der fich der König befand. Man muß dabei in Be; 
tracht ziehen, daß die Nationalverfammlung, mit der er e8 zu tun hatte, Fein 
Parlament im gewöhnlichen Sinne, fondern eine fonftituierende Verfamm; 
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lung war, welche die Verfaffung erft ſchaffen follte; und mochte er auch per; 
fönlich überzeugt fein, daß er fich durch ihre Berufung feiner Föniglichen Gewalt 
bis zur Vollendung der Verfaffung nicht begeben habe, daß er daher auch 
jederzeit in der Lage fei, fie vor Vollendung ihres Werkes aufzulöfen, fo wußte 
er doch, daß ein großer Teil feines Volkes und fogar feiner eigenen Beamten 
diefe Meinung nicht teilten, daß man eine folche Auflöfung als Rückkehr zum 
Abfolutismus, ald Bruch des gegebenen Wortes verfchreien werde, und daß 
vielleicht ein neuer innerer Kampf daraus hervorgehen könne. Der Wunſch, 
dies zu vermeiden, ließ ihn bis an die äußerſte Grenze der Nachgiebigfeit 
gehen, die ihm feiner innerften Überzeugung nach möglich war, und ließ ihn 
auch diefes fonderbare Syſtem fonftitutionelleer Regierung entwideln. Es 
bedarf feiner Ausführung, daß mit diefem Verfahren eine einheitliche und 
fonfequente Politik nicht geführt werden fonnte, daß der König die Außen 
welt und fein eigenes Volk irre führte, wenn er die Minifter unter feiner 
Autorität und mit feiner foheinbaren Billigung Handlungen vollziehen ließ, 
deren Konfequenzen nicht anzuerkennen er fich vorbehielt; daß er endlich die 
Männer felbft, die er auf die höchften Poſten des Staates geftellt hatte, In 
eine fehr fehwierige Lage brachte. Aber er wußte feinen anderen Ausweg. 

In diefer Lage frat nun ſcheinbar eine Änderung ein durch die Berufung 
des Minifteriums Brandenburg und die Auflöfung der Fonftituierenden 
Nationalverfammlung. Aber es zeigte fich fehr bald, daß auch die neuen 
Minifter nicht bloß auf den König, fondern auch auf die Stimmung der 
Bevölkerung und des neuen Parlamentes Nüdficht nehmen wollten. So 
wenig Nefpeft Graf Brandenburg an-fich vor einer Volfsvertretung und 
deren Mehrheit haben mochte, fo fühlte er fich doch verpflichtet, die Vers 
faffung, die durch ein feierliches Verfprechen des Königs verheißen war, 
definitiv zuftande zu bringen und hielt dies ohne die Zuftimmung der Kam⸗ 
mern für unmöglid. Dazu fam, daß die Wünſche des Königs nach des 
Grafen perfönlicher Überzeugung häufig mit dem Staatsintereffe nicht 
vereinbar waren und er es für feine Aufgabe hielt, dies auch gegen den 
Monarchen zu verteidigen. So erflärt e8 fich, daß er einmal fagen konnte, 
er begreife gar nicht, wie fich mit einem Könige wie Friedrich Wilhelm IV. 
anders als fonftitutionell regieren laffe. Er empfand felbft, daß man ohne 
das Gegengewicht der Kammern den König nicht in der Bahn erhalten 
fünne, die das Staatsintereffe vorſchreibe. 

So fam es, daß ber König auch zu diefem Minifterium, das ihn von 
ber Knechtſchaft der Nationalverfammlung befreit hatte, in ein ganz ähn— 
liches Verhältnis geriet, wie zu feinen früheren Ratgebern, Er fonnte 
fih im Grunde niemals von der Vorftellung des abfoluten Herrfchers 108, 
machen, daß die Minifter feine perfönlichen Diener feien und feine Befehle 
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einfach zu befolgen hätten, nicht nur ohne Rüdfiht auf Volksſtimmungen 
und Sammermehrheiten, fondern auch ohne Rüdficht auf ihre perfünliche 
Überzeugung von dem, was für den Staat notwendig und nüßlich fei. Das 
glaubte er beſſer zu verftehen; Intelligenz und Ideen hatte er felbft genug 
und brauchte nur ausführende Organe für die langweiligen Details. Wir 
haben ja gefehen, wie gerade die deutſche Politik des Minifteriums 
Brandenburg den perfönlihen Wünfchen des Königs in ihrer Grundtendenz 
durchaus zumiderlief, und zu welchen Auseinanderſetzungen dies führte, Nur 
der Umftand, daß die Kammern auch in der deutſchen Frage die Minifter 
noch viel weiter treiben wollten, als fie zu gehen bereit waren, nämlich zur 
Anerkennung der Frankfurter Verfaffung, nicht bloß der Oberhauptswahl, 
veranlaßte den Grafen Brandenburg dazu, fih von der Mehrheit loszuſagen 
und zwang ihn fo, des Stützpunktes von der parlamentarifchen Seite her 
beraubt, fi dem Willen des Königs zu fügen. 

Erft die Auflöfung auch diefes Parlamentes und die Dftroyierung eines 
neuen Wahlgeſetzes, die darauf folgte, entfchied den Kampf zwifchen König 
und VBolfsvertretung und damit auch den zwifchen König und Minifterium 
definitiv zugunſten des erſteren. Erſt feit diefer Zeit waren die Minifter wieder 
in erfter Linie und faft ausſchließlich Diener des Königs, erft feit diefer Zeit 
war es entfchieden, daß das parlamentarifche Syſtem, das im Frühjahr 1848 
auch für Preußen faft unvermeidlich ſchien, dort feine Geltung erlangt habe. 
Bon diefem Gefichtspunfte aus betrachtet find die Kämpfe um die Annahme 
oder Ablehnung der Kaiferfrone zugleich ein wichtiger Marfftein in der 
inneren Entwidlung des preußifchen Staates gemwefen. Man follte, wenn 
man Friedrich Wilhelm IV. der Schwäche und Unentfchloffenheit zeiht, nicht 
vergeflen, daß er durch das zähe Fefthalten an feinen Anfhauungen und 
Rechten in beiden Fragen die Löfung herbeigeführt hat, die er wollte, und 
daß fein anfängliches Zögern und Hinausfhieben der Entfcheidung es ihm 
ermöglicht hat, für diefe Auseinanderfegung einen Zeitpunkt zu wählen, 
der für die Löfung diefer Fragen in feinem Sinne günftig war. 


Beilagen. 


1. Der Preufifhe Bundestagsgefandte Graf Dönhoff an das 
Staatsminifterium, 
Kopie. 


1847 September Ende.? 


Es find feit dem Beftehen des Bundes fohon fo viel vergebliche Verſuche von 
Preußen gemacht worden, Öfterreich zu einer gemeinfchaftlichen Aktivierung des 
Bundes zu vermögen, daß nach den bisherigen Erfolgen diefer Bemühungen zu 
urteilen, eine Erneuerung und ana en derfelben faum irgend beftiedigendere 
Refultate erwarten läßt. Im Gegenteil es find viele nüsliche und nötige Maßregeln 
teils verfhoben und aufgehalten, teils ganz verhindert und fauffiert worden, da; 
durch, daß man'fie von der Mitwirkung Öfterreichs abhängig machte, eine Mitwir, 
fung, die öfters nach langen Verhandlungen nah Berlin hin teilweife zugeſagt 
wurde, in der Regel nachher aber doch in Frankfurt unterblieh oder in einer Weife 
interpretiert wurde, daß fie den urfprünglich beabfichtigten Zweck nicht förderte. 

Der Grundtypus der Mehrzahl der wichtigeren Bundestagsverhandlungen läßt 
fih in der Tat dahin definieren: „Vergebliches Beftreben Ha die Bundes; 
Verhältniffe auf der nationalen Bafis zu entwideln und fehr * Streben 
Oſterreichs, dies zu verhindern.” Hierin liegt auch zum größten Teil die Erklärung, 
warum Öfterreih am Bunde immer fiegreich blieb und ftets die Mehrheit für fich 
hatte. Denn es ift leichter zu verhindern als zuftande zu bringen, und man 
hat unter 38 Nummern ftets eher gewonnenes Spiel, wenn man der natürlichen 
vis inertiae huldigt als wenn man zum Handeln antreibt, wenn man auf wirkliche 
oder vermeintlihe Schwierigkeiten aufmerffam macht, als wenn man zu deren 
Überwältigung und Befeitigung auffordert. Hieraus erklärt — zur Genüge, 
warum Preußen trotz aller Bemühungen fo wenig am Bunde durchgeſetzt hat und 
fi meiftens mit den bloß negativen Vorteilen der Bundesverfaffung — der Vers 
binderung bes Auseinanderfallens der deutfchen Staaten und ihres Anfchluffes ang 
Ausland — begnügen mußte. 

Dagegen hat die Erfahrung gelehrt, daß da, wo gr durch felbftändigeg, 
von Öfterreih unabhängiges Vorgehen, fei es allein, fei es durch gemeinfchaftliche 
Verabredung mit einzelnen andern deutfchen Staaten die — erac en bat, 
Erfprießlihes gewirkt und erreicht worden iſt. So ift der Zollverein, fo die Muͤnz⸗ 


’ Aus dem Nachlaß Ludolf Camphanfeng, der jet im hiftorifchen Archiv der Stadt 
Köln aufbewahrt wird, 
Aufſchrift Dönhoffs: mem, von dem Back Bundestagsgefandten Ende 
n 





September 1847 nah Berlin eingereicht, — Diefe Abfchrift überfandte Donhoff an Camps 
aufen aus Königsberg 2349 Mär 10 zur Benutzung bei den in Berlin bevorftehenden 

fehrie er, „bag — mehrjähriger I bein am Bundestage, 
und es fann auch heute noch ald Material zur Beurteilung der gegenwärtigen Konftellation 
in Deutfhland dienen, Möge man jest in Berlin nicht, wie während bes 7 jähe gen Bes 
fiebens des Bundes preußifhe und beutſche Intereffen der Politik —8 unterordnen. 
Eine rg wie bie jegige, kehrt wohl nicht wieder, Hoffentlih werden €, €, Einfluß 
auf bie zu nehmenden Entfhlüffe üben,” 


ratungen, „Es if”, 
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vereine, fo die Regelung der Heimatsverhältniffe und eine Menge anderer, gez 
meinnüßiger und nationaler Einrichtungen erlangt, die feit lange mwefentlichen 
Nutzen fliften und ohne allen Zweifel heute noch nicht und vielleicht niemals guftande 
gefommen fein würden, wenn man fie von den Verhandlungen am Bundestage, 
d. h. von der Mitwirfung Öfterreichs hätte abhängig machen wollen. 

Es ift traurig, daß auf diefe MWeife die mwefentlihften Stadien des nationalen 
Fortfchritts, der inneren Konfolidation, Verfhmelung und Kräftigung Deutfch- 
lands in gewiffer Art neben und außerhalb der Bundesverfaffung haben durch; 
gemacht werden müſſen, allein niemand ift hieran weniger fchuld als Preußen, und 
wenn es num einmal das Partikular⸗Intereſſe derjenigen Macht ift, welche den Vor; 
fig am Bunde und fomit die Gefchäftsleitung und Initiative hat, dies alles nicht 
auf dem Bundeswege zu fördern, fo fcheint das fein hinlänglicher Grund für 
Preußen fein zu dürfen, daß nicht forfgefahren werde, e8 auf anderen Wegen zu 
fördern. Tatfächlich werden diefelben Zwecke denn doch erreicht, und prin 3 piell 
wird die dermalige Verwaltung Öfterreichs doch niemalg * Nachgeben zu bringen 
ſein. Es findet hierin eine gewiſſe Analogie mit der römiſchen Kirche ſtatt, die das 
Prinzip auch niemals aufgibt, faktiſch ſich aber oft mit vieler Geſchmeidigkeit in das 
Unvermeidliche fügt. 

Es läßt ſich auf dieſe Weiſe ein Grad der Entwicklung und des Fortſchritts in 
vielen wichtigen nationalen Angelegenheiten als ſehr wahrſcheinlich denken, der, 
wollte man die Mitwirkung ſterreichs dabei zur Vorbedingung machen, gewiß 
niemals verwirklicht werden würde. Wie jest 3. B. befondere Verhandlungen 
in Leipzig und Dresden wegen eines gemeinfchaftlihen Wechfelrehts und 
wegen allgemeiner deutfcher Poftverbefferungen bevorftehen, fo wird Preußen viel, 
leicht nach und nach noch andere allgemeine nationale Intereffen auf diefe Weife zu 
fördern verfuchen müſſen. Selbft bei BREI REINER, hinfichtlich derer Bundes; 
geieelige Verabredungen eriftieren, wie die Preßfreiheit und die Öffentlichkeit der 

undestagsverhandlungen, läßt fih fehr wohl ein felbftändiges Vorgehen 
Preußens auf der Bafis feiner eigenen Intereſſen denken, die ja fehr viel mehr mit 
den deutfchsnationalen identifch find, als die Intereffen Öfterreichs, das zum bei 
weiten größten Teil feine deutfche Macht if. So hindert z. B. feine bundesgeſetz⸗ 
liche Beftimmun — den Anträgen und Vorſchlägen, welche es beim Bunde 

u machen —* tigt, die größtmöglichſte Sffentlichkeit zu geben und dadurch 
einen föderalen und nationalen Bemühungen das moraliſche Gewicht der öffent— 
lichen Meinung hinzuzufügen. — Württemberg hat dieſes Mittel, auf die Tätigkeit 
der Bundesverſammlung zu wirken, ſchon ergriffen. 

Was die Angelegenheiten der Preſſe betrifft, fo iſt es jedenfalls rätlich, ſich dieſer⸗ 
halb zunächſt mit denjenigen deutſchen Regierungen, welche ähnliche Abſichten wie 
Preußen haben, ſeparatim zu verſtändigen. Hierher gehören beſonders Sachſen, 
Württemberg, Baden, Großherzogtum Heſſen, Weimar uſw. Erſt wenn mit dieſen 
Staaten ein Einverſtändnis über die künftige Behandlung der Preſſe voraus— 
gegangen iſt, wird hierin am Bunde mit Ausſicht auf praktiſchen Erfolg vor; 
a yem werden fönnen; bis dahin iſt das gewichtigfte Argument der Gegner der 
Aufhebung der Zenfur, daß felbft diejenigen Staaten, welche die Zenfur duch Ne; 
preffiomaßregeln erfeßt zu fehen wünfchen, untereinander felbft über die Modalitäten 
diefer Tetern noch verfchledner Meinung find. Auch hier wird der Entwidlungs; 
sang der des Zollvereing fein müflen, deſſen Zwecke, folange man fie für alle 
deutfche Bundesftaaten gleichzeitig am Bundestage erfirebte, fich als völlig un; 
erreichbar herausftellten, Dagegen durch allmähliche Unterhandlungen mit ein; 
zelnen deutfhen Staaten fo rafch fich verwirklichten, daß nunmehr die Segnungen 
diefes Vereins fich über mehr als zwei Dritteile Deutfchlands erftreden und in 
manden Beziehungen die nationalen Intereffen vollftändiger repräfentieren als 
der Bund felbft. Gewiß wenigſtens verdient er nicht die Vergleihung mit dem 
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Schweizer Sonderbund, die äfterreihifhe Organe aufftellen; denn der Zollverein 
beruht auf nationalen Sympathien und wünfcht nichts mehr, als Verfhmelzung 
mit den noch nicht zu ihm gehörigen deutfchen Ländern, während der Schweizer 
Sonderbund auf Zwietracht und Spannung beruht. Jener beruht auf der dee 
der allgemeinen nationalen Verſchwiſterung, diefer auf der Baſis des Zerwürfniſſes, 
des Streits und der Feindfchaft. 

Hfterreich wird dagegen die Bafis der deutfchrnationalen Berg niemals 
als für fih im Prinzip maßgebend anerkennen. Man nennt das in Wien eine 
Berflahung der Individualität der verfehiedenen deutfhen Stämme. Die öfter; 
reihifhe Gefamtmonarchie hat nicht Bloß deutſch⸗nationale Intereſſen zu vers 
treten, im Gegenteil, die überwiegende Mehrheit ihrer Angehörigen iſt der deutfchen 
Nationalität fremd, und es widerfirebt daher ihrem eigenen inneren Wefen, die 
de utſch nationalen Intereffen vorwaltend und ausſchließlich an die Spike i 
ftellen. Dies aber ift gerade der Standpunkt des deutfhen Bundes, und hierin 
liegt der innere Widerfpruch der Stellung Öfterreichs als Vorfigender im Bunde, 
bierin der eigentliche Grund, warum es die Aufgabe Bac Stellung niemals voll; 
ftändig löfen wird, ja bis auf einen gewiffen Grad nicht löſen kann. Keine Art von 
Beiprehungen, von Konferenzen und von Kongreffen werden hierin eine weſent⸗ 
liche Anderung berbeisuführen imftande fein. Alles was in diefer Hinficht durch die 
Minifterialfonferenzen von 1819 und 1820, von 1834 und durch fo viele direkte 
Berhandlungen zwifhen Berlin und Wien und die ununterbrochenen Bemühungen 
der verfchiedenen Bundestagsgefandten Preußens bei dem Kaiferlich Öfterreichifchen 
Dräfidialgefandten verfucht worden ift, hat fich in der Hauptfache erfolglos bewiefen; 
Hfterreihs permanente Tendenz, die Tätigkeit des Bundes eher zu hemmen, als 
zu fördern, hat immer wieder die Oberhand gewonnen, und es ift um fo weniger 
anzunehmen, daß auf die Männer, die an der Spige der öfterreichifehen Verwaltung 
ftehen, durch neue Beſprechungen jetzt befriedigendere Nefultate als früher zu ers 
langen fein werden, als fie feitdem noch mehr in Jahren vorgerüdt und daher ver; 
änderten Anfichten nur noch unzugänglicher geworden find, und nicht am Ende 
ihrer Laufbahn noch ihr Syſtem werben mwechleln wollen, 

Zwei Auswege bieten fich unter — Umſtänden dar: der eine iſt der unwahr— 
ſcheinlichere und hängt nicht von Preußen ab; es iſt der, daß Öfterreich die Geſchäfts⸗ 
leitung am Bunde ſtillſchweigend tatfächlih an en überläßt, und fich mehr mit 
dem bloßen Ehrenvorfig begnügt; der andere iſt der ficherere und von Preußen allein 
abhängige; es ift der, auf andern als den bundestäglichen Wegen die nationalen 
Sntereffen zu fördern und ben mputs hierzu je nach den eigenen Bebürfniffen 
und Notwendigkeiten entweder bloß durch das eigene Beifpiel oder duch Vers 
fländigung und Einigung mit den gleichgefinnten einzelnen anderen deutfchen 
Bundesftaaten zu geben, und, wie es hinfichtlich des Zollvereing ufw. gefchehen ift, 
ohne Mitwirkung HÖfterreihs vorzugehen. Die Vervolllommnung der deutfchen 
Zuftände wird dann nicht immer gleichzeitig in allen deutfhen Bundesftaaten 
eintreten, allein fie wird ohne Zwe je in den meiften berfelben früher ftattfinden, 
als wenn man bie vorgängige Zuſtimmung und Mitwirkung aller divergierenden 
Bundesftaaten dazu hätte abwarten müſſen. Es wäre * die Mehrzahl unbillig, 
ja unter Umſtänden bedenklich, jeden Fortſchritt und jede Entwicklung von der 
mern und dem Syſtemwechſel auch des legten widerfirebenden Bundes; 
ftaats abfolut abhängig gu machen. 

Es verfteht fih übrigens, daß von dem Augenblid an, wo bie gegenwärtige oder 
eine andere Öfterreihifhe Verwaltung fich wieder auf die gleiche Linie mit Preußen 
binfichrlih einer wahrhaft nationalen und fördernden Behandlung der deutfchen 
Angelegenheit ftellt, dann au Preußen wieder den Bundestag als dag geeignetfte 
55 ber gemeinſchaftlichen Aktion beider Mächte gu dieſem Zwecke betrachten 
wird, 
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2. Denkſchrift [Heinrihs von Arnim?].' 
Kopie, 
Berlin 1848 April 28. 


Deutſchland ift bisher faft immer die Wahlftatt gewefen, auf der die großen 
Kriege Europas ausgefämpft wurden, Zum großen Teil ift das für die frühere Zeit, 
wo die Kriege meift dnnaftifchen oder territorialen Intereffen der Fürften und Höfe 
dienten, auf Schuld der bisherigen Schwäche Deutfchlands zu fehieben, welches 
ja auch als Kaiferreich zulegt nur ein Staatenbund war; ein folder ift an und für 
fih wenig a sur Dffenfive zu greifen; die Defenfive aber, wenn fie nicht 
Verteidigung einer als Prinzip hingeftellten Neutralität ift, führt von felbft 
dazu, den Krieg im eigenen Lande führen zu müffen. Wie ftarf aber auch en 
land werden möge, Alm Lage zwifchen den beiden großen Hälften Europas, welche 
zugleich zwei große Prinzipien vertreten, wird es demſelben Schickſal ausfegen, wenn 
e8 nicht eine fefte Baſis aufftellt für feine Handlungsweife im Fall eines Konflikts 
diefer Prinzipien. So oft e8 durch eine Allianz mit irgendeiner der Großmächte 
Europas an dem Kampfe, fei e8 der Interefien, fei es der Prinzipien teilnehmen 
wollte, würde e8 ohne allen ig von dieſer Macht wieder dazu gemißbraucht 
werden, das Feld zum —* ten ihrer Kämpfe abzugeben; Rußlands und Frank; 
reich Heere würden fih nicht auf polnifhem fondern auf deutfchem Boden be; 
geanen, und England könnte leicht ein ganz befonderes Intereſſe daran haben, in 

eutſchland wiederum einen Stüspunft für feine fontinentale Politik zu finden 
und ihm Subfidien dafür zu bieten, daß e8 Englands Intereffe auf dem Kontinent 
verteidige — d. h., wie die Erfahrung gezeigt hat, den Krieg auf feinem Boden 
führen laffe. Alles dies wird von vornherein abgefchnitten, wenn das Bundes; 
gebiet für neutral, für heilig und unverleglich erklärt, und als Prinzip aufgeftellt 
wird, Br die Bundesteuppen nur zum Schuß desfelben, oder zur Wahrung deut; 
ſcher Gefamtintereffen verwandt werden dürfen. 

Die Betrachtungen, welche die Neutralitätserflärung der Schweiz und Belgiens 
herbeiführten und den Mächten genehm machten, finden wohl in größerem Maß— 
ftabe * Anwendung auf Deutſchland, das die Verbindungswege Europas inne 
bat, wie die Schweiz die Verbindungswege der Alpen, und zwiſchen Weſt⸗ und Oſt⸗ 
europa liegt, wie Belgien zwifchen Frankreich und feinen bisherigen Gegnern. Aber 
ein ungeheurer Unterfchted ift der: daß dieſe Heinen Staaten für neutral erklärt 
wurden, während Deutfchland fich felbft für neutral erklärt; daß die Nefpektierung 
jener Neutralität alfo von der fehr zweifelhaften Achtung anderer vor den Verträgen 
oder von dem ebenfalls fehr ungemwiffen Gleichgewicht der fih im Schach haltenden 
Mächte abhing, die Reſpekierung der Neutralität Deutfchlands aber nur von Deutſch⸗ 
land feldft. Die Neutralität einer großen Macht ift immer felbftverfianden eine 
bewaffnete, fie ift die Ruhe der Kraft, nicht die Untätigfeit der Schwäche. Die Neus 
tralität der Schweiz und Belgiens war gewiffermaßen ein Gefchenf des Friedens, 
das die anderen Mächte diefen Ländern machten; die Neutralität Deutſchlands wird 


ı fber den Verfaffer diefes Aftenftüdes fand ich in den Papieren aus Campauſens Nach⸗ 
laß keine Andeutung. Da e8 aus Berlin datiert if, werden wir ihn in den preußifchen Res 
gierungstreifen zu fuchen haben. Nun gehört der Gedanke einer Neutralitätserflärung des 
sr Gebietes zu den Lieblingsideen Heinrichs v. Arnim, der bereits in feiner im März 





veröffentlichten Flugſchrift (f. oben ©. 59 f.) dafür eintritt und auch in dem Patent vom 
21. März, das bekanntlich unter feinem maßgebenden Einfluffe entftand, diefem Wunfche 
Ausdeud gibt. Auch die Ausführungen über das künftige Verhältnis zu Öfterreich berühren 
fich fehe nahe mit Arnims in der erwähnten Broſchüre entwidelten Gedanken; auch in dieſer 
wird gefagt, daß Hfterreich durch die Ausfcheidung feiner undeutfchen —— zwar wieder 
eine rein deutſche Macht werden, dann aber nur die zweite Macht in Deutſchland ſein könne, 
faſt wörtlich wie in unſerem Aktenſtück. Ich vermute daher, daß Arnim der Verfaſſer geweſen 
iſt; jedenfalls muß das Aktenſtück aus Kreiſen ſtammen, die feinen Anſchauungen naheſtanden. 
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ein Gefchenf des Friedens fein, das Deutfhland den übrigen eutopäifhen Mächten 
macht, denen e8 dadurch den Krieg in vielen Fällen unmöglih macht; jene Neu; 
tralität war ein Prinzip fremder Politik, die unfrige wird das Prinzip unfrer eigenen 
Politik fein. Es gesiemt Deutfchland in dem Augenblide, wo es ſich neu konſtituiert, 
das fünftig leitende Prinzip feiner Politik offen auszuſprechen; dies kann fein 
anderes, als dag Prinzip des Friedens, d. h. der Neutralität fein. Dadurch, daß es 
dasſelbe zuerft für fich jelbft annimmt, und fein Gebiet für unverleglich erflärt, wird 
es am erſten den Frieden in die allgemeine europäifche Politik einführen. 

Unter dem Schuß diefer Neutralität wird auch die noch nicht einmal junge Marine 
Deutfhlands am beiten heranwachſen können. 

Der Einfluß Deutſchlands auf die großen Fragen europälfcher Politik, in denen 
es mitzufprechen berufen ift, wird dadurch nicht verhindert; es entgeht dadurch nur 
dem Hineinziehen in die Heinen Vorbereitungen derfelben, durch welches fo oft 
gerade die rechte Stellung zu den Fragen felbft im entfcheidenden Moment präs 
judiziert und verdorben wird. An vielen Fragen diefer Art konnte Deutfchland nur 
als Bundesgenoffe, d. h. als Diener fremder Politik, Anteil nehmen, und jeder 
Gedanke daran foll von vornherein abgemwiefen werden; wo es aber wirklich eigene 
Snterefien hat, wird denfelben ſchon Rechnung gefragen werden. 

Die großen Fragen der wahrhaft europäifchen Politif aber, die Drientalifche 
Frage zum Beifpiel, gehören wefentlich zum Intereſſe Deutſchlands. Da wird ihm 
gerade feine neutrale Stellung das Amt eines Schiedsrichters zuweiſen; es wird 
diefem Amte den gehörigen Nahdrud zu geben wiffen; und wenn es durch die ein; 
ſtimmige Erklärung aller deutfhen Regierungen und Völker: daß ein rip und 
wefentliches Lebensintereffe vorliege, veranlaßt wird, aug feiner Neutralität hervor; 
zutreten, fo wird dies nicht allein allgemein als gerechtfertigt anerfannt werden, es 
wird dann auch die Entfcheidung in feiner Hand liegen. 

Außer diefen allgemeinen Betrachtungen find in diefem Augenblide noch folgende 
Erwägungen zu berüdfichtigen, welche gerade jest für eine baldige Neutralitäts; 
erflärung fprechen: 

I. Rupland rüftet feit geraumer Zeit und ftellt gewaltige Truppenmaffen an den 
Grenzen Deutfhlands auf; auf der anderen Seite zieht auch Frankreich an vers 
fhiedenen Punkten nicht unbedeutende Heere zuſammen. Es wird bem gegenüber 
unmittelbar notwendig werden, auch in Deutfchland an den Grenzen, oder wenig—⸗ 
fteng nicht allgumeit von den Grenzen, bedeutendere Truppenaufftellungen zu bilden 
und fih zum Krieg gerüftet zu zeigen, Ein Zeigen des Krieges führt Teicht Ber 
Kriege; Rüftungen fesen die Ausficht, vermutungsmweife die Abficht zum Kriege 
voraus; und Deutfchland könnte dadurch leicht unmittelbar und auf eine uns 
bequeme und unangenehme Weife in den Fall fommen, fich über die Richtung 
feiner Kriegsräftungen erflären zu müffen, d. h. alfo, Partei zu nehmen. Wenn 
aber mit Dies egsrüftungen zugleich die Neutralitätserflärung feierlich aus; 
gefprochen wird, fo iſt Damit auch nach allen Seiten hin die Gemwißheit gegeben, daß 
fie nur zum Schuß der Grenze dienen werden. Es ift gewiß beffer, dies im voraus 
- —* allemal ausgeſprochen zu haben, als es erſt in jedem einzelnen Falle zu 
erflären. 

2. Der Deutfhe Bund kann nur durch eine folche Neutralitätserflärung von 
vornherein ber Gefahr BEER. einerfeits in die Kämpfe Öfterreichs zur Erhaltung 
feiner außerdeutſchen Nebenländer, andererfeits in eine aktive Teilnahme am Vers 
ſuch einer Wiederherftellung Polens hineingezogen zu werden; für beide Zwecke 
barf fein beutfhes Blut fließen. Hfterreihs Bundesfontingent wird ſchon 
jebst zum Teil zu jenem Iwed verwendet; deutfche Kräfte werden für Intereflen, die 
Deutfhland, als ſolchem, ganz fern liegen, geopfert; — das darf nicht fein; und es 
laͤßt fih nur durch eine ſolche feierlihe Erflärung des Bundes abfchneiden, daß 
deutſche Truppen nur zum Schuß des neutralen und unverleglihen Bundesgebietes 
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verwendet werden follen, oder zum Schuß deutſcher Gefamtintereffen, wie und wo 
diefelben auch angegriffen werden möchten, innerhalb oder außerhalb der unmittel; 
baren Bundesgrenze, zu Lande oder zur See. 

3. Die polnifhe Frage wird von doppelter Wichtigkeit, wenn, was fehr —5* 
ift, und von vielen für ſehr wahrſcheinlich gehalten wird, in Frankreich ein ſolcher 
Umfhmwung der Dinge eintreten follte, daß die dortige Negierung ſich gemötigt 
fähe, den Polen geradezu durch einen Angriffsfrieg gegen Rußland zu Hilfe zu 
fommen, oder wenigſtens ſich den Anfchein davon zu geben, indem fie den Durchs 
zug eines Truppenkorps duch Deutfchland begehrte. Wie verderbli aber der 
Einmarfh oder Durchmarſch ——— republikaniſcher Truppen in Deutſch⸗ 
land waͤre, wie ſehr er die an vielen Stellen ſchlummernden, oder gar wachen, 
republikaniſchen Gelüſte wieder aureizen würde, das bedarf wohl keiner weiteren 
Ausführung. In welche Verlegenheit aber die Raben eines ſolchen Durch 
marjches ung fegen fönnte, nicht allein dem Auslande gegenüber, fondern wie heftig 
man ung im Inlande felbft gleich der Ruffenfreundfchaft und des Verrates an der 
polnifhen Sache befchuldigen würde — das ift auch Har. Eine vorhergegangene 
Neutralitätserflärung oder eine ſchon beftehende Neutralität, und wenn fie auch 
nur einen Monat beftanden hätte, würde uns nach beiden Seiten hin fihern; fie 
würde ung erlauben, Frankreich gegenüber zu fagen: wir müſſen gegen euch ver; 
fahren, wie wir gegen Rußland verfahren würden, wenn e8 die Republik angreifen 
wollte; — und dem Inlande gegenüber: wir halten nur feſt an dem großen Prinz, 
jipe des Friedens, das ihr felbft feierlich fanftioniert habt, und welches ihr unmög- 
ich gleich wieder brechen könnt. Wie die Völker und die Menfchen find, würde die 
Ei kon 9— ein ſolches ſanktioniertes Prinzip die Anwendung auf den einzelnen 
Fall ſehr erleichtern. Es wird uns auch zu einem kräftigen Einſchreiten gegen die 
en an der ruffifchen Grenze ermächtigen, wenn ein folches nötig werden 
ollte. 

Aus diefen Gründen muß ganz Deutfchland die baldige Erklärung der Neutralität 
wünfhen, um nicht von den Ereigniffen überftürzt zu werden, ehe es die Baſis 
feiner neuen Politik feftgeftellt hat. 

Aber für Preußen kommt noch ein anderer Grund hinzu, welcher ihm die Bes 
ſchleunigung diefer Frage höchft dringlich macht, Es ift nämlich die ſicherſte Art, 
um Öfterreich zu einer Entfheidung und Erklärung über feine Stel; 
lung zu Deutfohland zu drängen. Die Stellung Preußens und die Stellung 
Hfterreichs bedingen fih gemwiffermaßen gegenfeitig; darum muß Preußen alles 
daran liegen, daß Öfterreichs Stellung Har hervortrete, wenn dag deutfhe Parla⸗ 
ment in Frankfurt zufammen fommt. Noch ift Öfterreihs Stellung eine halbe, 
unentfohiedene; es Khmebt zwifchen feinen flawifhen und deutfhen Elementen, 
zwifchen einer deutfchen und einer europäifhen Macht. Die Neutralitätserklärung 
wird e8 zwingen, fich zu entfcheiden; ihre muß es zunächſt die Verwendung feines 
Bundesfontingents zu außerdeutfhen Zwecken, und damit wahrfcheinlich einen 

eoßen Teil feiner außerdeutfhen Provinzen, feiner Nebenländer, nr Opfer 
ringen, wenn e8 fich rein und offen dem Deutfchen Bunde hingeben will, Es fann, 
indem e8 fih an diefer Neutralität beteiligt, feine andere Politif mehr haben, als 
die deutfche; will e8 neben und außer Deutfchland noch eine Großmacht bilden, fo 
kann e8 der Neutralität nicht beitreten, aber auch ihrer felbft und ihres Schußes 
nicht teilhaftig werden. Jedenfalls alfo muß es bei diefer Gelegenheit wählen; 
und was es auch wählen möge, es kommt alles darauf an, daß es jegt wähle, 
damit der neue deutfche Reichstag, die befchließende Verfammlung in Frankfurt 
wiffe, was Deutfchland an Öfterreich haben wird. Es mag in Öfterreichg jegigem 
nterefie liegen, zu zaudern, abzuwarten, eine halbe Stellung beizubehalten; — in 
eutſchlands Interefie liegt das ganz gewiß nicht. Dies kann feine neue Bundes; 
verfaffung nur geftalten, wenn es weiß, wie Öfterreich ſteht. — Auch in Preußens 
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Intereſſe liegt es nicht. Ihm kann der Bund erft Gerechtigkeit widerfahren laffen, 
wenn Öfterreihs Stellung entfchieden ift. Wenn Öfterreich fich für Deutfchland 
entſcheidet — als rein deutfhe Macht, kann es nur die zweite Macht fein, daran 
wird niemand zweifeln; es gewinnt zu einigem Erfaß den vollen Bundesſchutz für 
feine deutfchen und halbdeutfhen Bundesländer; wie fehr auch diefe bedroht find, 
follte e8 nicht verfennen. — Will es aber mit feiner eigenen Politif neben Deutfch- 
land ſtehen, fo ift nicht nur Preußen unbeftritten die erfte Macht in Deutfchland, 
fondern e8 gibt dann nicht einmal eine zweite Macht neben ihm. Daß dies bald 
gewußt werde, daß es bei der Entfheidung über Deutfchlands fünftige Verfaffung 
gewußt werde, ift für Preußen, wie für Deutfchland gleich notwendig. Der Antrag 
zu einer Neutralitätserflärung wird diefe Enticheidung herbeiführen. in e8 
nicht auf diefe Weife, fo wird ſich die Entfcheidung zunächſt an die Frage 
um das Oberhaupt fnüpfen, und es braucht wohl nicht erft bemerft iu werden, 
wie unendlich viel beffer es ift, wenn die Entfcheidung, wenn ein etwaiger Bruch 
auf die Frage der Neutralität hin erfolgt, als über jene andere; ja wie wichtig, wie 
tee A daß diefe Entfcheidung erfolgt fei, ehe die Frage um das Oberhaupt 
pra wird, 

Yuch könnte der Moment faum günftiger fein. Rußland und Frankreich haben 
erklärt, fie wollen nicht offenfio verfahren; fie können in Deutſchlands Neutralität 
nur eine Sanftion des von ihnen felbft ausgefprochenen Prinzips und eine Bürg⸗ 
[haft gegen einen Angriff fehen, den Feines von beiden zu nf en hat. Daß Eng: 
land den Frieden will um jeden Preis, ift wohl nicht zu bezweifeln. 

Bei den ausländifchen Großmächten haben wir aljo wohl ebenfo wenig den Willen 
wie das Necht voraussufegen, irgendeinen Einwand gegen die Neutralitätss 
erflärung des Deutfchen Bundes zu erheben. In diefem Augenblide — denn was 
in nicht langer Zeit für Forderungen an ung gemacht werden könnten zu halben 
oder vollen Allianzen, denen wir uns ohne ein feſtes Prinzip fchwerlich ganz ent⸗ 
ziehen fünnten, das ift oben angedeutet; befteht die Neutralität aber einmal als 
anerkannt und angenommen, fo wird fie fich auch ſchon geltend zu machen wiffen. 

Innerhalb Deutſchlands möchte fich, Ofterreih ausgenommen, welches noch ein 
Intereffe daran hat, Deutfhland in feine außerdeutfhen Verwirrungen hinein, 
zuziehen, wohl ſchwerlich ein ernfter Widerftand gegen ein folches Prinzip erheben. 

Aber einem Einwurf werden wir freili * — haben: daß es dem Deutſchen 
Bunde ſchlecht anftehe, in einem Augenblick die Neutralität zu erklären, wo er jen⸗ 
feit8 der Bundesgrenze Krieg * und keineswegs geſonnen iſt, dieſen Krieg 
aufzugeben. — Aber der Anlaß dieſes Krieges und fein Beginn, ja feine Haupt⸗ 
—— liegen ja doch jedenfalls vor der Neutraͤlitätserklärung; und da nie— 
mand daran denken wird, diefer eine rückwirkende Kraft beisulegen, i fann auch 
nicht daran gedacht werden, die notwendigen Folgen des ſchon Gefchehenen ab 
zuſchneiden. Auch —9— man behaupten, daß dieſer Krieg in Schleswig, ja über 
Schleswig hinaus, nicht einmal dem Prinzip der Neutralität widerſpricht. Denn 
er ift von unferer Seite niemals als ein Angriffsfrieg angefehen worden; er i 
unternommen zum Schuß der Rechte eines Bundeslandes, das in Nealunion mit 
Schleswig fiand, nicht zum MWiedergewinn eines Landes, das nur in Jene 
HA mit dem Souverän eines Bundeslandes geftanden hätte, Der 

all Schleswigs ift alfo ein ganz anderer, als wenn wir eng Ra wollten, 
die Lombardei wiederzuerobern, die in keinerlei ftaatsrechtlicher Verbindung mit 
dem beutfchen Öfterreich fteht, während Schleswig anerfannt in einer 663 ſtaats⸗ 
rechtlichen Verbindung mit Holſtein und dadurch mit ganz Deutſchland ſtand. 
Wenn die Schweiz, von Piemont oder Savoyen angegriffen, den geſchlagenen 
Beind bis Ehambery verfolgt, um ihn dort zum Frieden und zur Anerkennung und 
Achtung ihrer Neutralität J wingen — oder wenn Belgien in rg Falle die 
Branzofen bie Paris zurüdſchlagen lönnte: dürfte das völlerrechtlich als freiwillige 
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Verlegung ihrer eigenen Neutralität gelten? — In ähnlicher Weife, würde unfere 
Neutralität ung hindern, die ung angreifenden Franzofen bis über Mes hinaus 
und weiter zu verfolgen? 

Aber wenn wir in einer Allianz Rußlands oder Englands gegen Paris zögen, 
oder wenn wir in die vielleicht bald auftauchende Frage einer Skandinaviſchen 
Union ung mifchend, im Intereſſe Schwedens oder Dänemarks Jütland befegten, 
dann erft hätten wir die Neutralität aufgehoben. Wenn wir aber jest Jütland 
befegen, um Reprefialien gegen Dänemark zu üben und durch ein foldes Unter; 
Br Schadenerfag für die angriffsweife gefhehene Wegnahme unferer Schiffe und 
die Verlegung unferes Handels zu fihern: fo ift das nur Notwehr, welche das 
Prinzip der Neutralität nicht aufhebt. 

Diefe Neutralität alfo wäre, im Intereffe Preußens und ganz Deutſchlands, raſch 
und feierlich vom Bundestage auszufprechen, und alle deutſchen Staaten, Preußen 
voran, hätten ebenfo feierlich zu erflären, E fie um ihretwillen und vor ihr, infolge 
des Bundeswilleng, von allen — bisherigen Allianzen zurückträten. Der 
Deutſche Reichstag würde einer ſolchen Erklärung feine nachträgliche Zuſtimmung 
wohl nicht verſagen. 





3. Anweiſung der preußiſchen Regierung an den Bundestags— 
geſandten. 
Kopie. Ben. Meinecke, Radowitz 85. 
(Berlin 1848 Mai 1.) 


Die Königliche Regierung nimmt feinen Anftand, fih im allgemeinen mit den 
Grundzügen des von den 17 Männern des Vertrauens für die neue Verfaffung 
Deutſchlands vorgelegten Entwurfes einverftanden zu erklären. 

Indem fie fih vollkommen bewußt ift, daß jeder deutfche Staat, der fich diefen 
Grundzügen anfchließt, beftehende Rechte feiner Souveränität aufgeben muß, 
kann fie um fo weniger Bedenken fragen, dies für Preußen anzuerkennen und folche 
Rechte zum Opfer zu bringen, als S. M. der König Selbft bereits die Umwandlung 
Deutſchlands in einen Bundesftaat gefordert hat, und als fie zugleich dies für den 
Willen des ganzen preußifhen Volkes zu halten berechtigt ift. 

Preußen kann den weientlihen Inhalt des Entwurfes nur anfehen als die not; 
wendigen Folgerungen aus den Grundlagen, über die e8 fich ſchon zu Ende vorigen 
Monats mit den Abgesröneten von Württemberg, Großherzogtum Heſſen und 
Naffau verftändigt hatte, und mit denen fih nachträglih Königreih Sachfen, 
Baden und Sachfen Meiningen einverftanden gezeigt haben.* Die Anfichten trafen 
damals zufammen in der Notwendigkeit: 

einer einheitlichen Leitung unter einem Oberhaupte, eines Oberhaufeg, in dem 
die Fürften oder ihre Abgeordnete Sig und Stimme hätten; eines Unterhaufes von 
Bolksvertretern im Verhältniffe von je einem Abgeordneten auf 100 ooo Einwohner; 

der Kompetenz diefer Bundesgewalten in bezug auf Heerwefen und Volks; 
bewaffnung und auf Gefeßgebung über alle Gefamtintereffen Deutfchlandg; 

der Errichtung eines unabhängigen oberfien Bundesgerichteg, 

endlich einer gemeinfchaftlichen auswärtigen Vertretung. 





ı Die mir vorliegende Abfchrift, die Camphaufen bei feiner Ernennung zum Bevollmäch⸗ 
tigten mitgegeben wurde, ift undatiert. Der Paſſus, der von den Abmachungen des 23. März 
fpricht und Be fie hätte am Ende des vorigen Monats flattgefunden, läßt auf eine Abs 
faffung noch im April fchließen. Da aber Meinede a. a. D., der ohne Zweifel dag gleiche 
Aktenſtück im Driginal oder Konzept vor fich gehabt hat, als Datum der Abfendung den 
1. Mai angibt, wird man die Abfaffung Ende April, die erft nach Beratungen im Minifterium 
erfolgte Abfendung auf den 1. Mai anzufesen haben. 

? Gemeint ift das Protokoll vom 23. März f. oben ©. 69. 
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Alle diefe Punkte findet Preußen in dem Entwurfe als deffen wefentliche Beftand- 
teile wieder und kann daher feinen Anftand nehmen, fich demfelben in diefen feinen 
Grundzügen anzufhliegen und ihn demnach als Grundlage der weiteren Beratung 
anzunehmen. 

In Frage kann dabei geftellt werden, ob die Natur eines Bundesftaates not; 
wendigermweife ein fo weit gehendes Aufgeben der befonderen Souveränetätsrechte 
bedinge, als es der Entwurf anfpricht. 

Es iſt zu erwarten, daß die mächtigeren wie die minder mächtigen Bundesftaaten 
fih um fo bereitwilliger der Gefamtheit hingeben werden, je weniger fie Anlaß zu 
der Beforgnis haben fünnen, daß ihre Eigentümlichkeit und Selbftftändigkeit über 
den notwendigen Zwed der Einheit und Stärke Deutſchlands hinaus gefchmälert zu 
werden Gefahr liefen. 

Indem daher Preußen die Grundlagen des Entwurfes annimmt, foll damit 
keineswegs ausgeſprochen fein, daß es nicht auch auf Vorfchläge einzugehen bereit 
fei, welche feitens anderer Regierungen gemacht werden könnten, infofern nur der 
gemeinfam zu erfirebende Zwed dadurch zu erreichen ift. 

In diefem Sinne ift der Gefandte ermächtigt in die Beratung einzugehen, und 
wird er für den Zeitpunkt der Eröffnung derfelben mit hinreichender Inſtruktion 


verfehen fein. 


4. Erlaß an den Bundestagsgefandten v. Ufedom, 
Kopie und Konzept Camphaufens dazu. Ben. Meinede 94. 


Berlin 1848. Mai 19. 


In dem Augenblide, wo Ew. Hochwohlgeboren den gegenwärtigen Erlaß emp⸗ 
fangen, wird die Eröffnung der Verhandlungen der Deutfchen National Verfamms 
lung zu Frankfurt a. M. durch eine unpräjudisierliche Botfchaft von Bundes wegen 
bereits ——— fein. Es! ift daher an der Zeit, Sie von den Anſichten der Regierung 
des Königs über die Umgeftaltung der bisherigen VBerfaffung des Deutfhen Bundes 
unter den heut vorliegenden ara nr oweit e8 duch die Infteuftion vom 
16. d. M, nicht bereits gefeepen ft und aus der Ferne bei dem täglichen Wechfel 
der Dinge tunlich erfcheint, zu He gefälligen Nachachtung bei der Löfung der 
Ahnen in Beziehung u das Deutfche Verfaffungswerf geftellten wichtigen Aufgabe 
näher in Kenntnis zu ſetzen. 

Es bedarf hierzu nicht erft einer Darlegung der Grundanficht der Regierung, 
nachdem folche in den Königl. Belanntmahungen vom 18. und 2ı. März d. J. 
fomwie in den wenige Tage fpäter, am 23. März, mit den Abgeordneten mehrerer ſüd⸗ 
deutfher Bundesftaaten getroffenen Verabredungen, worüber Ew. Hochwohlg. 
Amtsoorgänger mittelft Erlafies vom 24. des. nämlichen Monats die erfte Mit; 
teilung, ſowie faft gleichzeitig allen Deutfhen Regierungen von mir gemacht wurde, 
Mar und beſtimmt ausgefprohen worden find. Hiernach Betrachter Preußen ein 
einiges Deutfches Reich unter einem Oberhaupte mit Erhaltung möglichfter 
Gelbftändigfeit der Einzelftaaten als das für das dauernde Wohl Deutfchz 
lands wünfhenswertefte Ziel; während zugleich auch fehon über den Weg, auf 
welhem am angemeffenften und natürlichften zu diefem Ziele zu gelangen ir Uns 
deutungen gegeben find, die ich bier zuvörderſt näher ausführen zu müſſen glaube, 


2 J Camphauſens Entwurf: Nachdem die ſeitherige Abſicht der Preußiſchen Regierung, 
den Vorſitzenden des Miniſterrats am nach Frankfurt abreiſen zu laſſen, um in den 
Tagen vor und nach dem 18. Mal daſelbſt anweſend zu ſein, wegen überwiegender Rück⸗ 
fihten nicht vv ausgeführt werden können, wird es erforderlich, über den zur Erzielung 
eines gebeihlihen Mefultats einzufhlagenden Weg die Anfichten der Negierung, ſoviel e8 
— — Berne und bei dem täglichen Wechſel der Dinge tunlich iſt, darzulegen. Dann wie 
m Zeprte, 
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Schon die Allerh. Bekanntmachung vom 18. März ftellt es als Grundfas auf, 
daß die Reorganifation der Bundesverfaffung nur im Vereine der Fürften 
(refp. Regierungen) mit dem Volke zuftande kommen könne, und daß demnach 
eine vorläufige Bundes-Nepräfentation aus allen deutſchen Ländern gebildet und 
unverzüglich berufen werden müſſe. Hiermit ſtimmt der fünfte Punkt der oben 
erwähnten Verabredungen überein, wonach die definitive Beſchlußnahme über jene 
in den vorhergehenden Punkten bezeichnete Neorganifation auf dem bisherigen 
Bundestage zu Frankfurt a. M. als deffen legter Akt vorbehaltlich der Genehmigung 
der beftehenden verfaffungsmäßigen Gemwalten in den Bundesftaaten — alfo zus 
“ar duch die Regierungen — erfolgen fol, 

AS Bundes⸗Repräſentation aus dem Volke hat die Deutfhe NationalsVers 
fammlung nunmehr neben dem Bundestage ihre Stellung eingenommen; ich fage 
ausdrücklich neben demfelben und nicht ihm gegenüber, Es würde feine eigens 
tümlihen Bedenken haben, von vornherein zwiſchen dem Bundestage, alfo den 
Regierungen, und der NationalBerfammlung einen Gegenfas hervorzurufen, 
und dadurch die lestere von der Aufgabe abzulenken, welche ihr felbft zu löſen 
obliegt, nämlich erft eine Einheit zu werden. Eine fonftituierende Verſamm— 
lung in dem —— Sinne des Wortes kann und ſoll ſie nicht ſein, denn zu 
ihr hat nicht etwa ein bereits zur Einheit gediehenes großes Volk ſeine Abgeordneten 
entſendet, ſondern es ſtehen in ihr tatfächlich noch gefrennte Volksſtämme neben 
einander, die ſich erſt vereinigen ſollen, und die einen überwiegenden Einfluß auf 
ihre betreffenden Regierungen auch erſt ausüben können, nachdem ſie ſich geeinigt 
haben. Nicht nur die öſterreichiſche, die bayeriſche Regierung und andere, fonz 
dern auch die öfterreichifehen, die bayrifhen ufw. Abgeordneten werden fich der 
Erklärung weigern, daß fie fih jedem durch Majorität gefaßten Befchluffe der Ver; 
————— wollen. Wie ſie zu einer ſolchen Erklärung die Zuſtimmung 
hrer Regierungen nicht beſitzen, ſo beſitzen ſie dazu auch kein Mandat ihrer Wähler 
und können es nicht übernehmen, namens der letzteren für die Ausführung der 
Beichlüffe der Verfammlung Gewähr zu leiften. Daß das Wahlgefeh die Wahl 
aus ganz Deutfchland zuließ, do alfo die öfterreichifchen, bayrifchen, preußifchen 
Abgeordneten nicht notwendig Dfterreicher, Bayern, Preußen zu fein brauchen, 
hat hierin eine wejentliche Anderung nicht bewirkt. Es ift wichtig für die National; 
verfammlung, daß fie über diefe ihre eigentümliche Stellung bald zur Selbft; 
erkenntnis gelange, und fich nicht etwa durch die Vorfiellung einer fingierten, in der 
Wirklichkeit zur Zeit nicht vorhandenen Einheit verleiten laffe, mit Majoritätg; 
befchlüffen zu beginnen, die möglicherweife Kraft genug hätten die gefelichen Ge; 
walten zu ſchwächen, während bald nachher Befchlüffe anderer Art fich als unmöglich 
und unwirkſam ermweifen würden. So wie e8 deshalb darauf anfommt, dahin zu 
wirken, daß die Nationalverfammlung die in ihrem Schoße annoch beftehende Spals 
tung anerfenne, fo ift zugleich dahin zu fireben, daß fie daraus für fich den Beruf 
und die Pflicht herleite, zu der größeren Einheit zu gelangen. Könnten die Regie— 
rungen ſich nicht einigen und ſchwände der Nationalverfammlung die Hoffnung, 
fich zu der in ihrem eigenen Schoße noch mangelnden Einheit Bu erheben, fo würde 
dadurch in beiden Fällen der republifanifchen Partei in Deutfchland ein großer Vor⸗ 
fchub geleiftet werden, und diefe Gefahr ift unftreitig größer als diejenige, daß die 
beftehbenden Gewalten duch die VBerfammlung überwältigt werden könnten. 
Wenn hingegen die legtere vorläufig an einzelnen Zweigen des gemeinfchaftlichen 
deutfhen Intereſſes z. B. binfichtlih der Einführung gleicher Münze, gleichen 
Gewichts, Wechfelrehts, allgemeiner Zollverfaffung ufw. mit dem Verſuche der 
Einigung, dag heißt: mit dem vorgängigen Befchluffe aller, fih der Ma; 
Bat an unterwerfen, ihre Werk beginnt; fo befindet fie fih auf einem ge; 
funden Wege und erleichtert e8 Dadurch den Kegierungen, denjelben Weg zu ber 


treten, nämlich auch ihrerfeits fich über einzelne Punkte der Verfaffung zu einigen 
Brandenburg, Ünterfuchungen. 17 
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und fo in die Lage zu fommen, den jetzt beftrittenen Standpunkt unbeftritten eins 
zunehmen; ich meine den Standpunft der Vereinbarung über eine neue Deutfche 
Bundesverfaffung zwifchen den Regierungen und der Nationalverfammlung, einer 
Vereinbarung, welche man ſich nur nicht fo ji denken hat, als ob die beiden Pazi⸗ 
fjenten völlig frei wären, den Vertrag abzufchließen oder nicht abzufchließen, fondern 
vielmehr einer Vereinbarung, auf welche mit dem Bewußtfein eingegangen werden 
muß, daß durch unvorfihtiges Widerftreben oder unzeitiges Zaubern dem einen 
Paziſzenten eine überwiegende Macht gefhafft werden fan. 

Nach dem Vorſtehenden ift es alfo die Sache der Regierungen refp. des Bundes; 
tages, in Ermangelung der Möglichkeit einer Einigung über die ganze Bundes, 
verfafiung fich über einzelne Punkte zu vereinigen, welche fie der Autonomie der 
Nationalverfammlung zu übergeben oder ihr vorzufchlagen hätten; Sache der 
Abgeordneten zur Nationalverfammlung aber ift es: Erftens fich felbft und der 
Berfammlung Har zu machen, daß diefelbe noch fein befhlußfähiger Körper ift, 
weil fich in ihr die einzelnen deutſchen Volksſtämme noch faft ebenfo einander gegen; 
überftehen wie unabhängige Regierungen; — zweitens dahin zu wirken, Daß bie 
Berfammlung durch eigenen Willen und durch die nötigen Erläuterungen von 
feiten der Regierungen über den Umfang des Mandats der Abgeordneten zus 
Fr in —— Punkten und ſodann allmählich immer mehr und mehr beſchluß— 

g werde, 


Ich wende mich nunmehr zu demjenigen, was der Bundestag und die National; 
verfammlung in materieller Hinficht als gemeinfchaftlicheg Ziel zu erftreben haben. 

Daß der Nationalverfammlung nicht ein von den deutfchen ———— ver⸗ 
einbarter Verfaſſungsentwurf vorgelegt werden kann, haben wir, — abgeſehen 
von der Gefahr des Gegenſatzes, welcher gleich von vornherein Dadurch hervor⸗ 
gerufen werden würde, — gewiß zu beflagen. 

Was Preußen ih fo würde die Königliche Regierung im Einflange mit ihrer 
oben erwähnten fhon im März d. 3. feftgeftellten Grundanficht den von den fieben; 
jehn Vertrauensmännern ausgegangenen Verfaffungsentwurf in feinen mwefent; 
ihen Punkten zur Grundlage für die weiteren Behandlungen annehmen können, 
wenn auch die anderen beutfhen Regierungen dazu geneigt wären, Da es fich aber, 
wie Em, uſw. wiffen, aus offiziellen und nichtoffiziellen Mitteilungen unverkennbar 
herausgeftellt hat, daß eine folche Neigung gar nicht, oder wenigfteng nicht allgemein 
vorwaltet, fo hat die Königliche Regierung in diefer wichtigen Angelegenheit um fo 
weniger die Jnitiative ergriffen, als fie fih der Wahrnehmung nicht gu ——— 
vermag, daß ihre Vorſchläge und Außerungen in den übrigen Bundesſtaaten nicht 
mit dem Vertrauen und der Unparteilichkeit aufgenommen und beurteilt werden, 
worauf Preußen nah Maßgabe defien, was es für Deutfchland war, ift, und künftig 
—* fann, Anſpruch machen darf, Auch jetzt wird fie es gern ſehen, daß andere mit 
hren Vorfhlägen zur Herbeiführung der Einheit Deutſchlands vortreten; fie wird 
bereitwillig zu allem die Hand bieten, was nach ihrer Überzeugung dahin führen 
fann, und ſich geftatten, auf diejenigen Punkte aufmerkſam zu machen, welche ihr 
zu jenem Zwecke nicht geeignet erfcheinen Vera überhaupt aber auch ihre Meis 

nungsäuferung nicht zurüdhalten, diefelbe vielmehr pofitio mit Offenheit darlegen. ! 


’ Hier fährt Camphauſens Entwurf fort: Nach den vorhin erwähnten Mitteilungen muß 
auf die Hoffnung eines einheitlichen, deutſchen Reiches mit einem erblichen —— ver⸗ 
sichtet werben; es bleibt hlernach die nufgabe, fih unter anderen Formen dem Ziele möglichft 
ju nähern, ohne einem Staate ein Übergewicht einzuräumen, welches hen bes 
anflandet werden würde. Als unerläßlihe Grundlage aller Vorfchläge und Pläne 8 die 
Preußiſche Reglerung an, daß Oſterreich mit —— deutfhen Staaten, Böhmen eingeſchloſſen, 
am Bunde fefthalte, und fie muß es ablehnen, auf Beratungen einzugehen, welche nicht 





Erlaß an Ufedom 1848 Mai 19. 259 


In dieſem Sinne ift eg Ew. uſw. Ermeffen duch die Inſt ruktion vom 16. d. M. 
zwaͤr anheimgeftellt worden, auf eine Erklärung feitens der k.k. Öfterreichifchen Regie; 
tung anzutragen. Sie find aber zugleich ermächtigt worden, wenn es nötig ſcheinen 
follte, preußifcherfeits mit Erklärungen, das Reichsoberhaupt betreffend, hervor; 
zutreten, hinfichelich derem ich nachträglich bemerfe, daß fie als eine vorzüglich zur 
Herbeiführung des Beitritts Oſterreichs mit Einfhluß Böhmens gemachte Ans 
erbietung darzuftellen, und als nicht gemacht angufehen find, wenn fie jenen Beitritt 
wicht zur Folge hätten. Jeden VBorfchlag einer Einigung Deutfhlands ohne Öfter; 
veich wird die Regierung fo lange befämpfen müſſen, als nicht öfterreichifcherfeits 
die Ausficht auf eine dem allgemeinen deutſchen Intereſſe entfprechende Einigung 
er verichloffen wird, 

Die Zu a tn des nach den Berliner VBerabredungen vom 23. März d. J. 
im deutfchen Parlamente zu bildenden Oberhaufes hängt hauptſächlich davon ab, 
welchen größeren oder geringeren Anklang die von Bayern bevormwortete Idee 
einer direkten Teilnahme der einzelnen deutfhen Regierungen an den Negierungss 
gefchäften des Neiches in Frankfurt finden wird, Eine aus fünf Gliedern (Reiche, 
oberhaupt, Minifterium, Reichstag, Oberhaus und Unterhaus) beftehende Reichs; 
Negierungsgewalt würde eine andere Einrichtung in Zufammenfegung des Ober; 
haufes nötig machen, als eine viergliederige, Uns ſcheint jene bayeriſche Idee 
nicht praftifh und durchaus lähmend für die Staatsmafchine. Müßte ihr einiger; 
maßen nachgegeben werden, fo ließe fich vielleicht eine Art von Staatsrat, unter 
dem Namen Reichsrat erfinden und ing Leben führen. Beftimmte Außerungen über 
das Dberhaus möchten zur Zeit unfrerfeits noch zu vermeiden fein, denn bevor 
nicht einigermaßen überfehen werden kann, wie weit die Befugniffe der Reichs; 
sewalt überhaupt reichen follen, wird es immer ſchwer halten, entfchiedene Vorfchläge 
über die Stellung und Zufammenfeßung des Oberhauſes zu machen. 

Dagegen dürften die Beftimmungen über das Unterhaus — die zweite oder 
Volkskammer — wenige Schwierigkeiten darbieten und zum großen Teile den 
Belhlüffen der Nationalverfammlung überlaffen werden fünnen. 

Bon den Hauptgegenftänden der der Neichsgewalt einzuräumenden Kompez 
tenz will ich mit einftweiliger Übergehung der Vertretung Deutfchlands im Aus; 
lande und der Beftellung eines Bundes; oder Neichsgerichtes, worüber erhebliche 
Meinungsverfchledenheiten nicht obwalten dürften, — hierfür jest nur das Bunz 
dbesheerwefen, — die Finanzen und die Gefeßgebung ing Auge faffen. 

Unfer Grundfag, daß die Selbftändigfeit der einzelnen Bundesftaaten nur 
infomweit zu befchränfen fein wird, als es die Einheit Deutfchlands erfordert, kann 
auch auf die Feftftellung der Nechte des Reichs; oder Bundesoberhauptes — mag 
dasfelbe in einer Perſon oder aus mehreren beftehen — im Bereiche des Bundes; 
heerweſens in folgender Art eine Eonfequente Anwendung finden, Dem gedachten 


diefen Yusgangspunft haben, In den —— Andeutungen iſt davon is angen. 
NReihsoberhaupt. Das Reichsoberhaupt befteht aus drei Mitgliedern, zwei erb ya und 
einem wählbaren. Die erblichen find der Kaifer von Öfterreich und der König von Preußen. 
Das wählbare wird erwählt für die Dauer von zwei Jahren abwechfelnd einmal von Bayern, 
Württemberg und Baden, darauf von den übrigen deutfchen Staaten, indem Beftimmungen 

getroffen werden, wer das Ernennungsreht haben foll für den Fall, die Wähler fich in der 
vorausbeftimmten Frift nicht geeinigt haben. Der Wahlmodus ift näher zu vereinbaren. 
Die drei Mitglieder fungieren perfönlih, wenn fie fih an dem Regierungsfige befinden, 
Für den Fall der Abwefenheit haben fie einen Vertreter zu beftellen, welcher alle den Vertres 
tenen suftehenden pe ohne Ausnahme und ohne Einholung von Juſtruktionen 
oder Bollmachten für einzelne Fälle zu üben hat. Die mangelnde Einheit diefes dreifachen 
Dberhauptes, welches feine Entfcheidungen duch Stimmenmehrheit zu treffen hat, wird 
ergänzt durch ein verantwortliches Minifterium nach fonftitutionellen ——— auf deſſen 
Antraͤge das Oberhaupt ſeine zuſtimmende oder ablehnende Erklärung, gleich einem allein⸗ 
ſtehenden Könige oder Kaiſer, zu geben hat. 
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Dberhaupte gebührt die Aufficht über die Aufrechthaltung aller Grundfäge in 
ae Wehrpflicht, numerifche Stärke, Ausbildung und Kriegsbereitfchaft der 
a 


Für alle Anordnungen, um diefe Grundfäge innerhalb der einzelnen Staaten 
pr Ausführung zu bringen, findet eine Beſchränkung der Selbftändigfeit diefer 

steren nicht ſtatt. 

Die Einwirkung des Neihsoberhauptes auf die Ernennung der Truppens 
befehlshaber der Landmacht beginnt erft bei der Bildung folder Reichswehren, 
die für den allgemeinen Keichsheerdienft aufgeboten werden können, d. h. bei der 
Verbindung der taktiſchen Einheiten der verfhiedenen Waffengattungen zu gemein, 
fhaftliher Gliederung, mithin bei der Ernennung der Divifionsbefehlshaber; denn 
die Divifion iſt die erfte Form, in welcher die verbundenen Waffen zu gemeinfchaft; 
lihem Handeln auftreten. Die Souveräne der betreffenden Staaten haben dag 
Recht des Vorfhlages; die Entfcheidung über den Vorſchlag — die wirkliche Erz 
nennung — erfolgt durch das Reichsoberhaupt. 

Die Ernennung der Befehlshaber mehrerer zu einem Ganzen verbundenen Divi⸗ 
fionen fteht dem Reichsoberhaupte, unabhängig von diesfälligen Vorfohlägen der 
einzelnen Souveräne zu. 

Alle Feftungen Deutſchlands find als gemeinfame Neihswehren, mithin als 
Bundesfeftungen anzufehen. Die Kommandanten, Ingenieure und Artillerie— 
offisiere vom Plage werden auf den Vorſchlag der betreffenden Souveräne duch 
das Neihsoberhaupt ernannt; während die Ernennung des Unterſtabes ber 
Feftungen den einzelnen Staaten überlaffen bleiben kann. 

Die deutſche Kriegsflotte ift eine für die Gefamtheit des deutfchen Bundesftaates 
zu bildende gemeinfame Reichswehr, weshalb auch die Ernennung aller Offiziere 
derfelben dem Reichsoberhaupt anheim fällt. 





Die gewöhnlichen Einnahmen des Neiches fließen aus den Grenzzöllen, welche 
unmittelbar zu deffen Kaffen erhoben, und aus denen den — —— die 
Normalkoſten ihrer Kontingente re werden. Ein einheitliches Zollſyſtem ift 
fe Deutfhland unbedingte Notwendigkeit, und die preußifche Negierung nimmt 
brerfeits nicht Anftand, die Zollverwaltung an Neichsbeamte übergehen zu laſſen. 
er Ausübung des Rechtes der direkten —— iſt die Reichsgewalt (Ober⸗ 

aupt, Miniſterium und Parlament) nur in Fällen eines ausgebrochenen Reichs⸗ 
frieges und für deſſen Dauer befugt. 


u sn. der Reichs⸗ oder Bundesgefehgebung muß der Grundfag gelten 
daß den Einzelftaaten alles verbleibt, was der Neichsgewalt en ausdrüdlich 
übermwiefen x und es wird zu den wichtigeren, bei dem Verfa —— zu 
löfenden Aufgaben gehören, daß man in dieſen Beziehungen die Grenzlinien ſcharf 
abftede, damit nicht die Selbftändigfeit der einzelnen Bundesftaaten von der Ges 
famt it ohne Not befhränft werden fünne, 

Ich überlaffe es Ew. Hochwohlgeboren, die im Obigen niebergelegten Grundfäge 
und wre namens der biesfeitigen Regierung ſowohl in der Bundesverfamms 
fung, al® bei einzelnen zur Nationalverfammlung gehörigen Abgeordneten im 
gem Momente zur Erreihung unferes Zwedes geltend zu machen und fehe 

ber die Art und Weife, wie ſolches gefhehen wird, und über den Erfolg Ihrer 
* nden Wirffamfeit hren Berichten mit hohem Intereſſe entgegen. Auf ets 
waige Anfragen über 2 ae und Bedenken, welche Sie bei der Behandlung einzels 
ner Punkte etwa noch haben könnten, werden Sie mit möglichfter Beeilung von 
mie Befcheid erhalten. 

ge. Arnim, 
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5. Zirfular der Preußifhen Regierung an ihre Gefandtfhaften bei 
den deutfhen Regierungen. 


Kopie, } 
Berlin 1848. Juli 17. 


Nachdem S. 8. H. der Erzherzog Johann von Oſterreich am 12. d. M. das Ihm 
übertragene Amt eines proviſoriſchen Reichsverweſers für Deutſchland in Frank⸗ 
furt a. M. feierlich übernommen, und die Bundesverfammlung ihre bisherige 
Gewalt in feine Hände niedergelegt hat, ift e8 von hoher Wichtigkeit, daß nach der 
im $ 14 des Befchluffes der deutfhen Nationalverfammlung vom 28. v. M. ent; 
haltenen Beftimmung zur Herftiellung der notwendigen Verbindung zwiſchen der 
ducch den gedachten Reichsverweſer auszuübenden proniforifchen Zentralgewalt und 
den deutfchen Bundesregierungen, in Frankfurt a. M. baldigft der Zufammenteitt 
der Bevollmächtigten ftattfinde, mit denen dieſe Gewalt fih in Beziehung auf die 
Bolkgiehungsmaßregeln ing Einvernehmen Kr esen haben wird. 

Um diefem Einvernehmen in den, die allgemeine Sicherheit und Wohlfahrt bes 
treffenden ——— Angelegenheiten der deutſchen Nation den im Intereſſe 
der Geſamtheit wie der Einzelſtaaten zu wünſchenden Erfolg zu ſichern, bedarf es 
eines ſteten Zuſammenwirkens folcher Bevollmächtigten und der Übereinftimmung 
ihres Handelns, ſowohl ihren Kommittenten, als der —— Zentralgewalt 
gegenüber, welcher ohne Zweifel ſelbſt daran gelegen fein wird, bei dem Gefchäfts- 
verfehre — ihr und den Bevollmächtigten zu deſſen Erleichterung und Fürs 
rn Be mit jedem einzelnen für ſich, fondern mit der Gefamtheit derfelben zu 
verhandeln, 

Hieraus folgt einerfeits, daß die Bevollmächtigten notwendig in ben Fall fommen 
werden, fih untereinander zur Bildung einer organifch verbundenen Gefamtheit, 
eines Körpers, eines Kollegiums zu vereinigen, andererfeits, daß ein folches Organ 
der deutſchen Negierungen durch die Art feiner Zufammenfegung und feinen nume⸗ 
riſchen Umfang nicht etwa die Erreichung des Zweckes erfchweren und insbefondere 
einem rafchen Gefchäftsbetriebe nicht Hinderlich werden dürfe. Zufammengefekt aus 
einer Anzahl von Bevollmächtigten, welche der Zahl der bisherigen Bundestags; 
sefandten gleich käme, würde dasfelbe auch in anderer Hinficht nur allguleicht Anz 
ftoß geben, Mißtrauen erregen und die Beforgnis mweden, ald wolle man den 
Bundestag in einer anderen Geftalt wieder aufleben laſſen. 

Muß hieenach die Zahl der Bevollmächtigten nach Möglichkeit befchränft werden, 
darf fie — wie e8 hier als notwendig anerfannt wird — im äußerften Falle nicht 
über elf, in der Regel nicht über fieben hinausgehen: fo liegt darin für die meiften 
deutfchen Regierungen zugleich die Aufforderung und die Notwendigkeit fich zum 
Behufe gemeinfchaftlicher Vertretung durch einen Bevollmächtigten einem anderen 
größeren deutfchen Staate, welchem fie durch ———— und Gleichartigkeit 
der Intereſſen näher verbunden ſind, ——— und mit demſelben in denjenigen 
Fällen, wo es auf Beſchlußfaſſungen in gemeinſamen Angelegenheiten ankommt, 
eine Stimme zu führen, Was die Verteilung der Stimmen für derartige Beſchluß— 
faffungen betrifft, fo wird fie bilfigerweife, wie in pleno der bisherigen Bundes; 
verfammlung —* dem Maßſtabe, welchen die Leiſtungen der betreffenden Staaten 
für die Geſamtheit — ſei es an Militaͤrkontingenten, ſei es an Geldbeiträgen — 
darbieten, mithin nach dem Bevölkerungsmaßſtabe, erfolgen müſſen. 

Aus den obigen Erwägungen find die Vorſchläge hervorgegangen, welche Ew. ... 
in metallographierten Beilagen bier angel offen finden.! Sie fönnen ald Grund; 
züge zu einer, in diefer Angelegenheit zwifchen den deutſchen Regierungen zu freffenz 
den Vereinbarung dienen, obwohl fie manche, durch eine folhe Vereinbarung zu 
befimmende Punkte, namentlich die Frage wegen des Vorfiges bei den Verband; 


ı Gedr, Roth u. Merd 2, 6ff. 
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lungen des fraglihen Kollegiums, abfihrlih unberührt laffen. Daß diefer Vorſitz 
jest, wenn diefe proviforifhe Einrichtung zuerft ins Leben tritt, Preußen über; 
tragen werde, wird um fo billiger fein, als der Reichsverweſer dem Kaiferlich öfter; 
reihifhen Haufe angehört. Die näheren Beftimmungen hierüber, wie über die 
anderen hierher gehörigen noch offenen Fragen mögen weiterer Verftändigung 
beim Zufammentritte der Bevollmächtigten vorbehalten bleiben. 

Bon viel größerer und augenblidlicherer Wichtigkeit ift e8 dagegen, daß die Ne; 
gierungen Deutfchlands durch einen Schritt, wie der ift, welchen wir jet vorfchlagen, 
den Beweis ihres Einverftändniffes und ihrer Bereitfehaft zum einmütigen Zu— 
fammenwirfen ohne Verzug an den Tag legen. Es ift für die gegenwärtige Geftal; 
tung der Verhältniffe Deutfchlands von größter Wichtigkeit, daß der Meinung fatz 
fählih begegnet werde, als rechtfertige der Mangel an Einvernehmen unter den 
Regierungen felbft die möglichfte Ausſchließung ihrer Mitwirkung von der Behand⸗ 
fung der großen gemeinfamen Angelegenheiten. 

Zur Einleitung der gewünfchten Vereinbarung wollen Ew. . . . die gedachten 
Borfhläge nunmehr unverzüglich zur Kenntnis der Regierung bringen,’ bei welcher 
Sie beglaubigt find, deren Annahme mit geeigneter Benutzung und Geltend- 
machung der oben dargelegten Motive angelegentlich bevorworten, ebenfo anz 
gelegentlich aber auch darauf hinwirken, daß ſchleunigſt eine beffimmte Erflärung 
je * RO: erfolge, und diefe Erklärung binnen fürzefter Frift hierher ge; 
angen laſſen. 

Wir dürfen hoffen, daß feine deutſche Regierung das Gewicht der mannigfachen 
gemeinfamen Intereffen, welche eine raſche Verftändigung über unfere Vorfchläge 
unter ben obwaltenden Umftänden dringend erheifchen, verfennen und denfelben in der 
Hauptfahe ihre Zuſtimmung verfagen werde. 


6. Inſtruktion des Miniftertumg für Camphaufen. 
Kopie, 

Berlin 1848. Juli 30. 
Nahdem S. M. der König €, E. zu Seinem Bevollmächtigten bei der provi— 
forifhen Zentralgewalt in Frankfurt zu ernennen geruht haben!, liegt e8 dem 
Staatsminifterium ob, fih über die Anfichten und Grundfäge auszufprechen, 
welche e8 in der Behandlung der deutfchen Angelegenheiten zu den on gedenft, 
und durch welche 7 re Stellung und Ihr Verfahren der Zentralgewalt gegenüber 
wird bedingt fein, in der Überzeugung, daß es notwendig iſt, von vornherein eine 
flare und geficherte Stellung einzunehmen und fich über die leitenden Gefichts; 

punkte, wie über die Grenzen unferes Handelns zu verftändigen. 
Die Königliche Regierung ift bereit, ihre volle und fräftige Unterflüßung und 
Mitwirkung denjenigen Mafßregeln zuzuwenden, welche dazu beitragen ‚fünnen, 





’ Die fgl, Ernennung und Vollmacht hatte der Minifterpräfident ihm bereitd am 29. Juli 
überfandt und in einem Begleitfchreiben die nötigen Hilfskräfte zur Verfügung geftellt. 
(Auszüge daraus f. Caſpary 243.) Die Vollmacht (vom 29. Juli, Sansſouch betraut Camp- 
haufen im Vertrauen auf fine echt deutfche Gefinnung mit Herftellung der Verbindung, 
melde im Sinne des $ 14 des Befchluffes der Nationalverfammlung vom 28. Juni zwifchen 
dem Reichsverweſer und der Preußifhen Regierung zu eröffnen fei. Er habe ſich demgemäß 
über alle diefem Beſchluſſe ver ngenden Mafregeln mit dem Meichsverwefer und dem 
Reihsminifterium zu verfländigen und deren Ausführung durch die Preufßifche Regierung, 
fomwelt tunlih, zu vermitteln, Annerbalb ber Grenzen feiner ollmacht und Infteuftion 
gar er nad Gutfinden au handeln, Fönne ſich auch durch einen anderen vertreten laffen. 

as er Innerhalb diefer Grenzen erfläre oder unterfchreibe, verfpreche der König auf fein 
Königlihes Wort zu genehmigen, Die Ca NAAR, ©, 243 unten gegebene von Camphaufen 
felbft herrührende Sufammenfaffung feiner Infteufton ſtammt nicht ans diefer Zeit, fondern 
iſt dem Bericht vom 14. Dey. 1848 entnommen, ſ. unten Bellage ar, 
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das Band der Einigkeit und des gemeinfamen Handelns zwifchen den einzelnen 
deutfhen Staaten fefter zu Enüpfen, und fie zu dem einigen Bundesftaate zu ver; 
binden, in welchem ein jedes Glied mit dem vollen Schuße feiner Rechte und Inter; 
efien zugleich die ihm gebührende Teilnahme an dem gemeinfamen Handeln finden, 
und dag volle Gewicht feiner eigentümlichen Kraft in die Wagfchale des Ganzen legen 
könne. Sie wird e8 — daher angelegen * laſſen, von ihrer Seite die Einigkeit 
und das Einverſtändnis mit der Zentra — und der Nationalverſammlung 
durch freundliches Entgegenkommen nach Kräften zu erhalten und wird, ſoweit es 
an ihr liegt, alles vermeiden, was zu Mißverſtaͤndniſſen oder zur Uneinigkeit führen 
könnte. Sie erwartet dagegen von der anderen Seite ein gleiches Entgegenkommen 
und eine entſprechende beſonnene Rückſichtnahme auf die beſonderen Intereſſen und 
die politiſche Stellung Preußens. 

In bezug auf die künftige definitive Feſtſtellung der Verfaſſung Deutſchlands 
muß die Regierung S. M. des Königs vor allem an dem Grundſatze feſthalten, 
daß folche nur mit Zuftimmung der Regierungen erzielt und gu rechtlicher Geltung 
erhoben werden kann. Für jetzt handelt es fich nur noch um die Beziehungen der 
einzelnen Regierungen zu der proviſoriſchen Zentralgemwalt, J welcher dieſelben 
jedenfalls noch eine andere Stellung einnehmen, als ſie es bei definitiv geregelter 
Verfaſſung zu einer zentralen Behörde tun werden. Bei dieſer definitiven Geſtaltung 
der deutſchen Verfaſſung muß Preußen, welches auch die beſtimmte Form ſein 
möge, unter der ſich die gemeinſame Regierung darſtelle, den Auſpruch erheben, in 
derſelben denjenigen Einfluß und denjenigen Anteil an der Führung der gemein 
famen Angelegenheiten zu erhalten, welcher feiner wirklichen Macht, als ein or; 

anifches Ganzes, und feiner bisherigen Stellung in dem europäiſchen Staaten; 
yfiem entfpricht. 

Nur unter der Vorausfesung, daß Preußen diefe Stellung eingeräumt werde, 
würde das Staatsminifterium S. M. dem Könige raten fönnen, die Unabhängig: 
feit der Souveränetät in der Weife zu limitieren, daß in der Zufunft und bei der 
definitiven Gefamtverfaffung eine gemeinfame Vertretung des ganzen Deutſchlands 
dem Auslande —— ſtattfinde, daß der definitiven Zentralgewalt ein bedeuten⸗ 
der Einfluß auf die —*— des geſamten Heerweſens eingeräumt, und daß bei 
Annahme eines reisen hen Grenzzollfuftems ein gemeinfame Verwaltung, 
und möglichermweife eine gemeinfame Vereinnahmung der Zollrevenüen eintrete. 

Was nun aber bis dahin die Behandlung des jeßt zunächſt vorliegenden provi—⸗ 
forifchen Zuftandeg betrifft, fo ift die Königliche Regierung überzeugt, daß ſowohl die 
Pflicht gegen das eigene preußifche Volk als die Rüdficht auf den wahren Nutzen des 

efamten deutſchen Vaterlandes es erfordere, daß Preußen feine ftaatlihe Selb; 

Andigfeit und feine bisherige anerfannte und einflußreiche Stellung unter den 
europäifhen Mächten nicht unbedingt an eine noch nicht geftaltete Gegenwart und 
an eine noch ungewiſſe nr aufgebe. E8 würde fich durch dag Aufgeben feiner 
Selbftändigfeit die Möglichkeit abfehneiden, auf die Geftaltung der Zukunft einz 
zuwirken, und fich willenlos dem überliefern, was von anderen Seiten her über 
dasfelbe verhängt werden möchte; e8 würde die ihm jeßt innewohnende Kraft, 
deren Deutfchland in diefem Augenblid mehr als je bedarf, ſchwächen und para— 
Infieren, und dadurch Deutfchland des Armes berauben, durch welchen eg ſtark und 
geachtet fein fan. Die Königliche Regierung kann fih daher die Organe ihres Han⸗ 
delns nach außen hin nicht nehmen laffen;z fie muß während der Zeit des Provi— 
ſoriums jedenfalls ihre felbftändige Vertretung im Auslande, neben der von der 
Zentralgewalt anzusrönenden Vertretung Deutfchlandg, beibehalten, weil fie nur 
duch diefe ihre auf Verträgen beruhenden Beziehungen mit den fremden Mächten 
fortführen und denfelben gegenüber diejenige Wirffamfeit und denjenigen Einfluß 
ausüben kann, welchen fie für die gemeinfamen Intereffen Deutſchlands geltend zur 
machen und dadurch die deutſchen Gefandtfhaften zu unterftügen jederzeit bereit 
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ift, Ebenfowenig kann fie den Heerbefehl und die Handhabung des gefamten Heer⸗ 
weſens des Preußifhen Staates aus den Händen geben; durch Eingriffe in die 
militärifhen Einrichtungen könnten diefelben nur desorganifiert und gerade für 
die Verteidigung Deutfhlands unbrauchbar gemacht werden. Dabei verfteht es 
fih von felbft, daß die Königlihe Regierung die nach bundesmäßiger Verpflichtung 
zu ftellenden Kontingente für Bundeszwede jederzeit der Oberleitung des Reichs; 
verwefers zur Dispofition ftellen wird. 

Die Königliche Regierung hält überhaupt an dem Grundfaß feft, daß, nachdem 
die Bundesverfammlung ihre Funktionen feierlich auf den Erzherzog-Reichsver⸗ 
* übertragen bat, demſelben unmittelbar alle diejenigen Befugniſſe zuſtehen, 
welche die Bundesverſammlung beſaß, gemäß der Bundesakte und der Wiener 
Schlußakte. In dieſem Sinne hat dieſelbe auch die Attributionen anerkannt, 
welche der proviſoriſchen Zentralgewalt durch die Beſchlüſſe der Nationalverſamm⸗ 
lung vom 28. Juni d. J. übertragen worden ſind. Ihren Verpflichtungen wird ſie 
in dieſer Beziehung getreulich nachkommen. Was aber über dieſe Befugniſſe hinaus 
liegt, das will fie feineswegs abmweifen, kann dasfelbe aber nur, ebenfo wie die 
praftifhe Ausführung jener Befchlüffe, ald Gegenftand der Vereinbarung zwiſchen 
ihr und der Zentralgemwalt anfehen, welche auf dem Wege freundlicher Verftändis 

ung ohne Zweifel zurerreichen fein wird, foweit e8 fih um das wirkliche deutſche 
Snterefte handelt, Ihr Bevollmächtigter wird demnach, indem er zu jeder innerhalb 
jener Bundespflichten BEENDEN Forderung ihre Zuſtimmung erklärt, zugleich zu einer 
ſolchen Verftändigung die Hand bieten und diefelbe möglichft zu erreichen fuchen. 
Die Königliche Regierung wird daneben fehr geneigt fein, auch während des 
Proviforiums materielle Verbefferungen zu befördern. Dahin gehören gleiche 
Grenzzölle, Gleichheit von Münze, Maß, Gewicht, Wechfelrecht, Handelsrecht, Nies 
derlaffungsrecht, VBerftärfung des Heeres. 

In besug auf Handelsangelegenheiten ift die nächte und wichtigfte Aufgabe die, 
die Grundlage zu gewinnen, um die Anwendung eines gemeinfamen Tarifs möglich 
zu machen. Die Königliche Regierung hat hierüber feine beftimmten Forderungen 
zu ftellen, fondern erwartet, daß ihe Bevollmächtigter der Zeit gemäß handle und 
dem wirklich vorhandenen Bedürfnis Rechnung —— ſie verlangt weder vorzugs⸗ 
weiſe —— der Schutzzölle noch — gie ſe höhere Zölle, Prämien und 
Differentialzölle, ‚Ars die Hauptſache ift ihre nur, daß wirklich ein gemeinfchaftz 
liher Tarif angenommen werde. 

Außer den Handelsangelegenheiten find ſchon jet mehrfache Verfuche gemacht, 
mittelft der Nationalverfammlung auch außer der eigentlihen Begründung der 
fünftigen Verfaffung andere innere Angelegenheiten zu regeln und gemeinfame Ges 
jege für ganz Deutfchland zu erlaffen. Es kann nicht im Intereſſe der Regierun 
iegen, weder bie Befriedigung wirklich dringender Bedürfniffe zu verfchleben, no 
durch ein paffives Abwarten fich eventuell in den Fall zu feben, einem Be luffe, 
ber wirkliche Intereffen verlegte, Widerftand leiften zu müſſen. Vielmehr ift es die 
Abſicht der Köni a Regierung, in die Verhandlungen über bie — 





ſolcher inneren Verhaltniſſe einzugehen, auf dieſelben einzuwirken und ſelbſt, wo 
es tunlichſt iſt, die Initiative zu ur ver und durch ihr Organ bei der Zentrals 
gewalt und mittelft derfelben in der Nationalverfammlung die betreffenden Fragen in 
Anregung zu bringen, bie Intereffen ihres Landes in verteidigen und ihre Wünfche 
geltend zu machen, Es werben aber in der Megel allgemeine, für alle deutſchen 
Staaten zu erlaffende Geſetze auch nur die — und ne. Prinzipien —* 
ten fönnen, deren Anwendung ſich nach den lokalen Verhältniffen modifizieren wird. 
In dieſem Sinne die Unfihten und Abfichten der Königlichen Regierung bei der 
Zentralgewalt Au vertreten und möglichft zur Geltung r bringen, h die Aufgabe, 
melde bes Königs Majeftät mit vollem Vertrauen in E. E. Hände a — 
v. Auerswald, 
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7. Minifterpräfident v,. Auerswald an Camphanfen. 
Kopie. 
Berlin 1848. Juli zı. 


In der beigefügten Überficht finden €, €, diejenigen Erklärungen nach ihrem 
weſentlichen Inhalte zufammengeftellt, welche über die denfelben befannten dies; 
feitigen Borfchläge 

wegen Bildung eines proviforifhen Rates von Staatenbevollmächtigten für 

die Verhandlungen mit der proniforifhen Zentralgemwalt, 
infolge der dieferhalb auf diplomatifhem Wege ergangenen Mitteilungen an die 
deutfhen Regierungen, von den leßteren teils mittelbar, teils unmittelbar big jet 
abgegeben worden find, 

ach der fich daraus ergebenden Art und Weife, wie jene Borfchläge von den 
betreffenden Regierungen aufgenommen find, dürfen wir wohl nicht mehr er; 
warten, daß der in denfelben dargelegte und durch die Königlichen Gefandtfhaften 
nach Maßgabe der Zirfulardepefche vom 17. v. M.! näher motivierte Plan noch zur 
- Ausführung fommen werde. 

Haben wir demnach den Verfuch einer Vereinbarung unter fämtlichen deutfchen 
Regierungen in betreff ihrer mit der proviforifhen Zentralgewalt zu verhandelnden 
gemeinfamen Angelegenheiten als mißlungen zu betrachten, fo werden fich doch die 
nah Frankfurt a. M. zu der Zentralgewalt abgeordneten Bevollmächtigten ein; 
zelner, durch gemeinfame Intereffen miteinander näher verbundenen Staaten, 
über einverftändlihe Wahrnehmung folder Intereffen vereinigen können. 

€, €, ftelle ich daher ergebenft anheim, zu dergleichen Verftändigungen, wo fi 
Gelegenheit und entgegenfommende Bereitwilligfeit dazu zeigt, gefälligft die Hände 
bieten und denjenigen Staatenbevollmächtigten, welche Ihnen in diefer Beziehung 
Vertrauen zu erkennen geben, und bei deren Kabinetten Sie den Wunfch einer ein; 
verftändlihen Behandlung der deutſchen Angelegenheiten mit dem unfrigen vor; 
ausſetzen dürfen, mit gleihem Vertrauen entgegen zu fommen. 

Ich behalte mir vor E. E. von den Verftändigungen, welche hier in gleicher Weife 
ftattfinden möchten, in fortlaufender Kenntnis zu erhalten. 


Aberſicht. 

Sfterreich. Wegen Abweſenheit des Miniſters Freiherrn von Weſſenberg von Wien hat 
noch feine beftimmte Erflärung erteilt werden können. Das Nefultat einer diesfälligen Bes 
fprehung im Minifterrate, wovon der 35 Geſandte aber nur außeramtlich Kenntnis 
erhalten, geht dahin, daß man ſich öſterreichiſcherſeits mit den Hauptpunkten der Vorſchläge 
wohl einverſtanden erflären dürfte, in feinem Falle aber ſich dazu verſtehen wird, zum Zweck 
der — über deren Ausführung einen Beauftragten nach Berlin zu ſenden. 

Bayern. jr A fih der Herr Minifter Graf v. Bray auf die erfte Mitteilung der 
Vorfhläge gegen den biesfeitigen Heren Gefandten zurückweiſend und in fehr gereister 
Stimmung über diefelben mündlich — — weil man Bayern in dem zu bildenden 
Rate nur eine Stimme zugeteilt und keinen bayriſcherſeits mit zu vertretenden kleineren 
Staat überwiefen habe — wird in einer, infolge Allerhöchfter Befhlußnahme erlaffenen Note 
vom 22. Juli d. J. erflärt: 

Die Bayerifhe Regierung erkenne es mit lebhaften Danke an, daß das Königlich 
Preußiſche Kabinett in vorliegender Sache die Initiative ergriffen habe und flimme mit 
den weientlihen Grundzügen der Vorfchläge überein; — ihr Gefandter, Graf Lerchenfeld, 
werde fich alsbald auf feinen Poften nah Berlin begeben, um fie bei den dortigen Bes 
fprehungen der Sache zu vertreten und die wenigen Modifikationen anzuregen, welche ihr 
wäünfhenswert und fahförderlic erſchienen. Zu einem entfprechenden Benehmen, wobei 
jedoch die preußifhen Vorfhläge wegen des „Vermittlungkörpers“ zur Grundlage dienen 
müßten, fei auch die Bayerifche Gefandtfhaft am Wiener Hofe angemwiefen worden. 


ET 
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Königreih Sahfen. Die Königlih Sähfifhe Regierung erklärt fih mit den Vor; 
fhlägen im allgemeinen unter der Vorausſetzung einverftanden, daß die übrigen deutfchen 
Regierungen ihre Zuffimmung nicht verfagen. Sie glaubt, daß die genauere Feftftellung 
einzelner Punkte am füglichften durch die vereinigten Bevollmächtigten felbft bewirkt werden 
könne; verwahrt fih aber ſchon jeßt gegen die vorgeſchlagene Stimmenverteilung, wonach 

erreih und Preußen grundfäglih immer die Majorität im Bevollmächtigtenrate haben 
wärden, und will jedem von beiden Staaten nur zwei Stimmen zugeteilt wiffen, wobei 
a den übrigen Staaten zufammen grundfäglih immer die Majorität, Öfterreich und 
Preußen aber, fo oft fie aus guten Gründen in einer Anficht übereinfommen, leicht eine oder 
a pe der übrigen Stimmen für diefelbe gewinnen werden. 

urbeffen. Die Kurfürftlihe Regierung fcheint gegen die Vorſchläge nichts anderes zu 
erinnern zu finden, als daß die permanente Vertretung der fiebenten gemifchten Staaten, 
it im Bevollmächtigtenrate nicht ihr ausfchließlih, fondern gemeinfhaftlih mit der 
Großherzoglih Heffifhen Negierung zugeteilt worden ift, und führt zur Begründung ihres 
Anſpruchs auf diefe alleinige permanente Vertretung eine Menge von Momenten an, nad 
welchen ihr in jeder Beziehung der Vorrang vor dem Großherzogtum Heffen gebühren I 

Großherzogtum Heffen. Naffau. Freie Stadt Frankfurt. Bis zum 23. 

d. J. hatte fich noch feine der betreffenden Regierungen fohriftlich über die Vorfchläge aus; 
gefprochen. Es ift jedoch nur zu wahrfheinlich, daß fie diefelben ablehnen werden, im alls . 
gemeinen aus Beſorgnis vor der terroriftifhen Stellung der Nationalverfammlung und der 
von berfelben abhängigen Zentralgewalt, deren Einfluß zunächſt ihnen — der geographifchen 
Lage der betreffenden Staaten wegen — bie Berüdfihtigung und Geltendmahung der 
weſentlichſten Negierungsintereffen faft unmöglich macht. Herr von Gagern, in Angelegen⸗ 
beiten, welche fih auf die „deutſche Entwicklung“ beziehen, nach wie vor dirigierender Groß⸗ 
herzoglich Heffifher Minifter, perhorresziert als Präfident der Nationalverfammlung die 
follegialifhe Drganifation der Staatenverfretung und ihre, fih darin ausfprechende, 
Selbftändigfeit der Zentralgewalt gegenüber. Eventuell würde die Großherzoglich Heſſiſche 
Regierung es verfhmähen, gemeinfchaftlich und alternierend mit Kurhefien die achte Staa⸗ 
teneinheit zu vertreten und diefe Vertretung für fich allein verlangen. Naffan und Frankfurt 
fuchen fih aus den oben angedeuteten Gründen mit dem Großherzogtum Heffen möglichft 
auf einer Linie zu halten und finden fih — was namentlih von Frankfurt gilt — bei ans 
dauernden Souveränitätsgelüften dadurch verlegt, daß Preußen im Bevollmächtigtenrate 
drei Stimmen führen foll. 

Die Fürſtlich Shaumburgstippefhe Regierung maht, ohne die Notwendigkeit 
der vorgefchlagenen Errichtung einer Vertretung der Staaten bei der Zentralgewalt und die 
Triftigfeit der für die Modalitäten derfelben diesfeits geltend gemachten Gründe zu vers 
fennen, ihre definitive Erklärung von dem Nefultate einer eingeleiteten Kommunikation mit 
der Königl. Hannoverfchen Regierung abhängig und will, wenn dort die wohlmeindende Initias 
tive erging anerkannt wird, fich der vorgefhlagenen Einrichtung vertrauensvoll anſchließen. 

Bis um Schluffe der vorftehenden —— fehlen dem Verfaſſer zu deren Vers 
vollftändigung noch die Erflärungen von Hannover, Württemberg, Baden, den Großherzogs 
fihen Regierungen von Medlenburg, Dldenburg, Luremburg und SachfenWeimar, der 
Herzoglichen —— en von Sachſen und Anhalt, der Fürſtlichen Regierungen von Schwarz⸗ 
burg, Hohenzollern, Walded, Lippe (Detmold) und Neuß, der freien Hanfeftädte Lübed, Bres 
men und Hamburg. 

Bon den in Rede ſtehenden Vorſchlägen he ſchon unterrichtet, pe der Reihsminifter 
des Innern und der Auswärtigen Angelegenheiten, Herr von Schmerling zu Frankfurt a. M. 
der vorgefhlagenen Staatenvertretung feinen vollften Beifall infoweit erteilt, als es fih um 
Reduktion der Vertreter auf fieben Bevollmächtige und um Verteilung ber zu vertreten, 
den Staaten in bie betreffenden fieben Komplere — dagegen aber die Einſetzung 
eines formlichen Kolleglums mit Abſtimmung und Beſchlußnahme hauptſächlich um deswillen 
für unzulaͤſſig erkllärt, weil fie mit der gebietenden Stellung unvereinbar ſei, welche die 
Zentralgewalt — den Landesregierungen gegenüber — einnehmen wolle und mäffe, 


Meimar.! Der Minifter Watzdorf bat nach Beratung im Konfell mündlich erflärt, daß 
er einige Bedenten trage, auf bie gemachten Unträge einzugeben; daß er ſich, bevor er ants 


. Der hier beginnende Abfenitt if von anderer Hand nachträglich hinzugefügt, umfaßt 
alfo offenbar fpäter eingelaufene Antworten, 
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worten könne, mit den anderen fähfifhen Regierungen benehmen müſſe, daß aber Weimar 
fi dem, was beliebt werden möchte, nicht er na werde. Das Bedenken fchien, nach ver; 
traulihen Äußerungen, die Furcht vor dem Eindrud der Mafregel in Frankfurt, die Schen 
vor der Unterordnung unter ben a he —** und vor dem zu großen Übergewicht 
Sſtereichs und Preußens. Auch ſeien die Befugniſſe der Zentralgewalt ſelbſt noch zu wenig 
u a um eine folhe Behörde neben fie zu ftellen. 
aden. Der Minifter von Dufch hat erklärt, Baden fei mit den preußifchen Vorfchlägen 
einverftanden, und bereit, auf Grund derfelben in Verhandlung zu treten; mit Ausnahme 
eines Punktes: Baden made nämlich Anſpruch auf eine felbftändige Stimme und werde dafür 
—* eine angemeſſene Vermehrung der Stimmen Preußens, ſowie deſſen Präſidium unters 
en. 
en Von Hannover liegen nur vorläufige Äußerungen vor; der Königliche Ges 
fandte dort fchreibt unterm 20. Juli: Graf Bennigfen feheine, aus früher ſchon in Berlin 
geltend gemachten Gründen, Bedenken zu fragen, doch werde Hannover fich wohl ſchließlich 
im wefentlichen mit den diegfeitigen Vorſchlägen einverftanden erflären. 

Braunfhmweis. Das Braunfchweigfhe Minifterium ift damit einverftanden, daß die 
Regierungsbevollmächtigten ein Kollegium bilden, daß fie nach Mehrheit der Stimmen fi 
entfcheiden, und daß Preußen in diefem Kollegium den Vorfig führt. Dagegen hält es die 
Bellimmung, daß die Hleineren Staaten ihre Vertretung den größeren delegieren, nicht für 
angemeffen, fondern hält es für geeigneter, daß die bisherigen Beftimmungen über die 
17 Stimmen des engeren Rates der Bundesverfammlung beibehalten werden. Es würde 
nur eine Höchft dringende Notwendigkeit die Heineren Staaten bewegen können, die Möglich; 
feit, durch ein Drgan ihre Intereffen bei der Reichsgewalt direkt zu vertreten, ganz aufzugeben, 
und fich nicht nur dieſer, fondern auch inoleie einem anderen größeren Staat unterguordnen. 
Ansbefondere würde für Braunfhmweig die Unterordnung unter Hannover bedenklich fein, 
wegen der Verfchiedenheit der Zolls und Handelsintereffen, und weil eine folhe Verbindung 
der Bevölkerung des Landes höchſt unerwünſcht fein würde. 

Kurheffen. In der Note vom 25. Juli erflärt die Kurheſſiſche Regierung, fie fei mit der 
Notwendigkeit einer Verftändigung vollkommen einverftanden, und finde es fehr geeignet, 
daß hierbei der mitgeteilte Entwurf * Grunde gelegt werde. Nur glaubt ſie vorlaͤufig 
bemerken zu müſſen, daß bei ber Beſtimmung unter IV.7. Kurheſſen fich die erſte Stellung 
in der Kurie würde vorbehalten müſſen, welche ihm A einer Gefhichte und beftehenden 
Verträgen zukomme, und daß durch den —— unter VIII * ſehr das bisher für das 
Plenum der Bundesverſammlung feſtgeſetzte Stimmenverhältins alteriert werde. Auch 
glaubt ſie, daß man nur im Einverſtaͤndniſſe mit der Zentralgewalt eine ſolche organiſche 
Einrichtun paffen fönne, und daher fich darüber mit dem Reichsverweſer werde benehmen 
müffen. Geheime Rat Jordan fei bereits zum an Pie Staatenbevollmädhtigten ernannt. 

alded, Die Fürftlih Waldediche Regierung erklärt in ihrer Note vom 24. Juli, daß 
fie mit den Preußifhen Vorſchlägen nicht nur einverftanden fei, fondern auch den Wunſch 
ne dem Königreich Preußen bei der in Frage ſtehenden Nepräfentation eine Einheit 
u en. 

Didenburg. Der Großherzog findet die preußifchen Vorfchläge fehr geeignet, in reifliche 
Erwägung gezogen zu werden; gleichwohl fieht er fich jet nicht imftande, einen beftimmten 
Entſchluß darüber zu faſſen, um fo weniger, da der Dldenburgfche Bevollmächtigte in Frank; 
furt a. M. ſchon infolge des Schreibens des Reichsverweſers vom ı5. d. M. beauftragt if, 
die Beziehungen zu der Zentralgewalt zu vermitteln. Auch feien die noch in Frankfurt an; 
weienden Gefandten fchon über ſehr abweichende, von anderer Seite gemachte Vorfhläge in 
nähere Einigung getreten. Die Großherzogliche Regierung behält fih vor, über die folgen, 
reihen preußifhen Vorſchläge in nähere Verhandlung zur treten. (Note vom 25. Juli.) 

Luremburg. Der Kgl. Niederländ. Minifter d. ausw. Angel, hat dem Gefandten eröffnet, 
daß der König-Großherzog und Herzog mit der Abficht, die die preufifchen Vorfchläge hervor; 
8 und dem Prinzip, auf dem fie beruhen, einverſtanden ſei, ſich aber in betreff der Aug; 

ührung noch nicht äußern könne, fondern zuvörderſt die weitere Geftaltung der Dinge abs 
5 und vor allem auch darüber direkt mit dem Reichsverweſer Rückſprache nehmen laſſen 
* 

Lippe⸗Detmold. Detmold bedauert, auf die preußiſchen Vorſchläge nicht eingehen zu 

können, e8 glaubt die Berüdfihtigung feiner Intereffen nur von einer fpesiellen Vertretung 


* —— — erwarten zu müſſen, wonach ja auch die letztere ſchon den Wunſch aus; 
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Bayern. Bayern iſt, nach den Außerungen des Minifters, Grafen Bray, gern bereit, 
Preußen den Vorſitz in dem Kollegio zu übertragen, hofft aber, daß Preußen und Hfterreich 
fih mit zwei Stimmen begnügen werden. Wenn die Verftändigung erzielt fei, werde man 
am geeignetften Preußen die desfallfigen Mitteilungen an die deutſche Nationalverfammlung 
überlaffen; man fei einverftanden, = zu den Besollmädtigten nicht Mitglieder der Biss 
berigen Bundesverfammlung zu wählen feien. 


8. Camphaufen an Geheimrat Eoftenoble. 
Eigenhd. Konzept. Ben. Cafpary 253. 


Frankfurt 1848. September 9. 
Verehrter Freund! Das Reſultat der Verhandlung vom 7." hat mich ebenfo 
fehr überrafcht als niedergefhlagen. Einen Rat von hier aus zu geben — abgefehen 
davon, daß er wahrfcheinlich zu ſpät käme — kann ich nicht unternehmen, ohne die 
Kenntnis der Verhältniffe und der öffentlichen Stimmung, die fih aus den Zeis 
tungen und ohne perfönliche Anwefenheit nicht erfchöpfend gewinnen läßt. Es 
gibt hier feine Perſonen, welche vorgefhlagen werden fönnen, um ein neues Mis 
nifterium zu bilden auf der Grundlage der Majoritätsabfiimmung vom 7., denn 
diefe Grundlage ift unannehmbar. Man kann die Hoffnung hegen, daß — diefem 
Wege die Berfammlung felbft innehalten wird, die Hoffnung, daß ein Minifterium 
Waldeck, Rodbertus uſw. nur kurze Zeit regieren würde, weil die Majorität vom 7. 
nur eine fcheinbare, aus einem undauerhaften Zufammentreten des Zentrums und 
der Linken entfiandene ift; allein das Erperiment wäre fehr gefährlih.” Ob aber 
der Widerftand des Ze in milder Form autäitie oder noch gefährlicher wäre, 
das vermag ich von hier aus nicht zu beurteilen, Übrigens muß ich nach den ob; 
waltenden Umftänden und nach den Andeutungen in den Zeitungen fohlteßen, daß 
bei Ankunft diefes Briefes längft ein Entfchluß gefaßt iſt. Öſterreichs Stern fteigt, 
der preußifche finft; ich bin darüber in Verzweiflung. Daß die Rückwirkung der 
Berliner Befchlüffe viele Stimmen in der Waffenftillftandsfrage von ung abwendet, 
muß ich leider befürchten, doch gebe ich den Mut nicht auf und wirke fort, folange es geht. 
Sie werden mich zu wahrem Dante verpflichten, wenn Ste mich vertraulich von 
der Entwidlung der dortigen Zuftände unterrichtet halten wollen. 


9. Ludolf Camphauſen an Otto Camphauſen. 
Eigenhd. Konzept. — Auszug Caſpary 257. 
Frankfurt 1848. Sept. 19. 


Es iſt mir —* wehmütig, daß nachdem Du mich erſt vor wenigen Tagen vers 
Laffen Haft, ich Dir num diefe Zeilen durch einen zweiten Getreuen nachfenden muß, 
der auch ——* zurückkehrt.“ Zu der Iſolierung kommt nun aber heute abend 
noch ein neuer feitifcher Fall, Schon in dem heute abgegangenen Briefe deutete 
ih Dir an, daß die Sendung von Schwerin mir nicht behage; doch ſchätze ich 
Schwerin hoch genug, um von ihm zu erwarten, daß er einen meine Stellung vers 
berbenden Antrag abgelehnt haben würde, Bedenklicher ift die Nachricht, daß 


» (ber ben befannten Steinfhen Antrag. 

» Hier folgte urfprünglich folgender durchftrihene Abfag: „Um an einen andern Meg zu 
denlen, müßte man, wie peost die Verhältniffe kennen: die Stimmung des Königs, den 
Mut feiner Drgane und b Boltsrichtung. Eine —— würde wahrſcheinlich zur Revo⸗ 
lutlon führen; ob aber die Weigerung auf Grund der vom Miniſterium beſtrittenen exelutiven 
Gewalt der Berfammlung das Minifterium zu entlaffen, ob die Verlegung der Verſammlung 
wegen Unfreiheit ber Beratungen ausführbar wäre, ob bie jegigen Minifter oder ein Teil ders 
felben, von ber = en an dad Unternehmen gehen würden, das wage Ich von bier 
aus nicht gu beurteilen, ‚ leider ift Preußens Stern am Sinken. Man möchte biutige 
Tränen barüber weinen.” 

» Dberflleutnant Fiſcher. 
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Stodmar morgen ebenfalls nach Berlin geht. Bon Gagern hatte es mir angedeutet; 
er wollte wiffen, was man von Berlin zu erwarten habe; unter anderem wollte er 
auch wiffen, ob er in Berlin persona grata fein werde, und als ich ihm bemerkte, 
daß ich ihm meine Anficht darüber wiederholt ausgefprochen, meinte er: Ja „meine“ 
Anfiht. Die Sendung von Stodmar wird die Tendenz haben, einesteild Zus 
fiherungen zu erwirfen, andernteils den innerften Kern der preußifchen Intentionen 
zu ermitteln und allenfalls darauf Einfluß zu äußern. Sie ift in zwei Beziehungen 
gefährlich: Erſtens weil Stodmar dag perfönlihe Vertrauen des Königs genießt, 
der zuweilen in feinen Außerungen mit dem Minifterium nicht übereinftimmt, fo 
daß Stodmar denfen fünnte, er habe den König, alfo mehr als ich, der nur dag 
Minifterium habe. Zweitens weil Stodmar Zufiherungen vom Minifterium ers 
halten könnte, fchlimm wenn fie mit dem übereinftimmen, was ich bevorworte, 
noch fohlimmer, wenn fie davon abweichen. 

Du weißt, wie ich mit Gagern ftehe; er hat meine Avancen freundlich eruft 
aufgenommen, aber mir big Get weder Vertrauen gezeigt, noch mich gefucht. 
Stockmar hat mande ihm von mir gepredigte Ideen als feine eigenen wieder; 
geboren; doch hängt er noch mehr an einem einigen Oberhaupte und fieht in mir 
nicht Preußens letztes Wort. Wenn diefe Männer in das Minifterium treten mit 
der Erfahrung, daß fie wichtige Dinge in Berlin ohne mich direkt betreiben können 
und müſſen, ja wenn fie nur hineintreten ohne die Überzeugung, daß fie die Dinge 
duch mich machen können und müffen, fo kann ich hier nichts nügen, Um fo unhalt; 
barer wäre meine Stellung, weil ich gerade jegt das Odium der Verteidigung einer 
Sache auf mich Iud, worin die Fehler nicht fehlten; fo daß ich brauchbar erfcheinen 
würde als Advokat einer zweideutigen Sache, aber nicht brauchbar als Nepräfentant 
des Hochherzigen in der preußifchen Politik, 

Man möge Schwerin und Stodmar mit größter Freundlichkeit empfangen und 
anhören. Uber wenn ber König wirklich noch Vertrauen zu mir hat, fo wünfche ich, 
daß er es dem Baron Stodmar zu erkennen gebe und ihn am mich verweiſe; und 
wenn das Minifterium meine Dienfte fortbenugen will, fo muß es feine Verband; 
lungen ohne mich eingehen und gerade in dem gegenwärtigen Falle von Gagern 
und Stodmar fühlen laffen, daß man in Berlin dem Beoollmächtigten vertraut 
und nichts hinter feinem Rüden tut. 

Ich bin daher feft entfchloffen, fofort meine Stelle niederzulegen, wenn Heinrichs 
Gefandte demfelben nicht bei ihrer Rückkehr die Gemwißheit bringen, daß der Weg 
nach Berlin über die Mainzer Chauffee geht. Fifcher hat den Auftrag übernommen, 
das dem Könige und den Miniftern zu fagen, und wenn Du dazu die Gelegenheit 
haft oder nehmen willft, fo werde ich Dir fehr dankbar fein, fo wie ich auch hoffen 
darf, daß Du bei Deiner genauen Kenntnis der hiefigen Lage mit mir einverftanden 
fein wirft. Ich bin gewiß gerne bereit, hier fortzumirfen; allein wenn die wog? 
nur einmal erfahren, daß fie mir auf der Nafe tanzen dürfen, fo bin ich eine lächer; 
fihe Figur und kann durch jeden erfeßt werden. Stodmar würde dazu gerne bereit 
fein; von Arnim, der heute den ganzen Tag bei ihm war, nicht zu reden, 

Daß meine frühere Anficht über Deine Prädeftination in Erfüllung ging, über; 
rafchte mich nicht, doch wäre auch mir für Dich noch lieber das —— 
tariat als dag Portefeuille. Ob Dir v. d. Heydt dienen würde, muß ich bezweifeln. 
Meviffen als Auswärtiger wäre eine Farce. Gute Nacht. 


10. Graf Dönhoff an Camphanfen. 
f —an * 
Berlin 1848. September 21. 
€, €, habe ich mir nicht verſagen wollen, gleich heute ſelbſt ganz ergebenſt an⸗ 
zuzeigen, daß S. M. der König mir die Leitung des Minifteriums der auswärtigen 
Angelegenheiten heute zu übertragen geruht haben. — Es ift mir fehr erfreulich, 


270 Dönhoff 1848 September 21; Camphauſen September 24. 


dadurch mit E. €, in nähere Gefhäftsbeziehung zu freten und es bleibt mir nur 
übrig, mich Ihrer geneigten Unterftüsung und Gemwogenheit zu empfehlen. 

€, €, gefällige Schreiben vom 19.! ergaben, daß das Neichsminifterium fich mit 
der Idee befchäftigt, alle demokratiſchen Vereine in ganz Deutſchland zu verbieten. 
Man wird diesfeits ein folhes Verbot nur fehr gerne ſehen können; und das Staats; 
minifterium ftellt €. E. anheim, falls eine Einwirkung auf deffen Erlaß tunlich ift, 
diefelbe eintreten zu laffen. Auch ift das Staatsminifterium von der Jdee aus; 
gegangen, daß vielleicht die Verlegung der deutfhen Nationalverfammlung von 
Frankfurt in einen weniger erponierten, mehr im Centro von Deutfchland gelegenen 
Drt in Frage fommen könnte; eine ſolche Verlegung würde preußifcherfeits nur 
gerne gefehen werden fünnen und die Kgl. Regierung würde für diefen Fall Erfurt 
zur Dispofition ftellen, was im Mittelpunkt von Deutfchland gelegen, durch Eifen; 
bahnen mit allen deutfchen Ländern verbunden, ausreichenden Schug für die 
Zentralgewalt und die Nationalverfammlung darbietet. Des Königs Majeftät 
haben fich hiermit ausdrüdlich dem Heren Minifterpräfidenten gegenüber einver; 
ftanden erklärt. Abgefehen hiervon ift eg überhaupt die diesfeitige Abficht, die Zenz 
tralgewalt in der dermaligen kritiſchen Gefahr, in der fie fich befindet, zu fügen und 
fhüsen. Es find zu diefem Ende an das Kommando des 7. und des 8. Armeekorps 
duch das Kriegsminifterium entfprechende Weifungen ergangen, und der Zentral; 
gewalt möge, wenn tunlich, dabei nahe gelegt werden, wie eg in ihrem, im preußifchen 
und im allgemeinen Intereffe der Ordnung und Gefeslichkeit liegt, daß fie fich ſtets 
mit Preußen im regften Einvernehmen erhalte, 


11. Camphanfen an Graf Dönhoff. 
Eigenhd. Konzept. 
Frankfurt 1848. September 24. 


Vertraulich. E. E. danke ich verbindlichft für die freundliche Mitteilung vom 
21., und beehre mich darauf e ——— daß die in meinem Schreiben vom 19. 
enthaltene Notiz wegen des beim Reichsminiſterium in Anregung gekommenen 
Verbots der demokratiſchen Vereine auf einer von Herrn Oberſtleutnant Fiſcher 
ren Erfundigungen beruhte, daß man aber einen folhen Gedanken ernſt⸗ 
lich nicht gehegt zu haben ſcheint. 39 möchte meinerfeits die Hoffnung nicht aufs 
geben, daß Deutfchland gleih England und Belgien das Verfammlungsrecht ers 
tragen, daß es mit der Nepreffion ftatt der Prävention ausreichen könne. Auf eine 
Verlegung ber ———— hinzuwirken, darf ich nicht empfehlen. Die 
ernſtliche Beratung eines ſolchen Antrages würde, wenn ſie eine Folge hätte, nicht 
die Verlegung nach Erfurt, ſondern die Realiſierung eines noch immer vom Reichs⸗ 
verweſer gehegten Wunfches herbeiführen, nämlich die Verlegung nach Regens— 


burg. 

e €, Andeutung zuvorkommend habe ich gleich nach dem Ereigniffe vom 18. 
den Erzherzog⸗Reichsverweſer befucht und ihn einerfeits der kräftigſten Unterftügun 
der preußifchen Regierung verfichert, andererfeits den Wunſch ausgedrüdt, da 
feine —— nunmehr den natürlicheren Weg des einverſtändlichen Benehmens 
mit den Einzelregierungen einſchlagen möge. Bisher habe ſie geglaubt, die Staͤrkung 
der Zentralgewalt in der Unterordnung der —— ſuchen zu müſſen; 
ſie — dadurch geſchwächt worden, Kräftig könne fie nicht werden trotz der Einzel— 


ent ift die Zentralgewalt durch die hieige Emente Iy geftärft worden und 
die wahrfheinliche Beflegung des Einfalls in Baden wird fie an Kraft gewinnen. 





Me, 10. 
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12. Camphaufen an Graf Dönhoff. 
Eigenhd. Konzept. Auszug Cafpary 261. 
[Stanffurt 1848. Dftober 4.'] 


Vertraulich. Das Verfahren, weldes nah E. E. vertrauliher Mitteilung 
vom 1. Dftober? die Kol, Regierun gg Pa öfterreichifch zitalienifchen 
Angelegenheit eingefhlagen hat?, fiebe wicht in Übereinfiimmung mit den Vers 
abredungen, welche ich bei Übernahme der hiefigen Stelle mit dem damaligen 
Minifterpräfidenten und dem damaligen Staatsminifterium getroffen hatte, und 
nach welchen ich in fortlaufender Kenntnis von der in Berlin befolgten aus; 
wärtigen Politik erhalten werden und von den Föniglihen Gefandten direkt 
Abſchriften ihrer wichtigeren Depefchen erhalten follte, deren mir über die Vers 
handlung wegen Itaͤlien weder von Paris noch von London oder Wien zuges 
gangen find, 

Die allgemeinen Gründe, aus welchen der Bevollmächtigte bei der Zentralgewalt 
in vollftändiger Kenntnis der Beziehungen Preußens zum Auslande erhalten wer; 
den muß, machen fich in dem vorliegenden Falle auch dadurch fühlbar, daß ich nach 
Anhalt meines Berichtes vom 30. September: in die Lage kommen kann, zugeben 
zu müſſen, ſowohl, daß ich nicht unterrichtet, als daß ich hinſichtlich meiner Unter; 
ftellung über das wahrfcheinliche Verfahren der Kgl. Regierung im Jrrtume war, 
ein Zugeftändnig, welches den Glauben an den Wert und die Zuverläffigfeit meiner 
Außerungen zu fehwächen geeignet wäre. 

Die Politik, derzufolge die Kgl. Regierung eine Initiative ergriffen hat, welche 
die Zentralgewalt von der Teilnahme an den Verhandlungen über die italienifchen 
—— ausſchließen müßte, und wovon man behaupten wird, daß ſie nur 
ergriffen ſei, um die Zentralgewalt auszuſchließen, bin ich außerſtande zu vertreten. 
Man wird von dieſem Schritte der Kgl. Regierung, wenn er zur öffentlichen Vers 
handlung fommt, behaupten, daß Preußen Frankreichs Intereffe, welches mit einer 
beinahe lächerlihen Offenkundigkeit ef die Trennung Deutfchlands hinarbeitet, 
zu dem feinigen mache, daß Preußen Öfterreich verleitet habe, die Zentralgemwalt 
— und daß das Streben vorliege, die letztere zu ſchwächen und herab⸗ 
zuſetzen. 

Außerdem iſt mir der Vorfall ein neues Symptom des geringen Vertrauens, 
welches in Berlin auf den glücklichen Ausgang der Einheitsbeſtrebungen in Frank; 
[ent a. M. geſetzt wird, und der Schwierigkeit, Die Bedeutung der Nationalverfamm; 
ung für Preußen zur Geltung zu bringen. 

Wenngleich ich daher die Hoffnung aufgeben muß, ferner hier S. M. dem 
König und dem Lande Dienfte leiften zu können, fo werde ich nichtsdeftoweniger 
in Fortfegung und zum Abfchluffe meiner Berichte vom 1. und 3. Dftober* 
fehriftlih niederlegen, was nach meiner Anfiht gegenwärtig für Preußen nötig 
und rätlich iſt. Auch will ich nicht ausfcheiden, ohme vorher zu einem münd- 
lichen Austaufhe vorzüglih mit E. E. und dem Herren Minifter des Innern 
Gelegenheit zu haben. Ich werde zu dem Ende heute und morgen die drin⸗ 
gendften Angelegenheiten erledigen und übermorgen nach Berlin abreifen, mit 
BE er, daß Sie Sonntag morgen Zeit zu einer Konferenz mit mir finden 
werden. 








ı Das Datum erhellt aus Dönhoffs Antwort vom 6. Dftober. 

* Bisher unbekannt. 

» Näheres darüber habe ich nicht feftftellen können; e8 handelte fich um die Berufung eines 
europäifhen Kongrefies zur Entfcheidung der italienifhen Fragen, zu dem man anfcheinend 
die Zentralgewalt nicht zuziehen wollte, wie aus Dönhoffs Antwort hervorgeht. 

* Bisher unbefannt. 
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13. Graf Dönhoff an Camphanfen. 
Eigenhd. Driginal, 


Berlin 1848. Dftober 6. 


Vertraulich. €, E. vertrauliches Schreiben vom 4. ds. iſt mir — zugegangen. 
Allerdings iſt hier Mitte vorigen Monats — vor meinem Eintritt — verabſäumt 
worden, Sie von der Idee der Teilnahme an der italieniſchen Konferenz zu benach⸗ 
richtigen; ſeitdem werden meine Schreiben vom 2. ds. und 4. ds. Ihnen zugegangen 
fein, worin ſich die dermalige Sachlage entwickelt findet.! Hoffentlich ergibt ſich 
daraus felbft für die weniger vertrauungsvollen Mitglieder des Reichsminiſteriums, 
daß diegfeits Feine Abficht vorgelegen hat, die Reichsgewalt zu übergehen; im 
Gegenteil man würde fich fehr gerne mit der Zentralgewalt über eine gemeinfchaft: 
liche Aktion in diefer Angelegenheit früher verftändigt haben, wenn das Reichs⸗ 
minifterium feine Pläne in diefer Beziehung fhon früher Eundgegeben hätte. Ob 
nunmehr noch eine Konferenz für die italienifchen Angelegenheiten überhaupt zu; 
ftande kommt, fteht dahin, Mit dem hiefigen Urteil und Vertrauen auf das Ge; 
lingen der deutſchen Einheitsbeftrebung hängt jene Angelegenheit in der Tat nicht 
zufammen. Im Gegenteil, man erfreut fich hier mit der größten Anerkennung 
der —. Wirkſamkeit der Zentralgewalt gegen die Anarchie, und alle Sym⸗ 
pathien fteigen hier in demſelben Maße für die Zentralgewalt, als fie bei den Demos 
fraten finfen. Der entfhiedenfte Wunfch herefcht vor, mit der Zentralgewalt im 
engften Einvernehmen zu handeln. 

Dberftleutnant Fifher wird E. E. das Nähere hierüber, fowie darüber, was 
damit zufammenhängt, angetragen haben; er kennt unfere Abfichten vollftändig, 
und ich kann nur wünfchen, daß Sie den Vorſchlägen Gehör gehen, zu denen er 
ermächtigt if. 

Für den Fall, daß E. €, die Idee, auf ein paar Tage herzukommen, was gewiß 
fehr erwünfcht wäre, nicht ausführen follten, erbitte ich mir auch über einige Punkte 
ſchriftlich Ihre Anſicht. 

Man ſcheint in Frankfurt ernftlichft die Abſicht der Beſchleunigung des Vers 
faſſungswerks zu haben, dabei aber doch auch den Regierungen, wenigfteng Preußen, 
mehr Teilnahme geftatten zu wollen wie bisher, 

enft man fich num diefe Teilnahme aber durch ein proviforifches Staatenhaus 
üben zu laffen, oder durch Mitteilung großer Teile der —— Verſtaͤndi⸗ 
gung, oder indem von hier aus Vorſchlaͤge gemacht würden? Cr unfen in feiner 
neuften Schrift (an den König)? nehmen die Möglichkeit des proniforifchen Staaten, 
baufes an. Was halten E. €, davon? 

Mir —* zunächft die große Präjudizialfrage, wie ſich denn Öſterreich zur deut⸗ 
fhen Einheit, zum vi yo undesftaat ftellt? Es ift ſchwer, vor Löfung biefer 
Frage zu einem Haren Plan für alles übrige zu gelangen, und doch wird eg nötig 
werben, ſich baldigft mit diefer Frage näher zu befchäftigen, wenn in der Tat in 
—— die Abſicht iſt, nun den Kern der Dinge anzufaſſen, was gewiß ſehr wüns 
chenswert ift. — Bei den Grundrechten wären die = 
weniger beteiligt, Das Kapitel vom Neich und der Neichsgewalt ift die Lebensfrage 
für fie, und e8 wird daher für ung doppelt wichtig, E. E. Anſicht fchriftlich und wos 
möglih mündlich darüber zu vernehmen, um im gehörigen und fo nötigen Einvers 
nehmen weiter operieren zu fönnen, 


+ Bisher unbelannt, ER 
Es ift wohl Bunfens „Zweites Sendfchreiben” vom 5. Sept. 1848 (NMippold 2, sıof, 
ergänzt von Ulbricht 67f,) gemeint, das in der Tat den Vorſchlag zur fchnellen Bildung 


eines Staatenhaufes enthält, allerdings aber nicht an den König, fondern an das Parlament 
gerichtet war, 


erungen als ſolche am Ende 
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14. Graf Dönhoff an Camphaufen. 
Eigenhd. Driginal. 
Berlin 1848. Dftober 19. 

Sch ſchreibe in der Anlage, um deren Beförderung ich bitte, dem Prinzen Adalbert, 
daß das Staatsminifterium einftimmig der Anſicht ift: 

Die neu zu fohaffende Marine müſſe „eine einheitliche, rein deutfche, von der 
Zentralgewalt abhängige werden”, 

Das Kriegsminifterium hatte anfangs die Idee eines abgefonderten preußis 
bag Marinekontingents fefthalten wollen; was aber unerreichbar ift, Auch habe 

dem Prinzen anheim geftellt, in Zweifelsfällen mit €, €, Rüdfprache zu nehmen, 

Aus Wien find die Nachrichten gut: Die Regierung habe 60000 Mann um Wien, 
und in der Stadt finge man an, den Mut zu verlieren. Außerdem wären auch 
andere Truppen an der Grenze aufgeftellt, um die Ungarn aufzuhalten, falls fie 
Wien zu 9 fe fommen wollten, was jedoch nicht wahrfeheinlih wäre. Den ans 
liegenden e vatbrief lege ich sub petito remissionis bei.’ 

Hoffentlich werden die pp. Reihstommiffarien Feine Mißgriffe machen: in diefem 
Augenblick ift in Wien die deutfche Partei mehr auf der Seite der Anarchie und der 
Republik und die flawifche auf der Seite der Drdnung und Gefeglichkeit. Jede Ein; 
mifhung von feiten der Reichsgewalt kann nur Verlegenheiten bereiten. Hoffent- 
ih wird auch Here von Schmerling dies einfehen. Die eben eingehenden Nach⸗ 
richten vom 17. fagen, daß Wien mehr und mehr eingefchloffen würde, von den 
Ungarn nichts zu zen fei; und in der Stadt fein Gouvernement, indem felbft die 
Nationalverfammlung nicht mehr befntußfähig. 

Anliegend Auszug aus einem Privatfohreiben von Lord Palmerfion an Erz. 
Bunfen?, wonach England noch an der Entente der beiden Mächte fefthält, und von 
der Konferenz nichts wiffen will, 

Die vorgeftrigen Reibungen zwifchen Arbeitern und Bürgern find ohne polis 
tifhen Charakter, obgleich die linke Seite feither gerne etwas daraus machen 
möchte. Die Sache hat im Gegenteil gut gewirkt, da die Bürgerwehr zum erfienmal 
ftandgehalten hat, und fomit die Arbeiter entmutigt hat. 

Die Stellung, die Bayern der Zentralgewalt er: neuerdings wieder eins 
zunehmen fcheint, ift — * weil es offenbar die öſterreichiſche Partei in Süd⸗ 
deutſchland ſtärken wird; vielleicht wäre es gut nach München hin einige Beruhigung 
zu geben, daß wenigſtens Preußen nicht beabſichtigt, Bayern von der Teilnahme 
an der definitiven Zentralgewalt auszuſchließen. Was halten E. E. davon? Wie 
entwickelt ſich der Gang dieſer Angelegenheit ſeitdem? 

PS. Was hat es für eine Bewandtnis mit der von Herrn Schmerling angekün⸗ 
digten Aufforderung an das Preußifhe Minifterium, die hiefigen demofratifchen 
— — ſchaͤrfer zu überwachen? Hier iſt eine ſolche Aufforderung noch nicht 
eingegangen. 


15. Graf Dönhoff an Camphauſen. 
Eigenhd. Original. 
Berlin 1848. November 6. 
Die H. v. Bonin, Eichmann und ich ſind Ihnen ſehr dankbar für die offenen und 
rückhaltloſen vertraulichen Mitteilungen vom 3. d. M. — Niemand mehr wie wir 
ſelbſt Haben die Übelftände der hiefigen Verhältniffe namentlich feit Mitte Oftober 
empfunden, und wir begreifen ganz die Rückwirkung davon auch auf Fhre Stellung. 





1 Liegt —*— bei. 

Liegt nicht bei. 

2S. Meinecke, Weltbürgertum?, 377. Ein Konzept dieſes Schreibens habe ih in Camp⸗ 
hauſens Nachlaß nicht gefunden. 


Brandenburg, Interfuchungen. 18 
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Es würde zu weit führen, die Urfachen diefer Übelftände und die Schwierigkeit ihrer 
re bier zu entwideln. Überdies fennen Sie ja felbft den Zufammenhang der 
a 


Die hiefige Nationalverfammlung verdient leider vollftändig die Urteile, die in 
Frankfurt über fie gefällt werden: fie gravitiert mehr und mehr nach der linfen Seite 
zu, fie hat feinen inneren Halt und feine Würde: jedes Minifterium aus ihr felbft 
fönnte fo wenig auf eine Majorität rechnen als die außerhalb ihrer gewählten: 
es wird ein jedes im raſchen Wechfel fih abnutzen und aufreiben; ich glaube, es 
wird über furz oder lang zum Konflikt kommen müffen; dee Himmel gebe, daß 
dann nah dem Siege, den ich für nichts weniger als ſchwer halte, in allem das 
richtige Maß gehalten werde, 

Graf Brandenburg wird wohl übermorgen mit feinem Minifterio vor die 
Sammer treten; von den bisherigen Miniftern nimmt nur Herr von Ladenberg 
an der neuen Kombination teil: ſoviel ich weiß, tritt für Eihmann Herr von Manz 
teuffel, für Pfuel General Strotha ein, Für das auswärtige Departement ift 
meines Wiffens noch niemand da; wahrſcheinlich wird alfo wohl interimiftifch 
Graf von Bülow die Gefhäfte führen. 

Preußens Vertretung in Frankfurt wird in der nächften Zeit wenigſtens momen⸗ 
tan noch fhwieriger werden, und man hat fih Glüd zu wünfchen, daß fie für dieſe 
Zeit in Ihren Händen liegt, fomit die Hoffnung da ift, daß unfer Verhältnis zu 
Frankfurt nicht inzwifchen verfhoben werde. 

Bielleicht ift eg gut, den Vorſchlag meines Schreibens vom 3.' (die öfterreichifchen 
Angelegenheiten in Beziehung auf den Antrag der hiefigen Nationalverfammlung) 
einftweilen noch auf ſich beruhen zu laffen. 

Auch nah der Beendigung unferer jegigen Beziehungen empfehle ich mich Ihrem 
freundlichen Andenken. 


16. Graf Bülow an Camphaufen.: 
Eigenhd. Driginal, 


Berlin 1848. November 8, ır!, Uhr abends. 


€, €, werben durch ben heutigen Staatsanzeiger bereits von der Bildung des 
neuen Minifterii Kenntnis erhalten haben. Dasfelbe wird morgen mit einer “ 
Botfhaft vor die VBerfammlung treten, welche deren Vertagung big zum 27. d. M. 
und Verlegung nah Brandenburg ausfpricht. 

Ich erhalte den Tert diefer Botfchaft foeben und beehre mich denfelben E. E. 
hierbei mitzuteilen, da es mir wichtig erfcheint, daß Sie fo fehleunig als möglich 
davon Kenntnis erhalten. 

Ich darf noch hinzufügen, daß das neue Minifterium feiner reaftionären Ten, 
ben; Raum geben will, aber auch ebenfo feft — iſt, die getroffene wichtige 
Eutſchließung mit allen der Regierung zu Gebote ſtehenden Mitteln aufrecht zu 
erhalten, die Freiheit der Beratungen wieder herzuftellen und Terrorismus und 
Anarchie zu unterbrüden, 

Man erwartet, daß die Nechte und das rechte Zentrum fich der Vertagung fügen 
werden, die Majorität bee Kammer hingegen opponieren, die Beratungen fort 
fegen, eventuell ſich für fonverän und permanent erflären wird, 





» Bisher unbelannt. 

Aus dem Briefwechfel zwifhen Camphauſen und dem Grafen Bülow, ber fi faft 
volltändig in Camphauſens Nachlaß finder, teile ich hier nur die für die deutſche Frage 
wichtigen Stüde mit, fowelt fie nicht bereits ihrem wefentlihen Inhalt nach bei Caſpary 
264 f. wiedergegeben find, 
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17. Graf Brandenburg an Camphanfen. 
Eigenhd. Driginal, Auszug Cafpary 263. 
Berlin 1848. November ı2, 


€, €, erlaube ich mir in der Anlage! die Benachrichtigung, welche ich foeben den 
Regierungspräfidien zugefertigt habe, in einem Eremplar zu überreichen. Bis jegt 
(71%, Uhr abends) hat noch fein Konflikt in der Stadt fich ereignet, obwohl die Be; 
sölferung aufgeregt ift. Bon vielen Seiten ift die Erflärung des Belagerungs; 
—* als das einzige Heilmittel gegen die herrſchende Anarchie gern geſehen 
worden, 

Die hier forttagende Fraktion der Nationalverfammlung fieht darin freilich den Au⸗ 

ang des Säbelregiments und der Reaktion; ich hoffeindes, Daß die Tatfachen die befte 

iderlegung einer folchen Anficht bilden werden. Für viel fchwieriger und wichtiger 
als unfere militärifche Gegenwart halte ich unfere politifche Zukunft. Es dürfte 
aber unmöglich fein, hierüber auch nur eine Vermutung zu begründen; nur die 
Berficherung kann ich geben, daß weder die Krone noch ihre Ratgeber auch nur den 
Gedanken antikonftitutioneller Gelüfte hegen. 

Meinerfeits bin ich gern bereit, fobald meine Aufgabe erfüllt fein wird, einem 
anderen Manne Plaß zu machen. Bis dahin, daß dies fein wird, erlauben 
€, €, mir wohl zuweilen Ihnen eine Notiz über unfere hiefigen Verhältniffe mit 
zuteilen, wie ich e8 andererfeits mit verbindlichem Danfe anerfennen würde, wenn 
Sie, verehrtefter Minifter, die Gewogenheit haben wollten, Ihren Rat und Ihre 
Anfichten, wann Sie eg für nüglich halten, mir zugehen zu laffen.* 


172, Graf Bülow an Camphaufen. 
Eigenhd. Driginal, Ben. Cafpary 263. 


Berlin 1848. November ı2., ro Uhr abends. 
... Ich babe, obwohl die Regierung in diefem Konflife fehr viel gegen fi 
hat, doch die Hoffnung, daß er auch ohne Anwendung großer Gewalt durchgeführt 
werden wird. Die fchwierigften Fragen liegen in der nächften Zukunft. Zunächft: 
was ift mit der VBerfammlung, auch wenn fie fich ergäbe und nah Brandenburg 
fäme, überhaupt noch anzufangen? Kann man mit der Berfammlung, deren Mehr; 
heit an den Beſchlüſſen im Schüsenhaufe teilgenommen und jeden für Hochver; 
räter erklärt hat, der an der Ausführung der Regierungsbefchlüffe mitwirfe, über; 
haupt noch eine Verfaffung pazifzieren? Eine Auflöfung und Neuwahlen würden 
das Übel nur verfhlimmern. Kann man eine proviforifhe Verfaffung oftroyieren, 
ya wenn fie die liberalfte ift? 
enn €, E, dem Minifterio fagen können, wie man diefe Fragen in Frankfurt 
beurteilt, fo werden Sie ihm damit gewiß einen Dienft leiften, Ich habe den Grafen 


ı Liegt bei; enthält Bekanntgabe der Verhängung des Belagerungszuftandes, 

® Unter ag Papieren befindet fich folgendes Konzept zu einer Antwort: 

„E. €, habe ich noch für Ihre freundliche Mitteilung bei Antritt Ihres Minifteriums, 
fowie für die mir fpäter an wichtigen Tagen gemachten telegraphifhen Anzeigen verbindlichen 
Dank zu fagen. Ich habe das Opfer, welches Sie durch Ihren Entfchluß braten, in meinem 
Herzen ehrend anerkannt und mich Ihrer Erfolge lebhaft gefreut. Mir ift zwar etwas ſchwül 
zumute wegen der Schwierigkeit, mit unferer neuen Verfaffung zu regieren; vielleicht helfen 
die Ereigniffe mit an ihrer Modifikation.” 

Ob und wann diefes Schreiben abgegangen iſt, ift nicht erfichtlich; dag Urteil über die neue 
Verfaffung fcheint auf die Zeit nach dem 5. Dezember hinzudeuien. 

® Der Anfang des Schreibens berichtet über die Haltung Berling bei der Verfündung des 
Belagerungszuftandes und der Entwaffnung der Bürgerwehr und hebt hervor, daß revo⸗ 
perl Enthufiasmus nirgends wahrzunehmen fei und fich nirgends ernftlicher Wider; 
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Brandenburg volllommen offen und eingänglich gefunden für die Notwendigkeit, 
in diefer Kriſis mit der Zentralgewalt Hand in Hand zu gehen, und fich gegenfeitig 
zu ſtützen. Er wünſcht, daß die legtere ihre Billigung der Maßnahmen der Regierung 
ausfprechen möchte. 

Baflermann hat fich befriedigt geäußert über feine Unterredungen mit dem 
Könige [und] Grlaf] Brlandenburg], Er hat dem Präfidenten Unruh und 
den Mitgliedern feiner Fraktion der Nationalverfammlung offen ausgefprochen, 
daß er ihre Stellung für unberechtigt, revolutionär und unheilvoll halte, Er 
bat fie aufgefordert, fich zu fügen und nah Brandenburg zu gehen. Unruh foll, 
incredibile dietu, erwidert haben, e8 gäbe nur eine Bedingung, unter der fie 
nah Brlandenburg] gehen würden, nämlich, daß der König abdiziere, der Prinz 
von Prleußen] die Regierung übernehme, und daß diefer alle inzwifchen gefaßten 
Beichlüffe der Berfammlung im Schügenhaufe fanftioniere! — 

Herr von Schäffer: ift geftern angefommen. Er hat heute Gr. Brlandenburg] 
gefehen und wird morgen zum Könige gehen. Er wird die erften Tage, in denen 
ohnehin nicht zu verhandeln wäre, benußgen, um fich zu informieren. Ich habe 
gleich veranlaßt, daß ihm alle Materialien zur Dispofition geftellt werden. Baſſer⸗ 
mann wird morgen eine Konferenz mit den Miniftern haben, Wir werden ihm und 
Schäffer in jeder Weife entgegenfommen, 

Ich fende €, E. die Proflamation des heutigen Tages. Die Nachrichten, welche 
man über Unruhen in den Provinzen, namentlich Breslau, verbreitet, find bis jeßt 
durchaus unbegründet. 


PS. Mein Brief trägt die Spuren der Eile, ich hatte nur einige Augenblide big 


zum Poftfhluß. Herr von Kampk wird morgen noch hierbleiben, um die Ereigniffe 
abzuwarten, 


18. Camphaufen an Graf Bülow. 
Eigenhd. Konzept. 


Frankfurt a. M. 1848. November 13. 


€, Hg. danke ich verbindlich je die mir über die dortigen Vorgänge gemachten 
Mitteilungen; fie laffen mich nicht ohne Hoffnung, daß das Vaterland die ihm 
deohende Gefahr überwinden werde, wenngleich die Regierung fich für den Erfolg 
ungünftige Bedingungen ausgefucht und der Verfammlung Gelegenheit gegeben 

at, ſich Hoch in den Augen des Volkes zu heben, Neben der kgl. Botfchaft war auch 

hre Verfiherung, daß das neue Minifterium feinerfeits den gegebenen Ber; 

eifungen treu anhängt:, mir ſehr tröftlih, und die in diefem Augenblicke 
ſehr fpät anfommenden Depefhen vom 11. geben mir darüber neue Beruhigung. 
Leider find die erneuerten Verhandlungen der opponierenden Abgeordneten bes 
teübender, indem biefer Teil der Nationalverfammlung fich immer mehr die Um; 
lehr erfchwert. 

Herr von Könnerig hat das auswärtige Minifterium abgelehnt; man hat zuerft 
in Erwägung genommen, ben Fürften von Solms⸗Lich und den Syndikus Banks, 
——* aber nun noch * hoffen, Herrn von Könneritz zu bewegen. Fürſt Hohen— 
ohe geht zur Notifilation des Reichsverweſers nach Nom und Athen, vielleicht 
auch nah Florenz. 





' Behr, v. SchäffersBernftein, großherzogl. heffifher General; val. U. D. B. 30, 539. Er 
follte ala Reichslommiſſar bei der Beftftelung der Demarkationslinie zwiſchen Deutfchen und 
Polen in Pofen mitwirken, 


’ Urfpränglih: ber Nealtion niht Raum geben will, 
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19. Graf Bülow an Camphaufen. 
Eigenhd. Driginal, 
Berlin 1848. November ı3., abends. 


€. €, habe ich nichts Neues von großem Intereſſe zu melden. Die Stadt ift 
aufgeregt, aber big jeßt fein grober Erzeß, fein Konflikt vorgefommen. Die Abend; 
— der ſog. Nationalverſammlung im Schützenhauſe iſt durch mili; 
täriſche Beſetzung des Hauſes aufgelöſt worden; auch dies ohne Widerſtand. Die 
Stimmung in den Provinzen iſt teilweiſe bedenklich. Man ſieht in der Verlegung 
und Vertagung einen Angriff auf die Volfsrechte. Es würde von unberechen; 
barem Werte in bezug auf die Stimmung und Aufklärung der verwirrten An; 
fihten in den Provinzen fein, wenn die Zentralgewalt fich offen für die Berechtigung 
der Regierung ausfprehen wollte. Können €. E. eine ſolche Erflärung herbei; 
führen, fo werden Sie dem Lande und der Sache einen großen Dienft leiften, Es 
müßte aber fogleich geſchehen. 

In Potsdam geftern Krawalle, heut abend, wie ich eben erfahre, in etwas 
größerer Ausdehnung wiederholt. Dies beunruhigt mich, da die Garnifon dort 
ſchwach ift, und ich den moralifhen Eindruck fürchte. Es liegt im Plane der hiefigen 
Demokraten, dort einen Coup auszuführen. Ich fchreibe morgen ein mehreres 
wegen Baffermann, da mir heute die Zeit fehlt. 


20. Graf Bülow an Camphaufen. 
Eigenhd. Driginal, 
Berlin 1848. November ı5., abends. 


€, €, gütiges Schreiben vom 13. habe ich heute abend empfangen und fage 
dafür meinen verbindlihften Dank. 

Graf Brandenburg richtet heute ein vertrauliches Schreiben an Sie, in welchem 
er den Wunſch ausfpricht, daß eine Äußerung der Zentralgewalt zur Auflöſung der 
hiefigen Berfammlung herbeigeführt werden möge.? 

Ich glaube, daß man hierin mehr verlangt als Frankfurt leiften kann und will, 
und vielleicht ift e8 auch mehr, als man hier durchführen kann. Eine Auflöfung 
müßte jedenfalls mit Dfteoyierung einer proviforifhen Charte verbunden, und diefe 
müßte von der allerliberalften Art fein. Auch dann hat die Maßregel noch große 
Bedenken. E. E. werden am beften ermeffen, was fich in Frankfurt tun läßt. Ich 
fürchte, der aufregende Inzident von R. Blums Erefution leiftet ung fchlechte 
Dienfte in Frankfurt. Man wird fie anfehen als eine Antwort auf die Frankfurter 
Befchlüffe über die Perfonalunion, und ein folhes Motiv wäre jedenfalls ebenfo 
ſchlecht, als die Sache an fich unpolitifch ift. 

Da man hier wünfcht, mit der Zentralgewalt Hand in Hand zu gehen, fo hätte 
ich gewünfcht, daß man Baffermanı vollftändiger befriedigt entlaffen hätte. Seine 
Defiderata waren in der Hauptfache folgende: 

Li — * der Forderungen der Zentralgewalt wegen Publikakion der Reichs⸗ 

geſetze. 

2. Feſtſetzung der Demarkationslinie in Poſen durch die Reichskommiſſare. 

3. Erklärung Preußens, daß es die Vertretung der allgemeinen politiſchen Inter⸗ 

eſſen Deutſchlands den Reichsgeſandten überlaſſe. 

4. Zuſicherung, daß Preußen die Reichsverfaſſung ſo annehmen werde, wie ſie 

aus den Händen der Frankfurter Konſtituante komme. 

Wegen Poſen iſt B. ganz befriedigt. Das Miniſterium hat ſich bereit erklärt, die 
Demarkationslinie mit dem Reichskommiſſar feſtzuſtellen und Schäfchen Bernſtein? 

ı Mr. 19. 

® Nicht — — 

v. Schaffer⸗Bernſtein, ſ. oben S. 276 Anm. ı, 
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wird unverzüglich mit einem preußifchen Kommiffar (v. Voigts⸗Rehtz) nach Poſen 
abgehen. Die übrigen Punkte hat man zwar nicht abgelehnt, aber, fich ſtützend 
auf die Unmöglichkeit in der Aufregung des Augenblids darüber beraten und be; 
fließen zu können, dilatorifch geantwortet. 

Meine Meinung ift, daß man in Betracht der jegigen Kriſis, die, wie ich glaube, 
nur mit Unterflüsung der Zentralgewalt glüdlih durchgemacht werden kann, 
auch auf die übrigen Punkte häte Fr a und darin wenigftens der Hauptfache 
nach hätte befriedigen follen. Ich habe dafür gekämpft, habe es aber doch nicht 
weiter bringen fönnen als dahin, daß man wenigſtens nicht von der Hand gewiefen 
und verfperrt hat. €, E. wiſſen, daß ich viel fpezififches Preußentum in mir habe, 
aber dasfelbe wird vollftändig überwogen bei mir durch die Erwägung, daß es fich 
jegt um das Ganze handelt und nicht um ein Mehr oder Weniger, und daß wir 
vor allem eines großen moralifhen Stützpunktes bedürfen, der nur in Frankfurt 
zu finden iſt. Der Kampf, in den wir eingetreten find, ift der 35 Monarchie 
und Republik, und er kann nur ducchgefochten werden, wenn alle Kämpfer für die 
gute Sache in ein Lager gebracht werden, Des moralifchen Stüspunftes bedarf 
es um fo mehr, als der Kampf bis jegt nur ein moralifcher geweſen ift, und die phy⸗ 
fifhe Gewalt noch nicht in die Schranken getreten iſt. Unterliegt unfere Negierun 
in diefem Kampfe, fo fehe ich nicht ein, wie die Monarchie gerettet werden foll, 
und deshalb begreife ich nicht, Daß fo viele fih duch Namen und Nebendinge vers 
Blenden laffen und nicht wiffen, auf welche Seite fie fich zu ftellen haben... .! 


21. Camphaufen an Bülow, 
Eigenhd. Konzept. 


Frankfurt a. M. 1848. November 16. 
€, Hg. ſchrieb ich geftern nicht, weil Ihrem Wunfche durch meine Briefe vom vor; 
angegangenen Tage bereits willfahrt worden war. Durch die Befchlüffe der hiefigen 
Nationalverfammlung hatte in Verbindung mit dem glüdlichen Umſtande, daß 
Herr Baffermann in Berlin anmwefend ift, die Regierung die beften Mittel in Händen, 
eine Öffentlihe Kundgebung namens der Zentralgewalt herbeisuführen, und i 
hoffe, daß diefelbe erfolgt fein wird. Das Reichsminifterium, ir dem ich mi 
noch fpät geftern abend verfügte, kann nicht wohl feinem Kommiffar, der ſowohl 
mit Inſtruktion verfehen als duch die Befchlüffe der Nationalverfammlung ges 
dedt ift, vorgreifen, Nach den Befprehungen, die ich mit verfehledenen Mitgliedern 
der Nationalverfammlung hatte, ift eine nochmalige Erörterung unferer Angelegens 
heit in der Verfammlung nicht zu veranlaffen. Auf die Aufnahme des Ausſchuß⸗ 
berichtes in die Zeitungen wird Pt, wie ich vorausſetze, auch dort, Viele 
rer che Abgeordnete wollen eine Anfprache veröffentlichen; ein Schritt, wozu 
ch nicht raten kann. Die Berliner Briefe fehlen noch. Ich bin tief befümmert. 


22. Camphauſen an Graf Bülow. 
Eigenhd. Konzept. 

Frankfurt 1848. November 17. 
Berehrter Here Graf! Ihre Mitteilungen ducch Kurier? laufen denjenigen ent 
gegen, womit id den Ausgang ber hiefigen Beratung anzeigte, und ich muß jeden; 
* Der Meft handelt von der Entwidlung der Dinge in Berlin, Die Entwafnung gehe 
ruhig vor fih, das Militär gehe mit Ruhe und Mäßigung, fogar Höflichkeit dabel vor; der 
DBelagerungsjuftand werde milde gehandhabt und falle niemandem läftig als „den Wühlern, 
fliegenden Buhhändlern, Plalatverfertigern und ſchlechten Zeitungsſchreibern“. Auch in 
ben Provinzen fei alles ruhig, Im ganzen Oſten werde fich feine Hand für die Nationalvers 
fammlung regen, felbft in Schlefien nicht, Endlih mahnt er, die vergesse ni möge 19 
einen feften Plan tie die Behandlung der fhleswiafhen Angelegenheit machen, „Ich bleibe 

dabei, * 9 e Tellung Schleswigs das einzige richtige Auskunftsmittel iſt.“ 

o 


20. 
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falls vor wefentlihen neuen Schritten die morgende Poft abwarten, um zu ent; 
nehmen, welchen Eindeud die hiefige Abſtimmung und die Rückkehr Baffermanng 
machen, ſowie Nachricht über den Erfolg der dort mutmaßlich mit legterem ftatt; 
gehabten Verhandlung. Wegen der hiefigen vorgeftrigen Sigung mache ich noch 
auf folgendes Verhältnis — geeignet zu Öffentlihem Gebrauh — aufmerkfam. 
Yuf den Antrag Simfons, zu erklären, daß die preußifche Regierung außer ihrem 
Rechte ftehe, wenn fie ohne Übereinfiimmung mit der zur Vereinbarung der Ver; 
faffung berufenen Nationalverfammlung leßtere vertagen und ihren Sig verlegen 
wolle, haben nur 36 preußifche Abgeardnete ja, alle anderen nein geantwortet; die 
Zahl der age war 1255 gefehlt Haben 31 Preußen, von denen mutmaßlich 
10 oder ıı ja, 20 oder 2ı nein geantwortet hätten. Ich habe diefe Notiz flüchtig 
aus dem ſtenographiſchen Bericht ausgezogen, kann daher nicht für die mathe; 
matifche Genauigkeit einftehen. 

Den Vorſchlag des offiziellen Schreibens" hier einfach zur Annahme zu bringen, 
ift unmöglich; die in Ihrem Privatfchreiben angedeutete Grundlage anzunehmen?, 
fo hoffnungslos feheint mir der Zuftand doch nicht, Ich habe Beige leife Winke 
fallen laffen; und vielleicht fommet e8 morgen abend zu einer ernften Verhandlung. 
Mehreres fällt zuſammen. Erſtens erwarte ich, wie gefagt, Nachricht über den Eins 
druck der hiefigen Befchlüffe. Zweitens ift ein dringlicher Antrag des heute in der 
Sitzung erfchienenen Preußen von Rappard auf Zurüdberufung Baffermanng, Auf⸗ 
hebung des Belagerungszuftandes ufw. auf die Tagesordnung für morgen ge 
bracht.” Drittens ift eine neufte Krifis eingetreten, die wahrſcheinlich v. Sſchmer⸗ 
ling] entfernt. Näheres in einliegendem Bericht.‘ Die VBerfammlung droht 
eine ſtarke Bentgans zur Linken zu machen. Nur Mut! Öfterreich war 
fhon zweimal in fohlimmerer Lage als wir jest. 

PS. 17. November, Mitternacht: Baſſermann zurüd. Sein Bericht über die 
Forderungen der Linken in Berlin hat die Parteien neuvereinigt. Der Antrag von 
Rappard wird an den Ausfhuß gehen.® 


23. Graf Bülow an Camphanfen. 
Eigenhd. Driginal, 
Berlin 1848. November 18., abends, 


€, €, gütige Zeilen vom 16.° habe ich foeben empfangen und mich beeilt, den Ins 
halt Hinfichtlich der Inſtruktionen Baſſermanns dem Grafen Brandenburg mit; 
zuteilen, Es wird hier viel darauf ankommen, welche Form Here Blaffermanın] 
bei der Ausführung feiner Anträge wählt. Das Gouvernement würde es nicht 
gern fehen können, wenn er direft mit der Nationalverfammlung verhandeln 
wollte, Man ift, wie ich glaube, mit Recht der Anficht, daß die Zentralgewalt nur 
mit der Regierung de puissance à puissance verhandeln kann, nicht mit der Nas 
tionalverfammlung, welche als felbftändige Macht nicht anerkannt werden kann 
kan darf. Zur Stunde habe ich noch Feine Nachricht von Blaſſermann]s Anz 
un B .».e.+%+ > 





ı Bisher unbekannt. 

* Gemeint ift wohl die in Nr. 20 gegebene Undeutung über Auflöfung und Dftroylerung. 

» Sten. Ber. 3405. 

° a ift Näheres, ſoviel ich fehe, nicht befannt, 

. > chſchrift mit Bleiftift. 

t, 21. 

Es folgen wieder Nachrichten über die Haltung ber Provinzen; die Einberufung der 
Landwehr gehe ohne Störung vor fih, der Aufruf zur Steuerverweigerung mache nirgends 
Eindrud als vielleicht in einigen Teilen Schlefieng, 
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Sch glaube E. E. mit Beftimmtheit fagen zu können, daß die Idee der Oktroierung 
einer Verfaſſung, die in den legten Tage lebhaft angeregt war, für jegt befeitigt ift. 
Die Lage der Dinge wendet fih meiner Überzeugung nach immer mehr zu einem 
vollftändigen moralifhen Siege der Regierung. Es ift daher Feine Veranlaffung 
ein dernier moyen zu benugen, das mit großen Gefahren begleitet fein würde. 
Es ift richtiger, jest auf die Fehler der Gegner zu rechnen und fie [su] benugen. 
30 zweifele nicht, daß die Regierung auch den Erfolg mit Mäßigung benußen 
wird, 

Die Haltung des Militärs ift überall mufterhaft und über alles Lob erhaben. 
Dienſtbravour A toute Epreuve und dabei Mäßigung und Ruhe bei Ausführung 
auch der verdrießlichften Aufträge. 


PS. 9. Blaffermann] bis zur Stunde nicht hier. ıı Uhr abends, 


24. Graf Bülow an Camphanfen. 

Eigenhd. Driginal. 
Berlin 1848. November 20., 10 Uhr abends, 
€, €, gütiges Schreiben vom 17. d. M.' habe ich richtig erhalten. Der offizielle 
Bericht vom 18. und 19. mit dem Bericht über die Sigung vom 18.? tft heute morgen 
eingetroffen. Bald nachher haben fih auch H. Simfon und Hergenhahn eingeftellt. 
Es ift eine Konferenz mit den Miniftern auf morgen nachmittag verabredet. Mit 
den perfönlichen Außerungen beider Herren war man ganz befriedigt. Was dag 
Vermittelungswerk felbft betrifft, fo wird dag ſchwer fein, Nach der Stellung, die 
die Fraktion der Nationalverfammlung eingenommen hat, ift der Ausgleichungs⸗ 
punkt nicht zu finden und feine Bafis, auf der beide Teile ftehen Fünnten, zu ers 
bliden. Baffermann hat dies in feinem vortrefflihen Vortrage fehr richtig bes 
zeichnet. Seine Benehmen findet hier die allgemeinfte Anerkennung. Ich fühle 
große perfönlihe Hochachtung vor dem Manne, der feine Stellung fo offen und 
feft nimmt. Er ift in jedem Worte wahr, * und konſequent und hat hier geradeſo 

geſprochen und gehandelt wie in der Paulskirche. 

Unfer Zuftand ift feit meinem legten Briefe nicht verändert. Im wefentlichen 
geht alles gut, auch in den Provinzen, Die — rn macht feinen 
Effekt; wo fie partiell einen folhen macht, wird man nachdrüdlich remedieren. Die 
Abgeordneten des linken Zentrums zeigen große Dispofition zu kapitulieren. Fi 
Breslau ift noch alles mer Es find 8 Bataillong, 6 Eskadrons, 34 befpannte Ges 
fchüse in der Stadt. Märfifche Landwehr wird in den nächften Tagen nad —— 
marſchieren. In Halberſtadt, wo man die Einkleidung der Landwehr hindern 
wollte, hat General Sieffele ohne Mühe Ordnung gemacht. In Nordhaufen 
wird vielleicht dasſelbe nötig fein. 

An Schleswig-Holftein ift man fehr aufgeregt und beforgt über den Gang ber 
dortigen Angelegenheit. Man beftürmt mich, Preußen möge fi ihrer Sache 
wieder annehmen. Ich verweife natürlich auf die Neichsgewalt, in der man fo lange 
den Meffias gefehen, und auf die man jeßt ſchon offen zu ſchmähen anfängt. Aber 
es wäre Zeit, daß wegen ber Friedensverhandlung etwas gefhähe. Die Teilung 
Schleswigs ift das einzige, vernünftige und haltbare, dahin muß man arbeiten. 

est findet jedermann in den Herzogtümern, daß der Waffenftillftand für dies 
felben vorteilhafter als für Dänemark fei, und fürchtet nur ihn zu verlieren ! 

Es find * bis jetzt 22 5300 Stück der gelieferten Waffen wieder abgeliefert. 
Die Stadt iſt ruhig und der Anblid außerordentlich zum Vorteil verändert, Die 
Bonds find im Steigen, — wahrfcheinlich infolge der Steuerverweigerung ! 


aM, 22. 
» Bisher nicht befannt, 
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25. Camphauſen an Bülow. 
Eigenhd. Konzept. Auszug Caſpary 264. 
1848. November 20.' 


Yus E. Hg. geehrten Zeilen vom 18.? fehe ich mit großer Freude, daß Sie den 
dermaligen Zuftand fehr günftig beurteilen, und daß man überhaupt dort den 
Dingen kühneren Mutes entgegengeht. Ich will von Herzen hoffen, daß Ihre 
jetzige Auffaffung unferer Lage die richtige fet und dann wünfhen, daß man handle, 
als wäre die Gefahr noch eben fo groß wie zuvor. DVergeffen wir nicht, daß ein 
Fehler der ausgetretenen Fraktion — die Steuerverweigerung — ung am meiften 
genüßt hat, und daß ein Fehler von der anderen Seite jener Fraktion ebenfofehr 
nüsen fönnte, Den vielen Städten, die fich ausgefprochen haben, muß das Zurück⸗ 
treten erleichtert werden, und auch dafür erachte ich Die heutige Ungefeslichfeits; 
erflärung der Steuerverweigerung wichtig. ...... 

Sie wiffen nun, warum Baſſermann nicht zurückkam. Es ift ein nobler Zug von 
ihm, daß er die Ausführung des Befchluffes weigerte. ...... ’ 

Das alte Projeft Mar von Gagerns: Preußen an der Spitze und allein, aber 
ohne allgemeine Stände in Preußen und ftatt deren Provinzialftände, wird jetzt 
auch von Heinrich von Gagern bevormwortet. Die Herren fühlen täglich mehr, daß 
fie mit der Verfaffung eilen müffen, und hier folgen immer wieder von neuem die 
ernfteften Vorſätze. Auch glaube ich, daß fie jetzt rafcher vorrüden werden. 

Bon Bunfen war nach unferer Meinung natürlich nicht mehr die Rede. Von Könnes 
ritz· hat einen Ausſtand von 14 Tagen begehrt und wird dann wahrfcheinlich eintreten.® 


26. König Friedrih Wilhelm IV. an den Reihsverwefer. 
Kopie. 
Potsdam 1848. Dezember 2. 


Eurer —— Hoheit und Ihrem Miniſterio, ſowie den Beſchlüſſen der 
deutſchen Naitonalverſammlung zu Frankfurt haben meine Länder und ich ſelbſt 
viel zu verdanken. Ihre und der Verſammlung feierliche Erklärung wider die 
ie Steuerverweigerung, welche eine Fraktion der prorogierten Preußi— 
hen Nationalverfammlung fich zu defretieren unterfangen, hat vielen Schwanfen; 
den in meinen Landen die Augen geöffnet und wird auch von der unermeßlichen 
Mehrheit meiner Untertanen, (die mit der Unabhängigkeit meiner Krone ihr eigenes 
Anfehen und die auf ihnen ruhende alte und erbliche Ehre des preußifchen Namens 
identifizieren) freudig begrüßt als die wertuolle Hilfe einer befreundeten Mad. 
Empfangen Ew. Kol, Hoheit freundlich den Ausdrud meines Dankes dafür. 
Auch in dem Rate, „mein Minifterium duch ein volfstümliches zu erfeken“, 
erkenne ich die wohlmeinende Abficht, einem Freunde den für notwendig erachteten 
und doch immer ſchwierigen Schritt des Kabinettswechſels zu erleichtern. Durch den 
erwähnten Rat, deffen Wert ich nicht (wie dag bei der Mehrzahl meiner Untertanen 


x * Notiz Camphauſens am 21. morgens 5 Uhr abgegangen. 
r. 23. 

»Im Folgenden berichtet Camphauſen von Verſuchen, durch die Vermittlung Dr. Claeſſens 
hard auf die Haltung der Kölnifhen Zeitung zu gewinnen. 

* Als Minifter des Auswärtigen, f, oben Nr. 18. 

5 Den nächften Brief Camphaufens vom 2. Dez. f. feinem mwefentlichen Inhalt nach bei 
Cafpary 268 mit den Ergänzungen oben ©. 150, Anm. ı und ©. 151, Anm. 1. Aus einem 
weiteren kurzen Schreiben vom 4. Des. fei nur folgender Satz angeführt: „Spricht mir dag 
[Reiches] Minifterium von der äfterreihifhen Note [vom 28. Nov., f. Roth u. Merd 2, 72], 
fo werde ich mich mit einiger Vorficht ausdrüden. Gegen ———— glaubte ich mich um 
o mehr unbefangen und ohne Bedenklichkeiten äußern zu müſſen, als die Suppoſition einer 

nfpirierung des 9. v. Radowitz von Berlin aus jedenfalls unbegründet iſt. — Bülows 

tief vom 8. Des. f. Cafpary 268f.u. 0. ©. 150, Yum. 3, 6.152 Anm. 2und ©. 155 Yum.2 
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der Fall ift) verfenne, würde mir gewiß ein Danfenswerter Dienft geleifter worden 
fein, wenn die Nichtuolfstümlichkeit meines Minifteriums eine Wahrheit wäre. 
Sie iſt aber die Erfindung derfelben Partei des Umfturzes, welche die Straßen 
son Frankfurt, Wien, Berlin, Erfurt, das füdlihe Baden und fo viele andere 
Drte des unglüdlihen, gemeinfhaftlihen Vaterlandes mit Blut gefärbt hat. Es 
gibt in meinen Landen, wie überall, wo der gefunde Sinn und die uralte Treue des 
Teutſchen Volkes, wie bei ung, noch mächtig find, nichts Volkstümlicheres, als 
das Volk son dem Alp der Anarchie, der Gefegesverachtung, der Gottlofigfeit und 
Zügellofigfeit, von der Herrſchaft blutdürſtiger Rotten gu befreien, und die von Gott 
eingefeste Obrigkeit aus ihrer fiebenmonatlihen Machtlofigfeit wieder in ihr 
fegensreihes Walten einzufegen. Sobald meine Völker diefe Abficht in meinem 
Minifterium, und meine eigene Unerfehütterlichfeit im Beharren auf dem befretenen 
Wege der mutigen Erfüllung meiner heiligen Regentenpflichten erkannt haben, 
ift die Stimmung faft an allen Orten meiner Monarchie umgefchlagen, und ich 
glaube €. 8. H. verfihern zu können, (und zwar im Gefühle der firengften Wahr; 
beit) daß mein Minifterium binnem kurzem feinen freueren Bundesgenoſſen feines 
Strebens haben wird, als mein Volk, 

Die Hauptaufgabe diefes Minifteriumsg iſt zunächft und vor allem die: in meinen 
Landen bie —— Ordnung, die Herrſchaft des Geſetzes und das Gefühl des 
königl. Daſeins und Waltens wiederherzuſtellen. Ich ſchmeichle mich des Beifalls 
€. K. H., wenn ich meinen feſten Entſchluß ausſpreche, mein Miniſterium bei dieſem 
glücklich und erfolgreich begonnenen und ſegensreich fortſchreitenden Wirken mit 
aller meiner Macht unterſtützen zu wollen. Ich kann bei dieſer Gelegenheit ohne 
von €, K. H. verkannt, ohne von Ihnen der Selbſtüberhebung besichtigt zu 
werden, auf die Wichtigkeit aufmerffam machen, welche das in Ordnung und Macht 
wiederhergeftellte Preußen für unfer teures, teutfches Vaterland und für Ihre, nie 
mit genügendem Danke anzuerfennenden Anftrengungen haben 
muß. Die ſchwere und gefahruolle Arbeit, die ich in Gottvertrauen getroft unters 
nommen habe, und für deren fiegreiche Durchführung ich fogar mein Leben zu opfern 
freudig bereit bin, iſt ſowohl für mein liebes, herrliches Preußen, als für dag ganze 
teutfche Vaterland unternommen. Und das wiederhergeftellte Preußen wird fich, 
mit dem ihm eigentümlichen Mute und mit der alten Energie feiner Treue dem 
Dienfte Deutſchlands mweihen, wenn Deutfohland feiner begehrt.' 


27. Preußiſches Memorandum für Öfterreid, 

Kopie, Ben. Friedjung, Öfterreich 1848—60, ©. 173. 
[1848, Dezember 8. od. 9. ]? 
Die Beratungen ber beutfhen Nationalverfammlung in Frankfurt a. M. find 
ſchon fo weit gediehen und fchreiten jett fo raſch fort, daß ein baldiges Zuftandes 
fommen eines — — in Ausſicht ſteht. Zugleich läßt ſich aber 
auch vorausſehen, daß derſelbe in der Geſtalt, welche die Verſammlung ihm geben 
wird, große Schwierigkeiten für die Regierungen und Einzelſtaaten in ſich io 
werde, Es iſt daher notwendig, fich zu fragen, was gefchehen müſſe, und welche 
Stellung man ber Verfammlung in Frankfurt und dem Reſultat ihrer Beratungen 
gegenüber einnehmen wolle? Und es iſt wünfhenswert, daß die Regierungen 
fh über ein einiges und womdglih gemeinfhaftlihes Handeln perrlänbigen. 
Der preufifhen Meglerung find ſchon mehrfach, und noch ganz kürzlich, von 
anderen beutfhen Staaten vertraulihe Eröffnungen und Vorfchläge über dieſen 


» Aber die Mitwirkung Leopold v. Gerlachs bei der Abfaffung diefes Schreibens ſ. deffen 
Dentw, 1, 254. 

» Diefes Memorandum wurde dem Prinzen Karl und dem Grafen Brühl mitgegeben, 
als fie zur Beglüdwänfhung des neuen Kaiſers nah Wien gingen, 
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Gegenftand gemacht worden. Sie hat Anftand genommen, darauf einzugehen, 
mefentlich mit aus bem Grunde, weil diefe Vorſchlaͤge zum Teil von der Teilnahme 
Hfterreihs an dem deutfchen Staatenbund abfehen, und weil Öfterreich felbft noch 
nicht in der Lage fehlen, eine Entfcheidung darüber geben zu können. Diefe Aus; 
ſchließung Öfterreihg, von welcher man jest in Frankfurt als einer Bafig der nächften 

eftaltung Deutfchlands auszugehen geneigt fcheint, wird von einer großen Partei 
in Deutfchland begünftigt als das Mittel, um das Ideal eines mehr einheitlichen 
und zentralifierten Staates, das ihnen vorſchwebt, felbft mit Aufopferung großer 
und wichtiger Intereffen unter Löfung altehrwürdiger Bande ins Leben zu 
führen. Preußen dagegen fieht in der Teilnahme Öfterreihs an der 
Neugeftaltung Deutfhlands eine Bedingung der vollftändigen Ent; 
widelung und Kräftigung des leßteren; es würde eine Abfonderung 
Hfterreihs nur als eine traurige Notwendigkeit hinnehmen, wenn 
die Umftände und Öfterreihs eigener Wille eine ſolche herbeiführen 
follten; es ift aber der Überzeugung, und wünſcht, daß auch die Kfl. 
Hfterreihifhe Regierung diefe Überzeugung teilen möge, daß eine 
folhe weder zu wünſchen noch anzuſtreben feis es hofft vielmehr, 
daß auch dag übrige Deutfhland fih davon überzeugen werde, daß 
nur eine ſolche Geftaltung des Bundesftaates vorteilhaft und för; 
derlich fei, an welcher Öfterreich teilnehmen könne. 

Die Preußifche Regierung ift immer von der Anficht ausgegangen, und hält dies 
felbe auch jet auf dag Entfchiedenfte feft, daß die neue Verfaffung Deutſchlands nur 
auf dem Wege der Vereinbarung mit und unter den einzelnen Regierungen und 
durch die freie Zuftimmung derfelben zuftande fommen fünne. Sie hat niemals 
dem Beftreben Raum gegeben, die Verfammlung in Frankfurt als Mittel zu bes 
nußen, um den übrigen Staaten Deutſchlands irgend etwas im preußifchen Inter; 
effe aufzubringen, fo nahe ihr diefer Gedanke auch oft gelegt worden iſt. 

Aber fie glaubt auch auf der andern Seite nicht, daß es wohlgetan fein würde 
von den Regierungen, fih der Nationalverfammlung feindlich gegenüberzuftellen. 
Am rer, Sfr möchte dazu jeßt der Zeitpunkt gefommen fein, in dem Augenblid, 
wo diefelbe in der Beratung der Verfaffung fich ihrer urfprünglihen Aufgabe 
wieder mehr zugewandt hat, und ihren Zielpunft darin zu finden im Begriff iſt. Es 
erfcheint als das Angemeffenfte, die dortige Entwicklung jegt — nachdem man in 
früheren Stadien, wo e8 möglich erfeheinen fonnte, eine Einwirkung zu verfuchen, 
dies unterlaffen hat — fich felbft zu überlaffen und den Gang ——— welchen 
dieſer Entwicklungsprozeß in ſeinem weiteren Verlauf nehmen wird. Ein poſitives 
Auftreten der Regierungen gegen Frankfurt würde jetzt ſchwerlich noch beſtimmend 
auf die Richtung der Beratungen einwirken können, ſondern vielmehr nur zur Folge 
haben, die Verſammlung in eine Oppoſition hineinzutreiben, welche hervorzurufen 
nicht im Intereſſe der deutſchen Regierungen liegen kann. Dies iſt ein zweiter Grund, 
aus welchem die preußiſche Regierung bisher auf die ihr von anderen Seiten ges 
machten Vorfehläge einzugehen Anftand genommen hat. 

Es fcheint Daher gerade in dieſem Augenblick noch nicht angemeffen, mit beftimm; 
ten Vorſchlägen und Verabredungen gegenüber von Frankfurt hervorzutrten. 
Wohl aber möchte e8 rätlich fein, fich im voraus vertraulich über Teitende Prinzipien 
zu verftändigen; und ehe Preußen fich darüber mit den anderen deutſchen Bundes; 
ftaaten zu einigen verfuchen kann, muß es wünfchen, die Anfichten der Kſl. Öfters 
reihifhen Regierung in bezug auf die Stellung Öſterreichs ſowohl, ſowie auf die 
deutſchen Verhältniffe im allgemeinen fennen zu lernen. Denn, indem es an ber 
Überzeugung fefthält, daß die Teilnahme Hfterreichg eine wefentlihe Bedingung 
der Macht und Größe Deutſchlands fei, muß es wünſchen, daß mit Rüdficht hierauf 
die Beftimmungen über die fünftige Geftaltung der zentralen Bundesgewalt 
Deutfhlands getroffen werden. 
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28. Hanfemann an Camphanfen. 
Eigenhd. Driginal, 


Berlin 1848. Dezember 10. 


Berehrter Freund! Bei meiner Nüdreife von Frankfurt erfuhr ich, in Köln ans 
fommend, zu meiner großen Freude den Beſchluß wegen der Steuerverweigerung. 
Die augenblidlihen Folgen davon in einigen Städten kamen mir fehr unbedenklich 
vor im Vergleich zu den guten Früchten, die aus diefer Tollheit der hiefigen Na; 
tionalverfammlung entfpringen mußten. Mit etwas Energie, die ih dem Herrn 
Eihmann angelegentlichft empfahl, und die er auch anzuwenden völlig bereit war, 
mußten die hie und da vorfommenden Widerſetzlichkeiten Teicht zu dämpfen fein. 

Faft niemals ift die Krone Preußens in einer fo glüdlichen Lage gemwefen, den 
Staat gründlich zu fonfolidieren. Die Ultras der Nationalverfammlung hätten, 
wenn fie Infteuftion gehabt hätten, nicht beffer verfahren können, die Krone zu 
kräftigen, wie fie verfahren haben. Erft der Befchluß wegen der Steuervermweiges 
rung, dann der Aufruf der äußerften Linfen und der fogenannten gemäßigten 
Linfen vom 27. November, das viertägige Ausbleiben diefer Herren in Branden; 
burg, dann das Erfcheinen eines großen Teils derfelben am ı. Dezember, mit der 
famöfen Erklärung von Schneider, und ihre Abzug in Maffe aus dem Saal, um 
die VBerfammlung befchlußunfähig zu machen, — alles dies gab der Krone völlig 
freie Hand, jede vernünftige fonfervative Maßregel zu ergreifen. Es wurde ihr 
dies vollends noch erleichtert durch die am Schluß der Sitzung vom 1. Dezember 
befchloffene Vertagung bis zum 7. Dezember. 

Der Berg hat eine Maus geboren, die Schwierigfeit ift momentan gelöft, der 
Folgezeit aber die Löfung der fehwierigften Frage nicht nur übertragen, fondern 
auch erfchwert worden. Es ift wirflih zum Bedauern, wie unftaatsmännifch die 
ganze Angelegenheit behandelt worden ift. 

Nah meiner Rückkunft hier habe ich mich nicht bei dem Könige melden laffen!, 
um nicht aufdringlich zu erfcheinen und nicht zu der Mutmaßung Veranlaffung zu 
geben, ich fäme zu ihm, um Minifter zu werden. Dagegen fprach ih am 23. No 
vember den Prinzen fowie die Prinzeffin von Preußen. Beide traf ich in einer 
Stimmung, welde den Ernft der Dinge fehr wohl begreift. Beide erachteten die 
Lage für bedenklich; ich ftellte ihnen vor, daß ich die Lage für vortrefflich erachtete, 
wenn fie nur gut benutzt würde; daß das Minifterium noch nicht abtreten dürfe, 
bis die Verſammlung in Brandenburg eröffnet fei, weil fonft diefes Abtreten der 
Linken eine Veranlaffung geben könne, gemäßigter d. h. flüger zu werden, wodurch 
dann die Regierung in eine ſchlimme Lage gefommen wäre, da doch mit der einmal 
moralifh verborbenen Verfammlung eine gute Verfaffung nicht u vereinbaren 
fein werde. ch ftellte vor, wie man eine gute Verfaffung interimiftifch würde ein; 
führen können, die das Land gern annehmen würde, wenn fie von Männern gegen, 
gezeichnet wäre, zu denen es Vertrauen habe; wie man dag vote universel los⸗ 
werben, die beiden Kammern gteig zahlreich, eine jede etwa ftarf 200 Mitglieder 
bilden fünne, wie man das Diätenunmefen auch bei der zweiten Kammer abfchaffen 
fönne, indem man ein Fixum am Schluß der Sitzungen zur Entfehädigung er te, 
wie man endlich alle die fchlechteften Beftimmungen, durch welche das Negieren 
faft unmöglich werde, aus dem Entwurf ber eg al arg entfernen 
fönne, Ebenfo drang ich auch darauf, daß man die Selbftändigfeit als Bedingung 
jur N NEE ‚fo wie e8 in Frankfurt beabfichtigt werde, aufnehmen möge. 

Um 2. Deyem ra der Oberpräfident von Auerswald den König, hatte ihn 
ebenfalls auf alles das aufmerffam gemacht, was ich früher dem Prinzen von 
Preußen vorgetragen hatte, 





ı Die Angabe Dergengränd 584, daß Hanfemann am 24, Movember dem Könige pers 
ſdallch über feinen Eindrud aus der Rheinprovlnz berichtet habe, muß alfo unrichtig fein, 
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Am 4. Dezember vormittags fuhr ich von hier nach Potsdam, um den Prinzen 
von Preußen zu fprechen, fowie auch den König, wenn es anginge. Auf der Eifen; 
bahn traf ich die Minifter, und auch von der Heydt, deſſen Minifterfandidatur 
bereits verlautbarte, Daß ich den König nicht fprechen konnte, weil die Minifter zur 
Konferenz fuhren, dachte ich mir gleich, fegte aber noch einmal dem Prinzen von 
Preußen meine Anficht auseinander, äußerte auf feine Befragung auch die Meinung, 
daß die Verfammlung ſchon vor ihrem Wiederzufammentritt aufzulöfen fei, daß 
man aber nicht gleichzeitig die Verfaffung geben, fondern fie während einiger Tage 
noch einer gründlichen Beratung unterziehen möge. 

Auf dem Weg nach Potsdam faß ich neben Manteuffel, dem ich meine Ideen 
über die Bildung der beiden Kammern und über das Wahlgefes für die zweite 
auseinanderfegte, mit denen er völlig einverfianden geweſen ift: auch ift es feine 
Meinung gewefen, daß die Verfaffung, bevor fie promulgiert werde, noch einer 
gründlihen Beratung unterliegen müſſe. 

An dem nämlichen 4. Dezember ift von der Heydt zum Minifter ernannt, und 
die ganze Auflöfungs; und Verfaffungsfrage bis abend fpät zum Beſchluß in 
Potsdam gelangt. 

Die Selbftändigfeit ift in die Verfaffung und auch in das Wahlgefes über; 
gegangen. Man hat aber noch nicht den Mut gehabt, fie zu definieren. Manteuffel 
würde ihn haben, ob aber auch die Energie und Beharrlichkeit, um die Sache im 
Kabinett durchzufegen, weiß ich nicht, Meine Ideen über die Definition der Selb; 
ftändigfeit hat er gut aufgenommen und zu den feinigen gemacht. 

Manteuffel ift überhaupt der vernünftigfte im ganzen Minifterium. 

rn a bat ungeheures Glüd gehabt, hat es aber nicht zu benutzen 
verſtanden. 

Hätten Sie und ich, während unſerer Miniſterverwaltung das Glück des Mi—⸗ 
nifteriums Brandenburg gehabt, fo fähe es jest ganz anders aus im Land. 

Ich habe Ihnen diefe Zeilen gefchrieben, damit Sie jedenfalls darüber außer 
are find, daß ich, ſoviel an mir gewefen ift, dazu beigetragen habe, daß man nicht 

olche große Böde fchieße, wie geſchehen ift, auch damit Sie wiffen, wie die Dinge 
bier in der Übereilung getrieben worden find. 


282, Camphaufen an Bülow, 
Eigenhd. Konzept. 


Berlin 1848. Dezember 11. 
An das geftern erwähnte Schreiben‘ war das mündliche durch Boddien dem 
Neichsvermwefer ausgedrüdte Verlangen der Veröffentlihung gefnüpft, und die 
Andeutung, daß andernfalls die Veröffentlihung dort erfolgen werde. Im Ber; 
trauen befragt habe ich empfohlen die Veröffentlichung zu unterlaffen, dag mündliche 
Verlangen des Ambaffadeurs nicht zu beantworten und für deffen Anerbieten, eine 
Antwort des Erzherzogs perfönlih nach Potsdam zu bringen, verbindlichft zu 
danfen. Was die Veröffentlihung in Berlin betreffe, fo werde diefelbe wohl unter; 
bleiben; inzwifchen, da von Boddien durch perfönliche Konfidenz des Erzherzogs 
das Schreiben fenne, fo fehe ich Fein Hindernis, daß er feinem Freunde von der 
Heydt über die eventuelle Publikation feine Anficht ſchreibe. 
Mein geftriger Antrag auf Mitteilung des Inhalts beswedt, dem Staats; 
minifterium eine ſchickliche Gelegenheit zu verfhaffen, auf $ 42 der nunmehr 


Ben Verfaffung zu vermweifen und fich die direkten Ambaffaden zu ver; 
en, 
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29. Graf Bülow an Camphaufen. 
Eigenhd. Driginal, Auszug Cafpary 270. 
Berlin 1848. Dezember 13. 


€, €, gütiges Schreiben vom 10. d. M.! habe ich heute morgen erhalten, und ich 
beeile mich, Ihnen hierbei zu vertraulicher Kenntnisnahme Abfchrift des Schreibeng 
zu fenden, welches S. M. der König durch Herrn von Boddien an den Erzherzog 
gefendet hat.: Dasfelbe bewegt fih in allgemeinen Ausdrüden und ift eigentlich 
mehr eine Darlegung perfönlicher Anfichten und Gefinnungen als ein diplomatifches 
Aktenftüd, Jedenfalls ift es als Erwiderung der Proflamation eine fehe milde und 
verföhnlihe Manifeftation. 

Was fagen Sie zu Bunfens Schreiben an den NReichsminifter bei Nüdgabe der 
Bollmaht?? Mir foheint es, daß er anfängt zu radatieren. Er hat die Einfendueg 
hierher mit einer ſechs Bogen langen Depefche begleitet, in welcher er darzulegen 
fih bemüht, daß die Bevollmächtigung ad hoc ganz unannehmbar fei. Das Reſümee 
davon ift, daß er findet, es fei jegt der notwendige Zeitpunkt, um die Zentralgewalt 
in London zur Anerkennung zu bringen; Dann müffe er von ihr beglaubigt werden, 
nicht allein als Neichsgefandter, fondern ald Reichs-Botſchafter, um den 
Rang vor allen andern deutſchen und nichtdeutfehen Gefandten zu haben, Er müffe 
in den Stand gefett werden, eine glänzende Repräfentation Deutfchlands hin; 
zuftellen uſw., kurz er vergißt ganz und gar, daß er preußifcher Gefandter ift, daß er 
nichts weiter braucht, als eine Vollmacht, um dag alte namens des gefamten 
Deutfhlands zu führen, und daß er nicht dafür bezahlt ift, die Anerkennung der 
——— Zentralgewalt in London zu preſſieren. Ich ne ihm heute, um 
hm hierüber, wenn’s möglich ift, aufs richtigere Pferd zu helfen. Inzwiſchen fett 
er ung in große Verlegenheit — wenn Sie nicht etwa fein Schreiben an das Reichs⸗ 
minifterium aufgehalten haben. Sch werde in der Sache nichts weiter tun können, 
bevor ich weiß, wie fie dort fieht, und was Sie dort zu fun gedenfen. Mich dünkt, 
wir müſſen fuchen, fie in dem Gange zu erhalten, in dem fie war, nämlich der Bes 
vollmädhtigung ad hoc. Bunfen wird fich wohl bekehren. Wo nicht, fo können 
wir nicht helfen, aber gegen Bunfens Beglaubigung als Reichsgefandter unter 
Beibehaltung feiner Stellung als preußifher Gefandter werde ich mich immer 
erklären. Er würde uns in tauſend Verwidelungen bringen. 

Den württembergifhsbayerifhen Unterhändler habe ich glüdlich von Potsdam 
fortgefchafft, aber damit habe ich noch feine Ruhe, und ich werde täglich von Pots⸗ 
dam aus geplagt, daß eine Verftändigung der Regierungen über die deutſche 
Frage zuftande gebracht werden müffe. Die bayerifche Regierung beantragt offiziell 
einen Austauſt —— Erklärungen darüber: ‚daß fortan den Befchlüffen 
der Franffurter Nationalverfammlung und der Zentralgewalt gegenüber von 
Seite der deutſchen Regierungen nicht mehr einfeit R und Yon vorhergegangene 

—— Verftändigung gehandelt werde”, Ich erkläre mich durchaus egen eine 
% he Verbindlichkeit, aber der Andrang ift fo ftark, daß ich allein nicht werde 
MWiderftand leiften fönnen, Man begreift hier nicht, was eine folche Verpflichtung 
nach fich zieht. Können E. E, mir nicht von dort aus durch Berichte oder wirkfame 
Diverfionen etwas zu Hilfe fommen? Befonders dankbar würde ich es auch pers 








1 Konzept im Nachlaß nicht gefunden, 
 Ne,26 


» Über die Verfuhe Bunfens, durch feine eigene gleichzeitige Ernennung zum Reichs⸗ 
reg in London feinen Gedanken der Übertragung der auswärtigen Vertretung des 

iches an bie anne Gefandifhaften ins praftifche Leben einzuführen, vgl. Nippolbd, 
—* 2, 4Baf, und Ulbricht, Bunfen 83f. — Camphauſen lommt auf dieſe Angelegenheit 
In feinem Briefwechſel mit bem Grafen Zliew noch mehrmals zurück; ich habe die darauf 
bezügliden Stellen fortgelaffen. 
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fönlih anerkennen, wenn Sie mir Ihre Anficht über die jegige Handhabung der 
deutihen Angelegenheit einmal ausführlich darlegen wollten. Es kommt darauf 
an, zwiſchen der Szylla der Frankfurter unitarifhen Machtgebote und der Charyb; 
dis der alles zerftörenden Separat; und Kabinettspolitit hindurchzuſteuern, und 
diefe Aufgabe ift ſchwer, felbft für ftärfere als ich, Bei niemandem werden Gie 
für guten Rat eine dankbarere Aufnahme finden, als bei mir. 

Sch erhalte foeben — abends 8 Uhr — Ihre freundlichen Zeilen vom 11x.“ Die 
direften Ambaffaden find nicht immer viel wert, befonders aber follte man folche 
täppifchen Gefellen nicht in die Gefchäfte mifchen. Ich benüge das Aviſo, aber Sie 
wiſſen, wie ſchwer es ift, gewiffe Herren in der richtigen Linie zu halten. 

Simfon und Hergenhahn find bei mir gewefen und haben mir gefagt, daß fie 
wegen ber Publikation der Neichsgefege und wegen der Gefandtfhaftsfrage noch 
Anträge machen und verhandeln wollten, Ich habe gleich bemerkt, daß wir wegen 
des erſten Punkes bereits eine definitive Erklärung abgegeben hätten. Über den 
zweiten fee ich die Antwort auf Ihren Bericht vom 2ı. v. M. unter diefen Ums 
ftänden noch aus, aus Courtoiſie, weil die Herren doch verhandeln wollen, ohne 
jedoch die Abficht zu haben, im Prinzip etwas aufjugeben, 

Hier ift alles foweit ganz ruhig, aber die Wühlerei in bezug auf die Wahlen ift 
ſchon fehr tätig in den Provinzen, Übrigens ift der Eindrud der oftropierten Ver; 
faffung im ganzen überall fehr gut und beruhigend. 


30. Öfterreihifhes Memorandum an Preußen. 
Kopie. Ben. v. Sybel ı, 267f. und Friedjung ı, 493f. 


Dlmüß 1848. Dezember 13. 

Das innigſte Einverftändnig gehn Öfterreih und Preußen in bezug — die 
deutſchen Angelegenheiten iſt die einzig mögliche Grundlage eines gedeihlichen 
Standes * letzteren und die unumgänglich notwendige Vorbedingung der Erz 
reichung deſſen, was unleugbar der Nationalwunſch der Deutfchen ift, nämlich der 
Gründung eines großen, einigen und mächtigen Deutfchlands. 

Seit den Märztagen fehlt es am diefem Einverftändniffe, und die traurigen 
Früchte diefes Tatbeftandes reifen dermalen in Frankfurt, 

Heute wird eine beffere Richtung der Dinge von Berlin aus angebahnt. Wir 
freuen ung deſſen und geben ung der Hoffnung hin, daß es auch heute noch nicht 
zu ſpät und es vielmehr noch am der Zeit ift, durch einträchtiges Wirken den Wieder; 
aufbau des gemeinfamen Baterlandes nach einem praftifchen und den Bedürf- 
niffen desfelben wahrhaft entfprechenden Plane zu bewirken. Daß HÖfterreih an 
diefem Wiederaufbau und den Ergebniffen besfelben fich beteiligen zu können den 
ernten Wunſch hegt, — dieſes zu bezweifeln ift fein Grund gegeben worden. Andrer; 
feits liegen die Schwierigkeiten, welche für diefe unfere Beteiligung aus der feit 
März des Jahres wefentlich veränderten Lage unferes Reiches fich ergeben, zu fehr 
am Tage, um hier befonderer Bevorwortung zu bedürfen. So wie in Deutfchland 
die allgemeine Stimme, fo ftrebt auch, wie es 34 in dem öſterreichiſchen Kaiſer⸗ 
ſtaate die große — der Bewohner desſelben nach Konftituierung eines 
einigen und duch feine Einheit gefräfteten Staates. Diefer öffentlichen 
Stimmung muß ihrerfeits die Regierung um fo entfchiedener Rechnung tragen, 
als er e das Bedürfnis fühlt, bei Erweiterung in Gleichftellung der Rechte 
der Nationalitäten das Enüpfende Band derfelben in den oberften Regionen duch 
einheitliche VBerfaffung, Vertretung und Verwaltung zu verftärfen. Eine Beteili; 
gung an den deutfchen 1 enheiten ſonach, welche uns das durch die Natur 
der Dinge gebotene neue Regierungsſyſtem verrücken und ſtören, welche dahin 


ı Mir. 28a, 
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führen würde, die dermalen zu dem deutſchen Bunde gehörenden Teile unferes 
Reiches in eine unklare Doppelftellung zu verfegen oder fie virtuell in ihrer Geſetz⸗ 
gebung und Verwaltung von der hierfüro unzertrennlichen Gemeinfhaft mit ihren 
außerdeutfhen Staatsgenoffen loszulöfen — eine folde Beteiligung würde bei 
uns die Öffentlihe Stimmung unbedingt verwerfen, und die Regierung würde 
fih weder den Beruf noch die Macht zutrauen, hierin dem fo lauf ausgefprochenen 
Nationalwunfh entgegenzufreten. 

Jedenfalls würde aber Deutfhland — mag die Beteiligung Öfterreihs an dem 
neuen deutfchen Verfaffungswerfe eine engere oder eine weitere fein — an dem 
neugeborenen Kaiferreihe für ewige Zeiten den natürlichften wie den treuften 
Bundesgenoffen bejigen; vielmehr an den durch inneren Zufammenhang geftärkten 
ungeteilten Kräften desfelben einen mächtigeren Rüdhalt haben, als ihm einzelne, 
zerflüftete und aus ihrem natürlichen Zufammenhang geriffene Teile des Reiches 
jemals würden gewähren fünnen. 

Unbedingtes wechfelfeitiges Vertrauen ift die erfie Bedingung des gedeih— 
lihen Fortganges der eben begonnenen Beratung. Bon ſelbem geleitet, geben 
wir die folgenden Punkte nach Berlin zur Erwägung. 

Erſtens. Die PVerfaffung für Deutfchland, wie felbe aus den bereits vorz 
liegenden Vorarbeiten der Frankfurter Verfammlung hervorgehen wird, ift eine 
von feinem deutſchen Fürften mit gutem Gewiſſen anzunehmende, und würde 
deren Annahme feitens des übrigen Deutfhlands nad früheren Vorgängen 
ee wahrfheinlih den völligen Austritt Öfterreihs vom Bunde 
zur Folge haben. 

Zweitens, Diefes vorausgefhidt, fragt fih, wie fih die Höfe von Wien und 
Berlin, in Eintracht handelnd, zu benehmen haben würden. 

a) In dem Zwifchenraum zwifchen heute und dem Tage des Zuftandefommeng, 
d. h. nach der erften Lefung jener zu erwartenden Verfaffung in Frankfurt. 

b) Gelegentlich diefes Zuftandefommeng felbft. 

c) Nah demfelben? 

Drittens, ad a) In dem erfigenannten fichtlich einige Wochen nicht über; 
fieigenden Zeitraume müffen die beiden Höfe vor allem nur das Intereffe im Auge 
haben, daß in jenem Intervalle der materielle Friede in Deutfohland nicht geftört 
werde, Der einzig dermalen bundesgefeglich beftehende Hüter und Wahrer diefes 
Friedens ift der an die Stelle des Bundestages getretene Neichsverwefer mit Brest 
die Erefutiogewalt des Bundes bildenden Minifterium, Diefe Gewalt für die Zeit 
ihres Beſtehens nicht etwa ‚o modifizieren, — denn hierfür ift die Zeit zu kurz — 
wohl aber erfteng zu fräftigen, zweitens auf den EUR Weg iu leiten, — ift 
die klar vorgezeichnete ee ber beiden Höfe. Um jene Gewalt zu fräftigen, 
ift e8 vonnöten, daß die Vollsiehung ihrer Anordnungen — wohlverfianden als; 
dann, wenn De innerhalb des Wirfungsfreifes ihrer Kompetenz als 
der das laufende Gefhäft des Bundes felbftändig leitenden Bes 
fra gelegen Ins — nirgends einer Schwierigkeit begegne, und hierdurch 
br das nötige Anfehen allenthalben aufrechterhalten werde. — Um fie zu leiten, 
müſſen die beiden Höfe darauf bedacht fein, in den vertraulichften Formen unauss 
geſetzt und einträchtig ber Zentralgewalt die Richtung und den Weg anzudeuten, 
auf welhem fie nach der wohlmeinenden Abficht der Höfe voranzugehen Sugar wird, 
wogegen fie hinwiederum auch deren unbedingter Unterflügung gemwärtig fein foll. 

ſertens. ad b) Die beiden Höfe find darüber einig, daß fie die Derfaflung, 
= fie nah den Vorarbeiten der Reichsverſammlung zu erwarten ift, nicht ans 
nehmen, 

Sie werben dahin fireben — in welcher Urt, wird fpäter gefagt werden —, daß 
eine möglichft große Zahl deutfcher Megierungen und Ieenfa die bedeutenderen 
derfelben ſich in dem Prinzipe der Verwerfung ber Verfaffung mit ihnen vereinigen, 
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" Die Rechtsformel diefer Verwerfung wird die einfache Berufung auf den Bundes; 
beſchluß fein, welcher die fonftituierende Neihsverfammlung in das Leben rief, 
* * hierbei den Regierungen das Recht der Vereinbarung ausdrücklich 
vorbehielt. 

Fünftens. ade) Mit dieſem negativen Akt der Verwerfung wird aber die 
Sache nicht abgetan fein, und es wird die pofitive Frage: „was dann weiter?” zu 
löfen übrig bleiben, 

Deutfchland muß neu konſtituiert werden; und — wie oben geſagt ward, 
org die Möglichkeit hierzu nicht offenbar ausgefchloffen ift, im Wege der Vereins 

arung. 

Es ift billig, daß, wenn die Regierungen das von der et vor⸗ 
gelegte Projekt verwerfen, fie ein anderes, nach ihrer Anſicht beſſeres, an deſſen 
Stelle zu feßen wiffen. 

Damit fie diefes aber tatſächlich können, müffen fie fich früher — und zwar fo 
bald als möglich — und vor allem anderen Öfterreich und Preußen — wenigfteng 
über die Grundlagen der nach ihrer Anficht beften Bundesverfaffung einigen. 

Sechſtens. Diefe Grundlagen wären, in ihren äußerften Umriſſen und fur; 
angedeutet, etwa die folgenden: 

a) Von der Idee des Bundesftaates, deffen fonfequente Durchführung das 
eigentümliche Leben der einzelnen deutſchen Staaten und Volksſtämme ver; 
nichten und an manden Orten Deutfhlands einem Widerfireben begegnen 
würde, das zu allem anderen eher als zur Konfolidierung deutfeher Macht und 
Größe führen könnte, — von diefer Jdee müßte man abftrahieren, und wieder zu 
dem auf die deutfchen Verhältniffe allein paffenden Begriffe des Staatenbundes 
zurückkehren, welcher neue Bund ſich aber von dem bisher beftandenen dadurch zu 
unterfcheiden hätte, daß er fräftiger gebaut und insbefondere Fräftiger ge; 
handhabt werden müßte, als es jener jemals ward. 

b) Die oberfte Leitung des Bundes wäre einer ſtark zu organifierenden und mit 
ausgedehnten Befugniffen zu verfehenden Exekutivgewalt zu übertragen. 

c) Ihr zur Seite hätte als repräfentatives Element ein Körper zu ftehen, der aus 
den Abgeordneten der Fürften unter Beisiehung anderer aus Wahl hervorragender 
Mitglieder zu bilden fein würde. 

d) Durch gute organifhe Einrichtungen wäre für die tunlichfte Verſchmelzung der 
materiellen Intereſſen der deutfhen Stämme und Staaten, für die Konzens 
trierung der Defenfiofräfte des Bundes, foweit fie vonnöten fein wird, um dem 
Auslande gegenüber Deutfhland als Geſamtmacht ehrfurchtgebietend erfcheinen 
zu machen, endlich für alles, was unter den Deutſchen aller Stämme das Gefühl 
der Gemeinfamkeit zu erhalten geeignet fein kann, Sorge zu fragen. 

Eine auf folhen Grundlagen gebaute Verfaffung, welche dem deutſchen Volke 
die Sicherheit geben würde, daß die Angelegenheiten des gemeinfamen Baterlandes 
hinfüro mit flarfer Hand geführt, und dem vereinigten Staatenbunde die ihm in 
Europa gebührende Stellung gemwährleiftet fein würde, — eine folde Verfaffung 
würde ficher die große Mehrzahl der Wohldenfenden und der vaterländifh Ge; 
finnten in Deutfchland befriedigen, und es der zu ihrer Vereinbarung berufenen 
Berfammlung ſchwer machen, np Mitwirkung zu dem großen Werfe zu verfagen. 

Siebentens. Es ift oben bereits bemerkt, daß zum Gedeihen der Sade ein 
möglichft fehnell zu bewerkftelligendes Einverftänding zwifchen den bedeutenderen 
Staaten des Bundes erforderlich fein wird, damit am Tage der Entfheidung mit 
einer tunlichft imponierenden Einftimmigfeit aufgetreten werden fünnte, 

Es ift Har, daß, um den Zwed nicht zu verfehlen, und ſtatt der Erreichung des; 
felben entfchiedene Gefahren in dag Leben zu rufen, die Vorkehrungen zur Bewerk⸗ 
ftelligung jenes Einverftändniffes in tieffter Stille und mit einem Geheimniffe (von 
welchem insbefondere die Zentralgewalt und ihre Drgane nicht auszuſchließen 

Brandenburg, Unterfuchungen. 19 
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wären) getroffen werden müßten. Die Wege der gewöhnlichen Kommunifationen 
von Kabinett zu Kabinett werden zu diefem Behufe verlaffen werden, und von 
Fall zu Fall und von Ort zu Ort wird die Behandlungsweiſe des Gefchäftes eine 
verfhiedene fein müſſen. 

Bor allem wird danach zu ftreben fein, Bayern, welches feinen Wunſch nach Ver; 
— bereits zu erkennen gegeben hat, auf das Feld des Einverſtändniſſes 
zwiſchen Sſterreich und Preußen zu ziehen. 

Iſt dieſes gelungen, ſo wird man darauf hinarbeiten müſſen, in Hannover, 
Dresden, Stuttgart, Kaſſel uſw. durch den Zutritt dieſer Höfe zu unſerem Plane 
den Kreis eines gemeinſamen Wirkens zu vergrößern. 

An anderen Orten, z. B. in Darmſtadt, Karlsruhe uſw. iſt es zweifelhafter, ob 
und wie auch dort für den in Rede ſtehenden Plan ohne Gefahr der Kompromit⸗ 
tierung würde gewirkt werden fünnen. 

Am beften würden die betreffenden Infinuationen durch abzufendende vertraute 
Derfonen — und zur Vereinfahung und Verminderung der Chancen zu ungeitigen 
Berlautbarungen, nach einer zweckmäßigen Verteilung der Rollen unter den beiden 
Höfen — dergeftalt zu machen fein, daß der jeweilige Abgefandte des einen Hofes 
auch zur Betätigung des vollfommenen Einverftändniffes zwifchen beiden im Namen 
beider zu fprechen beauftragt und bevollmächtigt würde, 

Achtens. Sobald als die beiden Höfe über die Grundlagen der Deutfchland zu 
gebenden Verfaſſung miteinander einig wären, wäre ein Zufammenteitt fachverz 
fländiger Männer — gewählt aus verfrauenswerten Notabilitäten aus dem ſtaats⸗ 
rechtlichen und parlamentarifchen Fache — zu veranftalten, welche in aller Stille 
auf jenen Grundlagen die näheren Beflimmungen der in Antrag zu bringenden 
und zuerft den Regierungen und fodann den Volksvertretern vorzulegenden Ver; 
faffung gemeinfam zu entwerfen hätten. 

Neuntens. Es bliebe fchlieglich noch ein Fall zu erörtern übrig, und es wäre 
jener, daß in der Zwifchenzeit, welche bis zur Krifis in der —— an 
verlaufen wird, in dem hierzu vorzüglich vorbereiteten Teile Deutſchlands, nämli 
in den füdweftlichen Gegenden, der offene Aufſtand ausbräche, und die Zentral 
gewalt ihn zu bewältigen außerftand gefegt würde. In diefem Falle würde unferes 
Erachtens nah den Grundgefegen des in legaler Weife noch nicht aufgelöften und 
bis zur Errichtung eines neuen noch fortbeftehenden Bundes von 1815 voran⸗ 
gegangen und bie „innere —— Deutſchlands durch das Zuſammenwirken 
der von Bundes wegen hierzu aufzubietenden Kräfte gewahrt werden müſſen, an 
welchem Werke fih auch HÖfterreih — nad Maßgabe der ihm im Augenblide der 
Gefahr zu Gebote ftehenden Kräfte — und jedenfalls dur 
berfelben ſymboliſch beteiligen würde. 

Bei der verhältnismäßigen Kürze der ung zum Handeln übrig bleibenden Zeit, 
it die größte Befchleunigung der zwifchen Wien und Berlin zu verabredenden 
Befhlüffe dringendes Bedürfnis, und würde zu deffen Befriedigung die Bes 
fprehung zwiſchen mit möglichft ausgedehnten Vollmachten verfehenen Vers 
trauensperfonen am ficherften gereichen. 


31. Camphauſens Denkſchrift. 
Kopie. Auszug Caſpary 275f. 

Frankfurt 1848. Dezember 14. 

Anlaß der Denkſchrift. 2. Inſtrultion im Juli, 3. Lage in Frankfurt Ende Juli. 4. Bildun 
zu Politit des ee ininie ums, —ES —— —* — der Nationals 
verfammlung. 7. Urfaden ber bisherigen preußifhen Erfolge. 8. Lehren für die Zukunft. 

9. Verhältnis zu Hfterreih. 10. Das Neihsoberhaupt. 

[1] In der zweiten Hälfte des Monats Dftober wirkte der Verlauf der Ereig- 
niffe in Berlin darauf hin, in Frankfurt das Unfehen der preußifchen National; 


irgendeine Abteilung 
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verfammlung und der preußifchen Regierung, in natürlicher Folge davon auch 
ihres hiefigen Vertreters, zu ſchwächen, wie ich feinerzeit den vorigen Miniftern 
auf privatem Wege mitzuteilen nicht unterlaffen habe." Der Neigung, von hier 
aus unmittelbar einzufchreiten, vermochte ich nur kurze Zeit einen erfolgreichen 
Widerftand entgegenzuftellen; es trat bald eine zum Heile des Vaterlandes kurze 
Periode ein, in der der Staat von Frankfurt aus eine Hilfe zu wünfchen hatte, die zur 
Hälfte und nicht ohne läſtige —— gewährt wurde; zugleich bangte man hier 
vor der von Preußen abhängigen eigenen Exiſtenz, und in dem verzweiflungsvollen 
Drange nach Taten zur Nettung seihah manches, wozu man fich nicht Zeit nahm, 
den Rat des Bevollmächtigten der Regierung einzuholen, oder wobei man defien 
vor Kompromittierung der Zentralgewalt warnende Stimme nicht berüdfichtigte. 
Die Beziehungen verwirrten fih: unmittelbare Gefandtfchaften flogen hin und ber, 
unmittelbare Verhandlungen fanden ftatt; beides zum Teile mit Überfpringung 
des Minifteriums und des Bevollmächtigten, und es beftand die Gefahr, das 
Syſtem gefprengt zu fehen, welches die Königliche Regierung feither mit fefter 
Konfequenz befolgt hatte, Die Stärfung der Regierungsgemwalt in Preußen und 
die unzweideutige Zuftimmung des Volkes zu der verliehenen Verfaffung führen 
diefe Periode zum Ende, und der Augenblid, in welchem die Verbindung zwiſchen 
der Königlihen Regierung und der Zentralgewalt vielleicht wieder auf dem einz 
facheren Weg fich zurüdzieht, fallt zufammen mit einer Fügung der Begebenheiten, 
wodurch der Schwerpunft für die nächfte Wendung der deutfchen Geſchichte von 
Wien über Berlin nah Frankfurt a. M. gewandert ift. Diefes Zufammentreffen 
veranlaßt mich, zur leichteren Beurteilung des in dem neuen Abfchnitte zu verfolgen; 
den Weges einige Momente aus dem bisher zurüdgelegten hervorzuheben. 

[2] Als ih mich im Monat Juli mit dem damaligen Minifterium über die Ins 
fteuftionen für den Bevollmächtigten in Frankfurt zu verftändigen fuchte, wurden 
die folgenden Gefihtspunfte als die wefentlichen aufgeftellt: 

1. Preußen verlangt in der definitiven Verfaffung Deutſchlands nicht die aus; 
übende Macht für fich allein, aber es verlangt in der ausübenden Macht den feiner 
Größe entfpredhenden Anteil, 

: 2, as Regierung ift das Recht der Zuftimmung zur Verfaffung intakt zu 
ewahren. 

3. Die Regierung will einer gefeßgebenden Tätigkeit der Frankfurter Verfamm; 
lung während des Proviforiums nicht entgegentreten, diefelbe fogar gewiffermaßen 
befördern; fie will aber zugleich ihre Zuftimmungsrecht gewahrt wiffen. 

4. Während des Proviforiums kann eine Einmifchung der Zentralgewalt in dag 
preußifche Heerweſen nicht zugegeben werden, und während desfelben will Preußen 
feine völferrechtlihe Stellung als europäiſche Macht mit felbftändiger Vertretung 
im Yuslande nicht verlaffen. 

5. Das (damals eingeleitete) Projekt einer Eollegialifhen Vertretung der deut; 
[hen Regierungen der Zentralgewalt gegenüber foll verlaffen werden, und der 
Bevollmaͤchtigte foll ifoltert ftehend den der preußifchen Regierung nach dem Vers 
hältniffe ihrer Macht zufommenden Einfluß erwerben. 

6. Bor allen Dingen aber fol ein Bruch zwifhen Frankfurt und Berlin ver; 
mieden werden. 

[3] Die Königliche Regierung trat mit diefer Aufgabe in das neue Verhältnis 
einer Bevollmächtigung bei der proviſoriſchen Zentralgewalt ftatt einer Gefandt; 
haft beim Bundestage, und fie fand eine Lage der Dinge vor, die der Löfung 
der Aufgabe nicht günftig war, (zu 1) Der Erzherzog Johann war mit der Zus 
fimmung der Fürften und unter der Akklamation Deutſchlands zum NReichsver; 
wefer erwählt worden, und felbft bei folchen einflußreichen Männern in Frankfurt, 
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die fih vordem mit der größten Entfhiedenheit für die politifhe Notwendigkeit 
der preußifhen Hegemonie ausgeſprochen hatten, war diefer Gedanfe fo weit 
surüdgedrängt, daß fie fih nur noch die Möglichkeit dachten, Preußen werde viel; 
leicht dem zum deutfhen Kaifer zu erhebenden Erzherzog Johann nachfolgen fönnen. 
(u 2) Die Nationalverfammlung, welche mit der Erklärung ihrer Souveränetät 
begonnen und diefelbe fveben duch Ernennung des Reichsverweſers und u 
Abfesung des Bundestages ausgeübt hatte, war duch den gelungenen Verſu 
in einen ſolchen Taumel geraten, daß fie jeden Zweifel an ihrer ausſchließlichen 
verfaffunggebenden Gewalt als ein Verbrechen gegen die deutfohe Nation be; 
trachtete, und daß der nachmalige Miniſter Hedfcher den Erzherzog entfohuldigen 
zu müſſen glaubte, weil er zwar das Amt unbedenklich aus den Händen der Na; 
tionalverfammlung angenommen, aber doch beiläufig auch der Zuftimmung der 
deutfhen Fürften gedacht hatte. Nur 31 Stimmen erkannten den Regierungen 
das Zuftimmungsreht zur VBerfaffung zu. Nicht minder war (zu 3) die National; 
verfammlung von ihrer unbefhränften a eg duchdrungen, und 
der verſchiedenen Ausſchüſſe hatte fih ein legislativer Eifer bemeiftert, der Fein 
Gebiet unberührt ließ und der mit Sturmeseile alle beftehenden Zuftände in 
Deutfhland umzuformen drohte, Was (zu 4) das Heerweſen und die diplomatifche 
Bertretung betrifft, fo hatte ich erft Eurz zuvor den Eintritt in das Reichsminiſterium 
zum Teile aus dem Grunde abgelehnt, weil man von Übergabe der Feftungen, 
von einem der Zentralgewalt von allen deutfchen Truppen zu leiftenden Eide 
träumte, und weil man die Erwirfung der Zurüdziehung aller preußifcher Gefandten 
von mir erwartete. Der —— eines verhältnismäßigen Einfluſſes (u 5) 
ftand die aus der Nationalverfammlung in das Minifterium übergegangene und 
in ihm verkörperte Idee der Souveränetät entgegen, infolge deren es alle deutfche 
—— gleichmäßig und als untergeordnete Behörden behandeln zu ſollen 
ſich verpflichtet glaubte. 

Lag ſohin (zu 6) nach allen Richtungen hin Veranlaſſung zu Reibungen und nahe 
Gefahr des Bruches vor, ſo mußte zudem ſofort der von dem Reichskriegsminiſter 
auf den 6. Auguſt ausgeſchriebenen Huldigung der preußiſchen Armee die Folges 
leiftung verweigert werden, 

[4] Den Schwierigkeiten, die ung im Beginne der Neichsverweferfchaft umgaben, 
gefellten fih im Verlaufe der Zeit und in der weiteren Entwidlung des eben bes 
gründeten Zuftandes andere hinzu. Es war dem Erzherzog Neichsvermwefer auf 
das Gefuh um Bezeihnung eines Minifters der auswärtigen Angelegenheiten 
ablehnend geantwortet worden, und auch fpäter hat die Regierung nicht anerkennen 
wollen, daß ihre Anfprüche als mächtigftes Glied des Bundes durch die Überlaffun 
von Minifterportefenilles an preußifähe Kandidaten auszugleichen —* if 
Politik, von der wir nur in einem Falle durch Bezeichnung eines Min —* für die 
auswärtigen Angelegenheiten mit ungünſtigem Erfolge abzuweichen verſuchten, und 
wegen beren wir den bitterfien Tadel von einfichtsuollen, erfahrenen Staatsmännern 
erfahren mußten, bat ſich volllommen bewährt. Denn e8 hat fehr wefentlich dazu 
beigetragen, bie Eiferfucht egen Preußen zu mindern, die AUnerfennung der Bes 
deutung und Unentbehrlichteit Preußens zu erhöhen, daß Preußen fih vor aller 
Augen während des Proviforiums der Teilnahme an der ausübenden Gewalt 
und bes vorwiegenden Einfluffes auf die Leitung der Gefchäfte begeben hatte. 
Begangene 5 wurden uns nicht zugeſchrieben, ſie wurden häufig dem bei— 
gemeſſen, daß nicht wir die Zügel führten, und in manchem kritiſchen Augenblicke, 
namentlich in dem Kampfe um den Malmder Waffenſtillſtand, möchte der Ausgang 
ein nachteiliger gemwefen fein, hätte das Neihsminifterium eine überwiegend preus 
ßiſche Färbung gehabt. Auch gegenwärtig, wo ein Minifterwechfel bevorfteht, 
wurde ich nicht rätlih halten, das preußiſche Element in den Vordergrund treten 
zu laſſen. Wenn aber biefe Zurüchaltung ihre guten Gründe hatte, fo mußte fie 
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dagegen das Arbeiten mit der Zentralgewalt, die ftete Kenntnis der Abfihten und 
Mläne, die Beförderung wünſchenswerter, die Verhinderung nachteiliger Schritte 
fehr erfchweren. Hatte das Reihsminifterium feine vorwiegend preußifche, fo hatte 
e8 ſtatt deffen eine vorwiegend äfterreichifche Färbung, und man muß die Gefhid; 
lichkeit wahrhaft bewundern, mit welcher man monatelang alle Angriffe gegen 
Hfterreich zu verhindern, zu befeitigen oder abzuftumpfen wußte, während Preußen, 
obwohl zur Zentralgewalt und zu Deutfhland in einem unendlich klareren und hin; 
gebenderen Verhältniffe ftehend, unaufhörlichen, oft gefährlichen Angriffen und 
Anforderungen ausgefegt blieb. Unparteiifhe Staatsmänner wollen jetzt in der 
Leitung der — — ausſchließlich die Abfichtlichfeit unferer Gegner ers 
fennen, insbefondere die Verfolgung des Zweckes, einen Bruch mit Preußen vor 
dem Augenblide herbeisuführen, wo derjenige mit Öfterreich unvermeidlich werden 
mußte; e8 würde jedoch unbillig und unrichtig fein, unberüdfichtigt zu laffen, daß 
das Reichsminiſterium ein Syſtem befolgte, welches mit der damaligen Stimmung 
der Nationalverfammlung im Einflange ſtand. Es verfuchte die Macht der Zentrals 
gewalt aufzubauen auf der zerflörten Macht der Partikularfiaaten, und daraus 
ging das Streben hervor, das Einvernehmen mit den Negierungsbevollmädhtigten 
zu verhindern, die Beratung mit ihnen zu vermeiden, ihnen nur das Amt der Brief; 
fräger zuzugeftehen, und auch das nur in ſolchen Fällen, wo eg nicht dienlicher 
fcheinen würde, unmittelbar fowohl an die Landesminifterien, ald an die unters 
geordneten Landesbehörden zu verfügen. Wenn aber auch diefem Streben nicht 
die Abficht zum Grunde lag, vorzugsweife ein Einvernehmen zwiſchen der Zentrals 
gewalt und —— zu verhindern, ſo mußte es dagegen allerdings für Preußen 
am beſchwerlichſten werden, weil wir in einem viel groͤßeren Maße als die kleineren 
Staaten das Einvernehmen zu wünſchen, Forderungen zu ſtellen, ungeziemende 
Übergriffe und Mißgriffe zu verhüten hatten. — Ein Mittel hätte ung gu Gebote 
geftanden, frühzeitig das Neichsminifterium in engere Schranken zu verweilen, 
nämlich das gemeinfhaftlihe Auftreten aller oder vieler deutfher Regierungs⸗ 
bevollmächtigten. Allein unfer politifches Syſtem und das Intereffe Deutſchlands 
nötigte mich im Gegenteile, den vielfachen mir in diefem Sinn gemachten Zu; 
mutungen aussumeichen und es in manchen Fällen zu befördern, daß die Zentral; 
gewalt ung nicht rüdfichtsuoller behandle als die anderen. Man fpähte nah Konz 
lage die Preußen gemacht werden könnten, um fie fofort auch für fich in Anz 
pruch zu nehmen. Zur eiferoollen Geltendmahung partifularer Selbftändigfeit 
würden fih, von ung geführt, viele Hände geboten haben. Wir aber mußten ung 
ker der übergreifenden Macht der Zentralgewalt erwehren, mußten jedoch ebenſo⸗ 
ehr ende wachen, daß nicht an dem erfräftigten Partifularismus der einzelnen 
Staaten die Macht der Zentralgewalt und mit ihr die Hoffnung auf ein einiges, 
monarchiſches Deutfchland fcheitere. Auf diefem ſchmalen Wege ftanden Hinderniffe 
nicht nur hier, fondern auch im Vaterlande, wo die Idee eines einigen Deutſchlands 
mit ihren prafifhen Folgen nur allmählich in das Bewußtſein eindrang, 
und wo e8 einem erregbaren Selbftgefühle ſchwer wurde, über die proviſoriſche 
deutfche Zentralgewalt mit einem öfterreichifchen Prinzen an der Spite hinaus; 
zubliden und hinter ihre nur die definitive deutfche Zentralgewalt mit der Präponz 
deranz Preußens zu erfennen. 

[5] Wie ſtehen wir nun heute nach beinahe fehsmonatlihen Schwankungen und 
Kämpfen zu der Aufgabe, die wir in dem ©. Kl. Hh. dem Erzherzog Johann 
von Öfterreich zur Obhut übergebenen Deutfchland zu löfen ung vorgenommen 
—* Wie ſtehen wir namentlich zu ihr in Beziehung auf die oben angeführten 
echs weſentlichen Punkte? 1. Niemand beſtreitet Sr. M. dem Könige von Preußen 
den Siß in der erefutiven Gewalt; viele wollen fie Ihm allein übertragen. 2. und 3. 
Das Recht der Zuſtimmung zu Verfaffung und Gefegen haben wir intakt bewahrt. 
4. Eine Einmifhung in dag Heerwefen haben wir nicht geduldet und von unferer 
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völferrechtlihen Stellung find wir nicht gewichen. 5. Keines deutfchen Landes 
unterftügende Mitwirkung haben wir begehrt, die Kälte kalt ertragen und das ifo; 
lierte Preußen hat allem Anfcheine nad in naher Zeit über das Schiefal Deutfch- 
lands zu entfcheiden. 6. Einen Bruch mit Frankfurt aber haben wie vermieden, 
und die Zahl unferer Freunde vermehrt. 

[6] Der legte Punkt war von mehrfacher Wichtigkeit. Nur in einem kurzen Zeit; 
raum hat die Nationalverfammlung eine fohaffende Macht von erheblihem Um; 
fange befeffen; aber immer befaß fie eine große auflöfende Macht, die Macht, eine 
Revolution herbeisuführen durch den Aufruf an das Volk zur Brechung eines ihr 
entgegengefesten Widerftandeg, und vielleicht befigt fie diefe Macht in vermindertem 
Umfange noch gegenwärtig. Der hieraus für ung entfpringenden Gefahr zu bes 

egnen, war jedoch nicht unfer einziges Ziel; vielmehr hat es Perioden gegeben, 
denen wir den Lieblingsfägen der Nationalverfammlung ohne Beforgnis vor 
großen Störungen in unferem Lande entfhiedenen Widerfpruch hätten entgegen; 
fegen dürfen. Wir hatten einen zweiten Grund, einen folchen entfchiedenen Wider; 
fpruch zu vermeiden, weil er nämlich eine zahlreihe Nachfolge bei Fleineren Ne; 
gierungen gefunden, und die auf der Öffentlihen Meinung beruhende notwendige 
Macht der Nationalverfammlung gebrochen haben würde. Wenn die Anwendung 
der irrigen Volfsfonveränetätslehre irgendwo aus praftifhen Gründen verteidigt 
werden könnte, fo würde das Verhältnis und die Aufgabe der Frankfurter Ver; 
fammlung dazu fi darbieten. Denn für fie lag der Hare, allem Volke verftändliche 
Zweifel vor: Wie follen wir zu einem Reſultate gelangen, wenn wir mit 37 Res 
ierungen zu verhandeln haben, und wenn jede von ihnen ein Veto einlegen kann? 
ie Regierungen hatten die Verfammlung berufen, um eine Verfaffung für 
Deutfhland zuftande zu bringen; fie waren aber unfähig gewefen, ihre einen — 
ſchaftlich beſchloſſenen Entwurf zur Grundlage hinzugeben; ſie ſprachen ſtillſchwei⸗ 
gend zur Verſammlung: Wir können zur deutſchen Verfaſſung nichts beibringen, 
macht fie allein. Entfhuldbar war e8 unter diefen Umftänden, daß die Verfamms 
lung fagte, wir allein wollen die Verfaffung machen. Die Hoffnungen des lee 
Bolfes wandten fih ihr zu, und auch die Hoffnungen und Wünſche der preußifchen 
Regierung, welche in ihren Archiven berghohe Sep von der Schwierigkeit 
ber Bereinigung von 37 Souveränetäten aufbewahrt, mußten fich wefentlich darauf 
ftügen, daß der Frankfurter VBerfammlung für das Verfaffungswerk eine einflußs 
reihe, wenn nicht eine entfcheidende Stimme erhalten bleibe. Die Aufgabe der 
Bermeidung eines Bruches geftaltete fich daher fo: Wir durften das Necht der Zus 
—— zu Verfaſſung und Geſetzen nicht aufgeben, mußten aber einer öffent— 
lihen Erklärung und einem Prinzipienftreite darüber ausweichen und dafür forgen, 
daß allen hieſigen Befhlüffen faktifch unfere Zuftimmung gegeben werden Fonnte, 
zur Erhaltung und Mehrung des Einfluffes und der Macht der VBerfammlung. Diefe 
Bedingungen find erfüllt, 

[7] Daß ih einem hohen Staatsminifterium mit einiger Ausführlichfeit die 
feitherige Aufgabe Preußens, ihre Schwierigkeiten und ihre Löfung darlegte, hat 
ben Zwed, baran bie Frage zu fnüpfen, aus welchen Gründen wir erfolgte waren, 
um daraus vielleicht einen Leitfaden zu gewinnen für unfer Verfahren in der jet 
eingetretenen kritiſchen und entfcheidenden Periode, 

u jenen Gründen gehört nun aus der allerlesten Zeit fehr wefentlich die innere 
Erftarfung und Beruhigung des preußifchen Staates durch die von den gegen, 
wärtigen Miniftern für jest mit dem glüdlichften Erfolge ausgeführten Maßregeln. 
Für den ganzen Zeitraum von Juli bis jest erkenne ich die Gründe in folgendem: 
Mir nahmen ein Syſtem an, gu welchem wir ung fonfequent, ehrlich und aufrichtig 
befennen fonnten, ohne und durch Schwankungen, Verfohleierungen oder Reſer—⸗ 
vationen zu ſchwaͤchen, oder in fchlefe Lagen zu bringen, Wir hatten als ftärkiten 
Dundesgenoffen die Natur der Dinge für ung: die Lage, bie Größe, die Abſtammung 
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der Bevölkerung Preußens, feine Gefchichte, die langjährige Tendenz der Regierung 
und des Volfeg, fie u egenüber den vielfachen außer; und antideutfchen Ver; 
widlungen des öſterreichiſchen Kaiferfiaates den Schwerpunkt Deutſchlands nad) 
Preußen fallen, und wenn er duch konvulſiviſche Ereigniffe auf einige Zeit gewalt; 
fam verlegt war, fo wurde dadurch das Gefeß der Schwere nicht aufgehoben, welches 
immer wieder in leifem Wirken zur Nüdbewegung nah Preußen drängte, fo oft 
ein fünftliches Hindernis befeitigt war. Das Wagnis, Deutichland ſechs Monate 
lang dem Haufe Öfterreih und einem vorwiegend öfterreihifhen Minifterium zu 
überlaffen, erfolgreich, wenn Deutfchland fih duch den von Preußen geftatteten 
Verſuch von deſſen Vergeblichkeit überzeugte, war verringert wegen der für öfter; 
reich beftehenden Unmöglichkeit, dem Drange nach der Einheit zu folgen, für 
welche Deutfchland fich begeiftert hatte, Das Wagnis, einer ohne unmittelbare 
Vertretung der Regierungen tagenden Berfammlung in ihrem Gefeßgebungsdrange 
zu folgen und ihr ohne große Gefahr nicht widerfprechen zu dürfen, war verringert 
durch die Fortfchritte der Geſetzgebung in Preußen, die vieles in fi aufgenommen 
hatte und auf vieles vorbereitet war, was in anderen deutſchen Ländern als völlige 
und möglicherweife unbequeme Neuerung auftreten mußte; e8 war verringert 
dadurch, daß wir hinfichtlich mancher und wichtiger unitarifhen Wünfche als Ultra; 
Unitarier ander Spige der Bewegung fanden. Das perfönliche Wirfen des Vertreters 
der Kegierung und der Männer, die ihm als Gehilfen zur Seite ftanden, fonnte 
fih auf diefe natürlichen Verhältniffe fügen. Es war ausführbar, einen politifchen 
Grundgedanken Har und unverrüdbar feftzuhalten und in den vielfachen Schwin; 
gungen einer an Ereigniffen und an Wechfeln überreichen Zeit jeden neuen Fall 
nach dem allgemeinen Plane zu beurteilen und zu behandeln, fo daß nie ein Schritt 
zurückzutun, fein Wort zurüdzunehmen war. Werden wir, was die Vergangenheit 
uns an Erfahrung und Lehren gebracht, was wir in ihre bewahrt und erworben, 
auf die in den Geburtswehen einer Iimgeftaltung der Weltlage befindliche Gegen; 
wart anwenden können? Ich meine, ja. 

[8] Die hiefigen Beratungen find aus dem Reiche der dee in das Reich der 
ernfteften, —— Praxis hineingezogen. Der lange unerwartete Moment der 
Ablöſung Ofterreihs iſt in die Gegenwart getreten, und jedermann fühlt, daß die 
gleichzeitig zur Erörterung fommende Frage nach dem DOberhaupte des Bundes; 
ſtaates mit der Stellung Öſterreichs in oder zu Deutfchland in entfcheidendem 
Zufammenhange ſteht. In den Parteien entfaltet ſich eine leidenfchaftlihe Tätig⸗ 
feit; einzelne Klubs find in der Gefahr fich zu fpalten; in dem Minifterium hält dag 
öfterreichifche Element fich noch Frampfhaft feft; der uns zwifchen Nord und Süd 
wird angeregt; lebhafter noch der Gegenfaß zwifchen Katholizismus und Proteftan, 
tismus; falfhe Gerüchte zur Widerlegung offizieller Erklärungen werden aus; 
geftreut; man ſucht unnatürlihe Allianzen len der äußerſten Rechten und 
der Linken zu ſtiften; daneben fieht man die Fürften in Deutfchland reifen und läßt 
fih die Reden der Könige berichten. Es ift erſt der ſchwache Beginn der großen 
Entwidlungsperiode, bei der wir angelangt find. Sie kann enden mit dem gänzlichen 
Zerfall aller feitherigen Beftrebungen; fie kann auch enden mit der Umgeftaltung 
des größten Teiles Deutfchlands zum einheitlichen Bundesftaate unter Preußens 
Leitung. Unfer Weg inmitten der fich kreuzenden Intereffen kann nach meiner Anz 
fiht eben fo einfach und gerade fein, wie der bisherige. 

Wir mülfen die natürliche Schwerfraft wirken laffen und ihre 
Wirkſamkeit befördern. Nur Preußen vermag in Deutfchland die Einheit zu 
ſchaffen; kein anderer Staat hat ir Fähigkeit, Kraft und Bedürfnis im gleichen 
Maße wie wir; es wird unvermeidlich unfer Log fein, das legte Wort zu reden; wir 
dürfen e8 erwarten. In der Zwifchenzeit müffen wir feinen der Vorteile 
unferer natürlihen Stellung aufgeben, mithin in feinem Falle die Jnitia; 
five zu einer Vereinbarung zwifchen deutfchen Regierungen nehmen, und wenn wir 
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genötigt werden, auf Vorſchläge zu antworten, darauf beharren, fie in einer ſolchen 
Form vorzubringen, daß es nur noch der Zuffimmung Preußens bedarf, und daß 
für den Fall diefer Zuftimmung diejenige der andern im voraus gefichert iſt. Wir 
mäffen unter allen Umftänden, foweit möglidh, den Vorteil fefts 
halten, den uns der Einfluß und die Macht der Nationalverfamm; 
lung zu Franffurt bietet. Nachdem wir fehs Monate hindurch mit eigener 
Gefahr, mit großer Selbftverleugnung und mit unendlicher Mühe die National; 
verfammlung als eine beinahe fouveräne Macht nicht anerkannt, aber zugelaffen 
haben; nachdem es ung mit aller Anftrengung und Vorficht gelungen ift, weder mit 
ihe zu brechen, noch ihr Mr widerfprechen, noch ihr ein materielles Recht der Krone 
zu opfern, fo würden wir es vor der Gefchichte und vor dem Lande nicht verantz 
worten fönnen, wollten wir nunmehr ohne die volle Gewißheit eines großen Reſul⸗ 
tats der Verfammlung entgegentreten, ihre Macht zerſtören und auf dag Gewicht 
verzichten, welches ihre Entſcheidung zu unferen Gunften und zu Gunften der 
deutfchen Einheit in die Wagfchale werfen wird, während wir ung fagen müſſen, 
daß ohne den mitwirfenden Einfluß der Nationalverfammlung, in völlig freier 
Vereinbarung eine Einigung in Deutfhland nicht zuftande kommen kann. 

[9] Während ich Vorftehendes niederfchrieb, ift mir das Schreiben. des Miniftes 
riums der auswärtigen Angelegenheiten vom 9. Dezember! zugefommen, welches 
das Verhältnis Hfterreihs und das fünftige Neihsoberhaupt behandelt; zwei 
Punkte, über die ich mir noch einige Bemerkungen und Erwägungen erlauben will. 

So fehr ich damit einverftanden bin, daß Preußen nicht die Aufgabe hat Schritte 
zu tun, welche die Ausſchließung Öſterreichs aus Deutfchland herbeiführen könnten, 
ebenfofehr wird auch anzuerkennen fein, daß eine Konftruftion, infolge deren das zum 
Bundesftaate umgebildete Deutfchland mit Öfterreich in einen engen, dem Staaten 
bunde analogen Verein fräte, nicht als eine Ausfchliegung Öſterreichs anzufehen 
wäre, und daß, wenn HÖfterreich in den engeren Bund nicht eintreten kann oder 
will, Preußen berechtigt und verpflichtet wäre, die Zumutung entfchieden zurück⸗ 
sumeifen, deshalb auch feinerfeits auf einen engeren Bund mit dem übrigen 
Deutfchland zu verzichten, fowie wir feinerzeit die ———— urückgewieſen en 
würden, auf die Gründung des Zollvereins zu verzichten, weil Öſterreich in denſelben 
nicht eintreten wollte oder konnte. — Über die gedachte Konftruftion hat das eng- 
liſche Kabinett fih billigend —— und von öſterreichiſchen Staatsmännern 
wird fie bevorwortet, wenngleich Bir noch niemand an den Verſuch ihrer Artiku⸗ 
lierung gewagt bat. Die öfterreichifche Regierung felbft aber ift weiter gegangen; 
denn ihrem Programm fann ohne —— Deutung fein anderer Sinn unters 
gelegt werden, als daß die Öfterreichifche Regierung für den Kaiſerſtaat einſchließlich 
der beutfchen Provinzen das Necht der felbftändigen Verjüngung in Anſpruch nimmt, 
und dem übr —* Deutſchland das Recht der ſelbſtändigen Verjüngung einräumt. 
Als eines tatfächlichen 1—— gedenke ich deſſen, daß hier viele in der für die 
Berjüngungsperiode nor. fenen Erfüllung der Bundespflichten den Vorbehalt 
argwöhnen, nach Überwindung Ungarns und nah Konfolidierung der inneren 
Verhältniffe die Stiftung eines Bundesftaates ohne Öfterreich zu verhindern. — 
Ich om dagegen zu berichten, daß nach Öffentlichen und vertraulichen Mitteilungen 
die Öfterreichifche Regierung in fo entfchiedener Weife den Weg ber Losfagung von 
Deutſchland betritt, daß damit die Abficht, die Nechte Öfterreichs an Deutfchland 
su wahren und geltend gu machen, ſchwer vereinbar wäre. Dahin —*— führe ich 
Folgendes an: In der Antwort auf die Interpellation wegen ber Ce *7 lums 
wird die Einführung des die Unverleßlichkeit der Abgeöordneten in Frankfurt * 
waͤhrenden Geſetzes geweigert, ira einen Grund anzuführen, weshalb dag Gefek 
nicht dem Neichstage zur Genehmigung für das Bundesgebiet, wie die Bundespflicht 


* Bisher nit betaum. Re 
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erfordern würde, vorgelegt wird. Der äfterreichifche Vevollmächtigte hat in diefen 
Tagen dem Reihsminifterium angezeigt, daß Öfterreich einen Beitrag zur deutfchen 
Marine nicht leiften will; er hat demfelben geftern ferner anzeigen müffen, daß 
Hfterreich das Wechfelgefeß nicht einführen wird, Endlich hat das Minifterium 
fih gegen den öfterreihifhen Bevollmächtigten darüber ausgefprochen, daß es 
in Verhandlungen mit der Zentralgewalt über die fünftige Stellung Öfterreihg 
zu Deutfchland fih nicht einlaffen will, (Ich bemerfe beiläufig, daß Traut⸗ 
mannsdorff diefe Schritte kennt, da die legten Depefchen an Menshengen: unter 
— —— Siegel über Berlin gekommen ſind.) 

ir haben hier die Notwendigkeit der Vereinigung Deutſchlands mit Einſchluß 
Hfterreichs lange und ſtandhaft verfochten. Auch hat es eine Zeit gegeben, wo der 
deohende Verluft Ungarns und Stalieng für Öfterreich die Möglichkeit des Eintritts 
in einen Bundesftaat unter Bedingungen in Ausficht ftellte, welche auch Preußen 
den Eintritt möglich gemacht hätten. Nachdem aber Ofterreich eine noch größere 
Konzentrierung erfirebt und wahrfcheinlich erreicht, als fie im Kaiferfiaate vor 
1848 beftand, ift deffen Eintritt in einen Bundesftaat eine abfolute Unmöglichkeit 
geworden; es ift ihm fogar unmöglid geworden, zu dem alten Staatenbunde 
zurüdzufehren, da die übrigen Glieder desfelben nicht abermals 33 Jahre lang auf 
die Ausübung der Rechte verzichten würden, welche ihnen der Bundesvertrag eins 
geräumt hatte. Preußen kann noch hoffen, daß der fünftige Bundesftaat in ein 
enges Bündnis mit Öfterreich frete, aber unfere Zufunft liegt auf einem Wege, 
den Öfterreich nicht mit ung gehen fann. Praftifch haben wir ung, meines Er; 
achtens, in feinerlei Vereinbarung mit HÖfterreich einzulaffen, die Entwidelun 
des notwendigen Ablöfungsprogefies abzuwarten, und hier dahin zu wirken, da 
möglihft Schritte unterbleiben, welche einen Proteft Öfterreichg rechtfertigen fönnen. 
Was augenblidlich beabfichtigt wird, erhellt aus dem nachfolgenden Antrage, den 
das Minifterium an die Nationalverfammlung richten will, an den fich der Eintritt 
von Gagerns in das Miniſterium knüpfen ſoll, und der heute Abend in den 

ubs beſprochen werden wird. 

„In Erwägung, daß nach der Natur der Verbindung Öſterreichs mit außerdeut⸗ 
ſchen Ländern und nach den vorliegenden Erklärungen der öfterreichifchen Regierung 
der Eintritt der deuffchzöfterreichifchen Provinzen in den deutfhen Bundesflaat 
auf den Grund der von der deutſchen Nationalverfammlung angenommenen Vers 
faffungsbefimmungen nicht erwartet werden kann; 

In Erwägung, daß das öſterreichiſche Minifterrum die Anficht feierlich ausges 
fprochen hat, es feien die Verfaffung Deutſchlands und des äfterreichifchen Kaifer; 
ſtaates unabhängig voneinander zu begründen, und erft nachdem beide Staaten 
fomplere feſte Geftalt gewonnen, die Bedingungen des Anfchluffes zu verabreden; 

n Erwägung jedoch, daß zwar die Verfaffung des deutfchen Bundesftaates 
nicht aufgehalten werden darf, daß aber eine gänzlich getrennte Feftftellung beider 
Verfaffungen ohne Verftändigung über die möglichen Grundlagen des fünftigen 
Verbandes Hfterreihs mit Deutfchland diefen Verband felbft und mit ihm die 
höchſten Intereſſen der ganzen Nation gefährden könnte; 

In Erwägung ferner, daß ein Anlaß zur Verftändigung mit Öfterreich auch in 
der unabweisbaren Notwendigkeit liegt, den Umfang jener Bundespflichten näher 
zu beftimmen, zu deren Erfüllung Öfterreich auch in den gegenwärtigen Verhält; 
niffen fich bereit erklärt hat; 

In Erwägung, daß Beratungen mit der öfterreichifchen Regierung in den erz 
wähnten Beziehungen zweckmäßig nur durch die Sentralgewalt gepflogen werden 
fönnen, das Gefes vom 28. Juni d. 3. diefen Fall aber nicht vorgefehen hat; 

ı Graf Trautmannsdorff war der öfterreichifhe Gefandte in Berlin, Frhr. v. Mens⸗ 
hengen Öfterreihs Bevollmächtigter bei der Zentralgewalt. 
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beantragt das Reihsminifterium bei der Nationalverfammlung die Ermächtigung 
für die proviforifche Zentralgewalt, mit der äfterreihifhen Negierung in Ber; 
—— zum Zwede vorbereitender Verſtändigung über die möglichen Grund; 
agen der fünftigen Verbindung Öfterreichs mit Deutfchland einzutreten.“ 

[zo] In Beziehung auf das Reihsoberhaupt haben wir feit dem Monat Mai 
diefes Jahres ung für das Direktorium von dreien geäußert, und fpäter den Deutz 
[hen Regierungen in ungweideutigfter Weife es nahe gelegt, ihre hiefigen Bevoll⸗ 
mãchtigten mit Infteuftion zum Verfuche einer Vereinbarung zu — Schon 
bei den in einer Verſammlung der deutſchen Bevollmächtigten gemachten Auße⸗ 
rungen, worüber ih am 8. September berichtete: und womit die Königliche Ne; 
gierung fih unterm ı2. September völlig einverftanden erflärte?, hatte ich darauf 
bingemwiefen, daß Preußens Stellung und Forderung klar, und daß e8 die Aufgabe 
der mittleren und Heineren Staaten fei, ſich unter fich über zu machende Vorfchläge 
zu einigen. In fpäterer Zeit, als nach glüdlich beftandenem Kampfe über den Mal; 
möer Waffenftillftand die Wage fehr zugunften Preußens fich neigte, hat S. M. der 
König von Bayern fih unmittelbar an den damaligen Minifter der auswärtigen 
Angelegenheiten, Grafen von Dönhoff, gewandt und ift von diefem geradezu aufs 
gefordert worden den biefigen bayerifhen Bevollmächtigten mit Infteuftion ver; 
fehen zu laffen. Alles hat feinen Erfolg gehabt, auch der legte von mir gemachte 
Schritt nicht, aus dem die Königliche Hannoverfche Regierung Veranlaffung zu 
einer Anfrage in Berlin genommen hat. Als nämlich in der zweiten Hälfte des 
Monats November hier großer Zweifel über den Ausgang der Bewegung in 
Preußen beftand, hielt ich e8 angemeffen den Bevollmächtigten von Hannover und 
Sachſen, mit dem Anheimftellen der weiteren Mitteilung an diejenigen von Bayern 
und Württemberg, folgendes zu äußern: Die Beratung über das Reihsoberhaupt 
nahe mit rafhen Schritten heran; ich ſei noch immer der im September vorgetragenen 
Meinung, daß die Nationalverfammlung eine Verabredung der Regierungen oder 
der wichtigften Regierungen annehmen werde; Preußens Stellung fei Har: es 
atzeptiere feine Verfaffung, in deren erefutiver Gewalt nicht Se. Majeftät der König 
Sitz habe; die Forderung, alleiniges Oberhaupt zu werden, ftelle es nicht auf; 
auch Preußens Einfluß, bier einen nachteiligen Befchluß zu verhindern, fei ge; 
fihert; wenn ich mich micht fehr täuſche (es war am 20. oder 21. November), fo 
bereite fi in Preußen ein großer Umſchwung der Stimmung vor, und in zehn 
Tagen könne die Regierung ftärker fein, als fie feit März gewefen; eine Initiative 
könne von ung nicht genommen werden, fie könne aber von Bayern, Württemberg, 
Hannover und Sachfen in der Art ausgehen, Ye von diefen Regierungen, nachdem 
fie fih geeinigt, ung ein gemeinſchaftlicher orflan gemacht werde; ich glaube 
eine Fließlice Pflicht zu erfüllen, indem ich fie auf die Lage aufmerffam mache, 
denn was gefchehen werde, wenn vor dem Befchluffe der Nationalverfammlung 
eine Einigung der Negierungen nicht zuftande komme, und wenn dann eine große 
Mehrheit der Krone Preußen allein das Regiment antrage, dag vermöge nies 
mand, auch die Regierung nicht, im voraus zu beſtimmen. Außer 
daß der bayerifhe Bevollmächtigte mir fpäter vorfchlug, ich möge eine Beſprechung 
ber fünf Bevollmädhtigten veranlaffen und leiten, was meiner Abficht geradezu ent; 
gegenlief, ift auch hierauf nichts weiter erfolgt, und follte a han dar⸗ 
auf zurückgekommen werden, fo werde ich noch ſtrenger als früher die Produktion 
eines gemeinfhaftlihen Vorfchlages fordern, und wenn er erfolgt, präjudizierlicher 
Außerungen mich enthaltend, darüber berichten, 

Nach diefen Vorgängen wird ung niemals mit Grund der Vorwurf gemacht 








' Der Untrag wurde in wefentlih veränderter Form am 18. Dez. in der Nationals 
verfammlung eingebracht, gebr, auch Roth u, Merd 2, 74. 
’ Bisher nicht befannt, 
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werden können, daß wir nicht den deutfchen Regierungen rechtzeitig die Hände zur 
Verftändigung dargeboten haben, und wir würden es vielleicht gerechtfertigt halten 
dürfen, in dem jeßt fo weit vorgerüdten Stadium das Abwarten der Meinungs; 
äußerung der Nationalverfammlung zu empfehlen. Inzwiſchen ſcheint es mir nicht 
bedenklich, fich ferner in dem Sinne iu äußern, daß Preußen auf gemeinfhaftlid 
gemachte Vorfhläge in Unterhandlung einzugehen geneigt fei. Daß fie gemacht 
werden, daß die übrigen deutſchen Regierungen fich einigen, liegt freilich außerhalb der 
Wahrfcheinlichkeit; aber wenn fie gemacht würden, und Preußen fih damit eins 
verftanden erklären fönnte, dann und nur dann würde der Fall da fein, wo der 
Nationalverfammlung gegenüber aufzutreten, nötigenfalls ihr entgegenzutreten 
wäre, Die Forderung eines Bet Borfchlages ift auch am fich gerecht 
und Billig: Ohne Öfterreich wäre Preußen die Hälfte des Bundesftantes, und es ift 
nur natürlich, wenn die Krone Preußen auf die Anträge einzelner antwortet: Sch 
frage die andere Hälfte, was fie mir bietet? Unter jeder VBorausfegung ſcheint auf 
eine Vereinbarung gegenwärtig nicht eingegangen zu werden können, als infofern 
fie die Wirkung haben fol und wird, fofort auf friedlihem Wege den Bundesftaat 
vermöge der Übereinftimmung der Regierungen mit Sicherheit zu begründen. 

Der Plan eines Direftoriums von dreien hat hier das Terrain, was ihm ges 
wonnen war, beinahe vollftändig verloren, und es ift allerdings jedermann begreif; 
lich, daß mit einem einzigen Oberhaupte beffer die Einheit darzuftellen und leichter 
zu regieren ift. Man darf aber nicht vergeffen, daß die Frage fo Nam, ob ein einziges 
Oberhaupt ohne ernftlihen Zufammenftoß, ohne Waffengeftalt, ohne europäifchen 
Krieg, zu erlangen, und ob, wenn dies zu verneinen fei, man lieber auf die 
Einigung verzichten, als die unvollfommene Einrichtung einer Trias annehmen 
wolle, Wefentlih hat fi der Stand der Frage noch immer nicht geändert und 
andernteils dürften die Schwierigkeiten der Ausführung in der Vorftellung ee 
ausgemalt werden, als fie in der Wirflichfeit unleugbar find. Der Gegenfland hat 
für den Tag fein vorwiegendes Intereffe und ich unterlaffe daher, meine Anfichten 
über die für ung etwa annehmbare Form zu entwideln, bin jedoch bereit, wenn 
e8 irgend Wert haben follte, diefelben niederzufchreiben. Wie man aber auch über 
den endlichen Ausgang denke, es fcheint felbit unter der Annahme, daß die Trias 
das Ende fein werde, rätlich, den Ausfpruch der Nationalverfammlung abzuwarten, 
der, wenn er für Einheit ausfällt, jedenfalls die Wirkung haben müßte, die Ver; 
handlungen über eine andere Form zu erleichtern und manche Anfprüche zu er; 
mäßigen. Daß bier gegenwärtig die Stimmung vorherrſchend für ein einziges 
Oberhaupt und für die Übertragung der Würde auf Preußen fih ausfpricht, ift 
einem hohen Staatsminifterium befannt. Die Vorarbeit einer Fraktion, welche 
fih im Augsburger Hofe verfammelt, fchließe ich ergebenft bei; in der weiter nach der 
Linken gehenden Fraktion des Württemberger Hofes hat ſich geftern abend die 
überwiegende Majorität ebenfalls für Einheit, Erblichkeit und Preußen erklärt. 
Wahrſcheinlichkeit ift fonach vorhanden, daß die Majorität für Preußen fiimmen 
werde, Doch ift dies bei den wechfelnden Ereigniffen und Stimmungen und bei der 
Tätigkeit der Gegner feineswegs als ausgemacht anzufehen. Alle Mittel werden 
benußt, unter ihnen vielfach auch dag, die Weigerung St. Majeftät des Königs als 
mit Entfchiedenheit ausgefprochen, zu berichten, Meines Erachtens werden bie 
Näte der Krone St. Majeftät —— dürfen, die Ereigniſſe kommen zu laſſen. 
Spricht die Nationalverſammlung ſich für die Erblichkeit der Würde des Ober; 
hauptes im Haufe Hohenzollern aus, fo wird es fich zeigen, welche deutſche Ne; 
sierung Widerfpruch gegen eine Verfammlung erheben wird, die bisher in vielen 
Fällen durch die allgemeine Meinung Deutfchlands getragen und unmwiderftehlich 
war; es wird fich ferner zeigen, ob und wie viele deutfche Bundesfürften ihre freie 
Zufimmung entgegen zu bringen fich beeilen, und Se. Majeftät der König werden 
alsdann denjenigen Entfchluß faffen fönnen, wozu Sie die Motive in Ihrem Herzen, 
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in dem Ruhm des Haufes Hohenzollern, in dem Hiftorifchen Berufe Preußens, 
in dem Verlangen des Landes und in den Hoffnungen Deutfchlands finden werden. 

Mein Bericht hat wider Willen eine unbequeme Länge erreicht; fein Schluß ift 
kurz zu faflen, da ich feine Anträge zu flellen habe. Nahe dem Ende werden bie 
Verhandlungen mehr und mehr nach Berlin gedrängt: Ich hoffe und wünſche, 
es werde dort nichts gefchehen, wodurch ohne vollftändige Gegenleiftung die 
Vorteile gefährdet wären, welche wir unter fehweren Kämpfen und Widerwärtig- 
keiten teils erhalten, teil erworben haben. 


32. Camphauſen an Bülow, 
Eigenhd. Konzept. 

Frankfurt 1848. Dezember 14. 

Berzeihen Sie die Breite des Skriptums, das ich Ihnen heute abend an das 
Staatsminifterium zufandte.t Ich hoffe, man findet darin einigen Stoff, etwas 
mehr Ruhe und Zurüdhaltung zu empfehlen. Es regnet hier von Leuten, die dag 
Dhr des Königs haben oder haben follen, und die feine Worte in den Klubs und 
Wirtshäufern herumtragen. Der Vertraute Radowitz predigt ben Turnus; der Vers 
traute Walter predigt Öfterreich ; der Vertraute Boddien und der Komlmerzien Jrat Carl 
predigen, ich weiß nicht was. Baſſermann und Gagern find nicht indiskret geweſen. 
Wenn Hfterreich nicht denkt: „Arbeitet nur ruhig fort, Ihr werdet doch nicht 
einig,“ fo möchte man verfucht fein zu glauben, daß es endlich eine offene, rechtliche 
und billige Politif angenommen habe. Schmerling fehreibt Briefe über Briefe 
an Stadion und erhält, wie e8 fcheint, Feine Antwort. An Menshengen, der über 
die biefigen Urteile berichtet und dem Fürften Schwarzenberg gefagt hat, daß er 
in Sranffurt nur vier Menfchen finde, welche das öfterreichifehe Minifterium billigen, 
ift zur Antwort das Gefuch gerichtet worden, er möge fich doch nur beruhigen... . . 


33. Bülow an Camphauſen. 
Eigenhd. Driginal. Auszug Cafpary 270. 
Berlin 1848. Dezember 14. 


. .. . . .. Hergenhahn ift heute nach Naffau abgereift, wo er dringend begehrt 
wurde. Simfon hat mich noch nicht weiter interpelliert. Mit Schäffer haben wir 
das Protofoll über die Demarkationslinie unterzeichnet, und in diefem Punkte 
ift alles in fchönfter Ordnung und Harmonie. ...... 7 

RR . . Die preußifchen Deputierten ſchreiben viel hierher und fohreien, daß der 
preußifhen Partei in Frankfurt jest alles ar nn fet, daß fie aber aller Direktion 
von feiten ihrer Regierung entbehrten; fie wollten wiffen, wohin legtere wolle, und 
wie fie dazu mitwirken follten. 

Dies Gefchrei ift fo alt als das Parlament felbft, und Erfahrung lehrt, daß wenn 
man ben Leuten Direktion zu geben verfucht, fie nie danach handeln. 

Man hat mir heute die Vorarbeit der Kommiffion des Augsburger Hofes über 
die Oberhauptsfrage mitgeteilt, welches auf einen erblihen Kaiſer mit Sig in 
Erfurt hinausgeht. — Ich halte alle diefe Jdeen für unansführbar, und kann mich 
nicht überzeugen, daß auf diefem Wege Kaifer gemacht werden können.“ 

ı Me, 31. 

s Hier Tolgten urfprüänglih noch folgende durchftrichene Worte: „Ich bitte Sie, von der 
Heydt von mir zu grüßen; er muß helfen, daß ung das Spiel nicht verborben wird, und er 
fann es.” Dann wird noch über bie pe Angelegenheit (f. Nr, 29) geſprochen. 
un . u weiteren Schreiben Camphauſens vom 15. Dei. 

’ Derfonalien, 

* Aus Camphaufens Antwort vom 16. Des. f. die von ber beutfhen Brage handeln, 
ben Gtellen bei Caſpary 271 (mit falſchem Datum 25. De.). 
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Hier nichts Neues, In Schleswig-Holftein find die Unorönungen zwar befeitigt, 
und die gefunde Vernunft fängt auch dort an ſtark zu reagieren, aber es ift große 
Demoralifation zurüdgeblieben. Die Regierung hat fih ſchwach benommen, und 
durch Kaffierung des erften Kriegsrechts einen großen Fehler begangen. General 
Bonin hat abgedankt. Vielleicht bewegt man ihn von hier aus zu bleiben. Daß die 
preußifchen Dffisiere nicht abgerufen werden, habe ich vermittelt, 

PS. Die württembergifehen und badenfhen Teuppen haben fih in Rendsburg 
fehr gut benommen; aber in die fchleswigsholfteinifchen iſt nicht der geringfte milis 
tärifhe Sinn hineinzubringen, 


34. Preußifhes Memorandum für Oſterreich. 
Kopie mit eigenhd. Korrekturen des Grafen Bülom.! 


Ben. v. Spybel 1, 269. 1848, Dezember 19. 


Die Regierung SM. des Königs ift auf innigfte von der Überzeugung durchs 
drungen, daß ein enges Einverftändnis zwifchen Preußen und Ofterreich die Bes 
dingung für das Heil des gefamten Deutſchlands ſei, und daß ein Mangel desfelben 
das Vaterland mit den ernfteften Gefahren bedrohe. Sie hat diefe Gefinnung durch 
ihre legten Schritte betätigt, und freut ſich, diefelbe duch das kſl. öfterreichifche 
Kabinett anerkannt und mit gleihem Vertrauen erwidert zu fehen. 

Sie freut fih um fo mehr, in den wefentlichften Punkten mit der kſl. öfter; 
reichifchen Regierung ſich ſchon im Einverftändnis zu befinden. So ſtimmt fie 
namentlich darin mit derfelben vollfommen überein, daß die preußifche fo wenig 
wie andere deutfche Regierungen fich eine Verfaffung Deutſchlands von der Frank; 
furter Nationalverfammlung einfeitig aufdringen oder gleichfam oktroyieren laffen, 
fondern daß die neue Geftaltung Deutfchlands nur auf dem Wege der Verein, 
barung zuftande kommen könne und dürfe, wenn fie irgendwelche Ausficht auf eine 
den Augenblid überlebende Dauer und auf eine wahrhaft dem Heile Deutſchlands 
—— Wirkſamkeit darbieten ſolle; ferner darin, daß eine Kräftigung der eigent⸗ 
ichen Bundesgewalt durch eine mit hinreichenden Vollmachten ausgeftattete Erefus 
tive deingendes Bedürfnis Deutſchlands ſei; daß eine Konzentrierung der Defenfios 
fräfte des Bundes ſowohl als die tunlichfte Verſchmelzung der materiellen Inter⸗ 
effen der deutfchen Stämme und Staaten durch gute organifhe Einrichtungen 
anzufteeben fei; endlich auch darin, daß bis zur Erreichung des Definitisums der 
einzig dermalen bundesgefeglich beftehende Hüter und Wahrer des Friedens in 
Deutfchland, nämlich der an die Stelle des Bundestages getretene Reichsverweſer 
mit feinem die Erefutiogewalt des Bundes bildenden Minifterium, für die Zeit 
des Proviforiums fowohl möglichft zu ſtützen und zu Fräftigen, als eben dadurch 
auch auf die rechten Wege zu leiten und zu erhalten fei. 

Wie diefe Aufgaben praftifch zu erg feien, wird die nächſte Aufgabe der 
Berftändigung fein müffen, welche mit Ofterreich fowohl, wie mit den anderen 
größeren deutfchen Staaten, zu — Preußen gern die Hand bietet. 

Die erſte Frage muß demnach fein, auf welchem Wege die anerkannt erforderliche 
Vereinbarung zu erreichen ſei? Es handelt fih dabei um eine Vereinbarung 
ſowohl der Regierungen untereinander, als derfelben mit der in Frankfurt tagenden 
Verfammlung. Diefe auf gefeglihem Wege durch die Regierungen felbft berufene 
Berfammlung, welche, wenn auch nicht in abfoluter Weife, Doch in eminentem Grade 
die Intereffen, die Wünfche und die Stimmung, die Bedürfniffe, und daher in 
vielen Punkten die berechtigten Forderungen des deutſchen Volkes in feiner Ges 
—— vertritt, hat ein unleugbares Recht darauf, daß die Regierungen ſich mit 

hr zu verftändigen fuchen. Wenngleich diefelbe ihr Mandat überfchritten und eine 


4 er ii find gefperrt gedeudt und die urfprünglihen Faffungen in den Anmerkungen 
mitgeteilt, 
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ausschließliche Berechtigung zur Feftftellung der VBerfaffung in Anfpeuch genommen 
bat, fo erfcheint es doch keineswegs unmöglich, mit derfelben noch jeßt zu einer 
Verftändigung und wirklichen Vereinbarung zu gelangen, fofern nur die geeigneten 
Drgane dazu gefchaffen werden. 

Es dürfte ficherer und ruhiger zum Ziele führen, diefen Weg der Vereinbarung 
ſchon jest zu betreten, als den andern einzufchlagen, nach welchem man die Ver; 
fammlung das Berfaffungswerf nad —— Sinne vollenden ließe, nach der Voll; 
endung aber derfelben feitens der Regierungen eine pofitive Verwerfung und zus 
gleich einen anderen, zwifchen den Regierungen vereinbarten Entwurf een: 

Es würde diefe Behandlung der Sache vorausfichtlih zu einer Krifis führen, 
welche den gänzlihen Umſturz der ——— Verhältniſſe, wenigſtens in einem 
großen Teile Deutſchlands, zur Folge haben und die —* mancher Staaten 
gefährden könnte, welche nicht Stärke genug haben würden, einem fo gewaltigen 
Stoße zu widerftehen. 

Es darf dabei nicht überfehen werden, daß es jest an allen Mitteln fehlt, durch 
bie Zentralgewalt, welche nicht leitet, fondern von der VBerfammlung dominiert 
wird, auf den Gang der Dinge beftimmend einzumirfen, 

Dagegen ftimmen alle Nachrichten über den Stand der Meinungen in Frankfurt 
dahin überein, daß ein großer Teil der Verſammlung felbft täglich mehr das Be; 
dürfnis empfindet, in den Weg der Vereinbarung einzulenfen, und es iſt alle Hoff; 
nung vorhanden, daß man eine [honende und verfähnliche Initiative von feiten der 
Regierungen nicht zurüdfioßen werde. 

Solche Verhandlungen zwifchen den Regierungen und der Nationalverfammlung 
find bisher hHauptfächlich durch den zum Teil von den Regierungen felbft verfehuldeten 
Mangel der Organe und duch die unvolllommene Organiftierung der provi—⸗ 
forifhen Zentralgewalt, welche von allem Einfluß auf die Beratung der Ver— 
faffungsfragen ausgefhloffen gemwefen, unmöglich geworden. Es fiheint daher 
zunähft darauf anzuflommen, das Proviforium vorläufig fo zu organi—⸗ 
fieren, daß dasfelbe die Mittel darbiete, um feitens der Regierungen mit der Vers 
fammlung in Verbindung zu treten und fo den Übergang zu einer gefeglichen Feſt⸗ 
ftellung des Definitioumg zu finden. 

Die Mittel dazu würden nach der Anficht der Kgl. Regierung in folgenden Ein; 
rihtungen gefunden werden: 

1. Die unverzägliche Bildung eines proviforifhen Staatenhaufes, welches als 
—— Inſtanz der Beratungen über die Verfaſſung neben die Nationalverfamm; 

ung geftellt würde. Dasfelbe würde aus Abgeordneten der Regierungen, deren Zahl 
fih nach der Bevölkerung der einzelnen zum Bunde gehörenden Staaten beftimmen 
würde, pe bilden fein. Die Gefamtzahl der Mitglieder diefes Haufes würde, da es 
nur die Abgeordneten der Regierungen enthielte, und das aus 
Wahlen der Landesvertretungen hervorgehende Element wegbliebe, 
auf die Hälfte der Zahl, welde der auf 90 | der Nationalverfamm; 





lung angenommen bat, alfo etwa auf go feftzuftellen fein.! 

Diefes Haus, in welchem die Staaten ald organifhe Ganze ihre Vertretung, 
und in welcher die eigentümlichen Intereffen derfelben gegen die der Gefamtheit 
ihre ra f nden, würde —— den von der Nationalverſammlung 
ausgehenden era ungsentwurf prüfen und beraten, und geeignet fein, ſo— 
wohl ben eg deutfhen, als den befonderen Intereffen bie 
gebührende Berädfihtigung zu fihern.* 

2, Neben die Zentralgewalt würde dagegen fhon während des Proviforiumg 
ein Fürftenlollegium aus den bedeutenderen Staaten Deutſchlands, d. h. zu näch ſt 

ı Die —5 der Mitglieder diefes Hauſes würde auf (Lüde) feſtzuſtellen fein, 

’ und babei jweifelsohne ben allfeitigen Intereffen hinreichend Rechnung tragen, 
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aus den königlichen ſouveränen Häufern, zu fiellen fein, in welchem die Fürften 
durch fie perfönlich vertretende Delegierte zu erfheinen hätten. Daf 
in Verbindung mit diefem Fürftenfollegium der Zentralgewalt alsdann ein leitender 
Einfluß auch auf die Verfaffungsberatungen in beiden Häufern einzuräumen wäre, 
liegt in der Natur der Sache und würde entfhieden in Anſpruch zu 
nehmen fein.? 

Zugleich würde duch ein * Fürftenfollegium neben dem Reichsverweſer 
den anderen beiden Erforderniffen genügt, in deren Dringlichkeit wir mit dem öfter; 
reihifhen Promemoria vollfommen übereinfiimmen, daß die jegige Zentralgemwalt 
auch während des Proviforiumg zur Erhaltung des inneren Friedens von Deutſch⸗ 
land gefräftigt und zugleich Be der Grenzen ihrer Kompetenz auf dem rechten 
Wege erhalten würde, 

Diefer Vorſchlag ſcheint ae die verfchiedenften Vorteile nach mehreren 
Seiten hin zu vereinigen. Er hält f fireng auf dem Boden des Rechts, welchen die 
Fürften felbft durch das Eingehen auf die Vereinbarung betreten haben; er 
bietet die geeigneten Organe au diefer Vereinbarung, fowohl den Regierungen 
untereinander, als mit der Nation im ganzen dar; er enthält hinreichende Bürg⸗ 
fhaften, daß alle Intereſſen vollftändig berüdfichtigt und gewahrt werden; und — 
was gewiß nicht der mindeft praftifhe Moment ift — er bietet die Ausficht, wenig: 
fteng die Möglichkeit, dar, in Frankfurt von der Verſammlung auf friedlihem Wege 
und ohne Ablöfung anderer Elemente als der entfchieden revolutionären, anz 
genommen zu werden. 

Der geeignete Zeitpunkt, um mit einem folhen Vorfchlage gegenüber der Frank; 
furter Berfammlung hervorzutreten, würde nach dem Dafürhalten der Kgl. Ne; 
gesune derjenige fein, wo die erfte Lefung des Verfaffungsentwurfs in Frankfurt 

eendigt fein wird. Es ift alddann notwendig, daß die Regierungen fich erklären, 
und ugen wird es erſt dann möglich ſein, mit einiger Klarheit p überſehen, 
welche Dispoſitionen in Frankfurt vorherrſchen, und wieweit dieſelben von der 
allgemeinen Meinung in Deutſchland getragen werden möchten. Es wird indes 
weder unmöglich noch überflüſſig ſein, * dieſer Vorſchlag die Approbation der 
befreundeten Regierungen finden ſollte, ſchon jetzt in Frankfurt vorbereitend in 
dieſem Sinne wirken zu laſſen, da es ſich nicht verkennen läßt, daß günflige Dispo; 
fitionen in diefer Richtung wenigfteng bei einem Teile der VBerfammlung und in der 
erg felbft vorhanden find. Wir wollen ung nicht die Möglichkeit vers 

ehlen, daß auch diefer Vorſchlag durch eine leidenfchaftlihe Oppofition zunichte 

emacht werden könnte; aber wenigſtens werden dann die Regierungen 

ch und der Welt fagen können, daß fie alles getan, was in ihren Kräften ſtand, 
um auf dem friedlihen Wege der Verfländigung eine dem Bedürfnis des Volke 
genügende, praftifche und wahrhafte Einheit Deutfchlands zu erzielen, und ein 
gegründeter Vorwurf wird alsdann nicht fie, fondern nur ihre Gegner treffen können. 

Sollte diefer Vorſchlag die Zuftimmung der ET. öfterreichifchen Regierung finden, 
fo würde e8 alsdann an der Zeit fein, fich auf vertraulihem Wege des Einverftänd- 
nifjes der übrigen königlichen Höfe Deutſchlands zu verfichern, damit zu dem oben 
angedeuteten Zeitpunfte die Bevollmächtigten derfelben mit übereinfiimmenden 
Inſtruktionen verfehen fein können, um gemeinfhaftlih in Frankfurt die bes 
treffenden Erklärungen feitens ihrer Höfe abzugeben. 

nn auf diefe Weife die Organe ber Verftändigung und —— ge⸗ 
ſchaffen und mit den Bedingungen, unter welchen die Neugeſtaltung Deutſchlands 





* —— entweder perſönlich oder durch ſie vertretende Delegierte mit beſtimmten 
n nen. 

liegt in der Natur der Dinge und würde daher wohl feinen großen Schwierigkeiten 
unterworfen fein. 
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auf rechtliche und gefegliche Weile zuftande fommen fann, zugleich die Mittel ges 
geben find, alle Intereffen und Rechte auf würdige Weife zu vertreten und zu bes 
friedigen, fo wird es möglich fein, der Fünftigen Verfaffung Deutſchlands eine 
dauerhafte und dem Gemeinwohl wahrhaft förderlihe Grundlage zu geben. 

Was diefe legtere, über deren einfache Grundzüge eine Verftändigung ſchon jetzt 
einzuleiten wünfchenswert ift, betrifft, fo ift die Kgl. Negierung in den weſent⸗ 
lichſten Punkten mit der £, öfterreichifehen einverftanden. Auch fie geht von der 
Anficht aus, daß die Neugeftaltung fih an den in feinem Weſen feineswegs auf; 
gehobenen deutfhen Bund anfhließen müſſe, und daß die Teilnahme HÖfterreichg 
eine Beibehaltung der wefentlihen Verhältniffe des Staatenbundes bedinge. 
Es wird nicht nötig fein, auf die Feftftellung der Unterfchiede von Staatenbund 
und Bundesftaat einzugehen, da eine Diskuffion über diefe in dem verfhieden; 
artigften Sinne gebrauchten Bezeihnungen! zunächſt wohl nur eine 
mäßige Terminologie betreffen würde, und man auch diesfeits vollftändig die in 
dem Memorandum ausgefprochene Anficht teilt, daß der neue Bund fortan Fräfz 
tiger gebaut und insbefondere fräftiger gehandhabt werden müſſe, als es früher 
geihe n; dies praftifche Verhältnis ift am Ende das, worauf es im wefentlichen 
ankommt. 

Wenn die Denffchrift daher zu diefem Zwecke annimmt, daß die oberfte Leitung 
des Bundes einer ftarf zu organifierenden und mit ausgedehnten Befugniffen zu 
verfehenden Erefutivgewalt zu übertragen fei, fo ift die Kol, Negierung damit 
vollftändig einverftanden. Die Art, wie diefe Erefutiogewalt zu organifieren fei, 
ob für diefelbe, wie vorgefchlagen worden, ein zufammengefestes Direftos 
rium einzurihten?, oder eine einheitliche Oberleitung, welcher die nötigen 
Moderamina, fowohl ald Garantien für die einzelnen Staaten, als zur Kräftigung 
für die oberfte Landesbehörde feldft, zur Seite zu ftellen wären, glaubt fie als eine 
offene Frage behandeln und der näheren VBerftändigung und der weiteren Ent; 
widelung auf dem eben bezeichneten Wege vorbehalten zu müffen. 

Nicht minder ift fie damit einverftanden, daß diefer Exekutivgewalt ein repräfen, 
tatives Element gegenüberzuftellen wäre. Sie hält auch für die definitive Geftaltung 
ein Staatenhaug, deffen Mitglieder von den einzelnen Regierungen zu ernennen 
fein dürften, für angemeffen. - 

Dagegen kann die kgl. Regierung nicht umhin, es als ihre entfchiedene Über; 
jeugung —— daß’ neben dem Staatenhauſe auch eine aus all; 
gemeinen Wahlen hervorgegangene —— werde beſtehen 
müſſen, in welcher die — ————— aller deutſchen Volksſtämme 
ihre Vertretung findet. Die öffentliche Stimme in —— wird ſich ohne 
eine ſolche Volksvertretung nicht befriedigen laſſen; die Zuziehung einzelner aus 
Wahl hervorgegangener Elemente zu dem aus den Abgeordneten der Fürſten ges 
bildeten Körper, wie fie das Memorandum andeutet, würde den Forderungen ders 
felben fein Genüge tun. 

Wenn biefe —* feſtgeſtellt ſind, ſo wird ſich die praktiſche Wirkſamkeit des 
Bundes — auch darin iſt man mit dem Memorandum einverſtanden — haupt⸗ 
fählih dadurch —— müffen, daß durch gute organiſche Einrichtungen für 
die tunlichfte Verſchmelzung der materiellen Intereffen der deutſchen Stämme und 
Staaten, für die Konzgentrierung der Defenfionsträfte des Bundes, endlich für 
alles, was unter den Deutfhen aller Stämme das Gefühl der Gemeinfamkeit zu 
erhalten geeignet fein kann, Sorge getragen werde. 

ı noch wenig entwidelten Begriffe. 

» Eine Trias einzurichten oder eine in fett eftellter Weiſe wechfelnde Oberleitung. 

° daß neben dem Staatenhaufe auch ein Vollshaus werde beftehen müſſen, welches In 
feiner aus allgemeinen Wahlen bervorgegangenen Zufammenfegung die Gefamthelt des 
beutfhen Volles repräfentiere. 
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Das Gefühl der Gemeinſamkeit hat fi unter den Deutſchen fo ftarf und in folcher 
Allgemeinheit ausgefprochen, und dringt mit folhem Ernſt namentlich auf die Ver; 
ſchmelzung der materiellen Intereſſen, daß es zum Teil für die Staaten Deutſch⸗ 
lands eine —— geworden iſt, demſelben die Befriedigung nicht zu verſagen. 
Die Gemeinſchaftlichkeit des Zollweſens, des Handels; und Wechſelrechts, die Ein; 
heit in Münze, Maß und Gewicht, in den Mitteln für den allgemeinen Verkehr, 
und in möglichfter Übereinftimmung in der allgemeinen Gefeßgebung find, neben 
manchem anderen für einen großen Teil Deutſchlands dringendes Bedürfnis ge; 
worden, und werden fo unabmweislich gefordert, daß dies einer der wefentlichften 
Punkte fein muß, auf welche der Bund fortan fein Augenmerk zu richten haben wird. 
Ebenfo haben gerade die letzten Zeiten era re wie notwendig eine größere 
Konzentrierung und dadurch zu erreichende Kräftigung der deutſchen Wehrver; 
faffung ift; und wenngleich auch hierin gemwiffe Grenzen nicht überfchritten werden 
dürfen, um die Selbftändigfeit derjenigen Regierungen zu wahren, welche der Größe 
ihrer Länder nach überhaupt einen Anfpruch darauf haben können, als felbftändige 
Körper in der Heeresverfaffung dazuftehen, fo dürfte doch eine eingreifende Organi⸗ 
fierung des gefamten deutfchen Heerweſens unabweislich erfcheinen. Dabei ift wohl 
faum in Abrede zu ftellen, daß einzelne deutſche Staaten fih in einem Zuftande 
befinden, der die Gefahren der Anarchie in nahe drohende Ausficht ftellt, fofern 
nicht gerade durch ein engeres Zufammenziehen des Bundesverhältniffes diefe 
Gefahr abgewehrt wird. Das Streben nach einer färferen deutfchen Einheit ift 
in einem rg Teile Deutſchlands gerade durch die Befürchtungen vor dem drohen; 
den Ausbruch der Nepublif begründet. 

Auf der anderen Seite läßt fich nicht verfennen, wie wohlbegründet die Schwierigs 
feiten find, welche das Memorandum bei einer Beteiligung Öfterreihg an diefen 
Beftrebungen zu einer größeren und einigeren Verbindung und Durhdringung 
der deutfchen Intereſſen hervorhebt. Das Streben der größten Mehrzahl der Ber 
wohner der öfterreihifhen Monarchie nach Konftituierung eines einheitlichen und 
duch feine Einheit gefräftigten Staates muß als ein ebenfo berechtigtes anerkannt 
werden, al8 das Streben nach einer deutfhen Einigung, und es wird gern zus 
gegeben, daß die öfterreichifche Regierung diefer öffentlihen Meinung Rechnung zu 
tragen nicht umhin kann. Es liegt daher in der Natur der Sache, daß Öfterreich 
nur big einer gewiffen Grenze auf die eben bezeichnete Gemeinfamfeit der mate; 
tiellen Beziehungen und Intereffen eingehen kann, und fchwerlich in dem vollen 
Maße, wie e8 für das übrige Deutfchland unabweislihes Bedürfnis iſt; und 
Deutfchland kann von Hfterreich nicht fordern, daß es feine deutfchen Provinzen 
virtuell in ihrer Gefeßgebung und Verwaltung von der hierfüro ungertrennlichen 
Gemeinfhaft mit ihren außerdeutfohen Staatsgenoffen loslöſe. 

Wenn daher für die allgemeinen Verhältniffe Deutfohlands und die Stellung 
Sſterreichs innerhalb des legteren nur ein dem bisherigen Staatenbunde analoges 
Verhältnis maßgebend. bleiben kann, fo ſcheint doch nichts im Wege zu ftehen, daß 
das übrige Deutfchland in dem Gefühle jener Bedürfniffe fich zu einem engeren 
Berbande Eonfolidiere, und feine Angelegenheiten in einer Weife ordne, welche 
diefen Bedürfniffen und den Forderungen der öffentlichen Stimme entfpricht. Zu 
‚einem folhen engeren Verbande die Hand zu bieten, würde Preußen in Rückſicht 
auf die wichtigen dabei in Betracht kommenden Intereſſen Deutſchlands nicht allein 
2 nicht entziehen können, fondern es würde für Pflicht halten müffen, der gedeih⸗ 
lichen Entwidelung desfelben, felbft mit Opfern von feiner Seite, feine Kräfte zu 
widmen, Die fgl. Regierung zweifelt auch nicht daran, daß fich bei weiterer Ver; 
ftändigung, fobald diefelbe einmal in der früher bezeichneten Weife in den rechten 
Meg geleitet fein wird, die Formel finden laffen werde, unter welcher das Verhält; 
nis diefes engeren zu dem weiteren Bundesverbande auf eine beiden Teilen gleich 
‚förderlihe Weife geordnet werden fünne, 


Brandenburg, Unterfuchungen. 20 
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35. Erlaß an Camphauſen. 
Kopie. 
Berlin 1848. Dezember 23. 


Der Eintritt des Freiheren von Gagern in das Neihsminifterium als Präfident 
desfelben, zufammenfallend mit der Einleitung zu Verftändigungen mit Öfterreich 
und mit den in nächfter Ausſicht ftehenden Beratungen über die ge definitive 
Zentralgewalt Deutfchlands, bezeichnet vielleicht ein neues Stadium in der Ent; 
widelung der in Frankfurt fonzentrierten Beftrebungen für die Einigung Deutſch⸗ 
lands, Zugleich mehren ſich von allen Seiten die Anforderungen der deutfihen Eins 
zelſtaaten zu einer — * Verſtändigung der Regierungen untereinander, 
zum Teil auf eine Weiſe, welche die Tätigkeit der Nationalverſammlung ganz beiſeite 
zu ſchieben drohen würde. 

Die Verſammlung ſelbſt iſt ſchon in den Vorberatungen ihrer Ausſchüſſe in der 
letzten Zeit in ein Schwanken und eine Unſicherheit, ja man kann ſagen, eine Zer⸗ 
riſſenheit geraten, welche ſich freilich vorausſehen ließ, welche aber, wenn dieſelben 
Beratungen vor das Plenum der Verſammlung kommen, nur noch größer zu 
werden droht. Dagegen läßt fih auch nicht verfennen, daß wenigftens in einem 
geoßen Teile der Verfammlung jest mehr als je das Bedürfnis gefühlt wird, 
feftere Anhaltspunkte zu gewinnen, und daß dadurch bei vielen die Neigung gewedt 
ift, mehr als früher mit den Regierungen zuſammenzugehen. 

Unter diefen veränderten Umftänden dürfte es vielleicht an der Zeit fein, aus 
der rein abwartenden Stellung, welche Preußen bisher mit dem günſtigſten Er; 
folge fih bewahrt hat, mit VBorfiht hinauszutreten, und den Verfuch zu machen, 
eine beftimmtere Einwirkung auf die Geftaltung des Verfaffungswerfes auszuüben, 
und den Beftrebungen für deutſche Einigung eine praftifchere Direktion zu geben. 

So wenig die Kgl. Regierung fih den in Frankfurt vorwaltenden ultraunitarifchen 
Tendenzen hat hingeben können, fo wenig ift fie auch geneigt, fich auf Partikulars 
vereinbarungen im entgegengefesten Sinne einzulaffen, deren Gefahren E. €, 
mit vollem Rechte öfter hervorgehoben haben, Es ift aber gewiß wünſchenswert, 
ein Form zu finden, unter welcher die verfchiedenen Regierungen nunmehr ſowohl 
unter einander als mit der VBerfammlung in direften Verkehr treten, und auf offene 
und loyale Weife eine Verftändigung über die widerfireitenden Intereffen verfuchen 
fönnten, E8 würde dadurch gerade ul der einen Seite das partikularift ie Streben 
am beften vor Ausfchreitungen bewahrt, und auf den rechten Weg geleitet, indem 
ihm dadurch die Mittel zur Befriedigung aller wahren Sntereffen und zur Wahrung 
aller Rechte geboten würden, auf der anderen Seite würde Dadurch die Verſamm— 
lung ebenfalls auf den rechten Weg geleitet werden können, den fie doch einmal 
wird betreten müffen, wenn eine Neugeftaltung Deutfchlands wirklich in rechts; 
—— und haltbarer Weiſe kommen ſoll. Es ſcheint kaum noch möglich, 
die Verſammlung ganz ſich ſelbſt zu überlaffen, wenn dieſelbe nicht in ſich zerfallen 
fol — ein Ereignis, welches nicht als wünfhenswert erfcheinen fann, wenn man 
bedenkt, wie notwendig noch die treibende Kraft derfelben ift, damit nur irgend 
etwas zuftande fomme, und welche Krife eintreten müßte, wenn die auf biefelbe 
gefesten Hoffnungen Deutſchlands ganz getäufcht würden. Kaum minder gefährlich 
aber erfcheint die Krifis, wenn die Verfammlung ein definitives Mefultat erzielte, 
und die Regierungen in den Ball fämen, die letzte feftftehende Befchlußfaffung nur 
einfach annehmen oder ablehnen zu können. 

ie Kol. Regierung hält es deshalb jett nicht für unangemeffen, eine gewiſſe 
Anitiative zu ergreifen. 

Die Anſichten derfelben und die vorläufigen Vorfchläge, mit denen wir im ges 
—* Zeitpunkte hervortreten würden, finden E. E, in Dem beiliegenden Memoire 
entwidelt, 
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Wir haben zu gleicher Zeit vertrauliche Schritte getan, um die Anficht der KT. 
Hfterreihifchen Regierung über die darin berührten Punkte kennen zu lernen, 
und würden im Falle eines Einverftändniffes auch bei den anderen Föniglichen 
Höfen Deutſchlands entfprechende Einleitungen £reffen. 

Der geeignete Zeitpunkt mit diefen Vorfchlägen hervorzutreten, würde die Be; 
endigung der erften vorläufigen Beratung des Verfaflungsentwurfes fein. Es 
erfcheint indes nicht unangemeffen, ſchon jeßt ganz vertraulich oorbereitende Schritte 
zu tun, und ich erfuche daher €, E. den Heren Minifterpräfidenten Srhrn. v. Gagern 
das anliegende Memoire ganz vertraulich mitzuteilen, und feine Anficht dar; 
über enfgegenzunehmen, 

Ebenfo wünſche ih von E. E. baldmdglichft eine eingehende Beurteilung diefer 
Vorſchläge zu erhalten, und Ihre Anſicht über den von denfelben zu erwartenden 
Erfolg zu erfahren. 


Beilage, Pro Memoria. 
Berlin, 23. Dezember 1848, 


Die Frage über die dem Deutſchen Bunde in feiner Neugeftaltung zu gebende 
Berfaffung ift in ein Stadium eingetreten, in welchem e8 für jede deutſche Regierung 
unabweisliche Pflicht wird, fich ihre Stellung zu derfelben klar zu machen und fi) 
offen darüber auszuſprechen. Die * Vereinbarung dieſer Verfaſſung berufene 
Natio nalverſammlung nahet ſich mit raſchen Schritten der Löſung ihrer Aufgabe, 
ſoweit ſie die Beratung dieſer Verfaſſung betrifft. Niemand kann die Tätigkeit 
verkennen, welche zugleich von den verſchiedenſten Seiten her entwickelt wird, um 
den Gang der Ereigniffe in dem einen oder dem andern Sinne zu lenken oder aug; 
zubeuten: Niemand fich der ängftlihen Spannung entziehen, in welcher ganz 
Deutſchland bald auf die Regierungen der einzelnen Staaten, bald auf die dag 
Gefamtbild der Nation repräfentierende Verſammlung blickt. 

Unter diefen Umfländen und in einem Augenblide, wo die wichtigfien Fragen 
der definitiven Beſchlußfaſſung entgegengehen, ift es Pflicht und Bedürfnis, ein 
Verftändnis anzuftreben über die Mittel und Wege, durch welche der Übergang 
von der Älteren zu der neueren Verfaffung auf geordnete, rechtliche und dadurch 
Dauer und heilfame Wirkfamfeit verbürgende Weife möglich erhalten und bie 
Umgeftaltung vor der Gefahr behütet werden Fünne, eine neue Umwälzung zu 
werden. Diefen Übergang zu vermitteln, werden fih die Negierungen und die 
Nationalverfammlung gegenfeitig die Hand bieten müſſen, wenn etwas Gedeihs 
liches gefchaffen werden ' h 

Über ihren eigenen Standpunkt hat die Preußifche Regierung niemals einen 

weifel obwalten laffen. Es ift der der — ———— Sie ſelbſt vindiziert ſich das 
echt der freien Zuſtimmung, und fie muß es folglich auch den übrigen Bundes; 
gliedern zuerfennen, 

Diefen Standpunkt wird fie nicht aufgeben, denn fie ift überzeugt, daß nur auf 
dem Wege des freien Vertrages der neuen deutfchen Verfaflung das Gepräge 
des Rechtes aufgedrüdt werden könne, welches allein ihre Dauer verbürgt. Sie 
wünſcht die gerechten Anfprüche des deutſchen Volkes, denen die Nationalverfamm; 
lung ihren Ausdrud zu geben berufen ift, vollftändig befriedigt zu fehen; fie kann 
aber auch andererfeits nicht anerkennen, daß die Nationalverfammlung über das 
ihr erteilte Mandat hinausgehend, das Necht in Anſpruch nehmen könne, die Neuz 
geftaltung Deutſchlands mit Ausfhließung der Regierungen einfeitig und durch 
ein abfolutes Machtgebot zu beſtimmen. 

zn fie aber das Prinzip der Vereinbarung in echt deutſchem Sine als eine 
freie und freundliche Verftändigung auffaßt, muß fie es als ihre Pflicht anfehen, 
die Hand zu folcher Verftändigung zu bieten, und auf die Mittel bedacht zu fein, 
wie eine folhe erlangt werden möge, 
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Wenn die Mittel und Organe diefer Verfiändigung demnach ſchon in formeller Be; 
siehung Bedürfnis find, fo iftes nicht zu verfennen, Daß dies Bedürfnis durch den mate⸗ 
riellen Inhalt der bisherigen Beratungen über die Verfaffung noch verftärkt wird. 

Niemand wird leugnen wollen, daß diefelben in manchen Punkten einen Gang 
genommen haben, welcher mehr auf einen einheitlich gentralifierten Staat, als auf 
den, den deutfchen Verhältniſſen allein angemefjenen Charakter eines Bundes 
felbftändiger Staaten hinausgeht. Wenn diefe Richtung weiter verfolgt werden 
follte, fo liegt die Gefahr Far vor Augen, daß aus den Beratungen der Verſamm⸗ 
lung eine Verfaffung hervorgehe, welche anzunehmen feiner der deutfchen Staaten, 
welche noch auf irgendeine Selbftändigfeit Anfpruch zu machen haben, fich bewogen 
finden könnte. Welch ein unberechenbares Unheil folder Ausgang aber für Deutſch⸗ 
lands Einigung mit ſich bringen müßte, bedarf feiner Ausführung. Eine in diefem 
Sinne entworfene VBerfaffung würde vielleicht am wenigften von demjenigen Staate 
angenommen werden können, welcher unter irgendeiner Form an die Spige ge; 
ftellt werden und dadurch die Laft auf fih nehmen follte, die Durchführung der; 
felben auf praftifhem Wege zu bewirken. Daß ein mindermächtiger Staat dazu 
ebenfowenig imftande fein würde, als ein mächtigerer den Verſuch wagen dürfte, 
ohne feine eigene Stellung in der bedenflichften Weife zu gefährden und fich vielmehr 
dadurch zu ſchwächen, als fih und Deutfchland zu flärken, liegt offen genug zutage. 

Welche Gefahren der bisher betretene Weg darbiete, hat fich gerade in der legten Zeit 
klar genug herausgeftellt. Es läßt fich nicht leugnen, daß in der Verfammlung felbft 
nicht weniger, als in den Ausfhußberatungen und in den Vorberatungen der Frak—⸗ 
tionen, foweit diefelben befannt geworden, nicht allein Schwanfen und Unficherheit, 
fondern auch bedenkliche Zerwürfniffe in dem Grade zutage gefommen find, daß man 
an das Zuftandefommen eines gedeihlichen Endrefultates ernftlich zu zweifeln berech; 
tigt ift. Wenn die Beratungen über die fünftige Oberleitung des Bundes vor das Ple⸗ 
num der Berfammlung fommen, werden höchft wahrfcheinlicherweife diefe —— 
noch entſchiedener hervortreten, und es wird ſchwer möglich ſein, dieſelben durch raſche 
und entſcheidende Schritte, welche zu oft nur eine augenblickliche Wirkung haben, zu 
beſeitigen. Es iſt zu befürchten, af das Unvorhergefehene in dem legten Stadium der 
Entwidlung diefer großen Angelegenheit eine größere Rolle fpielen wird, als dies 
u ihm zufallen lafien dürfen, denen der Beruf und die Pflicht der Leitung obliegt. 

ie glauben, daß diefer Zuftand von einem großen Teile der Verſammlung felbft 
empfunden wird, und daß daher die Regierungen nur einem von ihr felbft gefühlten 
Bedürfniffe entgegenfommen werden, wenn fie derfelben ſchon jetzt zur Verſtaͤndi⸗ 
gung die Hand bieten. 

Es fommt zunächſt darauf an, die Organe zu finden, durch welche dieſe Verftändis 
gung vermittelt werden kann. Diefe Organe haben bisher um fo mehr gefehlt, 
als die Zentralgewalt von aller Beziehung zu dem Verfaffungswerfe durch das 
Geſetz vom 28. Mat d. J. ausgefhloffen war. Diefem Mangel abzuhelfen * 
bie erſte, im gegenwärtigen Augenblick ſich aufdrängende Sorge fein. Die Regie; 
rungen müffen nicht in den Fall fommen, die von ber 7 beratene 
Verfaſſung einfach nur rag oder ablehnen zu müffen, durch welchen fehroffen 
Gegenfag ganz Deutfhland in die traurigfte Verwirrung geftürgt werden würde; 
fondern e8 muß die Möglichkeit gegeben werden, vor der definitiven Annahme dur 
die Verfammlung, d. b. alfo nad) der erften Lefung und Befchlußfaffung diefelbe von 
den Regierungen würdigen ji laffen, die Bedenken derfelben entgegenzunehmen und 
durch eine gegenfeltige Verfländigung Modififationen herbei he durch welche die 
neue Verfaffung wahrhaft ald das organifche Werk des gefamten Deutſchlands, der 
Nation wie der Einzelftaaten, der beftehenden Regierungen wie der Völker erfcheine, 

Um dies zu erreichen, wird es auch hier das Meifefte fein, fih an den im Provi⸗ 
forium —— uftand anzuſchließen, und dieſes, ſtatt es durch übereilte Herbeis 
führung eines Definitivums abzulürzen, vielmehr beffer zu organifieren, 


Bülow an Camphaufen 1848 Dezember 23, 309 


Die Kol. Regierung glaubt die Mittel zu diefer Drganifation in folgenden Vor; 
fhlägen zu fehen: ; 1 

1. Neben die, die Geſamheit der deutfchen Nation vertretende Nationalverfamm; 
lung müßte ſchon jeßt, oder wenigſtens ehe von der erften Lefung und Beſchluß⸗ 
faffung zur zweiten definitiven übergegangen wird, ein vorläufiges Staatenhaug 
geftellt werden, welches durch feine rg wefentlich die Intereſſen und 
Bedürfniſſe der einzelnen Staaten repräfentierte. Diefes Staatenhaus wäre von 
den einzelnen Regierungen im Verhältnis der Bevölkerung ihrer Staaten zu 
befchiden; und es ſcheint, als würde dazu die Hälfte der von dem Verfaſſungs⸗ 
ausſchuß für dag definitive Staatenhaus in Vorſchlag gebrachten Mitgliederzahl 
hinreichend erachtet werden können. Diefes Staatenhaus würde zunächſt als eine 
zweite Inftanz der Beratung fich darftellen, und es wäre bei feiner Kompofition 
wefentlich darauf zu fehen, daß die bedeutendften, mit den Intereſſen und Bedürf; 
niffen ihe eigenen Staaten am meiften vertrauten Staatsmänner von gereifter 
Erfahrung in demfelben Sitz und Stimme finden. Es würde die von der National 
verfammlung entworfene Verfaffung einer erneuten Prüfung und Beratung unter; 
sieben, und es kann wohl feinem Zweifel unterworfen fein, daß ein ſolches Haus 
ebenfofehr dem Bedürfnis der allgemeinen deutfhen Einigung, als den berechtigten 
Anforderungen der Einzelftaaten auf Wahrung eines notwendigen Maßes ihrer 
Selbftändigfeit Rechnung fragen werde. 

2. Der Zentralgewalt würde ein oberfter Reichsrat oder Fürftenkollegium zur 
Seite geftellt, welchem in Verbindung mit erfterer eine Einwirkung auf die Leitung 
der Verhandlungen, auch in bezug auf das Verfaffungswerf zuftehen würde, Es 
würde hierdurch eine jett fehr fühlbare Lüde in bezug auf eine Verftändigung über die 
oberfte Leitung der Bundesangelegenheiten ausgefüllt und den Regierungen die 
Möglichkeit gegeben werden, fich ſowohl untereinander zu verftändigen, als auch 
diefes Einverftändnis bei der Nationalverfammlung geltend zu machen. Das 
Anfehen der Zentralgewalt würde dadurch nur gefräftigt werden fünnen. 

Nach der Anficht der Kol. Regierung würde diefes Fürftenfollegium zunächft nur aus 
den Delegierten der größten deutſchen Fürften, d. h. der königlichen Höfe zu bilden fein. 

Dies ift der Weg, auf welchem es die Kal. Regierung für möglich hält, zu einer 
gedeihlihen Vereinbarung über die deutfhe Verfaffung zu gelangen. Der —* 
auf welchem bisher durch ein einſeitiges Handeln der Nationalverſammlung die 
Neugeftaltung Deutſchlands angeſtrebt worden iſt, kann ihrer Überzeugung nach 
nicht zum Ziele und zulest, bei hartnädigem Sen ara nur auf den Weg ber 
Revolution führen, auf welchem alles andere eher, als eine Einigung Deutſchlands 
erreicht werden mag. Andererfeits würde ein einfeitiges Handeln der Regierungen, 
zu welchem diefelben nach Erfhöpfung aller anderen Mittel hingedrängt werden 
möchten, nicht minder mit der Gefahr großer Erfhütterungen verbunden fein, 
und demnach fchwerlich E dem NRefultate wahrer Einigung und Befriedigung 
führen, welches die Kal. Regierung, in Übereinflimmung mit den Wünfchen und 
Bedürfniffen der Nation erreichen zu können aufrichtig wünſcht. 


36. Graf Bülow an Camphaufen. 
Eigenhd. Original. Auszug Cafpary 271 (mit falſchem Datum, Des. 27). 

Berlin 1848. Dezember 23. 
€, €, freundliches Schreiben vom 16.' habe ich erhalten, und nur der über; 
häuften Gefchäfte halber nicht früher darauf antworten fönnen. Ich danke Ihnen 
beftens für die fo freundlich zugefagte Unterſtützung und insbefondere für die Be; 
richte über die deutfche Angelegenheit, die inzwifchen eingegangen find. Den erften 
umfaflenden? habe ich fogleich dem Könige vorgelegt, und es auch dahin gebracht, 

ı ©, Eafpary 271 (dort fälfchlich vom 25. Dez. datiert). — ? Nr. 31. 
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daß er fich denfelben ganz hat vorlefen laffen. Er hat mir feitdem wenigſtens nicht, 
wie früher öfter, wiederholt, daß wir die ganze Stellung zur Zentralgewalt und zu 
den deutfhen Regierungen verfahren hätten, aus Mangel an Initiative und ge; 
börigem Auftreten, und er ſchien fich Doch etwas davon überzeugt zu haben, daß 
unfere bisherige erpeftative Stellung ung noch nicht ganz ruiniert habe. Defto mehr 
drängt er aber darauf, daß jetzt etwas gefhehen müſſe. 

Die Erpedition, welche Sie heute von mir duch Prevoft erhalten", ift das Reſultat 
vielfacher Diskuffionen und einiger Konzefjionen von meiner Seite, Ich kann den: 
Drange, daß etwas gefhehen folle und müſſe, nicht abfolut widerftehen, und bis 
auf einen gewiffen Punkt bin ich feldft der Meinung, daß eine Initiative diefer Art 
nüslich fein fönne, wenigftens kann man daraus die Beruhigung — ſeiner⸗ 
ſeits rechtzeitig den Weg der Verſtändigung betreten zu haben. Selbſt Simſon 
ſprach mir die Überzeugung aus, daß eine Initiative in dieſem Sinne wenigſtens 
nicht ganz hoffnungslos fei und daß, wenn man Gagern dafür gewinnen könne, 
und die Sache durch ihn angebahnt werde, Möglichkeit des Erfolges vorhanden fei. 
ch habe mit ihm eine längere Unterredung über die ganze Lage der Dinge gehabt 
und ihn ungemein gemäßigt und eingänglich gefunden, 

Ich gehe von dem Grundfage aus: 

1. daß die Unmaßung der Berfammlung, eine VBerfaffung imponieren zu wollen, 
nicht zugeftanden werden kann. 

2. Daß aber vermieden werden muß, diefelbe zu Ertremen zu treiben oder, wie 
viele wünſchen, zu fprengen. 

3. Daß auf dem Wege einer Vereinbarung unter den Regierungen ohne die Vers 
fammlung nichts auszurichten ift, daß alfo 

4. wenn irgend möglich, die Moderamina gefunden werden müffen, um mit der 
Berfammlung zum Refultate zu gelangen. 

Der Vorſchlag ift wefentlic ein auf Verſtändigung und Verföhnlichkeit bes 
gründeter, und für jeden, der nicht in dem Taumel der Souveränetät und Omnis 
potenz der Verſammlung befangen ift, weder verlegend noch unannehmbar, Die 
Ausführung lege ich möglihft in Ihre Hände. Haben Sie entfchiedene Bedenken, 
fo treten Sie damit hervor. Die Dinge in Frankfurt ändern fich täglich, und den 
Moment können Sie dort beffer beurtellen als wir. 

Mit der nächſten fiheren Gelegenheit fende ich Ihnen, um Sie von allem au 
courant zu erhalten, die ganze Korrefpondenz zwifchen bier und Wien und erbitte 
mir Ihren Rat. Heute fehlt die Zeit zu den nötigen Abfchriften. Um Ihnen zu 
jigen, mit welchen Schwierigkeiten ich bier zu kämpfen habe, fage ich nur dag, daf 
ch nur duch Aufwand aller Mittel und troß des beften Seiflandes feiteng des 
Grafen Brandenburg und der übrigen Minifter verhindert habe, daß Herr von Ca; 
—— frühere Miniſter, nicht in außerordentlicher Sendung nach Olmütz geſchickt 
wurde. 

Die ſchleswigſchen Sachen ſcheinen ſich ſehr Bu embronillieren. Können Sie mir 
nicht baldigft ya der Depeſche fchiden, in welcher Palmerfion feine neuften 
Borfhläge zur Vermittelung entwidelt hat? 





37. Graf Bülow an Camphanfen. 
Eigenhd. Driginal, Auszug Cafpary 273. 


Berlin 1848. Dezember 27., abends, 


....2, Die Publikation der Grundrechte in der verlangten Urt und infolge 
bed Machtgebotes der Nationalverfammlung hält das Staatsminifterium eins 
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ſtimmig für nicht möglich, weil man dadurch jede Selbſtändigkeit aufgeben würde. 
Es wird darüber Sr. Maj. Vortrag gehalten werden und demnächſt die Erklärung 
erfolgen, die ich in der moͤglichſt glimpflihen Weife zu formulieren mir angelegen 
laffen fein werde. Da fie jedenfalls ablehnend fein wird, fo glaube ich nicht, Daß 
deren Befchleunigung notwendig oder nüßlich iſt.“ 

2. In betreff der fchleswigfchen Angelegenheit erflärt der Kriegsminifter, daß er 
Truppen, welche fogleich für diefen Zwed verwendet werden könnten, nicht Dis, 
ponibel habe, da er alles in den Provinzen notwendig brauche, und bier auch nichts 
entbehrt werden könnte. Überhaupt müffen wir der allgemeinen politifchen Lage 
wegen dringend wünfchen, aus der Sache fo lange herausbleiben zu fönnen, als 
irgend möglich ift, und möglichft als letzte Reſerve behandelt zu werden. Es ift dies, 
wie mir fcheint, auch im deutfchen Intereſſe. Möge fich die Zentralgewalt nur nicht 
durch die Furcht vor der Nationalverfammlung beftimmen laffen, ungeitige Schritte 
zu tun. Wir müffen bis zur äußerften Grenze der Mäßigung gehen und jedenfalls, 
bevor wir einrüden, abwarten, daß Dänemark in Schleswig eingerüdt ſei. .... 


38. Graf Bülow an Camphauſen. 
Eigenhd. Driginal, Ben. Cafpary 273. 


Berlin 1848. Dezember 28, 


€, €, fende ich durch Oberſtleutnant Fifcher einige Aktenftüde zur vertraulichen 
Kenntnisnahme, welche das Wefentliche der Mitteilungen enthalten, die zwiſchen 
uns und dem öfterreichifchen Kabinette in betreff der deutfchen Angelegenheit 
neuerdings ftattgefunden haben.” Auf das zweite Promemoria erwarten wir fürs 
lich eine Rüdäußerung. Der Weg der Verfländigung mußte betreten werden; 
ob er zum * führen werde, iſt mir ſehr zweifelhaft. So wie die Sache bisher 
behandelt iſt, glaube ich wenigſtens nicht, daß wir uns dadurch ſchaden können; 
jedenfalls muß die Situation dadurch klarer werden. Fiſcher, mit dem ich dieſe 
Sachen beſprochen habe, wird E. E. mündlich ein Mehreres darüber ſagen. 

Der König wünſcht dringend, Bunſen auf ein paar Tage hier zu haben, und 
bat ihn herbeſchieden. Ich bin nicht Dagegen geweſen, weil ich feine Anmwefenheit 
in bezug auf die fehleswigfche Angelegenheit nüglich finde. Ich denke mit ihm die 
Grundlage feiner Snfteuftionen bier feftgulegen und wünſche, - er dann über 
Frankfurt gehe, um dort das nötige Einverftändnig mit dem Neichsminifterium 
unter Ihrer Mitwirkung zuftande zu bringen, fo daß wir einen feften Plan für den 
Betrieb der ganzen Angelegenheit gewinnen und feftftellen. Man bat bei dem 
Könige fehr dagegen gearbeitet, daß Bunfen die Vollmacht annehme, und er 
beftand darauf, daß man, an Bunfens eigene Einwendungen anfnüpfend, die 
Sache inhibiere., Sch habe das nicht getan und denfe, e8 wird fich dies alles bei 
Bunfens Anmwefenheit wohl ordnen laffen. Inzwiſchen wäre es wünſchenswert, 
daß wir ung für alle Eventualitäten in Frankfurt eine Tür offen erhalten, duch 
welche wir im Notfalle Bunfen noch —— können; da er noch Einwen; 
dungen gemacht hat, auch die Vollmacht in London unzureichend gefunden 
worden if fo ift die Sache ja noch nicht fertig... ... 


39. Beriht Camphauſens. 
Abſchrift. 


Frankfurt 1848. Dezember 28. 
"Der Plan der Bildung eines proviſoriſchen Staatenhauſes und Fürſtenrates, 
welchen €, Hg. mir mittels der geehrten Zufchrift vom 23. übermachen, wurde 


Camphauſen beantwortete diefe Mitteilung am 29. Dez. mit Einreihung feines Ent; 
laffungsgefuches, das mit unmefentlihen Auslaffungen bei Cafpary 273 gedrudk ift, 
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fhon bei meiner Anwefenheit in Berlin im Monat Juli vielfach befprochen, und 
babe ich, geftüßst auf die dagegen fprechenden Gründe, damals ehrerbietigft ab⸗ 
gelehnt, auf deffen Realifierung hinzuwirken. Noch weit mehr fehe ich mich heute 
außerftande, dazu die Hände zu bieten, und ich werde mir erlauben die Bedenfen 
nr welche ich dagegen zu erheben habe, 

ahdem Preußen die Unzuträglichfeiten einer öſterreichiſchen Zentralgewalt in 
einem fog. Deutjhen Reiche, von welchem Hfterreich fich gänzlich ausgefchloffen 
hatte, ſechs Monate lang mit übergroßer Geduld ertragen hat, dürfen wir ung 
Glück wünfhen, dem Zeitpunfte nahezuftehen, wo wir wieder den ung zuftehenden 
felbftändigen Einfluß werden äußern fönnen, e8 möge nun der Bundesftaat zuſtande 
fommen oder nicht. Wir haben eine fo gefahruolle Pofition annehmen müffen; 
die Revolution hat uns dazu eh Sie freiwillig und auf künſtlichem 
gr zu verlängern würde die Selbftändigfeit opfern heißen, welche die Regierung 
zu bewahren berechtigt und verpflichtet ift. Man darf fih nur an die zahlreichen 
Vorfälle der durchlebten Periode erinnern, von dem Huldigungsbefehl des Reichs; 
friegsminifters an big zu der Proflamation, womit ©. 8. 9. der Erzherzog Reichs; 
verwefer dem preußifchen Volke die ihm gemachten Verheißungen verbürgt, um 
zurüdzufhreden vor der Ausficht, eine neue Laufbahn ähnlicher Art zu eröffnen 
und großen Ereigniffen in einem Zuftande entgegenzugehen, in welchem wir einen 
Zeil unferer eigenen Macht fremden Händen überliefert haben. 

Gefährlich und unzuläffig für Preußen ift die Verlängerung des Proviforiumsg, 
nicht minder bedenklich für die Einigung Deutfchlandg felbft. Die Schwierigkeit, den 
Bundesftaat zu begründen nimmt zu, je mehr man der im Frühjahre für diefe 
‘dee entflammten Begeifterung zu erfalten, jedem widerftrebenden Elemente zu 
erftarfen Zeit läßt. Der Hebel der Nationalverfammlung wäre verloren; fie wäre 
getrieben, während der Prüfung der wenns durch das Staatenhaug die Zeit mit 
der Beratung und Befchließung von Gefesen hinzubringen, die überall einen Wider; 
fiand finden würden, ber ihre Anfehen vernichten müßte. 

Am wenigften fann einer Verlängerung des Proviforiums in der vorgefchlagenen 
Art zugeſtimmt werden. Sie gibt der dahinſchwindenden Zentralgewalt neues 
Leben; fie ftellt dem Erzherzog fünf Stellvertreter von Königen, gewiffermaßen 
fünf Könige, nicht zur Seite, fondern fie ftellt diefelben als ein fubordinierteg 
Kollegium unter ihn; fie fchafft ihm durch das Staatenhaus eine Grundlage und 
eine Stetigfeit, die fehr lange Dauer verheißt; fie kommt dem Intereffe Öfterreichs 
entgegen, räumt ihm Rechte ein, deren es fich freiwillig entänßert hat, und denen 
feine Pflicht gegenüber ſteht, geftattet ihm, zu warten, big die Zeit gefommen ift, 
anders zu reden als heute, und läßt ihm wenigſtens die Spige Deutſchlands, folange 
Deutſchland fih nicht einigen kann, wie es in den legten 33 Jahren der Fall war, 
Preußen aber verliert alle Vorteile feiner gegenwärtigen Lage; alle Augen, die 
jent mit Sehnfucht auf feinen rettenden und ſchützenden Arm bliden, wenden fich 
wieder hoffnungsvoll dem Erzherzoge mit feiner Entourage von Fürftenrat, 
Staatenhaus, Nationalverfammlung und geh als dem 
Haupte Deutfhlande zu, dem nunmehr für fo lange Dauer die Würde gefichert 
ift, daß auch das Ausland ihm mwilliger Anerfennung gewährt. 

Die komplizierte Einrichtung würde für die Förderung der Sache felbft, nämli 
für die Beendigung des Verfaffungswerkes völlig nutzlos fein. Weder Öfterrei 
noch Preußen würde einwilligen zu erflären, daß dag, was Nationalverfammlung 
und Staatenhaus übereinſtimmend befchließen, in HÖfterreih und Preußen für 
die Beherrſcher von Öfterreich und Preußen Gefeg fein folle. Wir hätten alfo nur mit 
dem Staatenhauſe die langen Verfaffungsftadien von neuem zu beginnen, um 
ge an bem eig anzulommen, woran wir heute ftehen, mit dem einzigen 

nterfhiede, daß wir alddann einen von fünf Fürften umgebenen Reichsverweſer 
hätten, ber füglich vorläufig, und allenfalls auch für immer bleiben könnte. 
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Sollte e8 hingegen in der Abficht liegen, dem Staatenhaufe mehr als eine be; 
ratende Stimme zu geben, alfo deffen —— feſtzuſtellen, ſo würde dazu eine 
Vereinbarung der deutſchen Regierungen erforderlich fein, die mehr Zeit in Anſpruch 
nähme, als die Nationalverfammlung auf die Beendigung ihrer Aufgabe ver; 
wenden wird, und die wahrfcheinlich auf ebenfo große Schwierigfeiten ſtoßen 
würde, als eine Vereinbarung der Regierungen über die Verfaffung felbft. Ein 
Beifpiel Hat Preußen davon in dem Schidfale des im Monat Zuli gemachten Bor; 
ſchlages, und die Einteilung der Stimmen würde jeßt feinen geringeren Widerftand 
erzeugen als damals. E. Hg. deuten zwar an, Daß das Staatenhaus nach Verhältnig 
der Bevölferung zu befehiden wäre; es ift mir aber unzweifelhaft, daß man auf 
diefen Vorſchlag, der den Kleineren fein Recht als felbftändige Staaten einräumt, 
fondern fie als Regierung in diefelbe Inferiorität der Vertretung nach Köpfen 
ftatt nad) Staaten verfeßt, in der fie fi) im Volkshauſe befinden, nicht wohl eins 
gehen würde. Kann man fich über das Stimmverhältnig in einem Staatenhaufe 
von umfangreicher Kompetenz einigen, fo kann man ſich auch über die Verfaffung 
felbft einigen, und dann wäre leßteres eh a age 

Angenommen jedoch, die Regierungen feien über das Staatenhaus zu einer 
Berftändigung gelangt, fo würde die —— zuverläſſig ihre Zus 
fimmung verfagen, Sie fonnte in den Zeiten ihrer höchften Macht durch die Heranz 
— 5 — eines Staatenhauſes einen ihrem Einfluſſe nicht ſchädlichen Akt der Selbſt⸗ 

efhränfung üben; jett würde fie fich felbft damit ein Unfähigkeitszeugnis aus; 
zuflellen glauben. Die Verfammlung fühlt, daß die fefte und dauerhafte Begrün; 
dung einer neuen Verfaffung Deutfchlands durch fie täglich zweifelhafter wird 
und wenn die felbftbewußte Erkenntnis fehlt, fo fagt ihr der Inſtinkt, daß fie gegen; 
wärtig mit den Regierungen im Kampfe darüber ift, wen im Falle des Mißlingeng 
die Nation die Schuld beimeffen werde, ob der Nationalverfammlung oder den Re; 
gierungen. Daß in dieſem Kampfe die Nationalverfammlung nur dann die Sie 
gerin fein kann, wenn es ihr gelingt, mit Befeitigung aller Vergögerungsverfuche 
die Berfaffung ohne Nüdficht auf ihre Schidfal zu vollenden, und den Regierungen 
die Verwerfung oder die Vereinbarung und Beantragung von Modifikationen 
zu überlaffen, das weiß und fühlt hier jeder, Die Verfammlung würde auf die 
Anforderung, fih ein Staatenhaug zuzugefellen, die Antwort geben, daß e8 weder 
früher noch jeßt den Regierungen benommen geweſen fei, eine gemeinfchaftliche 
Anficht der Verſammlung auszudrüden, und daß fie den Regierungen allein über; 
laffen wolle, die Mittel zu finden und anzuwenden, um rechtzeitig ihre gemein; 
ſchaftliche Anficht feftzuftellen und kundzugeben. 
enngleich ich aus diefem Grunde an dem Verfuche der Errichtung eines Staatenz 
haufes und Fürftenrats mich nicht würde beteiligen fönnen, fo habe ich dennoch) in vers 
traulicher Weife mit Herrn v. Gagern über die Sache geredet. Derfelbe erklärte mir, 
daß er unter feinen Umftänden einen ſolchen Plan befördern, und fich ihm eintretenden; 
falls mit aller Kraft widerfegen werde; daß er aber außerdem e8 als eine abfolute Un; 
— ———— betrachte, ihn in der Nationalverſammlung zur Annahme zu bringen. 
. Hg. erwähnen, daß vertrauliche Schritte geſchehen ſeien, um die Anſicht der 
8. öfterreichifchen Regierung über das erörterte Projekt fennen zu lernen. Da die 
Außerung der öfterreichifchen Regierung von entfcheidender Wichtigkeit fein kann, 
fo bitte ich um deren baldgefällige Mitteilung. 


40. Graf Bülow an Camphanfen. 
Eigenhd. Driginal, Auszug Cafpary 274. 
Berlin 1848. Des. 30. 


€. €, gütiges Schreiben vom 26.' hat mich etwas erfchredt; ich bin aber überzeugt, 
daß die Sache nicht fo ſchlimm ift, wie Sie fie anfehen. Die Ideen, mit denen Sie 
1 ©, Caſparh 272. 
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(bon im Monat Juli zu kämpfen hatten, und die jegt, weil man mehr Macht zu 
haben glaubt, noch viel flärfer und in faft diktatoriſchen Formen heraustreten, 
mũſſen praftifch tot gemacht werden, indem man die Unausführbarfeit erprobt. 
Mit der bloßen Negation komme ich nicht duch, ich muß bis auf einen gemiffen 
Vunkt eingehen, oder die Sache in willigere Hände übergehen laffen. Sch dene, 
es ift befier, fo wie es geſchehen ift, ohne ſich kompromittiert zu Haben, einen Verfuch 
su machen und nun fagen zu Fönnen, die Sache geht nach feiner Richtung und in 
feiner Weife, weder in Frankfurt noch in Wien. Letzteres ift ganz unzweifelhaft. 
Ich glaube, daß ich jeßt in eo fein werde, diefe Sache nad) und nach tot zu machen, 
und E. €, heutiger Bericht kommt mir darin trefflich zu Hilfe. Sch hoffe fernerhin, 
auch etwas entfchiedenere Unterſtützung von feiten des Staatsminifterii zu haben, 
welches bisher auch etwas zu fehr in jener Richtung nachgab. Daß man in Wien 
ein proviforifhes Staatenhaus und Fürftenfollegium nicht will, geht ſchon jetzt 
aus Graf Bernftorffs Berichten klar hervor. Was man aber dort will, damit 
fommt man noch nicht Far heraus. Meiner Anficht nach ift die prinzipielle Ver; 
fhiedenheit zu groß, als daß man fo —— einer Verſtändigung gelangen könnte. 
Inzwiſchen beweiſen wir unſern guten Willen und gewinnen Zeit. Sie werden 
aus den durch Fiſcher erhaltenen Mitteilungen ſehen, daß wir vorſichtig geweſen 
find und uns nicht die Hände binden.! 

Bon Kopenhagen hat man den Baron Karl von Pleffen hierher gefender, um 
die Liquidation der jütifhen Entfhädigung zu betreiben, wahrfcheinlich aber hat 
.- ———— in potto. Er iſt heute erſt angekommen, und ich habe ihn noch 
nicht geſehen. 

Bernſtorff beſtätigte, daß Schmerling als öſterreichiſcher Bevollmächtigter nach 
Frankfurt zurückgeſandt werden ſoll. Er hat einem Miniſterrat beigewohnt, in 
dem die deutſche Sache verhandelt worden iſt. Jedenfalls ſcheint es, als werde 
man mit Frankfurt auf Verhandlungen eingehen und von dem Programm von 
Kremfier bedeutend nachlaſſen. Übrigens hat Fürft Schwarzenberg perfönlich die 
Anfiht, daß man mit den Heinen deutfchen Staaten bedeutend aufräumen müſſe. 
Für uns indeffen haben ſolche Mediatifierungspläne bedeutende Bedenken. 


41. Öfterreihifhe Denkſchrift. 
Abſchrift.“ Ben. v. Spbel ı, 287. Friedjung ı, 178 u. 496 
Wien 1849. Januar 17. 

Das k.k. Kabinett hat von den Mitteilungen, welche der kgl. preuß. Gefandte, 
Graf v. Bernftorff, demfelben in betreff der deutfchen —— im Januar 
u; in machen im Falle war, mit dem lebhafteften Intereffe Kenntnis genommen. 
F widerung darauf unterläßt es nicht, mit den nachſtehenden Punkten die 

aftoren zu bezeichnen, aus welchen ſich die weiteren, unten folgenden Anträge 
von felbft ergeben. 

1. Wir find mit dem Könige überzeugt, und werden Wh unfere Überzeugung 
bis auf das Außerſte zu vertreten wiffen, daß ein dauerhafter und befriedigender 
Berfaffungsbau nur auf dem —* der Vereinbarung ie den Fürften 
und Völkern Deutfhlands zuſtande kommen kann. Wir halten fr an dem Bundess 
beſchluſſe vom 30, März v. J. Er gibt den natürlichen und gefeglichen Anknüpfungs— 
punkt für bas * R befprehende Vereinbarungswerf. 

2. Wir find ebenfo überzeugt von der gänzlichen Ohnmacht der Regierungen 
zweiten und britten Ranges, durch eigene Kräfte diefem Grundfabe Geltung zu 


Camphauſens Antwort v. 1. Januar f. Caſpary 275. Es muß dort heißen: „Wenn 
* ſo * iſt⸗ * in Abung ift”). Bülows Erwiderung v. 3. Jan. eb. 278. 
mir vorliegende Abſchrift weiſt einige kurze Bleiſtiftnothhen am Rande auf, die ein 
ſeht abfälliges Urteil über die Borfhläge Schwarzenbergs zum Ausdrud bringen, Da ich nicht 
babe feftftellen können, von weffen Hand fie herrühren, habe ich fie hier nicht wiedergegeben, 
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verfchaffen, mit andern Worten, ihre Souveränität der duch das Gagernſche 
Programm formulierten und in dem Frankfurter Parlamente verförperten 
Revolution gegenüber zu wahren. Nur indem fie fih an die in ihrem Innern 
wieder befeftigten beiden Großftaaten anſchließen, nur. indem fie Ofterreih und 
Preußen in die Lage fegen, fie zu ſchützen, können die deutſchen Fürften dem Schid; 
pie nicht der Mediatifierung, fondeen der eigentlihen Aufhebung und Vernichtung 
hrer Hoheitsrechte entgehen. Diefes tatfächlihe Verhältnis bedarf feines Be; 
weifes. Am wenigften an dem hohen Orte, für welchen diefe Zeilen beftimme find. 
In München, in Stuttgart und anderwärts ift man hiervon durhdrungen; die 
uns von dorther gemachten Mitteilungen fprechen hierfür. Nicht nur die Fürften 
Süddeutſchlands, auch der größte und achtbarfte Teil der Bevölferungen fcheint 
dies zu fühlen. Hierüber weiter unten noch mehr. 

a 3. Allen diefen Befürchtungen, diefen Hoffnungen und Beftrebungen gegenüber 
hat fich ein großer Teil der Frankfurter VBerfammlung — es kommt hier auf ein 
paar Stimmen m. oder weniger nicht an — auf das Feld der Revolution geftellt. 
Den Rechtsboden haben diejenigen gänzlich verlaffen, Bes zu Herrn v. Gagerus 
Fahne ſchwören. Im Widerfpruche mit den dort wohl befannten Gefinnungen 
des Königs von Preußen nennt die Partei, welde, um mit Heren v. Öagern zu 
fprechen, die Vereinbarer zuſchanden machen will, fich die preußifhe. Sie will, 
rn Be in Deutfchland aufgehe, d. h. daß ganz Deutfchland der Revolution 
verfalle. 

4. Wir geben gerne zu, daß eine achtbare Anzahl der Frankfurter Abgeordneten 
fih diefen Entwürfen nicht anfchließt. Aber von den Wechfelfällen einer Ab; 
— im Schoße einer von der flagranten Revolution erzeugten Verſammlung, 
n einer Verſammlung, deren politiſcher Takt, deren Rechtsgefühl mindeſtens 
problematiſch find, während ihre Übergriffe offenfundig und nie gefährlicher waren, 
als feit fie duch Herrn v. Gagerns Mitteilung vom 5. l. M. an den Ausfhuß für 
Begutachtung des reichsminifteriellen Antrages belangend die öfterreihifhe Frage 
in eine beftimmte Formel gebracht worden, von den Befchlüffen einer ſolchen Ver; 
fammlung wollen wir die Schidfale Deutſchlands nicht abhängig machen. 

5. Je mehr man in Frankfurt zur Entfcheidung drängt, je dringender ftellt fich 
Be die Regierungen der Beginn des Werkes der Vereinbarung, wenn dies möglich) 
ft, je unabweisbarer ftellt er fih dar. 

6. Von zwei Dingen eines. Entweder die Frankfurter VBerfammlung begreift, 
daß in Wien nicht mehr die Aula, in Berlin nicht mehr der Lindenflub regiert, daß 
die beutfchen Regierungen, welche im März gelähmt, nicht, wie man in Frankfurt 
vermeinte, erftorben waren, nunmehr — dank fei es den tapferen Heeren Öfter- 
reichs und Preußens — zur Lebenskraft ———— — oder aber jene Verſammlung 
fährt fort, ſich der Wahrheit gefliſſentlich zu verſchließen. 

Im erſteren Falle iſt eine Verſtändigung mit dieſer Verſammlung möglich, im 

weiten bleibt nichts übrig als der Kampf, der Kampf auf Tod und Leben mit der 

* des Umſturzes. Erſtere Möglichkeit gerne annehmend, dürfen die Regierungen 

eutſchlands die zweite Alternative nicht aus den Augen laſſen. Sie müſſen gerüſtet 
ſein auf den ſchlimmſten — wir wollen hoffen zu vermeidenden — Fall. 

So viel über die Lage des Augenblicks. 

Erſt in zweiter Linie, d. h. der nächſten Zukunft, aber nicht der unmittelbaren 
Gegenwart angehörig, erſcheint die Frage: Wie ſoll die künftige Verfaſſung 
Deutſchlands ſich geſtalten? 

Obgleich dieſe Denkſchrift nur die dringlichen Punkte beſprechen ſoll, ſo werden 
hier doch auch über den zweiten eben genannten Teil unſere Anſichten in nach⸗ 
ftehenden Sätzen fur; angedeutet. 

1. Wir tragen volle Rechnung dem nah Einheit ringenden Nationalgefühle 
Deutfchlands, 
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2. Diefes Gefühl, diefes Bedürfnis kann auf zwei Wegen befriedigt werden: 
vollftändig auf dem Wege der folgerichtigen Revolution, deren leßter Ausdruck 
die einheitliche Republik ift, teilweife und annähernd durch eine Gruppierung der 
vielen Heinen und fleinften Staaten und Gebiete Deutfchlandg in größere Staaten; 
förper, zufammengehalten durch eine Eräftige Zentralgemwalt. 

3. Den lesteren Weg halten wir mit S. M. dem Könige für den einzig gangs 
baren. Mit den durch den Heren Grafen v. Brühl mitgeteilten Anfichten ſtimmen 
wir, einige unmefentlihe Punkte ausgenommen, vollfommen überein. Sechs 
Kreife, beitehend aus der öfterreihifhen Monarchie, dem Königreich Preußen und 
einigen ihm allenfalls beisuordnenden Heinen Staaten, und den vier übrigen 
Königreichen, verftärft Durch die andern deutfchen Länder, würden, unferer Anficht 
nad, die fünftige Einteilung Deutſchlands ausmachen. Bei der Bildung diefer 
Kreife ſchwebt uns als leitender Grundfag vor: möglichfte Wahrung der Hoheits; 
rechte der fi den Königen beiordnenden Fürften, oder anders ausgedrüdt, Bes 
fhränfung diefer Rechte nur foweit fie zur Erreichung des großen Zweckes uns 
umgänglich nötig ift. Die von ihnen zu bringenden Opfer laffen ſich ausdrüden: 
durch militärifche Verſchmelzung, durch eine Demon: oberfte Juſtizpflege, durch 
eine gemeinfame Volksvertretung innerhalb eines jeden der fechs Kreife. In 
Würdigung der von S. M. gegen den letten Punkt erhobenen Bedenken wird 
das kaiſerliche Kabinett von demſelben abfehen, diefe Verſchmelzung (welche übrigens 
in den deutſchen Zuftänden nichts Neues wäre — Zeuge die Bere ed 
Großherzogtümer und die anhaltifhen Lande, wo eine gemeinfame ftändifche Ver; 
tretung beftand) dem Laufe der Zeit und der naturgemäßen Entwidlung überlaffend. 
Dagegen würden wir das Recht der diplomatifhen Vertretung der einzelnen 
Staaten nicht beeinträchtigen, und unferen Gefandten bei dem freisausfchreibenden 
Hofe auch bei den beigeordneten Fürftenhäufern beglaubigen. 

4 Das Komplement zur Einteilung Deutfchlands in fechs Neichskreife oder 
Reichswehrherzogtümer bildet die Zentralgewalt. Noch ift e8 nicht möglich, mit 
einem ausgearbeiteten Plane über deren fünftige Geftaltung hervorzutreten. Diefer 
kann reifen mit der Zeit und mit den Ereigniffen. Dem Wefen nach übereinfimmend 
mit der kgl. Anficht wünſchen wir vor allem das Proviforium zu erhalten, den 
Neichsvermwefer mit den Bevollmächtigten der erften Fürften Deutſchlands, d. h. 
ber Könige, zu umgeben. Gegen das Staatenhaug kennt der König unfere Bedenken. 
Wir bitten S. M., die —— desſelben vor der Hand wenigſtens fallen * laſſen, 
denn es wäre und aus Mangel an geeigneten Männern unmöglich, es zu beſchicken. 
—* a Art von Volksvertretung, gewählt aus den Nepräfentationstörpern 
der Kreife. 

Nochmals, die gane Frage von der definitiven Bildung der ——— und 
der Vertretung am Sitze derſelben durch die Fürſten und Völker Deutſchlands muß 
zwiſchen den beiden großen und den übrigen fol, Höfen beſprochen werden. Vor— 
ftehende Andeutungen follten nur zeigen, wie nahe die Anfichten des El. Kabinetts 
denen Sr. Maj. fliehen, 

Wir kehren nunmehr zu dem eigentlihen Gegenftande diefer Denkſchrift zurück. 

Faßt man die in erfter Reihe aufgeführten Faktoren zufammen, fo beantwortet 
fih in Nachſtehendem bie Frage: Was iſt zunächft zu tun? 

Wir müflen das Werk der Vereinbarung mit der Sranffuter Verfammlung 
fofort beginnen. Hierzu ftellt fich als der paflendfte Weg die unverzügliche Bes 
fhidung der Zentralgewalt durch die ſechs Königsboten heraus. Diefelben hätten 
fofort in Branffurt zu dem „KronsKollegum” zuſammenzutreten und der Vers 
fammlung im Wege des Reichsminiſteriums den —* ihrer Sendung zu eröffnen. 
Wir legen hier den Entwurf ae nfteuftion bei, 

Da "do mehr als wahrfcheinlich ift, daß die revolutionäre Fraktion jener 
Derfammlung dieſen erften Schritt der Regierungen, fich auf den Nechtsboden des 
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Bundesbefchluffes vom 30. März zu fiellen, und ihre gefränften Souveränitätsrechte 
wieder in Anfpruch zu nehmen, benugen werde, um der bisher mit Worten voll; 
zogenen Revolution die Weihe der Gewalttat zu verleihen und das Banner der 
Empörung außerhalb der Paulskirche aufzupflanzen, fo ift es nötig, bevor noch 
die Fürftenboten fih in Ben vereinigen, die zur Unterdrüdung ähnlicher 
Verfuche nötigen Streitkräfte in der Nähe von Frankfurt zufammenzusiehen. 
40000 Mann, wovon 20000 Preußen, 10000 Bayern und 10000 Württemberger, 
unter dem Kommando des Königs von Württemberg würden diefem Zwede am 
meiften entfprechen. Berufen, die Monarchie und Deutſchland in Stalien gegen 
- den auswärtigen Feind und in Ungarn gegen die Bundesgenoffen der Frankfurter 
Linken zu ſchuͤtzen, vermag Dfterreich leider an dieſer Konzentrierung feinen feiner 
Stellung entfprechenden Teil zu nehmen. Doch find wir bereit, wenigftens als 
Bezeugung einige Truppen, etwa einige taufend Mann, nah Mainz zur Vers 
ftärfung der dortigen Befagung zu entfenden. 

Sind die beiden Kabinette über diefe Punkte, die Inſtruierung der Königsboten, 
oder mit andern Worten, die von ihnen im Auftrage der ſechs gefrönten Fürften 
Deutſchlands an das Neihsminifterium zu erlaffende Kolleftionote und die milis 
tärifchen Maßregeln einverftanden, fo wird es fih darum handeln, die vier anderen 
Höfe auf vertraulihem Wege zum Beitritt einzuladen. Am beften gefhähe dies, 
unferer Meinung nach, durch gemeinfchaftliche Entfendung zweier Bevollmächtigten 
(der Kaifer hat feinerfeits hierzu den bisherigen Gefandten am brafilianifchen 
Bee Grafen v. Nechberg, beftimmt) zunächft nach dem f l. Höfen; doch könnten 
diefelben auch bei den größeren, nicht Föniglichen Fürfienhäufsen vorfprechen, um 
dort fhon die Beiordnung an die Könige und die Wehrfreisbildung anzubahnen. 
Wir Schlagen demnach vor, daß der k. preußifcherfeits hierzu beauftragte Diplomat 
fih nah Olmütz verfüge, um von dort gemeinfhaftlih mit Grafen v. Rechberg 
die Rundreife nach Münden, Stuttgart, Karlsruhe u. |. f. anzutreten, 

Ob es nicht angezeigt wäre, daß mittlerweile durch die k. preußifhe Regierung 
eine vorläufige ——— mit dem k. ſächſiſchen Hofe eingeleitet werde, bleibt 
dem hohen Ermeſſen Sr. Maj. anheimgeſtellt. Wir unſererſeits haben inzwiſchen 
die von den Königen von Bayern und Württemberg ſchon früher ergangenen 
Anfragen im Sinne der gegenwärtigen Denkſchrift zu beantworten feinen Anſtand 
genommen, 


Anlage zu Nr. 41: Öfterreihifher Entwurf einer Kolleftionote 
der das Königskollegium bildenden Botfhafter an das Reichs— 
minifterium, 


Als im —* des verfloſſenen Jahres das nach größerer politiſcher Einigung 
ringende Nationalgefühl der Deutſchen in dem Verlangen nach einer zeitgemäßen 
Umgeſtaltung der ſtaatlichen Verhältniſſe des Vaterlandes ſeinen Ausdruck fand, 
kamen die Fürſten Deutſchlands den Wünſchen und Beſtrebungen ihrer Völker 
mit freudiger Bereitwilligkeit entgegen. — Der Bundestag beſchloß am 30. Mär 
die Wahlen der Nationalvertreter einzuleiten, welche am Sitze der damals no 

beſtehenden Bundesverſammlung zuſammentreten ſollten, um zwiſchen den 
Regierungen und dem Volke das deutſche Verfaſſungswerk zuſtande zu bringen. 
Die Wahlen fanden ftatt, unbeirrt und ungehemmt in vollfter Freiheit. Bald 
trat die Nationalverfammlung in Frankfurt zufammen und begann das große 
Werk, defien Vollendung in kurzem zu erwarten fteht. — Nicht ohne park 
großer Hinderniffe, welche teils aus der Natur der Aufgabe entfprangen, teils dur 
äußere Anläffe gegeben waren, fchritten die Beratungen in der Paulsficche fort. — 
Selbft über den Ausgangspunkt des Werkes erhoben fih Zweifel, indem von einer 
Seite her, im Widerfpruche mit dem tatfächlihen Verhältniffe nicht minder als mit 
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dem Wortlaute des erwähnten Bundesbefchluffes, ein Teil der Volksvertreter den 
Grundfaß der Vereinbarung verwarf und die ausfchlieglihe Alleinberechtigung, 
mit anderen Worten, die unbeſchränkte Souveränität für die Nationalverfammlung 
in Anfpruh nah. { 

Wenn die su. Deutfchlands bisher feinen Einfpruch erhoben haben gegen 
Übergriffe, in welchen fie nur ein Verfennen aller tatfächlihen und zu Recht ber 
fiehenden Verhältniffe, und, gelängen fie, den Umſturz der gefelligen Drönung 
in Deutfchland, gewahren fönnten, ſo seihah dies in der Hoffnung, daß im Schoße 
der Berfammlung felbft die Mehrzahl über jene Beftrebungen den Stab brechen, 
daß in jedem Falle die öffentlihe Meinung Deutſchlands fih auf das Entfchiedenfte 
gegen diefelben ausfpredhen würde. 

Feft ſtehend auf der durch den Bundesbefchluß vom 30. März gegebenen Grund; 
lage, glaubten die Regierungen den für den Beginn der Vereinbarung zwifchen 
ihnen und dem Volke geeigneten Zeitpunkt abwarten zu follen, um fodann an ein 
Merk zu fchreiten, welches nur durch ein aufrichtiges und verfrauensvolles Ent; 
———— u einem gedeihlichen, den gerechten Erwartungen der Völker Deutſch⸗ 
ands entfprehenden Ende geführt werden kann. 

Diefer Zeitpunkt ſcheint gefommen hr fein. 

Anfolge einer gemeinfhaftlihen Einladung J. M. des Kaifers von ſterreich 
und des Königs von Preußen, —— ſich J. M. die Könige von Bayern, 
von Sachſen, von Hannover und von Württemberg mit den beiden genannten 
Monarchen dahin, daß ſie die Unterzeichneten mit dem Auftrage nach dem Sitze der 
proviſoriſchen Zentralgewalt zu Frankfurt entſendeten, dort als die par Behufe 
des Berfaffungswerfes Bevollmächtigten der großen Fürften Deutſchlands in ein 
Kollegium zufammenzutreten, und durch die Vermittlung der proviſoriſchen 
Zentralgewalt mit der Nationalverfammlung das Werk der Vereinbarung der 
fünftigen Verfaſſung Deutſchlands zu beginnen. 

Indem die Unterzeichneten fich beehren, im Namen ihrer Regierungen gegenz 
wärtige Kolleftiverflärung dem Herren Präfidenten des Minifteriumg der Ber 
forifhen Zentralgewalt zu überreichen, mit der Bitte, diefelbe zur Kenntnis der 
beutfhen Nationalverfammlung zu bringen, erübrigt ihnen nur die Bemerkung, 
daß fie auch —— deutſchen “eig Regierungen, welche im KronsKollegium 
feine eigenen Bevollmächtigten haben, falls diefelben dies wünfchen follten, zu verz 
treten ermächtigt find. 


42. Bunfen an Camphaufen. 
Eigenhd, Driginal, 
Berlin 1849. Januar ı7. 


Sie waren fo freundlich, mein verehrter Here Staatsminifter, mir zu erlauben, 
Sie noch geftern abend fpät zu befuchen; ich glaubte aber davon feinen Gebraud) 
machen zu dürfen, da e8 ſchon nahe bei 11 Uhr war. 3° freue mich aber, daß Sie 
—*— — noch hier bleiben, weil ich überzeugt bin, Ihr längeres Verweilen 

n en. 

af Bülow hat mir die von Ihnen verfaßte Erflärung! mitgeteilt; ich bin damit 
ganz einverftanden und hoffe nur, daß das übrige diefem eng fein möge, 

ofbre Faſſung hat mich auf den Gedanken gebracht, daß bei einer ri r⸗ 
tlaͤrung bie über die Grundrechte am natürlichſten mit der in Ausſicht 
—— über die anderen Teile der Reichsverfaſſung gemeinſchaftlich erfolgen 
bürfte, 

f urn Sie mir, daß ih Ihnen diefe Unficht mit einigen Worten zu begründen 
uche. 

' Der Entwurf der Zirfularnote f. Nr. 44 
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An fich iſt nichts feltfamer, als von den Regierungen zu verlangen, fich über 
die Grundrechte eher zu äußern als über das andere. Denn obwohl die Grundrechte 
zweimal verlefen find und beraten, bie übrigen Kapitel einmal, fo verhehle (ich 
doch niemand, felbft in Frankfurt, daß die Veränderungen bei der zweiten Beratung 
die Bedenken eher noch vermehrt als vermindert haben. Man legte aber auf die 
Publisierung dee Grundgefege Deshalb befonders einen fo hohen Wert, weil man 
wenigſtens Diefen die Anerkennung fihern wollte, während eine Anerkennung ber 
eigentlihen Reichsverfaſſung in gar weiter Ferne zu ftehen fehlen. Diefer Grund 
fallt nun weg duch Preußens Erklärung. Warum alfo jest eine Ausnahme machen 
und etwas publizieren, was man doch nicht ganz gutheißen kann? Defien Anfang 
man nach Ihrer eigenen Anfiht weglaffen muß, und wobei man wenigftens 
ſich über die Abſchaffung der —3 (worin der König nie willigen wird, und 
ich glaube mit vollem Rechte) die Entſcheidung vorbehalten muß? 

Endlich kann man ja auch wohl mit gutem Fuge ſagen: hinſichtlich der Elemente 
politiſcher Freiheit, welche die Grundrechte enthalten, könne niemand be; 
zweifeln, daß Preußen ganz mit der Nationalverſammlung übereinſtimme, da 
dieſelben ohne Ausnahme, zum Teile wörtlich, mit den entſprechenden Paragraphen 
der vom Könige verliehenen und vom Lande mit unbezweifelter Zuſtimmung ans 
genommenen Verfaffungsurkfunde übereinftimmen. Sagt man das, fo nimmt 
man ja damit die Grundrechte felbft im mefentlihen an. Ich geftehe, daß ih auch 

laube, die leitenden Männer in Frankfurt felbft erwarten jetzt nichts anderes. 
ie Erflärung ändert jedenfalls alles. Heinrich v. Gagern hat mir feine Bereit; 
willigfeit fehr beſtimmt ausgefprochen, in irgendwelche, ald Preis der ze. 
geforderten Abänderungen einzelner Paragraphen der Berfaffung einzugehen. 

Wenn Sie diefen Betrachtungen Ihre Zuftimmung nicht verfagen, fo helfen 
Sie ung, glaube ich, aus einer wahren Verlegenheit und erleichtern zugleich ſich 
felbft die Ausführung der Zufage hinfichelich der in Ausſicht geftellten Erklärungen 
und Außerungen über das Verfaſſungswerk. Bei der Wichtigkeit der Sache werden 
Sie mir jedenfalld meine Weitläufigfeit verzeihen. Sie wiffen, daß ich in allen 
anderen Punkten Ihnen beiftimme,. Gott helfe uns in diefer ſchweren Kriſe. 


43. Bemerkungen bes Grafen Bülow über die Denkſchrift vom 
17. Januar und das Schreiben des Fürften Schwarzenberg an den 
Grafen Brühl von demfelben Tage. 


Berlin 1849. Januar 20, 


I. Die Denkſchrift enthält fein Wort über HÖfterreihs Stellung 
su Deutſchland. Fürft Schwarzenbergs Brief fagt: „Öfterreich firebt nicht 
darnach, fih an die Spite von ganz Deutfhland zu fielen, und noch weniger 
will es einem Teile desfelben vorſtehen.“ (Diesifteine fpigige Anfpielung auf Preußen 
und Kleindeutfchland.) „Im Notfalle” (heißt e8 dort wieder) „werde Öfterreich 
mit Deuffchland nicht zugrunde gehen wollen, fondern ſich auf fich felbft zurüd; 
imben in fein Schnedenhaus,” 

I. Die Denffhrift enthält durchaus Feine pofitive Anerfennung 
irgendeines Prinzips hinfihtlih der Zentralgewalt. Sie fagt: „ohne 
Revolution fei das Streben nach Einheit nur annähernd durch eine Gruppierung 
der Staaten in größere Körper zu befriedigen, welche durch eine fräftige Zentral; 
gewalt zufammengehalten werden.” Aber es ift fein Wort gefagt, auf welche Weife 
eine folche kräftige Zentralgewalt gefhaffen werden kann und foll. 

Dagegen ift die Denkſchrift fehr ausführlich und beſtimmt über die Art, wie die 
(der Zentralgewalt notwendig entgegenwirfende) Kreisgewalt zu faft ausfchließ- 
lihem Befis der Macht erhoben werden könne, Die oberfte Kreisgewalt foll geftärkt 
werden Durch militärifhe Verſchmelzung, duch gemeinfame oberfte 
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Juftispflege, duch gemeinfame Volfsverfretung. Vom legteren Punkte 
fieht man jedoch ab wegen der Bedenken S. M. des Königs! Baden fommt unter 
Württemberg, Heflen unter Hannover ufw. 

Eine diplomatifche Vertretung bei jedem einzelnen Fürftenhaus im Kreife würde 
Sſterreich fich jedoch vorbehalten. 

Hinfichtlih der Zentralgemwalt foll „der Reichsverwefer im Proviforium er; 
halten und mit den Bevollmächtigten der fechs Könige umgeben werden“ (sic !). 
FR follen fih als Souveräne Ffonftituieren und jeder mit einer Stimme ent; 

iden.! 

Das Staatenhaus könnte Öfterreich nicht befchiden wegen Mangels an ge; 
eigneten Männern. Damit fällt alfo jede nationale Mitwirkung weg. 

Hfterreich will für dag Definitivum „eine Art von Volfsvertretung, 
gewählt aus den Kepräfentationskörpern der Kreife”. 

Borher, „ehe die fehs Königsboten in Frankfurt a. M. fich vereinigen“, follen 
40000 Mann unter dem Könige von Württemberg zuſammengezogen werden 
(20000 Preußen, 10000 Bayern, 10000 Württemberger). Dann erft foll die 
Kollektivnote an die Zentralgewalt übergeben werden. Der preußifche Bevoll; 
mächtigte fol über Olmüs mit Graf Rechberg an die deutfchen Höfe gehen, „Zn 
diefem Sinne ift bereits Bayern und Württemberg befhieden.” 

III. Die Denkſchrift erfennt der Nationalverfammlung fein ein; 
siges pofitives Recht zu und nimmt von ihren bisherigen Be; 
tatungen und Befhlüffen durchaus feine Kenntnis. Hfterreich ftellt 
fih auf den Grund des Bundestagsbefhluffes vom 30. März 1848. 

Der Brief fagt: „Bayern und Württemberg würden einen Rheinbund BER 
unter Frankreich.“ Wir erfahren aus demfelben ferner, daß „Herr v. Schmerling 
ſich geirrt hat, wenn er gefagt, das öfterreichifche Kabinett habe fein Programm 
modifiziert. Es weiß jeßt fo wenig ald am 27. November, wie e8 zu Deutfchland 
ftehe: aber wiffen die übrigen deutfhen Fürften mehr?” 


44. Entwurf gu der Preußifhen Zirfularnote vom 23. Januar 1849. 
Konzept von Camphaufens Hand.? 


Rothu, Merd ©. 254 Zeile 24,-25: Anftatt „die deutfche Nation” im Konz 
„das Bolt’, ©. 255 Zeile 13, 14: Anftatt „daß fie — diefer Hoffnung” 
m Konzept: „einesteils daß fie nicht erfolglos blieb, andernteils daß die mög— 
lihe Erfolglofigkeit”. Zeile 17 nach „überlaffen” im Konzept: „mehr als ein anz 
derer der größeren Staaten Deutſchlands“. ©. 256 Zeile 5: Anftatt „der deutz 
fhen Nation” im Konzept: „des deutfchen Volkes’. S. 256 Zeile 19 nach „zu 
fennen” im Konzept folgende durchftrichene Sätze: 

„Eine Darlegung der lesteren ift nunmehr erfolgt, und mit Nüdficht auf die 
Erläuterungen, welche das von dem öfterreichifchen Minifterium am 27. Nov. 
bem Reichstage zu Kremfier vorgelegte a pen fpäter ergänzt haben, ſowie mit 
Rückſicht auf die vorliegenden Verhältniffe wird als feftftehend anzunehmen fein, daß 
— nt die kiſl. öfterreichifche Regierung den deutfohen Bund als fortbeftehend 
etrachtet. 

Zweitens Hfterreih im Bunde beharren und die ihm gebührende Stelle in 
bemfelben behaupten will, 

Drittens Oſterreich die Scheidung des —— von den übrigen 
Zeilen der Monarchie und die Beſchränkung der Souveränitätsrechte zugunſten der 


’ Diefe Säte fommen in der Dentfchrift nicht vor, müffen alfo dem Briefe des Fürften 
Schwarzenberg entnommen fein. 

’ Da bie Note felbft bei Noch u. Merd 2, 253f. gedrudt iſt, gebe ich hier nur die fachs 
lich wichtigen Abwelchungen, bie Camphaufens Konzept gegenüber der wirklich abgefchidten 
Mote aufweiſt. Das Konzept iſt jedenfalls vor dem 17. Januar verfaßt, vgl. Mr. 42. 








u nl See et a be re 1, a 


Entwurf der Zirfularnote 1849 Januar 23. 321 


rn des Bundes nicht in dem Maße eintreten laffen kaun noch will, als 
zur Darftellung eines dem Auslande gegenüber zu einem einheitlichen Staate 
verbundenen politifchen Körpers erforderlich wären. 

Die Kgl. Regierung ift mit dem erfien Punkte völlig einverftanden, und fie hat 
ſchon früher Gelegenheit genommen, benfelben Satz zu —— a. M. zu vertreten. 

Der zweite Punkt rk = der Kgl. Regierung zu hoher Befriedigung, und er 
entfpricht vollfommen den Wünfchen, Au 5 dahin —— ſind, daß das um alle 
Gebietsteile des deutſchen Bundes gezogene unauflösliche Band unverſehrt, und 
daß das mächtigſte Glied desſelben auf alle Zeiten ſchützend und geſchützt dem 
Vereine erhalten bleibe. 

Hieraus folgt nun mit Beziehung auf den dritten Punkt allerdings, 2 der 
Plan einer Vereinigung aller Staaten des deutſchen Bundes zu einem einheitlichen, 
nach außen ausfchließlich durch deffen Zentralgewalt vertretenen Ganzen unaus⸗ 
führbar ift. Hfterreich felbft würde nicht begehrten, Rechte auszuüben, denen nicht 
die forrefpondierenden Pflichten — — den übrigen deutſchen Staaten 
würde nicht angeſonnen werden können, einer aus der Geſamtbevölkerung des 
Bundes hervorgehenden Vertretung, einer die Augelegenheiten der Geſamtheit 
leitenden Zentralregierung Rechte in Beziehung auf die auswärtige allgemeine 
und kommerzielle Politik, auf die Legislation und auf die Finanzwirtſchaft ein⸗ 
zuräumen, wenn nicht auch das Öfterreichifche Bundesgebier in gleichem Umfange 
den Befchlüffen der zentralen Gewalten unterworfen wäre. Irrig hingegen würde 
der andere Schluß fein, daß mit der Rüdfichtnahme auf die eigentümliche Lage des 
öfterreichifehen Kaiferfiaates, welche die Kgl. Regierung notwendig erachtet und der 
Deutfehland fich nicht entziehen kann, nun lediglich zu dem alten Staatenbunde 
oder zu den weientlichen Grundlagen desfelben zurüdgefehrt, der von Deutfchland 
mit Begeifterung erfaßte Plan einer bundesftaatlihen Verbindung aber gänzlich 
verlaffen werden müſſe. Vielmehr wird... 


(weiter wie ©. 257, 3. 32). 


Noth u. Merd ©, 258 Zeile 3 nah „in Deutfhland” die durchſtrichenen 
Worte „und auch deren Erhöhung“. 

Roth u. Merd S.258 Zeile 17 nach „Bundes beftehen”: 

„Die Kol, Regierung erachtet fich hiernach durch diejenigen Entfchläffe, 
welche die Kfl. öfterreihifche Regierung rückſichtlich des von ber 
Nationalverfammlung gu Frankfurt erfirebten bundesftaatliden 
Verbandes gefaßt hat oder faffen wird!, nicht von der Verpflichtung ent; 
bunden, auf dem durch die Berufung der deutſchen Nationalverfammlung betre; 
tenen Wege bis an das Ende auszuharren, und fie wird darauf ausharren ohne 
Nüdficht auf die fteigende oder fallende Wahrfheinlichfeit des Erfolges.” ® 

(3u dem Ende ufw. wie auf ©. 258.) 

Roth u. Merd ©. 258 Zeile 23 Konzept: „vor oder während der zweiten 
Beratung”. 

Noth u. Merd S. 258 Zeile 30 nah: „übergeben wollen“: 

„zur Rechtfertigung diefes Borfohlages werden wenige Bemerfungen genügen: 
Es find im Eingange die Gründe angeführt worden, welche dazu mitwirften, daß 
die Nationalverfammlung in ihrer Mehrheit fich allein das Necht der Feftftellung 
— en Berfaffung zufohrieb. Die meiften deutſchen Regierungen uſw. wie 

» 259 * 3+ 

Roth u. Merd S. 259 Zeile 5 nach: „nicht gefchehen”: 


ı Die gefperrien Worte find im Konz. durchſtrichen. 
® Ym de in Klammern (fei es mit oder ohne O. für den Bundesſtaat). (Leifer 
Zweifel an dem Erfolge.) 


Brandenburg, Interjuchungen. 





21 
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„Der Verfuch, den hierin liegenden Widerftreit mit der Nationalverfammlung 
jegt noch zum Austrage zu bringen, wäre wahrfcheinlich vergeblich, jedenfalls 
I weil einesteils die —— nicht den bisher Aa our Standpunkt 

affen werden, und weil andernteild auch die das Vereinbarungsreht am ent; 
ſchiedenſten beftreitenden Sraftionen der Nationalverfammlung die Herbeiführung 
einer Übereinfiimmung mit den Regierungen als wünfchenswert erkennen. 
Je fefter aber ein deutfcher Staat” ufw. wie S. 259 9. ıı. 

Roth u. Merd ©. 259 Zeile zo nad: „Gelegenhe P geben“; 

„Wenngleich nun, wie bereits bemerkt worden, die Kgl. Regierung nicht glaubt, 
daß die Erflärungen, welche fie bei fortgefegtem Stillfehweigen nad) Beendigung 
der zweiten Befchlußnahme über die Verfaffung abzugeben haben möchte, auf ihr 
den Vorwurf, ein etwaiges Mißlingen der erfirebten Einigung zu verfchulden, 
laften laffen würden, fo wünſcht fie nicht minder lebhaft, die Bundesgenoffen in 
dem Berfuche, mögliben Schwierigkeiten oder nachteiligen Folgen rechtzeitig vorz 
ger zu unterffügen und dadurch das Gelingen des Werfes zu befördern. 

er Hoffnung, daß die namens der Regierungen an die Nationalverfammlung zu 
beingenden Eröffnungen in allen oder den meiften Punkten auf Einftimmigfeit 
beruhen könnten, würde faum Raum zu geben und daher nicht zu empfehlen fein, 
den Weg einer zu treffenden Vereinbarung unter allen Regierungen —— 
Großer Gewinn kann aber ſchon daraus hervorgehen, wenn da, wo Übereinſtimmung 
fehlt, viele oder auch nur einige Staaten ſich übereinſtimmend ausſprechen, und 
dazu ſoll diesſeits die Hand geboten werden.“ 

Dann an Stelle des ganzen Reſtes der Note folgender durchſtrichene Paffus!: 

„Der Inhalt der dem Bundesftaate zu gebenden Verfaſſung ift zu dem vor⸗ 
liegenden Zwede in zwei Teile zu fondern, wovon der erfte die obere Leitung des 
Bundes, der zweite die Vertretung des Volfes und der Staaten und den Umfang 
der Bundesgewalt betreffen wird. 

Hinfichtlih des erften Punktes wird die Krone Preußen, falls innerhalb des 
deutfchen Staatenbundes ein Bundesftant ohne Hfterreich gegründet wird, dazu 
die Hälfte an Bevölkerung, mehr als die Hälfte an Macht und Wehrkraft liefern, 
und fie befindet [fih] daher in der Lage, wegen der oberen Leitung Vorfchläge nicht 
zu machen, fondern von den bie zweite Hälfte bildenden Bundesgliedern möglichft 
gemeinfhaftlich zu erwarten. Dahin gehende Eröffnungen wird die Kgl. Regierung 
gerne in Berlin empfangen, S. M. der König behalten fich Allerhöchftihren freien 
Entfhluß vor, und räumen felbftredend dasfelbe Recht jedem Bundesgliede ein. 
Zur größeren Klarheit mag jedoch hier wiederholt werden, daß S. M. der König 
feine Würde in Deutfhland übernehmen werden, als mit Zuflimmung der bes 
treffenden Fürften und Regierungen. 

Hinfichtlich des zweiten Punktes ift der Bevollmächtigte bei der proviforifchen 
Zentralgewalt zu Frankfurt mit umfaffender Inſtruktion verfehen, und e8 ergeht 
—* bie ergebenſte Einladung an alle diejenigen Regierungen, welche Modis 
fifationen der vorliegenden Verfaffungsentwürfe erforderlich erachten, und welche 
den Wunfch hegen, daß Preußen fich zu einer gemeinfamen Außerung mit * 
vereinige, durch ihren Bevollmächtigten zu Frankfurt dem diesſeitigen die betreffende 
Eröffnung baldigſt zugehen laſſen. Derſelbe iſt angewieſen, jede an ihn ges 
langende Mitteilung forgfältig zu prüfen und da, wo möglich, auf eine ſchleunige 
Berftändigung hinzuwirklen. Insbeſondere wird die Kol, Regierung gerne allem 
entgegenfommen, was ohne Gefährdung des Zwedes die Selbftändigfeit und 
—— ber einzelnen Staaten zu wahren und zu befördern geeignet 

nt,” 


Er iſt o enbar (don während der Anweſenheit Camphaufens faffiert und durch den 
fpäteren Schluß erfegt worden, da dieſer am Rande bemerft hat „Neuer Vorfchlag”. 








Bülow an Comphaufen und Beruſtorff 1849 Januar 2ı, 323 


45. Graf Bülow an Camphaufen. 
Eigenhd, Driginal. 
Berlin 1849. Januar 2ı. abends, 


Bor dem Poftfchluffe Habe ich nur noch) eine Minute Zeit, um E. €, zu avertieren, 
daß es mir nach fehwierigen Kämpfen endlich gelungen ift, die Zuftimmung des 
Königs zu der Ihnen befannten Erklärung zu erringen. Da morgen allgemeiner 
MWahltag iſt, wo niemand etwas anderes tun kann, als wählen, fo kann ich die 
nötigen Erpeditionen erft übermorgen fhaffen und an E. E. abgehen laffen, 


46. Graf Bülow an Graf Bernftorff. 
Kopie mit eigenhd, Bleiftiftbemerfungen König Friedrich Wilhelms IV. 
Berlin 1849. Januar ar. 

€, Hg. legte Mitteilungen in bezug * Ihre ————— mit dem Fürſten 
Schwarzenberg haben das Kabinett S. M. des Königs in den Stand geſetzt, das 
Reſultat der bisherigen einleitenden Beſprechungen vollſtändig zuſammenzufaſſen, 
und ſowohl die erreichte Verſtändigung in weſentlichen Punkten, als die noch 
divergierenden Anſichten zu erwägen und zu würdigen. Inzwiſchen können wir 
uns nicht verhehlen, daß die Lage der Dinge, wie in den letzten Wochen ſich 
geſtellt hat, zu einem beſonnenen und feſten Handeln mehr und mehr hindrängt, 
und es namentlich für Preußen zu einer unabweisbaren Pflicht macht, ſeine Stellun 
klar und offen auszuſprechen. Je mehr wir dazu des Einverſtändniſſes der k. 
öſterreichiſchen Regierung gewiß ſind, um ſo fruchtbarer wird dies für die Einigung 
Deutſchlands fein; wir würden es aber für bedenklich achten müſſen, fo lange zurüd; 
uhalten, bis auch in den Punkten, in welchen noch eine Divergenz ftattfindet, diefe 

bereinftimmung erzielt worden fei, 

Unfere Mitteilungen an die k.k. öfterreichifche Regierung, wie fie in den durch 
€, pp. geführten Verhandlungen vorliegen, betreffen mwefentlich die beiden Hauptz 
punfte: 

1, Die Feftftellung des Grundfageg, daß über das Zuftandefommen der fünftigen 
Berfaffung zwifchen den Regierungen und der Nationalverfammlung in Frankfurt 
eine Verftändigung! erreicht werden müſſe, und die Mittel, durch welche eine folche 
Verſtändigung eingeleitet werden fünne, 

2. Die Geftaltung diefer fünftigen Verfaffung felbft. In bezug auf diefelbe 
haben wir e8 als unfere Überzeugung ausgefprochen, daß die Stellung Öfterreichg 
im Bunde der deutfhen Staaten erhalten werden mäffe, daß aber Preußen einem 
Bere: Verbande derjenigen deutfhen Staaten, welde durch Homogenität ihrer 
politifhen und materiellen Interefien dazu berufen und gedrängt werden, fich 
anzufchließen und denfelben zu befördern, unbefchadet diefes Bundesverhältniffes 
mit Öfterreich, fich feinerfeits nicht würde entziehen können; daß wir eine bloße 
Rückkehr zum Staatenbunde für das übrige Deutfhland als eine Unmöglichkeit 
anfehen, eine umfaffende Vertretung der Nation aber neben einer ftarfen Zentral; 
erefutivgewalt als eine Notwendigkeit erachten müßten. Wir haben gewünfcht, 
die Anfichten der k. Regierung in bezug auf diefen engeren Verband, wieweit Öfters 
reich fich demfelben anfchließen, oder in welcher Weife es neben demfelben feine 
Stellung nehmen zu können glaube, entgegenzunehmen. 

In bezug auf den erfien Punkt haben wir ung der Zuffimmung der k. Regierung 

u dem von ung aufgeftellten Grundfage der Verftändigung zu erfreuen gehabt. 
ber die einzufchlagenden Mittel, bei denen wir neben den Bevollmächtigten der 


* 2 nie Verftändigung genannt werden, da Gagern das Wort zur Unmöglichkeit 
gemacht hat in feiner Anſprache an die Verfaffungstommiffion vom 5. Januar. Es muß, 
e8 darf allein von Vereinbarung die Rede fein. F. W.“ 
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Fürften ein Staatenhaug, in welhem auch die mittleren und Fleineren Regierungen 
ihre angemefiene Berüdfichtigung fänden, für angemeffen erachteten, hat eine 
gleiche Übereinfimmung nicht flattgefunden. 

zn beins auf den zweiten Punkt, die Geftaltung der künftigen Verfaſſung felbit, 
haben wir mit wahrhafter Genugfuung fo viel nunmehr als feftftehend anfehen 
können, daß Öfterreich dem Bunde der deutfchen Staaten freu zu bleiben die ent; 
fhiedene Abficht hat, wie es dies nunmehr auch in Frankfurt ausgefprochen hat.! 
Über die daran ſich knüpfende Frage wegen der Stellung, welche Öfterreich in diefem 
Bunde gegenüber der Notwendigkeit, jenem allgemein gefühlten Bedürfnis der 
größeren Einigung, deren Anwendung auf Öfterreih in manchen Punkten auf 
Schwierigkeiten ſtoßen muß, anzunehmen gedenft, haben wir bisher vergebens? 
einer Rüdäußerung des Fürften Schwarzenberg entgegengefehen, welches wir um 
fo mehr bedauern müſſen, als wir diefem Punkte nicht umhin können eine vor—⸗ 
wiegende Bedeutung beisulegen?’, und die Löfung diefer Frage in erfier Linie für 
eine notwendige Bedingung der Verftändigung zu halten, Über die Frage von 
der Vertretung der Nation neben der Zentralbehörde ift eine Übereinfiimmung, 
wie E, pp. bekannt ift, noch nicht erzielt. 

Dagegen hat der Fürft Schwarzenberg ein großes Gewicht auf den von ihm 
entwidelten Plan einer Gruppierung der deutſchen Staaten unter vorörtlicher 
Stellung der Könige in den refp. Kreifen gelegt. Wir haben diefem VBorfchlage 
unfer * beſtimmten Begrenzungen und Vorbehalten, und ſofern er in Verbindung 
mit unſeren übrigen Vorſchlägen über die Geſtaltung der deutſchen Verhältniſſe 
yu bringen wäre, nicht ganz von der Hand weifen zy müſſen geglaubt, können aber 

ie einſeitige und iſolierte Durchführung desſelben, namentlich auch feine Anz 

wendung auf den gegenwärtigen Augenblid nicht für angemeffen erachten, um 
fo mehr, als derfelbe nur als Komplement und im Zufammenhange mit dem an 
und für fih notwendigen, und von dem allgemeinen Bedürfnis wie von der all 
gemeinen Stimme unabweisbar geforderten engen Verbande Deutſchlands zu 
denfen iſt. Diefen legteren werden die deutſchen Negierungen als Ziel voranftellen 
mäffen, und die Gruppierung der Staaten innerhalb desfelben wird nur als Mittel 
und Modus der inneren Drganifierung und Entwidlung desfelben angefehen 
werben bürfen. 

Während die Verhandlungen mit der k. Regierung big zu diefem Punkte gediehen 
find, ift ingwifchen der Zeitpunkt der Entfcheidung näher herangerüdt, und der Zweck, 
welchen wir bei unferen Vorfohlägen über eine gewiffe Organifierung des Provi— 
forums im Auge hatten, Zeit und Mittel zu einer ruhigen und erfchöpfenden 
Behandlung des Verfaffungswerkes zu gewinnen, ift nach der veränderten Lage 
der Dinge auf jenem Wege nicht 2 zu erreichen.* 

Soll der Zwed der Verfländigung mit der Nationalverfammlung erreicht werden, 
fo ift e8 notwendig, die einleitenden Schritte dazu zu tun, ehe dort entfeheidende 
und ſchwer zu ändernde Beſchlüſſe gefaßt werden, oder doch die Beratung dort in 
ein Stadium gelange, in welchem die Anfprüce der Verfammlung und der Mes 
gierungen in einen fchroffen und nicht auf friedlihem Wege zu löſenden Gegenfaß 
treten. Es ift nötig, daß die Aufmerkſamkeit der Verfammlung zu rechter Zeit 
auf das wirflih Mögliche und praftifh Ausführbare in —* eratungen bins 
gelenkt, und ihr dadurch die Gelegenheit gegeben werde, diejenige Rückſicht darauf 


ſſchone“ (neben dem ganjen Gabe). 

’ „natürlich“, 

’ „olel su wenig geſagt“. 

’ „Der Bed if und war allein auf dem Wege ber Organiſazion des Neicheproniforli zu 
erreiben, db. b, indem durch das Königss,Eollegium dem Frankfurter Proviforium das 
Haupt gegeben und dadurch bie jet noch bdarniederliegenden Obrigfeiten Teutſchlands 
mieber aufgerichter und im Provlſorlo bargeftellt werden, F. W.“ 
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zu nehmen, welche das wahrhafte Interefie felbft der deutfhen Nation, das fie zu 
vertreten berufen ift, von ihr fordert. Dies fheint auch in Frankfurt vielfeitig 
anerkannt zu werden; baher die von dort wiederholt und dringend ausgehenden 
Anforderungen, daß die Regierungen, namentlich die preußifche, fich erklären möge. 

Nicht minder wird dies Bedürfnis von den übrigen deutfhen Regierungen 
gefühlt, zugleich aber auch die Unmöglichkeit, fich einfeitig und ohne die Teilnahme 
Preußens der Berfammlung gegenüber erklären zu fönnen. Den faft täglich hierher 
gelangenden Aufforderungen berfelben kann die fgl. Regierung ſich nicht länger 
entziehen, wenn fie nicht fich felbft und den übrigen Regierungen die größten Ver; 
ee und den Weg der BVerfländigung endlih ganz unmöglich 
machen will. 

Die kgl. Regierung hat es demnach für ihre Pflicht halten müſſen, den deutſchen 
Regierungen gegenüber fich über ihre Anficht zu erklären, und diefelben zur Teil; 
nahme an einleitenden Schritten zu einer Verftändigung aufzufordern. Wir würden 
das größte Gewicht darauf gelegt haben, dies gemeinfhaftlich mit der k. k. öſterr. 
Regierung zu tun; da fie aber der Übereinfimmung mit der legteren in den Grund 
fäßen gewiß ift, über die mwefentlihen Punkte und Modalitäten der Ausführung 
aber und der näheren Geftaltung noch Differenzen flattfinden, fo hat fie das uns, 
auffchiebbare, vom Augenblide geforderte Handeln nicht von der weiteren Ver; 
handlung über diefe Punkte abhängig machen können, Wir beabfichtigen zu diefem 
Zwecke an die kgl. Gefandten bei den deutfchen Höfen das anliegende Zirkular 
ergehen zu laſſen, welches wir mit dem Vertrauen zuerft der f, Regierung mit; 
teilen, daß diefelbe in unparteiifcher Würdigung der Stellung Preußens dem Ber; 
fahren der kgl. Regierung und den leitenden Grundfägen, welche in diefem Akten⸗ 
ftüde ausgefprochen find, Gerechtigkeit widerfahren laffen werde, 

Es entfernt dasfelbe fich nicht von dem Standpunkte, den wir in unferen Mits 
teilungen an das k. Kabinett eingenommen haben, E. Hg. werden darin diefelben 
Wünſche in bezug auf Öfterreichs Verbleiben im Bunde und diefelbe Anficht über 
fein Berhältnis zu den Bedürfniffen des übrigen Deutſchlands wiederfinden, welche 
wir dur E. pp. dem Fürften Schwarzenberg haben ausfprechen laflen. Zugleich 
wird der legtere nicht verfennen, daß durch diefe Behandlung der deutſchen Anz 
gelegenheiten der weiteren Entwidlung derfelben und namentlich der Stellung 
Hfterreichs in Feiner Weife präjudiziert wird, fondern nur die Mittel und Wege 
angebahnt werden, auf welchen eine Verſtändigung am leichteften zu hoffen iſt. 

€, pp. wollen das Zirkular dem Fürften v. Schwarzenberg vorlegen und dem; 
felben den Wunfch des kgl. Kabinetts ausdrüden, daß der El. Bevollmächtigte 
in Sranffurt a. M. mit entfprechenden Inftruftionen zur Teilnahme an diefen 
ragen verfehen werde. Der kgl. Bevollmächtigte in Frankfurt a. M. ift 
von dem Wert, welchen die kgl. Regierung auf die Übereinfiimmung mit dem 
k. Kabinett legt, durchdrungen und angewiefen, fich möglichft in das wünfchenswerte 
Einvernehmen mit feinem öfterreichifhen Kollegen zu fegen.' 


47. Straf Bülow an Graf Bernflorff. 
Kopie, 
Berlin 1849. Januar 21. 
€, Hg. wünſche ich in diefem Fritifchen Zeitpunfte in den Stand zu ſetzen, die 
Lage der Verhandlungen und Verhältniffe vollfommen zu überfohauen, und füge 
deshalb den offiziellen Depefchen noch diefe ganz vertraulichen Zeilen hinzu, denen 


ı Gleichzeitig wurden in einem zweiten offiziellen und zur Befanntgabe an —— 
beſtimmten Erlaß die Gründe ausführlicher erörtert, die für die Abſendung der Zirkularnote 
beſtimmend geweſen ſeien; fie enthält nichts Neues, ſondern führt nur etwas breiter aus, 
weshalb Preußen auf einen engeren Bund nicht verzichten könne. 
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ich Abſchrift der legten durch Vermittlung des Grafen Brühl hierher an S. M. 
den König gelangten Sendung des Fürften Schwarzenberg beilege. 

Zur Erläuterung derfelben habe ich zu bemerken, daß S. M. der König, wie €, 
pp. bereits befannt ift, durch den Grafen Brühl dem Fürften Schwarzenberg ein 
kurzes Erpofe feiner perfönlichen Gedanken über die Art und Weife, in welcher die 
deutfche Angelegenheit anzugreifen fein möchte, in nicht offizieller Weife hatte über; 
geben laſſen. Im weſentlichen beruhten auf diefer Auseinanderfeßung auch meine 
früheren offiziellen Mitteilungen an €. pp.; einzelne Punkte derfelben waren noch 
Gegenftand der Beratung zwifhen S. M. und höchſtihrem Staatsminifterio. 
An diefe vertraulihe Mitteilung S. M. anfnüpfend, und die durch E. pp. ger 
pflogenen Unterhandlungen beifeite fegend, hat num der Fürft die Vorfchläge 
Hfterreihs zu unmittelbarem Handeln näher formuliert, und die beiliegende 
geheime Denkſchrift nebft dem Entwurfe einer Kollektivnote dem legteren durch den 
Grafen Trautmannsdorff übergeben laffen. S. M. der König haben dem Mini 
fterium von diefen beiden Stüden Mitteilung zu machen und deffen Anficht über 
die Ausführbarfeit der darin entwidelten Anfihten zu erfordern geruht. Obgleich 
nun diefer Gegenftand wegen des ganz vertraulichen Weges nicht wohl in die of; 
fisiellen Verhandlungen —— werden kann, fo habe ich es doch für nöti 
gehalten, €, pp. davon vertraulih in Kenntnis zu fegen, und Ihnen yuglel 
die Gründe anzudeuten, aus welchen das Minifterium S. M. dem Könige nicht hat 
taten können, auf die Vorfchläge des Fürften einzugehen. 

So fehr in der Denffchrift des Fürften vom 17. d. M. das Beftreben anzuerkennen 
ift, auf die Wünſche und Anfichten S. M. einzugehen, fo ift e8 doch unverkennbar, 
daß in der Aufnahme der legteren von äfterreichifeher Seite wefentliche Mittel; 
glieder ausgelaffen find, und daß dagegen andere Seiten derfelben auf eine Spitze 
getrieben find, wodurch fie in der praftifchen Ausführung einen ganz anderen 
Charakter annehmen würden, 

Beides tritt befonders in folgenden Punkten hervor: 
#1, Der König hatte bei der von ihm angedeuteten Organifierung des Provi— 
forums zunächft die Abficht, Zeit für eine befonnene Beratung des Definitivumsg 
zu gewinnen, dann aber auch den Gedanken, durch diefelbe fchon jet den Übergang 
zu dem fünftigen Definitioum anzubahnen. Dazu wäre e8 erforderlich — 
daß eine Übereinſtimmung in den gegenſeitigen Pen wenigftens über bie 
wefentlihen Punkte des letteren erzielt wäre. Diefe hat big jeßt zwifchen der Anficht 
Sr, Maj. und des öfterreihifhen Kabinetts noch nicht ———— weder was 
die Organiſierung ber Zentralgewalt, noch die Art der Vertretung der Nation 
betrifft. Über die erftere fehlen ung bis jest alle Andeutungen von feiten des Fürften 
Schwarzenberg; über die legtere findet, wie E. pp. wiffen, eine wefentliche Divers 
genz flatt, Es hätte alfo über diefe eigentlich entfcheidenden Lebensfragen alles 
in —— gelaſſen werden müſſen; daß dies aber nicht möglich iſt, daß dieſer 

weifelhafte Zuſtand nicht allzu lange dauern kann, —— feiner weiteren Aus; 

führuns, €, pp. werden vielmehr darin mit mir übereinftimmen, daß eine Ver; 
ftändigung über die Grundzüge der künftigen Verfaſſung Deutſchlands ein Bes 
dürfnis der nächften Gegenwart ift und nicht in eine allgu weite Ferne hinaus; 
gefhoben werden darf, wenn nicht der Grundſatz felbft der Verfländigung und 

ereinbarung mit ber Nationalverfammlung vernichtet oder in feiner Ausführung 
ki werben foll. 

2. Fürft hat dagegen ganz befonderes Gewicht auf die von ihm vorge, 
ſchlagene Gruppierung der Meineren deutfchen Staaten gelegt. Die kgl. Regierung 

t aber Dr Bebenten tragen müffen, mit diefer zweifelhaften, in beftehende 

chte weſentlich eine und weder den Fürften, noch den Völkern will 
fommenen Mafregel einfeitig vorzugehen und mit diefem Teile des ganzen Planes 
ben Unfang zu machen. Es fönnte diefelbe Leichtlich ftatt zu einer Organifierung 
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zu einer völligen Desorganifierung der deutfhen VBerhältniffe führen. Es läßt 
fich ſchwerlich fagen, daß das nach einer größeren Einheit firebende Nationalgefühl 
Deutſchlands, welhem Rechnung zu tragen der Fürft fich bereit erklärt, durch diefe 
Gruppierung der Fleineren und mittleren Staaten auch nur annähernd befriedigt 
würde. Vielmehr würde diefelbe — namentlih wenn fie ohne die ergänzenden 
———— der zentralen Vertretung ins Leben träte — nur eine größere Zer—⸗ 
fpaltung und Zerriffenheit mit fich führen, und die deutfche Nation würde fich zus 
nächſt flatt eines einigen Deutfhlands in 6 Deutfchländer geteilt finden, welche 
zu einem organifchen Ganzen zu verbinden nachher unendlich viel ſchwerer fein 
möchte, als es jest if. Man würde darin — und nicht mit Unrecht — nicht eine 
Vermittlung und Annäherung zum Ziele, fondern eine Eludierung und ein Hinaus⸗ 
ſchieben desfelben zu fehen glauben. Es würde dies daher dem eigentlihen Grund, 
gedanken des Königs wenig entfprechen, nah welchem die Wehrherzogtümer 
des deutfchen Reiches nur in Verbindung mit der ganzen Organifation des legteren 
ihre eigentliche Stelle finden können. 

ß: Es wird E. Hg. nicht entgehen, wie abfichtlih in allen von Olmütz hierher 
gelangten Mitteilungen jede Andeutung über das Verhältnis vermieden ift, in 
welchem das kſl. Kabinett fich die Möglichkeit eines engeren Verbandes der deutfchen 
Regierungen und die eventuelle Teilnahme Öfterreichs an, oder Stellung zu einem 
ſolchen denkt. Daß diefe Frage aber in erfter Linie ſteht und einer gleichzeitigen 
Brenn mit den übrigen Fragen bedarf, brauche ih E. Hg. nicht erfi zu 
erwähnen. 

Ich habe im Vorſtehenden die wefentlihen Divergenzen angedeutet, welche 
zwifhen den Grundanfchauungen der von S. M. entwidelten Anfichten und 
denen des Fürften Schwarzenberg flattfinden. Diefelben Grundanfhauungen 
werden auch einen mwefentlichen Einfluß ausüben auf die Löfung der Frage: was 
zunächſt zu tun fei? 

Die Vorfhläge des Fürften Schwarzenberg enthalten zwei Punkte: 

1. Die unverzüglihe Beſchickung der Zentralgewalt durch die 6 Königsboten 
und die von denfelben zu erlaffende Erklärung, zu welcher der öfterreichifche Ent⸗ 
wurf vorliegt; und 

2. die Zufammenziehung eines Korps von 4oooo Mann in der Nähe von 
Frankfurt a. M. unter dem Kommando des Königs von Württemberg. 

Die erfte Frage, die fih bei Erwägung diefer Vorſchläge S. M. dem Könige 
und dem Staatsminifterio aufdrängte, mußte die fein, ob diefelben auch wirklich 
den beabfichtigten Zwed zu erreichen imftande wären? 

Diefe Frage mußte entfhieden verneint werden, fobald man den Zwed einer 
wirkliben VBerftändigung ins Auge faßte. Vielmehr wird bei näherer Erwägung 
wohl niemand in Zweifel fein, daß diefelben nur zu einer vollftändigen Auflöfung 
oder gewaltfamen Sprengung der Berfammlung — und mit ihre ohne Zweifel der 
Zentralgewalt felbft — führen könnten. 

Die peremtoriſche Erklärung der ſechs Bevollmächtigten in Verbindung mit der 
rss einer folhen Heeresmacht würde von ganz Deutfchland als ein Staats; 

ch erkannt werden, welcher, als eine entfchiedene Kontrerevolution, eben nur 
der Beginn einer neuen Revolution wäre. Wie fehr aber auch die Verfammlung 
in einzelnen Fällen ihr Mandat überfchritten und fich in einem Teile ihrer Mitglieder 
auf den revolutionären Boden geftellt hat, fo würde doch das Nechtsgefühl der 
ganzen Nation fih gegen eine foldhe gewaltfame Vernichtung der Verfammlung, 
welche gerade durch die von dem Fürften felbft angeführten Bundesbefchlüffe auf 
legalem Boden, unter Mitwirkung fämtlicher, auch der Hl. Regierung ing Leben 
gerufen ift und in ihrem Beftehen nicht als bloßes Erzeugnis der Revolution be; 
zeichnet werden kann, mit Recht ſträuben. Wenigſtens müßten vorher alle anderen 
Mittel der DVerftändigung erfchöpft fein, und die Verfammlung fih in offenen 
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Widerfireit mit den Regierungen gefegt haben, Diefe vorher zu erfchöpfenden 
Mittel der Berfiändigung aber können nicht in dem ſchroff auf die Spitze ger 
fiellten Gegenfaß der Prinzipien, wie er in dem Entwurf des Fürften Schwarzenberg 
enthalten ift, gefunden werden, fondern nur in dem ruhigen und befonnenen 
Ausfprechen der Bedenken und Forderungen der Regierungen, wie die Kol. Ne; 
gierung dies in dem Zirfular vorfhlägt. Dadurch allein ift die Möglichkeit gegeben, 
auch die VBerfammlung von dem unfruchtbaren Widerftreit der Prinzipien weg 
auf das praftifh Möglihe und Ausführbare hinzulenfen, und dadurch die Verz 
ftändigung möglich zu machen, welche S.M. der König als oberften Grundfas 
bingeftellt hat und fefthält. So fiher daher auch anzunehmen ift, daß der Fürft 
Schwarzenberg in diefem Grundfag und in diefem legten Zwed mit SM. dem 
— * übereinſtimmt, ſo dürfte doch kaum zu zweifeln ſein, daß derſelbe ſich in 
der Wahl der Mittel, die dazu führen können, auf einen anderen Standpunkt ſtelle. 
In welcher Lage ſich aber nach einer ſolchen wirklich erfolgten Auflöſung der 
Verſammlung alsdann Preußen gegenüber dem Kollegium der 6 Könige, nament⸗ 
lich wenn dies in Verbindung mit der Durchführung der vorgeſchlagenen Grup; 
pierung gedacht wird, befinden würde, bedarf für E. Hg. wohl feiner näheren 
Andeutung, fo wenig wie die folgenfhweren Krifen, welche fich im eigenen Lande 
wie in ganz Deutſchland an eine Sprengung der Verfammlung fnüpfen würden, 
Namentlich in legterer Beziehung haben fich aber auch gegen die praftifche Aus; 
führbarfeit der zweiten Maßregel erhebliche und nicht zu befeitigende Bedenken 
erheben müſſen: nämlich gegen die Aufftellung eines aus 20000 Preußen, 10000 
Bayern und 10000 Württembergern beftehenden Heeres, welche freilich das notz 
wendige Komplement zu der von dem Fürften Schwarzenberg vorgefchlagenen 
Erflärung fein müßte, da bie leßtere weit eher den Kampf als den Frieden in Aus 
ficht ftellen würde. Die Aufftellung eines Korps von 20000 Mann in jener Gegend 
würde für ung, nach der Dislofation unferer Truppen, und dem dringenden Be; 
bürfnis der Verwendung derfelben im eigenen Lande, nach verſchiedenen Seiten 
bin mit ben größten Schwierigkeiten verbunden fein und nur durch eine Zuziehung 
der Landwehr möglich werden, gegen welche wir unter den obwaltenden Umſtänden 
mit Recht großes Bedenken tragen müffen. Ob aber die bayerifchen und württem; 
bergifhen Streitkräfte, auf welche der Fürft rechnet, imftande fein würden, dem 
beabfichtigten Zwecke zu entfprechen, muß —— ſehr zweifelhaft genannt 
werben. Daß von feiten ber kſl. ————— egierung auf keine Beihilfe zu 
rechnen ſei, hat der Fürſt ſelber erklärt; die Verſtärkung der Garniſon von Mainz 
um einige Tauſend Mann würde ſchwerlich ein Gewicht in die Wagſchale legen. 
Das Minifterium hat fih daher nicht in der Lage fehen können, die Frage um bie 
Ausführbarkeit einer fol —— —— bejahend zu beantworten. 
e praktiſche Unmöglichkeit wird am fich ſelbſt hinreichend fein, den kſl. Konſeils⸗ 
präfidenten von ber Schwierigkeit zu überzeugen, die von ihm gemachten Vorſchläge 
ur Ausführung zu bringen, und daraufhin gemeinfam in ber von ihm angedeuteten 
e vorzugehen. 

€, Hg. werben es nicht gerade angemeffen finden, eine Diskuffion mit bem 
—— Schwarzenberg über dieſe gan vertrauliche Mitteilung hervorzurufen; 
ofern aber berfelbe diefen Gegenftand berühren follte, fo werden E. Hg. in dem 
Borftehenden hinreichende Materialien finden, um bemfelben gegenüber die Ent— 
ſchließungen S. M. des Königs und der fgl. Regierung zu motivieren und zu vertreten, 


48. Graf Bülow an Camphauſen. 

Eigenhbd, Driginal, Auszug Eafpary 284. 
Berlin 1849. Januar 23. abends, 
€, €, fende ich diefe Zellen durch Heren v. Bunfen. Er hat mir fehr —— 
Beiſtand geleiſtet in der deutſchen Frage durch tapferes Einhauen auf die Ihnen 
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befannten DVelleitäten und viel dazu beigetragen, Daß ich das Zirfular endlich habe 
in die Welt fegen können. Er wird Ihnen mündlich mitteilen, welche Vorſchläge 
von feiten des Fürften Schwarzenberg direft an den König gelangt find, gleich 
nach Ihrer Abreife. Sie gingen auf nichts geringeres hinaus als auf eine ent; 
ſchiedene Kontrerevolution in Deutfchland zugunften des alten Bundes mittelft 
Einfegung eines Königsfollegiums unter dem Schuße einer Armee von 40000, 
Das Ertreme felbft diefer Vorfchläge hat mir genüßt, fie ablehnen und den unferigen 
durchbringen zu können. 

* habe Bernſtorff autoriſiert, jene Vorſchläge entſchieden pages und fich 
auf feine weiteren Verhandlungen auf diefer Bafis einzulaffen. Dies tue ich mehr 
oder weniger invito rege, werde aber daran fefthalten, auch mich weiteren ges 
heimen Sendungen entfhieden opponieren — foweit fie zu meiner Kenntnis fommen. 

Es ſtehen mir im diefer Hinficht noch fhwere Kämpfe bevor; denn der König 
gibt feine Ideen nicht auf, wenngleich er für den Augenblid zuläßt, daß Entgegens 
geſetztes geſchehe. In Dlmüs wird man fehr desappointiert fein, aber gewiß noch 
eine große Mine fpringen laffen. 

An den in dem Zirkular ausgefprochenen Grundfäsen werde ich unverbrüchlich 
fefthalten. Bor allem rechne ich nun auf Ihre fernere Mitwirfung dort, damit wir 
—5— auf den guten Weg bringen und darauf erhalten, ſoweit unſere Kräfte 
reichen. 

In der ſchleswigſchen Sache hat Bunſen mir verſprochen, im genaueſten Einver; 
ftändnis und Gemeinfchaft mit Ihnen zu handeln. Wefentliche Punkte fcheinen mir: 

1. daß wir den Grundfaß der Verbindung Schleswigs mit Holftein mindeftens 
auf dem Fuße ante bellum nicht aufgeben und daher 

Me 5 Palmerſtonſchen Vorſchlag! nur fo weit eingehen, als er damit kom⸗ 
patibel ift. 

3. Daß in Frankfurt zur Einfiht und Anerkennung gebracht werde, daß für 
— ein Mittelzuſtand gleich dem, wie er für die öſterreichiſch-deutſchen Lande 
owie für Limburg und Luxemburg unabweislich fein wird, zugelaſſen werden muß, 
weil fonft die Vereinigung der Herzogtümer von deutfcher Seite unmöglich gemacht 
und das Problem unlösbar wird, 

* Daß wir als letztes ra Re Teilung Schleswigs nicht ganz aufgeben, 

brigens ift es 5* daß die Verhandlungen in London ſo bald als möglich 
eröffnet werden. omöglich muß mit dem Reichsminiſterium eine förmliche 
Punktation gemacht werden. 

Der Herzog von Koburg iſt hier, um einen gleichen ig wie fämtliche ſächſiſche 
Herzöge ihn bereits gemacht haben, pe nlih zu ſtellen.“ Der König hat ihn heute 
empfangen; wie er ia perfönlich geäußert hat, weiß ich noch nicht. 

eide Medlenburg ftellen Anträge auf die Aufnahme ihres Kontingentes in den 
preußifchen Armeeverband. Wie werden wir diefe Sache Frankfurt gegenüber 
zu behandeln Haben? Wir müſſen den Anfchluß befördern und realifieren, aber 
einen etwaigen Konflift mit der Zentralgewalt vermeiden. Es wäre wohl gut, 
nt er. Jet mit Peuder vertraulich darüber fprächen. Ich fchreibe morgen 
offiziell deshalb. ..... 

ch halte es für gut, daß unfre Zirfulardepefche fo bald als möglich in die 

nelichfeit lanziert werde. - 

PS. Die Wahlen der Wahlmänner in Berlin find ſchlecht — höchfteng zu etwas 
mehr als ein Drittel konſervativ — ausgefallen. 





Bgl. über den englifchen Vorſchlag vom 12. Dez. 1848 v. Sybel ı, 375. 

Der Antrag der thüringifchen Fürften ift ohne Datum gedrudt bei Noch u. Merd 
2, 191. Er war wohl vom 14. Januar 1849 datiert, f. Ernft II, Aus meinem Leben 
1, 330. Der Herzog erwähnt feinen perfönlichen Aufenthalt in Berlin Ende Januar nicht. 
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49. Camphauſen an Graf Bülow, 
Eigenhd. Konzept. Auszug Cafpary 285. 
Frankfurt 1849. Januar 27. 


€, Hg. danke ich verbindlichft für die mir durch Heren Bunfen überfandte Mit- 
teilung, der geftern morgen die Zirkulardepefhe folgte. Sie wird bald in die 
Zeitungen binüberlaufen und macht, ſoviel ich big jeßt wahrnehme, einen eflatanten 
Eindrud, Gagern erklärte fih ganz zufrieden, und der Bürgermeifter Smidt war 
völlig entzüdt; er meinte, e8 fei der einzig mögliche und einzig richtige Weg und er 
wife gar nichts auszuſetzen. Gagern hat auf Montag fämtlihe Bevollmächtigte 
berufen, um den in der Note empfohlenen Gang mit Bitte um Befchleunigung 
zu unterflüsen. Ob die Nationalverfammlung über das für alle Regierungen 
fonfervierte Zuftimmungsrecht nicht Streit und Zanf erheben wird, ift mir zweifel; 


haft. 
ESchmerling hat den Heren v. Würth nah Olmütz erpediert und foll, nachdem 
in den Zeitungen geftanden, daß die Note Erklärungen nah Berlin einfordere, 
als Kontremine verlangt haben, daß die äfterreichifche Regierung Erklärungen 
nah Frankfurt einfordere. Er arbeitet auf ein Benollmäctigtenfollegium hin, 
worin Preußen die Minorität haben würde. In der Nationalverfammlung erzielt 
feine Partei die Vereitelung der Befchlüffe mit VBerleugnung aller bisher befolgten 
Grundfäge und Überzeugungen. 
ch muß die Durhbringung der Zirkularnote dankbar anerkennen, und ebenfo 
e8 zugeben, daß Sie mir Dadurch Verpflihtungen auferlegt haben, denen ich trotz 
der fatalen Lage, worin ich wegen der Grundrechte verfegt bin, Folge zu geben 
bereit fein werde, wenn die Antwort auf mein Schreiben vom 29. Dezember dazu 
die Aufforderung enthält. Unfere fonfervativen Freunde, z. B. v. Vinde und 
Schwerin, bleiben hinfichtlih der Zweckmäßigkeit, die Grundrechte zu publizieren, 
entfehieden bei ihrer früheren Meinung; die meinige ift durch die bisherigen Nach— 
richten über die Wahlen in Preußen nichts weniger als geändert; inzwifchen habe 
ich mein Pulver verfhoffen und will nicht von neuem anfangen. — Wenn ich aber 
vorläufig bleibe, fo werden Sie, Herr Graf, gewiß den Wunfch billigen, nicht im 
Unklaren über den Weg der Regierung zu fein, und obwohl ich mehr als vor 
14 Tagen hoffen darf, qu’il n’y aura pas deux gouvernements, fo würde ich doch 
auch zur Sicherung der Übereinftimmung mit dem einen Gonvernement bitten 
müſſen, in genauer rn be Kenntnis von allem erhalten zu werden, was 
dort in den deutfhen Angelegenheiten vorgeht oder befannt wird, Zum ficheren 
Transport geheim zu haltender Dokumente und Berichte wird ohnehin die häu— 
fgere Benugung von Feldjägern nötig werden, und bier fann ich alle bedenk— 
ihen Dinge durchaus geheim bewahren. — Haben Sie eine Idee davon, wie 
ein Berliner Korrefpondent der deutfchen Zeitung von dem Öferreiifen 
—— g vom 19. Dezember und von Ihrer Antwort darauf Wiſſenſchaft haben 
onnte 

Wegen Medlenburg verhandle ich vorläufig vertraulich mit Peucker. Ich 
fchreibe onen morgen einiges offiziell wegen er mag aber bie folgende 
grage, bie Gagern vertraulich am mich richtete, nicht in den Bericht aufnehmen: 

nn im Königreihe Sachſen, wo auf die Armee nicht zu rechnen fein fol, 
Unruhen ausbreden, würde Preußen auf Anforderung der Zentralgewalt 
Truppen hergeben? Da Hfterreich nicht kann, fo würde, wenn Preußen tefü, 
——— Bayern übrig bleiben, Sie ſagen mie wohl gelegentlich ein Wort 

J 


Wohl gleichzeitig ging das kurze bei Caſpary 284 mitgeteilte Schreiben fiber die Grund⸗ 
rechte ab, zu dem nur ein unbatiertes und unvollfländiged Konzept vorliegt. 
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so. Bericht des Grafen Bernflorff. 
Kopie. 
Wien 1849. Januar 30. 


€, Hg. habe ich noch über die in meinem ol amtlichen Bericht Nr. 23 
erwähnte Unterredbung mit bem Fürften Schwarzenberg in bezug auf die deutſche 
Berfaffungsangelegenheit und die neneften Entfhließungen der Regierung S. M. 
des Königs in diefer Hinficht vollftändigen Bericht zu erftatten. 

Wie vorauszuſehen war, ift der Eindrud der beiden vertraulihen Depefchen 
vom 21.8. M,, welche ich dem Fürften nebft dem Entwurf zu der am 23. an 
fämtlihe kgl. Miffionen bei den Bundesregierungen abgegangenen Zirkular; 
depefche bereits einige Tage vorher mit einem entfprechenden Begleitfchreiben 
überfandt hatte, nichts weniger als befriedigend gemwefen, und die Duinteffenz 
diefes Eindruds, wie er fich aus den Äußerungen des k. Minifterpräfidenten gegen 
mich offenbarte, war, daß wir HÖfterreich in diefer wichtigen Frage hätten fißen 
laffen, daß das einfeitige Vorfchreiten des kgl. Kabinetts in diefer Angelegenheit 
den Mangel an Einverftändnis zwifchen Öfterreich und Preußen vor aller Welt 
fonftatieren und den widerftrebenden deutfchen Staaten eine willlommene Waffe 

* die Einigung in die Hände geben, ſowie den fremden, dieſer Einigung ab; 

olden Mächten eine freudige Genugtuung gewähren würde; daß das Beginnen 
des Verfaffungswerfes mit dem Aufbau des f. 9. Bundesftaates oder der engeren 
Verbindung innerhalb des größeren Bundes das Zuftandefommen diefes leßteren 
unendlich erſchweren oder unmöglich machen würde, während die vorgängige 
Gruppierung der Fleineren Staaten in die bewußten Staatenfomplere und das 
gemeinfhaftliche fefte Auftreten der 6 größeren Höfe die Einigung über die Bundes; 
verfaffung unendlich erleichtert Haben würde; daß endlich es fich in wenigen Wochen 
zeigen würde, in welchen Zuftand von Auflöfung Deutfchland ig diefes Mangels 
an Einverfländnig zwifchen den größeren Staaten, namentlich zwifchen Öfterreich 
und Preußen, geraten würde; und daß das Reſultat diefes Suflandes bei den 
drohenden Ausfichten von feiten des Auslandeg, insbefondere Frankreichs, höchſt 
wahrfheinlich die Bildung eines neuen Rheinbundes fein würde. 

Ich glaube mir die vollftändige Refapitulation aller der Gründe und Beweiſe er; 
fparen und €. pp. damit verfhonen zu dürfen, welche ich mich bemüht habe, in einer 
mehr als anderthalbftündigen Konferenz are zu machen, und das Verfahren 
der kgl. Regierung, fowohl in formeller Hinfiht und in bezug auf die dem öfters 
5 ofe von ung zu ſchenkenden Rückſichten, als aus der inneren und uns 
abmweislihen Notwendigkeit wegen der Stellung Preußens in Deutfchland und 
wegen der unleugbaren Dringlichkeit des Augenblicks zu rechtfertigen. Doch werde 
ih die Ehre haben, weiter unten auf die Hauptpunkte zurückzukommen. Meine 
Überzeugung von der Notwendigkeit jenes Verfahrens ſtimmt fo vollftändig mit 
der des kgl. Kabinetts überein, und E, pp. hatten mich jo ausreichend mit Material 
zur Verteidigung desfelben zu verfehen die Geneigtheit gehabt, daß es mir nicht 
wer werden konnte, jene Gründe zu finden, die ich fo weit als irgend möglich er; 
ſchöpft habe, um den Fürften, wo nicht von der Zweckmäßigkeit der Entfchläffe 
bes kgl. Kabinetts im öfterreichifchen Intereffe, doch von der Nedlichkeit und Konz 
fequenz unferes Verfahrens und von feiner Zweckmäßigkeit im Intereffe Preußens 
und Deutfchlands im allgemeinen zu überzeugen, Fürft Schwarzenberg weiß, 
und ich habe es ihm mit der wahrhafteften und aufrichtigften Überzeugung wieder; 
holen können, wie es einer der erften Glaubensartifel meiner politifchen Religion 
if, wenn ich mich fo ausdrüden darf, daß Preußen und Hfterreich fo innig als 
möglich befreundet und verbündet feien, und daß fie in den deutfchen wie im den 
europäifhen Fragen in möglichft engem Einverftändnis voranfchreiten. Aber 
ich habe ihm ebenfo entfchieden wiederholt, was Ich ihm von dem Anfang unferer 
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Verhandlungen an gefagt habe, daß Preußens Standpunkt in Deutfchland ein 
von dem öſterreichiſchen verfohiedener fei, daß die Regierung des Königs diefen 
Standpunft jest weniger als je verleugnen könne, und daß es ihr ganz unmöglich 
fei, jenes enge Einverffändnis mit Öfterreich, falls dasfelbe unferem Standpunkte 
feine Rechnung tragen wolle, mit dem Preife des Aufgebens unferer nationalen 
Politik zu erfaufen. Das ni des Fürften, daß ich aus innerer Überzeugung 
zu ihm ſprach, und jede gegen Ofterreich feindliche Gefinnung mir perſönlich fremd 
ift, wie ich ihm verfichert Geb, daß fie dem kgl. Kabinett fremd fei, hat vielleicht 
wefentlich beigetragen, fein Mißvergnügen über das Fehlfchlagen feiner Wünfche 
und Abfichten in betreff der Behandlung der deutfehen Frage wenigftens in den 
Außerungen desfelben zu mildern; denn er war anfangs nur zu geneigt, die Sache 
wie einen förmlihen Bruch zwifchen uns anzuſehen; doch hat es mir natürlich 
nicht gelingen fünnen, fie ihm an und für fich angenehmer zu machen. Meine 
Hauptbemähungen habe ich deshalb nur dahin gerichtet: 

1. dem Fürften Schwarzenberg nachzumeifen, daß nicht wir die Verhandlungen 
abgebrochen und daher Öfterreich haben figen laffen, fondern daß der Fürft mir 
nah Empfang meiner legten Infteuftionen in Olmüs erklärt hat, er könne nicht 
weiter über die Haupffrage mit mir unterhandeln, bis wir über die von ihm im 
den Vordergrund geftellte Gruppierungsfrage einig feien, und daß wir daher, da 
wir in feine desfallfigen Abfichten nicht eingehen konnten, an dem Erfolge der 
eg Separatverhandlungen mit Öfterreich in diefer Angelegenheit verzweifeln 
mußten. 

2. Daß wir zwar aus eben diefem Grunde, und weil ein endliches Handeln 
nicht länger — war, formell betrachtet inſofern einſeitig vorangeſchritten 
ſind, als wir die Initiative zur Erklärung gegen die anderen Regierungen über 
unſere Anſichten allein ergriffen haben, wir aber deshalb keineswegs wünſchen, 
—5 und ohne Einverſtändins mit Pa weiter vorzuſchreiten, fondern 
daß wir im Gegenteil dringend wünfchen, in Frankfurt zu diefem Einverſtändnis 
mit Öfterreich ſowohl, wie mit ben anderen Bundesftaaten zu gelangen, und deshalb 
die k. Regierung vor allem anderen gebeten haben, ihren Bevollmächtigten bei der 
proniforifihen Zentralgewalt mit Inſtruktion zu diefem Zwecke zu verfehen. 

3. Den Fürften zu befhwören, die Sache weder felbft wie einen Bruch, oder die 
Abſicht eines Bruches oder auch nur einer ifolierten Politik von unferer Seite 
anzufehen, noch fie in der Art anderen vorzuftellen, fondern im Gegenteil ſowohl 
den deutſchen Staaten und der Nationalverfammlung wie dent Auslande zur zeigen, 
daß Öfterreich und Preußen in den wefentlichften Grundprinzipien und in der Bes 
handlungsmweife der — 7 ine im allgemeinen und großen einverftanden 
find, und daher den n v. Schmerling unverzüglich zum Eingehen in die Ver; 
handlungen zu infienieren. 

4. Dem Fürften zu zeigen, daß es keineswegs unfere Abſicht ift, den Aufbau 
ber engeren Bereinigung oder des ſogen. Bundesftaates zuerft und iſoliert vor, 
zunehmen, fondern daß wir dies nur in Verbindung und gleichzeitig mit der Rekon⸗ 
mie dns dßeren deutſchen Bundes tun wollen, welcher in unferen Augen 
- zu Recht Bee und an welchem Hfterreich, unferen Wünfhen nad, min; 
beftens in demfelben Maße teilnehmen muß, wie e8 dies bisher getan hat. 

5 Ihm zu bemweifen, baß gerade bie zuerft bemerfftelligte Gruppierung oder 
Mediatifierung der Heineren und Kräftigung der größeren Staaten dieſen leßteren 
das befte Mittel — Widerſtreben gegen eine ſtaͤrlere Zentralgewalt und größere 
Gefamteinigung In die Hand geben und ihnen dadurch auch zugleich die ies 
digung etwalger Mheinbundsgelüfte erleichtert Haben würde, Was diefe Gelüfte 
beteifft, fo habe ich dem #, Konfellspräfidenten aefagt, daß diefelben am beften 
befeitigt würden, wenn Öfterreih der von dem fi Dentfehland gewänfchten, 
Innigeren Vereinigung zu einem feften Ganzen in politifcher und materieller Bes 
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ziehung nicht hindernd in den Weg träte, und dadurch mit Preußen eng verbündet 
bliebe und Hand in Hand ginge. Im Falle eines von dem Fürften in nicht ferner 
Zukunft für wahrfheinlich gehaltenen Kriegs gegen Frankreich würde aber auch 
das fefte Zufammenhalten der beiden deutfhen Großmächte und eine Erflärung 
von ihrer Seite an die rheinbündlerifchen Staaten des ſüdlichen Deutſchlands, dag 
derjenige, welcher noch einmal an der deutfchen Sache zum Verräter würde, nad 
dem endlichen Siege derfelben unfehlbar feinem Untergange entgegenzufehen habe, 
fiherlih die befte Wirkung fun. 

In bezug auf den erften und zweiten der obigen Punkte beklagte der Fürft fi 
beſonders darüber, daß die Zirkulardepeſche nunmehr bereits abgegangen fei, ehe 
noch eine Rüdäußerung von hier möglich gewefen, und daß daher eine gemeinschaft 
liche Initiative nicht habe flattfinden können. Daß eine ſolche auf diefer Grundlage 
doch niemals a erreichen Bei, wäre, liegt inzwifchen bei der Verfchiedenheit 
der Anfichten klar arg 98 die Inſtruierung des k. Bevollmächtigten in Frank; 
furt betrifft, fo habe ich bereits die Ehre gehabt, zu berichten, daß Fürft Schwarzen; 
berg mir diefelbe beſtimmt zugefagt hat, 

Wieweit e8 mir aber überhaupt gelungen ift, ihn zu einem Eingehen in den 
von uns nunmehr betretenen Weg zu flimmen, das vermag ich nicht wohl ku beur; 
teilen, und wird eg fich beffer aus den Infteuftionen abnehmen laffen, welche von 
hier aus nach Frankfurt abgehen werden. Zu einiger Perupigung gereicht e8 dem 
Fürften jedenfalls, daß in E. pp, Zirkulardepeſche das Prinzip der Vereinbarung 
feftgehalten ift. Auch hat mir derfelbe auf meine im Laufe der Diskuffion Basar 
Bemerkung, daß Hfterreich offenbar eine engere Verbindung als den bisherigen 
Staatenbund überhaupt nicht wünſche, gefagt, daß er einer ſolchen engeren Ver; 
bindung durchaus nicht entgegen fei; als ich aber ermwibderte, daß ich diefes zum 
erftenmal von ihm ausgefprohene Zugeſtändins akgeptiere, fügte er hinzu, daß 
man anfangs für Öfterreich einige Ausnahmen zugeben fünne, daß es jedoch mit 
der Zeit nachfolgen werde, und gab fomit wieder die Abneigung gegen ein ohne 
Hfterreich zu fohließendes engeres Bündnis zu erfennen. In bei der anderen 
widerfirebenden Staaten, wie Bayern, Hannover, Württemberg und —— 
ſieht Fürſt Schwarzenberg feinen Außerungen zufolge ſehr ſchwarz, und meint, 
die von uns angeſtrebte Einheit Deutſchlands könne nur infolge daſelbſt ſiegreich 
durchgeführter Revolutionen zuſtande gebracht werden, welche die Könige zwängen, 
ſich der Reichsgewalt gegen ade Willen unterzuordnen. Auf meine Bemerkung, 
bob fie teilweife ſchon jeßt, wie z.B, in Württemberg, den einheitlich gefinnten 
Minifterien und Kammern nicht würden mwiderftehen können, und daher auch 
gar nicht imſtande gemwefen Es würden, die Stellung der Nationalverfammlung 
gegenüber einzunehmen, welche Fürft Schwarzenberg ihnen habe zuteilen wollen, 
erwiderte er, der König von Württemberg würde das Minifterium Nömer haben 
wegſchicken müffen, und hätte dabei den größten Teil feines Landes für fich gehabt. 
— * Weiſe hätte man in den anderen Ländern verfahren und etwaigen 
Aufruhr mit Waffengewalt unterdrücken müſſen. Jetzt würde nun der Kampf der 
Parteien z. B. in Bayern beginnen, wo eine Hälfte des Landes für die deutſche 
Einheit ſei, die andere dagegen, und die Regierungen würden nicht ſtark genug ſein, 
um der Revolution zu widerſtehen, weil ſie nicht zuſammenhielten und nicht von 
vorneherein eine feſte Stellung einnähmen. 

reußen dagegen würde mit der ganzen Maſſe der kleinen Fürſten umgeben ſein, 
welche, ſelbſt zu ſchwach, ſich gegen die Revolution zu ſchützen, dieſen Schutz von ihm 
verlangen würden; und, anſtatt durch fie geſtärkt zu werden, würde es in der Not⸗ 
wendigfeit fein, diefen Schuß allein zu gewähren. 

ch babe mich nur immer wieder bemühen können, diefe düſteren Anfichten des 
Fürften zu bekämpfen, und ihn zu überzeugen, daß mehr Hoffnung vorhanden fei, 
die nunmehr feit 10 Monaten dauernde Revolution in Deutfchland auf dem von 
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ung betretenen friedlichen und befonnenen Wege zu Ende zu führen, als auf dem 
von ihm beabfichtigten Wege der überall durchzuführenden gewaltfamen Reaktion 
und Kontrerevolution, welche wahrfheinlih nur neue Revolutionen herauf; 
beſchwören würde. 

Wir find ſchließlich zwar anfcheinend jeder bei feiner Meinung ftehen geblieben, 
aber übrigens ohne die geringfie Störung des perfönlichen guten Vernehmens 
voneinander gefhieden. 


sı. Graf Bernfiorff an Graf Bülow. 
Amtlicher Auszug. Ben. Cafpary 291. 
Wien 1849. Januar 30, 


Ich war auf gar üble Laune beim Fürften Schwarzenberg gefaßt. Daher war es mir 
auch recht lieb, ihm die oftenfiblen Aktenftüde zuerft nach Olmütz ſchicken und fo den 
erften Ausbruch jeder Laune ein wenig verrauchen laffen zu können, ehe ich ihn fprach. 
Das Mißvergnügen ift natürlich groß; ich habe aber feinen Vorwurf auf ung 
figen laffen und fo offen mit ihm über unfere gegenfeitige Stellung gefprochen, wie 
es nur irgend möglich ift. Ich habe ihm auch gezeigt, daß alle die krummen Wege 
der Kabinettspolitif in ihrem Endrefultate zu nichts führen können, als die Sachen 
ji verwideln und zu verzögern, und daß fein preußifhes Minifterium a 
mftande fein werde, eine andere Politif zu verfolgen und zu verfreten, als eine 
preußifhe und deutfchrnationale und eine mit unferem hiftorifhen Beruf überein; 
flimmende. Nur unter diefer Bedingung fei daher ein gutes Vernehmen —— 
uns und Öfterreich fortan möglich; ich glaubte aber auch, daß letzteres Fein wirkliches 
Anterefie haben könne, diefer unferer Politik in Deutſchland entgegenzutreten. In 
dem Grundfage fonnte er mir gar nicht widerfprechen, aber in betreff der Wahl der 
Mittel gibt er natürlich nicht zu, daß wir recht haben. Er fpricht außerdem immer 
unendlich viel von Intriguen gegen ung in Deutfchland. 

Das wir auf die Kaiferwürde als ſolche feinen Wert legen, verfüßt Öfterreich 
die Pille bedeutend und läßt ihm felbft noch einen Strahl von Hoffnung für die 
Zufunft, Wenn wir das Weſen haben, fo können wir auf den Flitter verzichten; 
aber ih glaube, wenn wirklich ein Bundesftaat mit Preußen an der Spige zuftande 
fommt, fo werden die anderen Staaten und Stämme gerade eine derartige Vers 
änderung bes Titels wünfchen, um um zu bleiben und nicht preußifch zu heißen. 
Inzwiſchen will man in Frankfurt wohl die Entfcheidung nur hinausfchieben, um 
noch abzuwarten, da man zu feinem Befchluß hat fommen können. Wenn wir nur 
dem Wefen nah an die Spite fommen, fo bin ich beruhigt; aber wäre das nicht 
der —* d.h. für das engere Bündnis, fo würden wir immer den Kürzeften 
dabei ziehen, dafwir verhältnismäßig bei weitem das größte Opfer brächten. 


52. Beriht Camphanfens, 
Abſchrift. 
Frankfurt 1849. Januar 31. 


In der Konferenz, deren mein Bericht vom 29. gedachte, kam zur Sprache, daß 
ein großer Teil der Nationalverfammlung begehre, in kurzer Frift mit der zweiten 
Leſung ber Berfaffungsentwürfe zu beginnen, woraus ich Veranlaffung genommen 

be, nah mehrfahen Richtungen hin für die AUnficht zu wirken, daß die Vers 
ammlung fih und der Sache unendlich fehade, wenn fie felbft durch Übereilun 
ber zweiten Beratung es den Megierungen unmöglich, oder beinahe unmögli 

, 10 vorher zu erflären. Es Bi uneichtig zu fagen, daß es der VBerfammlung 
häftigung fehle; fie habe vielmehr einen Gegenftand in Angriff zu nehmen 


NNicht befannt, 
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und mit Gründlichfeit zu beraten, der vielleicht wichtiger fei, ald das meifte, was 
fie Bisher vollbracht, nämlich das Wahlgefeg. Könne die VBerfammlung ein fo 
fonfervativeg — zuſtande bringen, daß es außer für das Volkshaus des 
Reichs für die zweiten Kammern aller deutſchen Staaten annehmbar und ans 
wendbar wäre, ſo würde fie damit Deutfchland einen großen Dienft erweifen, ihr 
eigenes Anfehen wieder aufrichten und für einige Zeit die demoralifierenden lands; 
mannfchaftlihen und fonfeffionellen Leidenfhaften aus ihrem Schoße verbannen. 
H. v. Schmerling erflärte auf meine Frage, ob er glaube, daß die Leidenfchaftlichkeit 
Abgeordnete verleiten werde, felbft bei Beratung eines Bunte gegen Über; 
jengung zu fprechen und zu flimmen, daß er dies für feine Partei mit Entfchiedenheit 
verneine, 

Wenn aber auch die Verfammlung fih noch mit dem Wahlgefes und anderen 
Gegenftänden befchäftigt, fo kann dies doc) einesteils nicht für lange Zeit gefchehen, 
und andernteils werden von Tag zu Tage die Verhandlungen mit den Regierungs; 
bevollmächtigten fich mehren, bei welchen zwar vorzugsmweife ir fordern ift, daß die 
betreffenden Bevollmächtigten die Anfichten, Wünfche und Abänderungsoorfchläge 
ihrer Regierungen vorbringen, um zu erwägen, inwiefern wir ung ihnen anfchließen 
können, bei welchen jedoch nicht vermieden werden fann, über viele Punkte, vor 
und nach vielleicht über alle, diesfeits eine pofitive Anficht zu äußern, Es werden 
daraus Schwierigkeiten und Verlegenheiten entfpringen, da e8 wegen der Kürze 
der Zeit E. Hg. vielleicht unmöglich fein wird, mir über alles die Anfichten der fol. 
Regierung rechtzeitig und ausführlich zu eröffnen; daß es über die wefentlichiten 
Dinge baldigft gefchehe, muß ich Dagegen dringend wünſchen, und beehre mich zu dem 
Ende €, Hg. drei Eremplare der heute ausgegebenen Zufammenftellung der von 
der Nationalverfammlung über die Verfaffung in erfter Lefung gefaßten Befchlüffe 
zu überreichen, mit der Bitte, mich aufmerffam zu machen auf dasjenige, was die 
Kal, — im eigenen oder im allgemeinen Intereſſe beanſtandet oder geändert 
wünſcht. 


Um aber meinerſeits zu dem Zwecke mitzuwirken und den Verlauf zu erleichtern * 


und zu befchleunigen, werde ich, foniel tunlich, im voraus meine Anficht über die 
anzunehmende Haltung, fowie über die Art und Weife der von ung zu machenden 
Außerungen E. Hg. vorlegen, damit Sie Gelegenheit nehmen, mir mitzuteilen, 
inwiefern die kgl. Regierung übereinftimmt, oder inwiefern fie in Materie oder 
Form Abweichendes vorzufchreiben hat, Zu demfelben Zwecke werde ich fortlaufend 
das Mefentlihe der Äußerungen und Erklärungen einberichten, wozu, ohne eine 
De ng. der Regierung zu befisen, die Verhandlungen mich gendtigt 
aben werden. 

ch beginne mit der Reichsoberhauptsfrage, hinfichtlich deren der Schluß der Note 
vom 23. Januar, welcher in der verfchiedenften Weife interpretiert wird, mir einen 
Sturm von Anfragen und Anforderungen zuzieht. Man glaubt, daß Preußen 
duch die Worte: „ES dürfte wohl eine andere Form“ (für das Reichsoberhaupt) 
„gefunden werden können” — die Verpflichtung übernommen habe, diefe andere 
Form zu bezeichnen und in Vorſchlag zu bringen, Dahingegen fürchten einige 
der Heineren Regierungen, welche fih zugunften Preußens ausgeſprochen haben, 
daß unfere Erklärung als eine Ablehnung der Oberhauptswäürde angefehen werden 
möge, und fie verlangen Gewißheit zur Nichtfehnur für ihre weiteres Verfahren. 
Demgegenüber würde meinem Verhalten etwa die folgende Bafis zu geben fein: 

Menngleich die Reichsoberhauptsfrage nach Fonftitutionellen Grundfägen eben, 
falls im wefentlichen als eine Negierungsangelegenheit zu behandeln ift, fo läßt 
fih doch nicht verfennen, daß fie zugleich mehr als andere die Perſönlichkeit des 
Fürften berührt, und daß fie daher fohmwerlich ohne Verhandlungen in unmittels 
barer Nähe S. M. des Königs zu einem fohlieglichen Ende geführt werden kann. 
Die Entfheidung darüber ift allerdings eine Vorfrage für den Verfaffungsbau, 
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allein einesteils wird ihre Löfung eine verfhiedene fein, je nachdem die Erflärungen 
Öfterreihs bewirken, daß die Jdee eines engeren Vereines innerhalb des Bundes 
feftgehalten, oder daß fie verlaſſen wird, andernteils liegt wenigſtens eine zwingende 
Notwendigkeit zu einer fofortigen öffentlichen Erklärung der Regierungen nicht vor, 
da die zweite Lefung der drei Abfchnitte: das Neih und die Keichsgemwalt; der 
Reichstag; das Reichsgericht beendigt fein muß, bevor der Abſchnitt über dag 
Neihsoberhaupt an die Reihe komme, da ferner die Nationalverfammlung felbft 
über diefen legten Abſchnitt noch zu feinem vollftändigen Befchluffe gelangt iſt. — 
Die preußifche Regierung hält feft an dem Ausfpruce, daß Preußen feine ihm 
angebotene Stellung annehmen werde, als mit freier Zuflimmung der verbündeten 
Regierungen; fie hält feſt an der Anſicht, daß die Errichtung einer neuen deutfchen 
Kaiferwürde nicht notwendig, und daß das ausfchließlihe Anftreben gerade diefer 
Form des an und für fih notwendigen Einheitspunftes nicht förderlich fei; wenn fie 
aber andeutete, daß wohl eine andere Form dürfte gefunden werden fönnen, fo 
hat fie damit weniger die Verpflichtung übernommen, eine folde Form vorzu⸗ 
fchlagen, als vielmehr, oder doch auch die Erwartung ausgedrüdt, daß fie ihr 
vorgefchlagen werde. Unter der Vorausſetzung eines Verbandes mit Einfhluß 
Sfterreihs hat die Regierung in einem Direktorium von dreien eine nicht unwahr⸗ 
fcheinliche Löfung erfannt. Auch für einen Verband ohne Öfterreich hat die Ne; 
gierung ein Direktorium von dreien nicht ald unmöglich erachtet, ohne fich im 
geringften über die große Mangelhaftigkeit diefer Staatsform gegenüber der 
Monas zu täufhen, und nur in der Unterftellung der Alternative, daß entweder 
ganz auf das Einigungswerf verzichtet, oder in jene mangelhafte Form einges 
willigt werden müfle. Stets aber ift die Regierung für diefe Eventualität von der 
Anfiht ausgegangen, daß Preußens Anfpeuch, in der fünftigen Erefutiogewalt 
des Bundes eine beftändige Stelle einzunehmen, von niemandem beftritten werden 
fönne; daß diefem anerfannten Anfpruche — wenn ein einziges Oberhaupt nicht 
beliebt werde — derjenige gegenüberftehe, welchen die übrigen deutſchen Staaten, 
als die andere Hälfte des bundesftaatlichen Gebietes umfaffend, in ihrem Intereffe 
hinfichtlich ihrer unmittelbaren Beteiligung an der Negierungsgewalt zu erheben 
hätten, daß e8 daher offenbar deren befondere Angelegenheit fei, eine Verftändigung 
unter fich zu verfuchen. Preußen wird gerne auf die Verhandlung eingeben, wenn 
auch ein ausführlicher und förmlich vereinbarter —— noch nicht vorliegt; 
aber es muß wünſchen, daß man wenigſtens über einige allgemeine Grundzüge 
übereingefommen fei. Diefes Verlangen ift um fo mehr begründet, als Preußen, 
nachdem es erflärt hat, feine Stellung anzunehmen als mit freier Zuffimmung 
der verbündeten Regierungen, dadurch auch den verbündeten Negierungen das 
Recht der Zuftimmung zu derjenigen Stellung, welche irgendeine von ihnen in 
Deutfhland — fol, zuerkannt und zu bewahren hat. — Über Staats; 
formen, welche außer der Trias beiläufig zur na gelangt find, wie z. B. 
ein Fürftentollegium neben dem DOberhaupte — ein Neihsrat mit einer gen en 
er an den Befugniffen der erefutiven Gewalt — ein Direktorium bloß für 
die legislativen und ohne Einfluß auf die erefutiven Befugniffe des Reichsober⸗ 
bauptes — ein MWechfel des Parlamentsfises ufw. wird die Negierung, wenn fie 
sum Borfhlage gebraht werben, ebenfalls bereitwillig in Beratung treten, — 
Denjenigen Regierungen, welche fich bereits ur der Übertragung der Reiches 
oberhauptswürbe * Preußen ausgeſprochen, iſt zu empfehlen, das en der 
Stellung, worin S. M. der König fich befinden, nicht außer Augen x affen, im 
übrigen aber ebenfowenig zu vergeflen, daß das fonftitutionelle Miniftertum in 
ben Ratfhlägen, welche es S. M, vorlege und vorlegen werde, Be Sweife das 
—* des Landes und 5 zu —— Ein preußiſcher Minifter 
möäffe bie jüngeren Zufchriften beutfcher —— s einen ehrenvollen Beweis 
ber Hochachtung und des Vertrauens für feinen Monarchen dankbar anerkennen, 
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und wenn er auch außerfiande fei, zu erflären, welche Ratſchläge er bei diefer oder 
jener eintretenden Eventualität zu erteilen beabfihtige, jo dürfe und müſſe er 
je darauf aufmerffam machen, daß Preußen, was es für fich in Anfpruch nehme, 
auch den übrigen Verbündeten zugeftehe, nämlich das Recht, hinfichtlich des Reichs⸗ 
ei eine freie, felbftändige Meinung zu haben, zu vertreten und bei ihr 
zu beharren. 

Diefes würde, fomweit die Ereigniffe fich bis heute entwidelt Haben, die Unterlage 
fein, auf welcher zurzeit die Unterredungen über das Reichsoberhaupt fih ohne 
Präjudiz bewegen fönnten. €. Hg. werden mich befonders verpflichten, wenn Sie 
mie recht bald mitteilen, ob Sie dabei fein Bedenken finden. 


53. Graf Bülow an Camphaufen. 
Eigenhd. Driginal, 
Berlin 1849. Februar ı. 

.. . . Es ift übrigens feit der Entfcheidung in der deutſchen Frage nichts Bedeutendes 
hier vorgefommen, und bisher ift e8 mir volffommen gelungen, die eingenommene 
Stellung gegen Anfehtungen zu behaupten. Auch hier macht unfere Erklärung 
überall einen guten Eindrud, Nur die Diplomatie [hüttelt die Köpfe. Von den 
deutfhen Gefandten aber werden wir nun beſtürmt, ung weiter zu äußern und zu 
fagen, wie wir den Bundesflaat und die Oberhauptsfrage geregelt wiffen wollen. 
Ich bleibe vorläufig dabei, daß wir nun gefpeochen hätten, und die anderen, vor 
allem aber Sfterreich, fih num auch offen ausfprechen möchten. Lange aber ift diefe 
Pofition nicht haltbar, um fo mehr, als wir ung in Frankfurt über die Verfaffungs; 
vorlage erflären müſſen. 

Der Reichsverfaffungsentwurf wird im Staatsminifterio in Beratung genommen 
werden müffen. Ich wünfche aber vorerft Ihre Anfichten und Vorfehläge zu haben. 
Ich bitte deshalb, daß Sie ung diefelben baldmöglichſt zufommen laffen wollen. 
Auch darüber, wie Sie den ferneren Gang der Verhandlungen in Frankfurt gehands 
habt zu wiffen wünfchen, möchte ich recht bald Ihre Anficht kennen. Vielleicht 
können Sie fich darüber mit Herrn v. Gagern ing Einvernehmen fegen. Die Zus 
fammenftellung der Frankfurter VBerfaffungsbefchlüffe, welche zu der Gagernfchen 
Sa aber nicht beigefügt war, vermiffe ich fehmerzlich und hätte fie 
gern recht bald, 





54. Beriht Camphauſens.“ 
Kopie. 

Stanffurt 1849. Februar 2. 
Im Anfchluffe an meinen Bericht vom 31. me beehre ich mich heute €, Hg. 
einige Bemerkungen über die Form der Verhandlungen mit den NRegierungs; 
bevollmächtigten und über den Weg der Dune über gemeinfchaftlihe Erz 
Härungen vorzutragen. Nachdem der Plan der Bildung eines proviforifchen 
Staatenhaufes und Fürftenrates, den E. Hg. mir unterm 23. Dez. mitteilten, 
rüdfichtlih des Staatenhaufes als aufgegeben zu betrachten war, blieb er nod) 
binfichtlih des Fürſten- oder Königskollegiums (wovon gedacht war, daß es aus 
Bevollmächtigten der Fgl. aöfe beftehen und unter anderem auf die Verfaſſungs⸗ 
angelegenheit entfcheidend mitwirken folle) zwifchen Berlin und Olmütz in einer 
Verhandlung, welche ich infolge der —— der Zirkularnote vom 23. Jan. 
als erledigt anſehen muß. Die letztere fordert alle einzelnen apa auf, ſich 
über gemeinfame Erklärungen mit ung zu verfländigen; jener Plan bedingt hin; 
gegen, daß viele einzelne Regierungen aufgefordert werden, ihr Stimmrecht auf 
einen der kgl. Höfe zu übertragen. Bon den beiden Wegen fchließt der eine den 
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anderen aus, und der erfte ift gewählt worden. Neben diefer abfchließenden Tatfache 
wären aber gegen den fraglichen Plan nicht nur mit anderen die in meinem Bes 
richte vom 28. Des. gegen das Staatenhaug erhobenen Bedenken geltend zu machen, 
fondern auch von einem fpegiell preußifchen Standpunkte aus einzuwenden ge; 
wefen, daß Preußen in dem Kollegium der fechs Könige bei der Frage, ob ein 
Bundesftaat gefhaffen und wer an deffen Spige treten foll, notwendig in einer 
Minorität von eins gegen fünf (oder wenn Öfterreich 4, Preußen 4, Bayern 2, 
Hannover, Sahfen und Württemberg je eine Stimme führten, in einer Minorität 
von 4 gegen 10) fich befinden, und daß Preußen allen den Regierungen, welche fich 
zu feinen Gunften ausgefprochen haben, das Stimmrecht entziehen laffen würde, 
um es auf diejenigen zu übertragen, welche bis jet ein bedeutungsuolles Schweis 
gen beobachteten. 

Ähnliches ift nun über ein Projekt zu fagen, welches Herr v. Schmerling mir 
gefprähsmweife empfiehlt, nämlich die Bildung eines Kollegiums von Regierungs⸗ 
bevollmäcdhtigten mit elf nach der Bundeskriegsverfaffung zu verteilenden Stim⸗ 
men. Bon denfelben würden fih in den wichtisiten VBerfaffungsfragen gegen 
Preußen erklären: das r., 2. und 3. Armeekorps (Öfterreich) mit 3 Stimmen, 
das 7. Armeekorps (Bayern) mit einer Stimme, für das 8. Armeeforps 
würde Württemberg die Stimme “ ren und Baden und Darmftadt paralyfieren; 
im 9. ſpräche Sachfen mit für Kurheffen und Naffau; im ıo. Hannover für Braun, 
fhweig, Holftein, Medlenburg und die Hanfeftädte; der Bevollmächtigte der 
Staaten des 11. Armeeforps würde die einzige Stimme fein, auf welche Preußen 
rechnen fönnte, 

Sollte ein folcher Vorſchlag auf einem amtlicheren Wege als dem der Konver; 
fation an mich gelangen, fo wird zunächft die freie Zuftimmung aller (alfo die 
._ Berzichtleiftung auf das Stimmrecht feitens derjenigen, denen bie 
Verzichtleiftung zugemutet werden möchte) als unerläßliches Erfordernis aufgeftellt 
werden fünnen, dann aber die Frage aufjumerfen fein, ob man bereit fei, dem 
zu bildenden Kollegium das Befchlußreht über die VBerfaffungsbefimmungen 
zuguerfennen, derart, daß z. B. Ofterreich fich im voraus Binde, wenn etwa die 
Majorität befchliegen follte, das gefamte Deutſchland einſchließlich des äfterreichifchen 
Bunbdesgebietes folle einen erblichen Kaifer in der Perfon des Königs von Preußen 
erhalten — oder daß Preußen im voraus fich unterwerfe, wenn befchloffen werde, 
der Kaifer von Sſterreich folle erbliches Oberhaupt von Deutfchland fein. — Es 
ift Har, daß weder Hfterreich noch — noch viele der übrigen Regierungen 
einwilligen werden, einem, wie auch komponierten Kollegium das Beſchlußrecht 
über die deutſche Verfaſſung zu übertragen, d. h. auf ihr — 7 
zu dem von der Nationalverſammlung akzeptierten Verfaſſungsentwurfe in der 
aus den Majoritätsbeſchlüſſen jenes Kollegiums hervorgehenden Faſſung zu 
verzichten. Wenn aber das Bevollmächtigtenkollegium feine Kompetenz bat, 
wenn die von ihm durch Mehrheit gefaßten Befchlüffe die Minorität nicht 
binden follen, fo bat e8 feinen Zweck und feine Bedeutung. 

6 ber Tat iſt ein Bevollmädtigtenfollegium mit Befülufeee über die Vers 
fafjung eine abfolute Unmöglichkeit neben dem von Er en ausgefprochenen und 
feftgehaltenen Grundſatze, daß jeder Staat das Recht der Zuftimmung zur Vers 
fa un. babe, Mit diefem Grundfage gibt e8 feinen anderen Weg als den in der 
Note bezeichneten, daß fich fo viele einigen, als fich einigen können, Die Differenz, 
punfte werben dann Har hervortreten, und es wird ſich iger ob man fchließlich 
über fie hinaus lann; wie man in Amerika fchließlich darüber hinaus fam, obſchon 
nicht fofort alle uf mmeten, 

er preußifi vollmaͤchtigte wird bereit fein müffen, auf derartige Vorfchläge 
über Verbandlungsformen, wenn nicht in Unterhandlungen, doch in Unter 
baltungen einzugeben; er wird überhaupt jeden Vorſchlag einer gemeinfamen 
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Beratung und Befprehung mit Dank akzeptieren und nad Umftänden felbft die 
zus dazu nehmen; aber er wird vorzüglich fein Augenmerk und feine Tätig; 
it Darauf zu richten haben, mit denen ins Einverftändnis zu gelangen, die Pi 
Preußen aufrichtig anfchließen wollen, und mit ihnen für alle gemeinfchaftlichen 
Befprehungen einen immer dichteren und größeren Kern zu bilden. 
In diefem Geifte gehe ich vor, und ich darf E. Hg. vorläufig verfihern, daß 
jener Kern bereits in voller Bildung begriffen ift. 


55. Beriht Camphauſens. 
Kopie, 


Sranffurt 1849. Februar 5. 


Unter Bezugnahme rn bie Berichte vom 31. Januar und 2. Februar beginne 
ih im Gegenwärtigen einige Bemerkungen über den materiellen Inhalt der in der 
erften Lefung befchloffenen Verfaffung rüdfichtlih der den andern deutſchen Ne; 
gierungen barüber zu gebenden Erflärungen. Es wird dabei hauptſächlich darauf 
ankommen, die leitenden Gefihtspunfte feftzuftellen, welche die Kgl. Regierung zu 
ihrer Richefcehnur annehmen wird, indem, wenn diefe einmal feftftehen, alle Stweifel 
und Fragen fich mit größerer ——— —* und beantworten laſſen. 

Will die Kgl. Regierung in reinſtimmung mit der Proklamation vom 
18. März v. J. und mit dem ſeitdem unausgeſetzt befolgten Wege, daß aus dem 
alten deutſchen Staatenbunde ein Bundesſtaat hervorgehe, reſp. in demſelben ent⸗ 
ſtehe, fo knüpfen ſich daran Folgen, welche für viele Fragen die Entſcheidung in ſich 
tragen, insbeſondere darüber Aufſchluß geben, inwieweit dieſe oder jene Beſtimmung 
zu ſehr der unitariſchen Richtung folge. Die aus dem Weſen des Bundesſtaates 
mit Rückſicht auf die beſondere Lage Deutſchlands notwendig hervorgehenden Er⸗ 
forderniſſe find für eine parlamentariſche Zentralregierung die folgenden Bes 


fugniffe: 

r Di politifhe Vertretung des Bundes nach außen mit Ausfhluß der Ver; 
tretung der Einzelftaaten, 

2. Die Bandeiseinpeit und die handelspolitifhe Vertretung nach außen, 

3. Die Heerführung im Kriege und deshalb die Teilnahme an der Erhaltung und 
Ausbildung der — Frieden. 

Kann ohne dieſe drei Bedingungen ein Bundesſtaat nicht gedacht werden, ſo 
folgt daraus in Beziehung auf Preußen: 

a) Der König von Preußen muß in der exekutiven Gewalt des Bundesſtaates 
Sitz nehmen, weil Preußen auf ſeine beſondere Vertretung im Auslande nur unter 
uni — — verzichten kann, daß der Souverän in Preußen auch Souverän im 

e 


b) Für Preußens Anteil an der Zentralgewalt iſt weder die Form der Lebens⸗ 
laͤnglichkeit, noch die Wahl — beſtimmte Dauer, noch der Turnus, ſondern nur 
die ber Erblichkeit denkbar, weil Preußen nicht zugeben kann, die auf die Zentral; 
behörde übergehenden Befugniffe im eigenen Lande, eg fei für lange oder für 
furze Dauer, von einer Reichsgewalt ausüben zu laffen, zu welcher der König von 
Preußen nicht gehörte. 

c) Der preußifhe Staat muß ein Aquivalent für die an innerer Selbftändigfeit 

u bringenden Opfer darin finden, daß er diefe Opfer im weſentlichen fich felbft 
ringt; Preußen an der Spige der Bundesftaaten ſtehend gedacht, ftellt fich einer 
Ale Ausdehnung der Befugniffe der Zentraltegierung fein fpeziell preußi; 
bes Intereffe entgegen. 

d) Dagegen würde Preußen fich nicht dazu verfiehen, an die Spige zur freten, 
wenn der Bundesftaat eine DOrganifation erhalten follte, derzufolge die zu enge 
Begrenzung der Zentralgewalt durch die Autonomie der einzelnen Staaten, die 
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Handhabung eines Fräftigen, nach innen und außen Anfehen genießenden Reichs—⸗ 
regiments erfchweren oder unmöglich mahen würde. 

Ich erlaube mir, zu c und d ein Beifpiel anzuführen: Der preußifche Staat 
fand ein Aquivalent für die dem Zollverein an innerer Selbftändigfeit gebrachten 
Opfer darin, daß er diefe Opfer im wefentlichen fich felbft brachte; feine Macht, 
fein Einfluß, fein Reichtum fliegen, und würden noch mehr gefliegen fein, wenn 
in der Zentralregierung des Zollverein, dem Bevollmächtigtenfollegium der Vers 
einsftaaten, Preußen mit dem ihm zufommenden Gewichte und dem feiner Größe 
entiprehenden Abfimmungsverhältniffe an der Spige geftanden, und wenn dieſes 
Kollegium größere Befugniffe gehabt hätte, Weil aber der Zollverein eine Organi⸗ 
fation erhielt, derzufolge die Zentralregierung durch die Autonomie der einzelnen 
Staaten zu befchränft war, befindet fih Preußen in der Lage, nach Ablauf der Vers 
—* einer Erneuerung derſelben auf der bisherigen Grundlage ſchwerlich zuſtimmen 
zu können. 

Werden die vorfiehenden Säte als richtig erfannt, fo führen fie, angewandt 
auf den zunächft vorliegenden, den Umfang der Befugnifle der Zentralregierung 
sen Zeil des Verfaffungsentwurfes „Das Neich und die Reichsgewalt” zu 

m uffe: 

daß wir auf einige Verminderung der Befugniffe der Zentralregierung zwar 

eingehen fönnen, daß wir aber das Eingehen darauf als eine den anderen 

Regierungen gemachte Konzeffion zu betrachten und zu behandeln, und daß 

in ung einer zu weitgehenden Beſchränkung der Zentralgewalt zu erwehren 
a ei, 

Indem mir fcheint, daß diefer Schluß als ein leitender Gefichtspuntt feftgehalten 

werden dürfte, würde ich glauben, noch einen zweiten vorfchlagen zu fönnen, dahin: 
daß hinfichtlich der über den Verfaffungsentwurf zu gebenden Erklärungen 
und hinſichtlich unferer Nachgiebigfeit gegen die desfallfigen in vers 
bündeter Regierungen eine zu große Angftlichkeit nicht erforderlich ſei. 

Einmal iſt kaum anzunehmen, daß die gegenwärtig gu machenden Außerungen ſo⸗ 
fort in der Net zu einem unmittelbaren Abfchluffe üben werden, daß nicht nötigen, 
falls darauf zurüdzufommen wäre; fodann darf von dem aus gekommenen 
Bundesftaate, wenn er nur die wefentlichften, zur Lebensfähigkeit erforderlichen 
Elemente in fih aufgenommen hat, wohl erwartet werden, daß er das Untüchtige 
ausftoßen, das Unvollftändige ausbilden werde. Hauptfächlich aber ift die in Berlin 
wiederholt von mir beleuchtete Notwendigkeit durchfchlagend, daß —* Weg gleich 
richtig fein und bleiben müſſe, es möge der Verſuch der Gründung eines Bundes— 
ſtaates gelingen oder ſcheitern. Sowohl für den erften als für den legten Fall find 
baldige, von einer möglichft großen Zahl deutfcher Regierungen gleichlantend ab; 
gegebene Erflärungen dringend erforderlich, und was —— den Fall des 
Scheiterns betrifft, ſo verdient dafür unter verſchiedenen Eventualitäten eine mit 
vorzüglicher Aufmerkfamtkeit ins Auge gefaßt zu werden: In dem Kampfe, ob in 
Deutfhland der Staatenbund hergeftellt oder ein Bundesitaat gegründet werde, 
findet Öfterreich den nächften und natürlichften Bundesgenoffen an Bayern, dem; 
nähft an Württemberg, Hannover und Sachfen. Möglicherweife kann es fich fo 
geftalten, daß dieſe fünf Regierungen fich zu Erflärungen entfchließen, woraus mit 
größerer oder geringerer Klarheit zu entnehmen ift, daß fie den Bundesſtaat nicht 
wollen und bie Meorganifierung des Staatenbundes begehrten. Dann rüdt auf 
mern unmittelbar die praktitihe Frage ein: Nachdem innerhalb- des Staatens 

unbes ber beabfichtigte größere Bundesftaat nicht zuftande lommen kann, iſt 
damit die Stiftung jedes engeren politifchen Vereines innerhalb des Vaterlandes 
ausgefhloffen, oder wird Preußen fich vorbehalten, die Schirmherrſchaft über die 
fein Staatsgebiet umgebenden und trennenden Heineren Länder zu übernehmen? 
Unzmweifelhaft dürfen wir diefe Frage nicht präjudizteren, müſſen vielmehr dahin 
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ftreben, daß ihre bejahrende Beantwortung (welche natürlich der felbftändigen Ent; 
fcheidung der Kgl. Regierung und der felbftändigen, von der Einwirkung der 
Frankfurter Nationalverfommlung befreiten Verhandlung mit den betreffenden 
Regierungen vorbehalten bleibt) durch die vorangegangenen Schritte in Frankfurt 
nicht erfchwert, fondern erleichtert fei. Preußen würde auf ein ſolches Verhältnis 
nicht eingehen, als infofern der großen Laſt, welche es fih damit aufbürden würde, 
ber erforderliche Zuwachs an Einfluß, verbunden mit der gehörigen Freiheit der 
Bewegung gegenüberfiände. Zu dem Ende ift es wünfchenswert, daß in der Ge; 
meinfchaftlichfeit der mit jenen Regierungen jeßt abzugebenden Erklärungen das 
Maß und die Grundlage zu einer fünftigen Vereinbarung in einer fpäter nicht mehr 
oder ſchwer zu befchränfenden Ausdehnung gegeben fei, und es können daher Br 
Herbeiführung der Gemeinfchaftlichfeit mit einer möglihft großen Zahl einige 
Zugeftändniffe erforderlich werden. 


Bon den fechs Paragraphen, welche den Abfchnitt „Das Reich“ bilden, werden 
die 8$ 5 und 6 fchwerlich zu beanftanden fein. Über die $$ 1—4 dürften die Regies 
rungsbevollmächtigten eine Erflärung nicht zu machen haben. Dadurch, daß bie 
—— die Stellung des Oberhauptes von der Einwilligung der verbündeten 

egierungen abhängig macht; dadurch, daß ſie ſtillſchweigend und ausdrücklich 
Hfterreich das Recht zugeſteht, in den Bundesſtaat einzutreten oder nicht ein; 
zufreten, hat fie gewifiermaßen allen Gliedern des deutſchen Bundes die freie Bes 
fimmung überlaffen, ob fie zum Bundesftaate, zum Reiche gehören wollen oder 
nicht. Demgemäß wird, wenn nicht alle Regierungen fih zu einer gemeinfamen 
Außerung vereinigen, von einem Teile derfelben nicht auszufprechen fein, aus welchem 
Gebiete dag Deutfche Reich beftehe, weil man dies erft wiffen kann, nachdem das 
Reich gebildet ift, oder nachdem diejenigen, welche es bilden wollen, ihren Willen 
zu erfennen gegeben haben, Abgefehen von diefem Grunde fcheint es unzuläffig, 
über die Öfterreich fo nahe — $$ > und 3 eine Meinung auszudrücken, 
wenn nicht Öfterreich felbft mit einer Erklärung darüber hervortritt. Ob, wenn le; 
teres gefchieht, auch von anderen Regierungen darauf einzugehen ift, läßt fich im 
voraus nicht beurteilen. 

Aus dem 2. Abfchnitte „Die Reichsgewalt“ wird man den 88 7—ıı zuzuflimmen 
haben, da diefelben als eine notwendige Bedingung des Bundesftaates an fich 
angefehen werden müſſen. In dem urfprünglichen Entwurfe des Verfaffungs; 
ausſchuſſes lautete der $ 8: Die einzelnen deutſchen Regierungen haben nicht dag 
Recht, ftändige Gefandte zu empfangen oder folche zu halten, mit Ausnahme 
ihrer Bevollmächtigten beim Reichsoberhaupt. Der Schlußfas ift f. 3. 
abgeworfen worden, und eg findet fich nun nur in dem Abfchnitte über den Neichsrat 
die Beftimmung: „Der Neichsrat befteht aus den Bevollmächtigten der deutſchen 
Staaten.” Indem man fich jedoch diefe Bevollmächtigten lediglich als ein, übrigens 
nur begutachtendes Kollegium gedacht hat, fcheint ihr individuelles Auftreten im 
Namen und aus Auftrag eines einzelnen Staates ausgefchloffen. Vermutlich 
werden viele Regierungen einen Wert darauf legen, fich bei der Zentralgewalt vers 
treten laffen zu können, und es ift nicht abzuſehen, weshalb es ihnen verboten fein 
follte; man muß vielmehr erwarten, daß der Verkehr zwifchen der Sentralgewalt 
und den Einzelregierungen häufig durch die Anwefenheit eines Bevollmächtigten 
erleichtert fein würde, Ich erachte e8 daher nicht bedenklich, eventuell der Wiederher; 
ftellung des fraglichen Zuſatzes zuzuſtimmen. 

Über den Inhalt der $$ 12 —ı9, welche das Verhältnis der Zentralgewalt zum 
Bundesheere betreffen, find mehrfach teils Anfichten der Kol. Negierung, teils 
Urteile und Abhandlungen preußifcher Fachmänner hierher gelangt, welche zu den 
von Preußen teils im eigenen Intereffe, teils im Intereſſe der Hleineren Staaten zu 
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beantragenden Änderungen den Anhalt liefern. Indem ich mich auf dasjenige, was 
bisher über den wichtigen Gegenftand gefchrieben und verhandelt worden, lediglich 
beziehe, verfuche ich das Nefultat in der nachfolgenden Gegenüberftellung der Para; 
grap des Verfaffungsentwurfes und der etwa vorzufchlagenden Änderungen! 
auszsudrüden, und fielle deffen Prüfung anheim. 

$ 12. Im Kriege oder in Fällen notwendiger Sicherheitsmaßregeln im Frieden 
ſteht der Reichsgewalt die gefamte bewaffnete Macht Deutſchlands zur Verfügung. 
(Eventuell Beibehaltung der nebigen Faffung.) 

8 13. Diejenigen Staaten, welche weniger ald 250000 Einwohner haben, find 
durch die Reihsgewalt zu größeren militärifhen Ganzen zu vereinigen oder einem 
angrenzenden größeren Staate anzufehließen. Über die Bedingungen folder Zus 
fammenlegungen haben fich die befr. Regierungen unter Vermittlung und Geneh; 
migung der Reihsgewalt zu vereinbaren. 

8 14. Die Reichsgewalt hat in Betreff des Heerwefens die Gefeßgebung. Über 
eine allgemeine für ganz Deutfchland gleiche Wehrverfaffung ergeht ein befonderes 
Neichsgefeh. Den einzelnen Staaten fteht die Ausbildung ihres Kriegsweſens auf 
Grund der arg be zu; die Reichsgewalt überwacht deren Durchführung 
duch regelmäßige Inſpektion. 

& ı5. Bleibt, infofern nicht vielfeitig darauf gedrungen wird, daß der Eid 
nur von dem Kommandanten beim Eintritt in den Neichsdienft geleiftet werde, 

8 16. Es wird als Zufaß zu $ 53 erwähnt werden fönnen, daß unter Umftänden 
nicht das ganze Reich, fondern ein einzelnes Land oder einzelne Länder die Koften 
zu tragen haben. 

$ 17. In 8 14 enthalten, 

8 18. Die Befesung der Befehlshaberftellen und die Ernennung der —* 
jeden Grades iſt den betreffenden Landesregierungen überlaſſen; nur wo die Konz 
tingente zweier oder mehrerer Staaten zu größeren Ganzen kombiniert find, ernennt 
die Reichsgewalt unmittelbar die Befehlshaber diefer größeren Körper. Für den 
Krieg ernennt die Reichsgewalt die fommandierenden Generale der felbftändigen 
Korps. (Eventuell daß der General des Einzelftaates vom Neichsoberhaupte ein 
befonderes Patent als Reichsgeneral erhalte, Ein Vorfchlag von v. Radowitz.) 

8 19. Bleibt; vielleicht mit dem Zufage, daß auch Küftenverteidigungsanftalten 
das Reich treffe. 

Die Beflimmung wegen der Feftungen würde dem diesfeitigen Intereffe und der 
zu der Sache mehr entfprechen, wenn fie umgekehrt dahin lautete, daß alle Feftungen 

chsfeſtungen, mithin auch auf Reichskoſten zu unterhalten feien, daß dagegen 
einzelne als zur Reichswehr nicht —— bezeichnet und ausgeſchloſſen werden 
könnten. So wie wir jedoch zur Zeit der —— dieſes Paragraphen erwogen, 
daß derſelbe die Befugnis laſſe, auf dem Wege eines legislativen Beſchluſſes nötigen⸗ 
falls Feſtungen zu Reichsfeſtungen zu erflären, fo dürfte auch nunmehr eine Abs 
änderung in ber Verfaſſung nicht zu beantragen, und die nähere Feftitellung der 
Zukunft vorzubehalten * 

Die Fortſetzung laſſe ich in einigen Tagen folgen. 


56. Graf Bülow an Camphauſen. 

Eigenhd. Driginal, Auszug Caſpary 295. 
Berlin 1849. Bebruar 8. 
€, €, gütiges Schreiben vom 3. und 4. d. M. habe ich richtig erhalten und Hätte ſchon 
Ras wieder etwas von mir hören laffen, wären nicht die legten Tage fo voller gefchäfts 
icher und perfönlicher Duälerei für mich geweſen, daß ich nicht dazu kommen konnte, 


’ Die Faffung des Entwurfs erfter Lefung, die Camphaufen flets mitteilt, ift hier 
fortgelaffen, 





Bülow an Camphaufen 1849 Februar 8. 343 


Seit dem Erlaß der Zirfulardepefche vom 23. habe ich von obenher feinen Augen 
blick Ruhe mehr, und nachdem Bernftorffs Bericht über die Aufnahme derfelben 
in Wien eingegangen (den ih Ihnen abfchriftlich mitteilte), brach ein wahrer Sturm 
108. Nahdem mit mir die Sache erfchöpft war, beriefen S. M. am Montage! 
das Staatsminifterium, „um vor demfelben feine Politif zu entwideln und zu 
rechtfertigen”. Wir hatten eine fünfftündige ſchwere Sitzung. Des Königs ganze 
Auseinanderſetzung war ein langes Plaidoyer gegen mich, oder vielmehr eine mise 
en accusation; die ganze Politif Preußens fei ruiniert duch die Zirkularnote, 
Bruch mit Öfterreich unvermeidlich und damit Deutfchlands Untergang. Es müſſe 
fogleich umgelenkt, eine außerordentliche Geſandtſchaft nach Wien gemacht werden, 
um den Bruch zu heilen, Ferner, fofortige Einfegung des Königs;Kollegii, Zus 
fammenziehen von Truppen, und alles, wie es ajnen befannt ift. Darin viele 
für mich perfönlich unangenehme Ausfälle und Diverfionen. Ich habe natürlich 
mein Terrain Fuß für Fuß verteidigt und habe erflärt mit dem, was ich getan, 
zu ſtehen und zu fallen. Wir wurden damit entlaffen, daß das Staatsminifterium 
unter fih die Sache beraten und Befchluß faffen — gemwiffermaßen zwiſchen ©. 
M. und mir entfeheiden folle. Diefe Beratung fand vorgeftern flatt. Das Staats; 
minifteritum hat fich dahin entfchleden und zwar einſtimmig: 

Fr daß bei dem in der Zirfulardepefche eingefchlagenen Wege beharrt werden 

müſſe. 
2. Daß ein Schritt gegen Öfterreich, welcher irgendwie als eine Entſchuldigung 
an len wäre, nicht tunlich und zu einer außerordentlihen Sendung feine Ver; 
anlaffung fei; daß man indes bei der ferneren Behandlung der Verfaffungsfrage 
Hfterreich feinen guten Willen zu zeigen Gelegenheit haben werde. 

3. Daß der Plan des Königskollegii, als für die preußifche Politif bedenklich, 
unfererfeits nicht wieder aufzunehmen und 

4. daß eine Truppenzuſammenziehung nicht ratſam ſei. 

Sie fehen alfo, daß meine Kollegen feft mit mir ausgehalten haben. Damit 
haben Se. Maj. fich num zwar beruhigt, ich habe mich indes genötigt gefehen, noch 
einige andere, meine Stellung und Selbftändigfeit in Leitung des Departements 
(die mir von Se. Maj. angefochten wurde) zur Sprache zu bringen und davon mein 
ferneres Verbleiben in gegenwärtiger Stellung abhängig zu machen. Hierüber ift 
noch lis pendens. 

Ich kann nach allem, was ich in den legten Tagen erfahren und was mir wider; 
fahren ift, nicht daran zweifeln, daß man mich aus dem Kabinett herauszumanö⸗ 
verieren wünfcht, und daß fremde Snteigue fehr dabei tätig iſt. Perfönlich wäre 
mir nichts erwünfchter als einer Laft, der ich mich im feiner Hinficht gemachfen fühle, 
und einer Stellung, die mir auf jede Weife erfchwert und verbittert wird, enthoben 
zu werden, und wenn ich mich ferner in die Schanze fchlage, fo iſt e8 wahrlich nur 
um der Sache willen. 

Mit einer Beratung der Verfaffungsbefchlüffe werden wir ung im Staats; 
minifterium ungefäumt befchäftigen. Ich bin bei den Vorarbeiten und danfe- 
beftens für das von E. E. mir gelieferte Material. Mit den Hauptgefihtspuntten, 
welche Sie entwidelten, bin ich ganz einverftanden. Mir graut aber im voraus vor 
dem MWiderftreit der Anfichten und der Konfufion der Begriffe im Konſeil. Ich 
werde die Sache möglichft befchleunigen, aber wie wird es mit dem Könige gehen? 

Hierbei fende ich E. E, ein Promemoria (von Stüve?), das mir von Hannover 
aus auf vertraulihem Wege zugefommen iſt. Ich vermute, daß man für diefen 
Plan, der zunächſt auf ein proniforifches Staatenhaus hinausgeht, die anderen 

ı 5. Februar. 

a Siege bei, datiert vom 3. Februar. Daraus find die ausführlichen Stellen bei Cafpary 
292f., die von der Verfafferin fälfchlih Camphaufen zugefchrieben werden, obwohl die dort 
entwidelten Gedanken mit den feinigen gar nicht zuſammenſtimmen. 
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fol. Höfe zu gewinnen [fuhen] und vielleicht mit einer gemeinfamen Pofition her; 
vorfreten wird. Man wünfchte sunächft, daß wir es tun möchten und frug Daher ver; 
traulih an. Ich habe es aber abgelehnt, mit Bezug auf die Ihnen ungefähr be; 
fannten Gründe und gemachten Verfuche. — Ich habe an und für fih nichts gegen 
ein proviforifhes Staatenhaus; es fünnte ein Mittel fein, manches auszugleichen 
und die Verflammlungs]Befhlüffe zu fihten, aber die Damit verbundene Ver; 
längerung des Provisorüi in infinitum iſt für mid Grund . Verwerfen. Wollte 
man inzwifchen eine preußifche Reichsverweſung eintreten laffen, fo wäre e8 etwas 
anderes. 

An den — iſt die Agitation wieder außerordentlich geweſen. Wie 
die Dänen in Rordſchleswig, fo treibt in 3 die deutſche Demokratie ihr Spiel, 
um einen Friedensbruch herbeizuführen, lediglich, um den Regierungen Verlegen: 
heiten zu bereiten und fie überall zu engagieren. Wenn die Friedensverhandlungen, 
die nun auf guten Weg fommen, nicht geftört werden follen, fo foheint es mir un; 
erläßlich, da$ die Zentralgewalt mit einem quos ego dazwifchen fährt und die 
Landesverfammlung nah Haus fhidk. ...... 

PS. Was der Kurfürft von Heffen hier bei Hofe intriguiert, weiß ich heute noch 
nicht. Man fagt es mir zuletzt. Ich hoffe es Ihnen aber bald fagen zu können. 


57. Beriht Camphauſens. 
Kopie, 
Frankfurt 1849. Februar 9. 
Seit meinem Berichte vom 5. Februar haben die Befprechungen über den 
Anhalt der Verfaffung, teild mit den einzelnen, teils mit mehreren unausgefegten 
Fortgang gehabt, und bevor ich fortfahre, E. Hg. die weiteren Bemerkungen zu 
deren Inhalt vorgutragen, will ich mir erlauben, auf einige allgemeine Refultate 
und Wahrnehmungen, welche fih dabei ergeben haben, aufmerffam zu machen. 
m Sinne des Schluffes meines Berichtes bin ich ep! mir gewordene Vers 
anlaffung in Konferenzen über den Inhalt der Berfaffung eingegangen, an welchen 
vorläufig teilgenommen haben die Bevollmächtigten von Darmftadt, Kurheſſen, 
Medlenburg, Dldenburg, Braunfhweig, Meiningen und Lübed, Diefe Konfes 
renzen follten feinen offisiellen Charakter, fondern nur den Zwed einer perfönlichen 
Berftändigung haben; der Kreis ift daher auch mit Rüdficht ge die Perfönlichkeiten 
gebildet worden, nichtsdeftoweniger aber anzunehmen, daß mit Ausnahme Hfter; 
reihs und der kgl. Höfe die meiften übrigen deutfchen Regierungen fih ihm ans 
fchließen würden. Der Bevollmäctigte Bremens iſt abwefend; eb will ſich 
n E äußern und fih allem unterwerfen; über die Abfihten Hamburgs befteht 
nicht volle Gemwißheit, ſowie auch nicht über die Befchlüffe, welche die Niederlande 
wegen Luremburg faffen werden; Baden ift nach einer mit dem Staatsminifter 
v. Duſch rg Unterredung jest zum Zutritte entfchloffen, und mit Rückſicht 
Bas bezeichne ich den allgemeinen Eindrud, den die big erigen Befprechungen 
auf 9 emacht haben, dahin: 

daß, inſofern die fol, Regierung nicht ihrerſeits erhebliche Ausſtellungen gegen 
die —* ur Verfaſſung zu machen hat, im weſentlichen eine mit der dies; 
feitigen gleihlautende Erflärung von beinahe allen nicht Föniglichen Negies 

zungen zu erreichen fein dürfte, 
Eine andere Wahrnehmung iſt von Bedeutung: bei den meiften Negierungen, 
welche fih zugunften der Übertragung der ————6 au Felsen 
ausgefprochen haben, fteht diefem Enehlug der Hingebung an die deutſche Einheit 
ber fee Entſchluß zur Seite, daß damit auch die volle Einheit und Einheitlichkeit 
erreicht werben müffe, Sie würden fich mwiderfegen der Trias, dem Turnus, ber 
Wahl auf Zeit und anderen ähnlichen Kombinationen; fie würden nicht einmilligen, 
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daß einer anderen deutfhen Regierung neben Preußen eine wefentlich bevorzugte 
Stellung eingeräumt werde; fie find bereit, feit bei der Erklärung, daß Preußen 
erblih an die Spige treten müffe, zu beharren, in der Erwartung, daß Preußen 
felbft entfchieden auf dieſen Weg eingehe, und daß fie für eintretende Eventualitäten 
auf Preußens Schuß rechnen können. Insbeſondere hat der badifhe Minifter 
v. Dufh — was ich namentlich mit Rückſicht auf den letzten Bericht des kgl. Ge; 
(häftsträgers in Karlsruhe anführe — mir erklärt, daß er mir über die Stellung 
Badens eigentlich nur zweierlei zu fagen habe. Erſtens, daß Baden hinſichtlich 
des Inhalts der deutfhen Verfaffung demjenigen adhäriere, was 
Preußen erflären werde. Zweitens, daß Baden Gut und Blut daran * 
nicht in eine Stellung gebracht zu werden, welche hinter jener eines andern deutſchen 
Staates, alfo z. B. Württembergs oder Sachſens, zurüdftehe. Der Minifter er; 
wartete, baß der entfchloffenen Hingebung an Preußen auch der rechte Schuß 
Preußens in bezug auf den zweiten Punkt ze. erfiehen werde. Er behauptete, 
daß, wenn Anfprüche — Ranges oder Titels eine Geltung haben ſollten, Baden 
hiſtoriſch und aktenmäßig nachzuweiſen vermöge, daß das Geſchenk des Kaiſers 
Napoleon, welches Württemberg erſtrebt und angenommen habe, auch dem Kur⸗ 
fürſten von Baden angeboten geweſen, von ihm aber aus Beſcheidenheit ab; 
gelehnt worden fei. Unmittelbar vorher habe Baden als achter, Württemberg 
als neunter auf der Kurfürftenbanf gefeffen, und unmittelbar nachher habe im 
Rheinbunde der König von Württemberg das Präfidium des Großherzog von 
Baden zu erleiden gehabt. Anfprüche hingegen, die etwa auf größere Macht und 
Bedeutung begründet werden follten, würde —* Baden als Württemberg machen 
können, indem erfteres durch intenfive Entwidlung und Ausbildung das Kleine 
Minus an Areal und Bevölkerung reichlich erfege. Welche Projekte auch in nächfter 
Zeit auftauchen möchten, Baden hoffe auf Preußen für die Aufrechthaltung der 
Gleichmäßigkeit zwifchen beiden Staaten. 


Mein Schreiben vom 5. Februar ſchloß mit $ 195 ich werde weiterhin die Paras 
graphen übergehen, zu denen ich feine Bemerkung zu machen habe, und bei leßteren 
die flattgehabten Befprechungen bereits berüdfichtigen. 

$ 23. Die Worte „und deren Ladungen“ find zu ſtreichen, damit die Schiffe; 
abgabe nicht zum MWarenzoll ausarte; eine Modifikation, wogegen übrigens ein 
Einfpruh Hamburgs zu erwarten if. 

825. Sn —— mit den in der diesſeitigen Denkſchrift über die Bes 
fimmungen, welche rücfichtlich der ſchiffbaren Flüffe und Wafferftraßen im Deut; 
ſchen Reiche zu treffen fein werden (S. ıı Ende und ©. 12) ausgefprochenen Anficht 
und in Übereinflimmung mit einer hannöverſchen Denffchrift würde $ 25 durch 
folgende Beflimmungen zu erfegen fein: 

„Die Reichsgewalt allein hat die Gefeßgebung über den Schiffahrtsbetrieb und über 
bie Flößerei auf denjenigen Flüffen, Kanälen und Seen, welche mehrere deuffche 
Staaten in ar oder flößbarem Zuftande durchſtrömen oder begrenzen. Sie 
überwacht die Ausführung der darüber erlaffenen Gefege. Sie hat die Oberaufs 
fit über die eben bezeichneten Wafferfiraßen und über die Mündungen der in dies 
jenen ſich ergießenden Nebenflüffe. Es fteht ihr zu, zum Schuge des Reichs oder 
m Intereſſe des allgemeinen deutfchen Verkehrs die einzelnen Staaten zur gehörigen 
Erhaltung und Verbefferung ber Schiffbarkeit jener Wafferfiraßen und Fluß, 
mündungen anzuhalten. Die Wahl der Verbefferungsmaßregeln und deren Aus; 
fü —* verbleibt den einzelnen Staaten. Über die Aufbringung der erforderlichen 
Mittel iſt nach Maßgabe der reichsgeſetzlichen Beſtimmung ($ 26) zu entſcheiden. 
a — Flöße, Kanäle und Seen bleiben der Fürſorge der einzelnen Staaten 

erlaſſen.“ 
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Die Unterfchiede gegen die Faſſung des Entwurfs find: [härfere Begrenzung der 
Kompetenz ſowohl für die Gefeßgebung als für die Oberaufficht. Beſchränkung auf 
die Wafferfiraßen, welche mehrere Staaten durchſtrömen oder begrenzen, mithin 
Ausſchluß der Privatflüffe. Ausführung von Unterhaltungs; und Verbefferungs; 
arbeiten durch die Einzelftaaten. — In den Vereinigten Staaten gilt Regel, 
daß die Zentralgewalt das, was fie zur Ausführung anzuordnen hat, durch die 
eignen Drgane ausführe und daß fie dagegen Feine Oberaufficht übe über dag, 
was die Einzelftaaten auszuführen haben. Allerdings ift nicht zu verfennen, daß 
dadurch die Grenze der adminiftrativen Kompetenz zwiſchen Zentral; und Partis 
Eularregierung fehärfer gezogen und daß die unbeftimmte, dehnbare Befugnis 
der Oberaufficht vermieden ift. Allein für die monarhifhen Verfaffungen Deutſch⸗ 
lands und zur Schonung der aus alter ftaatlicher Selbftändigkeit entfporungenen 
Gewohnheiten, Rechte und Einrichtungen muß die Beſchränkung der Wirkſamkeit 
unmittelbarer Reihsbeamten in den Einzelftaaten empfohlen, und daher eine er; 
mweiterte Befugnis der Oberaufficht als das Fleinere übel hingenommen werden. 

Nach der diesfeitigen Denkfchrift (S. 17) foll die Sorge für die Unterhaltung 
und Verbefjerung der Fahrbarfeit der fraglichen Ströme auf das Neich übergehen; 
dadurch ift nicht ausgefchloffen, daß die Ausführung der desfallfigen Arbeiten duch 
die Organe der Einzelftaaten erfolge, und für legteren Modus fprechen fich höhere 
fgl. Baubeamte mit Entſchiedenheit aus, 

$ 26. Es wird (von Naſſau, Darmfladt, Hannover und andern) dringend ges 
wünſcht, daß die Aufhebung der Flußzölle nicht vorhergehe der verfprochenen 
Ausgleihung und der Befimmung und Flüffigmahung der Mittel zur Unterhals 
tung; wir werden dem zuflimmen können. — Die Worte: „Wie und“ im dritten 
Abfage wären aus vorentwidelten Gründen zu fireichen. 

$ 27. Der Vorſchlag zu einer Anderung iſt nachftehend unter den Tert des 
Entwurfs gefchrieben und wird einer befonderen Begründung nicht bedürfen: 

„Die Hafens, Krahn⸗, Wag⸗, Lagers, Schleufens und dergleichen Gebühren dürfen 
bie zur Unterhaltung derartiger Anftalten nötigen Koften nicht überfteigen. Sie 
unterliegen der Überwachung der Reichsgewalt.” 

$ 29. Statt der Faffung des Entwurfs wird vorgeſchlagen: Über die Eifenbahnen 
und beren Betrieb hat die Reichsgewalt die Oberaufficht, und foweit der Schuß des 
Reiches oder das Intereffe des allgemeinen Verkehrs es erheifchen, die Geſetzgebung. 
Die dahin zu rechnenden Gegenftände werden durch ein Reichsgeſetz feftgeftellt. 

$ 30. Eine große Verfammlung, wenn fie die Befugniffe hat, Geldverwendungen 
für bedeutende Anlagen zu befehließen, wird felten dem darin für fie liegenden 
Reize ausreichend widerftehen; fie wird es um fo weniger, als unter den Vertretern 
von 36 Staaten immer viele fein werden, die einen Wunſch durchzubringen, 
und viele, die Nachgiebigfeit genug haben, um eine Kaffe zu erleichtern, die von 
ber Allgemeinheit zu füllen if, Man bahnt dadurch den Weg erſtens zu einer 
Verwirrung der Finanzwirtſchaft ſowohl des Bundesftaates, als und noch mehr, 
ber Einzelftaaten, zweitens zur Umwandlung des Bundesftaates in den Einheits— 
faat; denn in dbemfelben Maße, wie die Steuerfreäfte —— für die Bundes; 
faffe in Anſpruch genommen werden, muß die Zentralifation fteigen. Als befons 
berer Grund ift noch anguführen, daß unzweifelhaft weit mehr preußifches Geld für 
Reichseiſenbahnen gefordert, ald Neichsgeld für preußifche Eifenbahnen gegeben 
werben würde. Schon ber Umftand, daß das übrige deutſche Gebiet in fo viele 
Staaten zerfällt, läßt vorausſetzen, daß häufig eine mehrere Staaten durchſchnei—⸗ 
dende Eifenbahn, um die daraus entfpringenden Schwierigkeiten der Anlage zu 
überwinden, dem Meihe übertragen werden würde. Es ſcheint demnach ans 
gemeffen, ber Reichsgewalt zwar die Befugnis der Bewilligung von Eifenbahnz, 
anlagen, nicht aber diejenige der Erbauung und Erwerbung zuzugeſtehen. Der 
5 30 würde hlernach lauten: 
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„Soweit der Schuß des Neiches oder das Intereſſe des allgemeinen Verkehrs es 
erheifchen, hat die Reichsgewalt das Recht, Eifenbahnanlagen zu bewilligen und 
gegen Entfhädigung die Eifenbahn zu benußen”, 

$ 32. Die hinfichtlich der Eifenbahnanlagen geltendgemachten Gründe würden 
in fonfequenter Anwendung dahin führen, dem Reiche auch die Anlage von Land; 
firaßen und Kanälen, fowie die Schiffbarmahung von Flüffen zu beftreiten. Es 
wird jedoch lebhaft der Wunfch ausgedrüdt, daß hinfichtlich der Kanäle und Flüffe 
dem Reiche die ausgefprochene Befugnis verbleibe, wobei wohl fofort viele Hoff; 
nungen auf einen Kanal zur Verbindung von Dftfee und Nordfee gerichtet find. 
Es ift zugleich zu berüdfichtigen, daß hinfichtlich der Wafferftraßen das Verhältnis 
inſofern verfchieden ift, als dag Prinzip der freien Flußſchiffahrt den Aufwand für 
die Schiffbarfeit der Flüffe dem Reiche bereits zumeift. Ich ftelle die Prüfung ans 

eim, und indem ich noch erwähne, daß die fonderbare Beftimmung, welche die 

orlandungen zu Reichsterritorium erheben will, zu ſtreichen ift, wäre mit Rückſicht 
auf bie früheren Bemerkungen zu $ 25 die in der bereits angeführten hannöver⸗ 
[hen Denkfchrift vorgeſchlagene Ba ung des $ 32 zu aboptieren: 

„Der Reichsgewalt fteht das Recht zu, zum Schube des Reichs oder im Intereffe 
des allgemeinen deutfchen Verkehrs zu verfügen, daß aus den Mitteln des Reichs 
Kanäle angelest, Flüffe fhiffbar gemacht oder in ihrer Schiffbarkeit erweitert 
werden. Die Anordnung der dazu erforderlichen wafferbaulihen Werfe erfolgt 
nah vorgängiger Verftändigung mit den beteiligten einzelnen Staaten; biefen 
bleibt die Ausführung und, auf Koften des Reiches, die Unterhaltung der neuen 
Anlagen überlaffen.” 

8 33 Es ift der Vorbehalt auszudrücken, daß der Wegfall der Binnenzölle ab- 
hängig fein müffe von der vorangegangenen Ausgleichung der inneren Beftenerung. 
39 beziehe mich dieferhalb auch auf meinen befonderen, den Gegenftand behan⸗ 
deinden Bericht vom 6. d. M. 

N 35. Bei der a der im $ 35 gefroffenen Beflimmungen hat die Na; 
tionalverfammlung nicht die Abficht gehabt, den Einzelftaaten die Zollverwaltung 
zu entziehen und fie dem Reiche beisulegen. Zur Abwehr fpäterer Zweifel und Konz 

ifte wied daher vorzuziehen fein, die Worte „nah Anordnung” mwegzulaffen. 

reufen an der Spise der Reichsgewalt würde in einer folchen Übertragung von 

erwaltungsbefugniffen über andere Staaten feinen Vorteil, fondern eine Duelle 
zur Erseugung von Abneigung und Widerfireben erkennen, 

Die Hanfeftädte machen für den Fall ihres Einfchluffes in die Zolflinie Anfpruch 
auf ein Präzipuum, defien Fortbeftand nach der Faffung von $ 35 zweifelhaft wäre, 
da, wenn etwa das Reichsbudget re den ganzen Ertrag der Reichszölle er; 
reichen nr zur eig an die Einzelftaaten nichts übrig bleiben würde, 
Gegen eine Faffung, welche für den Fall der Bewilligung eines Präzipuums deffen 
Fortbeftand fichert, wird feine Einwendung zu erheben fein. 

$ 40. Die Befugnis des Erlaffes allgemeiner Gefeße über das Poftwefen ſcheint 
die Anführung der Spezialien: * ſation, Tarife, Tranſit uſw. entbehrlich zu 
machen; auch folgt aus derſelben die Befugnis zum Erlaſſe von Vollzugsverord⸗ 
nungen, und endlich gehört eine Vorſchrift über den Sinn, in welchem die Poſt ein⸗ 
gerichtet und verwaltet werden fol, nicht in die Verfaffung. Demnach würde $ 4o 
zu lauten haben: 

„Der Reichsgemwalt fteht die Erlaffung allgemeiner Geſetze und die Oberaufficht 
über das Poftwefen zu.” 

$ 4r. Die Notwendigkeit einer oo Vertretung des Bundesftaates nah 
außen wird auch den ausfchließlichen Abfchluß von Poftverträgen durch die Reichs— 
gewalt bedingen. Der unklare Ausdrud, daß wo Reichspoftverträge geichloffen wer; 
den, die Verträge mit einzelnen deutſchen Poftverwaltungen erlöfchen, kann 
natürlich nicht die Bedeutung haben, daß das Neich die von Einzelftaaten gegen 
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einen fremden Staat eingegangenen Verbindlichfeiten aufheben könne, fondern nur 
die, daß der Einzelftaat nicht auf die ihm aus einem früheren Vertrage mit einem 
fremden Staate zuftehenden Rechte zurüdgehen könne, wenn mit leßterem das 
Reich einen neuen Vertrag abgeichloffen hätte. Um die Abänderungsoorfchläge 
nicht zu vermehren, wird man auf das Verlangen einer klaren Faffung verzichten 
fönnen. 

Fortſetzung vorbehalten. 


58. Beriht Camphaufens, 
Kopie. 


Frankfurt 1849. Februar 9. 

€, Hg. werden im Befise der Note der FT. öfterreichifchen Regierung fein, die mir 

foeben der öfterreihifche Bevollmächtigte verlefen hat, und deren Abdrud fehon heute 

erfolgen wird." Indem ich mir vorbehalte, bei Erfordern näher darauf einzugehen, 
fnüpfe ich daran für jett nur einige Erwägungen. 

1. Der Aufforderung der preußifchen Regierung, an die Nationalverfammlung 
Erklärungen zwiſchen der erſten und zweiten Lefung gelangen zu laffen, folgt die 
öffentlich erklärte Abficht der öfferreicifihen Regierung, erft nah Vollendung der 
Verfaffungsberatung in weitere Verhandlungen eingehen zu wollen. Daß wir 
uns nicht dadurch bewegen laffen dürfen, den vor Deutfchland und Europa ges 
machten Schritt zurüdzutun, ift gewiß; vielmehr ar pe es die Würde der Re; 
gierung, nun nur um fo mehr zu zeigen, daß Preußen eine felbftändige Politik zu 

efolgen, felbftändig zu handeln vermag. 

2. Die diesſeits an die —— zu bringenden Erklärungen ſind 
durch den Schritt Sſterreichs weſentlich erleichtert, weil ſie nunmehr weniger 
bindend für die Kgl. erg fein brauchen. Es find Vorbehalte unerläßlich 
wegen der noch unbekannten Vorfhläge Sſterreichs; außerdem wird der Vor— 
gang Öfterreihs und die Unterhandlung, * es jetzt durch zwei ui 
bei den deutſchen Höfen führen läßt, wahrfcheinlich 7— Folge — daß auch 
Bayern, —— und Hannover (Sachſen kündigte die Abſicht bereits an) 
der Nationalverſammlung zwiſchen der erſten und zweiten Leſung keine Eröffnung 
machen, wodurch Preußen um fo berechtigter ift, feine Nußerungen in einer für mög⸗ 
liche fünftige Verhandlungen nicht fireng bindenden Form abzugeben. 

3. Je weniger die jegigen Äußerungen uns nach Lage der Sache für die Zukunft 
firenge zu verpflichten vermögen, je leichter wird es auch der kgl. Regierung fein, 
über manche Punkte hinwegzuſehen, die in anderem Falle zu Zweifeln und zu forgs 
fältiger Erwägung eranlajung geben würden. Es ift ferner dadurch erleichtert, 
ben großen Zweck, den wir im Auge haben, zu erreichen, nämlich, daß wenn der 

lan der Nationalverfammlung fcheitert, er fcheitere ungeachtet der bis zuletzt 

efundeten Bereitwilligfeit Preußens, 

Herr von Gagern hat mir zugefagt, in einem Antwortfchreiben auf meine Ans 
* wegen Verzögerung ber zweiten Leſung die Gründe zu entwickeln, aus welchen 
es Ihm nicht gelungen in, für jegt von den verfchledenen Parteien eine über $ ı9 
—— —— zu erwirken. Der weſentlichſte Base Gründe er det, 
daß ber fonfervative Teil der Verfammlung fich nicht entfchließen kann, in der 
jesigen zweideutigen Lage das Wahlgefeß vorzunehmen und zu demfelben das 
Wahleeht mehr befehräntende Beftimmungen vorzufhlagen und durchjubringen. 
Wichtiger aber als diefer Umſtand ift, daß nunmehr nach der Öfterreichifchen Ers 
Märung die öfterreihifhe Partei nicht mehr das YIntereffe haben mwird, die zweite 
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Lefung zu verzögern, fondern dag —5 ſie zu beſchleunigen, um die Verfolgung 
des von Preußen bevorworteten Weges unmöglich zu machen. 

Meine Be in dem heute abgehenden Berichte erwähnen $ 41; ich laſſe 
unvermweilt das Übrige folgen, und werde mich fodann beehren, eine Form für die 
dem Reihsminifterium zu übergebende Erklärung vorzufhlagen. 





59. Graf Bülow an Camphanfen. 
Eigenhd. Driginal, 


Berlin 1849. Februar 9. 


Heute habe gan Wien die Nachricht erhalten, daß der Fürft Schwarzenberg 
den Heren von Würth am 5. nach Frankfurt abgefertigt, zugleich aber den Herrn 
von Nechberg nach Stuttgart und Münden und den Herrn von Brenner nad 
Dresden und Hannover mit Aufträgen gefandt hat. Es ift klar, daß es fih um eine 
Konfpiration gegen uns handelt, aber das fpezielle Objekt kenne ich noch nicht. 
Man ift gegen ung visage de bois, 

Gleichzeitig ift der hieſige fächfifche Gefandte nach Dresden berufen, um, wie er 
fagt, über die Infteuftionen für den ſächſiſchen Bevollmächtigten mit zu fonferieren, 
ebenfo 5 Lerchenfeld nach München zu gleichem Zwecke. Letzterer wird am Sonn; 
tag abend hier abreifen und fagte mir heute, daß er wahrfcheinlich nah Frankfurt 
gefandt werden würde, um dort neben Eylander als bayerifher Bevollmächtigter 
zu fungieren. Iſt das richtig, fo befommen Sie den unzuverläffigften Menſchen 
und den größten Intriganten, den man Ihnen fchiden könnte, 

Haben Sie ja die Güte, mich fo bald als möglich wiffen zu laffen, was Würth 
rag hat, und was Sie über das ganze Treiben erfahren. Ich werde das; 
elbe tun. 


vr...» 


60. Camphauſen an Graf Bülom, 
Eigenhd. Konzept. Ben, Cafpary 297. 

[1849 $ebruar ıı.] 

Verehrter Herr Graf! Für ihre intereffanten Mitteilungen vom 8. und 9. danfe 
ich verbindlichft. Mit dem Verfuch, Preußen in eine unnatürliche felbftimöderifche 
Politik zu treiben, wird e8 num bald nicht viel mehr auf fich Haben. Hfterreich hat ihr 
das Ziel geftet, und mit dem Zufammentritte dee Kammern in Berlin hören die 
bantafien auf, Die Zurädführung des Abſolutismus — denn das ift des Pudels 
ern — iſt fhon heute viel fchmwerer geworden, als vor vier Wochen. — Alfo am 
}: hatten Sie die Note noch nicht. Man muß bald dag Auftreten nicht mehr Toll; 
ühnheit, fondern —— nennen. Für Gentz und Jarcke ſcheint man in Wien 
noch keinen Erſatzmann gefunden zu haben, ſonſt hätten ſie nicht ſo viel Albernheiten 
in die Welt geſetzt. Hier wird man wahrſcheinlich von der Note keine oder wenige 
Notiz nehmen und zur zweiten Leſung bald übergehen. Inſinuationen, die ver; 
fucht werden, daß es fehr ernft gemeint fe, find zum Lachen. Nach der Erflärung 
der bayerifchen Kammern würde Schwarzenberg zuerft dem König von Bayern 
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eine Bundeshilfe von 40 ooo Mann zu [chiden haben, um ihm dag eigene Land in 
Ruhe zu halten. 

Ich werde hier jedenfalls im Geifte unferer Note vorgehen — c’est une affaire 
d’honneur pour la Prusse, fagte Tallenay! — womöglich ein Kleines Ajournement 
zu erzielen fuchen, damit ich dortige Anftände noch empfangen und berüdfichtigen 
kann, und wenn fie zu lange ausbleiben, ſo — nun dag findet fich. 

Yus dem Minifterium des Innern (Puttfamer) ift wie ich höre hierher (an 
O. R. R. Naumann) gefchrieben, daß man 9 Ausſetzung des Einberufungs⸗ 
termins für die Kammern eingehen werde. Vielfach wird der Wunſch für einen 
— von 14 Tagen von hieſigen Abgeordneten ausgedrückt. Über den Paſſus 

der —*— naächſtens. 

Stüve iſt niedlich. Fortſetzung des erzherzoglichen Proviſoriums und Gründung 
des Staatenbundes, damit der Bundesſtaat als unmöglich zu erweiſen ſei. Wir 
wollen im Gegenteil damit anfangen, von — —— Hannover und anderen 
erweiſen zu laſſen, daß der Bundesſtaat unmöglich ſei, weil fie ihn nicht wollen, 
Fehr wenn das gefchehen ift, fo werden wir recht gern zum Staatenbund zurüds 

ehren. 


61. Bunfen an Camphanfen. 
Eigenhd. Driginal. 
1849. Februar 11. und ı2. Sonntag. 


Heute nur ein verfrautes Wort. Sie hatten das Richtige auch in diefem Punkt 
eteoffen. Der Schwerpunkt der deutfehen Sache ift Hier (und zwar nicht in Berlin, 
Fondein in Charlottenburg). Die hiefige Verſammlung darf nicht verſchoben 
werden, aber Sie und Binde müſſen hier fein, und in die Adreffe einen guten 
_ hen Paragraphen bringen. Nachher können die Plenarfigungen vertagt 
werben. 
Das Minifterium (wenigftens Blülow) ift entfchloffen, vorwärts zu geben. 
Mehr nächſtens. Gott bewahre unfer teures Vaterland. _ 


“ Montag früh ı2. Februar 1849. 


Meine geftrigen Zeilen muß ich heute verftärfend beftätigen. Der Schwerpunft 
der beutfen Politik ift in Berlin (und in Charlottenburg) und der einzige Hebel 
liegt in der Verfammlung. Statt fie zu vertagen, follte man fie befohleunigen, 
wenn e8 möglich wäre. u diefer VBerfammlung nun muß über die deutfche Frage 
fogleich eine Kriftallifation eintreten, und zwar duch Sie und Vinde mit allen 
a politifhen Freunden aus Frankfurt, die gewählt find oder heute werden. 

e Diskuffion über die Adreffe führt zur deutfchen Frage und dadurch zur deutſchen 
Demonftration, welhe unbedingt notwendig if. Das biefige Minifterium 
ift im Herzen — bis auf Bülow, 2 und Nintelen; und diefe Aus; 
nahmen gelten mit Maßen; nur daß Graf Blülow)] volltommen die Tragkraft der 
Zirkularnote einfieht und feſt entfchloffen iſt, danach zu handeln. 

Neues ift folgendes: 

1. Das Minifterium wird feine Erflärungen fo ſchnell geben, daß fie Sonnabend 
oder Sonntag in Frankfurt find. Ich dringe darauf, daß Graf Bülow felbft auf 
acht Tage hingeht, weiß aber nicht, ob ich es durchſetze. Ich hoffe, Ihre — 
lierung kommt noch heute abend ſpäteſtens an. Blülow) iſt von vornherein fo 
gut wie ee fie anzunehmen, foweit wie nur möglich, 

2. Gr, Lerhenfeld reift diefen Morgen nah München, um dort Inſtruktionen 
für die Vereinbarung mit Frankfurt zuftande zu bringen! Er hofft, er wird, wenn 
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er Montag oder Dienstag in Frankfurt ankommt, nicht zu fpät eintreffen. Er 
wünſchte meine Anficht zu haben über das, was Bayern zu tun habe, und diefe 
Meinung habe ich ihm ohne Bedenken mitgeteilt. Ich zweifle nicht, daß Bayern 
in die Oberhauptfrage ernfihaft eingeht, weil eg muß und weil wir vorgehen. 

3. Der König von Württemberg hat einen fehr argliftigen Brief an den König 
geichrieben, der ganz öſterreichiſch iſt. Er möchte gar zu gern Baden freffen. 

4. Meine Idee vom Fürftenfollegium findet hier vielen Anklang. Ich bin bei 
fortgefegtem Nachdenken zu folgenden Modifilationen gefommen, oder vielmehr 
Beichränfung und befferer Faflung: 

a) Der Reichsrat hat nicht die Kriegserflärung zu beftätigen, fondern nur 
die Verträge. 

b) Er hat nur — Ernennungen zu beſtätigen, die ſich nicht auf 
— beziehen, alſo nicht die Ernennung preußiſcher Generale oder über— 

aupt ſolcher Reichs beamten, die in Preußen fungieren. Dies iſt eine Anbahnung 
darauf, daß das preußiſche Heer Reichsheer und die in Preußen fungierenden 
Beamten Reichsbeamte in einem beſonderen Sinne ſind. 

Ich glaube, daß dieſe beiden Modifikationen Ihnen die Idee näher bringen 
werden. Die Sache ſelbſt iſt ſicher notwendig. Ste fehen, wie ſehr Sſterreich den 
Verfaſſungsentwurf angreift, als einen Einheitsſtaat begründend. Dieſem 
Vorwurfe iſt theoretiſch unmöglich zu entgehen, ohne eine ſolche — 
ſelbſt nach den freieſten amerikaniſchen Anſichten, praktiſch aber werden die 
Fürſten durch das Beſtätigungsrecht gebunden, nicht das Oberhaupt. 

6 Als Titel läßt fich Hier nichts anderes durchfeßen (und ich glaube, bei dem 
allmählihen Bilden des Bundesreiches, welches allein jetzt möglich if, überhaupt 
in Deutfchland) als: Erb⸗Reichsverweſer oder Erb⸗Verwefer des Reiches. Damit 
ift bier alles einverftanden, 

6. König und Minifter haben geftern genehmigt, daß ich als offiziöſer 
Neichsgefandter nach London gehe; alfo können die Ausfertigungen fogleich vor; 

enommen werden. Sie werden die offizielle Mitteilung 24 Stunden fpäter er; 

alten; ich fende dies Dienstag früh, und die Depefche an Sie kann erſt diefen 
Abend fpät abgehen. 

Ich hoffe, H. v. Gagern faßt das Far auf. Der Brief des Reichsverweſers kann 
ſo wenig ein eigentliches Beglaubigungsſchreiben ſein als der Brief, den Lord 
Bee von der Königin Viktoria mitgebracht. Er muß diefem fo ähnlich fein wie 
möglich. . 

ch reife morgen (Mittwoch) abend ab, und treffe alfo Donnerstag abend in 
Köln ein, und Sonnabend mittag in London. Es genügt, da die Zeit mangeln wird, 
daß Sievefing mich in Köln treffe, wenn er mit der Inſtruktion und Kreditiven 
Freitag abreift; er kommt dann einen Tag nach mir anz im Notfalle genügt auch, 
daß er Sonnabend abreife, um am —— mittag in Carlton Terrace Mu fein. 

Nun empfangen Sie noch einmal meinen Innigen Dank für die große Güte und 
Freundlichkeit, mit der Sie mich aufgenommen, und für das Vertrauen, das Sie 
mir gefchentt haben. Beides hat mir fehr wohl getan. 

PS, ... €8 hat hier einige Kabinettsftürme gegeben, allein ich glaube fagen 
zu können, fie haben fich bedeutend befchwichtigt.... 


62. Camphaufen an von der Heydt. 
Eigenhd, Konzept. 
Sranffurt 1849. Febr, 13. 
ER EN Es freut mich, daß das Minifterium hinfichtlich des —— auf dem 


eingeſchlagenen Wege einſtimmig war, was num eine Ehrenfache geworden iſt. 
Der alberne Hochmut des öſterreichiſchen Manifeſtes leiſtet ung treffliche Dienſte. 


352 Bunfen an Camphanfen 1849 Februar 14. 15. 


De Sie feft. Über die Erklärungen rüdfichtlich der Verfaſſung wird e8 mit dem 
Önige neue Kämpfe geben. Mir wäre am liehften eine Autorifation in allgemeinen 
Aus drücken; am unangenehmften das Verlangen bedeutender und prinzipielle 
Änderungen. Zwifchen beiden liegt ein drittes; wenn ich nämlich feine beftimmte 
Weifungen erhalte, jo handele ich auf eigene Gefahr, und Ihr könnt mir nachher 
den Kopf abfehlagen. Seien Sie fo gut, dag auch Heren Kühne zu fagen. 


63. Bunfen an Camphaufen. 
Eigenhd. Driginal, 


Berlin 1849. Februar 14 u. 15. 


Ich reife diefen Abend nach Köln; will’s Gott, bin ich Sonnabend mittag oder 
morgen in London, Die Sachen fiehen bier fehr ernft. Ich Habe Ihnen nur alles 
u beftätigen, was ich Ihnen gefchrieben. Ihre Anwefenheit hier ift notwendig, 
Fon geht die deutfche Sache tete, und manches andere wohl auch. Berlin wimmelt 
wieder von verbächtigen Demokratengeſichtern. 

Sollte dem Reichsverweſer etwas Menfchliches begegnen, fo iſt nichts anderes 
su tun, als die Mittel zu finden, den König zu bewegen, daß er die Erbreichs⸗ 
verweferfhaft annehme. Aber wie das zu machen, weiß ich nicht. Er wird feine 
Wahl oder Ernennung der Nationalverfammlung annehmen, fondern nur, der 
Fürften, aber der verfammelten. Unterdeffen hat er 161 von allen politifchen 
Angelegenheiten feierlich Iosgefagt und fie den Miniftern übergeben. 

$$ 1-3 machen mir viel Sorge. Es fcheint mir ſehr fchlimm, Öfterreich den 
Borwand zu geben, zu fagen, man werfe e8 aus dem Bunde. Weshalb bringt 
Gagern feinen Verbefferungsvorfchlag nicht durch? Oder foll er als befonderer 
Paragraph angehängt werden? Sch meine, es follte beim Eingange etwas gefagt 
werden vom Deutfhen Bunde als fortbeftehend und durch eine neue Bundes; 
afte zu reorganifierend. Allerdings kann Holftein nur einfach dem Neiche zuges 
hören; allein Limburg? 

Meine Formel über den Reichsrat oder das Fürftenfollegium, ae 
welches doch fein Bundesftaat beftehen fann, wie man auch hier zugibt, und ohne 
welches man den öfterreichifchen eg des Hinarbeitens auf den Einheits; 
ftaat nicht wohl abzumeifen vermag, iſt diefe: Beftätigung mit zwei Drittel Stim⸗ 
men ber Verträge (nicht der Kriegserflärung) und aller derjenigen Ernennungen, 
welche der Reichsgewalt zuftehen und nicht Preußen betreffen (nämlich ſowohl 
im Heer als in der Verwaltung). Hierdurch würde die Stellung Preußens als 
reihsunmittelbaren Landes angebahnt; die Fürften fönnen nicht fordern, unfere 
eigenen Ernennungen zu beftätigen; fie fönnen nur einen € a fordern auf 
diejenigen Ernennungen, welche die übrigen Länder betreffen. Ich fchmeichle mir, 
daß mit biefer Abänderung die Einrichtung Ihre Billigung haben dürfte, 

Mein Herz ift ſchwer in Sorgen, aber doch voll Mut, denn ich weiß, daß der Weg, 
ben wir gehen, ber rechte, ber e —F rechte iſt! Die große politifche Frage, das Vers 
Sn Hfterreihs zu Deutfchland, wird wegen des gleichen gemeinfchaftlichen 





ntereffes fich befriedigend löfen, wenn Deutfchland nur erft dafteht! Die gefährliche 
eit ift die nächte, bie zum 26. d. M. 


Köln, Donnerstag abend, 

Diele Sorge macht mir die Nachricht, daß das Wahlgeſetz doch vor der 2. Lefung 
beraten werben foll; allerdings war e8 notwendig, diefe 2. Lefung zu verfchieben. 
In Berlin wird Tag und Nacht gearbeitet, Graf Bülow ift vortrefflih, Man 
wird Ahnen bie lebte Formulierung überlaffen, zu meiner großen Freude. Ich 
bern. der Zenfus wird im Wahlgeſetz nicht fehlen, noch die Ermächtigung der 
entralgewalt für das Vereinbarungsrecht. Schleinit meint (wie er mir heute 
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morgen gefagt), Stüve werde fich halten; im Notfalle löſt man die Kammer auf. 
Den Hfterreichern hat man fehr loyal geantwortet, man müſſe mit ung alles be; 
raten und hoffe, die beiden —— werden ſich verſtändigen. Noch einmal zum 
Schluß: Kommen Sie um Gotteswillen zum 26. Alles hängt davon ab, daß die 
Parteien ſich vernünftig ſtellen zur deutſchen Frage. 


64. Graf Bülow an Camphauſen. 
Eigenhd. Original. 


Berlin 1849. Februar 15. 


Mit der Beratung der Verfaſſungsentwürfe im Staatsminifterio find wir heute 
siemlich zu Ende gefommen, und ich werde das Nefultat, wegen über die erſten 
Abfchnitte, morgen in eine an €, €, zu richtende Juſtruktion zufammenfaffen 
fönnen. Im wefentlichen ift man ganz einverftanden geweſen mit den von Ihnen 
gemachten Vorfchlägen und entwidelten Anfichten, nur in einigen Punkten find 
die hiefigen Forderungen etwas weitergehend. Ich werde die Infteuftion fo eins 
richten, daß fie E. E. den nötigen Spielraum läßt. Da es nun aber notwendig ift, 
daß wir das Ganze mit einer Erklärung begleiten, welche unferen Standpunft zu 
dem Verfaſſungswerke im allgemeinen ausfpricht, und diefe am beften gefondert 
von den fpeziellen Bemerkungen zu dem Entwurfe gegeben wird, fo habe ich 
geftern den Entwurf einer folhen Erklärung redigiert und denfelben heute dem 
Staatsminifterio vorgetragen. Ich füge Abſchrift diefes Entwurfes hier bei.“ 

Das Staatsminifterium hat —— ohne Widerſpruch gebilligt, aber, wie 
natürlich, nötig gefunden, daß derſelbe vor dem Abgange S. M. vorgelegt werde. 
Hier könnten nun möglicherweiſe noch Anſtände erhoben werden und Verzögerungen 
um fo eher eintreten, als der König feit geftern unwohl ift und heute zu Bett liegt. 
Sedenfalls aber glaube ich, daß der Entwurf in feinen wefentlihen Stüden feft; 
gehalten werden und abgehen wird. E. E, werden nun imflande fein, dem Heren 
v. Gagern anzufündigen, daß eine Erflärung —* JInhaltes in einigen Tagen 
erfolgen werde, und daran die Forderung fnüpfen können, daß man nun auch mit 
den Beratungen nicht eher vorgehe, bis man unfere Erflärung bat. 

Da aber hierüber vielleicht noch ein paar Tage hingehen fünnen, fo gibt meine 
vertrauliche Mitteilung vielleicht auch die Möglichkeit, daß E. E. mir vor dem 
Abgange des Ehtwurfes noch fagen können, ob Sie in demfelben etwas Bedenk; 
liches finden, oder etwas Wefentliches vermiffen. Ich fende Ihnen zu dem Ende 
einen Erpreffen, den Sie mir 5 urückerpedieren können. In Betracht des 
cabinet noir in Frankfurt möchte ich d ee Mitteilung überdies nicht gerne der Poft 
—— und Sie erhalten dabei auch eine Gelegenheit mehr zu ſicheren Mitz 
teilungen. 

E. E. gütiges Schreiben vom 11. habe ich erhalten. Hannover iſt auch noch in 
einer offiziellen Mitteilung durch den hieſigen Geſandten mit der Idee eines provi⸗ 
ſoriſchen gegen hervorgetreten, worauf ich ablehnend antworte. Herr 
v. Brenner hat doch nicht viel mehr gebracht, als die Schwargenbergfche Note vom 4. 
Seine mündlichen Aufträge ſcheinen hauptfächlih dahin gegangen zu fein, unfer 
Abfpringen von den Verhandlungen mit Olmütz zu beleuchten, d. h. in möglichft 
ſchwarzen Farben darzuftellen. In Hannover ift man, wenn auch nicht ung ſym⸗ 
pathiſch doch wenigftens ehrlich gegen ung, indem man ung offen mitteilt, was 
Herr v. Brenner gefagt und was man ihm geantwortet hat. Bennigfen hat an 
Brlenner] offen gefagt, daß, wenn man auch nicht mit ung übereinftimmte, man doch 
auch nichts Hinter unferem Rüden tun werde. In Stuttgart und München wird Herr 
v. Rechberg günftigeres Terrain gefunden haben. Die bayerifche Regierung ftellt 
wei Truppenkorps auf, eins in Franken und eins an der füdweftlihen Grenze. 

ı Sehlt, 


Brandenburg, Unterfuchungen. 
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Ein wefentliher Punkt [heine mir immer noch, daß man die zweite Lefung nicht 
übereile. Die Regierungen machen fi daraus eine Waffe gegen die National; 
verfammlung, und es läßt fih auch nicht leugnen, daß eine große Anmaßung 
darin liegt, einen fo kurzen Präflufiotermin zu ftellen und dann gewiffermaßen in 
contumaciam zu verfahren. Mir wird es hier alle Tage ing Geficht geworfen, daß 
diefe Anmaßung der Nationalverfammlung nicht zu ertragen fei, daß fie die Vers 
fländigung unmöglih mache, und daß wir ihr darin Vorfchub Teifteteten. 

ch dächte, wenn man wollte, fo fände man wohl Sutter für den Drachen auf 
weitere acht Tage. 

Es wird ferner verlangt und läßt fich verlangen, daß die Verfammlung nun auch 
ihrerfeits duch einen Beſchluß zu erfennen gäbe, daß fie den Weg der Verftändigung 
mit den Regierungen ernftlich betreten will, was gefchehen fünnte, wenn fie bie 
Vermittlung der Zentralgewalt — die eigentlich formell ausgefchloffen iſt — 
annähme, und fo das Drgan der Verftändigung herſtellte. Läßt fih das nicht 
erreichen? Auch die hannöverſche Regierung verlangt das. Wahr ift eg, daß wir 
jest in einer nicht günftigen und wenig würdevollen Pofition zur Nationalverfamm; 
lung ftehen, indem wir Vorfchläge machen, die fie vielleicht pure verwirft. Werden 
Sie einen Siß in der erften Kammer annehmen? ..... 

PS. Ich glaube nicht, daß man hier auf eine Vertagung der Kammern eingehen 
fann und wird, außer wenn ein folder Antrag aus den Kammern felbft hervor, 
geben follte — was ſchwer halten wird. ...... 





65. Graf Bülow an Camphauſen. 
Eigenhd. Driginal, 
Berlin 1849. Februar 16. 


Über meine Erwartung hinaus habe ich fchon heute die Genehmigung des Königs 
u der Inſtruktion er welche ich geftern €, €, im Entwurfe mitteilte, nr 
Fende daher heute die * durch den Landrat von Schlotheim, ſowie au 
die Bedenken über die Abſchnitte ı und 2 des Verfaſſungsentwurfes. Die Fort— 
ſetzung folgt morgen oder übermorgen. Ich werde die Hauptinfteuftion auch nach 
Wien mitteilen, damit Sie Fe daß wir aus unferem Herzen feine Mördergrube 
machen, und Bernftorff dahin inftruieren, in dem Sinne zu Schw[arzenberg] rn 
fprechen, daß fie ung zu allem Guten und Bilfigen bereit finden würden, 6* d 
fie die häßliche Prätenfion ablegen wollten, Deutfchland nach dem Maße des 
Beblirfniffes Sſterreichs den Grad feiner eigenen Entwicklung zumeffen zu wollen. 
Die Inftruftionen habe ich fo abgefaßt, daß fie E. E. denjenigen Spielraum laffen, 
welchen die Lage der Umftände und das Ergebnis der Beratungen mit den übrigen 
Bevollmächtigten erfordern möchten. Auch läßt der Schlußpaffus der Haupt; 
infteuftion onen eine Tür offen, um eventuell ein Wort, was Ahnen bedenklich 
feinen follte, ändern zu können, wenn es abſolut notwendig fcheinen follte, 

PS. Ich habe nichts dagegen, daß unfere Erflärung in die Öffentlichfeit gelange, 
fobald Sie e8 angemeffen Anden, Doch iſt e8 gut, darüber jedenfalls einige Tage 
hingehen zu laffen.! 


» Darauf von rein Hand ſchwer leferlihe Notizen für die Beantwortung: „Mits 
teilung an Gagern, ber zufrieden, ſowie ich auch. Anzeige, daß ich vorwärts gehe. Dem 
Staatsminifterlum werde zumute fein, wie einer accouchierten Frau. Die Nationalverfamms 
lung nicht anmafßend, fondern demütig. Unfere Sachen trotz allem brillant; nun für ung 
nädfte Sorge: Verwandlung des öfterreichifchen Proviforiums in ein preußifches und Bes 
feitigung des Erzherzogs. Wahl angenommen; womöglich an der Adreßdebatte teilnehmen, 
um, wenn erforderlich, die deutſche Politik der Megierung verteidigen gu helfen. Als Erfag 
Delius; Sontheim reicht noch aus, Luxemburg teltt bei, Telegraph wird Allotria bringen, 
Dortrag (7) erbeten, 19/a. 
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66. Graf Bülow an Camphaufen. 
Eigenhd. Driginal, Auszug Cafpary 298. 
Berlin 1849. Februar 22. abends, 


€. €, beeile ich mich zu benachrichtigen, daB S. M. der König durch Kabinetts; 
order von heute mich von der Leitung des Minifterii der auswärtigen Angelegen; 
heiten entbunden, und den Grafen v. Arnim, früher Gefandten in Wien, zum 
Minifter der, auswärtigen Angelegenheiten ernannt hat. Ich habe E, E. ſchon 
früher davon in Kenntnis gefegt, welche Gründe mich bewogen hatten, die Ent; 
laflung aus diefer Funktion zu —— Obgleich das Staatsminifterium, wie 
Sie wiffen, meinen Anfichten in allen den fireitigen — beigetreten war, ſo 
hat es doch Perſon und Sache, wie es ſcheint, nicht erheblich genug gefunden, um 
eine Kabinettsfrage aus meinem Ausſcheiden zu machen. Es hat dazu beigetragen, 
daß der König die Sache ganz perſönlich aufgefaßt und, wie es ſcheint, der Gegen; 
vorftellungen des Kabinetts ungeachtet feinerfeits mein Ausſcheiden als das einer 
mißliebigen und in jeder Beziehung ftörenden Perfon verlangt hat. Graf Branden; 
burg, der mich fonft immer nad feinen Kräften unterftügt hat, hat endlich langer 
Bearbeitung und dem Bedürfnis nach Ruhe nachgegeben. 

Obwohl ich mir nicht die Bedeutung von zoo Ochſen anmaße, fo ift es mir doch 
ohne Zweifel, daß ich als eine Hefatombe für Öfterreich falle, denn von dem Augen; 
blide an, wo wir ung von Olmütz losgefagt, haben die Angriffe gegen mich be; 
gonnen, und man hat mir eine folche Stellung zu machen gefucht, daß mir gar 
nichts anderes übrig blieb, als mit der Demiffion herauszurüden. Die Details 
erzähle ich Ihren einmal mündlich. 

Die Wahl des Grafen Arnim iſt kein gutes Omen für die deutſche Politik. Er 
iſt ganz ancien régime, hat nur von Kabinettspolitik einen Begriff, und iſt von 
der Notwendigkeit des Einverſtändniſſes mit Öſterreich à tout prix, wie ich glaube, 

anz durchdrungen. Doch traue ich ihm nicht Unverftand noch Mut genug zu, um 
ch plöglih und a corps perdu in die Konterrevolution zu werfen. 

Die telegraphifche Depefche über den Ausfall der Abflimmung über das Wahl; 
A ift er eute morgen eingetroffen. Wieder eine Illuſion dahin! — Es er; 
chüttert mich doch etwas, daß man in der dortigen Verfammlung nicht auf mehr 
Eonfervative Elemente zählen kann, Wohin follen wir damit fommen? 

ch freue mich, E. €, als Kollegen in der erfien Kammer zu begrüßen. Wir 
werden fehen, welche Politit man ung dann vorfegen wird, Man wünſcht, daß 
ih als Unterfiaatsfefrerär ferner fungiere. Ich mache mir aber jedenfalls zur 
Bedingung, mit der deutfchen Politik nichts zu tun zu haben, da meine Anfichten 
B divergent fein werden, und ich nicht Inſtrument fremder Pläne in diefer Sache 
ein mag. 


67. Graf Bülow an Camphanfen. 
Eigenhd. Driginal, Ben, Cafpary 299. 


Berlin 1849. Februar 28, 

& habe einige Tage gefehwiegen, um E. €, sine ira et studio fagen zu fönnen, 
welchen Gang die Dinge hier im Minifterium nehmen zu wollen feinen. Heute 
glaube ich mit einiger Gemwißheit prognoftisieren zu können, daß eine entfchledene 
——— nderung gegen die deutſche vor nicht eintreten wird, fondern wahr; 
cheinlich vorerſt nur Zögern und Unficherheit, was freilich auch großen Schaden 
bringen kann. Einige Tage Beihäftigung mit der Lage der Sache feheint den 
neuen Chef der Überzeugung fohon ziemlich nahe gebracht zu haben, daß ber eins 
gefchlagene Weg nicht ohne die größte Gefahr verlaffen werden fan, ja fogar, 
daß bie befolgte Politik (fo fehr er auch von vornherein dagegen eingenommen 
war), doch am Ende eine notwendige geweſen. Auch feheint feine Überzeugung 
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von der Notwendigkeit und Möglichkeit der Verfländigung mit Öfterreich ſchon 
ſehr wanfend zu werden. Dazu kommt, daß man täglich erwarten muß, daß die 
Sammer Schad bietet. Jedenfalls wird man vor allem das Votum der Kammern 
abwarten und bis dahin auf dem bisherigen Wege bleiben. Ich glaube deshalb, es 
ift geraten, daß Sie in Frankfurt fo handeln, als fei hier nichts vorgefallen, und im 
bisherigen Sinne vorwärts gehen. 

Was ich in diefem Augenblide fürchte, ift, daß man von Olmütz her einen Mann 
von ſchwerem Kaliber fende, der den König, Brandenburg und Arnim in bie 
Taſche fiedt, und auf geheimem Kabinertswege irgendeinen Hokuspokus macht. 
Doch werden fich auch dagegen Mittel finden laffen. Schäffer-Bernftein ift hier in 
außerordentliher Sendung von Baden und Heflen, und wird gut wirken. Er hat 
Bertrauen bier, und feine Worte werden deshalb nicht ganz verloren fein. 

Die Dänen haben alfo den Waffenftillftand gekündigt! — Sie werden hierüber 
eine etwas ſchwächliche Infteuftion erhalten haben, Meine Meinung ift, daß auf A 
notwendig B folge, und daß daher nach erfolgter Kündigung Deutfohland vor 
allen Dingen nach Artifel 2 die Pofitionen des 26. Auguft! wieder einzunehmen 
habe. Tun wir es nicht, fo fegen wir ung außer fand, den Frieden mit Ausſicht 
auf Erfolg unterhandeln zu können. Dänemark hat feine Pofition zum größten 
Teil bereits wieder eingenommen. Fan wir die Herzogtümer ohne — 
fo iſt es gewiß, daß fie am 27. März in die Herzogtümer einrücken, und dann iſt 
der Krieg unvermeidlid. Man wird hier ungern daran gehen, Truppen zu 
ftellen, aber wenn es verlangt wird, wird man fich doch nicht —— können. 
Schwäche führt hier am entſchiedenſten zum Kriege, denn die bisherige Erfahrung 
zeigt uns, daß Dänemark jedes Entgegenkommen und Nachgeben mit vermehrter 
Unverfhämtheit bezahlt. Die Sache iſt ſehr übel, aber meiner Überzeugung nad 
liegt die größere Gefahr auf der Seite des Nichtstung. Der Graf Reventlow ift 
in Kopenhagen ** empfangen worden. Einer Deputation fogenannter treuer 
Schleswiger erklärt der König von Dänemark: „Am 26. März werde er an der 
Spige feiner Armee fommen und ihnen Antwort und Befreiung bringen.” Seder 
Lump in Europa fpefuliert auf die Uneinigkeit Deutfchlands, und es ift Zeit, daß 
dem ein Ende gemacht werde! . 

PS. Anliegend ein Auszug aus dem Abkommen mit 5 wegen der 
Telegraphen, bedürfen Sie mehr, fo haben Sie die Güte, es zu fordern.® 


68. Ludolf an Otto Camphanfen. 
Eigenhd. Konzept. 
Sranffurt a. M. 1849. März 3. 


Ich habe heute durch den Telegraphen angefragt, wann die Adreffedebatten in 
der erfien Kammer beginnen und von Yrnim die Antwort erhalten, daß ſich noch 
nichts darüber beſtimmen laffe, und daß heute die Adreffefommiffion Ir erſten⸗ 
mal zuſammengekommen ſei. Demnach iſt noch etwas Zeit gewonnen. Es kommen 
hier fortwährend Dinge vor, die ich nicht unerledigt laſſen kann, und ich würde 
weder heute noch morgen reifen können, — Wahre Sorge macht mir das Vers 
bältnis zu Dänemark, Ich befürchte Dummheiten vom Neihsminifterium, von 
Peuder, von Bunfen und von Berlin. Die dortigen —* ſcheinen auch in 
biefer Sache dem befannten Impulſe zu folgen; fie ſchicken mir Inſtruktionen, die 


’ D. h. zur Zeit des MWaffenftillftandes von Malmd; Dänemark hatte diefen Stillftand 
am 26. Februar mit vierwöchentlicher Frift für den 26. März gefündigt, wozu Ihm nach 
dem Bertrag das Recht zuſtand. . 

» Nüdennotig Camphaufens für eine Antwort: „Seinen Nüdtritt bedauert, Die Sache 
fei vorübergehend. Er möge die Hand darin halten, Ych könne noch nicht zu einem Meifes 
entſchluß kommen von wegen Dänemark,“ 
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Bülow privatim herbe fritifiert. Kaum haben die Dänen gefagt: für Proviforium 
mit Fridenspräliminarien, fo ſchreit Berlin: für Proviſorium mit Friedens; 
präliminarien. Zugleich erflärt man, es fei der Wunfh, an einer etwaigen Be; 
feßung der Hergogtümer nicht teilgunehmen. Sch bin num ganz einverftanden, daß 
man dem efwaigen fouque belliqueuse von Peucker einen Zügel anlegt; wenn 
es aber Ernft wäre, daß wir ung von einer notwendig werdenden Befeßung aus; 
fchließen wollen, das wäre toll. Es ift ein Kurier an Palmerfion gegangen, um 
von ihm Garantien zu fordern, daß die Dänen ftille Halten. Ich kann es mir kaum 
denfen, daß diefe Garantie fo ftarf geleifter werben wird, um ung der Notwendigkeit 
zu überheben, die Fortdauer der Waffenruhe auch dadurch zu fihern, daß die Dänen 
einen ihnen an Stärke gleichfommenden Gegner fih gegenüber fehen. Wenn aber 
eine Beſetzung — ich nenne fie eine militärifhe Dfkupation zur Erhaltung des 
Friedens — notwendig wird, fo würde e8 unfere Pofition in Deutfchland opfern 
heißen, wollten wir uns davon ausfchließen. Es verſteht fih im Gegenteil von 
felbft, daß wir die Sache leiten müſſen. Sprich doch mit Griesheim, er möge 
wachen ob der Ehre Preußens. Im ſchlimmſten Falle könntet Ihr das Minifterium 
interpelfieren und fragen, ob am 26. März eine den Dänen gewachfene Macht 
ihnen gegenüberftehen werde. 


69. Oldenburgiſcher Bevollmächtigter Mosle an Camphaufen. 
Eigenhd. Driginal. 
Frankfurt 1849 März 9. 


ne einer gefitigen Verfammlung der NRegierungsbevollmächtigten bat Herr 
v. Schmerling die Inſtruktion feiner Regierung vom 27. v. M., die Sie kennen, 
wie einen darauf gegründeten Entwurf des Kapitels „Bon der Reichsregierung” 
———— und mit erläuternden Bemerkungen begleitet.“ Dieſer Entwurf (im 
weſentlichen das Welckerſche Projekt der ſiebengeteilten Direktorialregierung mit 

Stimmen und jährlich wechſelndem Präſidium zwiſchen Öſterreich und Preußen) 
das Ergebnis der Beratung und übereinſtimmenden Genehmigung der könig— 
lichen Bevollmächtigten, mit Ausnahme jedoch von Preußen, deſſen Bevollmäch— 
tigter nicht hier anmwefend fei. Bereits hätte er, wie die Bevollmächtigten von 
Bayern, Hannover, Sachfen und Württemberg, diefen Entwurf an feinen Hof 
jur Genehmigung abgehen laffen; erfolge diefe, fo werde er ihn als Gegenprojeft 
n die Nationalverfammlung bringen, und dann auch fernere Erflärungen feiner 
Regierung über die anderen Kapitel der Verfaſſung veranlaffen. Er habe nicht 
verfehlen wollen, alle Kollegen davon in Kenntnis zu fegen und fei zu abfchriftlicher 
Mitteilung des Entwurfes bereit. 

Damit ſchloß die Sache ab. Da Herr Kohlfchütter, bei welhem die Verfammlung 
war, fchriftlich Hatte einladen laffen, fo waren wir auf eine Umfrage und Auf: 


forderung zur Erklärung gefaßt, und hatten ung wegen einer kurzen, aber bündigen 


ablehnenden Ermwiderung verabredet. Aber es blieb bei Privatgefprähen und 
Disputen, in welchen diefer Rattenkönig von fieben Prinzen auf dem Thron von 
Deutfhland als der Inbegriff unfreiwilliger politifcher Komik, oder (ernfter) als 
die Inthroniſierung und Permanenzerflärung der Schwäche, des Zwieſpalts 
und der politifchen Intrigue bezeichnet wurde. Nachher im „Englifhen Hof“ war 
die Sache ſchon allgemeiner Gegenftand der Unterhaltung; man fragte lachend 
nad den Zivilliften, Paläften und Jagdvergnügungen jener fieben faitneants und 
fand e8 unglaublich, daß jemand die ehrliche Meinung haben fünne, es werde 
fih ein ſolches Ihwächlihes Ungeheuer von Regierung auch nur einige Wochen 
gegen den demokratiſchen Zug und die Konventsgelüfte eines Volfshaufes unferer 
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Zeit halten können. Aber man war überzeugt, Preußen werde uns vor folcher 
Torheit und Gefahr bewahren, um fo mehr, als es ja felbft offenbar am fchlechteften 
dabei fahre, indem es fich felbft, fein Heer, feine auswärtigen Beziehungen uſw. 
ganz in die Hand diefer vielföpfigen Direktorialregierung legen folle, in welcher 
Hfterreich mit Hilfe der ihm ergebenen Heinen Könige ſtets die Majorität haben 
werde, während es felbft für feine außerdeutfhen Länder und unter deren Firma 
fih völlige diplomatifhe und militärifche Unabhängigkeit bewahre, 

Sp ift namentlih mein Räfonnement, und ich verfraue ref auf Preußen, 
während ich allerdings rund um mich her Stimmen höre, welche beforgen, das 
noch immer in den Banden alter Abhängigkeit, Schwäche und falfch verftandener 
Pietät befangene Preußen werde am Ende ſich —* und Deutſchland aufgeben 
und nicht den Mut und die Größe haben, den einzigen Moment, den Wink der 
Geſchichte und ſeine eigene — * und Beſtimmung zu verſtehen und zu ergreifen. 
Iſt es doch gerade wieder wie in den erſten Monaten von 1813, wo man ſich oben 
auch nicht entſchließen konnte, das Große und Rechte zu tun, wo ſich aber glück⸗ 
licherweiſe Männer fanden, die in die rechte Bahn lenkten und trieben. Oder beſſer 
noch: e8 ift wie 1755 minus Friedrich II. Fett wie damals heimliche Verabredungen 
und Machinationen unter den Kontinentalmächten und einigen deutſchen Kurfürften 
(nun Zaunfönigen) zu Preußens Demütigung, um es an der Erfüllung feiner 
Aufgabe zu hindern; Öfterreich die Seele des Bundes, Rußland ganz, Frankreich 
halb dabei, ftatt damals Schweden jetzt Dänemark; und ein Teil des nördlichen 
Deutſchlands, wie im Hintergrunde England, einzige Alliierte. Sogar die Dokus 
mente würden fich wohl auffinden laffen (wie damals in Dresden), wenn man 
fuchen wollte; aber wo ift dag zuvorkommende Schwert des großen —— 
welches das künſtliche Netz der Feinde durchhaut? Und doch, um wieviel dringender 
und bedeutender ſind heute die Motive, um wieviel größer der Siegespreis! 

In der Nationalverſammlung ſind Anzeichen der Beſſerung und des Beſinnens. 
Auch ſehr blöde und befangene Augen fangen an das Spiel der —— zu durch⸗ 
ſchauen. Einige Abſtimmungen geftern und heute haben Zwieſpalt in der big; 
herigen Koalition zutage gelegt. Nur den Peſſimiſten der Linken gefällt das Ratten; 
fönigprojeft. Die Weidenbuſch⸗Partei wächft langſam; — waren 223 Unter⸗ 
———— alte Smidt ſogar iſt jetzt über die öſterreichiſchen Abſichten und Plane 
enttäufcht, oder vielmehr, er erklärt, es zu fein, weil er findet, daß Bremen bei 
der Direftorialregierung zu fur; fäme. 

€. €. haben mir nicht erlaubt, Ihnen zu fchreiben. Ich tue es dennoch, weil ich 
nicht weiß, ob Sie einen Korrefpondenten unter den Bevollmächtigten haben, 
befonders aber, um meinem gepreften Herzen gegen Sie Luft zu machen, welches 
zittert über das Schidfal unferes gemeinfchaftlihen Vaterlandes, das in Berlin 
entfchleden werben wird. Glüdlicherweife fcheint es, als werde fich die dortige 
Berfammlung in deutfhem Sinne ausfprehen. Sie, Pageven Herr, werden, 
ich weiß e8, das Ihrige tun, und fo habe ich nur noch die Bitte hinzuzufügen, mir 
meine Gradheit und Sorge nicht als Indiskretion auslegen zu wollen. 


70, Ludolf an Dtto Camphauſen. 

Eigenhd. Konzept. Auszug Caſpary 305. 
Frankfurt 1849. Mär; 28. 
ame Ich foll Dir einen vernünftigen Brief ſchreiben; dag wird ſchwer halten von 
einem Drte aus, an bem fo viel Unvernünftiges geſchieht. Der blinde, ——— 
Kampf ber Parteien, worin aller Sittlichkeit Hohn geſprochen wurde, war grauenhaft 
anzuſehen. Mir felbft iſt die Geduld beinahe gefprungen, als ni eftern hörte, daß 
Schmerling und Bothmer für das fuspenfive Veto bei Ver * sänderungen 
geſtimmt 4 Der heutige Alt der Kalſerwahl iſt wenigſtens frei von allem 
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Verlegenden für den König gewefen. Die Opponenten haben fih des Stimmens 
enthalten; von den 290 Stimmenden haben alle den König genannt. Vielleicht 
ift e8 für die Zukunft und für das Volk von einiger Wichtigkeit, daß die Verſamm⸗ 
lung den Yusfpruch getan hat; mir hätte e8 für den Augenblid beffer gepaßt, wenn 
nichts zuftande gefommen wäre; der Befchluß der Permanenz hebt mich wenigfteng 
für den Augenblid über die Verlegenheit, was an die Stelle ber proviſoriſchen 
Zentralgewalt zu fegen ſei. 

Yn den Kammern in Berlin iſt es num, dem Könige zur Seite zu fiehen, und ihre 
Zufimmung zu einer höflich auffchiebenden Antwort zu erkennen zu geben. Zu 
der bisherigen Stellung ift außer dem vermehrten Gräuel der Verfaffung noch hin; 
sugefommen, daß $ı ausdrüdlich das ganze Bundesgebiet einfchließt, alſo auch 
Hfterreich. Ich habe in den leuten Tagen begonnen, Einleitungen für die Fabrikation 
des engeren Bundes zu treffen, und auf meinen erften Bericht darüber vom 24. 
hat dag Minifterium per Telegraph fein volles Einverftändnig gemeldet. Freilich 
war dabei nicht auf den heutigen Ausgang gerechnet. 

2 der hiefigen Bevölkerung erregt das Evenement eine freudige Aufregung. 
Schon als geftern die Erblichfeit durchging, Hatfehten die Galerien. Schmerling 
fol, wie man mir eben fagt, einen Kurier an den König abgefandt haben.’.... 


1. Minifter 0. Dufh an Camphanfen. 
— ad San phauſ 





Karlsruhe 1849. April 2. 


Nur wenig Worte troß Augen und Arzt. Man ift hier im höchſten Grade gefpannt 
auf bie Bgrigren von Berlin, und zu erfahren, was bie k. preußifche Regierung 
wünfcht, daß nun weiter gefchehe. Ich denke mir, man wird nicht annehmen wollen 
und nicht ablehnen fönnen; eine eventuelle bedingte Annahme wird dag Ergebnis 
fein. Möchte die —* Regierung Mut haben, denn es gilt eine große Sache. 
Der Mut ſchließt die Weisheit nicht aus. Wir werden feſthalten an allem, was wir 
ausgeſprochen haben, und, wenn wir dazu veranlaßt werden, es wieder ausſprechen. 
An unferer Erklärung vom 9. Januar, an unferer Antwort auf die Zirfulardepefche 
vom 23. Januar’, an unferen Erklärungen in der Kolleftionote, an der Reichs; 
verfaffung, die natürlich bei einem engeren Bunde von weniger Staaten vorerft 
einer Abänderung nah den Verhältniffen bedürfte. Wir werden feinem „ſüd⸗ 
deutfchen Bunde” beitreten; wir wollen die deutſche Nationalfahe und feine 
Partifularbünde fördern, aber auf unferer befannten Gleichberehtigung unter 
allen Umftänden beftehen. — Darf ih im Vertrauen noch etwas hinzufügen? 
Wi Preußen fih Sympathien überall erhalten und erwerben, fo wäre es gut, der 
dee, die man zu verbreiten fucht, enfgegenzutreten, ald wolle man den Sig der 
Keichsregierung nach Berlin ziehen, Nichts würde abfloßender für einen großen 
Zeil von Deutfchland wirken als ein folher Gedanke, und es wäre unftreitig die 
übelfte Politik, die Preußen in der deutfhen Sache befolgen könnte. 

hrer Frau Gemahlin meine innigfte Verehrung. Die angerühmte rote Augen; 
falbe, —* von meinem Arzte gebilligt, iſt im Gebrauche, und ich hoffe in einigen 
Tagen wieder fo weit zu fein, daß ich nach Frankfurt kommen kann, wenn es not tut, 
und man mir ein freundliches Zeichen dazu gibt. 


7ıa, Dtto an Ludolf Camphanfen. 


Eigenhd. Driginal. 
Berlin 1849. April 2. 


Heute früh hat mir der junge Eichmann Deinen freundlihen Brief vom 
30/31. v. M. nebft Anlagen gebracht. Ich habe lettere mit großem Intereſſe 


ı Ein zweites kurzes Schreiben von demfelben Tage f. Cafpary 304 unten, 
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gelefen und freue mich, daß Du hinſichtlich der Reviſion der Verfaffung durch 
denjenigen Teil der Nationalverfammlung, welcher die Vertreter der zum engeren 
Bundesftaate zufammentretenden Volksſtämme umfaßt, auf einen Gedanken 
gefommen bift, den Vinde und ich hier mehrfach gepredigt haben. Auf unfere 
Entfohließungen, die etwas deutſchtümlicher find ald Du gewünſcht, und durch 
Bindes der Verabredung nicht völlig getreue Motivierung dies noch mehr ges 
worden find, haben Deine Mitteilungen einen Einfluß nicht mehr üben können, 
da wir bereits geftern Abend in einer fehr lebhaften Klubverfammlung, bei 
welcher ich verfehiedenen Schwargweißen fehr fcharf zu Leibe gegangen bin, unferen 
Schlahtplan definitiv feftgeftellet haben. Wir haben faum hoffen dürfen, für 
unfere Adreffe den Sieg zu erringen und würden eine Niederlage um fo tiefer 
haben beflagen müffen, als dann mindeftens 30 Mitglieder von unferer Fraktion 
für den Adreßentwurf der Linken geftimmt und diefen dennoch nicht durch⸗ 
gebracht haben würden, weil die Außerfte Linfe entfchloffen war, ihn zu ver; 
werfen. Unfere Freude war daher nicht gering, als wir glüdlih die Majorität 
erlangt hatten. So wie die Dinge hier ftehen, mußten wir ein entſchiedenes Wort 
dem unentfchloffenen und von taufend feindlichen Einflüffen umlagerten König gegens 
über ausfpredhen: daß die Bäume nicht gleich in den Himmel wachfen, dafür 
ift mehr als genug geforgt. Wie ich Eonfidentiell weiß, hat das Minifterium 
Br, mit dem Nüdtritte drohen müſſen, dagegen nimmt der Mann Deiner Freun⸗ 
din entfchieden für die deutſche Sache Partei. Schade ift es doch, daß Du nicht 
bier biſt. Wir haben foeben die Frankfurter Deputierten empfangen und zum 
Hotel du Nord geleitet; e8 waren fowohl von der Stadt als von der erften und 
zweiten Kammer Deputationen anwefend, bei welchen letzteren ich natürlich nicht 
fehlen durfte. Der Jubel am Bahnhof und bis weit in die Stadt hinein war 
groß genug, im Übrigen ift die Haltung der Berliner Bevölkerung mehr neus 
gierig als teilnehmend, und es befteht ein großer Unterſchied zwifchen dem fühlen 
April in Berlin und dem heißen Juli in Wien. Billig muß man aber auch 
zugeben, daß man das gene Ereignis nur mit einer gemifchten Empfindung 
begrüßen kann. Wer weiß, ob man nicht zum Ablehnen geraten hätte, wenn 
nicht das Ablehnen mindeftens ebenfo gefährlich wäre als das Annehmen. Muß 
man fich aber Gefahren ausſetzen, fo ift es beſſer, ruhmvoll als ruhmlofe zu bes 


ſtehen. 
Wir beabſichtigen, den Frankfurtern am Mittwoch ein großes Diner zu geben, 
ſind aber noch in Ungewißheit, auf wann der König die Herren einladen wird. 
Simſon iſt unwohl angekommen, hat aber doch feine speeches ganz gut abs 
gehalten. Heute Abend werden wir ung zwanglos bei Mieleng in dem großen 
Saale vereinigen. 





72. Ludolf an Dito Camphauſen. 
Eigenhd. Konzept. Auszug Cafpary 310. 


Frankfurt 1849. April 5. 
Häufig machen unangenehme Nachrichten im erſten Augenblicke einen heftigen 
Eindrud, der fih nach 24 Stunden milder. So tft es mir mit der Antwort des 
Königs nicht ergangen; fie ift mie ftündlich fchlimmer und widerwärtiger erfehlenen. 
Daß dabei nicht ftehen geblieben werden kann, war mir gleich Harz allein, obgleich 
ih heute aus einer tele kappigen Depeſche an den Vizepräfidenten der National; 
v —— erſah, dab in beiden Kammern Anträge wegen jener Antwort geftellt 
waren oder bevorftanden, fo ift e8 mir doch nicht Mar, wie man aus dem faux pas 
ungefhunden heraustommen fol, ohne daß die im entfcheidenden Augenblide 
fehlende Kraft fih zu entfliehen und zu handeln auf den fpäteren Verlauf nach⸗ 
teilig einmwirke. Ich bin höchſt entmutigt, 
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Graf Yenim treibt e8 zu bunt. Du meinteft neulich, man werde wegen der 
dänifchen Verwicklungen nicht gerne wechſeln. Eine größere Konfufion zuwege zu 
bringen, eine ſchmachvollere Politik zu treiben als Arnim in der dänifhen Sache 
ift gar nicht möglich. An dem nunmehr wahrfcheinlich erfolgten Wiederausbruche 
des Krieges trägt er dadurch große Schuld, daß er die Dänen in dem Wahne 
beftärkt hat, Preußen werde feinen Teil nehmen. Bei meiner legten Anweſenheit 
in Berlin fam wenisftens außer Zweifel, daß ein preußifcher General das Kom⸗ 
mando führen und ein preußifcher Truppenteil, wenn auch verfpäter, marfchieren 
follte.: Wenige Tage nach meiner Rückkehr telegraphierte mir v. Arnim auf Grund 
der Suppofition eines Waffenflillftandes bis zum 15. April, daß die Truppen 
Kontreordre erhalten hätten, womit das Neihsminifterium einverftanden fein werde. 

ch telegraphierte zurüd, daß ich dem Neihsminifterium nicht einmal etwas davon 
agen werde, und daß ich dringend den ununterbrochenen Marfch beantrage, weil 
ohne rechtzeitige Befekung der Pofitionen der Ausbruch des Krieges gewiß fei. — 
An Bunfen gab Arnim Aufträge zur Unterzeihnung und Annahme von Be; 
dingungen, teils ohne zu wiſſen, ob man hier einverftanden fei, teild obwohl er 
wußte, daß man hier das Gegenteil vorgefchrieben hatte. Diefen Dingen gab er 
zugleich die gehörige Öffentlichkeit, fo daß die Dänen annahmen, Preußen gehe 
nicht mit, und da alle Diplomaten wußten, Frankfurt ziehe rechts und Berlin 
links. Zuletzt fol er noch dem däniſchen Gefandten gefagt haben, die preußifchen 
Truppen würden nicht über die Eider gehen. Wirklich wird, wenn die Dänen am 
3. angegriffen haben, zwar ein preußifcher General, aber fein preußifcher Soldat 
auf dem Flede gewefen fein. Auch die ſchmachvollen, durch die Zeitungen befannten 
fchließlihen Bedingungen Dänemarks hat Arnim in einer Zirfulardepefhe nicht 
unannehmbar genannt. Bunfen gab geftern der Zentralgemwalt fein Mandat zurück. 


6. April. 

Heute kenne ich nun den leidenfchaftlihen Antrag Vindes; die Erflärung der 
Deputation, des Königs Antwort fei eine Ablehnung (e8 wäre wohl zu unterfuchen, 
wer ihe dazu das Mandat gab); das merkwürdige Zirkular an die deutſchen Ne; 
gierungen. Je m’y perds. 

Der RKeichsverwefer will, wie Euch aus meiner heutigen Depefche mitgeteilt 
worden, das Minifterium wechfeln. 

Lebe wohl und Hilf ung vor einer neuen Revolution bewahren. 


73. Denkſchrift v. Beckeraths. 
Kopie. 
1849. April 5. 
Inwieweit und in welchen Formen kann, wenn alle deutſchen Staaten, 
Oſterreich ausgenommen, ſich zu einem Bundesſtaat verbinden, das Bundes⸗ 
verhältnis diefer Staaten zu Hfterreich fortbeftehen? 

Die politifche Neugeftaltung Deutfchlands darf nicht eine gänzlihe Trennung 
Öfterreichs von denjenigen Staaten, die den Bundesftaat bilden, zur Folge haben. 
Hfterreich wird, nachdem es die Suprematie in Deutſchland eingebüßt, nicht auch 
den Faden feiner Gefchichte gewaltfam zerreißen, nicht eine Verbindung aufheben 


ı Das Keihsminifterium hatte am 3. März die Mobilmahung von drei Disifionen 
gegen Dänemark angeordnet. Die Dänen eröffneten am 3. April den Kampf von Alfen 
aus gegen die in Schleswig ftehenden deutfchen —— 

»Das Datum nach dem Begleitſchreiben v. Beckeraths an Camphauſen: „L. Freund! 
Geſtatten Sie mir, daß ich Ihnen in der Anlage meine Gedanken über die Fortdauer des 
— —— zwiſchen den deutſchen Staaten und Hfterreich vertraulich mitteile. 
5. April 49, 


S 








362 Denkfchrift Beckeraths 1849 April 5. 


wollen, die ein unveräußerlicher Beſitz feiner deutfchen Landestelle, und ohne die 
das Übergewicht des deuffchen Elements in dem Gefamtftaat auf die Dauer ges 
fährdet ift. Umgekehrt hat auch Deutfchland an der Aufrechterhaltung des Bundes; 
verhältniffes zu Öfterreich ein Hohes Intereffe. Auch hier äußern die Macht der Jahr⸗ 
hunderte, die Stammesverwandtfchaft ihre Wirkung; noch färker iſt vielleicht der 
Zug gemeinfamer konfeffionellee Sympathien, und wenn zwiſchen dem deutſchen 
Bundesftaat und Hfterreich eine folhe Auseinanderfegung erfolgte, daß die 
Öfterreihifhen Truppen aus den deutfhen Feftungen abziehen müßten, und beide 
Teile völlig fremd einander genenüberträten, fo würde diefe Wendung nicht nur 
den Bundesftaat an feiner füdöftlichen langgeſtreckten Grenze milttärifch erponieren, 
ihn in das Wagnis einer völlig neuen europäiſchen Stellung ſtürzen, fondern auch 
in feinem Innern, namentlich im Süden, eine Unzufriedenheit erregen, die ſich 
unter Umftänden zu einer bedenflihen Gärung fteigern könnte. Wird dagegen 
gleichzeitig mit dem Bundesftaat das Bundesverhältnis zu Öfterreich gefichert, fo 
dürfte dies — unterfcheidet fich auch die Verbindung nur durch ihre Unauflöslich⸗ 
feit und ihre organifchen Formen von einer gewöhnlichen völferrechtlihen — 
wefentlih dazu beitragen, auch diejenigen Staaten für den engeren Bund zu ges 
winnen, die ihm bisher abgeneigt waren. Diefer Erfolg fteht namentlich dann in 
Ausficht, wenn der nachftehend bezeichnete Weg eingefchlagen, und den einzelnen 
Regierungen, unbefchadet ihrer Unterordnung unter die Neichsgewalt in dem 
Verhältnis zu Sſterreich eine gewiſſe Selbftändigfeit eingeräumt wird. 

ch gehe davon aus, daß der Akt der Bundesverfammlung, durch welchen fie 
am 12. $uli v. J. ihre Tätigkeit für beendet erklärte und die Ausübung ihrer 
Befugniſſe und Verpflichtungen der proviforifchen Sentralgewalt übertrug, den 
Bund felbft nicht aufhob, fondern nur ein neues Organ — und zwar ein provi⸗ 
ſoriſches — an die Stelle des bisherigen fette. Die Wiederherftellung des leßteren 
ward nicht vorbehalten; man feßte voraus, daß die in der Beratung begriffene 
definitive Verfaffung alle Bundesländer ohne Ausnahme umfaffen, und mithin 
ein Anlaß, zu der alten Form zurüdzufehren, fich nicht ergeben würde. 

Wenn aber Öfterreich, deffen Sonderftellung die Nationalverfammlung aners 
kannt hat, ſich ausfchließt, fo ift jener Zweck, die Errichtung einer die Bundesafte 
vollftändig erfehenden Gefamtverfaffung, unerreicht geblieben. Das Ergebnis 
ber Bewegungen der leiten Jahre iſt vielmehr diefes: Die Staaten, welde den 
deutfhen Bund bilden, haben fich in zwei Teile zerlegt, und jeder derfelben hat in 
feiner inneren Organifation Abänderungen getroffen, die die Bundesafte fans 
gieren. Hfterreih fann aus letzterem Grunde fein MWiderfpruchsrecht gegen die 
Berfaffung Deutfhlands herleiten, denn gerade zu diefem Zwecke, zur Neneneration 
ber Bunbdesverfaffung, hat es durch feine Abgeordneten in der Paulskirche mit; 
gewirkt, und daß diefe nicht überall mit der Mehrheit ſtimmten, hebt für Öfterreich 
bie rechtlihen Folgen feiner Beteiligung nicht auf. Deutfchland aber Fönnte von 
Hfterreich die Annahme der neuen Reichsverfaffung für die deutſch⸗öſterreichiſchen 
Bundeslande verlangen; es könnte Widerfpruch einlegen gegen die äfterreichifche 
Gefamtverfaffung, weil fie die Stellung jener Landesteile zum deutfhen Bunde 
alteriert und mithin der Bundesafte — nicht, wie es durch die deutſche Reichs— 
verfaffung geſchah, unter Mitwirkung aller Beteiliaten — fondern einfeltig deros 
alert. Der richtige durch die Verhältniffe gebotene Weg iſt jedoch der, daß, fo wie 
Hfterreih die Verfaſſung des Bundesftaates als für diefen zu Necht beftehend 
anzuerlennen dat, Deutfhland der dfterreichifhen Gefamtftaatsverfaffung nicht 
entgegentritt, beide Teile aber davon ausgehen, daß der deutſche Bund, da eine 
Megeneration feiner Geſamtheit nicht zuftande gelommen, nach wie vor als ein 
unauflöslicher völferrechtlicher Verein in allen denjenigen Teilen fortbefteht, die nicht 
er er ftaatsrechtlihen Geftaltung Hfterreihs und Deutſchlands inkom⸗ 
patibel find, 
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Mer find aber, wenn der deutfhe Bund fortbefteht, nunmehr feine Glieder? 
Steht der öfterreichifchen Negierung lediglich die deutfche Reichsregierung, und in 
welhem Stimmenverhältnis gegenüber? Nehmen alle deutfchen Regierungen ihren 
Siß in dem Bundesrate nach Maßgabe der Art. 4 und 6 der Bundesakte wieder ein? 

Aus ftaatsrechtlichen und aus politifhen Gründen möchte ich die Teßtere Alter; 
native befürworten. Aus ftaatsrechtlihen, denn die Bundesgemeinfchaft der deut; 
fhen Regierungen mit HÖfterreich war eine unmittelbare, ihre Bevollmächtigten 
faßen im Bundesrate mit dem Vertreter Öfterreihs zufammen. Iſt nun, wie 
oben erwähnt, nachdem eine deutfche Gefamtverfaffung nicht zuftande gefommen, 
hinſichtlich Hfterreihs die alte Bundesgemeinfhaft beftehen geblieben, fo ift fie 
auch nach wie vor eine unmittelbare, und die Beftimmung des 8 7 des Abfchnittes 
von ber Reichsgewalt tritt dem nicht entgegen, da Öfterreich als Ausland in dem 
eminenten Sinn, der hier gemeint ift, nach allen vorliegenden Verhältniffen nicht 
betrachtet werden fann. 

Die politifhen Gründe liegen auf der Hand. Gewiß würden Bayern, Sachen, 
Hannover und Württemberg dem Bundesftaate weit eher —— geneigt ſein, 
wenn ihnen auf dieſe Weiſe in dem Verhältnis zu Öſterreich eine Stellung geſichert 
wäre, die zwar nur einen geringen politifhen Einfluß, aber eine den Einzelftaaten 
wertvolle Garantie ihrer unverleglihen Eriftenz gewährt. Bedenklih für die 
Zwede des Bundesftaats fönnte der daraus erwachfende politifche Einfluß deshalb 
nicht fein, weil das alte Bundesverhältnis, das ohnehin den mittleren und Heineren 
Staaten feinen großen Spielraum einräumte, nur Infofern wieder auflebt, als 
es mit der neu errichteten deutfchen und Öfterreichifchen Verfaffung nicht im Wider, 
fpeuche ſteht. Eine nähere Unterfuhung wird, wenn ich mich nicht ganz täufche, 
su dem Ergebnis führen, daß als Bundesfache, mithin als Gegenftand der Tätig; 
keit des Bundesrates, zu betrachten fein würden: 

1. Revifion der Bundesverfaffung auf Grundlage ber gegenfeitigen Aner- 
fennung der Neichsverfaffungen HÖfterreihs und Deutſchlands, refp. Umgeftaltung 
des Bundes in eine ewige Union zwiſchen Deutfchland und Öfterreich. 

2. Vollendung und Verwaltung der Bundesfeftungen. 

_ nn der Bundeskriegskoſten aus den fchleswigsdänifchen Felds 
gügen uſw. 

4. Beratung und Beſchlußnahme über die Mittel und Wege zur Verfolgung 
gemeinfamer Zwecke, welche als ſolche in der renidierten Bundesafte beftehen 
bleiben refp. feftgeftellt werden. Dahin fünnen gehören: Anbahnung einer gleich- 
mäßigen Gefeßsebung, einer übereinftimmenden Handelspolitif und gemeinfamer 
gen für Handel und Gewerbe. 

Es ift klar, daß außer ad ı und 3, welche jedoch nur franfitorifhe Funktionen 
betreffen, ein pofitiver Stoff für die Tätigkeit des Bundes nur ad 3 in der Ads 
miniftration der Bundesfeftungen gegeben ift, und daß ad 4, auch wenn den 
Neichsregierungen Hfterreihs und Deutfchlands ein Veto nicht ausdrücklich vor; 
behalten wird, ein Befchluß nur dann zuftande fommen kann, wenn die Intereffen 
beider Staaten vollftändig Hand in Hand gehen, fo daß dag Ergebnis fein anderes 
ift als dasjenige, welches unter gewöhnlichen Verhältniffen duch Gefandtfhaften 
erzielt wird. Aber dennoch ift die, wenn auch vorerft faft nur formelle, Fortdauer 
der —* von unberechenbarem Nutzen; ſie beruhigt die ſüddeutſchen Staaten 
durch die Garantie ihrer Unverletzlichkeit über ihre Zukunft, die fie Im Bundesſtaate 
gefährdet glauben, und macht fie alfo zu willigeren Gliedern des letzteren; fie läßt 
Deutfchland, ungeachtet der Umgeſtaltung feiner inneren Verhältniffe Europa 
—— in unveränderten politiſchen Umriſſen erſcheinen, und iſt mithin eine 

uürgſchaft für die Erhaltung des Weltfriedens; fie gibt endlich der nationalen 
Gemeinfhaft, welche zwiſchen Deutfhland und DeutfchrÖfterreich befteht, eine 
organifche, die Entfremdung verhütende Form, und enthält den Keim zu einer 
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machtvolleren Gemeinfamtfeit, in welcher doch vielleicht einft, wenn der jeßige Über; 
gangsprozeß vollendet ift, Deutfchland und Hfterreih auf dem Schauplag der 
Geſchichte auftreten werden. 

Meine Meinung geht alfo dahin, daß, fobald der Bundesftaat durch die zus 
flimmenden Erklärungen der deutfhen Regierungen gefichert ift, die letzteren unter 
dem Vorſitz eines öfterreihifhen Präfidialgefandten die dem weiteren Bunde ver; 
bleibenden, in obigen 4 Punkten näher —— Angelegenheiten aus den 
Händen der Zentralgewalt deren Mandat mit demjenigen der Nationalverſamm⸗ 
lung zugleich erlifcht, zu übernehmen haben, und daß eine [hon jeßt hierüber mit 
den Regierungen in geeigneter Weife anzufnüpfende Verhandlung das rafche und 
vollftändige Zuftandefommen des Bundesftaats nicht wenig fördern würde. 

Diefer Weg erfcheint nicht nur als der einfachfte, fondern auch als der einzige, 
der ohne große Erfchütterungen zum Ziele führt; den auswärtigen Mächten wird 
dadurch auch der leifefte Vorwand zur Einmifhung benommen, und die gerechten, 
auf die Errichtung eines Bundesftaates gerichteten Erwartungen Deutſchlands 
sehen ebenfofehr in Erfüllung, als den Anſprüchen Öfterreihs, wie es fie in dem 
Programm von Kremfier felbft formuliert, ein Genüge gefhieht. 


74. Erlaß des Fürften Schwarzenberg an Baron Prokeſch. 
Kopie, 
Mien 1849. April 5. 
Em. pp. haben ung die Antwort vorgelegt, welhe S. M. der König der aus 
Frankfurt an Ihn entfendeten Deputation der deutfhen Nationalverfammlung 
erteilt hat; und wir haben von derfelben mit hohem Intereffe Kenntnis genommen, 
welches die laute Betätigung der Grundfäbe des Nechtes aus dem Munde 
eines mit großer Macht ausgerüfteten und zugleich von Nüdfichten der mannig- 
fahften Art in Anfpruch genommenen Monarchen überall dort erregen muß, wo 
man in der Heilighaltung jener Grundfäge, für Fürften wie für Völker, in diefer 
ſturmbewegten Zeit allein noch den Anker der Rettung erbliden kann. 
Die Stellung des Königs in der deutfchen Angelegenheit ift durch jene Erklärung 
für den Augenblid klar und deutlich für jedermann bezeichnet. 
Die unferige, fowie unfere Anficht über das, was zu gefchehen hat, läßt fih in 
1 Betrachtungen — ——— 
aß der Kaiſer für ſeine zum deutſchen Bunde gehörenden Staaten in die 
Verfaſſung, wie ſie ſeitens der Frankfurter Verſammlung entworfen und am 
28. März wider alles Recht und Geſetz, zum allgemein gelten ſollenden Beſchluß 
erhoben worden ift, nicht eingehen kann, dies ergibt fih aus unferen früheren, 
allgemein gefannten Erflärungen in fo entfchledener Weife, daß der Satz weder 
einer näheren Begründung, noch weitläufigeren Entwidlung bier ... bedarf. 
Ebenfowenig können die Abgeordneten Öfterreichifcher Länder hinfüro an den 
Beratungen und Verhandlungen einer Verfammlung teilnehmen, welche, von 
bem Zmede ihrer ———— Berufung gänzlich abgehend, ſich nach Beendigung 
bes Verfaſſungswerles und über ſelbes hinaus, eigenmächtig für permanent erklärt 
und ſonach auf ein gänzlich ungefezliches Feld nefeht bat. Jene Abgeordneten 
werben fonad alsbald den Schauplat ihres bisherigen Wirkens zu verlaffen — 
An ben Augen des ff. Hofes bleibt ſonach, als Vertreterin und Trägerin des 
bisherigen deutfchen Bundes, einzig und allein die in Frankfurt, unter Übernahme 
der Geſchäfte des vorigen Bundestages in das Leben getretene proviforifche 
Zentralgewalt zurück. 
Se. Kaiferlihe Hoheit der Erzherzog Neichsverwefer haben zwar unter dem feit 
lutzem eingetretenen Berbältniffen ihre Enthebung von diefer Würde begehtt, 
und S. M. der Kalfer, weit entfernt, biefem gerechten Wunfche des Erzherzogs 
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entgegenzutreten, haben ihre Bereitwilligkeit erklärt, Sr. Kaiferlihen Hoheit zu 
defien Erfüllung behilflich zu fein; nur haben Allerhöchftdiefelben hieran die Be; 
dingung geknüpft, daß ber Reichsverwefer auf dem Poften, den ihm das Vertrauen 
der deutfchen Fürften und des deutfchen Volkes übertragen, vorläufig noch aus; 
harre, bis über die Handhabung der im Grundfage noch beftehenden oberften 
Bundesgewalt irgend anderweit verfügt worden fein wird, 

Der Bund von ı8ı5, ein völferrechtlich gefhlofiener und allfeitig bindender 
Vertrag, befteht für alle feine Teilnehmer fo lange, als er nicht durch dag freiwillige 
Zurüdtreten der legteren förmlich und faktifh aufgelöft iſt. 

Aber nicht aufgelöft follte der bisherige deutſche Bund, nach der Anficht der 
deutfchen Fürften und Regierungen, werden, als fie zum Behufe der Vereinbarung 
der neuen Verfaffung desfelben die Eonftituierende Verfammlung nah Frankfurt 
beriefen, fondern nur umgeftalter und ausgedehnt. 

Heute befindet fih Deutſchland immer noch in dem Stadium des Überganges 
von dem alten Bunde, der allerdings abgeändert, aber nicht vernichtet werden 
fol, zu dem neuen Bunde, deffen Verfaffung von der fonftituierenden Verſamm⸗ 
lung allerdings entworfen, von den deutfhen Regierungen aber noch nirgend 
angenommen ift, 

Die Erklärung des Königs an die Franffurter Deputation bahnt nun dag 
weitere Einverftänding zwifchen den Regierungen über die Frage des in dag Leben; 
treteng jener Verfaffung an. Big an Einverftändnig aber wirklich erzielt ift, 
wird noch einige, wenn auch immerhin vielleicht kurze Zeit vergehen, und während 
derfelben kann der deutfhe Bund nicht ohne Leitung, dag gemeinfamere Vater; 
land nicht ohne Zentralgewalt bleiben, die den inneren Frieden handhabe und 
gegen außen Deutfchland würdig vertrete, 

In diefem Gefühle und bewegt von jener Anhänglichkeit an die deutfche Sache, 
die der Kaifer von Seinen Ahnen geerbt hat, und auch in Seinem Leben niemals 
verleugnen wird, haben S. M. den — Johann dringend erſucht, von ſeinem 
Poſten nicht zu weichen ſo lange, als nicht in anderweiter geſetzlicher Weiſe für die 
Leitung der Bundesgeſchäfte Fürſorge getroffen fein wird, 

Se, Fe legen hierdurch Ihrem erlauchten Oheim ein in jeder Beziehung 
—— Opfer auf; Sie find aber überzeugt, daß daß Se. Kaiſerliche Hoheit es gern 

ringen werden, wenn e8 fich, wie hier der Fall, wirklich um das Wohl, ja um die Ehre 
des, dem Prinzen immer vorzüglich teuer gewefenen deutſchen Vaterlandes handelt. 

Se. Majeftät hegen aber auch, anderfeits, die Hoffnung und die Erwartung, 
daß das Verhältnis allenthalben nach feinem wahren Werte gewürdigt und dem; 
gemäß vorgegangen werden wird. 

Eine in das Unbeftimmte gehende Verlängerung des gegenwärtigen Zuſtandes 
kann fo wenig in der Abficht Sr. Majeftät liegen, als fie überhaupt den Bedürfniffen 
der Lage angemeffen fein würde, 

Die, wenn auch nur proviforifche, Konftituierung eines Bundesdireftoriumg, 
wie felbe felbft in der preußifchen Erflärung vom 10. März als nicht unzuläffig 
anerkannt ift, könnte vielleicht dazu — ſein, für den Fall, daß die ſofortige 
definitive Regelung des Bundesverhaͤltniſſes — die freilich das Wünſchenswerteſte 
wäre — heute noch nicht ftattfinden könnte, wenigftens vorläufig zu verhindern, 
daß nicht die gefeßlich, noch durch ein gemeinfchaftlihes Band umfchlungenen 
Beftandteile Deutſchlands faktif J der Wohltaten jenes Bandes beraubt, im 
Inneren Deutſchlands einzelne Gegenden desſelben der gräulichſten Anarchie 
preisgegeben fein und, dem Auslande gegenüber, der deutſche Name zum Spott 
zu werden Gefahr laufe. 

Ein folches Refultat, welches die Seele des Kaifers mit dem tiefften Schmerz 
erfüllen würde, würde auch in dem deutſch⸗patriotiſchen Gemüte des Königs ficher 
nur diefelbe hervorbringen. 


366 Prototoll 1849 April 6. 


Es hintanzuhalten, liegt einzig und allein — aber auch dann mit voller Sicher; 
beit — in den Händen der beiden Monarchen. Ihr Einverftändnis allein kann 
Deutfchland vor dem Chang und vor der Gefahr gänzlihen Unterganges bewahren. 

Vorderhand befchränkt fich die Aufgabe Em. pp. darauf, die oben entwidelten 
Anfihten dem Königlich Preußifchen Kabinette zur Erwägung zu geben und darauf 
zu dringen, daß die dortige Meinung über die Art und Weile, wie die Bundes; 
zentralgewalt weiterhin zu handhaben fei, ung baldigft befannt gemacht werde. 


75. Brotofoll über die Sigung des Preußiſchen Staatsminifteriums,. 
Kopie. 


In Gegenwart des Minifterpräfidenten Grafen von Brandenburg, ber Staatsminifter 
von Ladenberg, Frhr. v. Manteuffel, von Trotha, v. d. Heydt, Graf v. Arnim, v. Rabe, 
des Unterftaatsjefretärs Grafen v. Bülow und des Geh. Legationsrats von Bülow. 


Berlin 1849, April 6. 


In der heutigen Sigung des Staatsminifteriums wurde die deutfche Frage bes 
taten und darüber folgendes befchlofien: 

1. Wenn die deutiche Nationalverfammlung in Frankfurt infolge der der Depus 
tation derfelben von S. M. dem Könige erteilten Antwort die Vereinbarung über 
die deutfhe Verfaffung verweigern und die von * bisher behauptete unbedingte 
Rechtsgültigkeit der von ihr ——— Verfaſſung, trotz den Einſprüchen und 
Widerſprüchen der Regierungen, aufrecht zu erhalten verſuchen möchte, ſo ſollen 
die —— Mitglieder der deutſchen Nationalverſammlung ſofort abberufen 
werden. 

2. Sollte die deutfhe Nationalverfammlung infolge der oben gedachten Antwort 
S. M. des Königs einen anderen regierenden Fürften in Deutfchland zum Reichs⸗ 
oberhaupt wählen, fo wird diegfeits die Erklärung abgegeben werden, daß Preußen 
fih einem anderen Reihsoberhaupte nicht unterwerfen werde. 

3. Bei der Beratung der deutfhen Grundrechte wurden folgende Befchlüffe ges 
faßt: Zu Yrt.1,$6. Die Auswanderungsfreiheit betreffend foll als eine deflalra ]; 
torifhe Bemerkung bei den Beratungen in Frankfurt geltend —* werden, daß 
dieſe Freiheit, wie ſich von ſelbſt verſtehe, nicht von den Verpflichtungen der Unter⸗ 
tanen gegen den Staat, namentlich von der Wehrpflicht im ſtehenden — ent⸗ 
binden dürfe. Zu Art. 11, $ 7 der Satz: „der Adel als Stand iſt abgeſchafft“ 
foll wegfallen, 

Gegen den Saß: 

„Alle Titel, infoweit fie nicht mit einem Amte verbundenfind, find!aufgehoben 
und dürfen nie wieder eingeführt werden“ 
fol fein Widerfpruch erhoben werben, 

Dasfelbe gilt von dem Sage, wonach fein Staatsangehöriger von einem aus; 
wärtigen Staate einen Orden annehmen darf, Unter auswärtigen Staaten glaubt 
man, nur nichtbeutfche verſtehen zu können. 

Zu dem Gabe: 

„Die Öffentlichen Amter find für alle Befähigten gleich zugänglich” 
ſoll deflaratorifh bemerkt werden, daß damit die MilitärsVerforgungsberechs 
* weder aufgehoben noch —— ſeien, und daß jener Satz nur in 
dieſem Sinne verſtanden werden dürfe. 


er Gab: 
„Die Mepepflicht ift für alle gleich” 
läßt die Mifdeutung zu, als fei eine Verſchiedenheit in dee Militärdienftgeit uns 
wläflio; diefer Mißdeutung fol durch eine deflaratorifhe Bemerkung vorgebeugt 
werben. 
Zu Urt, III, $ 9, bie Abſchaffung ber Todesftrafe fol wegfallen, 
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Zu Art. V, $ 17. „Keine Religionsgefellfchaft genießt vor anderen Vorrechte 
duch den Staat” wurde bemerkt, daß durch diefe Vorſchrift der Art. 12 der Preußi⸗ 
ſchen Verfaffung nicht als abgeändert angefehen werben dürfe, 

3u Yet. VI, 8 27. Die Gewährung ee Unterrichts auf allen öffentlichen 
Unterrihtsanftalten an Unbemittelte ift durchaus unannehmbar, 

Zu Art. VIII, $ 38. Bon der Aufhebung der Fideikommiſſe müſſen die Fideis 
fommiffe der mediatifierten Fürften ausgenommen werben, 

$ 39. Bon der Aufhebung des Lehnsverbandes müſſen die Thronlehen, wie in 
der Preußifhen VBerfaffung, ausgenommen werden, 

Zu Urt. IX, $ 42. Unter „Ausnahmegerichten“, die nach diefem Para; 
graphen nie fattfinden follen, können nur Gerichte verfianden werden, welche ohne 
Geſetz für einen einzelnen Fall niedergefegt fein möchten. 

$ 43 fteht im Widerfpruch mit Yet. 36 der Preußifchen Verfaffung, welcher 
legtere aufrecht erhalten werden muß. 

Der $ 3ı der Grundrechte muß auf die $$ 8, 10 und 11 der Grundrechte aus⸗ 
gedehnt werden. 

Die fpäter von der Nationalverfammlung zu Frankfurt befhloffenen Ergän—⸗ 
zungen der Grundrechte gaben zu folgenden Beſchlüſſen Veranlaffung: 

a) Die in der Preußifchen Verfaffung Yet. 104 vorbehaltene Handhabung der Orts; 
polizei in Städten von wenigfteng 30000 Einwohnern muß aufrecht erhalten werden. 

b) Dasfelbe gilt von Art. 110 der Verfaffungsurfunde vom 5. Dezember. 

Weiter wurde für heute nichts verhandelt. 

984. Graf Brandenburg. v. Ladenberg. - J——— v. Strotha. Graf v. Arnim. 
v. Rabe. 


76. Protokoll über die Sitzung des Preußiſchen Staatsminiſteriums. 
Kopie. 


In Gegenwart des Miniſterpräſidenten Grafen von Brandenburg, des Staatsminiſters 
v. Ladenberg, Frhr. v. Manteuffel, v. Strotha, v. d. Heydt, Grafen v. Arnim und v. Rabe 
und des Unterſtaatsſekretärs Grafen v. Bülow. 


Berlin 1849. April 7. 

In der heutigen Sitzung des Staatsminiſteriums wurde das Reichsgeſetz für die 
Wahlen zum Volkshauſe zum Gegenſtande der Beratung gemacht. 

SHinfichtlich der im Artikel 1, 8$ ı—4 behandelten aktiven Wahlberechtigung 
war man einflimmig der Meinung, daß eine weiter gehende Beichränfung des 
Wahlrechts, als folhe in dem gedachten Artikel enthalten ift, unerläßlich fei. Über 
die deshalb zu machenden Vorfchläge wurde die Beratung vorbehalten. 

Zu Artikel II und III fand fich nichts zu bemerken. 

Zu Artikel IV fand man die Beftimmung in $ ıı, daß der Standort der Soldaten 
und Militärperfonen nur dann als Wohnfig gelten fol, wenn derfelbe feit drei 
Monaten nicht gemechfelt worden if, unangemeffen, indem darin eine zu große 
Beichränfung des Wahlrechts der Soldaten liege, Man hielt e8 demnach für not 
wendig, den Standort der Soldaten unbedingt als „zur Wahl berechtigenden 
Wohnfig“ gelten zu laffen. 

Zu Artikel V, $ 13 wurde die geheime Abftimmung für verwerflich und die offene 
Abſtimmung zu Protokoll, wie fie bei den Beratungen in Frankfurt vorgefehlagen 
und mehrfach verteidigt worden ift, für vorzüglicher erachtet. 

3u $ 14 fand man das Syſtem der direften Wahlen an fich, jedoch nur unter der 
Vorausfegung offener Abflimmung, unbedenklich, hielt auch die Fefthaltung des 
Erforderniffes der abfoluten Majorität für angemeffen. Im Falle der Annahme 
der offenen Abſtimmung würde e8 möglich fein, die Abſtimmung in jeder Kommune 
vornehmen zu laffen. 
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Schließlich wurde das Reichsgeſetz über die Tagegelder und Reiſegelder der Ab⸗ 
georöneten zum Neichtstage beraten. Das Staatsminifterium finder den Diäten; 
ſatz von fieben Gulden zu hoch und eine Ermäßigung bis auf drei Taler wünſchens⸗ 
wert. Diefe Ermäßigung fol zur Erwägung geftelle werden. 

Ebenfo findet das Staatsminifterium die unbedingte Portofreiheit für alle 
Korrefpondenzen und Drudjahen unangemeffen und hält esfür dag Beſte, die Porto, 
freiheit der Abgeordneten aus dem Reichgeſetze ganz zu befeitigen. 

Die Verhandlung wurde hiermit gefchloffen. 

(gez.) Graf von Brandenburg. von Ladenburg. von Manteuffel, von der Heydt. 
Graf von Arnim, von Rabe, 


77. Denkſchrift eines Ungenannten. 
Stanffurt 1849. April 7. 
Der Inhalt der Zirkularnote des Preußifhen Minifteriums vom 3. April 
. betreff der deutihen BVerfaffungsangelegenheit ift Ihnen jest vollftändig 

— — 

Der Vorſchlag Preußens, proviſoriſch die deutſche Zentralgewalt zu übernehmen, 
fann als totgeboren betrachtet werden. Angenommen, daß der Erzherzog⸗Reichs⸗ 
verwefer auf dem Entfchluffe, feine Stelle niederzulegen, beharren follte, — was 
fehr dahin fteht, da er die Antwort S. M. des Königs von Preußen an die Depus 
tation der Nationalverfammlung als eine Ablehnung betrachtet — fo wird Dreußen 
vorausfihtlich weder einen auf jene Übernahme gerichteten Antrag aller deutfchen 
Regierungen, noch die Zuftimmung der Nationalverfammlung erlangen; es werden 
alfo die Bedingungen nicht eintreten, von welchen es feine Bereitwilligkeit, die 
non der deutfchen Angelegenheiten proviforifch zu übernehmen, abhängig ges 
macht hat. 

Gehen wir zu den ein om Preußens über, welche die Erledigung der deutſchen 
Verfaffungsangelegenheit felbft zum Gegenftand haben, fo ift es von Intereffe, 
die Pläne kennen zu lernen, nie die verfchiedenen Beteiligten und Parteien an 
bie jüngften Erflärungen Preußens wirklich anfnüpfen oder anknüpfen könnten, 
um jede auf ihre Weife ihre Abfichten zu fördern. 

Der Erzherzog⸗Reichsverweſer hält, da er die Antwort des Königs von Preußen 
an die Deputation der Nationalverfammlung, wie fehon oben bemerkt wurde, als 
eine Ablehnung der angebotenen Oberhauptswürde betrachtet, den Zeitpunft der 
Niederlage feines Amtes für weit hinausgerüdt, und dagegen den Augenblid für 
gefommen, fein Minifterium zu ändern. Er hat aber, wie Männer von anerkannter 
Beobachtungs⸗ und Kombinationsgabe behaupten wollen, auch weitergehende 
Pläne, Die öfterreichifhe Partei wird wahrfcheinlich in der Nationalverfammlung 
ben Berfuh machen, eine Abänderung der Beflimmungen der Neichsverfaffung 
über das Oberhaupt durchzufegen, dag einheitliche, erbliche Oberhaupt zu befeitigen, 
und auf das fiebenteilige und neunftimmige Direktorium zurückzukommen. Im 
übrigen wird diefe Partei die Neichsverfaffung, wie fie befchloffen ift, fich aneignen. 
—* der Plan durch, fo würde der Erzherzog ſofort als Repräſentant Öſterreichs 
im Direftorium auftreten, und in ganz Deutichland neue Wahlen ins Volks, und 
Mepräfentantenhaus ausfchreiben, Er würde fich fürs erfte auf diefe Weife im 
Beſitz der Zentralgewalt behaupten und die Reichsgewalt für Öfterreich gewonnen 


haben, 

Was die linfe Seite der Nationalverfammlung beabfichtigen mag, läßt na nur 
aus der allgemeinen Färbung diefer Partei mutmaßen. Das Prinzip der Volks, 
fouveränerät mit äußerfter Konfequenz fefthaltend, * fie die von der National⸗ 
verfammlung befhloffene Neihsverfaffung als unantaftbar und feiner Abänderung 
fähig betrachten. Daß S. M. der König von Preußen die ihm angebotene Kaifers 


er 
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würde nicht unbedingt angenommen, ift im Sinne diefer Partei notwendig eine 
Anlehnung, und da die Verfaffung beflimmt, daß die Würde eines Dberhauptes 
einem regierenden deutfhen Fürften übertragen werden fol, fo würde es ganz 
fonfequent fein, wenn fie eine andere Oberhauptswahl verlangte, was denn auch 
von vielen beforgt wird. Auf diefe Weife wäre natürlich nichts Lebensfähiges zu er; 
reichen, da ein deutſcher Bundesftaat ohne Preußen an der Spige nicht ie re 

MWelhen Weg nun können diefen Parteien gegenüber diejenigen einichlagen, 
welche den deutſchen Bundesſtaat unter dem einheitlichen erblihen Oberhaupt und 
in der den Verhältniffen nach möglichft großen Ausdehnung wirklich wollen? — 
Hier ftehen zwei Meinungen einander gegenüber, i 

Ich beginne mit der Meinung Camphaufens. Er ift darin mit feiner Regierung 
einverftanden, daß er die Verfaſſung nicht will, wie fie nach der Anficht der National; 
verfammlung „endgültig“ von diefer befchloffen und verkündet worden ift. Davon 
ausgehend, daß der Bundesftaat in der von der Nationalverfammlung angenom⸗ 
menen Ausdehnung namentlich mit Einſchluß Öſterreichs, Bayerns und wahr; 
fcheinlih auch Sachfens nicht zuftande kommen könne und werde, hält er viele 
Befiimmungen der Berfaffung für unausführbar und den Verhältniffen nicht ent; 
fprechend; fefthaltend an dem Vereinbarungsprinzip hält er die Regierungen um 
ſo mehr für berechtigt, die nötig fcheinenden Änderungen anzubahnen, als zu diefer 
Berfaffung Abgeordnete aus Ländern, die dem Bundesftaate nicht beitreten würden, 
entfcheidend mitgewirkt hätten. Er gibt alfo feiner Regierung darin ganz recht, 
daß fie die von der Nationalverfammlung verkündete Verfaffung nicht unbedingt 
angenommen habe; er hätte aber gewollt, daß S. M. der König von Preußen die 
Dberhauptswürde für diejenigen Staaten, welche dem Bundesftaat beizutreten 
erklären würden, fofort angenommen, und die Gründung des Bundesftaates und 
der Berfaffung desfelben in die Hände genommen hätte. Und auf diefen Weg 
wünſcht er auch jet, obgleich der glüdlichfte Moment für eine ſolche Einleitung 
verſäumt worden, noch einzulenfen. Preußen müffe diejenigen Regierungen, die 
den Bundesftaat mit feinem König an der Spige wollten, auffordern, an einem 
dritten, möglichft in der Mitte von Deutfchland gelegenen Orte — etwa Gotha 
oder Weimar — eine neue Verfammlung zu befchiden, um die Verfaffung des 
Bundesftaates zu beraten, Die VBerfammlung hätte, nah Maßgabe der von der 
Nationalverfammlung befchloffenen Verfaffung, aus einem Volks; und Staaten: 
haufe zu beftehen. Das Volfshaus müßten die bisherigen aus den betreffenden 
Staaten entfendeten Mitglieder der hiefigen Nationalverfammlung bilden, welche 
die Regierungen von hier ab und an jenen anderen Ort zu berufen hätten, Die 
Rechtsgültigkeit diefes Verfahrens werde feinem Zweifel unterliegen fönnen, wenn 
die Ständeverfommlungen der einzelnen Staaten die Wahlen in das Staatenhaus 
vornähmen, worin eine Genehmigung liegen würde. Die einzelnen Regierungen 
hätten Kommiffarien zu beftellen, um ihre Anfichten bei diefer Verfammlung zu 
vertreten. Die Befchlüffe der leßteren unterlägen aber lediglich der Genehmigung 
des Neichsoberhauptes, Preußens, und die übrigen Regierungen würden von 
vornherein einzumilligen haben, daß die Verfaffung endgültig und für fie ver- 
pflichtend fei, wie fie von diefer VBerfammlung unter Genehmigung des Bundes; 
oberhauptes befchloffen werde. Das Verhältnis des Bundesftaates gegenüber denz 
jenigen deutſchen Staaten, welche fih von diefem felbft ausfchlöffen, müſſe durch 
Unterhandlung zwifchen beiden Gruppen geordnet werden. 

2. Weg fei der einzige, der noch zu einem Nefultate führen könne und wahr, 
fheinlich auch werde; die hiefige Nationalverfammlung fei nicht mehr lebensfähig; 
die nächften Tage würden noch mehr als der bisherige Gang der hiefigen Verband; 
lungen zeigen, daß auf der hier eingefchlagenen Bahn das Ziel nicht zu erreichen fei. 
Darin werde die vollftändige Rechtfertigung der Regierungen liegen, die jegt einen 
anderen, zugleich aber den einzigen noch möglichen Weg einfchlügen. 

Brandenburg, Interfuchungen. 24 
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Diefer Anſicht gegenüber fteht endlich diejenige Gagerng, welcher für unabweisbar 
hält, an den Beſchluůſſen der Nationalverfammlung und an der verfündeten Reichs; 
verfaffung feftzuhalten, und an diefe die weitere Entwidlung der deusfchen An; 
gelegenheit anzufnüpfen. Er fieht in den jüngften Erklärungen der preußifchen 
Regierung fein Hindernis, vorausgefeßt, Daß Preußen darauf eingehe, die hier 
beſchloſſene Verfaſſung des Bundesftaates anzuerkennen, Die Nationalverfamm; 
lung werde nicht unter den erſten Eindrüden der in Berlin gegebenen Er; 
Härungen sufammentreten; bei fühler Überlegung müſſe Se finden, daß der König 
von Preußen nur für diejenigen Staaten, welche die Verfaffung anerkennen wollten, 
die Oberhauptswürde habe annehmen können; die Antwort an die Deputation 
der Nationalverfammlung fei feine definitive, fondern nur eine — e. Möge 
rg alfo mit den Regierungen beraten; in der Zirkularnote vom 3. ſei der kurze 

ermin von 14 Tagen gefest, um definitive Erklärungen abzugeben; diefe Friſt 
werde die Nationalverfammlung abzuwarten haben. Lägen dann, wie erwartet 
werden dürfe, die Erklärungen einer namhaften Zahl Regierungen vor, daß fie 
dem Bundesftante unter der hier beſchloſſenen Verfaffung beitreten wollten, fo 
ehe unter diefen Regierungen zuftande, und das Weitere fei der Zukunft zu 

erlafien. 

Gagern hat in diefer feiner Anficht aufs neue den ruhigen, ungetrübten Blick 
bewährt, der ihn in entfcheidenden Krifen fo fehr auszeichnet; der Weg, den er fich 
vorgezeichnet, ift der einzige, der gu einer Löfung führen fann, und von Camphaufens 
Borfhlägen follte wenigftens fo lange feine Rede fein, als fich der Vorfohlag Gagerns 
* Fon ER und damit das Werk der Nationalverfammlung als vereitelt 
erwiefen hat. 

Camphaufens Anficht ift wenigſtens in der jegigen Lage der Dinge unausführbar; 
es wird nicht gelingen, einen Teil der Nationalverfammlung an einem dritten 
Drte zu verfammeln, und die Stände der einzelnen Staaten, deren Gutheißung 
erforderlich wäre, werden diefe vorausfichtlich nicht erteilen. Auch ftänden die ſchwie— 
rigſten Konflifte mit der Nationalverfammlung bevor, Konflikte, die gu der Anz 
wendung der äußerfien Mittel führen könnten, womit ſich die Ark ke Meinung 
diefer Gegenden nicht verfühnen würde, Endlich hat die Erfahrung bewiefen, 
daß alle Bereinbarungsverfammlunger — und eine ſolche will Camphaufen — 
am Ende zur Dftroyierung führen. 

Wir werden alfo an Gagerns Anficht fefthalten, und diefelbe von unferem Stand⸗ 
punkt aus möglichft zu befördern fuchen müffen; damit fie Erfolg habe, wird freilich 
erfordert, daß u; feine Anftände gegen die beſchloſſene Verfaffung aufgebe 
und fich diefe fürs erfie gefallen laffe. } 

Camphaufen ift geftern durch telegraphifche Depefche nach Berlin berufen worden 
und ohne Zweifel bereits dahin abgereift. Geftern abend war er mit dem Neichs; 
—— in Konferenz; man beſchäftigte ſich mit den hier erörterten Fragen, 
und ich hoffe, daß Gagerns Entwicklung feiner Anfichten nicht ohne Einfluß auf 
die ERROR: die freilich red tief wurzeln, geblieben ift. 

Die Deputation der Nationalverfammlung ift noch nicht zurück; fie ſoll ſich 
unterwegs aufgehalten haben und wird dem Vernehmen nach erft morgen erwartet. 


73 Mosle ——— 


Original. 
Frankfurt 1849. April 8. 
hre plösliche Ubreife hat mir nicht geftattet, Ihnen nach unferem vorgefirigen 
Gelpräh (mit H. Eigenbrodt und mir) weiteren Bericht zu geben und mir Ihre 
fernere Anſicht gu erbitten. Geftern 5 hörte ich in em Haufe zu meiner 
großen Überrafhung, Sie ſeien nah Berlin abgereift, chten Sie ung Gutes, 
Möglihes, Beſtimmtes von dort micbringen! 
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Sie wünſchten, daß 9. Eigenbrodt! und ich die Ideen, welche Sie ung über den 
zu ergreifenden Weg mitgeteilt hatten, einmal weiter anflingen laffen möchten bei 
vertrauten Kollegen. Das ift gefhehen, mit aller Vorficht und Zurüdhaltung vers 
fteht MM Die Sache ſcheint den Leuten fremd, überrafhend, unmöglich. Sie würden 
weder ihre Regierungen zu Inſtruktionen in diefer Richtung bewegen, noch den 
Mut und die Selbftändigfeit aufbringen können, auf eigene Fauft vorzugehen. 
Alle füdlihen Staaten und Regierungen, Württemberg, Baden, Darmftadt, 
Naffau, Kurhefien, dann das ganze bayerifhe Franken, die Rheinpfalg, dann die 
thüringiſchen Länder, und wohl aud) Königreih Sachfen fühlen fi durch die Stim; 
mung ihrer Bevölferungen an die Nationalverfammlung und ihre Verfaflung ge; 
bunden. Die Bevollmächtigten aus diefen Ländern werden, wie man glaubt, 
bier einfach erklären: fie wollten auf Grund der Verfaffung in den Bundesftaat 
treten, erfennten die Kaiferwahl an und überließen das Verhältnis zu den nicht 
eintretenden deutſchen Ländern künftiger Unterhandlung mit denfelben. 

Auch die Hleineren norddeutſchen Staaten, Medlenburg, Braunſchweig, Anhalt, 
Lippe ufw. werden geneigt fein, für eine einfache Annahme unter den drohenden 
Verhältniffen des Augenblicks zu ffimmen. Von vielen Seiten wird mir gefagt: „Vor 
allem kommt es zunächft darauf an, fich auf den Grund der vorliegenden Verfaffung 
zu vereinigen; was datan —— und zu ändern iſt, daran iſt ſpäter zu 
denken. Man muß dem guten Geiſt der Nation und der Zukunft auch etwas ver⸗ 
trauen. Es iſt fein anderer Weg und Punkt der Vereinigung möglich, als Anz 
nahme der Verfaffung und der Kaiferwürde. Das ift entfcheidend.“ 

u. H. Eigenbrodt notifizierte mir geftern abend, nach reiflichftier Erwägung 

nd vielfeitiger Beſprechung teile er diefe hier allgemein herrfchende Anficht. Die 
Bewegungen und — der Feinde ſeien nur fo zu bekämpfen und zu bes 
fiegen. Die Öfterreicher, die Ultramontanen, die Partikulariften, die Ultraradikalen 
rühren ſich hier bedeutend; alle find triumphierend und betrachten Berlin als 
einen — — H. v. Schmerling ſoll geſagt haben: „Nun fei alles gut und 
auf dem rechten Weg; diplomatiſche Verhandlungen von 30 Bevollmächtigten 
der Nationalverfammlung gegenüber müßten zum Wirrwarr und zu einer Oktroy⸗ 
ierung führen.” — Die Erregung der Gemüter ift bei den Mitgliedern der National; 
verfammlung fehr groß, und man hört abenteuerliche Pläne ausfprechen. Darauf 
iſt num freilich nicht viel zu geben. Die Sisung am Mittwoch wird ftürmifch fein, 
doch iſt zu erwarten, daß Feine ertremen Anträge durchgehen. Selbft der gemäßigtere 
Zeil der Linken hat befchloffen, die vierzehn Tage, welche die Sirfularnote Zeit 
le ftilf zu halten und abzuwarten, was die Bevollmächtigten der Regierungen 

efchließen. 

Die Herren von der Deputation find ſehr deprimiert von Berlin zurückgekommen, 
alle aber entfchloffen, mit der VBerfammlung und ihrer Verfaffung zu ftehen und 
zu fallen. Die ganze fog. Kaiferpartei wird für einen Proteft bei der Nation und 
dann für Auflöfung ſtimmen, wie man mir fagt, wenn die Regierungen die Vers 
faſſung verwerfen. „Glauben die Regierungen unter fich felbft und mit der 
Nation ohne die Nationalverfammlung und ihe Werk fertig werden zu fönnen, 
fo müſſen fie e8 verſuchen“, fo fprechen die Ruhigſten. — Ich aber nehme mir die 
Beh t, €. E. diefe Dinge zu fehreiben, weil ich weiß, daß Sie ein Staatsmann 

nd, der zu fehen wünfcht, was da ift, 


79. Fürft a an Baron Prokeſch. 
opie. 


Wien 1849. April 9. 
Das preußifche Kabinett hat in einer am 4. d. M. an den Grafen Bernftorff gerich- 
teten Depefche die Beweggründe auseinander gefeßt, welche S. M. den König zu den 


ı HeffensDarmftadts Vertreter bei der Zentralgemwalt. 
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Entfhlüffen beftimmt haben, von welchen die preußifche Zirkulardepeſche vom 3. 
Kunde gegeben bat. 

Wir find viel zu Billig, um nicht der Macht der Umftände Rechnung zu fragen, 
aber eben weil wir dies tun, iſt e8 ung unmöglich zu verfennen, wohin eben diefe 
Macht den König und defien Regierung, zu deren redlichen Abfichten wir ſtets 
dag vollfte Vertrauen haben werden, am Ende noch zu führen vermag. Die Bahn, 
auf welche eine von der preußifchen Negierung erkannte Notwendigkeit diefelbe 
geführt hat, ift eine folche, welcher wir, gleichfalls unter dem Einfluß gebieterifcher 
Rüdfichten fiehend, nicht zu folgen vermögen. — 

Bet zu unferem Bedauern die Bemühungen der Kaiferlihen Regierung eine 
Berfländigung mit Preußen herbeisuführen ohne Erfolg geblieben find, hegen wir 
dennoch die Hoffnung, daß die Verſchiedenheit der Anfichten und Überzeugungen in 
besug auf diefe wichtige Frage, die fo glüdlich beftandenen Bande der Freundfchaft 
zwifchen zwei Staaten, die durch fo viele gemeinfchaftlihen Intereſſen verbunden 
bleiben müffen, nicht zu lodern geeignet fein werden. 

Was wir dazu beitragen fönnen, diefe Freundfchaft zu wahren, foll gewiß nicht 
verabfäumt werden. 


80. Protokoll über die Sigung des Preußiſchen Staatsminifteriums, 
An Gegenwart des Minifterpräfidenten Grafen v. Brandenburg, der Staatsminifter v. Las 
denberg, Frhr. v. Manteuffel, v. Strotha, v. d. Heydt, Graf v. Arnim und v. Nabe, des 

Wirkl. Geh. Rats Camphaufen und des Unterftaatsfelretärs Grafen v. Bülow. 
Berlin 1849, April 9. 


In der heutigen Sitzung des Staatsminifteriums wurde zunächſt unter Zus 
iehung des Unterftaatsfefretärs Müller befehloffen, gegen die im Artikel X (früher 
X) der deutfhen Grundrechte enthaltenen, die Gerichtsbarkeit und — 

betreffenden Beſtimmungen mit Ausnahme des $ 175 von der Militärgerichts— 
barfeit, worüber fhon im Protokolle vom 6. d. M. das nötige bemerkt ift, feine 
befonderen Einwendungen zu erheben. 

Sodann wurde die in Frankfurt befchloffene Verfaffung durchgenommen, wobei 
fih folgendes zu bemerfen fand: 

1. Man hat de diesſeits früher gegen die Bezeichnung „Deutfches Neich” erklärt 
und dafür die Beibehaltung des Wortes „Bund“ gewünfht. Obwohl dies nicht 
berüdfichtigt ift, fo fand man doch feine Veranlaffung, jenem Antrage zu inhärieren. 

2. Gegen $ 2, welcher in Preußen das Verhältnis des polnifchen (nicht deutſchen) 
Teils des Großherzogtums Pofen betrifft, foll eine Einwendung nicht erhoben werden. 

3. Nach der Kolleftionote über den deutfhen Verfaffungsentwurf follen nur die 
von der Neichszentralgewalt ernannten Truppenbefehlshaber die eidliche Vers 

ichtung der Treue gegen das Neichsoberhaupt übernehmen, Dies ift im $ 14 der 

erfaffung nicht berüdfichtigt, indem hiernach die Verpflichtung der Treue gegen 

das Neihsoberhaupt und die Verfaffung in den Fahneneid der Truppen auf; 

enommen werden fol, — E8 wurde in diefer Hinficht befchloffen, bei dem Ver; 
angen in ber Kolleftionote ſtehen zu bleiben. 

4. Die $$ 43 und 51 ber Verfaſſung in zwar nicht der Kolleftionote, 
wohl aber unter ber zeit ung, daß Preußen an die Spitze des deutfchen 
Bundesftaates tritt, den diesfeitigen Intereſſen — eine Bemerkung, die überhaupt 
von ſehr vielen, bei der zweiten Leſung der Verfaffung nicht berüdfichtigten Defis 
beraten ber Kolleftionote gilt. — Zu Einwendungen dagegen iſt jet Feine Vers 
anlaffung vorhanden. 

s. Der $ 69 hinfichtlich der Erblichleit der Reichsoberhauptwürde feheint einer 
deutliheren Baffung zu bedürfen, indem bie — e Zweifel dar⸗ 
über zulaͤßt, ob die gedachte Würde fofort auf männliche Kollateralen vererben würde. 
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6. Der Kaifertitel ($ 70) würde jedenfalls abzulehnen fein. 

7, Gegen $ 87 fol fein Einwand erhoben werden. 

8. Zu $$ 100 und ıoı (Veto) wurde befhloffen, bei der Forderung des abjoluten 
Veto nad) der Faffung der Kollektionote ftehen zu bleiben. 

9. Gegen die — für unzweckmäßig erachtere — einjährige Finanz, und Budget; 
periode foll nichts erinnert werden, 

10. Der. bei der zweiten Lefung der Berfaffung weggefallene Reichsrat dient zwar 
nicht zur Stärkung des Reichsoberhauptes, wird aber doch für wünſchenswert er 
achtet, weil ohne eine ſolche Inſtitution zu beforgen ift, daß die größeren deutſchen 
Staaten dem Bundesftaate nicht beitreten würden. 

ı1. Zu $ 196 foll das abfolute Veto bei Verfaffungsänderungen als unerläßlich 
gefordert werden. 

12. Der $ 197 (vom ———— erſcheint ungenügend und die Bei⸗ 
behaltung der Grundſätze der diesſeitigen Verfaſſungsurkunde notwendig. Weiter 
fand ſich bei der Verfaſſung, nachdem die Grundrechte und das Wahlgeſetz für das 
Volkshaͤus ſchon am 6. und 7. d. M. geprüft ſind, nichts zu bemerken. 
gez. Graf v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. von der Heydt. v. Rabe. 


81. Protokoll über die Sitzung des Preußiſchen Staatsminiſteriums. 

In Gegenwart des Miniſterpräſidenten Grafen v. Brandenburg, der Staats miniſter v. Las 

denberg, Frh. v. Manteuffel, v. Strotha, v. d. Heydt, Graf v. Arnim und v. Rabe und des 
Wirkl. Geheimen Rats Camphauſen. 

Berlin 1849. April 10. 


In der heutigen Sitzung des Staatsminiſteriums wurde die deutſche Frage 
wiederholentlich zum Gegenſtande der Beratung gemacht. 

Der Wirkliche Geheime Rat Camphauſen entwickelte zunächſt ſeine Anſichten 
über das in dieſer Angelegenheit zu beobachtende Verfahren. Derſelbe hält es für 
untunlich, mit der deutfchen Nationalverfammlung über die von ihe befchloffene 
Verfaſſung in weitere Unterhandlungen zu treten und glaubt auch, daß fich dies, 
auch ohne Abweichung von dem, in der Zirkulardepefche vom 3. d. M. eingefchla; 
genen Wege, vermeiden laffen werde. 

Man werde nämlich, im Verfolg der gedachten Depefche, zunächft von dem deut⸗ 
[hen Regierungen eine Erflärung darüber fordern müſſen, ob fie bereit feien, in 
einen Bundesftaat, an deffen Spige der König von Preußen als Oberhaupt ftehe, 
einzutreten. Mit denjenigen Regierungen, welche ſich dazu nicht bereit erflären 
möchten, würde man dann zu weiteren Verhandlungen über die in Frankfurt bes 
fchloffene Verfaffung feine Veranlaffung haben. Sollten, wie zu erwarten je 
mehrere deutfche Regierungen ihre Bereitwilligfeit verfagen, fo werde dann eine 
weitere Beratung über den Inhalt der auf ganz Deutfchland oder doch auf alle 
deutſchen Staaten berechneten Verfaffung unnötig und zwecklos fein. 

Man werde hiernächft — wenn die proviſoriſche Üübernahme der deutſchen Zentrals 
gewalt von feiten des Königs von Preußen nicht von fämtlichen deutfchen Regie; 
tungen beantragt werde — das diesfällige Anerbieten mit der Erklärung zurück⸗ 
zunehmen haben, daß Preußen auch bei diefer Gelegenheit feine Bereitwilligfeit 
zur Förderung der deutichen Einheit ungweidentig dofumentiert habe. 

- Sodann werde man der deutfhen Nationalverfammlung die vorbehaltene defiz 
nitive Erklärung dahin abzugeben haben, daß der König von Preußen, da —— 
deutſche Regierungen ihren Eintritt in den beabſichtigten Bundesſtaat verweigert 
hätten, nunmehr nicht in der Lage ſei, das ihm von Frankfurt aus gemachte An⸗ 
erbiefen anzunehmen. 

Hierauf werde man mit den deutfchen Regierungen über die Bildung eines 
Bundesftantes zwifchen den dazu bereitwilligen Staaten in Unterhandlung freten, 
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dabei die in Frankfurt befchloffene Verfaffung zum Grunde legen und zugleich mit 
denjenigen Staaten, welche dem Bundesftaate nicht beitreten wollen, über die Er; 
neuerung des durch die deutfche Bundesafte errichteten Staatenbundes, namentlich 
auch mit Öfterreich, Verhandlungen anfnüpfen müffen. Die Bildung eines Bundes; 
ſtaates werde aber nur gelingen, wenn man fich entfchließe, ein zur endgültigen 
Feſtſtellung der Verfaffung berufenes Drgan zu ſchaffen oder ſchaffen zu laffen — 
ein Organ, welches aus den den Teilnehmern des beabfichtigten Bundesftaates 
angehörenden Mitgliedern der deutſchen Nationalverfammlung, als einem Volks; 
hauſe und einem nach dem Verfaffungsentiwurf zu wählenden Staatenhaufe — 
oder auch aus einem Volkshauſe in der angegebenen Form allein beftehen könne, 
und wobei dann, außer der Übereinftimmung der beiden Häufer, die Zuſtimmung 
des Königs von Preußen vorbehalten werden müffe. 

Die Mitglieder des Staatsminifteriumg erklärten fih mit den Anfihten des 
Wirklihen Geheimen Rats Camphauſen im wefentlihen einverftanden.w 


82. Dentfhrift Camphaufens für das Minifterium. 
Konzept. 
Berlin 1849, April 11.* 


Die Lage der deutſchen Angelegenheiten und das Verhältnis Preußens zu ihnen 
geben in der nächften Zukunft vielen Eventualitäten entgegen, welche —* viel⸗ 
eicht wechſelnde Entſchlüſſe der Preußiſchen Regierung bedingen. — Es liegt nicht 
in der Abſicht, hier alle Eventualitäten im voraus zu erörtern und das bei deren 
Eintritt einzuſchlagende Verfahren feſtzuſtellen; insbeſondere ſoll nicht ins Auge 

efaßt werden, was zu geſchehen haben würde, wenn die Übernahme der provi— 
oriſchen Zentralgewalt durch S. M. den König zur Ausführung käme, oder wenn 
die Nationalverſammlung zu Frankfurt a. M. heftige Entſchlüſſe faſſen möchte. — 
Es foll nur die Frage beantwortet werden?: 
Welchen Weg hat die Kgl. Regierung unter den jeßt vorwaltenden Umftänden 
mie Rüdficht auf die von S. M. dem Könige der Deputation der National; 
verfammlung —— Antwort und mit Rückſicht auf die ———— 
vom 3. April einzuſchlagen, um die ſeit einem Jahre wiederholt und öffentlich 
übernommene Verpflichtung des tätigen Bemuͤhens für die Gründung eines 
Bundesitaates in Deutfchland zu löſen? 

Als Vorderfag wird angenommen werden müffen, baf diefer Weg nicht ders 
jenige der Vereinbarung der Regierungen unter fih und mit der Nationalverfamm; 
lung — Frankfurt a. M. in ihrem gegenwärtigen Beſtande fein wird, noch fein kann: 
Die Entwidlung und Begründung diefes * iſt in den bisherigen Erörterungen 
gegeben worden; es wird zuläſſig fein, lediglich darauf Bezug zu nehmen.“ 

Unfere nächfte Aufgabe muß es fein, in erneuerter Erftrebung des Zieles, welches 
wir feit langer Zeit unausgeſetzt im Auge halten, der Nationalverfammlung, den 
deutichen Regierungen und dem beutfchen Volke zur Harften Anſchauung zu bringen, 


* Die Denkfchrift ift durch an den Nand gefehte Bemerkungen Camphaufens in eine 
Anfteuktion für ihn umgewandelt worden, Ich gebe diefe in den Anmerkungen, 

” Meben bem erſten v4 Bei der in der —— e vom 3. d. M. vorbehaltenen 
—— mit welcher i &, €, auf den Grund der während Ihrer jüngften biefigen 

nmwefenheit und unter Ihrer tätigen Mitwirkung flattgehbabten Beratungen und Ents 
fhliefungen des K. Staats-Minifteriums in der deutſchen Angelegenheit zu verfehen habe, 
banbelt es fih um bie Brage:” 

’ Um Mande: „Daß Biefer Meg berienige der Vereinbarung der Regierungen unter fich 
und mit der Nationalverfammlung in ihrem gegenwärtigen Beftande nicht fein wird, 
noch fein kann, ift bei ben a“ gen Erdrterungen, an denen E. €, teilgenommen bat, mit 
einer Evidenz entmwidelt und begründet worden, die mich in den Stand feht, bier lediglich 
barauf Bezug nehmen zu lönnen,” 
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daß, wenn! das Werf der deutſchen Einigung ſcheitern und eine Verfländigung mit 
der deufchen Nationalverfammlung über die deutfhe Verfaffung nicht gelingen 
folfte2, diefes unglüdliche Reſultat nicht infolge der Abgeneigtheit oder des Wider; 
firebens von Preußen, fondern ungeachtet ber fortwährend betätigten Bereits 
wilfigfeit Preußens herbeigeführt fei. | 

Zu dem Ende hat der Vertreter des Bevollmächtigten bei der Zentralgemwalt die 

nfteuftion erhalten, in den vorläufigen Befprehungen mit deutfchen Regierungs⸗ 

evollmächtigten fih dahin zu äußern, daß die von der Kgl. Regierung in der Zir⸗ 
fulardepefche vom 3, April ergriffene Initiative veranlaßt fei durch ihre Stellung 
in Deuiſchland und durch die legten Befchlüffe der Nationalverfammlung zu Frank; 
furt a. M,, wi unter den geforderten Erflärungen des Beitritts zum Bundes; 
ftante zu verftehen feien Erflärungen des Beitritts zu einem folhen Bundesflaate, 
an defien Spige die Krone Preußens ſtehen folle, daß erft nach einer Abgabe einer 
folhen Erklärung und nur mit denjenigen Regierungen, welche fie abgeben, über 
die Bedingungen des Beitritts, das heißt über den Inhalt der Verfaſſung des 
Bundesftaates, weiter zu verhandeln beabfichtigt werde? 

Die mit Gewißheit vorauszufehende Folge diefes Verfahrens wird fein, daß 
mehrere, vielleicht viele deutſche Regierungen die verlangte Erklärung nicht geben. 
Die Kgl. Regierung würde IE alsdann in der Lage befinden, der Nationalverfamm; 
lung zu eröffnen, daß das Einverfländnis und die Zuftimmung der deutfchen Res 
gierungen, an welche als unerläßliche Bedingung S. M. der König die Annahme 
einer neuen Stellung in Deutfchland unabänderlich geknüpft habe und knüpfe, nur 
von einem Teile der deutſchen ———— erfolgt ſei, daß daher S. M. ſich außer⸗ 
ſtande ſehe, die Ihm von der Nationalverfammlung zu Frankfurt a. M. zugedachte 
Oberhauptswürde in dem von ihr vorgeſchlagenen Umfange anzunehmen, 

Bon der Haltung der Nationalverſammlung bis zu dem Tage, wo dieſe Eröff⸗ 
nung zu machen tft, wird der Ton derfelben abhangen, wird e8 auch abhangen 
en ob ihre Mitteilungen und Andeutungen über die Befchlüffe Preußens bins 
fihtlich der Bildung eines engeren Bundesftaates durch die dazu geneigten Staaten 

u machen fein werden, endlich ob e8 verfucht werden foll, von ihr einen diefe Bes 
Kehtüffe begünftigenden Ausfpruch zu erwirken. — Der Wahrheit aber wird fi 
weder die Nationalverfammlung noch die Welt verfchließen können, dag von einer 
ganz Deutſchland vertretenden Berfammlung bindende Befchlüffe, denen nicht das 
gefamte vertretene Gebiet, fondern nur ein Teil desfelben unterworfen wäre, nicht 

efaßt werden können. — Hat die Nationalverfammlung nicht die Mittel und den 

ilfen, die von ihr befchloffene Verfaffung für Deutfchland ing Leben zu put. 

muß fie die Tatfache, daß es nicht geſchehen kann, anerkennen, fo hört ihre Wirkſam⸗ 
feit auf; ihre Aufgabe ift zu Ende, 


ı Yım Rande (anftatt alles Vorhergehenden): „In Erwägung der Möglichkeit des Falles, 
daß das Werk” ufw. 

2 Hier eingefügt am Rande: „haben wir ung die weitere eventuelle Aufgabe zu ftellen, in 
erneuerter Erfirebung des Zieleg, welches wir feit langer Zeit unaus efegt im Yuge halten, der 
Nationalverfammlung, den deutfohen Regierungen und dem —3* olke zur Harften Ans 
ſchauung zu bringen, daß“ ufw. 

: Ym Rande hinzugefügt: „Wenn inzwifchen die meiften deutfchen Regierungen zur Ans 
nahme der in Frankfurt befchloffenen Verfaffung und zur Anerkennung der Sr. Maj. dem 
Könige angebotenen Oberhauptswärde fich ſchon bereit erflärt haben, fo wird e8 E. E. nicht 
entgehen, daß diefe Erklärungen auf der Vorausfegung beruhen, e8 werde ein ganz Deutſch⸗ 
land, Bee mit Ausſchluß der 8. 8. Erblande umfaffender deutfcher Bundesftaat zuftande 
fommen. Da indeffen diefe Vorausſetzung wahrfcheinlich nicht zutreffen dürfte, fo wird es 
nötig fein, die Bevollmächtigten der deutfchen Regierungen zu einer beftimmten Erklärung 
darüber aufzufordern, ob fie einem Bundesftaate, an be Spige die Krone Preußens ſtehen 
wird, auch dann beizutreten bereit fein werden, wenn fich außer Öfterreich noch einer oder 
der andere deutfche Staat davon ausſchließen ſollte.“ 
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Damit beginnt aber erft die Wirkſamkeit und die eigentliche Aufgabe der Preußi- 
{hen Regierung, welche, infoweit fie fich bereit erflärt hat, die Gründung eines 
engeren Vereins deutfcher Staaten innerhalb des Bundesgebiets zu verfuchen, bei 
diefem Befchluffe bereits vorausfehen konnte und mußte, daß Darüber mit einer ein 
größeres Gebiet vertretenden Verfammlung nicht endgültig vereinbart werden fönne. 

Zur Beurteilung und zur Feftftellung des von Preußen einzufohlagenden Vers 
fahrens wird es vor allem erforderlich fein, die eigentliche und wefentlihe Schwierig- 
feit, welche, um das Ziel zu erreichen, überwunden werden muß, ſcharf in das Auge 
zu faffen. Diefe Schwierigkeit befteht Darin, einen Weg zu finden, auf welchem 
viele unabhängige Staaten, die ihre Unabhängigkeit jugunften semeinfchaftlicher 
Intereſſen befhränfen follen, zu einer Vereinbarung gelangen müffen, in anderen 
Worten ein Organ herzuftellen, welches endgültig über die Bundesverfaffung der 
= verbündenden Staaten zu ———— — Anl dieſer Schwierigkeit iſt der 

undesſtaat im Jahre ı8ı5 geſcheitert, ſelbſt der Staatenbund iſt nur unter dem 

Drucke drohender Kriegsgefahr zuſtande gekommen; dieſe Schwierigkeit hat die 

Nationalverſammlung durch die ſich ſelbſt beigemeſſene Souveränetät zu heben 

geſucht; an dieſer Schwierigkeit ſtehen wir auch heute. 

Ein ſolches Organ nun aus den Regierungen allein in der Art zu bilden, daß 
eine Stimmenverteilung nah Verhältnis der Größe der Staaten einträte und 
das fo gebildete Kollegium ———— zu beſchließen hätte, 

würde, abgeſehen von der Unausführbarkeit aus Gründen der inneren Politik, 

ſchon deshalb unausführbar ſein, weil eben die ——— über das Verhältnis 

der Stimmenzahl der verſchiedenen Staaten wahrſcheinlich niemals zuſtande 
kommen würde. 

n? dem *— Vorſchlage iſt verſucht, viele Hebel zur Uberwindung der 
Schwierigkeit, nämlich zur Herſtellung eines mit endgültiger Bef — ver⸗ 
ſehenen Organs zuſammenwirken zu laſſen: die gleichzeitige Teilnahme der Re— 

erungen und der Repräſentation des Volkes; den Yntehfu an diejenige Grund; 
age, welche durch die in Frankfurt befchloffene Verfaſſung gegeben ift; die Annahme 
des in berfelben vorgefchlagenen Modus zur — etzung eines Staatenhauſes, 
die Heranziehung der Mitglieder der Nationalverſammlung, die nötigende Macht, 
welche ein entſchiedenes Vorangehen der — Regierung ausüben wird; 
das Intereſſe der Selbſterhaltung in den kleineren Staaten; die Nötigung, worin 
die Regierungen verſetzt werden, ſofort entweder zu folgen oder ſich entſchieden 
auszuſchließen uſw. 

Der Vorſchlag ſelbſt iſt folgender: 

Nachdem feſtgeſtellt iſt, daß mehrere deutſche — der in Frankfurt bes 
fhloffenen a .. nicht beitreten, erläßt S. M. der König ein Statut ohne 
Borlage an die Preußifhen Kammern, eine Verordnung, welche nach einer die Not; 
wendigfeit der Maßregel kurz begründenden Einleitung beftimmt: 

1. Die von ber Nationalverfammlung zu Frankfurt a, M. befchloffene Vers 
faffung wird einem Volls⸗ und — aus denjenigen deutſchen Ländern, 
welche in einen Bundesſtaat mit der Krone Preußens an der Spitze einzutreten 
beabſichtigen, m Beratung und Beſchlußnahme vorgelegt. 

2. Das Boltshaus befteht aus den Mitgliedern der Nationalverfammlung zu 
Branffurt a. M., welche von denjenigen Ländern, die in den Bundesftaat eintreten 
wollen, entfendet werben. 


’ Der folgende Sat bis „gelommen“ ift eingellammert, alfo in die Infteuktion nicht aufs 
genommen, 

’ Der Abſatz (bis: „int folgender”) ift von Camphaufen eingellammert und am Nande 
burd folgende Worte erfebt: „So hoch wir die Schwierigleit ber Sache auch anfchlagen, ſo 
(heint uns doc folgende Behandlung der Sache Elemente in ſich zu vereinigen, welche die 
Hoffnung begründen, daß biefelbe Eingang und Zuftimmung finden werde,” 
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3. Für folde Mitglieder, welche zu erfcheinen verhindert find, oder ablehnen, 
treten Erfaswahlen in der Art ein, wie fie bisher zum Erſatze austretender Mitglieder 
für die Nationalverfammlung zu Frankfurt a. M. flattgefunden haben. 

4: Das Staatenhaus wird nach den Beflimmungen der von der Nationalver; 
fammlung zu Frankfurt a. M. befchloffenen Verfaſſung sufammengefeßt. 

R 5. Volk⸗ und Staatenhaug treten am 31. Mai in Weimar oder Gotha zu: 
ammen, 

6. Das Voltshaus hat das Reglement der Nationalverfammlung zu Frankfurt 
anzunehmen; das Staatenhaus entwirft felbft feine Gefhäftssrönung und erwählt 
feinen Vorſitzenden. 

7. Die Regierungen werben im Volks; und im Staatenhaufe duch Kommiffare 
vertreten, welche S. M. der König ernennen wird auf den gemeinfhaftlihen Vor; 
fchlag der Regierungen, infofern ein folcher erfolgt. 

8. Die zur Aneignung der in Frankfurt a. M. beſchloſſenen Verfaffung für das 
Heinere Gebiet erforderlihen Modifikationen werden von den Regierungskom⸗ 
mifferen in beiden Häufern vorgefchlagen und begründet. 

4 Nur folhe Modifikationen werden als gemeinfhaftlich beantragte in Vor—⸗ 
fchlag gebracht, für welche außer Preußen die Hälfte der übrigen Staaten, nad) der 
Bevölkerung gerechnet, ſich ausgefprochen hat. 

10, In Ermangelung einer Unterflügung in diefem Umfange bleibt die bes 
treffende Beftimmung der mehrgedachten Verfaffung Grundlage der Beratung 
und Beſchlußnahme. 

11. Wenn die Entfehlüffe beider Häufer voneinander abweichen, und die Ver; 
einigung vergeblich verfucht worden ift, fo freten diefelben zu einer gemeinfchaft: 
lichen Sigung zuſammen, in welcher die Majorität entfcheider. 

12. Die aus den Entichlüffen des Volks; und Staatenhaufes heroorgehende 
Verfaſſung ift nach erhaltener Sanftion S. M. des Königs für die betreffenden 
Staaten verbindlich und endgültig. 

13. Big zur erfolgten Vollgiehung der Verfaffung ift die Beratung und Beſchluß— 
nahme über diefelbe das einzige und ausfchließlihe Gefhäft der beiden Häufer. 

ar Diejenigen Regierungen, welche fih an der VBorberatung über die Verfaſſung 
beteiligen, welche Abgeordnete zum Volkshauſe fenden, und deren Volksver⸗ 
fretungen nach Maßgabe von $ 88 der von der Nationalverfammlung gu Frank; 
furt a. M. befchlofienen Verfaffung Mitglieder zum Staatenhaufe erwählen, er⸗ 
fennen durch — Handlungen an, daß ſie zur Ausübung des ihnen zuſtehenden 
Rechts der Genehmigung der Verfaſſung S. M. den König ermächtigt haben. 

15. Die Mitteilungen über die vollzogenen Wahlen zum Staatenhauſe müſſen 
ſpäteſtens am 6. Mai an die Kgl. Regierung zu Berlin gelangt fein. 

16. Für den Fall, daß alsdann nur eine für den Zweck nicht ausreichende Zahl 
Bun # Regierungen beigetreten wäre, wird die Zurüdnahme der Verordnung 
vorbehalten. 

17. Für die Zwifchengeit bis zur Vollgiehung der Verfaffung und big zur voll 
endeten Nevifion der Verfaffung des gefamten deutfhen Bundes wird Preußen 
bereit fein, mit den fich ihm anfchließenden Staaten auf Grund und in befonderer 
Anwendung des ıı. Artikels der Wiener Bundesafte ein Schuß, und Trutz⸗ 
bündnis absufchließen. 


Man wird fich feinen Augenblid darüber täufchen dürfen, daß der Erfolg des 
vorſtehend entwidelten Vorfehlages bei weiten wicht in dem Maße als gefichert 
angefehen werden kann, als e8 der Fall fein würde, wenn das moralifche Gewicht, 
welches die Wahl der Nationalverfammlung in den Augen des Volkes und der Res 
gierungen S. M. dem Könige verlieh, unangegriffen und ungefehmälert hätte er; 
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halten werden können. — Nichtsdeftoweniger darf man hoffen, daß auch unter den 
nunmehr eingetretenen geänderten Umſtänden eine frifhe entfchiedene Initiative 
ihre Wirkung äußern werde. — Es ift fiets ein großer Unterfchied darin zu erfennen, 
ob ein Plan als Projekt der ängftlihen Deliberation, der — und der Erhebung 
von Bedenken jeglicher Art übergeben, oder ob nur das freigelaſſen wird, der ab— 

eſchloſſenen Tat das entfhiedene Nein gegenüber zu ftellen; zumal wenn, wie 

ier, diejenigen, die nein fagen, die ganze Verantwortlichkeit zu fragen haben, 
während die preußifche Regierung, wenn nein gefagt wird, der heutigen Lage der 
Dinge gegenüber, nichts verloren, fondern wahrfheinlich gewonnen hat! — Bon 
entſcheidender Wichtigkeit wird es fein, wie in diefer Alternative die preußifchen 
Kammern fih nehmen: Es iſt vorgeſchlagen, daß ihnen die Verordnung nicht zu 
einer vorangehenden Beratung und Beſchlußnahme vorgelegt werde; vielmehr 
wird das Minifterium fich darauf befehränfen dürfen, diefelbe nach deren Erlaffe 
zu ihrer Kenntnis zu bringen mit einer Erläuterung, worin darauf Bezug zu 
nehmen wäre, daß es bei der ermangelnden allfeitigen Zuſtimmung der beten 
Regierungen unmöglich geworden fei, mit der Berfammlung in Frankfurt a. M. 
Vereinbarung zu treffen über eine Verfaffung für einen Hleineren Teil Deutſch⸗ 
lands, und unzuläffig für den Heineren Teil, eine VBerfaffung als unbedingt gültig 
zu erkennen, welche von den Vertretern des Ganzen befohloffen worden, mit dem 
eigentümlichen Umftande, daß beinahe unmittelbar nach gefaßtem Befchluffe die 
Vertreter eines großen Landes zurüdberufen worden feien; daß es demnach für 
Preußen gegolten habe, irgendeinen Weg zu bezeichnen, welcher als notwendige Vor⸗ 
Bedingung die Eigenfchaft haben müſſe, den beteiligten Ländern und dem Volke die 
volle Gewißheit zu geben, daß auf ae Wege, infofern er betreten werde, die Erz 
reihung des Zieles völlig zweifellos fe. — Der Königlichen Regierung fei durch den 
Artikel 111. der Verfaffung die Befugnis erteilt worden, der deutſchen Verfaffung 
ohne Rüdfrage bei den Kammern zusuffimmen und wenn Br. darüber erhoben 
werden follten, ob ihr diefe Befugnis auch für die Verfaffung eines Bundesfiaates 
von geringerem Umfange zuftehe, fo möge nicht unberüdfichtigt bleiben, daß beide 
Kammern in ihren Wdreffen die Regierung ermuntert, ja aufgefordert hätten, auf 
einen Bundesftaat hinzumirken, dem einzelne Staaten Deutſchlands nicht beitreten 
würden, So wie aber die Vereinigung nicht zuftande fommen könnte, wenn jede 
Regierung am Schluffe aller Verhandlungen das Recht des Veto für fih in Anz 
fpruch nehme, fo könne fie auch nicht zuftande fommen, wenn die Volfsvertretung 
jedes einzelnen Staates für fih das Recht der nachträglichen Prüfung und Vers 
werfung in Anfpruch nehme. — Würde einfolches Begehren von feiten der Preußifchen 
Kammern geftellt, fo würden fie darin natürlich bei allen Kammern der übrigen 
Staaten Nachfolge finden und damit ein Werk unmöglich machen, für deffen Hinaus; 
führung fie fih wiederholt mit Wärme ausgefprochen hätten. 

Sollten dennoch die preußifchen Kammern die Wahl zum Staatenhaus ver, 
weigern, fo wäre dies allerdings für die Regierung eine beflagenswerte Niederlage, 
allein ganz gewiß nicht eine folche, wegen deren fich die Öffentlihe Meinung zum 
Nachteile der Regierung ausfprehen würde. — Sind hingegen die preußifchen 
Kammern zur Vollziehung der Wahl bereit, fo wird darin ein bedeutender Sporn 
sur Nachfolge in den übrigen deutfhen Kammern liegen, die ihrerfeits in die Lage 
fommen, entweder ja zu fagen, oder Anfprüche zu erheben, die nach ben — 
ar vorliegenden Erfahrungen die —* eines Bundesſtaates unmöglich machen. 

Ein anderer wichtiger Punkt iſt die Abertragung des Sanktionsrechtes ſeitens 
ber betreffenden Regierungen ee S. M. den König von Preußen. — Man wird 
ihnen bemerfen dürfen, daß diejenigen, die ſchon jetzt für eine Übertragung der Kaifers 





i Bon bier an bis um Trennungsftei ift alles eingellammert, alfo in die Infteuftion 
nicht aufgenommen, 
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würde auf ben König ſich ausfprechen, diejenigen, die ſchon jeßt auf ihr Sankionsrecht 
zugunften der Nationalverfammlung in Frankfurt a, M. verzichtet hätten, ein viel 
geringeres Opfer bringen würden, durch den Verzicht zugunften S. M. des Königs 
und in bezug auf eine Verfaffung, bei deren Feftftellung fie erftens im Staaten; 
haufe, zweitens durch die Kommiffare in beiden Häufern und drittens bei der Bor; 
beratung der vorzufchlagenden Modifikationen wirffam vertreten ſeien. — Es wird 
bei der desfallfigen Eröffnung zugleich angedeutet werden können, daß wenn auch 
nach der Verordnung Modifikakionen nur dann als gemeinfhaftlihe vorgefchlagen 
werden follten, wenn außer Preußen die Hälfte der übrigen Staaten, nach der 
Bevölkerung gerechnet, fich dafür ausfpreche, Doch vertraut werden dürfe, daß Preu⸗ 
Ben Hinfichrlich folcher Anordnungen, die es felbft nicht zu bevorworten wünfche, 
fich nachgiebig zeigen werde, wenn die überwiegende Mehrzahl der übrigen Staaten 
diefelben wünſchen follten. 


indert der vorgefchlagene Plan Zuftimmung, fo wird behufg der Ausführung 
Folgendes zu gefchehen haben: 


ı Der ganze D ende Teil der Denkſchrift bis „Anſchlüſſe bewirken“ ift in der Inftruftion 
durch folgende J pin 

„E. €, werden demnach hierdurch ermächtigt, nach Ihrem Wiedereintreffen in Frankfurt 
zunächft mit einigen dortigen Vertretern der bedeutenderen deutſchen Negierungen über die 
oben bezeichnete Behandlung dee Sache vertraulihe Nüdfprache zu nehmen und fodann, 
wenn fie deren Zuftimmung findet, nah Maßgabe der ihnen mitzuteilenden Erklärungen der 
verfhiedenen Regierungen über Kaiferwahl und Verfaffung der Nationalverfammlung, fei eg 
duch das Keihsminifterium, fei es auf andere angemeffene Weife, nach Lage der Umpftände 
die entfprechende Eröffnung zu machen. Sowie €, €, durch diefe Ermächtigung ſowohl für 
die dort von —— abzugebenden Erklärungen, als insbeſondere für die Verhandlungen 
mit den Bevollmächtigten der anderen Staaten überhaupt ein angemeſſener Spielraum 
belaffen wird, fo bleibt es auch yore Ermefjen anheimgeftellt, den Zeitpunkt zu wählen, 
den Sie, um ſolche zu machen, für geeignet erachten. 

Sobald Ihre Anzeige darüber, daß diefe Eröffnung flattgefunden hat, hierher gelangt, 
wird das beabfichtigte Allerh. Patent hier erfcheinen und darüber fowohl an die hiefigen 
Kammern als auch am die deutfchen Regierungen die erforderliche Mitteilung ergehen. 

Den beteiligten deutfchen Regierungen wird durch die, wiederum in der Form einer Zirs 
Eulardepefche ihnen zu machende Mitteilung zunächft ebenfalls von dem ergangenen Allerh. 
Patente, in Begleitung der nötigen Erläuterung Kenntnis zu geben und bei diefer Erläuterung 
befonders auf die oben unter 7 und 8, fowie unter 12 und 17 aufgeführten Beftimmungen 
Bedacht zu nehmen, insbefondere eine nachträgliche nähere Beftimmung des Ortes und der 
Zeit für den Zufammentritt der Negierungsbevollmächtigten zur Vorberatung über die 
hei tlich vorzufchlagenden Modifitationen der von der Frankfurter Nationalverfamms 

ng befch 5* Verfaſſung darin vorzubehalten, und diejenige Beſtimmung, wonach 
S. M. dem Könige das Recht Übertragen wird, die aus den Beſchlüſſen des Volks; und Staas 
tenhaufes hervorgehende Verfaffung behufg ihrer Verbindlichkeit und Endgültigkeit für die 
betreffenden Staaten zu fanftionieren, duch Geltendmahung aller dafür fprechenden 
Gründe zu rechtfertigen fein. Nicht minder wichtig erfcheint es, bei diefer Gelegenheit auch 
auf das baldige Zuftandefommen der am Schluffe des Patents in Ausficht geftellten Schutz⸗ 
und Trutzbündniſſe mit den an Preußen fich anfchließenden Staaten hinzumirken, damit gegen 
den Schuß, den Preußen ihnen gewährt, die gefteigerte Wehrfraft derfelben bei der dadurch 
een ENG zwifhen dem Dften und Weften Deutfchlands zur diesfeitigen 

ung bleibe, 

E. €. werden mit mir darüber einverftanden fein, daß es angemefjener und leichter ift, 
die desfallfigen Verträge, wie e8 fchon mit den beiden Großh. Medlenburgfhen Regierungen 
der Fall gewefen ift, einzeln als kollektio in Frankfurt a. M. abzufchließen, weil fie bei Heinen 
Staaten andere Bedingungen enthalten müffen, als bei größeren. Die gu Frankfurt a. M. 
vereinigten Bevollmächtigten der verfchiedenen Staaten find überdies nicht in dem Umfange 
mit Inſtruktionen verfehen und haben zu ihren Regierungen auch nicht diejenige Stellung 
inne, daß man hoffen dürfte, durch dortige Verhandlungen mit ihnen zu einem rafchen Erz 
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ı. Entwurf einer Verordnung des oben angegebenen Inhalts; 

2. Entwurf einer die Mitteilung an die Kammern begleitenden Dentfchrift; 

3. Entwurf einer Mitteilung an die Regierungen in dem eben angedeufeten 
Sinne, mit dem Vorbehalte Art und Zeit des Zufammentritts der Bevoll; 
mädtigten zur Vorberatung der Modififationen näher zu beflimmen; 

4. Sereiletion des Bevollmächtigten bei der Zentralgewalt nach Maßgabe der 
ihm mitzuteilenden Erklärungen der verfhiedenen Regierungen über Kaiferwahl und 
Berfaffung dem KReichsminifterium die oben angedeutere Eröffnung nach Lage der 
Umftände zu machen, entweder [hon am 17. definitiv, oder mit Verlängerung der 
Feift für die definitive Erflärung big etwa zum 25. 

Es muß fodann noch entfchieden werden, ob der Bevollmächtigte nach feiner 
Nüdkehr in Frankfurt mit einigen Vertretern der wichtigeren Regierungen Rück⸗ 
ſprache pflegen und ob der wirklihe Erlaß der Verordnung big zu dem Berichte 
darüber ausgefegt bleiben fol. 

Wegen des in dem Vorfchlage zu einer Verordnung in Ausficht geftellten Bünd⸗ 
niffes mit den fich ung anfchließenden Staaten iſt zu — daß dieſer Punkt nicht 
der mindeſt wichtige iſt, weil die Wendung der Dinge ſo ſein kann, daß wir nur dieſes 
Bündnis zuſtande bringen, damit aber erreichen, daß gegen den Schutz, den wir 
gewähren, die geſteigerte Wehrkraft der betreffenden, die Verbindung zwiſchen dem 
Dften und Weften Preußens herftellenden Staaten zu unferer Verfügung bleibt. 
Es ſcheint angemeffener und leichter, die desfallfigen Verträge einzeln als kollektiv 
absufchließen, weil fie bei kleinen Staaten andere —— enthalten müſſen, 
als bei größeren. — Sodann wäre der Abſchluß in einer Kollekivakte nur in Frank 
furt a. M. zu bewirken, wo aber die Bevollmächtigten der verfohledenen Staaten 
nicht in dem Umfange mit Infteuftionen verfehen find, noch diejenige Stellung 
zu ihren Regierungen innehaben, um durch Verhandlungen mit ihnen auf einen 
rafhen Erfolg hoffen zu dürfen. Von Berlin aus wird daher die Initiative zu 
su folhen Verträgen vorläufig am füglichften, wie bereits gefchehen, in der Form 
von Militärkonventionen, genommen werden müffen. Der Bevollmächtigte in 
Sranffurt kann Burj rm mit einigen Bevollmächtigten der benachbarten bedeuten⸗ 
deren Regierungen einleitende Verhandlungen eröffnen und vielleicht mit Natiz 
fitationsoorbehalt Abfchlüffe bewirken. 

1Endlich ift des Punktes ad 3 der Zirkulardepefhe vom 3. April zu erwähnen, 
welche Erklärungen fordert über das Bet pen der zu einem Bundesftaate zus 
fammentretenden zu den außerhalb desfelben verbleibenden deutfhen Staaten. 

Es werden die Schritte zur Regulierung diefes Verhältniffes erſt dann mit Sicher; 
heit geliehen können, wenn fich einigermaßen überfehen läßt, ob der von ung vorz 
gefchlagene Weg adoptiert und in welchem Umfange er adoptiert wird, — 
Treten ung viele Regierungen bei, fo dürfte die Initiative und vielleicht auch die 
Leitung der Verhandlungen mit den übrigen Staaten mehr oder minder aus; 
fchlieglih auf Preußen übergehen. Es fcheint dafür maßgebend, daß die Bundes, 
akte von 1815 und die Wiener Schlufafte von 1820 von den —— freiwillig 
erheblich alteriert worden ſind. Sie ſind alteriert erſtens durch die von den Re— 





folge zu gelangen. Die Initiative zu derartigen Verträgen wird daher von hier aus, und 
vorläufig am füglichſten in der bereits angewendeten Weiſe, nämlich in der Form von 
Militärtonventionen, genommen werden müffen; wozu ich, ſoweit es ſchon geihe en iſt, die 
erforberlihen Einleitungen, und namentli und in Beziehung auf die th eingifchen 
Staaten und auf BeBAED tie zu treffen, im Begriff bin. Hierdurch foll jedoch E. €, ges 
fällige fördernde Wirkſamleit hinſichtli diefes Punktes keineswegs ausgefchloffen fein, viels 
mehr erfuche ich Sie, auch hrerfeits, ſoweit Sie die vorwaltenden Umftände für geeignet 
finden, einleitende Verhandlungen mit einigen Bevollmächtigten der benachbarten bedeutens 
beren Regierungen für ben fragliben Zwed eröffnen zu wollen,“ 

Bon bier an lauter die Infteuftion wieder wie ber obige Tert, 
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gierungen genehmigte Gründung der Zentralgewalt, zweitens durch die Ver; 
faffung, welche die Kaiferlich Öfterreichifche Regierung für den Gefamtflaat erlafjen 
hat; fie können drittens möglicherweife einer Revifion bedürfen, wegen der Ver; 
bindung, in die Preußen eventuell mit anderen deutfchen Staaten eingehen wird. 
Andem ferner die Öfterreichifche Negierung das Mandat des Erzherzogs⸗Reichsver⸗ 
wefers durch die Zurüdberufung der öfterreichifehen Abgeordneten aufgehoben hat, 
indem dadurch, unabhängig von der wahrfcheinlich bevorſtehenden Auflöfung der 
— —— jede deutſche Regierung in die ihr als unabhängigem 
Staate an der Gemeinſchaft des deutſchen Bundes zuſtehenden Rechte zurücktritt, 
‚fo wird bald der Zeitpunkt erſcheinen, wo wir die Öfterreichifche Regierung ſowie die 
übrigen deutfchen Regierungen aufzufordern haben, zur Wahrnehmung ihrer Rechte 
im Bunde einen Bevollmächtigten an den Sit des ehemaligen Bundestages oder 
vielleicht nach einem anderen Drte abzuordnen, fowie dies unfererfeits auch ge; 
ſchehen werde, Ob diejenigen deutſchen Staaten, welche fich ung enger anfchließen, 
fih ebenfalls felbftändig oder durch ung vertreten laffen, wird von den Ereigniffen 
abhangen. Sämtliche Bevollmächtigte werden die Aufgabe und Inſtruktion haben 
müffen, an der Refonfteuftion des deutfhen Bundes mit Nüdficht auf die oben ans 
geführten Punkte zu arbeiten. Eine Vereinbarung mit Öfterreich über das künftige 
Zentralorgan des Bundes wird nicht ſchwierig fein, fobald Hfterreich bereit iſt, 
einigermaßen billige Grundlagen anzunehmen.! 


83. Graf Arnim an Camphanfen. 


Driginal. 
Berlin 1849. April ı5. 


E. €, erhalten heute die Inſtruktion in der deutſchen Frage. Sie ift mit einigen 
engen und Zufägen nach dem von Ihnen abgefaßten Promemoria abs 

a t. 

E. E. erhalten auch einen Abriß der von den Regierungen eingegangenen Antz 
orten auf die Zirfulardepefche. 

Sehr unerwartet ift es ung, daß die Bevollmächtigten in Frankfurt, wie Herr 
v. Kamp berichtet hat, fich für Annahme der von der Nationalverfammlung ans 

enommenen Verfaffung erklären. Wir haben heute im Staatsminifterium diefe 

endung der Dinge ausführlich befprochen, wir blieben aber dabei, daß wir auf 
Grund unferer früheren beftimmten Erflärungen und des Bundestagsbefchluffes 
vom 30. März v. %., duch weldhen die Wahlen zur Nationalverfammlung ans 
geordnet wurden, und der ausfpricht, daß diefe Berfammlung zufammentreten folle, 
um zwifhen den Regierungen und dem Volke das deutfhe Verfaffungss 
werf zuftande zu bringen, wir blieben dabei, fage ich, daß wir die Verfaflung pure 
nicht annehmen, fondern fie mit den Regierungen und der Verfammlung beraten 
wiffen wollen. Wahrfcheinlich werden viele Regierungen von den jeßt abgegebenen 
Erklärungen abgehen und ſich unferer Anficht anfchließen. Ich habe aber doch nicht 
viel Hoffnung, daß der engere Bund in dem Umfange wird zuftande fommen, wie 
wir e8 wünſchen müffen. 

€. €. bitte ih nochmals mit Heren v. Gagern und General Peuder recht eins 
deinglich über die Schleswigfche Sache zu fprechen, ihnen ernftlich die Gefahr eines 
Einrüdens in Jütland wegen der daraus folgenden Verwidlung mit Schweden, 


In der Inſtruktion folgen noch die — Worte: „Unter Aufſtellung der obigen von 

€, €, bereits als richtig anerkannten Geſichtspunkte legt die Regierung S. M. des Königs die 

Leitung der vorliegenden wichtigen MR egenheit mit dem Vertrauen in Ihre Hände, daß 

Sie diefelbe hiernach, wenn die Gewalt der Ereigniffe nicht mit unüberfteiglihen Hinder⸗ 

—* entgegentritt, mit gewohnter umſichtiger Tätigkeit zum gewünſchten Ziele führen 
rden. 
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Rußland und auch mit Frankreich (das fehr daniſch gefinne ift) vorzuftellen. Ferner 
diefen Herren zu fagen, wie dringend es ift, den Frieden mit Dänemark zuſtande 
zu bringen, daß daher die Verhandlungen in London wieder aufzunehmen find. 
Nah allen Nachrichten fheint es, daß Dänemark die angenommene Bafis nicht 
abweifen wird, fondern, da fie früher angenommen war, ferner auf Grund ders 
felben wird unterhandeln. Es dürfte alfo nicht fo ſchwer fein, fich zu verſtändigen 
und zum Abfchluß zu gelangen. Das Reihsminiftertum wird desfalls jemand nach 
London fhiden müſſen. 

Wie übrigens das Neihsminifterium mit ung verfährt, geht wiederum aus dem 
Umftande hervor, daß es genehmigt hat, daß Lübed und Wismar die dänifchen 
Schiffe anlaufen laffen könne, um die Poft nad) Segeberg zu bringen. Daher find 
diefe beiden Häfen auch nicht blodiert. Hätte man nicht ebenfogut Stettin diefen 
Borteil gewähren können? 

Die biefigen Demokraten find mit denen in Frankfurt und dem füdlichen 
Deutſchland in Verkehr und beabfichtigen, nächſtens loszubrechen. Wir haben 
alfo immer Sturm zu erwarten. Für hier ans ich trotz der ſchlechten Gefinnung 
der Zweiten Kammer nichts, aber im füdlihen Deutſchland wird die Sache leicht 
gefährlich werden können. 


84. Beriht Camphauſens. 
Eigenhd. Konzept. 
Frankfurt 1849. 16. 1. 17. April, 


Das die Schwingungen der Revolution noch nicht beendigt find, daß fie vielmehr 
in einem gefährlichen, große Vorficht erheifchenden Grade fortdauern, davon haben 
die legten - einen ſchlagenden Beweis geliefert, indem fie denjenigen Gang, für 
den die Kol. Regierung erft am 12. April fich nach ernftlicher Erwägung entfcheiden 
durfte, als bedenklich und einer neuen Prüfung bedürftig —— laſſen. Die hier 
herrſchende Aufregung der Gemüter würde ich nicht als ein wichtiges Moment 
anerfennen; allein daß 28 Regierungen einesteils der Wahl S. M. des Königs 
zuftimmen, andernteils die Vereinbarung über die Verfaffung durch deren An; 
nahme vollziehen und fih gegen Verhandlungen über deren Inhalt erklären, ift 
von bedeutendem Einfluffe, Es ift insbefondere, wie ich den flüchtigen Bemerkungen 
von geftern! hinzufüge, von. Einfluß auf den von der Kol, Regierung angenommenen 
Pan. Bei demfelben war von der Unterftellung ausgegangen, daß viele Regie— 
rungen mit Eifer die Gelegenheit ergreifen würden, auf dem von ung vorzu⸗ 
fhlagenden Wege — Modifikationen der Verfaſſung zu erzielen. Nun aber 
haben bereits 28 von ihnen fich den Weg verfperrt und fich gewiffermaßen unmwider; 
ruflih an die Verfaffung, fo wie fie ift, gebunden, Zwar ſchließt die Erklärung bes 
fondere Verhandlungen, für den Fall andere deutfche Negierungen den Beitritt 
weigern würden, nicht geradezu aus; aber wenn wir am ı2. April mit Gewißheit 
voraussufehen glaubten, daß vielleicht viele, jedenfalls —— Regierungen die 
Erklaärung ihres Beitritts gu einem Bundesftaate mit Preußen an der Spike nicht 
ee würden, fo ift heute auch diefe Gewißheit Schon höchſt ſchwankend geworden, 

enn die Verhandlungen in den fächfifchen und württembergifhen Kammern 





» Zu bem Bericht vom 15. April finder fich das Konzept nicht in Camphaufens Nachz 
laß, fondern nur folgende furge Sfiye: 

„15. April. Ich fende Abſchrift meiner auf die Kollektiverflärung erteilten Antwort 
ein und made aufmerfam auf 3 Punkte: 1. Daß die Verfaffung nun, ſoweit die 28 
Megierungen betroffen find, als eine vereinbarte anzufehen ſei. 2, Daß der in der Ants 
mortsredbe des Könige Vorbehalt gemeinfamer Beratung und Prüfung feiteng 
ber 28 Reglerungen digt fel. 3. Daf Preußen in feinem Miderflande gegen bie 
Derfaffung geſchwaͤcht ſei.“ 
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dürften fehr wahrſcheinlich die Zuſtimmung biefer Höfe zu der Verfaffung mit Ein; 
ſchluß des für diefelbe erwählten Oberhauptes zur Folge haben, und in diefem Falle 
dürfte Hannover ſich ſchwerlich ausſchließen, jo daß das einzige Königrih Bayern 
surüdbliebe, Dann aber möchte man es nicht mehr wagen dürfen, ben in der Dent; 
ſchrift vom 12. April entwidelten Vorfhlag zu empfehlen. Wir würden befürchten 
mäfjen, daß niemand ung folge, weil viele Regierungen, viele Ständefammern und 
alle demokratiſchen Elemente das Intereſſe hätten, e8 nicht zu tun, ſowie auch nach 
einer mir gewordenen vertraulichen Mitteilung ſchon jetzt Petsuftehen ſcheint, daß 
die dortige zweite Kammer in ihrer Majorität dem Plane der Negierung ent; 
fhiedenen Widerfiand entgegenfegen würde. Von anderer Seite wäre aber auch 
die Pofition Preußens eine unendlich verfchiedene, wenn anflatt der Deputation 
einer Nationalverfammlung, die S. M. auf Grund einer noch von feiner Regierung 
anerkannten Verfaffung die Oberhauptswürde anbot, die freien Städte, die Fürften 
und drei Könige Deutſchlands auf Grund einer von ihnen angenommenen, alfo 
nach dem Grundfage der Vereinbarung zuſtande gefommenen Verfaffung S. M. 
den König als ihren erblichen Oberherren anerkennen wollen. 

Um die fernere Entwidlung der Verhältniffe in Sagt, Württemberg, Hanno 
ver und Bayern noch vor unferem legten Entſchluſſe eine kurze Zeit abwarten zu 
fönnen, werde ich eine vorläufige Erklärung in dem geflern angedeuteten Sinne 
abgeben und den Inhalt durch den Telegraphen berichten. Die Negierungsbevoll; 
maͤchtigten, welche ſich folleftin ausgefprochen haben, gehen von ihrem eingenom; 
menen Standpunkte nicht ab, Bei mehreren von ihnen habe ich darauf hingedeuter, 
daß die deutfchen Angelegenheiten fich fehr verwirren fönnten, und daß e8 algdann 
nüglich fein könne, vorher irgendeine Verabredung mit Preußen getroffen zu haben. 
Auf diefe Andeutung wurde jedoch von feiner Seite eingegangen. — Über die Er; 
ker von Baden. Es würde ung auf dem beabfichtigten Wege wahrfcheinlich 
nicht folgen. 


85. Beriht Camphauſens. 
Eigenhd. Auszug. 
Frankfurt 1849. April 18 u. 19. 


Über die Unterredung mit Watzdorf und v. Schenk: Es fcheine eine gerechte For⸗ 
derung, daß S. M. zu wiffen begehre, welches das Reich fei, an deffen Spitze Sie 
treten follen, und daß die Fürften fich darüber ausfprechen, ob fie S. M. den König 
zum Oberhaupfe verlangen. Die preußifche Regierung könne mit Recht ihre Erz 
Härung über die Verfafjung abhängig machen von der Erklärung über die S. M. 
darin zugedachte Stellung feitens derjenigen Staaten, für welche die Verfaffung 
entworfen fei, Wie die Regierung fich ausfprechen werde, wenn die Tatfache vor— 
liege, daß einzelne deutfche Fürften mit der S. M. zugedachten Stellung nicht 
einverftanden feien, darüber wolle ich mich für jeßt nicht äußern. — Die Be 
ratung hinterließ bei mir den Eindrud, daß wie ich bereits in meinem Berichte vom 
16./17. andeutete, die Regierungsbevollmächtigten feft entfchloffen find, von dem 
eingenommenen Standpunkte nicht zu weichen und die Gefahr der Nichtannahme 
der Berfaffung lediglich auf Preußen und die übrigen nicht annehmenden Staaten 
zu wälzen. Sie werden erwarten, dadurch einen zur Annahme führenden Einfluß 
auf Preußen und die drei föniglichen Höfe zu äußern, und es fcheint fogar, daß gegen 
einen Bund, der fih bloß auf die Regierungen der Kollektiverklärung und Preußen 
befhränfen würde, Abneigung und Mißtrauen auffleigt. Wiederholte Außerung 
Badens. — Alle diefe Verhältniffe drängen Preußen nach einem Punkte hin, wo ihm 
nicht viel anderes übrig bleiben würde, als Ja oder Nein zu fagen. Wenn, wie man 
hier erwartet, heute ‚oder morgen die Zuſtimmung des Königs von Württemberg 
einträfe, fo würde einige Bafis für weitere Entfchlüffe gegeben fein. 
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86. Camphauſen an Graf Brandenburg. 
Telegramm, 


Frankfurt 1849. April 22. 


Die heute morgen angelommene Erklärung des Minifteriums in der gefirigen 
Sisung der zweiten Kammer bedingt meinen unmittelbaren Rücktritt. Ich zeige 
€. €. dies vorläufig an, und werde mich in heute abend abgehenden Depefchen, 
denen ich womöglich ein Schreiben an S. M. beifüge, näher äußern. 


87. Beriht Camphanfens. 
Kopie und eigenhd. unvollftändiges Konzept. 


Frankfurt 1849. April 22. 


Bei meiner jüngften Anwefenheit in Berlin hatte ich mehrfach Veranlaffung 
die Bedenken hervorzuheben, welche dagegen beftanden, vorzeitig und am unrechten 
Drte Modifikationen der von der Nationalverfammlung befehlofienen Verfaffung 
anzuregen. Es waren hauptfächlich zwei Gefihtspunfte leitend. Erſtens, daß 
Preußen fortgefest den Bundesftaat in Deutfchland zu erftreben, befonders aber 
fo zu handeln habe, daß das eventuelle Scheitern desfelben niemals und von 
niemanden Preußen fehuld gegeben werden könne. Alle meine Schritte und Hands 
lungen feit neun Monaten find auf diefes Ziel gerichter gewefen. Zweitens, daß 
es unmöglich fei, mit der Nationalverfammlung in ihrem gegenwärtigen Beftande 
eine Vereinbarung über erhebliche Modifitationen der Verfaſſung zu treffen. Unter 
den Gründen für diefe Unmöglichkeit ftand mit in erfter Reihe, daß die Regierungen 
unter fich über die der Nationalverfammlung gemeinfhaftlich vorzuſchlagenden 
Modifitationen nicht einig werden würden, und daß, wenn die eine diefe, Die andere 
jene Modifikation vorfchlage, dadurch der Nationalverfammlung eine Entfheidung 
überwiefen wäre, welche in den Augen des ganzen Volkes notwendig als eine end; 
gültige erfcheinen würde. Dem ift nun noch hinzugetreten, daß viele Regierungen 
erflärt haben, Modifitationen überhaupt nicht vorfhlagen zu wollen! 

Um den genannten beiden Gefihtspunften zu entfprechen und dennoch einige 
wünfhenswerte Modifitationen der hier angenommenen Verfaffung herbeisuführen, 
wurde ein Weg beraten und befchloffen, der unter Vermeidung der Verhandlung 
mit der Nationalverfammlung die Erreichung des Zieles in Ausficht ſtellte. Ders 
felbe erwies fich hauptfächlich infolge eines beinahe gleichzeitig eingetretenen, uns 
erwarteten Ereigniffes (der Anerkennung der Verfaffung durch 28 Regierungen) 
unbrauchbar; e8 war aber auch eine ausdrüdlihe Vorbedingung des Projektes 
gewefen, daß defien Ausführung nicht begonnen werden folle, als nachdem feftz 

eftellt fei, Daß mehrere deutſche Regierungen der in Frankfurt bes 

hloffenen Berfaffung nicht beitreten würden, fo ie Ar ein Schritt 
—— neben der Nationalverſammlung oder en (er oder ein direkter Wider⸗ 
ſpruch unterblieb, folange nicht vorlag, daß die efihlo ene Verfaffung wegen der 
Meigerung verfchiedener ug tan unausführbar fei, In gleihem Sinne wurde 
bereit8 am 10. April mit —— des Staatsminiſteriums der Wirkliche 
Legationsrat v. Kamptz fo inſtruiert, daß die Trennung zwiſchen der Oberhaupts⸗ 


Das Konzept enthielt hier noch folgenden Zuſatz: „Wäre aber auch ein gemeinfchaftlicher 
Borfhlag der Negierungen möglid, fo würde die Verſammlung, ya er nicht von allen 
ausninge, ur Beihlußnahme darüber infompetent, \ würde duch — — wonach 
die Verfaſſung zu Recht beſteht und alſo auch nur nach den in der Verfaſſung vorgeſchriebenen 

ormen abgeändert werden fann, gebunden, und außerdem in ihrer a 7 Zuſammen⸗ 

etzung, Stellung und Stimmung feiner Mobifilation zu bewegen fein, Es müßten auch 
n der letzteren Beziehung auferordentlihe Anderungen eintreten, damit es möglich würde, 
auf dem Wege der Vereinbarung irgendein Mefultat zu erzielen,” 
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und der Berfaffungsfrage feftgehalten und eine Erklärung über letztere ausgefegt 
bleiben fonnte. 

Unter den geänderten Umftänden blieb ich daher dem Geifte und den Worten 
der befchloffenen Iuſtruktion ganz getreu, als ich die E. E. mitgeteilte Erklärung 
vom 17. d. M. gab, in derfelben die Erledigung der Oberhauptsfrage vor Er; 
ledigung der Verfaſſungsfrage als notwendig andeutete, die Unverbindlichfeit der 
bisherigen Zuftimmungserflärungen hervorhob und auf die Notwendigkeit einer 
vorhergehenden Erklärung der Königlichen Regierungen verwies, 

reußen befand fich Dadurch in einer unangreifbaren Stellung, in einer Stellung, 
welche ihm die vollfte Freiheit für feine Entfchlüffe bewahrte. Das Minifterium 
konnte jede Interpellation, jeden Angriff in den Kammern damit zurüdweifen, 
daß die Vorbedingung wegen der Wahl des Königs erledigt fein müffe, daß zur 
Beurteilung der VBerfaffung die Kenntnis des Staatsgebietes unerläßlich fei. 
Es blieb ihm ebenſowohl frei je nach dem Gange der Ereigniffe auch vor Erledigung 
jener VBorbedingung die Stellung ji verlafien und entfcheidende Beſchlüſſe zu 
faffen, fowie den dazu — Zeitpunkt zu wählen. Man begann bereits hier 
einzuſehen, daß Preußen nicht aus dieſer Stellung hinausgedrängt werden könne, 
wenn e8 nicht wolle; die Zeitungen milderten die Heftigkeit ihrer Angriffe, und die 
Mitglieder der Nationalverfammlung befohäftigten fih mit dem Plane, Depu—⸗ 
tationen in die vier Königreiche zu entfenden, um pofitive Erflärungen der be; 
treffenden Regierungen zu erwirken. 
ei diefer Lage der Dinge war e8 mir unerwartet, daß in der Sigung der erſten 
Kammer vom 20. das Minifterium eine entfchiedene Erflärung binnen wenigen 
Tagen verhieß, und ich erlaubte mir deshalb geftern telegrapbifch um eine Er; 
läuterung zu bitten, welche ich nun heute morgen durch Mitteilung der Erflärung 
des Heren Minifterpräfidenten in der geftrigen Sitzung der zweiten Kammer 
empfange, bahin gehend, daß die Regierung S. M. des Königs die in Frankfurt 
befhloffene Verfaffung ohne Veränderungen nice annehmen wird, 
a der Antrag des Abgeordneten Rodbertus und die daraus heruorgegangenen 
Anträge der Komiffion in feiner Weife eine Nötigung für die Königl. Regierung 
enthielten, fich über die Annahme oder Verwerfung der VBerfaffung ſchon jetzt aus; 
— *— ſo ſind mir die Gründe unbekannt, welche die Regierung bewogen 
aben, ſo bald nach der mir unterm 15. d. M. zugefertigten, reiflich beratenen 
uſtruktion die leitende Idee derſelben zu verlaſſen. Es bedarf auch nicht der 
enntnis dieſer Gründe, um die Folgen der Erklärung zu ermeffen. Diefelbe fest 
zunächſt die Nationalverfammlung in die Lage, von ihrem Standpunkte aus mit 
vollem Rechte das auszufprechen, was ihre Deputation vor der Abreife von Berlin 
mie Unrecht ausgefprochen hat, daß nämlih S. M. der König die Wahl als Ober; 
haupt abgelehnt hat. In der Antwortsrede S. M. waren nur Zweifel angedeutet, 
welche möglicherweife zu einer Verwerfung der Verfaffung, aber ebenfowohl zu 
deren Annahme führen konnten, Die Erklärung des Heren Minifterpräfidenten 
deutet nicht mehr Zweifel an; fie * poſitiv, daß die Verfaſſung eg Abändes 
rungen nicht zur Annahme empfohlen werden könne, und infofern die Nationals 
verfammlung die Annahme der Wahl und die Annahme der Verfaffung als un; 
Fee — wird ſie nunmehr mit der Verfaſſung auch die Wahl als abgelehnt 
anſehen en. 

Der hier eingenommene Standpunkt, wonach die Verfaſſungsfrage erſt nach der 
Zuſtimmung der deutſchen Fürſten zu der Wahl S. M. des Königs zur Erledigung 
kommen hatte, iſt in der —— der Königl. Regierung ignoriert und ver; 
affen. Es verſchwindet die Notwendigkeit für die Berfammlung, jene Zuſtimmung 
von den Königlihen Höfen zu fordern, und wenn fie dennoch gefordert würde, fo 
wäre die Antwort einfach die, da Preußen, welches zugleich der größte Staat und 
da8 defignierte Oberhaupt fei, die Verfaffung nicht annehme, fo fehle ihnen jede 
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Veranlaffung, fih darüber zu äußern, ob fie angenommen haben würden, wenn 
Preußen angenommen hätte. Die Abänderungen, welde Preußen verlange, feien 
ihnen nicht befannt; wenn, wie fie wänfhten, die Nationalverfammlung fich ent; 
joliepe, auf Abänderungen einzugehen, jo würden fie fich ihrerfeits erlauben, die 
hnen angemeffen ſcheinenden Modififationen vorzufhlagen. — Der vorteilhafte 
Standpunkt, auf dem geftern Preußen ſich befand, ift heute derjenige der vier 
SKöniglihen Höfe; fie können nicht zu einer Erflärung gedrängt werden, bevor 
Preußen fich definitiv erklärt hat. Das konſtant erfirebte und vor der Gefährdung 
efhüste Ziel, daß wenn die Sache foheitere, fie nicht an Preußen feheitere, ift ver; 
oren, denn wenn fie nunmehr zugrunde gehen follte, fo wird man nicht auf Sachfen, 
—— Württemberg oder Bayern, ſondern lediglich auf Preußen die Steine 
werfen. 

Die Schwierigkeiten! der heutigen Lage können, ſoviel ich zu beurteilen vermag, 
nur zu zwei Reſultaten führen. Entweder muß die Nationalverſammlung auf: 
genf werden und alles zerfällt, oder Preußen akzeptiert die Verfaffung mit dem 

orbehalte der Reviſion auf dem erften Neichstage. In beiden Fällen wünſche ich 
nicht weiter mitzuwirken; in dem erften nicht, weil ich die von mir nicht gefchaffene 
Poſition zu vertreten ablehnen müßte, und weil es für die algdann erforderlichen 
Maßnahmen an disponiblen Kräften nicht fehlt; in dem zweiten nicht, weil alg- 
a die Ausführung den Männern zukommt, welche urfprünglich dazu geraten 

aben. 

€. €, wollen entfhuldigen, daß ich mit einiger Ausführlichfeit die Auffaffung 
darlegte, aus welcher die heute morgen ©. €, dem Minifterpräfidenten Herren 
Grafen dv. Brandenburg gemachte Mitteilung meines Nüdtrittes hervorging. 
€, €, erfuche ich ergebenft, meine Demiffion bei S. M. zu bewirfen. Ich werde 
fuchen, in den allernächften Tagen die laufenden Angelegenheiten fo weit zu etz 
ledigen, daß ich meine Vertretung dem Legationsrat v. Kampk übertragen kann. 


88. v. d. Heydt an Camphauſen. 
Telegramm. 
Berlin 1849. April 23. 

Es ift vielleicht unnötig, erg! aufmerffam zu machen, daß bei der aufger 
tragenen Mitteilung die Abficht nicht dahin ging, die Erflärung von vorgeftern 
—— mitzuteilen, ſondern im Sinne derſelben eine vorläufige Mitteilung 
zu machen. 

Berlaffen Sie, ich beſchwöre Sie, in diefem Augenblick nicht Ihren Poften, Wir 
haben ja heute in Übereinftimmung mit Ihren Vorfchlägen gehandelt. Die geftrige 
Einberufung fteht mit dem von Ihnen gewünſchten Entlaffungsgefuch? in Vers 
bindung, das von allen Kollegen neuerdings unterftügt ift. Im ſchlimmſten — 
warten Sie jedenfalls Ihren Nachfolger ab, und machen Sie dafür Vorſchläge. 

u 

89. Camphauſen an v. d. Heydt. 
Kopie und unvollftändiges eigenhd. Konzept. 


Frankfurt 1849. April 24. 
Lieber Freund! Daß Sie mir —— ich verlaſſe meinen Poſten, obſchon 
das Miniſterium in Übereinfimmung mit mir gehandelt habe, iſt grauſam und 


Im Konzept war ein etwas anderer Schluß durch folgende Säge angedeutet: „Der Weg 
ber Dftronierung iſt aus Gründen des Rechtes und der Politit fowohl, als wegen 558 
lichteit der Ausführung außer Frage. Der Weg der Verfaſſungsreviſton unter den in 
€, €, Schreiben vom 15. begeihneten Bormen iſt aus den in meinen vorigen Berichten 
angeführten Gründen unmdglih geworden.” 

— Grafen Arnim. 
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nicht gerecht. Neun Monate lang habe ich, oft in Angft und Nöten, den Bruch 
swifhen Berlin und Frankfurt zu verhüten gefucht und mich für drei aufeinander 
u Minifterien als das geplagte Mittelglied zwifchen zwei fich reibenden 
Mächten gebrauchen laffen — dann mit fteigender, dann mit fallender Hoffnung — 
immer mit dem Streben, daß im Falle der Erfolglofigfeit das Werk nicht an 
Preußen zugrunde gehe, daß nicht die Öffentlihe Stimme wegen der getäufchten 
Hoffnungen des Vaterlandeg gegen Preußen fich richte. Die Pofition, oft gefährdet, 
war e8 neuerdings dutch dag, was ſich mit der Deputation begeben hatte, und 
duch die Zirfulardepefhe vom 3. April. Wir famen überein, daß unfer Verfahren 
darauf begründet werden müffe, die anderen Regierungen zu einer erfien Erklärung 
zu zwingen, und — lefen Sie die erften Seiten meiner Denkſchrift nah — wollten 
den vorgefchlagenen Weg erft dann betreten, wenn jene Erklärung negativ erfolgt 
fein werde. Nach Frankfurt zurückgekommen, haben die Ereigniffe den beabfichtigten 
Weg unpraktifabel gemacht; unfer zuerft eingufchlagendes Verfahren wird dadurch 
nicht alteriert. Ich paffe die unerwarteten Umftände hinein und erreiche, daß bereits 
die Forderungen von Berlin fih nach anderen Refidenzen wenden. Die National; 
verfammlung fteht im Begriffe, zu befchließen, Bayern, Württemberg, Sachfen, 
Hannover, ung freilich auch, zur Erklärung aufzufordern. Ich hätte ihr einfach 
fagen können, wir fähen, daß fe das bisherige Stillfehweigen der königlichen Höfe 
noch nicht als Ablehnung betrachten wolle, und bäten um Mitteilung der ver; 
langten Erklärungen, fobald fie eingegangen feien, um dann unferen Eutſchluß 
kundzugeben, den wir in der — vorbereiten konnten. Da, plötzlich und 
ohne alle Veranlaſſung, erklärt das Miniſterium, wir nehmen die Verfaſſung ohne 
Veränderungen nicht an; es wirft die eben erſt angenommene Grundlage weg, 
vernichtet alle meine Beſtrebungen und enthebt die Königreiche aller Sorge. Mün⸗ 
en, Stuttgart, Dresden, Hannover, befonders aber Wien können illuminieren.! 


90. Graf Arnim an Camphaufen. 
Kopie, 
Berlin 1849. April 24. 


Aus €, E, heute eingegangenem geehrtem Bericht vom 22. d. M. erfehe ich mit 
dem größten Bedauern, daß Sie mit dem Schritte, welchen das Königliche Staats; 
minifterium durch die am 2ı. in der zweiten Kammer abgegebene Erklärung hat fun 
zu müſſen geglaubt, fich nicht einverftanden erklären können und durch denfelben 
die Stellung Preußens mwefentlich gefährdet erachten. 

Ich mag mir indes die Hoffnung nicht verfagen, daß E. E. bei näherer Er; 
wägung die dringenden Gründe nicht verfennen werden, welche das Minifterium 
zu jenem Schritte veranlaffen mußten. Daß es denfelben nur nach reiflicher und 
gründlicher Prüfung der ganzen Lage der Dinge getan, bedarf nicht erft der Be; 
merkung. Auch die Mitteilungen des Neihsfinangminifters, Heren v. Bederath, 
haben dabei die forgfamfte und eingehendfte Berüdfichtigung gefunden. 

Daß der Weg, welchen die mit €, E. beratenen Inſtruktionen vom 15. d. M. 
ins Auge faßten, nicht mehr vollftändig einzuhalten war, deuten €, €, felbft an. 
Die vorteilhafte Stellung, welche die Kgl. Regierung dadurch für Preußen zu 
gewinnen hoffte, war in diefem Umfange nicht mehr zu erreichen; wir mußten 
vielmehr befürchten, von allen Seiten den Vorwurf der Unficherheit und unauf⸗ 
richtigen Politik zu erleiden. 

or allem aber war die Kol. Regierung verpflichtet, fich dem eigenen Lande 
gegenüber ohne Rückhalt zu erklären. Die in der Zirfularnote vom 3. d. M. von 


2 A Konzept ſteht noch der Sag: Was meinen Nachfolger betrifft, fo vermute ih, Sie 
fönnen vorläufig Herren v. Kamptz die Gefhäfte übertragen, da die eigentliche Entfcheidung 
nun wohl von dem Minifterium in Berlin getroffen werden muß. 
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ihr felbft geftellte Frift war abgelaufen. Die in der erſten Kammer teils fchon ges 
ftellten, teils angekündigten Anträge, die bevorfiehende Debatte über den Rod; 
bertusfchen Antrag in der zweiten Kammer machten e8 dem Minifterium unmöglich, 
länger in einer [hweigenden und abwartenden Stellung zu verharren. Namentlich 
hatte der legtere Antrag, auch in der durch die Kommilfion en Form, 
durch fein beftimmtes Dringen auf die Annahme der Verfaffung, eine beftimmte 
Erflärung unausweichlich provoziert. Daß die Kgl. Regierung aber diefe Annahme 
für unmöglich hielt, war ein von Anfang an für uns feftfiehender und auch in den 
Berhandlungen mit E. E. anerkannter Grundfag. Wir glaubten, das Land und die 
Kammern darüber nicht länger in Ungemwißheit laffen zu dürfen. Ein längeres 
Zögern würde die Vorausfegung begründet haben, daß Preußen bereit fein könne, 
auf die Verfaſſung einzugehen, und nur die Erklärungen über die Oberhauptsfrage 
abwarte, um fih mit diefer Verfaſſung definitiv an die Spige zu ſtellen. 
Diefer rg durften wir nicht Raum geben. 

Auch läßt fih wohl nicht verfennen, daß die übrigen deutfchen Regierungen ein 
u weg hatten, eine unzmweidentige Erklärung Preußens über diefen Punkt 
zu fordern. Es läßt fih fogar mit Sicherheit annehmen, daß von den übrigen 
Kol. Regierungen feine Erklärungen eingegangen fein würden, bis Preußen fich 
über den Punkt der Verfaffung ausgefprohen haben würde. Wir hatten feine 
Mittel, fie zur Abgabe diefer Erklärungen zu veranlaffen, wenn nicht die Eins 
wirfungen der Revolution, deren Begünftigung von Frankfurt aus nur zu fehr 
zu beforgen war, angewandt werden follten. Es fand zu befürchten, daß die 
Regierungen durch die wachfende Aufregung und die Anarchie im eigenen Lande 
zu einer unfreiwilligen Erklärung gezwungen worden wären. Dies konnten wir, 
abgefehen von dem Unrecht, auch im eigenen Intereffe Preußens nicht wünſchen; 
ja, wir durften es darauf nicht ankommen laffen. ie wären dadurch doch nur 
zulegt in die Lage gefommen, allein und felbftändig dasfelbe fagen zu müffen, 
was wir jeßt gefagt, nämlich: daß wir die Verfaffung nicht annehmen fonnten. 
Wir mußten es für würdiger und der Stellung Preußens angemeffener halten, 
offen mit unferen Anfichten hervorzutreten. 

Es wird auch jest, falls die weiteren Bemühungen der Kol, Regierung nicht zu 
einem Ziele führen follten, Vader nicht der Vorwurf gemacht werden fünnen, 
daß das Werk der deutfhen Einheit an feinem Widerftreben gefcheitert fei. Die 
Kol. Regierung hat ſowohl mit der Nationalverfammlung als mit den übrigen 
Regierungen den Weg der Verftändigung fo wiederholt verfucht und 1 noch in 
diefem Augenblide fo bereit dazu gezeigt, daß ihr die Schuld nicht beigemeffen 
werden fann. Wohl aber hätte ung, wenn wir länger gezaudert hätten, der Vor; 
wurf treffen können, daß wir das Schredbild der Revolution als einen moralifhen 
Zwang über die widerfirebenden Regierungen hätten benugen wollen, um biefelben 
jur Annahme der preußifhen Oberhoheit zu bewegen. 

& darf nicht zweifeln, daß diefe Erwägungen auch bei E. E. nicht unberüdfichtigt 
bleiben werden, Wenn auch die Umftände einen veränderten Gang nötig gemacht 
ben, fo darf das Minifterium fi er das Zeugnis geben, den wefentlichen, 
bon früher aufgeftellten ne au jet treu geblieben zu er Ich brauche 
ed daher €, €, nicht erft auszufprechen, wie großen Wert dasfelbe auf die fort; 
dauernde Mitwirkung €, €, bei dem fohwierigen Werke der Verftändigung und 
ber Förderung ber beutfchen Einheit legen würde; und nur mit tiefem Bedauern 
babe ich den von Ihnen ausgedrüdten Wunfch der Enthebung von Ihrem De 
entgegennehmen können. Ich babe indes nicht verfehlen dürfen, denfelben S. M. 
dem Könige vorzulegen, Ich darf jedenfalls vorausfehen, daß E.E. big zur Ent; 
fheidbung S. M. und je eventuellen Ernennung eines Vertreters Ihr Amt in 
gewohnter Weife fortführen werden. Der Augenblid ift fo wichtig und dringend, 
daß €, €, gewiß micht jetzt fih dem Dienft des Vaterlandes entziehen werden, 
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91. Beriht Camphaufens, 
Kopie, 
Frankfurt 1849. April 27. 


€. €. beehre ich mich auf die gefhäßte Zuſchrift vom 24. d. M. zu erwidern, daß 
nach meinem ergebenften Dafürhalten in dem gegenwärtigen Augenblide meine 
Vertretung durch den Legationsrat v. Kamps, der ſchon früher bei längerer Abs 
mwefenheit die Gefchäfte verfah, feinem erheblihen Bedenken unterliegt. Zu den 
Verhandlungen mit den Bevollmächtigten der deutfhen Regierungen, melde die 
Verfaſſung annahmen, ift, wie ih E. €. wiederholt anzeigte, die Gelegenheit, 
felbft die Möglichkeit nicht vorhanden. Mehrere Bevollmächtigte find bereits abs 

ereift, Diefen Regierungen ift Württemberg gewiffermaßen beigetreten; Bayern 
* die Verhandlung abgelehnt; Sachſen und Hannover, wenn fie ſich dazu herbei— 
laffen, werden fih nach Berlin wenden. Die Eröffuungen, welche Preußen der 
Nationalverfammlung zu machen hat, mäffen in Berlin fefigeftellt werden, und 
da ein langer Aufſchub derfelben nunmehr faum tunlich wäre, ich aber der Über; 
reicher nicht würde fein können, fo ift e8 nüßlich, bald ein anderes Organ dafür zu 
haben. Unter diefen Umftänden dürften €. E. nichts dagegen einwenden, daß ich 
wenn - * früher Erſatz eingetroffen iſt, am 1. Mai mich beurlaube. 

E. E. bin ich zu Dank verpflichtet für die geneigte Mitteilung der Erwägungen, 
aus welchen das Miniſterium einen veränderten Gang nötig erachtete. Es haben 
dieſelben ein unzweifelhaftes Gewicht, wenn man ſich ſtark genug fühlt, den Kampf 
mit der Revolution dem Frieden unter — vorzuziehen. Zugleich 
liegt ſoviel Großmut in dem Entſchluſſe, die anderen Regierungen vor einem 
moralifhen Zwange zu fhüsen, daß €. E. entfchuldigen werden, wenn ich dem 
Drange nachgebe zu rechtfertigen, weshalb ich diefes Gefühl nicht teilte. Ich habe 
niemals annehmen dürfen, daß die deutſchen Fürften fih völlig freiwillig und 
lediglich um des Zweckes der Einheit willen einem Bundesoberhaupte unterordnen 
würden. Auch wir haben ung unter phyſiſchem und moralifhem Zwange dem 
Erzherzog Johann unterordnet, und es ſcheint mir, daß die Abficht, in der Stunde 
der Entfheidung andere Regierungen von dem Einfluffe der Volksſtimme zu bes 
freien und auf unfere natürlihen oder erworbenen Vorteile zu verzichten, ſchon 
vorlängft eine andere Haltung, der Zentralgewalt und den Regierungen gegenüber, 
hätte veranlaffen müſſen. Abgefehen hiervon hatten alle deutſchen Regierungen 
ſich ebenſowohl wie Preußen über zwei Punkte zu erklären, erfteng über das Ober; 
— zweitens über die Verfaſſung. Über den erſten Punkt konnte Preußen ſich 
chi ren nicht eher annehmend ausfprechen, bis er angeboten war; dem 
anderen Regierungen ſtand e8 frei, ung zu fagen: das Oberhaupt nehmen wir an, 
allein wie wünfchen diefe und jene Abänderung der Verfaſſung. Wir wiffen aber 
—* wohl, daß für die vier Königreiche die geringeren Schwierigkeiten in dem In⸗ 

alte der Verfaſſung lagen, die —— gkeit dagegen darin, daß ſie den König 
von Preußen nicht als alleiniges Oberhaupt anerkennen wollten; ſie haben es längſt 
direkt und indirekt deutlich genug zu erkennen gegeben; und nachdem trotz aller 
Gegenbeſtrebungen der König zum alleinigen Oberhaupte erwählt war, ſchien es 
mir ein billiges Verlangen, daß das, was alle Welt wußte, auch vor aller Welt 
bekannt und dadurch Preußens Stellung der Nationalverſammlung und dem 
deutſchen Volke gegenüber erleichtert werde. Ich vermag nicht —— daß wir 
z. B. gegen die Hannöverſche Regierung, die uns noch jüngſt in einer Reihe von 
Fragen durchblicken ließ, daß ihr eine Beſchränkung der Selbſtändigkeit wie im 
alten Staatenbunde zu weit gehe, eine Pflicht der Großmut zu üben und dem Könige 
Ernſt Auguſt zu erſparen hatten, Öffentlich zu wiederholen, was er oft geäußert 
haben fol, daß er fich von Preußen nicht mediatifieren laffe. 

Unſer befonderes Recht dazu geftattete dem Lande und den Kammern gu etz 
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Hären, daß die Bedenken gegen die Verfaffung von einer anderen Natur und von 
einem anderen Umfange fein würden, wenn fie für Preußen und 5 Millionen, 
oder für Preußen und zo oder für Preußen und ı5 Millionen gelten folle, und 
daß die Regierung nicht erforderlich noch angemeffen finde, ſchon jeßt anzugeben, 
was fie in jeder diefer verfohiedenen Eventualitäten zu tun gedenfe, daß fie vielmehr 
warten werde, bis eine derfelben entweder duch ausdrüdliche Erklärung oder durch 
Stillfhweigen eingetreten fei. 

Als eine Unmöglichkeit habe ich zwar die Annahme der hiefigen VBerfaffung nicht 
angefeben; allein ich war mit dem Minifterium vollkommen einverftanden, daß 
deren Modififation erfirebt werden müffe, und das Minifterium war mit mir eins 
verftanden, Daß zu ihrer leichteren Erlangung nicht in den Vordergrund treten müffe, 
die Verfaffung fei unausführbar, weil Preußen nicht wolle; daß vielmehr 
in * Vordergrund treten müſſe, ſie ſei unausführbar, auch wenn Preußen 
wolle. 

m übrigen beſtanden die von €. €. gegen die Verzögerung einer die Vers 

faflung verwerfenden Erflärung angeführten Gründe fohon zur Zeit meiner Ans 

enheit in Berlin, und hätte der Entfchluß ihnen Folge zu geben vorgelegen, 

fo hatte ung ein Plan nicht zu befchäftigen, welchem das entgegengefeßte eh 

sugrunde lag; es hätten alsdann die Beratungen einen anderen Inhalt haben, 

= andere Richtung nehmen müffen, und vielleicht einen anderen Ausgang nehmen 
nnen. 

Wie nunmehr die Sachen liegen und bei der Notwendigkeit für die Negierung 
wichtige Befchlüffe zu faflen und auszuführen, ift die Vermeidung jeder Abweichung 
zwiſchen den Schritten in Berlin und Frankfurt und die volle — der Re⸗ 
gierung mit ihren ni u unentbehrlich, und auch aus diefem Grunde wäre mein 
ferneres Verbleiben im Amte bedenklich gewefen. 


Bismarck und Napoleon II. 
1863-1866 





1 Kapitel. 


Preußen und Srankreich zu Beginn des Schleswig-⸗Holſtei⸗ 
nifeßen Konfliktes. 


Die Rüdficht auf Frankreih Hat in der gefamten Politit Bismards 
vor 1870 und namentlich in der Zeit des großen deutfchen Krieges eine ſo 
entfcheidende Rolle gefpielt, daß ohne die Kenntnis der preußiſch⸗franzöſiſchen 
Beziehungen die Gefchichte diefer Jahre gar nicht dargeftellt werden kann. 
Was wir bisher darüber wußten, verdankten wir — abgefehen von einigen 
nicht unbedingt zuverläffigen Memoirenwerken — im wefentlihen den Mit; 
teilungen, die Heinrich von Sybel in feinem großen Werfe aus den Akten 
gemacht hat. 

Eine vollftändigere Kenntnis ſcheint ung die breitangelegte franzöfifche 
Artenpublifation über die Vorgefchichte des Krieges von 1870 in Ausficht 
zu fielen. Sie greift bis Anfang November 1863 zurück und reicht big 
jegt bis zum 8. Mai 1866. Wenn auch andere Dinge, wie die franzöfiich- 
italienifche Septemberfonvention von 1864 und die rumänifche Frage mit 
darin vorkommen, fo ftehen doch die deutſchen Fragen ganz beherrfchend im 
Mittelpunkt des Werkes. 

In reichfter Fülle werden hier die Akten des Parifer Auswärtigen Amtes 
vor ung ausgebreitet, Acht Bände find angefüllt mit bisher 2236 Akten; 
ftüden, die bald im Auszug, bald im Wortlaut mitgeteilt werden. In bunter 
Fülle wechfeln die Berichte der franzöfifhen Vertreter in Berlin, Wien, 
London, Petersburg, Kopenhagen, Stodholm, Rom, Turin, Madrid und 
an den Fleinen deutfchen Höfen mit den Anweifungen und Anfragen des 
Minifters Drouyn de Lhuys. Man erblidt das ganze Getriebe des auswärti⸗ 
gen Dienftes Napoleons III. in unabläffiger, wenn auch nicht immer fruchtz 
barer Arbeit vor fih, man erlebt jeden Moment mit, man fieht die gleichen 
Ereigniffe fich widerfpiegeln in den Köpfen der verfchiedenften Individualitäten 
und hört alle Kombinationen durchſprechen, die fih daran knüpfen laffen, 
Es gibt nichts Ähnliches für die Gefchichte des legten Jahrhunderts. 

. Dennoch hat diefe Publikation unter den deutſchen Gelehrten, die ſich 
näher mit ihr befchäftigt haben, Enttäufchung hervorgerufen und ziemlich 

! Les origines diplomatiques de la guerre de 1870—ı1871. Recueil de documents 


publi6 par le ministöre des affaires &trangdres. B. 1—8. 1909— 14. Die drei erften Bände 
find auch in brauchbarer deutſcher Überfegung erſchienen. 
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ſcharfe Kritik erfahren. Und mit Recht. Denn man hat bei der Durch 
arbeitung diefer Aftenmaffen ſtets das Gefühl, daß man nur das Außerliche, 
Dffisielle erfährt, und daß die wirklich treibenden Kräfte der franzöfifchen 
Politik darin nicht zum Ausdrud kommen. Alles, was das Auge des Ber 
obachters hier im Vordergrund der politifchen Bühne im hellen Lichte wahr⸗ 
nimmt, bleibt unverftändlich, ohne rechten Zufammenhang und Sinn; man 
ahnt, daß fich gleichzeitig in dem in tiefes Dunkel gehüllten Hintergeunde 
andere Vorgänge abfpielen und daß dies die entfcheidenden find; nur gez 
legentlich greift aus dem Dunkel heraus die Hand des eigentlichen Regiſſeurs, 
des Kaifer Napoleon felbft, in das Vordergrundstreiben hinein und lenft die 
Hanptperfonen durch ihren Winf in eine andere Richtung. 

Die Herausgeber haben mitgeteilt, was ihnen erreichbar war, aber fie 
konnten nicht mehr geben als fie haften.? Der Kaifer machte feine Politik im 
mündlichen Gefpräch mit den fremden Gefandten und leitete feinen auss 
wärtigen Minifter, mo es ihm nötig fchien, durch perfönliche, ebenfalls münd⸗ 
fich gegebene Direftiven. Akten darüber gibt es nicht in Paris, Will man 
Yufichlüffe über feine Politik Haben, fo muß man zu den Berichten der fremden 
Gefandten greifen, die das Ohr des Herrfchers hatten; diefe aber ruhen meift 
noch verfchloffen in den Archiven der anderen europäiſchen Großmächte, und 
nur Sybels Mitteilungen aus den Berichten des Grafen v. d. Goltz und 
die italienischen Publikationen laffen uns erkennen, daß hier, nicht in den 
Akten des Parifer auswärtigen Amtes der Schlüffel für das Verftändnis 
der franzöfifchen Politik zu fuchen ift. 

Immerhin lohnt es fi, die Frage zu ftellen, was fih aus diefer neuen 
Publikation für die Gefchichte der prußifchsfrangöfifhen Beziehungen ‘ges 
winnen läßt.? Es ift mir geftattet worden, wenigftens einige Stüde aus der 
von Sybel benugten Korrefpondenz zwiſchen Bismard und der Parifer Bots 
fchaft zur Kontrolle heranzuziehen. 

Für die franzöfifche Politif gab es in bezug auf die deutfchen Verhältniffe 
länaft einige beftimmte Traditionen, von denen fich der einzelne Staatsmann 
nur fchwer losmachen konnte, und die e8 zumächft kurz zu erfaffen gilt. 

Schon als fich in den Jahren von 1848—ı1850 in Deutfehland ein einheit⸗ 
liches Staatswefen auf nationaler Grundlage bilden zu wollen fehlen, ſah fich 
die Negierung Napoleons, des damaligen Präfidenten der Republik, ver 
1 Mol, befonders $. Salomon in Hift. Vtifchr, 14, 396f. über die drei erften Bände, 

* Die Privatbriefe der Botſchafter befinden fich im allgemeinen nicht bei den Alten; es 
ift als ein glüdlicher Zufall zu betrachten, daß die Konzepte zu Benedettis Privatbriefen an 
Drouyn fi größtenteils im Archiv der franzöſiſchen Botſchaft in Berlin vorgefunden haben, 
Dagegen fehlen die Privatbriefe Talleyrands und Gramonts an den Minifter, Aber auch fie 


würden die franzbſiſche Politik kaum klarer enthüllen, als die offiziellen Dokumente, 
Ich sitiere die darin enthaltenen Altenftüde ohne weitere Duellenangabenac der Nummer, 
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anlaßt, zu diefer Möglichkeit Stellung gu nehmen. Sie betrachtete diefe Frage 
zunächft unter dem Gefichtspunfte ihrer traditionellen Feindfhaft gegen 
Hfterreich und deffen Vorherrfchaft in Stalien. Schon die Regierung des 
Julikönigtums hat danach geftrebt, die Habsburgifche Machtftellung in Italien 
möglichft einzufchränfen. Napoleon feßte diefe Politik nur fort; es war feines; 
wegs in erfter Linie gefühlgsmäßige Schwärmerei auf Grund der alten Waffen; 
brüderfchaft aus feiner Jugendzeit, was ihn auf die Seite der national; 
italienifchen Beftrebungen trieb, wenn diefe auch gelegentlich mitgefprochen 
haben mag. Galt aber Hfterreich als Frankreichs natürlicher Gegner, fo 
fragte e8 fich, wie man diefen Staat am wirffamften befämpfen fünne, 

Öſterreichs Machtſtellung in Italien wie in Deutfchland beruhte auf dem 
Rückhalt, den es im Bunde mit Rußland und Preußen und in der Verfügung 
über die Machtmittel des deutfchen Bundes hatte. Das Bündnis der Oft: 
mächte war an fich in Frankreich verhaßt, weil eg an die Zeit der Freiheits; 
friege und des Parifer Friedens erinnerte. Solange e8 fortbeftand und nicht 
zu erfchüttern war, konnte Frankreich nur durch engen Anfchluß an England 
feine Stellung zu verbeffern ſuchen. Noch erwünfchter wäre es ihm freilich 
gewefen, Rußland und Preußen von Öfterreich zu trennen, da von England 
doch eine ausgiebige Unterſtützung in Fontinentalen Fragen ſchwerlich zu 
erwarten war. Eine ſolche Sprengung der „Heiligen Allianz“ fchien möglich, 
als die preußifche Politik duch ihr Streben nach Hegemonie in Deutfchland 
in Gegenfat zu Öfterreich geriet. Die Regierung des Präfidenten unterftüßte 
daher die Unionspolitik Preußens und erftrebte zu der norddeutfhen Macht, 
wenn diefe durch das Gelingen ihrer Pläne ftärfer und mächtiger werde, 
ein intimes Verhältnis, um fo die Erneuerung des Bundes der Oſtmächte für 
immer zu verhindern! Über die naheliegenden Bedenken, die fich gegen eine 
führende Stellung Preußens in Deutfchland vom franzöfifhen Standpunkt 
aus geltend machen ließen, fröftete man fich in Paris damals mit dem Ge; 
danfen, daß die Machtvergrößerung Preußens niemals für Frankreich gefährz 
lihe Dimenfionen annehmen fünne? Aber auch eine andere Möglichkeit 
wurde erwogen, als Napoleon damals durch Perfigny in Berlin über ein 
engeres Einvernehmen verhandeln ließ; man fonnte, wenn Preußen erheblich 
gewinne, für Frankreich eine Kompenfation beanfpruchen. Man verlangte 
nicht geradezu preußifches Gebiet, aber die linksrheinifchen Befisungen der 
füddentfchen Staaten, insbefondere der füdliche Teil der bayrifchen Pfalz mit 
Landau, wurden als geeignete Entfhädigungsobjefte bezeichnet.? 





BVgl darüber jegt Meinede, Radowitz, 254 f. nach den Berichten des Grafen Hasfeld, 

2 A. a. D. 256. (Hatzfelds Bericht v. 28. Aug. 1849.) 

1a O. 464f. Außer den übrigen mindeftens chronologiſch zweifelhaften Angaben 
kommt befonders der Bericht Hatzfelds v. 17. Juni 1850 in Betracht. 
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Sp traten bereits in den Jahren 1849 und 1850 einige Gefichtspunfte 
hervor, die bis 1866 für die franzöfifche Politik gegenüber Deutſchland leitend 
geblieben find. Preußen follte Öfterreich gegenüber verflärft und von der 
Allianz der Dftmächte gelöft werden; es durfte jedoch nur fo weit verflärft 
werden, daß feine Macht für Frankreich nicht gefährlich werden könne; und es 
follte Frankreichs Unterftügung durch Überlaffung von nichtpreußifchen Teilen 
des linfen Rheinufers bezahlen. 

Das Scheitern der preußifchen Uniongpolitif und der erneute enge Anfchluß 
Preußens an Öfterreich und Rußland nach dem Vertrag von Dlmüß entzog 
allen diefen Plänen zunächft die Grundlage. Frankreich fuchte nach der Herz 
ftellung des Kaifertums möglichft nahe Fühlung mit England und erfocht ges 
meinfam mit dem Infelreiche, dem italienifchen Schüßling Sardinien und der 
Türkei im Krimfriege feine großen Erfolge über Rußland. Indem e8 gelang, 
Hfterreih und Preußen von der Unterſtützung Rußlands abzuhalten, ja die 
erftere Macht zu direften Feindfeligfeiten gegen das Zarenreich zu beftimmen, 
wurde der Bund der Dftmächte tatfächlich zerfprengt, das bereits feit 1849 
erfirebte Ziel alfo auf anderem Wege erreicht. Rußlands nie wieder zu bes 
fhwichtigendes Mißtrauen gegen Öfterreich fchien jede Wiederherftellung der 
alten, für Frankreich fo ungünftigen Konftellation auf abfehbare Zeit aus⸗ 
zufchließen. 

Erft dadurch wurde es Napoleon möglich, den Krieg gegen Öfterreich im 
Bunde mit Sardinien fiegreich durchzuführen und die Lombardei dem Kaiferz 
ſtaat zu entreißen. Preußens drohendes Auftreten zwang ihn damals, fich 
mit diefem halben Ergebnis zu begnügen. Aber unmittelbar nach dem Fries 
densfhluß begann er von neuem fich Preußen zu nähern; dem Prinz 
regenten Wilhelm legte er wiederholt nahe, daß er auf Frankreich zählen könne, 
wenn er feine Macht in Deutfchland auf Koften Öfterreihs und der Mittels 
fiaaten vergrößern wolle, Aber der Regent, dem Napoleon und das res 
volutionäre Frankreich ftets unſympatiſch waren, blieb allen Lodungen gegen 
über unzugänglich und betonte bei jeder Gelegenheit, daß er niemals ein 
Stüd deutfchen Bodens in fremde Hände kommen laffen werde, folange er es 
verhindern fönne, Napoleon hatte 1859 erkannt, daß es ihm nicht möglich fein 
werde, Öfterreih ganz aus Italien zu vertreiben, folange er nicht Preußens 
fiher fei; er mußte aber vorläufig auf die Gewinnung des norddeutſchen 
Staates verzichten und abwarten, wie fich die Lage weiter geftalten werde, 

Daß die Meinungsverfhiedenheiten zwifchen den deutfchen Großmächten 
über die milttärifhe Neform des Bundes und Öfterreichs Verfuch, auf dem 
Frankfurter Fürftentag eine Gefamtreform des Bundes im Gegenfaß zu 
Preußen durchzuſetzen, das Verhältnis zwiſchen beiden verfchlechterte, konnte 
man in Paris nur gern ſehen. Ebenfo glaubte man in der Berufung bes 
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Herren von Bismard zum auswärtigen Minifter ein günftiges Ereignis er; 
blifen zu fönnen; denn Bismard galt den Eingeweihten ſchon damals als 
Gegner Sfterreichs, Vorkämpfer der preußifhen Hegemonie und Freund einer 
franzöfifhen Allianz. Schon als Bundestagsgefandter hatte er mehrfach Ge; 
legenheit gehabt, den Kaifer Napolon zu fprehen und feine Gefichtspunfte 
fennen zu lernen; während der wenigen Monate feiner Parifer Borfchafterzeit 
hatte er die dortigen Verhältniffe noch genauer fudieren können; und ſtets 
hatte er felbft dabei geäußert, daß nach feiner Anficht die Intereffen Preußens 
und Frankreichs ein Zufammengehen erforderten.! 

Zunächft gab es allerdings zwifchen ihm und Napoleon einen fräftigen Zu; 
fammenftoß, als Frankreich im Einvernehmen mit England und HÖfterreich 
die aufftändifchen Polen gegen Rußland zu unterflügen verfuchte, während 
Preußen mit voller Energie auf die Seite des Zaren trat. Der ganze Verfuch 
mißlang; aber Napoleon fchrieb fein Scheitern weniger Rußland und Preußen 
zu, ald den unguverläffigen Bundesgenoffen, die ihn im Stich gelaffen hatten, 
als es Ernft werden follte. Sp ging aus diefer polnifhen Verwidlung eine 
ſtarke Entfremdung zwifchen Frankreich auf der einen, England und Öfter; 
reich auf der anderen Seite hervor, Auch in Stalien war England der Politik 
Napoleons Hindernd in den Weg getreten, indem es gegen feinen Wunſch 
den Anſchluß Süditaliens an das fardinifche Königreich unterftüßt hatte. So 
fand fih Kaifer Napoleon ziemlich ifoliert; ſah er fich nach neuen Verbündeten 
um, fo mußte fich fein Blick zumächft wieder auf Preußen richten. 

Dies war im wefentlihen die Situation als durch den Befchluß der 
Bundeserefution gegen Holftein und durch den Tod Friedrichs VII. von 
Dänemark die fehleswigsholfteinifche Frage in den Brennpunkt des Ins 
tereſſes trat. 

Für Frankreich war am ſich das Schickſal dieſer entlegenen Gebiete, über 
deren verworrene Nechtsverhältniffe nur Höchft unbeftimmte Vorftellungen in 
Paris vorhanden waren, höchft gleichgültig. Man war entichloffen, fih auf 
feinen Fall ihretwegen in Unkoſten zu flürgen. England hätte nur zu gern den 
Dänen Fräftigen Schuß gegen die deutſchen Mächte gewährt, wollte fich aber 
ohne Unterftügung durch eine fontinentale Großmacht in einen ernffhaften 
Kampf nicht einlaffen, und drängte Frankreich immer von neuem zur Mit; 
wirkung. Aber die franzöfiihe Regierung lehnte die aktive Teilnahme am 
Kampfe von vornherein beſtimmt ab und hielt dadurch auch England von 





ı Vol, über Bismards frühere Beziehungen mit Napoleon die tüchtige Arbeit von 
5. Frahm, Bismards Stellung zu Frankreich Bis zum 4. Juli 1866 (reicht aber nur big 
1859), Kieler Diff. 1gıı, fowie die Fortfegung diefer Studien Frahms in der Hift, Vijſchr. 
15 (1912) und 16 (1913). 
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jedem friegerifchen Vorgehen zurüd.! Napoleon freute fich über die Verlegen⸗ 
heit des Infelreichs, das gern eingreifen wollte und es allein nicht wagte, und 
ſah darin eine Vergeltung für Englands Verhalten in der polnifchen und 
italienifchen Frage? Er war aber vor allen Dingen der Meinung, daß ein 
folcher Kampf für Frankreich viel gefährlicher fei als für England, während 
er ihm feinen greifbaren Vorteil im Fall des Sieges gewähre? Auch 
im Intereſſe der Eolonialen Erpanfion Franfreihs und feiner Stellung im 
Mittelmeer fah der Kaifer e8 durchaus nicht ungern, wenn neben der größten 
Seemacht Europas fih Fleine felbftändige Kriegsmarinen in der Nord und 
Dftfee bildeten, und begünſtigte gerade von diefem Gefichtspunft aus auch die 
Bildung einer preußifche Seemacht.“ 

Würde man den offiziellen Kundgebungen des Parifer Auswärtigen Amtes 
vollen Glauben fchenten, fo hätte Frankreich vom Ausbruch des Konfliftes an 
bis in den Frühling 1866 hinein fortwährend die gleiche völlig uneigennützige 
und von großen Prinzipien geleitete Politik getrieben. Immer wieder ver; 


ı Lord Ruffel und Lord Clarendon geftanden im Juni 1864 dem ſchwediſchen Gefandten, 
daß England, nur von Schweden unterftüßt, Dänemark nicht helfen fünne, weil es feine ang; 
reihende Landarmee befise und den Handel Deutfchlands nicht ernftlich ſchädigen könne, 
folange diefem der Weg über Frankreich freibleibe (Ber. Fournierg, Mitte Juni Nr, 633). Troßs 
dem ermutigten die britifchen Vertreter noch Ende Juni Dänemark zum Widerftand, indem 
fie aktive Hilfe hoffen ließen (Ber. Dotözacs 30. Juni Nr. 706). — Bismard täufchte fich 
feinen Augenblid über die Ungefährlichkeit der englifhen Drohungen, folange diefes allein 
blieb; er meinte zu Talleyrand, „den Gefallen, eine Armee auszufchiffen, würde England ung 
ſchwerlich tun” (Ber. v. 18. Juni Nr. 668; vgl. Gramonts Ber, v. 3. Juli Ne. 711). Um fo 
mehr mußte er darauf bedacht fein, troß des Bündniffes mit Öfterreich die guten Beziehungen 
zu Frankreich zu erhalten, Damit diefes nicht Englands feindliche Abfichten durch feine Unters 
ſtützung ausführbar mache. 

® Graf Goltz fagt in feinem Bericht vom ı. Febr. 1864: Des Kaifers Haltung beruhe 
‚jum Zeil auf dem perfönlichen Gefühl der Schadenfreude über die Verlegenheiten Engs 
lands und insbefondere Lord Ruſſells. Zahlreihe Symptome beweifen, daß man mit 
Ungeduld den Sturz dieſes Minifters erwartet, über den ſich der Kaifer beſchweren zu 
fönnen glaubt”, Da aber mit Rußland zur Zeit eine engere Verftändigung unmöglich 
fei, wolle er auch nicht vollftändig mit England brechen, und werde vielleicht feine 
Haltung ändern, wenn dort ein anderes Minifterium ans Ruder komme, eventuell auf Koften 
Preußens. — Bismard benuste jede Gelegenheit, um Frankreichs Mißtrauen gegen England 
wachzurufen. Charakteriftifh ift feine Außerung zu Gramont: „Branfreich wife ja recht gut, 
daß England es im gegebenen Augenblide felbft mitten in einer gemeinfame Aktion im Stich 
laffen werde, fobald die Vorteile des Ergebniffes nicht mehr im Verhältnis zu feinen Opfern 
ftänden oder fein Anteil an Ruhm und Beute feinen Erwartungen nicht entfpreche.” (Ber, 
Gramonts 28. Aug. 1864, Mr. 814.) 

’ Bol, die Außerungen Napoleons felbft über die viel größere Gefahr, die für Frankreich 
mit einem folhen Unternehmen verbunden fei als für England bei Sybel 3, 220. Ferner 
Drouyn an den Pürften de la Tour 10, Juni Nr. 640, 

* Bol, 4. B. Drouyn an Benedetti 14, April 1865, Mr. 1348, 
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fündigte Herr Drouyn de Lhuys feinen Vertretern und Agenten, daß die Nez 
gierung des Kaifers nur den Frieden wolle und die Beachtung des großen 
Grundfages, den fie zum Leitſtern der eigenen Politif gemacht habe, des Prinz 
zips der Selbfibefimmung der Völker. Möge alfo Schleswig dänifch 
bleiben, foweit e8 von Dänen bewohnt fei, deutſch, foweit die Bevölkerung 
deutfch fei, möge man dem Volke diefer Länder in irgendeiner Form Gelegen; 
heit geben, fich felbft über fein fünftiges Schiefal auszufprechen.t Selbft im 
Falle eines Krieges zwifchen den beiden deutſchen Großmächten, fo erklärte 
Drouyn de Lhuys immer wieder, werde Frankreich fich jeder aktiven Ein⸗ 
mifchung enthalten; man werde alles vermeiden, was das berechtigte Natios 
nalgefühl der Deutfchen reisen könne.“ Sollte allerdings ein folcher Krieg 
größere Dimenfionen annehmen und zu erheblichen Machtverfchiebungen 
führen, fo daß die Intereſſen Frankreichs dadurch berührt würden, fo müffe 
fi) die Regierung des Kaifers für diefen Fall völlig freie Hand vorbes 
halten. 

Alles dies Hang außerordentlich harmlos, uneigennüßig und felbftver; 
ftändlich. Aber e8 war doch die Frage, wann man den Moment für gefommen 
erachten werde, in dem Frankreichs Interefien als bedroht anzufehen feien. 
Würde z. B. ſchon die Einverleibung Schleswig-Holfteing in Preußen als eine 
derartige Verſchiebung des europäifchen Gleichgewichts betrachtet werden 
müffen? Dder eine Reform des deutfchen Bundes, die Preußen allein oder 
Preußen im Norden und Öfterreich im Süden die Verfügung über die deutz 
fhen Streitfräfte gebe? Dder nur eine Ausdehnung des preußifchen Ger 
bietes durch direfte Einverleibung bisher felbftändiger deuffcher Staaten? 
Ebenſo blieb e8 durchaus unklar, durch welche Mittel Franfreih, falls es 
feine Intereſſen als verlegt betrachten müffe, dieſe zu wahren beabfichtige; ob 
es etwa eine entiprechende Vergrößerung des eigenen Gebietes verlangen 
werde und auf weſſen Koften? 

Diefe Fragen mußte fi die preußifche Regierung während der ganzen 
Dauer des fchleswigsholfteinifhen Konfliftes immer wieder vorlegen, und 
ebenfo haben fich die Diplomaten Öfterreich8 und der Heineren deutfchen Staaz 
ten eifrig mit ihrer Löfung beſchäftigt. Die Parifer Regierung hat niemals 
eine Hare Antwort darauf gegeben; ihre auswärtigen Vertreter, fogar die Bot⸗ 
fchafter in Berlin und Wien, fcheinen darüber ebenfomwenig etwas Genaueres 
erfahren zu haben, wie die Öffentlichkeit. In Deutfchland war die Anfhauung 
fehr weit verbreitet, daß Napoleon bei jeder Veränderung des augenblidlichen 
Befisftandes einen Teil des linken Rheinufers für Frankreich in Anfpruch 
nehmen werde. Die diplomatifchen Agenten des Kaifers hatten öfter von derz 


23,8, Drouyn an Gramont 5. Dez. 1864, Nr. 1087. 
2 Dreouyn an de La Tone 21. Jan. 64 (Ne. 104). 
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artigen Gerüchten zu melden; aber niemals erhielten fie eine Antwort, die auf 
die Gefinnung der eigenen Regierung hätte fchließen Taffen. 

Man könnte vielleicht fragen, ob der Kaifer überhaupt einen beftimmten 
Dan gehabt Habe. Drouyn de Lhuys hat bei einer früheren Gelegenheit ein; 
mal dem öfterreihifhen Botfchafter gegenüber geäußert, man fpreche immer 
von den tiefen Plänen des Kaiſers; in Wahrheit Habe Napoleon gar feine 
Tiefe, fondern nur eine Oberfläche, die fich ohne Unterlaß wandle.‘ Sollte 
das auch in bezug auf die deutſche Frage der Fall geweſen fein? 

Heinrih von Sybel hat befanntlich die Meinung ausgefprochen, Na; 
poleon habe einen Krieg zwifchen den deutſchen Mächten eifrig gewünscht, weil 
er dabei eigene Vorteile zu erlangen hoffte? Er habe Preußen zu einer Erz 
oberungspolitif in Schleswig-Holftein ermutigt, weil er an diefer Frage den 
Krieg habe entzünden wollen. Preußen, das er für den ſchwächeren Teil Hielt, 
follte von Stalien unterftügt werden, das Ergebnis die Eroberung Venetieng 
für Stalien, Schleswig-Holfteins und der führenden Stellung in Nord 
deutfchland für Preußen fein. Dann würden die beiden deutfchen Rivalen 
gleich flarf und gegen einander auf Frankreichs Hilfe angemwiefen fein. Als 
Lohn für feine Unterſtützung habe ihm Preußen Teile des linken Rheinufers 
verfchaffen oder wenigftens deren Belegung zulaffen follen. Diefe Ziele habe 
er für erreichbar gehalten, ohne daß Frankreich felbft in den Kampf eingreife; 
denn wenn die beiden Gegner vom langen Ringen erfchöpft feien, werde dag 
bloße Wort des mächtigen Nachbarftaates genügen, um deffen Wünfche zur 
Erfüllung zu bringen. Da die Dinge anders gefommen find, wie Napoleon 
es, wenn diefe Vermutungen zutreffen, erwartet hat, und da er alfo feinen 
eigentlihen Plan nicht hat zur Ausführung bringen können, fo läßt fich 
natürlich ein zwingender Beweis für ihre Nichtigkeit nicht führen; aber die in 
der neuen franzöfifchen VBeröffentlihung enthaltenen Nachrichten find doch ge; 
eignet, fie zu fügen und zu ergänzen. 

Es entfprach nur den bisherigen Traditionen, wenn man in Paris darauf 
ausging, jede engere Verbindung der deutfhen Großmächte untereinander 
zu verhindern. Daher fuchte Napoleon gleich nach dem Tode des dänifchen 
Königs in der Frage der Hergogtümer Kühlung mit Preußen zu gewinnen und 
eine gemeinfame Aktion aller deutfchen Staaten zu hintertreiben,. Sein Lieb; 





Bericht des Fürften Metternich, mitget. aus den Papieren des Grafen Karolyi, Dt, 
Mevue 38, 1, 282. 

® Yußer in feinem großen Werke, über die Begründung des Neiches, auch in dem Aufſatze 
über Napoleon IIL. in feinen Kleinen Hiftorifhen Schriften Bd. 3, ©. 535 f., der mande 
genauere Einzelheiten aus den Alten bringt, — Briedjungs Auffaffung in feinem 
„Kampf um bie Vorberefhaft in Deutſchland“ weicht in diefer Beziehung von derjenigen 
Sybels nicht wefentlih ab, 
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lingsgedanfe war e8 befanntlich, Daß ein großer europäifcher Kongreß gleich; 
zeitig alle ſchwebenden Fragen, namentlich die polnifche, ſchleswig-holſteiniſche 
und venefianifche, regeln und eine neue Abfledung der Grenzen nach dem 
Nationalitätspringip vornehmen follte. Diefer Plan fcheiterte jedoch am Wi; 
derfpruch aller übrigen Großmächte, von denen nur Preußen eine bedingte 
Zufimmung gab. Sobald der Kaifer erkannte, daß hieraus nichts werden 
fönne, bot er in einer Unterredung mit dem Grafen Goltz Preußen ein fürm; 
lihes Bündnis für alle Eventualitäten an.! Er ſprach fich über die Bedingun; 
gen diefes Bündniffes nicht genauer aus, Aber die Nußerungen, die er zwei 
Tage früher, als er noch auf den Kongreß hoffte, zu Goltz getan hatte und die 
Sprache feines Minifters? ließen kaum einen Zweifel daran, daß er als die 
Grundlage des Einverftändniffes die Verbindung des deutfchen Teiles von 
Schleswig⸗Holſtein mit Preußen und die Untersrönung der kleineren Nachz 
barftaaten unter die norddeutſche Großmacht betrachte. Graf Goltz erklärte 
fi im Prinzip mit einem Bündnis einverftanden und ließ es nur zweifelhaft, 
ob feine Regierung ſchon im gegenwärtigen Zeitpunkt auf befiimmte Ab; 
machungen eingehen werde; er für feine Perfon fprach fih dahin aus, daß 
man in Schleswig-Holftein jedenfalls das Nationalitätsprinzgip zum Aus; 
gangspunft nehmen müffe, das hier mit dem pofitiven Recht völlig übereinz 
fimme. „Auf die Gefahr hin“, fagte er nach feinem Berichte?, „die frühere Ne; 
gierung Preußens zu tadeln, könne ich den europäifchen Mächten das Necht 
wicht zugeftehen, eine gefegliche Erbfolgesrdnung, welche dem betreffenden 
Volke wert fei, über den Haufen zu werfen.” Er wollte alfo auf ein Bündnis 
eingehen; aber defien Grundlage follte nicht die Annerion der Herzogtümer, 
fondern die Errichtung eines felbftändigen Staates unter dem Prinzen von 
Auguſtenburg fein. König Wilhelm lehnte damals den Abſchluß irgend; 
eines Bündniffes ab und fprach fich fehr erſtaunt darüber aus, daß Graf 
Golß, ohne eine Autorifation dazu zu befigen, eine derartige Möglichkeit übers 
haupt entgegenfommend erörtert habe. 

Was kann man aus diefem Verhalten des Kaifers fchließen? Er wollte un; 
zweifelhaft Preußen dazu ermuntern, nach der Annerion der Herzogtümer zu 
fireben. Welches Intereſſe fonnte er daran haben, Preußen diefe Machtver; 


ı Bol, hierüber Sybel 3, 166 f. 

2 Sybela.a.D. Danach wäre der Gedanke einer Teilung Schleswigs nach den Natios 
nalitäten zuerft von Golg im Gefpräch mit Drouyn de Lhuys angeregt, von diefem aber fofort 
aufgegriffen worden. Der Gedanke felbft war befanntlich viel älter und ſchon 1848 unter den 
möglihen Löfungen häufig erörtert worden. Napoleon hatte ſich längft vorher auch 
Bismard gegenüber für diefen, feiner politifchen Grundanfhauung entfprechenden Ge; 
danken ausgefprohen. Vgl. Bernftorff an Bismard 2ı. Febr. 1862, Bismarck⸗Jahrbuch 
6, 128; 16. Juni und 18. Juli 1862 a. 0, D. 147, 157. 

» Vertraulicher Bericht des Grafen Golg vom 25. November 1863. 

Brandenburg, nterfuchungen. 26 
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größerung zu wünfchen? Tat er es nur, um die Entftehung einer preußifchen 
Marine zu ermöglichen, die er als Gegengewicht gegen die englifche für 
erwünscht hielt? Man wird fehwerlich behaupten fünnen, daß dies zur Erz 
Härung feines Verhaltens genüge. Viel wahrfeheinlicher bleibt e8 doch, daß 
Napoleon fih von Anfang an gefagt hat, Öfterreich werde eine folche Macht⸗ 
vergrößerung Preußens niemals gutwillig zugeben, und die Herzogtümer 
würden daher zum Zankapfel zwifchen den beiden deutfchen Mächten werden 
müſſen, fobald Preußen ernftlihe Verfuche in diefer Richtung mache. Seine 
ganze Stellung zu der fhleswigsholfteinifchen Frage wird alfo in der Tat von 
dem Wunfche diftiert geweſen fein, Öfterreih und Preußen miteinander zu 
verfeinden und Preußen näher an Frankreich heranzuziehen. 

Aber Preußen wich der Verfuhung aus; anftatt mit Frankreich, verband eg 
fih damals aufs engfte mit Öfterreich zum gemeinfamen Kampfe gegen Dänes 
mark. In Paris war man davon äußerſt unangenehm berührt. Man konnte 
es nicht recht begreifen, weshalb fich Öfterreich auf einen Feldgug im fernen 
Norden einlaffe, der ihm niemals direften Vorteil bringen, fondern höchſtens 
die preußifchen Intereſſen fördern könne, wenn e8 nicht eine beftimmte Gegenz 
leiftung Preußens, etwa die Garantie feiner außerdeutfchen Befigungen, 
dafür zugefichert erhalten habe. Von preußifcher?, wie von öfterreichifcher 
Seite? wurde jedoch die Eriftenz eines derartigen Öarantieverfrages durchaus 
in Abrede geftellt; es ift auch zweifellos fein derartiges Abkommen gefchloffen. 
worden. Bismard hat einmal gefagt, wenn Preußen fih auf einen ſolchen 
Vertrag einlaffe, fo würde e8 einem Manne gleichen, der fein ganzes Eigentum 
in einen Koffer gepadt habe und den Schlüffel dazu einem andern übergebe.* 
Hfterreich Hätte ja in diefem Falle, fobald ihm die Gelegenheit günftig erfchien, 
einen Krieg mit Italien provozieren können, und Preußen wäre genötigt/ges 
mwefen, da in einem ſolchen Kampfe Sranfreich zweifellos auf Italiens 
Seite getreten wäre, feine ganze Eriftenz ohne Ausficht auf eigenen Gewinn 
aufs Spiel zu ſetzen. Trotzdem tauchten immer wieder folhe Vermutungen 
auf, 4. ®. als man erfuhr, daß Öfterreich durch Entfendung einer Flotte 





ı Ber, von Forth⸗Rouen aus Dresden 16. Jan. 1864, Nr. 87. Er berief fih auf angeblide 
Mitteilungen Nehbergs an einen deutfchen Diplomaten, Drouyn befahl fofort Talleyrand, 
feftzuftellen, was an biefen Berichten Wahres fei (23. Jan., Mr. 114). 

°® Tel, Bismards an Bolt 27. u. 29. Jan. 1864, Bericht v. Goltz 28. Jan., Bis marcks 
Erflärung an Talleyrand ſ. deff. Ber. v. 31. Jan. Ne, ı52. Miederholt im April 1865 ſ. 
Benebdettis Ber. v. 5. April, Nr. 1336. 

’ Durh Metternich in Paris ſ. Drouyns Rundſchreiben v. 15. Febr., Nr. 206; ebenfo 
durch Rechberg felbft (Drouyn an F. de la Tour 8, Mai Mr. 313) und fpäter durch Graf 
Mensborff (Ber. Gramonts v. a2. Jan, 1865, Mt. 1205). 

+ Der, Benebettid v. 9. April 1865, Nr. 1341. 


Bismards Ziele, 403 
in die Nord, und Dftfee die Aktion der Landheere zu unterftügen be; 
abfichtige.! 

Aber auch wenn ein förmlicher Vertrag diefer Art nicht beftand, genügte 
bereits die Tatfache eines engen Einvernehmen und gemeinfamen Vorgehens 
der beiden deutfchen Mächte überhaupt, um den Kaifer zu beunruhigen.? 
Er fürchtete, wenn das Einvernehmen dauernd fortbeftehe, eine Vermin⸗ 
derung des franzöfifchen Einfluffes auf die Hleineren deutfchen Staaten. Be; 
fonders unangenehm mußte ihm dies natürlich fein, wenn er felbft Erobes 
rungsabfichten hatte, wenn er Preußen zum Kriege gegen Öfterreich treiben 
wollte, fei e8 auch nur, um den Stalienern Venetien zu verfchaffen?, und fie 
dadurch von Rom abzulenken, das er ihnen aus Rüdficht auf die Klerifalen 
Frankreichs nicht überlaffen konnte. 

Weshalb aber war Preußen gegenüber dem vorteilhaften Angebot Nas 
poleons fo zurüdhaltend? Richtete fich nicht Bismards Politik fchon Damals 
auf ähnliche Ziele und wäre e8 nicht klüger gewefen, fih Napoleons Hilfe zu 
fihern, als das Bündnis mit Öfterreich zu fehließen? Erfannte man in Berlin 
die Gefahren, die in Napoleons Hintergedanken lagen, und ſcheute man fich 
deshalb, auf feine Lockungen einzugehen? Dder waren noch andere Motive 
dabei im Spiel? 


In der Schleswig-Holfteinifchen Frage hat Bismard nach feinen eigenen 





1 Drouyn an Gramont 9. Mai 1864, Nr. 506. 

2 Ber. des Grafen Golg vom ı. Febr. 1864: Napoleon fei äußerft zufrieden mit der Stellung, 
die ihm duch die Entwicklung der fehleswigsholfteinifhen Angelegenheit zugefallen fei; er 
wünſche fich felbft Glüd, daß er durch feine Haltung alle Verdächtigungen widerlegt und der 
Welt den Beweis feiner Uneigennügigfeit und Friedensliebe gegeben habe. Nur die Annähes 
rung Preußens an Öfterreich entfpreche den Wünfchen des Kaifers nicht. „Die Art und Weiſe, wie 
er fich gegen H. Drouyn de Lhuys über die ihm zugegangene Nachricht von einer preußifcherfeits 
gewährten Garantie der außerhalb des Bundes belegenen Provinzen Öfterreichs geäußert hat, 
zeigt, daß der Kaifer nach wie vor die Eventualität von Veränderungen dieſes Befisftandes im 
Auge hat, indem er fich fonft nicht durch eine ſolche Garantie verlegt fühlen und diefelbe nicht 
als feiner freundfchaftlihen Gefinnungen gegen Preußen wenig entfprechend erachten könnte,” 
Auch habe Napoleon geäußert, eine ſolche Garantie würde ein „immenfer Preis“ für Schleswig, 
Holftein fein. Auch eine Anfprache Kaifer Wilhelms an ein durchmarfchierendes äfterreichifches 
Regiment habe ihn peinlich berührt. Ebenfo wies Talleyrand bereits in feinem Berichte 
vom 31. Januar 1864 (Nr. 152) darauf hin, daß beide Mächte, folange fie verbündet blieben, 
auch ohne förmlichen Garantievertrag beftrebt fein müßten, fich gegenfeitig gegen jede 
Schwähung zu [hüsen. Die Gefahr für Frankreich werde erft befeitigt fein, wenn fie wieder 
in ihre alte politifche Gegnerſchaft zurüdgefallen feien. 

» Allerdings verficherte Napoleon felbft dem Fürften Metternich beftimme, er wolle in 
Stalien nur den status quo erhalten, gute Beziehungen zwiſchen Öfterreich und dem Turiner 
Hofe befördern helfen und die Löfung der venetianifhen Frage nur auf dem Wege friedlicher 
Verftändigung oder der Kompenfation (wobei er an die Donanfürftentümer für Öfterreich 
dachte), nie aber auf dem der Gewalt erfireben (Aufz. Metternihs 1. Dez. 1864 Nr. 1074). 
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wiederholten Erzählungen von Anfang an die preußifche Annerion ins Auge 
gefaßt. Er wußte, daß die Belaffung der Herzogtümer unter dänifcher Herr; 
fchaft, auch wenn fie mit noch fo viel Garantien im Intereffe der deutfchen 
Bevölkerung verbunden fei, in ganz Deutfchland als Verrat an der nationalen 
Sahe ausgelegt werden würde; und er wußte ebenfo genau, daß die Be; 
gründung eines neuen felbftändigen Mittelftantes für Preußen fein Vorteil, 
fondern ein Nachteil fein werde; es würde feiner ganzen politifchen Auf⸗ 
faffung widerſprochen haben, für die Erreichung eines folchen Reſultates 
Preußens Kräfte einzufegen oder gar Opfer an Gut und Blut zu bringen.! 
Die Annerion war aber nie mehr zu erreichen, fobald man die Selbftändig:- 
feit der Hergogtümer und die Ihronbefteigung eines der deutfchen Prätenz 
denten zugelaffen hatte. Man konnte zu ihr nur gelangen, wenn man den 
König von Dänemark als allein berechtigten Landesheren anerkannte, ihm 
wegen der Nichterfüllung der den deutfchen Großmächten gegenüber eingez 
gangnen Verpflichtungen den Krieg erklärte und fich die Hergogtümer von ihm 
abtreten ließ. Diefe Erwägungen nötigten Bismard, an der Nechtsgültigkeit 
des Londoner Protokolls und der dänischen Erbfolge feftzuhalten, im ſchroff⸗ 
ſten Gegenfaß zu der gefamten öffentlichen Meinung Deutſchlands und zu den 
Anfichten des eigenen Königs. Gewiß hat er von Anfang an die Möglichkeit 
mit in Betracht gezogen, daß infolge des Einfchreiteng der übrigen europäi—⸗ 
fheniMächte oder des Widerftrebens König Wilhelms die Annerion nicht 
zu erreichen fein werde, und er hat für diefen Fall die Einfegung eines ſelb⸗ 
ftändigen Herzogs ins Auge gefaßt, aber nur unter der Bedingung, daß er 
eine Anzahl wichtiger Hoheitsrechte an Preußen abtrete; und immer blieb ihm 
dies ein Notbehelf, auf den er nur eingehen wollte, wenn fein eigentliches Ziel 
fchlechterdings nicht zu erreichen fei. 

Bismard erzählt in feinen Gedanken und Erinnerungen befanntlich?, daß 
er die legten Ziele feiner Politit unmittelbar nach dem Tode König Friedz 
ichs VII, in einem Minifterrat unter Vorſitz des Königs dargelegt habe, daß 
fie mit allgemeinem Erftaunen und Unwillen aufgenommen worden feien, und 
daß der König fogar die Tilgung feiner Äußerungen aus dem Protofollgewünfcht 
habe. Sybel weiß von diefen Vorgängen nichts. Man wird diefe Erzählung 


ı Schon im Yan, 1864 erflärte er Talleyrand auf eine fondierende Frage, daß Preußen 
eigene Vorteile aus dem Kampfe davonzutragen hoffe (Ber. v. 26. Jan, Mr. 129), Ganz bes 
ſonders deutlich ſprach er fih Anfang Februar aus (Ber. v. 9. Febr, Nr. 186), und bezeichnete 
nur die „Unintereffiertheit” feines Königs als Hindernis für eine fonfequente Durchführung 
der auf Unnerion gerichteten Politit, Es finden fich freilich auch andere Nuferungen, die Preußens 
volle Uneigennützigleit betonen, wie in Talleyrands Bericht vom 6, April Nr, 408. Sie dienten 
entmweber taftifchen Zweden oder entfprangen der Erkenntnis, daß der Botfchafter in Napoleong 
Abſichten nicht völlig eingeweiht ſei. 

’ Bb. a, Bf. 
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Bismards wohl auf den Minifterrät vom 16. November 1863 beziehen 
mäüffen, über den Spbel! furg berichtet, ohne diefe Darlegungen Bismards 
zu erwähnen; wenigfteng ift von einem anderen Minifterrate unter Teilnahme 
des Königs im November und Dezember bisher nichts befannt geworden. 
Höchftwahrfcheinlich ift e8 Sybel nicht geflattet worden, die betreffenden 
Stellen des Protokolls mitzuteilen; ficher ift jedenfalls, daß der König vor 
dem 1. Dezember von Bismards eigentlicher Abſicht vollftändig unterrichtet 
worden ift; denn er verbot ihm damals, bei den bevorftehenden Diskuffionen 
im Landtag in dem Sinne zu fprechen, „daß Ihnen ein felbftändiges Holftein 
aus gewiffen Gründen nicht angenehm ſei“.“ Daß Preußen die Waffen nicht 
niederlegen werde, ohne eigene Vorteile erzielt zu Haben, hat Bismard dann 
im Januar 1864 dem franzöfifchen Botfchafter Har ausgeſprochen. 
Napoleon hatte fchon in früheren Jahren Bismard mehrmals darauf bins 
gewiefen, daß die Erwerbung der Hergogtümer für Preußen wünfchenswert 
ſei.“ Es wird fich niemals feftftellen laffen, inwieweit diefe Lodungen Big; 
mards eigene Pläne beeinflußt haben. Vermutlich würde er auch von felbft 
auf diefe Löfung verfallen fein; aber e8 war doch nicht ohne Bedeutung für 
ihn, daß er die Stimmung in Paris dafür günftig wußte. Jedenfalls bildete 
diefer Gedanfe feit dem November 1863 den leitenden Gefichtspunft feiner 
Politik und wurde nur aus taktifchen Rüdfichten, wenn die Schwierigkeiten 
fih allgufehr zu häufen ſchienen, zeitweife in den Hintergrund gedrängt. 
War aber Bismards Ziel die Annerion, fo ergibt fi daraus meines Erz 
achtens ohne weiteres die Löfung der oft aufgeworfenen Frage, welche Ab⸗ 
fihten er mit dem öfterreichifchen Bündnis verfolgt habe. Es wäre außerz 
ordentlich naiv geweſen, wenn Bismard auch nur einen Augenblid geglaubt 
hätte, daß Öfterreich eine derartige Machterweiterung Preußens, wie fie in der 
Erwerbung der Herzogtümer lag, freiwillig zulaffen werde! Eine Gegen, 
leiftung von folhem Werte für Öfterreih, daß es fie als ein wirkliches Aqui⸗ 
valent hätten anfehen können, war fohlechterdings nicht aufjufinden; preußi⸗ 
fche Gebietsabtretungen hätte der König nie zugeflanden; eine Garantie für 
Venetien konnte Preußen aus den ſchon früher angeführten Gründen ohne 





t 3, ız0f. 

2 Anhang zu Bismards Ged. u, Erinn. ı, 85. 

® Bol, Frahm a. a. O. und Salomon Hiſt. Vijſchr. 14, 399. 

* Der Herzog v. Gramont meldete fhon am 20. Mai 1864 aus Wien, daß Graf Rechberg 
jeder Löfung zuſtimmen werde, außer einer wirklichen oder verftedten preußifhen Annerion 
(Nr. 556). — Allerdings fcheinen Bismards Äußerungen zu Talleyrand im Mai über ein 
entgegenfommendes Verhalten Biegelebens gegenüber dem Annerionsgedanfen und über 
feine bisherigen Hoffnungen auf Hfterreih (Ber. v. 25. Mai Nr. 575) darauf hinzus 
deuten, daß er felbft eine Zuflimmung Hfterreihs zu der preußifhen Annerion für 
denkbar gehalten habe. Indeſſen muß man bedenken, daß es ihm damals darauf ans 
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fchwere Gefährdung feiner eigenen Intereffen nicht übernehmen; mit einer 
bloßen Geldentfhädigung aber würde Öfterreich nicht zufrieden gewefen fein. 
Es fann einem Manne von dem Scharfblid Bismards unmöglich zweifelhaft 
gewefen fein, daß die Annerion nur durch einen fiegreichen Krieg gegen Öfterz 
reich herbeigeführt werden könne. Ebenfo Har ift aber auch, daß er diefen Zur 
fammenhang dem König und allen fonfervativen Elementen in Preußen 
gegenüber möglichft verbergen, ja unter Umftänden beftreiten mußte. Hätten 
fie ihn erfannt, fo würden fie nicht den Schluß daraus gesogen haben, daß 
diefer Krieg geführt werden müffe, fondern fie würden vielmehr gefolgert 
haben, da das Streben nach Annerion zum Kriege mit Öfterreich führt, fo 
muß von vornherein darauf verzichtet werden. Ebenfo mußte Öfterreich felbft 
in dem Glauben erhalten werden, daß eine friedliche Verftändigung mit 
Preußen über die fchleswigsholfteinifhe Frage möglich fei; denn Bismards 
ganze Taktik in den erften Stadien der fohleswigsholfteinifchen Frage lief ja 
darauf hinaus, Öfterreich an der Seite Preußens fo lange feftzuhalten, wie der 
Kampf gegen Dänemark dauere, um dadurch gegen eine Einmifchung der 
übrigen Großmächte gefichert und gegen einen etwaigen Bund Hfterreichg 
mit den deutfchen Mittelftaaten und der öffentlichen Meinung Deutfchlands 
gegen Preußen gededt zu fein. 

Berüdfichtigt man dies alles, fo gelangt man zu dem Ergebnis, daß Bis, 
mard das Bündnis mit Öfterreich nur als ein vorübergehendes Hilfsmittel 
betrachtet hat, daß er von Anfang am nicht nur mit feiner Auflöfung gerechnet 
bat, fondern damit, daß aus dem augenblidlichen Zufammengehen der offene 
Kampf mit Notwendigkeit hervorgehen werde. Wenn er in feinen Gedanfen 
und Erinnerungen fagt, er habe damals wirklich den ernftlichen Werfuch 
machen wollen, ob es nicht möglich fei, im engften Einvernehmen mit 
Hfterreich Deutfhland zu regieren, fo wird man darin eine nachträgliche 
Neflerion erbliden müffen, die dem Beftreben entiprang, feine fpäter 





fam, ben Franzofen zu fagen, daß man nicht auf fie allein angemwiefen fei, wenn man bie 
Herzogtümer gewinnen wolle. Die Enttäufhung über Öfterreihs unerwartete Schwens 
fung nah der Ablehnung der Perfonalunion durch Dänemark, wovon ber erwähnte 
Brief meldet, wird fih wohl weniger auf Öfterreihs Oppofition gegen den Annerionsplan, 
als auf feine Zufimmung gerade zu der auguftenburgifhen Kandidatur bezogen haben. 
Gerade von Wien aus war biefe bisher am eifrigften befämpft worden; fie war aber zugleich 
für Bismards Pläne die gefährlichfte, weil der König ihe innerlich zuneigte, — Hingegen 
möchte ich es nicht zu ernft nehmen, daß Bismard im Frühling 1865 Benedetti gegenüber 
darauf hinmwies, daß felbft eine Annerion mit voller Zuſtimmmung und Hilfe Öfterreichg 
für Preußen wenig Verlodendes habe, weil fie zu leicht zu einem Kriege gegen Frankreich 
führen könne, während bei einer Annerion im Einverftändnis mit Frankreich Hfterreich nicht 
wagen werde, zu ben Waffen zu greifen. Die Abſicht diefer Mitteilungen iſt zu deutlich (Ber. 
Benedettis v. 9, April 1865 Mr. 1341). 
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feit 1879 befolgte Politik ſchon möglichft weit in die Vergangenheit zurüd, 
zuverlegen.! 

Diefe Auffaffung wird nicht nur beftätigt duch die intimen Äußerungen 
Bismards aus jener Zeit, namentlich den befannten Brief an Golß?, worin 
er das Bündnis mit Öfterreich als vorübergehend bezeichnet und nur den 
Zeitpunkt, an welchem es gelöft werden müffe, unbeſtimmt läßt, fondern 
auch durch die neuen Nachrichten, die ung die franzöfifche Aktenpublifation 
gebracht hat. Ganz befonders wichtig ift in diefer Beziehung feine Unter; 
redung mit dem Baron Talleyrand vom 13. Januar 1864. Er fprach hier 
von einem inneren deutſchen Kriege als einer hiſtoriſchen Notwendigkeit, die alle 
hundert Jahre fommen müffe, da Deutfchland in jedem Jahrhundert einmal 
die Uhr feines Gefchides richtig zu ftellen habe. Man könnte ja jagen, daß Bis; 
mard vielleicht die Abficht gehabt habe, den franzöfifchen Staatsmann über 
feine eigentlichen Ziele zu täufchen, um ihm die Hoffnung auf den in Paris fo 
eifrig herbeigefehnten Bruch zwifchen beiden deutfchen Großmächten nicht 
zu rauben; diefe Deutung feheint mir aber dadurch ausgefchloffen, daß Bis; 
mard die gleiche Anficht bereits Jahre hindurch immer vertreten, und fie be; 
fanntlich als Gefandter in Frankfurt feinem vorgefegten Minifter gegenüber 
mit faft genau den gleichen Worten zum Ausdrud gebracht? hat. Nicht lange 
darauf fagte Bismard im Laufe eines Geſprächs mit dem italienifchen Ge; 
fandten, man habe fich Öfterreich nur als Helfer auf Zeit genommen; als 
Launay darauf fragte: „Umfonft?” erwiderte er: „ES arbeitet pour le roi 
de Prusse,”5 

Wäre aber die Annerion der Herzogtümer nicht leichter im Bunde mit 
Frankreich durchzufegen gewefen, das fie begünftigte? Warum wählte Big; 
mard für die erſte Strede feines Weges einen Genoffen, den er fpäter doch 
wieder zur Seite ftoßen mußte? 

Gewiß traute auch er dem Kaifer Napoleon nicht und trug Bedenken, fich 
Schulter an Schulter mit ihm dem übrigen Europa gegenüberzuftellen auf die 
Gefahr Hin, im entfcheidenden Augenblid im Stiche gelaffen zu werden. Er 





ı Bol, hierüber die Ausführungen von E. Mards, Fürft Bismards Gedanken und Erinne; 
rungen S. 81 f. denen ich mich völlig anfchließe. 

2 Ged. u. Erinn. 2, ıf. (24. Dei. 1863). 

3 Bericht v. 17. San. Nr. 90. 

* Nur fheinbar widerfprechend find Bismards Äußerungen zu Karolyi im November 1862, 
alfo vor dem Auftauchen der Herzogtümerfrage, über die jet Karolyis eigener Bericht vorliegt 
(Di. Revue 38 IV, S. 36 f.). Denn auch hier knüpft Bismard dag ehrliche Zufammengehen 
an Bedingungen, deren Erfüllung er felbft nicht für möglich Hält, nämlich die Überlaffung der 
Hegemonie in Norddeutfchland an Preußen und die Verlegung des Schwerpunftes der habs⸗ 
Burgifhen Monarchie nah Ungarn. 

5 Bericht Talleyrands v. 31. Jan. 1864 (Mr. 152). 
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wollte ihn für feine Zwecke benugen, fich aber nicht von ihm benußen laſſen. 
Er hätte fich duch ein offnes Bündnis mit Frankreich die Möglichkeit abge⸗ 
fchnitten, fpäter gegen Napoleon an die nationalen Empfindungen des deut; 
fchen Volkes zu appellieren, wenn der Kaifer eine zu hohe Rechnung für feine 
Dienfte präfentiere; er hätte fich dem gefährlichen Verbündeten auf Gnade 
und Ungnade ausgeliefert. Noch ſtärker aber war die Abneigung König Wil⸗ 
helms gegen eine derartige Politik, und wir werden noch zu beobachten haben, 
wie fehr Bismard mit den Gefinnungen feines Herren rechnen mußte. 

Aber auch wenn er ein feftes Bündnis nicht für nützlich hielt, mußte die 
Frage, wie fih Frankreich im Falle des Eintretens größerer VBerwidlungen 
verhalten werde, für ihn von maßgebender Bedeutung fein. 

Sybel ift geneigt zu glauben, daß Bismard über das, was er von Kaifer 
Napoleon zu erwarten hatte, vor dem Beginn des Krieges niemals recht ins 
Klare gefommen fei und daß feine verſchiedenen Verfuche, durch Goltz direkt 
mit dem Kaifer zu verhandeln und feine beiden Reifen nach Franfreich im 
Herbft 1864 und im Herbft 1865 den Zwed verfolgt hätten, diefe ihm noch 
mangelnde Klarheit zu gewinnen. Ich kann diefe Meinung nicht teilen. Bis; 
mard hatte fi ſchon, als er 1856 zum erſtenmal perfönlich mit Napoleon zu; 
fammentraf, eine beftimmte Borftellung über deffen Verfönlichkeit und Politik 
gebildet, die fich fpäter nur in unmefentlichen Punkten geändert hat. Er er; 
fannte damals bereits, daß es dem Kaifer auf die Trennung Preußens von 
Sfterreich anfomme, daß er eine Stärkung der preußifchen Seemacht gegen, 
über England und der preußifchen Landmacht gegenüber Öfterreich als im 
Antereffe Frankreichs liegend anfehe, und daß er e8 im Intereſſe feiner Stel; 
lung in Frankreich nicht glaubte unterlaffen zu dürfen, als Gegenleiftung eine 
Gebietsvergrößerung auf Koften Deutſchlands zu fordern. Außerdem aber 
hatte er hier die Überzeugung gewonnen, das Napoleon Feineswegs fo Hug 
und willensfräftig fei, wie man im allgemeinen von ihm glaubte, fondern daß 
eine gewiffe Weichheit in feinem Weſen, die er ald Gutmütigfeit bezeichnete, 
ihn vor großen und gefährlichen Entfchlüffen zurüdfchreden laffe.? Aug diefen 
Beobachtungen ergab fich für ihn der Schluß, daß eg für Preußen vorteilhaft 
fei, mit dem Kaifer politifche Gefchäfte zu machen. Er gedachte die für eine 
Machtfteigerung Preußens günftigen Gefinnungen Napoleons auszunutzen, 





ı Gegenüber Talleyrand bemerkte Bismard, als er von der Möglichkeit einer Annerion 
Schles wig⸗Holſteins ſprach, als etwas ganz Selbftverftändlicheg, der König wife, daß andere 
Mächte einer preußifhen Gebietsvergrößerung nicht ohne Kompenfation zuftimmen würden 
(Bericht v. 9. Febr, 1864 Mr, 186). — Bol. ferner feine Nandbemerkungen gu dem Briefe des 
Grafen Goltz vom Dez. 1863 Bismard⸗Jahrbuch 5, 239f. Dazu Befter, Biarrig (Di. Rund⸗ 
ſchau 113, 220f.). 

’ Bol, die Zufammenflellung bei Frahm, Hiſt. Viſſchr. 15, 342f. 
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ihm aber ben Preis, den er dafür erwartete, nicht zur bezahlen, und er fraute es 
fih durchaus zu, den Kaifer im diefer Weife überliften zu Fönnen.! 

Daran, dem Kaifer ein Stüd deutfchen Landes zu überlaffen, hat auch Biss 
mard im Ernfte gewiß nie gedacht. Es war nicht nur die unbedingte Zurüd; 
weifung, die König Wilhelm allen derartigen Zumutungen entgegenfegte, 
was ihn beſtimmte, fondern ebenfofehr auch fein eigenes nationales Gefühl. 
An einer fpäteren Stelle diefes Buches foll gezeigt werden, daß die weitver; 
breitete Vorftellung, wonach Bismard vor 1866 nur preußifch und gar nicht 
deutfch empfunden haben fol, unrichtig if. Wenn er aber diefe Wünfche 
Frankreichs fannte und trotzdem die Hilfe des mächtigen Nachbarreiches ges 
winnen wollte, fo blieb fein andere Weg übrig, als bei den Franzofen zunächft 
wenisfteng die Hoffnung beftehen zu laffen, daß man ihnen entgegenfommen 
werde, Wir werden weiterhin zu beobachten Gelegenheit haben, in welcher 
MWeife er dabei vorging. 

Bismard war alfo bereits beim Ausbruch der fchleswigsholfteinifchen Kriſis 
im Prinzip nicht abgeneigt, mit Frankreich Fühlung zu halten?; er wollte jedoch 
fein offenes Bündnis mit Napoleon fchließen, um nicht in Abhängigkeit von 
ihm zu geraten; und er mußte hierin doppelt vorfichtig fein, da er des Kaiſers 
Gelüfte nach deutfchen Gebieten kannte und fie weder begünffigen noch offen 
zurückweiſen wollte. Sobald man fich näher mit Frankreich einließ, war eine 
ebenfo vorfichtige wie verfchlagene Politif notwendig, wenn man nicht felbft 
fchließlich der Dupierte fein wollte. Würde e8 möglich fein, hierfür den alten 
König mit feiner geraden und edlen Art zu gewinnen? Jedenfalls nicht, ſo— 
lange e8 noch andere Möglichkeiten für Preußen gab. 

Bismard wußte, daß König Wilhelm ebenfo aufrichtig ein Zufammen; 
gehen mit Napoleon verabfcheute wie ein gutes Einvernehmen mit Öfter; 
reich wünfchte, und den Frieden mit dem Kaiferftaat fo lange bewahren 
wollte, wie e8 irgend mit Ehren gefchehen fünne, Sp entfchloß ſich Bismard 
zum Bündnis mit Öfterreich, in der Abficht, es auszunutzen, aber wieder abzu⸗ 
ſchütteln, fobald es den preußiſchen Intereſſen hinderlich werde. Er entfchloß 
fih dazu weniger aus Mißtrauen gegen Napoleon als aus Nüdficht auf 
König Wilhelm. Hätte diefer freilich die Konfequenzen von Bismards Politik 
von Anfang an Har durchſchaut, fo würde er fich zweifellos ſchon damals von 

I Dies hat zuerft Mar Lenz, Gefch. Bismards (3. Aufl), 88f. u. 139f. energifch betont. 
Ähnlich urteilen in diefer Beziehung auch Fefter und Frahm, wenn fie auch über den Zeitz 
punft, an dem Bismard die Unmöglichkeit einer wirklichen Verftändigung mit Napoleon ers 
fannte, anderer Meinung find. 

2 Schon am 16. Jan. 1864 fagt er zu Talleyrand: „Wenn die Lage vermwidelt werden follte, 
fönnten wie ung gegenfeitig fehr nüßlich fein“ (Ber. Talleyrands v. 17. Jan. Nr. 90), Im 


Herbft 1864 hätte er_gern eine Zufammenkunft zwiſchen König Wilhelm und Napoleon zur 
ſtande gebracht (ſ. Ne. 758. 767); der Kaifer lehnte jedoch ab (Nr. 772). 
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ihm gefrennt haben. Er hoffte ernftlich, daß aus der Waffenbrüderfchaft gegen 
Dänemark ein dauerndes gutes Einvernehmen mit Öfterreich hervorgehen 
werde, während es für feinen Minifter nur ein taktifches Hilfsmittel auf kurze 
Zeit war. 

Auch von Öfterreichifcher Seite war der Verfuch durchaus ernft gemeint. 
Mochte auch bei dem Grafen Nechberg der Wunfch mitfprechen, Preußen von 
einfeitigem Vorgehen in der Angelegenheit der Herzogtümer zurücdzuhalten! 
und an der Erlangung einfeitiger Vorteile zu verhindern, fo glaubte er doch, 
dag ein Zufammengehen mit Preußen, falls diefes die Erinnerungen an die 
Unionspolitif endgültig fallen laffe, für Öfterreich vorteilhafter als ein Bünd⸗ 
nis mit den Mittelftaaten fei.? Noch mehr als er aber war Kaifer Franz Jofef 
felbft ein eifriger Anhänger des preußifchzöfterreichifehen Bündniffes.? Die 
franzöfifchen Berichte aus Wien und von den mittelftaatlihen Höfen weifen 
immer wieder auf die Tatfache hin, daß der Kaifer ganz perfünlich die aus; 
wärtige Politik feines Staates Teite! und daß für ihn die Abneigung gegen 
Frankreich eines der beftimmenden Motive fei. Daneben fam für ihn wie für 
den Grafen Rechberg die Aufrechterhaltung der fonfervativen Grundlagen des 
Staatslebens in Europa und befonders in Deutfchland vornehmlich in Be; 
tracht; auch hierin wußte er fich mit König Wilhelm einig. Bismard benußte 
diefe ihm wohl befannte Stimmung der beiden Herrfcher in gefchidtefter 
Weife, indem er den Prinzen von Auguftenburg wegen feiner Anerkennung 
der demofratifhen Verfaffung von 1848 und wegen feines Einverftändniffes 





ı Bol, die Bemerkungen Gramonts vom 26. Januar 1864 (Nr. 133), Drouyns Rund 
fhreiben vom 10. März 1864 (Nr. 318). Graf Mensdorff fagte nach dem Wiener Frieden zu 
Gramont, Öfterreich habe wähend des Krieges Preußen überwacht und werde jegt feine Ab⸗ 
fihten am beften vereiteln, wenn es ihm mit verbündet bleibe, während ein Bruch nur der 
revolutionären und unitarifhen Partei in Deutfchland nügen werde (Ber. Gramonts 
29. Desbr. 1864 Nr. 1146). 

Aber Rechbergs Geringfhäsung der Mittelftaaten und fein Widerftreben dagegen, fih am 
Bunde von ihnen majorifieren zu laffen vgl. jetzt Vogt, D. heffifche Politik u. d. Reichsgründung 
©. 10f. u. 14f. 

® Vol, den Brief des Grafen Goltz v. 25. Nov. 1864, Bism.⸗Ib. 5, 247. 

* Siehe den zitierten Bericht Gramonts vom 29. Dezbr. 1864. Berner befonders ıı. März 
1865 (Mr. 1274) Preußen habe e8 nur dem Kaifer perfönlich zu danken, daß feine legten Vor, 
fhläge nicht fhroff und vollftändig zurädgemwiefen worden feien, — Auch Graf Eulenburg 
fagte dem frangdfifhen Gefhäftsträger, der Kaifer richte fich gar nicht nach den Natfchlägen 
feiner Minifter, Einfluß hätten nur einige kühne, aber wenig gemwiffenhafte und polieifch uns 
erfahrene Dffisiere (Bericht Lefebores vom 29. Juni 1865 Nr. 1466). — Vgl. ferner Vogt, 
Die heſſiſche Politil S. 44f., die Außerungen der öfterreihifhen Kommiffare in Schleswigs 
Holftein (Ber. von Merour de Valois 30, Sept. 1865 Ne, 1601) und die Berichte Gramonts 
v. 7. Dit, 1865 (Mr, 1608) u, 20, Dt, (Mr. 1653), In dem legteren behauptet Gramont 
fogar, Graf Mensbdorff fei bis zuletzt ſcharf gegen den Abſchluß des Gafteiner Vertrages 
gewefen und habe nur aus milltäriſchem Gchorfam den Befehlen des Kaifers nachgegeben. 
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mit den deutſchen Liberalen als einen Anhänger umſtürzleriſcher, antikonſerva⸗ 
tiver Grundſätze hinſtellte und immer wieder betonte, daß jede Nachgiebigkeit 
gegen ſeine Anſprüche zugleich ein Zurückweichen vor der öffentlichen Meinung 
und dem Geſchrei der deutſchen Kammermehrheiten ſein würde. Auch als er 
ſich ſpäter durch den Verlauf der Dinge auf der Londoner Konferenz ge⸗ 
zwungen ſah, mit Öfterreich zuſammen die Einſetzung des Prinzen Friedrich 
vorzufchlagen, wurde er nicht müde, immer wieder deſſen Abſage an die 
„bemofratifche Partei” als felbfiverftändliche Vorausſetzung feiner Thronbe⸗ 
fteigung zu begeichnen.! Er felbft teilte bekanntlich die Anficht nicht, daß die 
gegenfeitigen Beziehungen der Staaten nach derartigen prinzipiellen Geſichts⸗ 
punften geregelt werden müßten, und trug feine Bedenken, dem Grafen 
Goltz zu ſchreiben, er fei „gleichgültig gegen Nevolutionär oder Konfervatio, 
wie gegen alle Phrafen”, während er gleichzeitig den Monarchen gegenüber die 
von ihm befürwortete Politit als das ficherfte Mittel zur Behauptung der 
fonfervativen Grundſätze hinftellte.? 

Bismard trieb alfo feine eigene Politik, aber er durfte niemand merken 
laſſen, wohin fie zielte. Die beftändige Nüdficht auf den König, der ihn in 
jedem Augenblid entlaffen konnte, zwang ihn nicht nur ein langfameres Tempo 
einzufchlagen, als er fonft vielleicht gewählt Haben würde, fondern auch Um; 
wege zu wählen, die fcheinbar in eine andere Richtung führten. Niemals konnte 
er ficher fein, daß er die kunſtvoll eingeleiteten Aktionen auch felbft werde zu Ende 
führen fünnen. Einen fo großen Einfluß ihm auch feine überlegene Ins 
telligenzg und Willenskraft ficherten, fo war doch feine Stellung damals 
noch eine recht unfichere. Immer wieder tauchten Gerüchte auf, daß fein Sturz 
nahe bevorftehe, weil der König an der Nichtigkeit feiner auswärtigen Politik 
irre geworden fei. 

König Wilhelm hat in diefen Jahren noch in viel intenfiverer Weife als 
fpäter, wo Bismard fein volles Vertrauen errungen hatte, auf den Gang der 
Politik feines Staates eingewirkt. Alle wichtigeren Gefandtihaftsberichte 
wurden ihm vorgelegt, und nur in beftändiger Diskuffion mit ihm fonnte der 
Minifter des Auswärtigen feine Pläne zur Durchführung bringen. Bismard 
hatte ihm bei der Übernahme feines Amtes verfprochen, daß er alle feine Be; 
fehle ausführen werde, auch wenn er fie nicht für richtig halte, und daß er fich 
nicht als Minifter im Eonftitutionellen Sinne, fondern als perfönlicher Diener 
des Königs betrachten werde? Diefes Verfprechen mußte es ihm fogar er; 





ı Bol, Talleyrands Beriht v. 6. Aug. 1864 Nr. 777: 

2 An Goltz 24. Dez. 1863, Ged. u, Erinn. 1,6. Er fagte bei jeder Gelegenheit, daß er fein 
Bedenken tragen werde, die revolutionären Kräfte zu benugen, wenn er im Bunde mit den 
fonfervativen nicht zum Ziele fommen könne (Ber. v. Forth⸗Rouen 17. Sept. 1865 Nr. 1576.) 

: ©, Brief an d. König, 1. Dez. 1863 im Anhg. der Ged. u. Er. 1, 86. 
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fchweren, bei tiefgehenden Meinungsverichledenheiten feinen Abfchied zu 
fordern, wenn feinen Ratſchlägen nicht entfprochen wurde, Die Pofition, in 
die er fich begeben hatte, war in der Tat nur deswegen haltbar, weil der König 
in feiner Gewiffenhaftigkeit und feinem Zartgefühl diefer Lage immer von 
felbft Rechnung trug und namentlich, ganz im Gegenfag zu den Gewohnheiten 
feines Bruders oder des Kaifers Napoleon, Feine Verhandlungen mit aus; 
wärfigen Monarchen oder Gefandten hinter dem Rüden feines auswärtigen 
Minifters führte. Der franzöfifche Botfchafter fagt gelegentlich, daß in Berlin 
aufs firengfte daran feftgehalten werde, daß der König bei perfünlichen 
Empfängen der Botfchafter Feine politifhen Gefpräche mit ihnen führe! 
Die Ziele, die der König verfolgte, find im allgemeinen befannt und leicht 
zu umfchreiben. Er wollte mit Öfterreich Frieden halten und womöglich im 
Bündnis mit dem Kaifer Franz Joſef bleiben, folange diefer die Gleichberech; 
tigung Preußens wenigftens tatfächlich anerfenne; er fah in diefem Bündnis 
die befte Garantie für die Aufrechterhaltung Eonfervativer Regierungsgrund⸗ 
fäge in Deutfchland. So fehr er es bedauerte, daß Öfterreich zu einer Reform 
des Bundes auf der Grundlage der politifchen und militärifchen Gleichberechtiz 
sung beider Großmächte nicht die Hand bieten wolle, fo war dies doch für ihn 
fein Grund, mit Öfterreich zu brechen. Er wollte gegen den Kaiferfiaat nur 
dann die Waffen ergreifen, wenn diefer unzweifelhafte Nechte Preußens ver; 
leße oder es mit Hilfe der Mittelftaaten mediatifieren wolle. Kaifer Napoleon 
war ihm von Anfang an Höchft unheimlich; er fürchtete flets, daß jener 
danach frebe, im Intereſſe feiner Popularität in Frankreich deutſches Gebiet 
su erwerben und betrachtete e8 als eine feiner erften Pflichten, dies auf jeden 
Fall zu verhindern.” Auch in der fehleswigsholfteinifchen Frage wollte er es 
daher vermeiden, mit Napoleon gemeinfam aufzutreten?, dagegen entfprach 
das Zufammengehen mit Öfterreich feiner innerften Neigung; hauptfächlich 
um dies zu ermöglichen, gab er feinen erften Gedanken, das Londoner Proto⸗ 
foll zu zerreißen und den Prinzen von Auguftenburg anzuerkennen, auf‘; 
denn Öfterreich beftand damals auf der Anerkennung der dänifchen Erbfolge. 





ı Benebdetti, 3. Mär) 1866 Nr. 1834. 

Er hatte das ſchon im Juni 1860 Napoleon felbft bei der Zufammenkunft in Baden deut⸗ 
lich zu verftehen gegeben. Noch Harer fagte er es im Januar 1863 dem englifchen Botfchafter 
(Und. z. Bism. Ged. u, Er. 1, 47). Auch König Leopold von Belgien ſchrieb ihm, „das line 
Rheinufer fei Napoleons Ziel” (a. a. D. 55). 

’ Bol, ſ. Briefwechfel mit Bismard v. Dez. 1863 (And. z. d. Ged, u. Erinn. 1, 92. 95). 
für die frühere Zeit Bismards Briefwechfel mit Bernftorff, Bismard-Jahrbud 6, 105 ff. 

Bol, Bismards Mitteilungen an Talleyrand Unf. Febr. 1864, Bericht v. 9. Febr. 
(Mr, 186) und des Königs eigene Schilderung feiner Politit gegenüber Benedetti im Frühling 
1866 (Brief v. ız. Märy 1866 Mr, 1873). Bismard hatte bereit8 am 1. Dez. 1863 feine Ents 
laffung angeboten, wenn der König eine andere Richtung einfchlagen wolle (Und. 4. Bismards 
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Die Annerionspläne Bismards wies er befanntlich anfangs weit von fi; 
erft nach der Beendigung des Kampfes, nach den mit Dpfern an preußifchem 
Gut und Blut errungenen glorreichen Siegen, änderte fich feine Gefinnung, 
zumal da ihm nicht nur Bismard, fondern auch feine Kronjuriſten begeugten, 
daß e8 feinen Prätendenten gebe, der ein unzweifelhaftes Recht auf die ge; 
famten. Herzogtümer nachweifen könne. Dazu fam die Stimmung im 
Offizierkorps, welche fich fehr energifch dahin äußerte, daß das preußifche Blut 
nicht umfonft gefloffen fein dürfe und daß man die mit den Waffen eroberten 
Gebiete auch behalten mäffe.! 

Erſt als es Bismard gelang, unter Benugung aller diefer Elemente den 
König für die Annexion der Hergogtümer zu erwärmen?, hatte er eine Breſche 
in das zufammenhängende Syſtem der Grundfäge Wilhelms gelegt. Die 
Annerion war ſchwer vereinbar mit den Prinzipien einer konſervativen 
Politik, ganz unvereinbar aber mit der Erhaltung eines guten Verhältniffes 
zu Öfterreich. Der König hat das nicht fofort erfannt; er hoffte offenbar noch 
lange, daß Öſterreich etwa gegen eine erhebliche Geldentfhädigung in diefe 
Löfung willigen werde. Als fich dann herausftellte, daß hierauf nicht zu 
rechnen fei, ja daß nicht einmal die preußifchen Bedingungen für die Errichtung 
eines felbftändigen Staates in Wien Ausficht auf Bewilligung häften, war der 
König felbft bereits ganz’ beherrfcht von dem Gedanken, daß ein erheblicher 
eigener Gewinn für Preußen erzielt werden müffe. Zu Beginn des Konfliftes 
war dies aber noch nicht der Fall; die Uneigennügigfeit des Königs bildete 
vielmehr für Bismards Politif ein ebenfo ſchweres Hindernis wie deffen 
legitimiftifhe Grundfäge. Bismard hat fih über die Schwierigkeiten, die für 
feine Politik in der Perfönlichkeit feines Monarchen lagen, fpäter zu Benedetti 
mit flaunenswerter Offenheit ausgefprochen, und ebenfo über die Mittel, die er 
zu ihrer Überwindung anwende. Man müffe dem König, wenn man ihn zur 
entfchiedenen Behauptung eines Rechtes drängen wolle, fagen, daß es ber 
ftritten werde, oder daß man ihn an der Ausübung feiner Autorität verhinz 
dern wolle? Man müffe ihm die Überzeugung beibringen, daß die Ehre feiner 
Krone oder das Intereffe Preußens ihn verpflichte dies oder jenes zu fun; 
man müffe es fo einrichten, daß er die Ideen und Entfchlüffe, die man ihm 


Ged. u, Er. 1,86). Trogdem ſchwankte der König noch immer, vgl. f. Brief v. 4. Des. a. 0. D. 
88 0.95 ff. Für den König kam außerdem noch in Betracht, daß fein Bruder 1848 die Recht⸗ 
mäßigfeit der auguftenburgifhen Erbanfprücde anerkannt hatte (a. a. D. 98). 

2 Bol, 3. B. den Bericht des Grafen Reculot aus Frankfurt v. 8. Juli 1865 (Nr, 1446), 
der feine Informationen von Savigny hatte, 

2 Ganz abgetan war für den König die auguftenburgifche Löfung und damit die Annerion 
als einziges Ziel anerkannt erft feit den Abmachungen von Gaftein. Vgl. f. Bemerkungen zu 
dem Briefe Bismards vom 1. Yuguft 1865 (Anh. z. d. Ged. u. Erinn, 1, 120f.). 

Privatbf. Benedettis an Gramont 8. Dez. 1865 Nr. 1690. 
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fuggeriere, für feine eigenen halte; das gehe natürlich langſam, führe aber, 
wenn es gelinge, ficher zu dem gewünfchten Ziel. 

Aber er Hatte nicht mit der Perfon des Königs allein zu rechnen; in deffen 
Umgebung gab es Elemente genug, welche die von Bismard empfohlene 
Politik als verkehrt oder verwerflich betrachteten und dahin arbeiteten, daß der 
Monarch fih von feinem erften Ratgeber trennen möge. Hierzu gehörten vor 
allen Dingen die Königin Auguſta und der Kronprinz, die engere Fühlung 
mit dem Liberalismus wünfchten, in dem inneren Konflikt in Preußen eine 
fchwere Gefahr für den Staat erblidten und den Bruderfrieg, fowie jede Anz 
näherung an Frankreich von nationalen Gefichtspunften aus verurteilten. 
Ferner die Königin Elifaberh, Friedrich Wilhelms IV. Witwe, die als Vers 
freterin der Traditionen aus der Zeit ihres Gatten und zugleich als nahe Ver; 
wandte Kaifer Franz Joſefs, deffen Mutter ihre Schwefter war, einen Kampf 
zwifchen ihren Verwandten zu verhindern wünfchte. Dazu kamen die Ein; 
flüffe aus militärischen Kreifen, in denen die Erinnerung an die Waffenbrüder; 
(haft mit Öfterreich in den Befreiungskriegen noch nicht erlofchen war, Mit 
unabläffiger Kraftanftrengung mußte Bismard alle diefe Gegner befämpfen; 
er tat e8 mit bewundernswerter Gewandtheit und Nüdfichtslofigkeit, fonnte 
aber niemals ficher fein, daß nicht ein unerwartetes Ereignis oder auch nur 
eine längere Trennung von der Perfon des Königs ihn um die Früchte feiner 
Mühen bringen werde. 

Aber dies trat alles an Bedeutung zurüd hinter den gefährlichen Gegenz 
wirfungen, auf die Bismard bei der Ausführung feiner Pläne bei den ihm 
untergeordneten Diplomaten ftieß, und die bisher noch zu wenig beachtet 
worden find. Auf weffen Unterftüßung war er ftärfer angemwiefen, als auf 
die des preußifchen Botfchafters in Paris? Und gerade hier fand er Hartz 
nädigen Widerftand,. 

Seitdem die Bruchftüde aus der privaten Korrefpondenz zwiſchen Bismard 
und dem Grafen Golß veröffentlicht worden find, die fich in des erfteren Nach— 
laß gefunden haben?, wiffen wir, daß der Kampf zwifchen beiden fehon bald 
nach Bismards Eintritt in das Minifterium begonnen hat. Goltz benußte dag 
perfönliche Vertrauen, das er beim König und wie es foheint, auch bei der 
Königin und dem Kronprinzen genoß, um der Politik des Minifterpräfidenten 
fortwährend entgegen zu arbeiten. Er hatte ſchon deffen Mafregeln in der 
Polenfrage während des Sommers 1863 ſcharf mißbilligt und war in feinen 
mündlichen Mitteilungen in Paris fo weit über die ihm vorgegeichnete Linie 








VPrivatbf. an Drouyn de Lhuys v. 14. Jan, 1866 Ne. 1725. Wie gut e8 Bismard geluns 
gen war, ben König in bie gewünſchte Stimmung zu verfegen, zeigen deffen ſchon erwähnte 
Außerungen zu Benebetti (11. Märy Mr. 1873). 

Blismard⸗Jahrbuch 5, 193f, u, Ged, u, Erinn. 2, ıff. 
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hinausgegangen, daß der König felbft eine Rüge für angebracht hielt.! Big; 
mard fonnte mit Recht fagen, er habe an ihm weniger einen Mitarbeiter als 
einen Kritifer.? In der SchleswigsHolfteinifhen Frage vertrat Golg die 
Sache des Herzogs von Auguftenburg; nach feiner Meinung hätte Preußen 
hier die befte Gelegenheit gefunden, an die Spige der nationalen Bewegung 
zu treten und fih dadurch die Sympathien ganz Deutfchlandg zu gewinnen. 
Auch im feinen Berichten an den König fuchte er es fo hinzuftellen, als 
ob eine folche Politik leichter die Zuftimmung Frankreichs finden werde als dag 
Zufammengehen mit Öfterreich und das Fefthalten am Londoner Vertrag, 
wie e8 Bismard befürwortete. Bismard mußte diefe Gegenwirfung beſtän— 
dig fpüren und einen großen Teil feiner Kraft dazu verbrauchen, um beim 
König die Eindrüde zu verwifchen, welche die Berichte von Gol&, der im 
übrigen ein guter Beobachter war und eine fehr gewandte Feder führte, bei 
ihm hervorgerufen haften. Schon Anfang 1864 bemühte er fich, feine Ent; 
laffung herbeisuführen, fonnte aber die Zuffimmung des Königs nicht erlanz 
gen.? Auch fpäter hörten diefe Reibungen aber niemals auf, da Golß über; 
zeugt war, daß das Bündnis mit Öfterreich ein fehwerer Fehler fei und nur 
geeignet, Preußen die Sympathien der nationalen Elemente zu verfoherzen. 

Sp ftanden die Dinge zu Anfang des Jahres 1864 für Napoleons Pläne 
nicht gerade günftig. Das Bündnis Preußens mit Öfterreich fehien jede Aus; 
fiht auf Erwerbung rheinifcher Gebiete oder Venetiens unmöglich zu machen. 
Der einzige Mann in Preußen, der Neigung zu haben fchien, auf des Kaiſers 
Lockungen einzugehen, der Minifterpräfident, war durch hemmende Rüdfichten 
alfer Art gefeffelt und mußte fich den Weg erft langfam frei machen. Es galt 
abzuwarten, ob die Ereigniffe nicht eine günftigere Situation herbeiführen 
würden. 





ı Wilhelm I. an Bismard 23. Sept. 1863 (Anh. z. d. Ged. u. Erinn. 1, 78 f.). 
2 Ber, Talleyrands 6. Jan. 64 Nr. 63. 
® Ber, Talleyrands 6. Jan. 64 Nr. 63. 


2. Rapitel. 


Preußen und Srankreich Bis zum Merkrage von Baftein. 


Am Februar 1864 brach der Krieg zwiſchen Dänemark und den beiden 
deutfchen Mächten aus. Sofort trat nun die Frage in den Vordergrund, ob 
eine der übrigen Großmächte aktiv für die Dänen Partei ergreifen werde. 
Graf Goltz wurde von Berlin aus befragt, welche Haltung Napoleon nach 
feiner Meinung einnehmen werde. Er hatte nicht lange vorher von Drouyn 
de Lhuys gehört, daß beim Eintritt europäiſcher Verwidlungen Frankreich 
fehen werde, ob es mit Preußen „etwas machen“ könne, war aber, eingedenf 
der Zurüdweifung der vorjährigen Angebote durch feinen König, darauf nicht 
weiter eingegangen.t Seine perſönliche Anficht fprach er am 1. Februar 
dahin aus, „daß Frankreich nach wie vor in einer zwar äußerlich wohlwollen⸗ 
den und friedferfigen, aber wefentlich abwartenden und zu nichts verpflich- 
tender Haltung beharrt. Die letztere entfpricht am ſich den Intereſſen der 
franzöfifhen Politik, indem fie Frankreich die Ausſicht eröffnet, je länger der 
Streit dauert und je größere Dimenfionen derfelbe annimmt, mit defto mehr 
Yusfiht auf Erfolg im geeigneten Moment fein Gewicht in die Wagfchale zu 
werfen und die Frage als Schiedsrichter zu entfcheiden”. Der Kaifer werde 
fein Bedenken fragen, fich mit England auf Preußens Koften zu verftändigen, 
wenn er feinen Vorteil dabei zu finden glaube. Der Botſchafter meinte, 
diefe Haltung Napoleons fei im mwefentlihen auf die fehlerhafte Politit 
Preußens zurüczuführen. Dann gab er feiner Regierung folgenden Rat: 
„Unter diefen Umftänden fcheint e8 mir nicht länger aufgefchoben werden zu 
fönnen, duch einen offiziellen Depefchenwechfel deutlichere und fehriftliche 





! Ber, v. Goltz ı. Febr. 1864. Drouyn hatte von den gefährlichen Abfichten Englands ges 
ſprochen, das befonders beunruhigt darüber fei, ob Preußen und Öfterreich fich auch nach dem 
Ausbruch des Krieges an den Londoner Vertrag gebunden halten würden, Golg hatte darauf 
feine beftimmte Antwort geben zu können erflärt, aber als feine Anficht ausgefprochen, daß 
die Anfprüche der deutfhen Mächte mit der Größe der Opfer, die fie bringen müßten, wachfen 
würden. Dann hatte er gefragt, ob Frankreich nicht felbft ein Intereffe daran habe, eine eins 
feitige Loſung der Frage duch England zu verhindern, Drouyn erwiderte: „Wie Sie fehen, 
find wir bis jegt ruhig und verföhnlich; demmächft werden wir ohne Zweifel europälfchen Vers 
widlungen entgegenwirken; treten ſolche dennoch ein, fo werden wir fehen, ob wir mit Preußen 
etwas mahen können.” Goltz fagt nicht, was er darauf erwidert habe, hat alfo offenbar die 
Anfpielung abſichtlich überhört. 
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Erklärungen über die von Frankreich angefichts der drohenden Eventualitäten 
zu beobachtende Haltung herbeizuführen refp. über die letteren mit jener 
Macht in Verbindung zu freten. Die von Frankreich zu erftrebende Leiftung 
dürfte dabei lediglich darin zu beftehen haben, eine englifche oder ruffifche 
Sutervention zu verhindern, während die fchmwedifche nicht ausgefchloffen zu 
werden braucht. Eine Gegenleiftung unfererfeits ift dagegen wegen unferes 
Berhältniffes zu Öſterreich ſchwer ausfindig zu machen, und könnte nur die 
allgemeine Politik, ein die öfterreichifchen Intereffen nicht gefährdendes Zu; 
fammengehen im Drient und die Bereitwilligfeit zur Unterftügung der Konz 
sreßpläne des Kaifers zum Gegenftande haben. Vielleicht genügt aber auch 
der Gegenſatz zu England einerfeits, ſowie die Ausſicht auf Geltendmachung 
einer Nationalitätspolitif in einer gegebenen Frage andererfeits, um den 
Kaifer zu einem Verfprechen der angedeuteten Art ungeachtet unferer Ver; 
bindung mit Öfterreich zu bewegen. Jedenfalls würde ein folder Ideen⸗ 
austaufch, wenn er auch nicht zu dem erwünfchten Ziele führte, erheblich zur 
Klärung der Lage beitragen und die Königliche Regierung in den Stand 
feßen, die Gefahren, welche von dem bevorftehenden Kampfe ungertrennlich 
find, fowie die fih daran Fnüpfenden Opfer und Anftrengungen im vollen 
Maß zu überfehen.” 

Wie man fieht, ging die Meinung des Grafen Golg fowohl im Novem; 
ber 1863 wie im Februar 1864 dahin, daß ein feftes Vertragsverhältnig mit 
Frankreich zu erftreben ſei; er glaubte dabei nicht auf unannehmbare Gegen; 
forderungen zu foßen und meinte, eine erhebliche Sicherung für die gefahr; 
volle Politif des eigenen Staates darin zu finden. Ebenfowenig wie da; 
mals war Bismard jetzt geneigt, auf diefe Natfchläge einzugehen. 

Bor dem Beginn der Londoner Konferenz trat Frankreich noch einmal mit 
einem direften Bündnisvorfehlage an Preußen heran. Zunächſt fegte auf 
Befehl des Kaiſers Drouyn de Lhuys dem Grafen Golg auseinander, daß es 
wünfhenswert fein werde, wenn beide Staaten auf der Konferenz gemeinfam 
aufträten. Die von England zu erwartenden Vorfchläge feien nicht geeignet, 
den Frieden dauernd zu fihern. Dagegen könne die Teilung Schleswigs 
nach Nationalitäten eine definitive Löfung ſchaffen. Einer früheren Anz - 
regung Bismards gemäß könne der fünftig zu erbauende Nord⸗Oſtſee⸗ 
fanal die Grenze bilden, falls diefer etwa in der Nichtung von Edernförde 
über Schleswig nach Huſum verlaufe. Indeffen werde hierüber die Bevölke—⸗ 
tung zu hören fein; Frankreich verlange hierfür nicht die Form des Plebigz 
zits, fondern werde auch mit einer Befragung der Landftände einverftanden 
fein!; ein folches Verfahren fei fehon häufig angewandt worden und fünne 

* Über die vorangehenden Verſuche Frankreichs, Preußen zur Haren Anerkennung des 
Grundfages zu beftimmen, daß die Bevölkerung der Herzogtümer in irgendeiner Form felbft 

Brandenburg, Unterfuchungen. 27 
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daher nicht als revolutionär gelten. Falle nun dies Votum für die Grün; 
dung eines felbftändigen Herzogtums aus, fo werde die franzöfifche Regie; 
rung fich diefer Löfung nicht widerfegen, obwohl fie gegen den Prinzen von 
Auguftenburg feine Verpflichtungen habe und die Schöpfung eines neuen 
felbftändigen Herzogtums lebhaft beflagen würde. „Fiele dagegen das Dos 
tum für den Anfchluß an Preußen aus, fo werde fie bereit fein, dieſe Löfung 
im Schoße der Konferenz zu der ihrigen zu machen. Sie verlange dafür 
feine, nicht die geringfte Territorialabtretung, fondern werde 
fich mit derjenigen Kompenfation begnügen, welche ihr ein freies und wirk; 
fames Einverftändnig (une entete franche et vigoureuse) auf anderen Ges 
bieten zu gewähren geeignet fei. Eine Vergrößerung Preußens in diefer 
Richtung würde weit entfernt fein, Frankreich unerwünfcht zu fein.” Nas 
mentlich durch die Verbindung mit dem wirtfchaftlich fo wichtigen Kanalz 
projekt und bei der Abtretung eines verhältnismäßig fo Heinen Teiles von 
Schleswig werde fich vielleicht auch Dänemarks Zuſtimmung gewinnen 
lafien. Preußen fünne die Erwerbung zur Stärkung feines Handels und 
feiner Seemacht gut gebrauchen und die deutſchen Mittelftaaten würden 
fchließlih froh fein, Preußens Ehrgeiz nach diefer Richtung abgelenkt zu 
ſehen. England werde fich hoffentlich über „Nüdfichten einer Heinlichen Eifer; 
fucht” hinwegfegen; in Wien werde ein ſolches Abkommen freilich nicht ges 
fallen und in Petersburg vielleicht auch nicht; aber Rußland fei ohnmächtig 
und werde feine guten Beziehungen zu Preußen nicht aufs Spiel fegen 
wollen, Endlich gewinne Preußen durch eine fo großartige Löfung die Mög— 
lichkeit zur „Verföhnung im Innern und mit dem deutfohen Element. Ein 
Borfchlag, wie der angedeutete, von Mächten wie Frankreich und Preußen 
in der Konferenz vertreten, neu, überrafchend und großartig, werde um fü 
unsiderftehlicher fein, als alle übrigen Teilnehmer entweder getrennt feien, 
oder nur veraltete, unpraftifche und für einen der beiden Teile unannehmbare 
Löfungen entgegenzuftellen hätten.” Der Kaifer billige dies alles. „Er fei 
daher zwar nicht in der Lage, im Namen des Kaifers einen beftimmten Vor⸗ 
ſchlag zu tun, könnte aber mit voller Sicherheit annehmen, daß, wenn die 
Königlihe Regierung auf jene Gedanken einginge, der Kaifer diefe akzep⸗ 
tieren würde, und dann nur übrig bleibe, uns darüber formell zu verftän, 
digen.” Alles dies folle im engften Vertrauen bleiben; nur Napoleon, 
Drouyn de Lhuys, Talleyrand, Golg und Bismard, fowie natürlich König 
Wilhelm follten Kenntnis davon erhalten. Namentlich dürfe England nichts 
erfahren, da e8 Frankreich eine derartige Politit fehr übel nehmen werde, 
Auch bitte er um fchnelle Entfchliefung, da auch Angebote Englands vors 


über ihre Schidfal entfheiben folle, f. Spbel 3,296 f. u. Mr. 408 (Ber, Talleyrands), Biss. 
mard wich jeder beflimmten Verpflibtung aus, 
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lägen, auf die bald geantwortet werden müſſe. „Frankreich müſſe jet nach 
einer oder der anderen Richtung Partei nehmen und es wünfche e8 zu unferen 
Gunften zu tun“, obwohl der Kabinetswechfel in England eine Verftändigung 
mit London zu erleichtern fcheine. 

Goltz fügte diefem Berichte folgendes eigene Votum hinzu: „E. E. höherem 
Ermeffen und der Allerhöchften Entſchließung S. M. des Könige muß ich 
gehorfamft anheimftellen, ob und inwieweit auf diefe überrafchend günftigen 
Anerbietungen des Kaifers der Franzofen (denn ihm fchreibe ich den Urfprung 
derfelben unbedingt zu) einzugehen fein wird. Sollten fie auffallend vorteil; 
haft erfcheinen und dadurch Verdacht erwecken, fo bitte ich gemeigteft zu er; 
wägen, daß der Kaifer, welcher in Wien mie in Petersburg und London 
bittere Enttäufhungen erfahren, wünfchen muß, fih einen Alliierten zu 
fihern, von deffen militärifcher Leiftungsfähigfeit er infolge der Ereigniffe 
von Düppel eine höhere Meinung gewonnen hat als das große Publikum, 
und daß er den Moment für günftig hält, wo Preußen am Scheidemwege fteht, 
und beforgen muß, mit Öfterreich nicht länger zufammengehen zu können. 
Der Kaifer kommt damit nur auf diejenige Politik zurück, welche er feit 
feinem Regierungsantritt mit der größten Konfequenz als Ziel verfolgt hat 
und von der er nur vorübergehend während der vorjährigen polnifchen 
Kriſe abgemwichen ift. E. E. werden fich ferner geneigteft erinnern, daß der 
Keim zu den jeßt gemachten VBorfchlägen ſchon in dem mit mir in Compiegne 
gehaltenen Befprechungen enthalten und daß die Politif des Kaifers feit dem 
Beginn der dänifchen Verwicklung fonfequent wohlwollend für ung gemwefen 
ift und eigentlich nur duch ihr auffallendes Wohlwollen Mißtrauen erweckt 
hat. Der vorgefchlagene Weg fcheint mir endlich fehr geeignet zu fein, ein 
den gebrachten Opfern entfprechendes Nefultat des Krieges herbeizuführen 
und der Königlichen Regierung im Innern und in Deutfchland diejenige 
Stellung zu ficheen, welche nicht minder der Zukunft Preußens als den 
fonfervativen Interefien entfpricht. Gehen wir auf die gegenwärtige franz 
zöfifche Andeutung dagegen nicht ein, fo wird der Rückſchlag unausbleib- 
lich fein, und wir dürften alsdann Frankreich in der Konferenz unter 
unferen entfchiedenften Gegner fehen, fo daß eine höchſt ungünftige Löfung 
faum würde vermieden werden fünnen.” 

Golg zeigte fih fogar bereit, in der Feftftellung der Grenzlinie in Schles⸗ 
wig den franzöfifchen Wünfchen, daß die gemifchten Bezirke dänifch bleiben 
follten, entgegenzufommen und motivierte dies mit der fonderbaren Bes 
haupfung, daß „die jenfeits verbleibenden deutfchen Elemente gerade wegen 
der entfchiedenen Minorität, in die fie verfegt würden, eine Bedrüdung 
dänifcherfeits weniger zu befürchten haben dürften“.! 

1 Ber, des Grafen Gols v. 9. April 1864. Aus Sybels (3, 299 f.) Analnfe ift nicht ges 
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Spbel! Hat in feinem Bericht über diefe Verhandlungen nicht nur dag Anz 
gebot Frankreichs als zu günftig erfcheinen laffen, fondern auch die Haltung 
des Grafen Golg unrichtig gefehildert; feine Worte erweden den Eindrud, als 
babe diefer vor dem Bündnis gewarnt, weil es Preußen mit Öfterreich und den 
Mittelftaaten entzweien und unbedingt an Frankreich fetten würde. Goltz 
hatte aber gerade im Gegenteil zur Annahme geraten, weil er von der Voraus⸗ 
fegung ausging, daß Preußen fich mit Öfterreich über das Schidfal der Herzog: 
tümer doc nicht werde einigen können, daß es jetzt am Scheidemwege ftehe, und 
fich entfchließen müffe, wo es unter diefen Umſtänden eine Anlehnung fuchen 
wolle. In der Antwort Bismards vom 17. April 1864? ſcheint Sybel ein 
Eingehen auf die franzöfiihen Vorfehläge unter gewiffen Bedingungen zu 
fehen. In Wahrheit liegt aber auch hier die Sache wefentlich anders. 

Bismard erklärte fih zwar im Eingang in höflicher Form bereit, auf 
Frankreichs Anregung einzugehen, fügte aber fofort hinzu, der König wünfche 
die Grenze derart feftgefeßt zu fehen, „Daß rein deutfche Elemente durch dies 
felbe Dänemark nicht inforporiert würden”. Er wies Golg an, alles zu ver; 
fuchen, um eine nördlichere Linie durchzufegen, nur im äußerſten Notfalle 
werde man bie von Frankreich empfohlene Grenze fich gefallen laffen. Er folle 
verfuchen, wie weit er, ohne die franzöſiſchen Vorfchläge abzulehnen, die Grenzs 
linie nach Norden verfchieben könne, und, wenn diefe Bemühungen fruchtlos 
blieben, weiter berichten. Auch fei Kaifer Napoleon darauf hinzuweiſen, daß 
nur bei einer wirklichen Lostrennung des ganzen deutfchen Teils der Herzog⸗ 
tümer von Dänemark der VBorfchlag den von ihm gewünfchten guten Eindrud 
in Deutfchland hervorbringen werde. Gegen die Befragung der Bevölkerung 
erhob Bismard zwar feine prinzipiellen Bedenken’, erklärte aber, daß das 
Ergebnis, wenn man fie fehon jeßt zur Ausführung bringe, jedenfalls eine 
große Mehrheit für die völlige Lostrennung der ganzen Herzogtümer von 
Dänemark und die Errichtung eines felbftändigen Staates unter dem Prinzen 
von YAuguftenburg fein würde. Man müſſe daher zunächft der Bevölkerung 





nügend zu erfehen, daß Drouyn nur einen ganz Heinen Teil von Schleswig von Dänemarf 
abgetrennt wiffen wollte, und daß Frankreich zwar eine IZulaffung der Annerion, wenn 
bie Bevölferung fie verlange, aber nichts weiter verſprach. 

' 3, 301. 

Erlaß vom 17. April, benugt bei Sybel 3, 202 mit unrichtigem Datum 14. April, 

» Schon im Februar hatte er fich prinzipiell damit einverſtanden erflärt, daß Schleswig 
nad den Nationalitäten geteilt werde, ohne fich indeffen ſchon darüber zu äußern, ob bie 
Grenzlinie durch Befragung der Bevölkerung ermittelt werden folle (Ber, Talleyrands v. 
20. Bebr. 1864 Nr. 224), Etwas fpäter erflärte er eine Berufung und Befragung der Lands 
flände für möglich, hob aber die Schwierigkeiten der Uusführung und das Widerftreben Öfters 
reichs und König Wilhelms gegen jede Löfung, die als Unerlennung des demofratifchen 
Prinzips erfheine, hervor (Ber. Talleyrande v. 6, Apr. 1864 Nr, 408). 
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Har machen, daß eine Teilung abfolut notwendig fei. Endlich verwarf er den 
Vorfchlag, fofort die Trennung von Dänemark zu beantragen. Preußen fünne, 
ohne feiner bisherigen Politik untreu zu werden, nichts anderes tun, als zu; 
nächft die Perfonalunion mit Dänemark unter Sicherftellung einer felbftändt; 
gen Verfaffung und Verwaltung der Herzogtümer vorfchlagen. Vorausſicht⸗ 
lich werde Dänemark, wenn man den Vorfchlag einer ſolchen Perfonalunion 
mache, und zugleich den Eintritt Schleswigs in den deutſchen Bund, die Er; 
richtung einer deutfchen Bundesfeftung und einer deutfhen Flottenftation, 
fowie Erfaß der Kriegskoften verlange, diefe Löfung der Frage feinerfeits 
ablehnen und die Abtretung Holfteins und eines Teils von Schleswig vor; 
ziehen. Inzwiſchen werde man auch Zeit haben, auf die Stimmung der Be; 
völferung in den Herzogtümern einzuwirken; dann werde erft die Möglichkeit 
zur Erwägung anderer Kombinationen gegeben fein. Auch dann fünne 
Preußen fich der Einfegung des Prinzen von Auguſtenburg nicht unbedingt 
widerfegen, obwohl e8 deffen Erbrecht nicht anerfenne.t Freilich fei eine 
Annerion vorzuziehen; ein Votum der Bevölkerung für diefe Löfung werde 
aber erft zu erreichen fein, wenn fich vorher die Perfonalunion und die Eins 
fegung des Prinzen von Yuguftenburg als unmöglich herausgeftellt habe. 
Es gebe alfo drei für Preußen annehmbare Löfungen: Die Perfonalunion 
unter ausreichenden Garantien; die Selbftändigfeit des deutfchen Teils der 
Herzogtümer unter einer gefonderten Dynaſtie; endlich die Erwerbung des 
deutfchen Teils für Preußen. Erhalte Preußen die Hergogtümer, fo könne ein 
größerer Teil Schleswigs an Dänemark überlaffen werden, als im Falle 
der Einfegung einer felbftändigen Dynaſtie, weil diefe feinen Boden im 





1 Der betreffende Paſſus lautet: „Wäre man über die Ausdehnung der zu fordernden 
Abtretung einig, fo bliebe die Frage zu entfcheiden, welche Dynaſtie dem neuen Staate zu 
geben fei. Durch die bisherige politifhe Entwicklung erfcheint der Erbprinz von Auguſtenburg 
als der zunächſt indigierte Kandidat. Ach fehe dabei von dem Rechtspunkte ganz ab, nach 
welhem in Ermangelung eines Primogeniturftatuts weder er noch irgendein anderes Mit; 
glied des Hauſes Dldenburg einen Anfpruch auf die Gefamtherefhaft von Holftein oder 
Schleswig befitt. Politifch aber fteht die auguftenburgifche Eventualität nach der heutigen 
Sachlage mit unferen Intereffen nicht im Widerfpruch — wenn fie für ung auch nicht einen fo 
hohen Wert hat, daß wir uns in ungleiche europäiſche Kriege um ihretwillen einzulaffen 
hätten. Die Beforgnis, daß legteres notwendig fein werde, ift nunmehr dadurch wefentlich 
befeitigt, daß Frankreich aus feiner bisherigen refervierten Haltung zu unferen Gunften 
heraustreten will; auch die neuefte Geftaltung der Beziehungen in Deutfchland und zu dem 
Prätendenten felbft läßt eine günftigere Beurteilung feiner Kandidatur zu. Immerhin bleibt 
es für die preußifche Regierung natürlich, daß diefelbe der direften Erwerbung der Herzog: 
tümer für Preußen den Vorzug gibt, wenn fich eine annehmbare Ausficht dazu bietet. Daß 
für diefelbe das Votum der Bevölkerung zu gewinnen fet, halte ich, wenn wir Zeit gewinnen, 
für möglich; eine Wahrfcheinlichkeit dafür wird meiner Anficht nach erft dann eintreten, wenn 
vorher die Programme der Perfonalunion und das auguftenburgifhe mißlingen.“ 
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Lande haben werde, wenn fie mit der Abtretung eines fo großen Teiles des 
Landes beginne. Endlich aber erklärte er: „Wir find darüber nicht im Zweifel, 
daß wir feins diefer Programme ohne die aufrichtige und volle Mitwirkung 
Frankreichs werden verwirklichen fönnen, und wir wünfchen daher dringend, 
daß es €. €, fortgefegten Bemühungen gelingen möge, ein definitives Ein; 
verftändnis über diefe Mitwirkung herbeisuführen. Namentlich würde dag; 
jenige zu 3) (preußifche Annerion) nach dem Willen des Königs niemals 
duch unfere eigene Initiative in Vorſchlag zu bringen, fondern die Anz 
regung, wenn nicht aus den Herzogtümern, fo von Frankreich abzuwarten fein.” 

Hiermit war der franzöfifche Vorſchlag, indem man ihn ſcheinbar annahm, 
im wefentlihen abgelehnt. Sein Kern war ja gewefen, daß Frankreich und 
Preußen gemeinfam die Teilung Schleswigs und die Befragung der Bevölke⸗ 
rung beantragen follten; Preußen aber erklärte, daß e8 zunächft die Perfonal; 
union, bei deren Scheitern die Errichtung eines felbftändigen Staates vor; 
fhlagen werde, und daß es die Befragung der Bevölkerung erft in einem 
fpäteren Zeitpunfte für wünfchenswert halte.? Frankreich Hatte fih nur vers 
pflihten wollen, der Annerion zuzuftimmen, wenn die Bevölkerung fie be; 
gehren werde; Preußen aber verlangte, daß Frankreich fie feinerfeits in Vor—⸗ 
ſchlag bringe. Unter diefen Umftänden fam das geplante Abkommen nicht 
zuftande.? Napoleon äußerte zwar, daß er nichts dagegen habe, wenn Preußen 
erft die Perfonalunion und dann die Errichtung eines felbftändigen Herzogs 
tums beantrage, und erft nach deren Scheitern auf die Befragung der Bes 
völferung zurüdfomme. Da er aber natürlich gegen diefe Vorſchläge ſtimmen 
mußte, — denn fie follten ja ſcheitern — und da er nicht die geringfte Neigung 
zeigte, die preußifche Annerion von fich aus zu beantragen, fo war an ein 
gemeinfames Auftreten beider Mächte auf der Konferenz nicht zu denken. 
Trotzdem war es natürlich für Bismard wertvoll, die Abfichten der franzöfiz 
fchen Regierung ungefähr zu kennen; da aber beftimmte Verabredungen nicht 
getroffen waren, fonnte er niemals ficher fein, daß Napoleon wirklich diefen 
Gang innehalten werde; in der Tat ift ja auch Frankreich fpäter dem preußiz 





’ Diefer wichtige Satz ift bei Sybel 3, 303 fortgelaffen. Er war offenbar bervors 
gerufen durch des Königs Schreiben an Bismard vom 16. April (And. z. d. Ged. u. Er, 
1, 108 f,), worin Wilhelm auch die ausdrüdliche Erflärung verlangte, daß man feine Grenzs 
reftififation am Rhein zugeftehen werde, und betonte, daß Frankreich eigentlich nichts biete, 
da die Vollsabſtimmung ohne Zweifel für Auguftenburg ausfallen würde, 

* Tel, Talleyrands v. 16. April Mr. 433. 

»Nach Sybels Angaben (3, 303) hat König Wilhelm bald darauf ausdrüdlich erflärt, daß 
er feinen von Deutfhen bewohnten Bezirk Schleswigs herausgeben werde, Es wird daher 
wohl auf Bismards dringenden Wunſch geſchehen fein, daß eine fo fonziliante Faſſung ges 
wählt wurde, die wenigſtens die Möglichkeit zuließ, äußerftenfalls die Schleilinie als Grenze 
ju alyeptieren, 
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fchen Vorſchlage über die Grenzlinie entgegengefreten, und Preußen hat die 
Befragung der Bevölkerung nur in dem Sinne befürwortet, daß in den 
gemifchten Bezirken auf diefe Art fefigeftellt werden folle, welche Teile fich 
als überwiegend deutfch, welche als überwiegend dänifch bezeichnen würden.! 

UÜberblickt man das Verhalten des Grafen Gol& bei diefen Gelegenheiten, 
f9 wird man nicht zweifeln können, daß er ein Hares, genau formuliertes Ab⸗ 
fommen mit Frankreich für wünfchenswert und erreichbar gehalten hat. 
Sicherlich hat er fich über die Tragweite und Bedeutung der franzöfifchen An; 
erbietungen in allen Fällen getäufcht und fie für wefentlich vorteilhafter ange⸗ 
fehen, als fie waren. Bismard ift feinen Ratſchlägen nicht gefolgt, fondern hat 
fonfequent an dem einmal betretenen Wege feftgehalten. Am unangenehm; 
ften war e8 ihm jedenfalls, daß er zwifchen den Vorfchlag der Perfonalunion 
und der Teilung Schleswigs nach Nationalitäten noch als Mittelglied die 
Forderung zur Errichtung eines felbftändigen Herzogtums einfchieben 
mußte? Dies war unzweifelhaft bedingt durch die flriften Anweiſungen des 
Königs und die Rüdficht auf Öfterreich. 

Die franzöfifhe Publikation läßt ung hier faft ganz im Stich; obwohl 
Drouyn de Lhuys dem Grafen Gol& gefagt hatte, daß auch Baron Talleyrand 
über den franzöfifhen Vorſchlag informiert werden würde, enthält feine 
Depefche nach Berlin vom ıı. April? feine Andeutung darüber; vielmehr 
wird hier nur gefagt, daß Frankreich den vorausfichtlihen Vorfchlägen Eng: 
lands und Rußlands auf der Konferenz wenig Sympathie entgegenbringe 
und gern über Preußens Abfichten genauer unterrichtet fein würde, Damit man 
fie unterftügen könne, falls fie mit denen Frankreichs übereinfimmten. Aus 
der Antwort Talleyrands? erfahren wir jedoch, daß daneben noch ein Privat; 
brief des Minifters an den Botfchafter gefandt worden ift, der alfo vermutlich 
die entfcheidenden Mitteilungen enthalten haben wird. Er befindet fich jedoch 


ı Zuerft ſprach Bismard diefen Gedanken Ende Mai 1864 gegenüber Talleyrand aus, 
f. deff. Bericht v. 30. Mai Nr. 589. Drouyn de Lhuys war hiermit feineswegs völlig zu; 
frieden, fondern wies den franzöfifhen Vertreter auf der Konferenz nur an, wenn biefer Anz 
trag geftellt werde, feine Abftimmung derartig einzurichten, daß es nicht ſcheine, als weiſe 
Frankreich das Prinzip der Befragung der Bevölkerung zurüd (2. Juni Nr. 597). Erft fpäter, 
als er fah, daß eine allgemeine Volksabſtimmung weder bei Öfterreich noch bei Rußland 
oder England oder Dänemark Zuftimmung fand, ift er auf den Gedanken Bismards einge, 
gangen, und hat in London einen förmlichen Antrag in diefem Sinne ftellen laffen (an Fürft de 
la Tour 11. Juni Nr. 643). Er wurde am 22, Juni nach dem Scheitern aller anderer Verſtän⸗ 
digungsverfuche von Frankreich eingebracht, aber von Dänemark entfchieden zurückgewieſen. 

2 Der König war es, der ausdrüdlich erklärte, daß er den Prinzen von Auguftenburg in 
London als künftigen Beherrfcher der abgetrennten Gebiete vorgefchlagen fehen wolle. Vgl. 
f. Brief an Bismard v. 27. Mai 1864 (Anh. z. d. Ged. u. Erinn. 1, 110). 

’ Nr. 418, 

* Vom 13.0. 16. April Ne. 427 u. 433. 
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nicht in der Korrefpondenz. Außerſt merkwürdig iſt e8 ferner, daß Drouyn 
de Lhuns in einem Schreiben an den Botfchafter in London vom 2ı. April! 
fih mißbilligend über die übermäßige Strenge der von Preußen an die 
Perfonalunion gefnüpften Bedingungen ausipricht, während er Doch darüber 
unterrichtet fein mußte, daß fie auf die Ablehnung berechnet waren; Napoleon 
hatte fich ja damit einverftanden erklärt. Dder follte Drouyn de Lhuys dies 
wirklich nicht gewußt haben? 

Aber noch ein weiterer Punkt aus diefen Verhandlungen bedarf genauerer 
Betrahtung. Der Kaifer hat, wie fhon erwähnt wurde, damals ganz bez 
ſtimmt und ungweideutig erklärt, daß er als Gegenleiftung nicht die geringfte 
Sandabtretung, fondern nur gute allgemeine Beziehungen zu Preußen 
begehre. Allerdings wollte er ja auch feine aftive Unterffügung zur Durch 
führung der preußifchen Pläne gewähren, fondern nur verfprechen, daß er in 
den etwa daraus heroorgehenden VBerwidlungen eine wohlwollende Neutraliz 
tät bewahren werde. Ganz befonders wies er damals den Gedanken von 
fih, Abtretungen auf dem linfen Rheinufer zu verlangen; derartige Forz 
derungen, fagte er, würden nur ganz Europa gegen ihn alarmieren.? 

Nun konnte freilich Napoleon derartige Zuficherungen ruhig geben, auch 
wenn er in der Tat weitergehende Pläne verfolgte. Denn nichts ließ fich 
ficherer oorausfehen, als daß ein Konflikt, der wegen der Hergogtümer zwifchen 
den deutfchen Mächten ausbreche, fich nicht auf die Löfung der Schleswig: 
Holfteinifchen Frage befhränten könne. Kam es zum Kampfe, fo mußte die 
Borherrfchaft in Deutfchland der Siegespreis werden. Und ebenfo unzweifel⸗ 
haft war es, daß in einem ſolchen Falle Italien fich durch nichts würde abs 
balten laffen, in den Krieg einzugreifen, um die günftige Gelegenheit zur Erz 
oberung Venetiens zu benutzen. Mochte der Kampf dann ausgehen wie er 
wollte, fo waren Machtverfehlebungen zu erwarten, die über die bloße Ein— 
verleibung der Herzogtümer in Preußen weit hinansgehen und es daher 
ftet8 rechtfertigen würden, wenn bie faiferliche Regierung eingriff oder für die 
Fortdauer ihrer wohlwollenden Haltung unter den veränderten Umſtänden 
neue Forderungen ftellte. Infofern läßt fich aus diefen Zufiherungen für die 
legten Hintergedanten der napoleonifchen Politik nichts Sicheres fchließen. 

Wenn Bismard diefen Anerbietungen gegenüber die gleiche Zurüdhaltung 
bewahrte, wie im November 1863, fo hatte er dazu jett noch mehr Grund als 
damals, weil inzwiſchen der Bund mit Öfterreich wirklich abgefchloffen war, 
und big zur Beendigung der gemeinfamen Aktion gegen Dänemark aufrecht 
erhalten werden mußte. Der Verlauf der Dinge auf der Londoner Konferenz, 





ı Me. 447. 
In einer Unterredung mit Lord Elarendon Mitte April 1864, ſ. Spencer Walpole, 


Lord Muffell 2, 404. 
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der Wiederausbruch des Krieges und die Abtretung der Herzogtümer an 
- Öfterreich und Preußen bildete die glänzendfte Rechtfertigung feiner Politik, 
Preußen hatte jetzt feften Fuß in den Herzogtümern gefaßt, Bismard wollte 
ungeswungen nicht wieder hinausgehen; er war jegt in der Lage, Öfterreich zur 
fragen, was e8 denn für die Aufgabe der jegigen Pofition zu bieten habe. 
Aber auch Napoleon gegenüber war er in befferer Lage als früher. Er wußte 
wohl wie viel diefem an der Rückgabe Nordfchleswigs an Dänemark lag; 
jeßt fonnte er fagen: wir find bereit dazu, wenn wir den Neft der Herzogtümer 
felbft befommen, fonft aber nicht‘; fo hatte er ein Mittel, um auf den Kaifer 
zu deüden, daß er die Annerion energifch befördere. Hatte Frankreich bes 
abfichtigt, Preußen von Öfterreich zu frennen, fo war dies mißlungen. Nas 
poleons Hoffnung konnte jest nur daranf gerichtet fein, daß die deutſchen 
Mächte fih untereinander über das Schidfal der gemeinfam eroberten Ge; 
biete nicht würden einigen fünnen. 

In der Tat geftalteten fich während des folgenden Winters die Beziehungen . 
zwifchen Öfterreich und Preußen fo ungünftig?, daß man im Frühjahr 1865 
die Möglichkeit eines Konfliftes wieder ernftlich in Betracht ziehen fonnte.? 
Und alsbald war Napoleon wieder zur Stelle. 

Es gefchah gewiß nicht ohne eine franzöfifche Anregung, wenn Graf Goltz 
zu Anfang des Jahres 1865 wieder auf den Abfchluß einer feften Verein; 
barung mit Frankreich drang und die Meinung ausfprach, daß man leicht 
Napoleons Allianz gegen Öfterreich oder wenigſtens eine authentifche Feft 
legung feiner Abfichten werde erlangen können.“ Bismard ging auch jeßt 
nicht auf diefen Vorſchlag ein. Er ließ Goltz nicht im Zweifel, daß der König 
ohne äußerſte Not fein Bündnis mit Napoleon ſchließen wolle.5 In feiner 





1 Ber, Benedettis v. 30. April 1865 Nr. 1375. 

2 Schon im November 1864 fagte Bismard zu Karolyi, wer in der fchleswig-holfteinifchen 
Sache nicht für Preußen fei, müffe als Gegner betrachtet werden; fomme e8 zum Bruch), fo 
werde e8 ein Bruch für immer fein, und Preußen würde dann nur noch feine eigenen Intereffen 
zu Nate ziehen, eventuell auch mit Frankreich und Italien gehen (Ber. des Grafen Reculot v. 
30, Nov. 1864 Nr. 1073). 

3 Bemerkenswert ift eine Nußerung Bismards zu Benedetti, nachdem Öfterreich e8 abges 
lehnt hatte, die fogenannten Februarbedingungen für die Einfegung des Auguftenburgers 
gut zu heißen. Er fei damit nicht unzufrieden, fagte er, denn ein Entgegenfommen Öfterreichg 
würde Preußen zur Dankbarkeit und zur Unterftügung bei fpäteren Komplikationen vers 
pflichtet haben, zugleich würde der König dadurch ungünftig (d. h. im Sinne eines weiteren 
feften Zuſammenhaltens mit Öfterreich) beeinflußt worden fein (Ber. Benedettis vom 2. März 
1865 Nr. 1261). Ausdrüdlich erklärte er dann im März und April 1865 Benedetti gegenüber, 
daß er vor einem Kriege mit Öfterreich nicht zurüdfcheuen werde (Ber. v. 22. März Nr. 1294 u, 
9. April Nr. 1341). 

“ Sybel 4, 69. 

» 4, aD. 72. 
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von Spbel! wörtlich mitgeteilten Depefche vom 20. Februar fegte er ihm 
auseinander, daß der Kaifer bindende Zufagen nur geben würde, wenn auch 
der König entiprechende Verpflichtungen übernehme. Außerdem werde feine 
noch fo forgfältige Formulierung Napoleon hindern können, im entfcheiden; 
den Augenblid duch irgendeine Hintertür zu entfehlüpfen, wenn er es für 
vorteilhaft halte. Da es Frankreich vor allen Dingen darauf anfomme, 
Sfterreih und Preußen voneinander zu trennen, fo würde in der Eriftenz 
eines fchriftlihen Vertrages eine große Verfuchung liegen, durch deffen Mit; 
teilung an Öfterreich diefes mit Preußen dauernd zu verfeinden, die öffent; 
fihe Meinung Deutfchlands zu erregen und die übrigen Mächte gegen die 
preußifche Politik mißtrauifch zu machen. Preußen würde dann Frankreich 
auf Gnade und Ungnade preisgegeben fein. Ein Vertrag mit Frankreich 
würde nur in Frage kommen fünnen, wenn das Bündnis mit Öfferreich durch 
deffen Intiative gelöft fei. Es fei viel beffer, wenn Öfterreich fich davor fürch- 
te, daß Preußen ein Bündnis mit Frankreich ſchließen Fönne, während gleich- 
zeitig Frankreich damit rechnen müffe, daß man das äfterreichifche Bündnis 
vorziehe. Bismard gab deutlich zu erkennen, daß nach feiner Meinung den 
Zufiherungen Napoleons überhaupt nicht zu trauen fei, und daß diefer nur 
darauf ausgehe, fich freie Hand zu bewahren, um im rechten Augenblid auf 
die vorteilhaftere Seite treten zu können. 

Als dann im April in Berlin der Bruch mit Öfterreich fchärfer ins Auge 
gefaßt wurde?, gab Bismard dem Grafen Golg den Befehl, fich zu verges 
wiſſern, ob nicht vielleicht eine Annäherung zwifchen Frankreich und Hfter 
reich eingetreten fei und welche Haltung Frankreich beim Ausbruch eines 
Krieges vorausfihtlih einnehmen werde’; aber er bevollmächtigte ihn nicht 
zu Verhandlungen über einen förmlichen Vertrag. Über die Antwort, welche 
Goltz auf diefe Anfrage erteilte, herrſcht zwiſchen Sybel und der franzöfifchen 
Publikation ein unlösbarer Widerſpruch. Nach des erfteren Darftellung? hätte 
Golg nur erwidert, er glaube annehmen zu dürfen, daß Napoleon den Stalies 
nern freie Hand laffen würde: und habe von einer Annäherung des Kaifers 
an Öfterreich nichts entdeden können. Hingegen hat nach Benedettis Bericht 
vom 28, April Bismard am Tage vorher die von Golg eingelanfene Antwort 


nf. 

® über die gleichzeitigen erften Sondierungen Bismards bei Stalien, die fehr vorfichtig 
waren, f. d. Ber. Malaretd aus Turin 20. April 1865 Mr, 1359. 

’ Die zweifellos von Bismard felbft herrührenden Angaben von Benedetti (28. April 
Mr, 1370) ftehen nicht unbedingt im Widerfpruch zu dem Berichte Sybels 4, 107, wie bie 
Herausgeber meinen, Der Sinn beider Fragen iſt der gleiche, 

#4, 108, 

* Abrigens hatte Drouyn de Lhuys die italienifhe Neglerung kurz vorher davor gewarnt, 
ſich auf gefährlihe Entſchlüſſe einzulaffen (13. April Mr. 1346, vgl, 1353). 
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wefentlich anders umfchrieben: Frankreich werde fich wahrfcheinlich mit Öfter; 
reich verftändigen, wenn dieſes einige Zugeftändniffe in der italienifchen Frage 
mache, und werde e8 dann auf fich nehmen, das Turiner Kabinett von jedem 
feindlichen Auftreten abzuhalten. Allerdings habe fih Gol& dabei auf feine 
unmittelbaren Mitteilungen des Kaifers oder feines Minifters, fondern nur 
auf allgemeine Eindrüde, auf den häufigen Verkehr des Fürften Metternich 
mit dem Kaifer und die Sprache der offiziöfen Preffe berufen, ſowie auf die 
Wirkung, die eine gegen die italienifche Politik des Kaifers gerichtete Rede 
von Thiers in der Kammer hervorgebracht habe. Bismard fügte diefer Mit; 
teilung hinzu, er felbft glaube zwar nicht an die Richtigkeit der Beobachtungen 
von Golß; aber auf den König hätten fie einen lebhaften Eindrud gemacht 
und mit dazu beigetragen, daß er wieder einer Verftändigung mit Öfterreich 
geneigter geworden fei.! 

Es muß dahingeftellt bleiben, ob die Berichte wirklich ganz fo beſtimmt ge; 
lautet Haben, oder ob Bismard dem franzöfifchen Botſchafter abfichtlich eine 
etwas übertriebene Inhaltsangabe gemacht hat, um auf diefe Art eine be; 
flimmte Erklärung von franzöfifcher Seite hervorzulocken. Bei einer etwas 
fpäteren Unterredung fprach er fich fehr fcharf über Golg aus; diefer laſſe fich 
von augenblidlichen Empfindungen beeinfluffen und fpefuliere darauf, fein 
Nachfolger als Minifter zu werden. Er fei früher mit ihm befreundet ge; 
wefen, habe aber jetzt jede private und intime Korrefpondenz; mit ihm ein; 
geftellt.?2 Drouyn de Lhuys erwiderte auf die Mitteilung, die ihm Benedetti 
über Bismards Äußerungen fandte?, daß Frankreich keine geheimen Pläne 
verfolge und nach wie vor völlig neutral bleiben wolle. Die Behaup; 
tungen von Golg feien überhaupt nicht ernft zu nehmen; er werde vom 
Kaifer ficherlich ebenfo oft empfangen wie Metternich; für die Haltung der 
Preffe könne die Regierung nicht verantwortlich gemacht werden; die Nede 
Thiers’ hätte Feinerlei Eindrud auf die Regierung gemacht. „Die Politik des 
Kaifers, fchrieb er, ift das Ergebnis viel zu tiefer Erwägungen und ift viel zu 
fefigelegt in ihren großen Zügen, um vor folhen Erwägungen aus der Bahn 
zu geraten.” Wenn Preußen eine andere Richtung als bisher in feiner Politik 
befolgen wolle, fo werde e8 dazu ohne Zweifel Gründe haben; aber er könne 
nicht annehmen, daß e8 durch die Haltung Frankreichs dazu veranlaßt worden 
fei, da diefe fich in feiner Weife verändert habe. 

Benedetti legte diefe Antwort des Miniflers Bismard am 6. Maivor. Diefer 
fagte, er fehenfe den Verfiherungen vollkommenen Glauben, habe auch nie an 
der freundlichen Haltung Frankreichs gezweifelt; zugleich bemerkte er, daß 


I Privarbrief Benedettis v. 27. April 1865 Nr, 1370, 
2 Ber. v. 30, April Nr. 1376. 
° 3, Mai Nr. 1380. 
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man mit Öfterreich immer noch fehr fehlecht ftehe. Darauffam nun Benederti 
mit folgender Erflärung heraus, die ihm felegraphifch von Paris befohlen 
worden war: Er fei auforifiert zu der Bitte, daß der Minifterpräfident ihm ganz 
Har fagen möge, was Preußen von Frankreich verlange und was e8 ihm das 
für anbiete. Man fei bereit, darüber zu fprechen und zu prüfen, wie Die gegen; 
feitigen Beziehungen in allen Eventualitäten geftaltet werden fünnten.! 

Bismard war nach Benedettis Zeugnis auf eine folhe Frage keineswegs 
vorbereitet und fichtlich bewegt; das wird nicht unrichtig fein, denn wenn man 
auch vermuten darf, daß feine ganze frühere Unterhaltung mit dem Botfchaf; 
ter feinen anderen Zwed gehabe hat, als eine franzöfifche Erklärung hervor; 
surufen, fo hatte er fie doch wohl nicht in der Form einer fo beſtimmt geftellten 
Frage erwartet, Er erwiderte: wir wünfchen von Euch Eure wohlwollende 
Neutralität während der Verhandlungen mit Öfterreich und ebenfo im Falle 
eines Bruches. Benedetti erwiderte: „Alfo haben Sie ung feinen beſtimmten 
Vorſchlag zu machen?” „Für den Augenblid wicht”, fagte Bismard, Er 
feßte dann noch auseinander, daß Preußen fich mit der Einſetzung eines Her; 
5098 in Schleswig-Holftein zufriedengeben werde, wenn er die im Februar 
formulierten Bedingungen annehme, weil die Differenz zwiſchen diefer 
Löfung und der Annerion nicht groß genug fei, um einen gefährlichen Krieg 
zu rechtfertigen. Bewillige allerdings Öfterreich diefe Mindeftforderung nicht, 
dann würde man vor dem Kriege nicht zurückichreden und habe das Vertrauen, 
su fiegen, wenn Frankreich eine wohlwollende Neutralität bewahre. „Wir 
fönnten ung allerdings irren und Niederlagen erleiden; in diefem Falle 
würde e8 ung geftattet fein, Euch Eröffnungen zu machen und wir würden 
Euch dann wahrfheinlich bitten, ein Übereinfommen mit ung zu fchließen. 
Wir wiffen, daß wir Euch dann den Preis für den Beiſtand, den Ihr ung 
leiften würdet, zahlen müßten; aber Ihr begreift, daß der König fich Bis jetzt 
weigert, einen folhen Fall ins Auge zu faffen und eine Möglichkeit zu bes 
fprechen, die ihm vielleicht in die Notwendigkeit verfegen könnte, deutfche Volks; 
und Landesteile abzutreten.” 

Benedetti fah als den mwefentlichften Punkt diefer Erklärung an, daß der 
König „fich nicht dazu verftehen könne, freiwillig die Opfer zu bringen, welche 
ihm unfere Hilfe auferlegen würde”. Er meinte, dies fei der Grund, weg; 
wegen man anf die Annerion verzichten und fich mit der Einrichtung eines 
Bafallenftaates zufriedengeben wolle. Er fügte hinzu, daß nach feiner Meis 
nung Bismard auf den Konflitt mit Öfterreich hinarbeite, daß es aber recht 


' Privarbrief Benebettid 7. Mai 1865 Mr. 1387. Dies Telegramm ift offenbar gemeint bei 
Sybel 4, 152; bie Herausgeber der franzöf, Publikation haben dies verfannt, weil Sybels 
Gronologifhe Angabe (unmittelbar vor Bismards MWbreife aus Berlin) nicht ganz 
forreft if. 
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ungemwiß fei, ob er den König dazu werde bringen können; vielleicht werde er 
vorher geftürzt und ducch einen Anhänger Öfterreichs erfegt werden. Bene; 
detti felbft riet, volle Neutralität zu bewahren und die Ereigniffe abzuwarten. 
Seder Verſuch, Preußen zum Bruch zu drängen, werde den Berliner Hof miß— 
trauiſch machen; nur Frankreichs abfolute Zurüdhaltung könne zur vollen 
Entfaltung des Gegenfages zwifchen den beiden deutfchen Höfen führen. Eine 
Einigung mit Öfterreich unter Bedingungen, die für Frankreich Beforgnis 
erregen könnten, halte er für ausgefchloffen; Frankreich aber müffe, bevor es 
an ein Bündnis mit Preußen denken könne, abwarten, bis der norddeutfche 
Staat zu deffen Abfchluß duch feinen Ehrgeiz oder durch feine Fehler ge; 
zwungen werde, 

Wiederum hatte alfo Frankreich ein beftimmt formuliertes Abkommen ans 
geboten, Bismard es abgelehnt; zweifellos aus den gleichen Motiven wie 
früher. Aber aus der Haltung Benedettis fonnte er unfchwer fehließen, daß 
diefer tatfächlich bei feiner Regierung die Neigung vorausſetzte, für eine aftive 
Hilfe territoriale Entfhädigungen zu verlangen. Wäre dies nicht der Fall ges 
wefen, fo würde Benedetti den Äußerungen Bismards, die von einer folchen 
Vorausfehung ausgingen, haben widerfprechen müffen, was er aber nicht gez 
tan hat. Für Bismard war das am fich gewiß feine Überrafhung, er wußte 
ohnedies, woran er mit Frankreich war. Aber er hatte doch vielleicht gehofft, 
daß Benedetti, um den guten Schein zu wahren, der Vermutung, daß Frank; 
reich eine Gebietsvergrößerung auf Deutſchlands Koften begehre, in irgend; 
einer Weife widerfprechen würde, Das hätte zwar feinerlei Verpflichtung be; 
gründet, hätte ihm aber die Möglichkeit gegeben, dem König gegenüber von 
folhen Worten Gebrauch zu machen, um ihm zu beweifen, daß man von 
Frankreich nichts Erhebliches zu befürchten habe. Daß er eine folche Außerung 
Benedettis gern gehabt hätte, glaube ich aus einem etwas fpäter geführten 
Gefpräche fohließen zu können. 

Ende Mai, wie e8 fcheint, an demfelben Tage, an welchem der große Mini; 
fiereat unter dem Vorſitz des Königs flattfand, fagte Bismard zum franz; 
zöſiſchen Botfchafter!, e8 kämen ihm von verfchiedenen Stellen Nachrichten zu, 
wonach Kaifer Napoleon mit dem König der Niederlande einen geheimen Vers 
frag über die Teilung Belgiens abgefchloffen haben follte. Er erwähnte dag, 
ohne irgendwelche Abneigung gegen einen folchen Plan zu zeigen und fügte 
hinzu, „Sch begreife, daß Frankreich daran denken kann, fih Länder anzu; 
gliedern, die es leicht affimilieren kann, wie Belgien oder die franzöfifche 
Schweiz, Länder, deren Befis ihm Grenzen fichern würden, die gegen jeden 





* Privatbrief Benedertis v. 29. Mai 1865 Nr. 1418. Er gibt den Tag der Unterredung 
nid an; vermutlich hatte alfo das Gefpräch unmittelbar vor Abfendung des kurzen Schreis 
bens flattgefunden, 
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Angriff leichter als die jegigen zu verfeidigen wären”. Benedetti fchloß aus 
diefen Worten, zweifellos mit Recht, daß Bismard ihn zu einer Äußerung 
darüber verloden wolle, ob Frankreich eventuell mit einer Vergrößerung feines 
Gebietes nach diefen Richtungen hin zufrieden fein werde, ohne deutſches Gebiet 
zu verlangen; aber er tat ihm nicht den Gefallen, irgendwie Darauf einzugehen. 

Mit diefen Andeutungen, die er in den nächften Monaten mehrfach wieder; 
holte, trat Bismard einen Schritt aus der bisher beobachteten Neferve 
heraus. Wohl hatte er auch früher, wenn auch in fehr unverbindlicher Form, 
durhbliden laffen, daß er die Vergrößerungswünfhe Frankreichs für gerechtz 
fertigt halte und ihnen nicht unbedingt entgegentreten werdet Aber jegt 
fuchte er felbft die Kompenfationsobjefte zu bezeichnen, die Dabei in Frage 
fommen fünnten. Sollte er wirklich gehofft haben, die franzöfifchen Anz 
neriongsgelüfte auf Belgien und die Schweiz ablenken zu fönnen? Dasiftfchwer 
zu glauben; jedenfalls gedachte er aber auch jegt den Franzofen die Hoffnung 
auf deutfche Gebiete nicht zu nehmen; mit verblüffender Kühnheit erweckte er 
bei Benedetti die Hoffnung, daß nach einer Niederlage Preußens fein König 
das Bündnis Napoleons auch um diefen Preis zu erfaufen gezwungen fein 
werde. Er wußte ficherlich, daß man in Paris Öfterreich für ſtärker hielt als 
Preußen, daß man hier alfo den Falleiner preußifchen Niederlage alsrecht wahr⸗ 
fcheinlich betrachten zu fönnen glaubte, Waser beabfichtigte, tritt hier ganz deut⸗ 
lich hervor: Frankreich viel hoffen zu Taffen, ohne das Geringfte zu verfprechen. 

Im Laufe des Sommers 1865 rüdte, wie e8 fehlen, der Bruch mit Öfterreich 
in unmittelbare Nähe. Bekanntlich wurde in einem während der Sommer; 
reife des Königs in ganz ungewöhnlicher Weife fchnell zufammenberufenen 
Minifterrat zu Negensburg am 2ı. Juli der Befchluß gefaßt, Öfterreich ein 
Ultimatum wegen feiner Duldung der auguftenburgifhen Umtriebe zu 
ftellen und bei deffen Ablehnung zum Schwert zu greifen. Auch Golg war 
aus Paris dorthin entboten worden. Nach Sybels? Angaben hatte Bis; 
mard damals dem Grafen Goltz die Inſtruktion gegeben, „den Abſchluß 
eines Neutralitätsvertrages mit Frankreich und nach Umftänden die Feſt— 
ftellung weiterer gegenfeitiger Verpflichtungen vorzubereiten”. Auch diefe 
Angabe ift nicht korrekt. Der Auftrag, den Bismard dem Botfchafter am 
4. Auguſt zugehen ließ?, unterfchted vielmehr zwei Möglichkeiten; die bevor; 
ftehenden mündlichen Verhandlungen mit dem Kaifer von Öfterreich könnten 

’ Schon im Yuguft fagte er Gramont, er habe den englifhen Botſchafter, als diefer mit 
einem englifch,franzöfifhen Bündnis gedroht habe, darauf hingemiefen, daß England Frank⸗ 
reich nichts zu bieten habe; nur der fönne Frankreich rheinifche Gebiete geben, der fie beſitze 
(Ber. Gramonts v. 28, Aug. Nr, 814). 


® 4, 153. 
Er bat mir nicht vorgelegen, jedoch gibt Bismard folgendes ausführliche Nefümee in 
dem Erlaf vom 16, Auguſt: Er habe in feinen früheren Erlaffen darauf hingewieſen, daß 
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entweder zum Bruche führen oder zu einer vorläufigen Verftändigung über 
eine beffere Regelung der Verhältniffe in den Herzogtümern, welche den Kon; 
flift zwar nicht für immer befeitigen, aber feinen Ausbruch jedenfalls auf; 
ſchieben würden. Nur in erfierem Falle follte Golg dem franzöfifchen Kabinett 
beflimmtere Eröffnungen machen, um ſich „der Stellung Sranfreichg bei dem 
als dann bevorſtehenden Konflikt durch zweifeitige Erklärungen zu verſichern“. 
Bis dahin, d. h. alfo big er die beftimmte Nachricht empfangen habe, daß der 
Konflift unvermeidlich fei, follte er fih darauf befchränfen, im perfönlichen 
Verkehr mit dem Kaifer zu fondieren, ob deſſen Dispofitionen noch diefelben 
feien, wie man nad) den Mitteilungen Benedettis bisher angenommen habe, 
mit anderen Worten, ob der Kaifer eine wohlwollende Neutralität zu beob⸗ 
achten gedenfe. Ausdrüdlich erflärte Bismard, es fei nicht ratfam, in ber 
flimmtere, die preußifche Politik feftlegende Verhandlungen mit Frankreich 
einzutreten, folange auch nur die weitere proviforifche Verfiändigung mit 
Öfterreich möglich bleibe. 

Goltz hat diefe Anweiſungen nicht zur Zufriedenheit Bismards ausgeführt, 
was wohl daran lag, daß er die neue Verhandlung mit Öfterreich mißbilligte 
und es nach wie vor für richtig hielt, fofort mit Frankreich bindende Ab; 
mahungen zu treffen. Als feinen perfönlichen Eindrud von den Abfichten des 





alle weiteren Entfchlüffe vom Verhalten Öfterreihs abhängig feien. Wenn Hfterreich auf 
eine beffere Geftaltung des Proviforiums eingebe, fo fünne man fich vorläufig damit bes 
gnügen und das Weitere abwarten; wenn König Wilhelm ohne eine folde Verftändigung 
den äfterreichifchen Boden verlaffe, fo werde Preußen in den Herzogtümern dergeftalt vor⸗ 
sehen, daß eine friedliche Verftändigung ausgefchloffen fei. 

„Unfere Beziehungen zu Srankreih mußten fih nach denfelben Grundfägen regeln. Ich 
habe fie in der eingangs gedachten Depefche vom 4. Auguft entwidelt. Wenn die leßtere 
Eventualität eintreten follte, fo würde, bemerkte ich, der Zeitpunkt gefommen fein, um dem 
kaiſerlich franzöfifhen Kabinett beftimmtere Eröffnungen zu machen, und ung der Stellung 
Sranfreichs bei dem alsdann bevorftehenden Konflikt durch zweifeitige Erklärungen zu verfichern. 
Bis dahin aber fomme es darauf an, auf dem Wege vertraulichen perfönlichen Ver; 
kehrs zu fondieren, ob die Dispofitionen des Kaiſers diefelben feien, welche ich aus den 
früheren Äußerungen des kaiſerlichen Botfchafters hatte entnehmen dürfen. Die Eindrüde, 
welche ich aus den Mitteilungen des Grafen Ufedom und aus den verfchiedenen Berichten 
€, €, empfangen hatte, waren geeignet, Zweifel daran zu erwecken. Es war aber noch nicht 
tatfam über die Kriegs;Eventualität in beſtimmte und unfere Politik engagierende Vers 
handlungen mit dem franzöfifhen Kabinett zu treten, folange auch nur die weitere provi⸗ 
forifhe Verftändigung mit HÖfterreich möglich blieb und durch unfer Vorgehen in Paris 
fompromittiert werden konnte, 

Soweit ich die dortige Situation zu beurteilen vermag, find vertrauliche Sondierungen, bie 
nicht zur Kenntnis fremder Kabinette gelangen follen, bei dem Kaifer und feiner Gemahlin 
eher möglich als bei Herrn Drouyn de Lhuys, und bei legterem nur in der Form akademiſcher 
und fubjektiver Außerungen anwendbar, welche das Königliche Kabinett und E. E. amtlichen 
Charakter unberührt laffen.” 
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Kaifers bezeichnete Golg wiederum, daß diefer zunächſt das Prinzip der Natio⸗ 
nalität und Selbftbefimmung auch in der Schleswig-Holfteinifchen Frage 
aufrecht erhalten zu fehen wünſche!, und daß er ferner hoffe, durch den Aus; 
Bruch eines Konflitts zwiſchen Öfterreich und Preußen eine entfcheidende 
Stellung in Europa zu erlangen.” Goltz fprach die Vermutung aus, daß 
Napoleon diefe Stellung vielleicht benügen werde, „um von dem einen oder 
anderen Teile Konzeffionen zu fordern, oder als Hüter des europäiſchen Friedens 
aufzutreten, beiden Teilen den Frieden zu diktieren und die Sanftionierung 
des letzteren auf einem Parifer Kongreß zu fordern”? Daß diefe Beobachtun⸗ 
gen an fich zutreffend waren, wird nicht beftritten werden fönnen. Die Gründe, 
aus denen Bismard mit diefer Außerung des Botfchafters trotzdem höchſt 
unzufrieden wart, werden wir fpäter noch fennen lernen. 

In diefem Gefpräh mit dem Kaifer hatte fih Golg indeffen noch im 
Rahmen feiner Infteuftion gehalten. Anfang Auguft, während der Gafteiner 
Berhandlungen, fprach er aber mit der Kaiferin Eugenie und erhielt von ihr 
die Auskunft, Napoleon gedenke fich nicht durch einen fürmlichen Neutraliz 
tätsvertrag die Hände zu binden; er muß alfo damals einen ſolchen in 
Anregung gebracht haben, obwohl der Bruch mit Öfterreich noch nicht ent; 
fohieden war. Auch Drouyn de Lhuys gegenüber muß er eine derartige Frage 
geftellt Haben; fonft hätte diefer feinen Anlaß gehabt, ihm ausdrüdlich zu ver; 
fichern, der Kaifer werde neutral bleiben, folange es fich nur um Schleswig, 
Holftein handle, werde aber, wenn der Konflikt größere Dimenfionen anz 
nehmen follte, nur die Intereffen Frankreichs zu Nate ziehen, „indem er das 


ı Bismard erwiderte am 16. Auguft auf diefe Mitteilung, es werde dem Botfchafter 
hoffentlich nicht ſchwer fallen, dem Kaifer zu beweifen, daß die Frage, ob SchleswigsHolftein 
preußifch oder ein felbftändiges Herzogtum werden folle, um die es fich jegt allein handle, 
feine Nationalfrage fei. Es fei namentlich das bisher ſtark privilegierte Beamtentum und 
obere Bürgertum, das fich vor der preußifchen Herrſchaft fürchte; denn in Preußen dulde 
man ebenfowenig Privilegien einzelner Bevölferungsfhichten wie in Frankreich, während 
der Erbprinzg von Auguftenburg ihnen die Fortdauer ihrer Vorrechte zugefagt habe; die 
auguftenburgifhe Richtung repräfentiere alfo den „antinationalen Partitularismus“, ähnlich 
wie die dynaſtiſche Dppofition der ehemaligen italtenifhen Kleinftaaten gegenüber dem 
Königreih Italien. 

® Hierauf erwiderte Bismard mit den Ausführungen, die Sybel 4, 218 Anm, größtenteils 
woͤrtlich abgedrudt hat. 

° Der Brief des Grafen Goltz vom 4. Auguſt ift feinem Inhalte nach ffisgiert in Bismards 
Antwort vom 16. Auguſt. Bol. Sybel 4, 183. 

* Am 7. Auguſt fhrieb er aus Gaftein an den Grafen Eulenburg, die mangelnde Kühlung 
mit Frankreich beunruhige ihn; die „wicht rüdhaltlofe” Sprache des Grafen Golg und feiner 
Depefhen errege einige Verwunderung, obwohl er an der Aufrichtigfeit der früheren 
Zeichen franzdfifher Sympathie nicht zweifeln wolle. Eulenburg las dies dem franzöſiſchen 
Beihäftsträger vor (Ber, Lefebbres v. 13. Aug. Mr. 1489). 

» Spbel 4, 190f. 





Radblid. 433 


bei mit die Vorteile in Rechnung ziehe, die wir etwa in Ausficht nehmen 
könnten”! 

Tatfache ift alfo, daß Frankreich bis zum Auguft 1865 ſich niemals in Flarer 
Weife darüber ausgefprochen hat, welche Forderungen e8 im Falle einer über 
Schleswig-Holftein hinausgehenden Verfhiebung der Machtverhältniffe zu 
ſtellen beabfichtige; Tatfache ift aber auch, daß der Kaifer die eingehende Er; 
örterung folcher Möglichkeiten und die fehriftliche Feftlegung der gegenfeitig 
zu übernehmenden Berpflichtungen mehrmals in Anregung gebracht hat, 
folange Preußen mit Öfterreich verbündet war und es diefe Verbindung zu 
Iodern galt. Als fie fih im Sommer 1865 von felbft gelöft zu haben ſchien, 
und nun Goltz — freilich feine Vollmacht überfchreitend — einen Neutrali; 
tätsvertrag anregte, wich er aus; denn jet fehlen e8 nicht mehr nötig und nicht 
mehr flug, fich zu binden, bevor man nicht fehe, welchen Gang die Dinge neh: 
men würden. Tatfache ift ferner, daß Bismard volle Zurüdhaltung be; 
wahrte und auf feine Anträge Frankreichs einging, folange er mit Öfterreich 
zufammen gegen Dänemark fämpfte, und folange noch eine Ausficht auf 
weitere Erhaltung diefes Bündniffes beftand. Sobald das Einvernehmen fich 
Inderte, änderte er fein Verhalten gegenüber Frankreich. Zwar wollte er auch 
jeßt auf Feine feften Abmachungen eingehen, folange nicht der Krieg ganz unver; 
meidlich geworden fei, ließ aber hoffen, daß Napoleon aus feiner Begünftigung 
der preußifchen Abfichten die erfehnten Vorteile werde ziehen fünnen. Ob 
feine Außerungen im Mai 1865 noch einen weiteren Zwed verfolgten, werden 
wir erft nach einer Betrachtung der Vorgänge, die im Herbft diefes Jahres 
ffattfanden, beurteilen können, 





! Dreouyn an Lefebore, 15. Aug. Nr. 1493. Er vermutete damals fchon auf Grund der Ber 
richte von Gramont, daß es nicht zum Kriege, fondern zu einem Abkommen über das Kondos 
minium fommen werde, 
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3. Rapitel. 
Baftein und Giarritz. 


Als im Sommer 1865 jede Möglichkeit einer Verftändigung mit Öfterreich 
über Schleswig-Holftein erfchöpft zu fein fehlen, hat Bismard nicht nur alles 
zum Kriege vorbereitet, fondern auch offenbar deffen Ausbruch dringend ger 
wünfcht. Ende Juni hat er fih Gramont gegenüber in Karlsbad mit be; 
fonderer Schärfe über das öfterreichifche Bündnis ausgeſprochen: es fei für 
Preußen eine Unannehmlichkeit und eine Feffel gewefen vom erften Tage 
feines Beftehens an; es werde jetzt zu einem Hindernis, deffen Befeifigung 
dag ganze Land mit Ungeduld erwarte.t Hätte er Damals noch eine Verftändi- 
gung für möglich gehalten, fo würde er fo ſcharfe Worte kaum gebraucht haz 
ben; da er aber den Krieg für nahe bevorftehend hielt, glaubte er die bisher be; 
obachteten Rüdfichten beifeite fegen zu fünnen.? 

Auch der König zeigte fich Ihon im Frühling 1865 bereit, zu den Waffen 
zu greifen, wenn Öfterreich ihm jeden Gewinn aus dem dänifchen Kriege vers 
fagen wolle, Aber wir kennen fchon die Einflüffe, die in feiner Umgebung in 
anderem Sinne tätig waren. Sobald von Wien aus nur dag geringfte Entz 
gegenfommen gezeigt wurde, war er wieder zum Einlenfen bereit und niemals 
feft entfchloffen, die volle Annerion der Hergegtümer auch auf die Gefahr eines 
Krieges hin zu verlangen.’ 5 

Es ift daher begreiflich, daß der König es mit großer Freude begrüßte, als 
im Auguft 1865 durch den Abſchluß des Vertrages von Gaftein die Gefahr 
eines friegerifchen Zufammenftoßes für den Augenblid vermieden wurde, ja 
fogar die Möglichkeit einer dauernden friedlichen Verftändigung gefchaffen zu 
werden fchien. Diefe Wendung ift auch für die Geftaltung der preußifchz 
franzöfifhen Beziehungen fo bedeutfam gewefen, daß wir über die Urfachen, 
bie fie herbeigeführt haben, Klarheit zu gewinnen fuchen müffen. 





ı Beriht Gramonts v. 5. Juli Nr, 1444. 

» €8 wird ganz in feinem Sinne gemwefen fein, wenn Graf Eulenburg dem franzdfifhen Ges 
fhäftsträger fagte, das Bündnis mit HÖfterreich fei eine Zeitlang nützlich geweſen; jest aber 
feien alle Vorteile erfhöpft, die man daraus habe ziehen fönnen (Ber, Lefebureg v. 15. Juli 
1865 Nr. 1451). 

’ Die Berichte Benebettid v. 22. u. 24. März 1865 (Mr. 1294 u. 1304) ſcheinen die frieges 
riſche und annerioniftifhe Stimmung des Königs etwas zu ſtark zu betonen, Anfang Mai 
fürchtete ber Botſchafter wieder den Sieg der Öfterreich freundlichen Partei und fand Bismarcks 
Stellung erfhüttert (Privatbrief v. 3. Mai Mr, 1382). 
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Sybel führt den Verzicht Preußens auf den fofortigen Kampf und die 
Annahme der Heineren Vorteile, die von Öfterreich ohne Krieg zu Haben waren, 
darauf zurüd, Daß der König und Bismard infolge der aus Paris von Goltz 
und aus Florenz von Uſedom eingelaufenen Nachrichten über die voraus; 
fihtliche zweifelhafte Haltung Franfreihs und Staliens die allgemeine 
politifche Lage als zu ungünftig betrachtet hätten. Ich glaube, daß diefe Auf 
foffung zwar für den König, nicht aber für Bismard zutrifft. Diefer war fich 
ja längft darüber flar, was Napoleon beabfichtige und wünſche; fo fonnten ihn 
die Berichte des Grafen Gols, da fie nichts Neues von Bedeutung enthielten, 
fohmwerlich mehr beunruhigen, als die bisherige Haltung Frankreichs übers 
haupt. Daß Stalien mitgehen werde, wenn Preußen voranfchreite, war ihm 
wohl niemals zweifelhaft; eg fei denn, daß Öfterreich etwa freiwillig auf Vene⸗ 
tien verzichtet hätte, wonon jedoch Fein Anzeichen vorlag. Er wußte auch, 
daß Napoleon eine bindende Zufage vollftändiger Uneigennüßigfeit nicht 
geben werde, daß daher eine förmliche Abmachung mit ihm unmöglich fei; 
ebenso, daß Stalien feine förmlichen Verpflichtungen eingehen werde, wenn 
Napoleon e8 nicht wünfche. Dies alles hatte fih im Juli und Auguft in feiner 
Weiſe geändert. 

Wohl aber fcheint der König bindende Erklärungen Frankreichs und Italiens 
bei der Gefährlichkeit des geplanten Unternehmens ſchon damals als notz 
wendig befrachtet zu haben. Sein Mißtrauen gegen Napoleon, den „unerz 
forſchlichen Führer des Erzfeindes“!, ließ ihn auf diefer Vorſichts maßregel be; 
ftehen. Bismard fraute dem Kaifer ebenfo wenig wie fein Herr, wollte ihn 
aber hinhalten und überliften.? König Wilhelm würde auf eine fo fühne und 
unfichere Spekulation, wenn er fie durchſchaut hätte, nicht eingegangen fein. 
Er wollte ehrlich verfahren und Klarheit fchaffen; Napoleon follte fagen, was 
er tun wolle und was er verlange. Ihm mußten daher die Berichte des Grafen 
Goltz eine Enttäuſchung bereiten. Es zeigte fich hier, wie unangenehm für Big; 
mard die Eigenmächtigkeit des Botfchafters gewirkt hatte. Hätte Golg fich, 
wie ihm von Bismard vorgefchrieben war, auf Sondierungen und die Mitz 
teilung von Eindrüden befchränft, fo würde dies auf den König nicht fo ſtark 
gewirkt haben, wie die Ablehnung des von ihm angeregten Neutralitäts; 
vertrages. Ich glaube nicht zu irren in der Annahme, daß Bismard gerade 
deshalb über einen fürmlichen Vertrag erft verhandeln wollte, wenn der 
Krieg ficher fei, weil er wußte, daß ein folcher unter annehmbaren Bedingungen 





1 Yn Bismard 16. April 1864 (Und. 5. d. Ged. u. Erinn. 1, 109). Vgl. auch 19. Dez. 1864 
0.4. D. 1, 114. Immer wieder betonte der König, daß klare und unzweideutige Erflärungen 
Napoleons über feine Abfichten unerläßlich feien. 

2 Dies ift mit befonderer Schärfe von Lenz, Geſch. Bismards (3. Aufl.) S. 87f. hervor⸗ 
gehoben worden, und wird durch jede neu befannt werdende Nachricht beftätigt. 
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nicht zuffandefommen konnte. Zeigte fich dies, bevor der Bruch mit Öfterreich 
unwiderruflich vollgogen war, fo konnte e8 den König zur Nachgiebigfeit gegen 
Wien veranlaffen; zeigte es fich erft nachher, fo fonnte es den Ausbruch des 
Krieges nicht mehr hindern. 

Bismard wußte, wie ſchwer dem König der Entfhluß zum Kriege gegen 
Hfterreich war; fo brennend er ihn wünschte, konnte er Doch über die Bedenken 
feines Herrn nicht hinweggehen, durfte nicht einmal den Anfchein erwecken, als 
wolle er auf den Monarchen bei diefer verantwortungsvollen Entfcheidung 
einen unzuläffigen Drud ausüben, wenn er ihm nicht in die Arme der 
Gegner treiben wollte! 

Für Bismard war alfo in erfter Linie die Nüdficht auf die Stimmung des 
Königs maßgebend, als er fich entfchloß, überhaupt noch einmal auf Ver; 
bandlungen mit Öfterreich einzugehen. Hätte er allein zu beftimmen gehabt, 
fo würde ihn die Rüdficht auf Frankreichs Zweideutigkeit jegt fo wenig zurück⸗ 
gehalten haben, wie früher oder ſpäter. Ob es möglich fein werde, nochmals 
einzulenfen, mußte natürlich von dem Maße des Entgegenfommens ab; 
hängen, das von der anderen Seite gezeigt wurde. 

Der Plan zu einer Teilung der Verwaltung in den Hergogtümern, ſo daß 
Preußen diefe in Schleswig, Öfterreich in Holftein ausüben, Kiel Bundes; 
hafen und Flensburg Bundesfeftung werden follte, ging befanntlich von dem 
öfterreichifchen Gefandten in München, Grafen Blome aus, und wurde 
nach längeren fohwierigen Verhandlungen fowohl von preußifcher wie von 
öfterreichifeher Seite angenommen.? Für Preußen gewährte das Abkommen 
gewiſſe Vorteile: Öfterreich mußte fich durch Verlängerung des Kondomiz 





ı MWie fehr Bismard von dem Wunfch des Königs nach einer friedlichen Löfung überzeugt 
war, und mit welcher Sorgfalt er darauf Rüdficht nahm, zeigt fein Brief vom 1. Auguſt 1865 
(And. 5. d. Ged, u. Erinn. 1, 119), Allerdings ift bei feiner Beurteilung mit zu erwägen, daß 
Bismard felbft den Ausbruch des Kampfes um einer ſolchen Lappalie willen, wie e8 das vor; 
zeitige Belanntwerden der beabfichtigten Konvention gemwefen fein würde, nicht wünſchen 
tonnte, 

2 Die Nachrichten, welche die franzöſiſche Publitation über die Vorgefchichte des Gafteiner 
Vertrages enthält, find zum Teil mit Sybels Darftellung unvereinbar, beruhen wohl aber 
meift auf unguverläffigen Gerüchten, So foll Ende Juli ein perfönlicher Briefwechfel zwifchen 
den Monarchen flattgefunden haben, in dem König Wilhelm eine Zufammenkunft als 
inopportun abgelehnt hätte (Mr. 1547). Blome fol in Gaftein vom Könige gefordert haben, 
daß Bismard bei der Befprehung der Monarchen nicht zugegen fein dürfe, was Wilhelm 
ſcharf zurüdgemiefen habe (Mr, 1477); endlich foll der Teilungsvorfhlag nicht von Blome, 
fondern von Bismard ausgegangen fein; da Blome ihm wenig Wert beigelegt babe, hätte 
Bismard ihn dann amtlich durch Werther an Mensdorff bringen laffen (Me. 1497). Die ſo⸗ 
eben in der Hiftor, Viſſcht. 1914 ©, 2a9f. veröffentlichte Unterfuchung von Heffelbarth 
über den Urfprung des Gafleiner Vertrages legt diefen Angaben m, E. einen zu großen 
Wert bei, Beine Rekonſtruktion des Herganges halte ich für unzutreffend. Namentlich 
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nats auf unbeflimmte Zeit die Mittelftaaten, die auf fofortige Einfeßung 
Auguſtenburgs drangen, von neuem entfremden!; Preußen felbft fonnte in 
Schleswig und Kiel ungeftört feften Fuß faffen und befaß in diefen Pofitisnen 
ein ficheres Pfand dafür, daß man, ohne feine Forderungen zur berüdfichtigen, 
über die Zufunft der Herzogtümer nicht werde verfügen können. 

Was aber beftimmte Öfterreich zum Entgegenfommen? Die franzöfifchen 
Berichte beftätigen ung, daß man hier weder finanziell noch militärifch zum 
Kriege gerüftet war, daß die Rüdficht auf die inneren Schwierigfeiten und 
die Unfelbftändigfeit des leitenden Minifters, Grafen Mensdorff, wichtige 
Faktoren bei der Entfcheidung waren. So planlos wie man unter Rechberg 
die fchlewig-holfteinifche Politik begonnen hatte , fette man fie jeßt fort. Anz 
fangs hatt man geglaubt, die Perfonalunion der Hergogtümer mit Dänes 
mark unter Garantien für die deutfche Bevölkerung durchfegen zu fönnen?; 
man hatte fich aber völlig getäufcht, wenn man glaubte, daß dies auch 
Preußens Ziel fei, oder daß es wenigfteng gelingen werde, den Verbündeten 
bei diefer Löfung feftzuhalten. Als fie an Dänemarks Hartnädigfeit gefcheis 
tert war, proflamierte man die auguftenburgifche Kandidatur, die man vorher 
aufs heftigfte bekämpft hatte, um nur die Einverleibung in Preußen zu ver; 
hindern. Als Preußen Schwierigkeiten machte, wuchs die Natlofigfeit in 
Wien; auch Nechbergs Sturz und Mensdorffs Ernennung änderten daran 
nichts. Im Dezember 1864 ſchrieb der franzöfifche Botfchafter, man könne fich 


ift e8 völlig undenkbar, daß Bismards eigentliches Ziel die vollftändige Teilung der Herzogs 
tümer gewefen fei, fo daß Hfterreich Holftein dem Auguftenburger hätte abtreten können. 
Denn Bismard wollte fietS die Annerion der ganzen Herzogtümer für Preußen. (Vgl. die 
folgende Anm.) Diefer Vorſchlag kann nur von äfterreichifcher Seite ausgegangen fein, 
und Bismard hat den auf diefer Grundlage von ihm ausgearbeiteten Entwurf (Bism.; 
Ib. 4, 196) gewiß nur deshalb aufgeftellt, um Bedingungen hineinzubringen, die Öfterz 
reih nicht annehmen konnte. Begreiflicherweife wollte er den gegnerifhen Vorſchlag 
nicht direft ablehnen, fondern zog e8 vor, ihn fo zu amendieren, daß Hfterreich ihn 
zurückziehe. Der Brief des Königs vom 1. Auguft, auf den Heffelbarth fich beſon— 
ders beruft, beweift nur, daß diefer Bismards Plan nicht durchſchaute. 

1 Bismard fohrieb am 16. Auguſt an Goltz: „Wir erwarten von demfelben einftweilen die 
Wirkung, Öfterreih den Mittelftanten und der öffentlichen Stimmung zu entfremden, da 
die Verleugnung der von Öfterreich bisher ermutigten auguftenburgifhen Richtung darin 
liegt, und der Befiger von Holftein zunächft den Anforderungen des Bundes gegenüberfieht. 
Wir werden im Kieler Hafen die nötigen Bauten fofort beginnen; in Schleswig haben wir 
entweder ein ausreichendes Pfand für die Erfüllung unferer Februars Bedingungen, oder wir 
werden, wie dies den Intentionen S. M. mehr entfprechen würde, durch Öfterreich, oder gegen 
Öfterreich Holftein dazu erwerben, und im legteren Falle, ſoweit es tunlich und nötig fein 
wird, den däniſch⸗franzöſiſchen Wünfhen Rechnung tragen können.“ 

2 Bol, Rechbergs Äußerungen zu Gramont im Januar 1864 (Ber, Gramonts v. 23. Jan. 
u. 1. Febr, Nr. 118 u. 1761). Ebenfo äußerte fih Fürft Metternich in Paris (Drouyns Erlaß 
v. 15. Febr. 1864 Nr. 206). 
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faum eine Vorſtellung mahen von der Unentichloffenheit und Verwirrung, 
die in Wien berrfche, und deren Folge die augenblidliche Einflußlofigfeit 
Sſterreichs fei.! 

Dabei täufchte man fich in der Hofburg noch immer über den Ernft der 
preußifchen Forderungen und den wahren Charakter der Bismardfchen Politik. 
Man fah hier wirklich in Bismard, dem Konfliftsminifter, dem Manne, der 
der Mehrheit des preußifchen Parlamentes mit einer Schroffheit entgegen; 
feat, wie es niemand vor ihm gewagt hatte, den überzeugfeften und tat 
fräftigften Vorkämpfer der fonfervativen Prinzipien’; und wenn man ihm 
auch gefährlihe Hintergedanken zutrauen mochte, fo nahm man doch mit 
aller Beftimmtheit an, daß es ihm nicht gelingen werde, König Wilhelm zu 
einer Politik zu bewegen, die den Bruch mit Öfterreich zur Folge haben 
fönne.? Aus diefem Grunde verfannte man auch im Frühling 1865 den Ernft 
der Situation vollftändig und glaubte, Bismard drohe nur, um Zugeſtänd⸗ 
niffe zu erlangen, werde aber weder den Mut noch die Macht haben, diefen 
Drohungen entfcheidende Taten folgen zu laſſen. Erft die beftimmten Er; 
Härungen Bismards in Gaftein gegenüber dem Grafen Blome führten die 
Wiener Regierung zu der überrafohenden Erfenntnis, daß der Krieg unverz 
meidlich feit, wenn man den Forderungen Preußens nicht entgegenfomme; 
und da man zum Kampfe fohlechterdings nicht gerüftet war, entſchloß man fich 
zu weitgehender Nachgiebigfeit. Ein mefentlihes Motiv lag auch darin, 
daß man der größeren Mittelftaaten nicht ficher war.“ Die legte Entfcheidung 


ı Ber. Gramonts v. 2. Dez. 1864 Nr. 1079. 

2Auch Kaifer Alexander fagte zu Beuſt, er ſchätze Bismard als Vorkämpfer gegen die 
Demofratie und glaube nicht, daß er das Mißtrauen verdiene, welches man ihm an den deut⸗ 
(hen Höfen entgegenbringe (Ber. v. Forth⸗Rouen 18, Jan. 1865 Nr. 1200). 

Abrigens begann doch auch HÖfterreich feit dem Herbft 1864 eine Annäherung an Frank 
reich zu fuchen (f. Ber. Gramonts v. 3. Dft. 1864 Mr. gıo u. 2, Nov. 1864 Mr. 990); noch 
ftärfer trat dies hervor, als im Frühling 1865 die Lage ernfter wurde; Öfterreich geftand damals, 
was es bisher ſtets abgelehnt hatte, die Nüdzeffion Nordfchleswigs an Dänemark zu, um 
fi in diefem Punkte in Paris nicht durch Preußen überbieten zu laffen (Ber. Gramonts v. 
20, Mai 1865 Mr. 1408). 

* Bol, die Außerungen Blomes zu dem franzöf. Gefhäftsträger Grafen de Mosbourg in 
beff. Bericht v. 19. Auguſt Mr, 1506. — Übrigens wollte Graf Karolyi im Februar 1866 noch 
immer nicht an ben Ernft der preufifchen Drohungen glauben (Ber. Benedettid v. 12. Febr. 
Mr. 1759). Das Maß der Verblendung in Wien zeigt eine Außerung Gramonts, bie fich 
auf feine Unterhaltungen mit den öfterreihifchen Staatsmännern gründete (Ber. v. 24. Febr. 
1866 Mr. 1792): Man ziehe dort Bismard jedem anderen preußiſchen Minifter vor, weil 
feine Unpopularität ein Gegengewicht gegen die Kühnheit feiner Pläne bilde. Auch Biege—⸗ 
leben täufchte fih noch nach Gaſtein über Preußens Bereitſchaft zum Kriege, f. Vogt 68, 

+ Graf Mensborff äußerte bald darauf, er würde den Vertrag nicht unterzeichnet haben, 
wenn er fih auf bie Mittelftaaten fiber hätte verlaffen können, aber namentlih Bayern 
babe im entfheidenden Moment verfagt (Ber. des Barons Baude v. 8, Sept. Ne, 1561). 
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hat offenbar der Kaifer felbft gegeben!, während die preußenfeindlichen Räte 
der Staatskanzlei, insbefondere Biegeleben, von den Berafungen aus; 
gefchloffen wurden. 

An fich Hatte Öfterreich im feiner Haltung gegenüber Deutfchland immer 
zwei Möglichkeiten vor fih. E8 fonnte entweder mit Preußen zufammen und 
im Widerſpruch zu den Mittelffaaten und ber liberalen Strömung Deutfch- 
land zu regieren verfuchen, oder e8 konnte im Bunde mit den Mittelftaaten, 
geftüßt auf die Mehrheit in der Bundesverfammlung, Preußen zur Unter; 
werfung zu bringen trachten. Das erfte Syſtem wäre, felbft wenn ein anderer 
Mann wie Bismard die preußifche Politik geleitet hätte, nur dann wirklich 
auf die Dauer durchführbar gemwefen, wenn man Preußen nicht nur in der 
fehleswigsholfteinifchen, fondern auch in der deutfchen Frage erhebliche Zu; 
geftändniffe gemacht, namentlich feine Gleichberechtigung in der Leitung des 
Bundes anerkannt und ganz und gar darauf verzichtet hätte, e8 gelegentlich 
mit Hilfe der Mittelftaaten zu maiorifieren. Das zweite Syſtem beruhte auf 
der Borausfegung, daß Preußen fich einfchüchtern laffen und vor einer gemalt; 
famen Verteidigung feiner Intereffen unter allen Umftänden zurüdfchreden 
werde. Man 'konnte fich in Wien für Feine der beiden Möglichkeiten dauernd 
entfcheiden, fondern verfuchte nach wie vor, bald die Mittelftaaten gegen 
Preußen?, bald Preußen gegen die Mittelftaaten zu benugen. So frieb man 
dem Kriege mit Preußen entgegen, und verlor doch gleichzeitig das Vertrauen 
der Mittelftaaten. Die Haltung des größten unter ihnen, Bayerns, war 
gerade zur Zeit der Gafteiner Verhandlungen wohl geeignet, Bedenken in 
Wien hervorzurufen. 

über die Politik der Mittelftanten? bringt die frangöfifche Publikation eine 
Reihe von neuen Einzelheiten, ohne indes die Grundzüge der bisherigen Auf 
faffung wefentlich zu verfchieben. Die Angft der Mittelftaaten vor einer 
Mediatifierung durch Preußen, das Gefühl der eigenen Ohnmacht, ihr Ver; 
langen, bei Öfterreich Schuß zu finden, und ihre wachfende Enttäufehung über 
die Unzuverläffigfeit Oſterreichs und deſſen Zufammengehen mit Preußen, 
freten in den Berichten der franzöfifchen Gefchäftsträger deutlich hervor, In 
der unbedingten Aufrechterhaltung der Autorität des Bundes, den fie ja vers 
möge der beftehenden Stimmenverteilung beherrfchen konnten, fahen fie die 
einzige Möglichkeit, den fie bedrohenden Gefahren zu entgehen. Die Verfuche 
Beufts, die Mittelftanten fefter zufammenzufchließen, fcheiterten an der Eifer; 





1 ©, oben ©, 410 Anm. 4. 

? GrafMensdorff lenkte offenbar fchärfer in diefe Richtungein, als Nechberg es gewollt hatte, 
Er ermunterte Bayern direkt, die [hleswigsholfteinifche Sache vor den Bundestag zu bringen 
(Ber. v. Ma. Cadore 15. Mai 1865 Nr. 1279 u. d. Bar. Forth⸗Rouen v. 26. Mai Nr. 1311). 

3 Bol, hierüber jest E. Vogt, D. heff. Politik in d. Zeit d. Neichsgründung ©. 7off. 
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fucht der einzelnen Staaten gegeneinander und an dem Gefühl, daß felbft die 
Macht der vereinigten übrigen Staaten viel zu gering fei, um gegenüber den 
Großmächten eine wirkliche Sicherheit zu gewähren. Man würde den leiten; 
den Staatsmännern Sachfens, Bayerns, Württembergs, Hannovers und 
Badens unrecht fun, wenn man ihre deutfche Gefinnung in Zweifel zöge.“ 
Sie glaubten, daß gerade das Intereſſe Deutfchlands dahin dränge, die 
Großmächte, deren Interefien mehr europäifche als deutſche feien, nicht zur 
unbedingten Herrfchaft über den Bund fommen zu laffen. In Deutfchland, 
fagte Baron von der Pfordten, wollten felbft diejenigen, die von Einheit 
träumten, die Selbftändigfeit ihres engeren Vaterlandes nicht opfern; die 
Bundesverfaffung entfpreche daher aufs befte den nationalen Bedürfniffen; 
man könne fie wohl im einzelnen verbeffern, müffe aber im Prinzip an ihr 
fefihalten. So glaubten er und feine Gefinnungsgenofien eine nationale 
Pflicht zu erfüllen, wenn fie den Bund gegen die Herrfchaftsbeftrebungen der 
Großmächte und die unitarifchen Beſtrebungen des Nationalvereins vers 
teidigten.? Sie meinten, für diefe Beftrebungen einen Rückhalt bei Frank; 
reich finden zu können, ohne daß daraus eine wirkliche Einmifchung diefer 
Macht in die innerdeutfchen Verhältniffe hervorgehen müffe Eine ſolche 
wiefen fie immer wieder auf das entfchledenfte zurüd und ließen dem Kaifer 
Napoleon feinen Zweifel darüber, daß jeder derartige Verſuch von feiner 
Seite ganz Deutfchland einig finden werde.t Aber fo ehrlich gemeint dies 


* Der franzöfifhe Gefandte in Dresden, Baron Forth⸗Rouen, fällt über die Triaspläne 
Beufts das vernichtende Urteil: „Nichts ift_verwunderlicher, als diefes Vertrauen des fächfis 
(hen Minifters gu Kollegen, die ihn fo oft verraten haben“ (Ber. v. 24. Aug. 1864 Nr. 806). 

2 Am meiften find ſolche Zweifel bei HeffensDarmftadt berechtigt. Minifter von Dalwigk 
gab zwar auch im allgemeinen feine Abneigung gegen eine franzgöfifhe Einmifchung zu ers 
fennen, fagte aber doch ſchon Anfang 1864, er denke, daß Frankreich eine Machtvergrößerung 
Preußens auf Koften feiner Nachbarn nicht dulden werde (Ber. d. Grafen d’Aftorg vom 
20. Febr. Nr. 225). Vgl 19. März Nr. 346. Noch deutlicher im Januar 1865 (Ber, vom 
18. Januar Nr. 1199). Ühnlih der naffauifche Minifter (Ber. vom 1. April Nr. 390) 
und in Baden ber dem Nationalverein naheftehende Herr von Roggenbach (f. Vogt 26). 
Übrigens fagte auch der bayrifche Minifter von Schrend, er habe nichts dagegen, daß die 
„Trias“, wenn fie zuftande komme, unter Frankreichs Schuß geftellt werde (Ber. des Barons 
Forth⸗Rouen v. 24. Febr. 1864 Nr. 259). Ahnlich äußerte fih Dalwigk (Ber, d. Grafen 
Salignac v. 1. April Nr. 391 u. 5. April Mr. 402). — Im Sommer 1865 äußerte v. d. Pfordten: 
„Die Branzofen braucht man nicht gleich zu rufen, das Intereffe aber, das fie an der Dauer 
der föderaliftifihen Verfaffung Deutfchlands nehmen, wird ſich von felbft zugunften der 
Mittelftaaten geltend machen” (Vogt 81). Und ähnlich meinte der badifche Minifter v. Edels— 
beim, wenn man vor jeder freien Mitwirkung Frankreichs, felbft wenn fie fih von direkter 
Antervention fernhalte, ängftlih zurädichrede, gebe man fich felber auf (a, a. O. 82). 

’ Ber, d, Die, Moͤlohjes v. 15. Januar 1865 (Mr. 1192). 

* ©, bef. den Ber. v. Grafen Meculot aus Frankfurt vom 14. Januar 1865; er meint, 
fogar im Falle einer Uuflöfung des Deutfhen Bundes würden die füddentfchen Staaten 
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alles war, ſo iſt doch nichts gewiſſer, als daß die notwendige Konſequenz ihrer 
Politik ein neuer Rheinbund unter franzöſiſchem Protektorate hätte ſein müſſen. 

Der vorteilhafteſte Zuſtand blieb für fie immer, wenn die beiden Groß; 
mächte zwar nicht offen entzweit, aber auch nicht völlig einig waren, fo daß 
fie bei der einen immer Schuß gegen die andere finden und unter günftigen 
Umftänden in ihren Streitigfeiten felbft die Entfcheidung geben fonnten. Da 
man Preußen die Abſicht der Vergrößerung auf Koften feiner Nachbarn und 
das Streben nach einer Hegemonie im Heineren Deutſchland zutraute, von 
Hfterreich aber mehr die Erhaltung der beftehenden Zuflände erwartete, ſo 
war man im allgemeinen geneigt, fich enger an den Kaiſerſtaat anzufchließen, 
und die Verwirrung und Natlofigkeit der mittelftaatlichen Politik in diefen 
Jahren entfprang wefentlich daraus, daß Öfterreihs Annäherung an Preu; 
en dies unmöglich zu machen ſchien. Man tröftete fich jedoch immer mit der 
Hoffnung, daß dies unnatürliche Bündnis fich bald von felbft wieder löſen 
werde. Das charakterifiifhe Merkmal für die Politif der mittelftaatlichen 
Machthaber war der gänzlihe Mangel an Augenmaß für die wirklichen 
Machtverhältniffe und Möglichkeiten. Dies zeigte fich ebenfo in ihrer Beur⸗ 
teilung des Verhältniffes zu Frankreich wie zu den deutfchen Großmächten. 
Schmeichelte fih Herr von Dalwigk doch mit dem Gedanken, daß die Mittel; 
ftaaten Bismard durch ein „Ouousque tandem“ auf feinem Wege Halt zu 
gebieten in der Lage feien.? 

Die fchleswig-holfteinifche Frage erregte in den Mittelftaaten eigentlich nur 
in der Zeit ihres erften Auftauchens wirkliches Intereſſe. Nach der Befreiung 
der Herzogtümer von Dänemark wurde namentlich in Süddeutſchland die 
Stimmung der Bevölkerung gegenüber dem fünftigen Schickſal diefer Ges 
biete immer gleichgültiger. Für die Regierungen blieb jedoch der Gefichts, 
punft maßgebend, daß Preußen auf feinen Fall eine erhebliche Steigerung 
feiner Macht davontragen dürfe. Am allerwenigften wünfchte man aber die 
Einſetzung eines VBafallenfürften, der wefentliche Regierungsrechte an Preußen 
überlaffen müffe. Man fprach e8 an diefen Höfen ganz offen aus, daß damit 
ein Beifpiel gegeben werde, das verhängnisvoll wirken könne. Gar zu 
leicht konnte Preußen in die Verfuchung geraten, die Stellung des neuen 
Herzogs von Schleswig-Holftein als ein Vorbild anzufehen für die fünf; 
tige Stellung der einzelftaatlihen Herrfcher überhaupt. Diefe Geſichts— 





fich nicht mit Frankreich, fondern mit der Schweiz verbinden (Mr. 1189). Ebenfo meldete 
Vic, de Melvizes aus München (7. Juni 1865 Nr. 1426), daß die antifranzöfifche Steömung 
„die Hauptgeundlage des Patriotismus bilde, wie man ihn rechts des Rheins verftehe”, 

1 Außerung Beufts zu Baron Forth⸗Rouen, f. deff. Bericht v. 7. Sept. 1864, Nr. 830. 

2 Bost a.a.D. ©. 50. 

® Bol, die Äußerungen des hannoverifhen Minifters Grafen Platen (Ber. des Grafen 
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punfte waren, neben der Rüdficht auf die öffentliche Meinung und die fibe; 
talen Kammermehrheiten für die Haltung der Mittelftaaten entfcheidend. 

Bismard fah die Mittelftaaten ſtets als einen Faktor an, dem in den 
Rechnungen der preußifchen Politik nur eine fehr befchränfte Wichtigkeit zus 
fomme.. Er wußte genau, wie gern fie entfcheidenden Entfchlüffen aus; 
wichen?, wie ſchwer fie zu einheitlihem Handeln zu bringen fein würden und 
wie gering bei der langjährigen Vernachläffigung ihres Militärweſens die 
Kräfte feien, die fie im Ernftfalle würden aufbieten können. Der einzige 
Staat unter ihnen, der für fich allein eine gewiffe Bedeutung beanfpruchen 
fonnte, war Bayern, und e8 ift ja befannt genug, daß Bismard bis zum 
Ausbruch des Krieges immer wieder verfircht hat?, Bayern, zuletzt durch das 
Angebot des Kommandos in Süddeutfchland, auf die Seite Preußens zu 
jiehen oder wenigfteng zu vollftändiger Neutralität zu befimmen. Das Vers 
halten des bayrifchen Minifters von der Pfordten in der Zeit des Gafteiner 
Vertrages erwedte in ihm die Hoffnung, daß dies gelingen werde.! Ent 





de Reifet 7. Dez. 1864 Nr. 1091 u. 14. Dez. Nr. 1112) u. Beufts (Ber. d. Barons Forth⸗ 
Rouen v. 15. Dez. 1864 Nr. ııı4); diefer meinte, e8 komme zunächſt darauf an, Bismarcks 
Politif zu demastieren (ferner Ber. Gramonts v. 29. Dez. 1864 Nr. 1146). Aus demfelben 
Grunde wurde die Einfegung eines felbftändigen Fürften unter derartigen Beſchränkungen 
von den Männern des Nationalvereing befürwortet (f. Ber. Talleyrands v. 25. April 1864 
Nr. 455). 

I Er nannte fie einmal: „Nullen, die vor die Einheit geftellt feien” (Ber. Lefebvres v. 
12. Sept. 1865 Nr. 1567). Bei derfelben Gelegenheit fagte er: „Sie find wie Hunde, die, wenn 
man fie frei herumlaufen läßt, fanft find und niemandem etwas tun; wenn fie aber in ihrer 
Hütte am Haufe ihres Herrn angelettet und fogufagen zu einer offiziellen Fraktion organifiert 
find, fo bellen fie wie die Wütenden.” — Ferner die Außerungen in feinem Erlaß an Goltz 
vom ı. September 1865 ſ. unten ©. 450, Anm. 1. 

2 Der badifche Minifter v. Noggenbach meinte, man werde dem Auguftenburger am meiften 
nüsen, wenn man ihn nicht offen unterftüge, weil jedes derartige Vorgehen der Mittelftaaten 
Preußen nur reisen werde (Ber. v. Marquis Cadore v. 4. Dez. 1864 Nr. 1080); er war geneigt, 
Beihränkungen der Souveränität zugunften Preußens zuzugeſtehen (Ber. Cadoreg v. 8. Dez. 
1864 Nr. 1093). 

» Schon im Auguft 1864 warb er um Bayerns Zuflimmung zu einer fhärferen Unter, 
ordnung ber Heineren norddeutfhen Staaten unter Preußen, indem er dem Minifter 
v. Schrend unter geſchidter Benutzung des bayrifchen Selbftgefühls auseinanderfegte, daß 
Bayern zwar bie Möglichleit habe, als felbftändiger Staat außerhalb des Bundes zu eris 
ftieren, Hannover und Kurheſſen aber nicht; diefe „Lönnten vermöge ihrer geograpbifchen 
Lage nicht unabhängig von Preußen fein wollen, dbeffen notwendige Enklaven fie bildeten“ 
(Ber. d, Grafen Gabriac aus Münden v. 31. Aug. 1864 Nr. 821). 

* Schon im Herbft 1864 hatte der damalige Minifter v. Schrend geäußert, wenn Preußen 
nur nicht bireft anneltiere, fondern fich mit dem Vorbehalt beflimmter Nechte in den Herzog⸗ 
tümern begnüge, fo feidagegen nichts einzuwenden (Ber. des Vic. des Moͤloizes u. 7. Sept. 1864 
Nr,83r), Bayern wich mit diefer Auffaffung ſcharf von derjenigen der übrigen Mittelftanten 
ab, — Über Pfordtens Unterredung mit Bismard in Salyburg am 23. Juli (f, Sybel 4, 155f.) 
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fcheidenden Wert hat er aber darauf nie gelegt und gedachte feineswegs den 
Kampf deswegen aufzugeben, weil Bayern und die übrigen Mittelftaaten auf 
der Seite Öfterreichg fliehen würden.! 

Mag num aber mehr dag Gefühl der eigenen Schwäche oder der Mangel an 
Vertrauen zu den mittelftaatlichen Bundesgenoffen für Öfterreich ausfchlag- 
gebend gemwefen fein, jedenfalls wich es in Gaftein noch einmal einen Schritt 
zurüd, indem e8 einem für Preußen fo vorteilhaften Abkommen zuſtimmte. 
Dadurch erwachte in König Wilhelm noch einmal die Hoffnung, daß aus diefem 
Vertrage vielleicht eine friedliche Löfung hervorgehen könne. Bei der weis 
deutigen Haltung Frankreichs und Italiens war er fehr geneigt, die darge; 
botene Hand zu ergreifen; Bismard trug diefer Stimmung feines Königs 
Rechnung und verzichtete vorläufig auf den Krieg. 

Aber teilte er felbft die Hoffnungen feines Monarchen? Seine Anweifungen 
an den Grafen Gol& aus Gaftein vom 16. Auguſt geben darauf die Antwort. 
Er betonte hier immer wieder aufs fchärffte den proniforifchen Charakter der 
Abmachungen; das Verhältnis zu Öfterreich fei im Prinzip nicht geändert. 
„E. €. werden aber erfennen, fchrieb er, daß die Situation im großen und 
ganzen fich nicht geändert hat und daß eg fortdauernd notwendig für ung if, 
die Kühlung mit Frankreich nicht zu verlieren, und ung ein möglichft objeftives 
und klares Urteil über deffen Haltung bei einem Konflift beider deutfchen 
Mächte zu gewinnen. Ein Abkommen über eine veränderte Drganifation des 
Kondominats ift lediglich als eine weitere Etappe auf unferem Wege zur de; 
finitiven Löfung der Herzogtümerfrage mit den ſich an fie fnüpfenden Konfe; 
quenzen anzufehen; die Differenz ift nicht ausgeglichen, und eg bleibt eine offene 
Frage, ob diefe Ausgleichung auf friedlihem Wege erfolgen kann. Ebenſo ift 
e8 ungemwiß, ob die neue Drganifation des Kondominats in befriedigender 
Weiſe fich entwideln und alle Anftöße und Komplikationen befeitigen wird. 


bringt die franzöfifche Publikation einige neue Details, die auf Pfordten felbft zurüdgehen. 
Danach hätte Bismard, über die im Kriegsfall von Frankreich etwa drohende Gefahr befragt, 
erwidert: „Das ift mein Geheimnis“ (Mr. 1459, 091. 1474.1475). Weniger verbürgt, obgleich 
an fich nicht unwahrfheinlich, ift es, daß Bismard Bayern für den Fall feiner Neutralität 
eine ähnliche Stellung in Süddeutſchland in Ausficht geftellt habe, wie Öfterreich fie jeßt 
einnehme (Nr. 1490). No am 25. Dez. 1865 meldete Méloizes aus Münden (Nr. 1706): 
„Die Rolle, die Preußen für Bayern referviert hat, fcheint der Eigenliebe der bayrifhen 
Staatsmänner zu fohmeicheln.” Im Februar 1866 wollte Bayern nur dann beſtimmt ver; 
fprechen, daß es auf Öfterreichg Seite treten werde, wenn Öfterreich die Streitfragen dem 
Bunde zur Entfcheidung überlaffe (Ber. v. Méloizes 26. Febr. Nr. 1802). Später fügte 
Pfordten hinzu, daß andernfalls die Mittelftaaten neutral bleiben würden (Méloizes 11. u. 
14. März 1866 Nr. 1875. 1889; vgl. ForthRouen 14. März Nr. 1887.) Vgl. Vogt 86. 95 u. 
unten ©. 465 Anm. 3. 

ı Der franzöfifhe Gefandte in Stuttgart berichtete am 26. Februar 1866 (Nr. 1804): 
die drei bedeutendften württembergifchen Minifter (Varnbüler, Neurath und Wiederhold) hät⸗ 
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Die Entfheidung der Haupffrage ift, auch wenn die Zufammenkunft der 
beiden Monarchen das erwartete Ergebnis eines minder Friegsgefährlichen 
Prosiforiums hat, nur als vertagt zu betrachten, und alle Chancen der defiz 
nitiven Löfung, welche bisher in Ausficht ftanden, bleiben nach wie vor offen. 

Unfere Stellung zu derfelben aber, die Ziele, welche wir ung dabei zu 
fteden und die ganze Richtung, welche wir unferer Politif zu geben haben, 
wird mwefentlich bedingt durch das größere oder geringere Vertrauen, welches 
wir auf die Haltung Frankreichs im gegebenen Moment fegen dürfen. Der 
Gang, welchen die öfterreichifehe Volitif bisher genommen hat, nötigt ung, 
die Möglichkeit des Bruchs im Auge zu behalten; die Klugheit gebietet, ung 
die Entfheidung, ob und eventuell wann und wie wir diefen Bruch eintreten 
laffen, frei zu halten. Die Rüdficht auf Frankreich wird dabei einen weſent⸗ 
lichen, im gegebenen Augenblid vielleicht entfcheidenden Charakter für die 
Entfhliegung S. M. des Königs bilden, Allerhöchftderfelbe bedürfen vor 
der Entfcheidung über die einzufchlagende Richtung größerer Klarheit über 
die Intentionen Frankreihs, als E. E. bisherige Mitteilungen gewähren 
fonnten, und müſſen mit mehr Sicherheit beurteilen fünnen, welche Ges 
fahren auf dem Wege einer aftiven und fich höhere Ziele ftedenden preußifchen 
Politik fich darbieten, und welche Bürgfchaften des Erfolges in den Allianz 
zen, die für diefen Fall ins Auge zu faffen find, gefunden werden können. 
‘ch glaube zur Erreichung diefes Zwecks auf diefenige vom gegenfeitigen 
Vertrauen und von dem Streben nach unbedingter Einheit der Aktion ges 
tragene Mitwirkung E. E. rechnen zu dürfen, deren S. M. bei allen Organen 
der preußifhen Politit bedarf, wenn diefelbe einer gefahrvollen Phaſe 
näher treten foll, welche das gemeinfame Vaterland unter dem Einfate 
feines gegenwärtigen Beftandes einer größeren und geficherteren Zukunft 
entgegenführen kann.“ 

In anderen Äußerungen ging er noch weiter, indem er fagte, er habe die 
Beftimmungen des Vertrages abfichtlich fo unklar gefaßt, daß er jederzeit 
aus dem Streit um ihre Auslegung einen Kriegsfall gewinnen könne! Sch 
zweifle nicht, daß er wirklich fo gedacht hat. Dann aber mußte er dafür forgen, 
daß bei einer Erneuerung der Krifis nicht wieder ähnliche Bedenken des Königs 
feine Pläne durchfreugen könnten. In der Tat feßten fofort feine dahin zielenden 
Bemühungen ein; in zwei verfchledenen Richtungen laffen fie fich verfolgen. 





ten fih geradezu haßerfüllt über Preußen geäußert: hoffentlich würden die fommenden Erz 
eigniffe es geftatten, eine Macht zu vertilgen, die durch ihren Egoismus nur die Zwietracht 
in Deutfchland fördere, Er meinte, die Bevölkerung denke im wefentlichen ebenfo. 

! Gegenüber Lefebore, ſ. deſſen Bericht v. 12. Sept. 1865 Mr. 1567. Insbefondere wies er 
barauf bin, daß es zweifelhaft fei, ob einer der beiden Sonveräne in feinem Verwaltungs, 
gebiet allein die Landftände einguberufen berechtigt ſei. 
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Erſt nach Gaftein hat Bismard fich entfchloffen, den Kampf mit Öfterreich 
nicht an der fchleswigsholfteinifchen, fondern an der deutfchen Frage zu ent; 
zünden. Vor Gaftein war fein Programm, wie er es dem Parifer Botfchafter 
dargelegt hat!, folgendes; wenn der König, ohne daß es zu einer Verftändi; 
gung gefommen wäre, ben Boden Hfterreichg verlaffen hat, nimmt Preußen 
eigenmächtig in den Herzogtümern Handlungen vor, die man fich in Wien 
nicht ruhig gefallen laſſen kann, wie z. B. die Verhaftung des Erbprinzen von 
Yuguftenburg. Auf Reklamationen verweigert es fchroff jede Abhilfe und 
führt dadurch den Bruch herbei. Im Frühjahr 1866 hat er befanntlich ganz 
anders gehandelt: er ftellte den Antrag auf Bundesreform und fuchte alfo auf 
dem Gebiet der deutfchen Frage den Konfliftsfall zu ſchaffen. Sch glaube, daß 
die Erfahrungen von Gaftein ihn auf diefen Weg geführt haben. Solange e8 
fih nur um fchleswig-holfteinifche Fragen handelte, blieb ein Ausgleich mög⸗ 
lich; wie Öfterreich den Vertrag von Gaftein durch Opfer erfauft hatte, fo 
fonnte e8, wenn die Lage wieder gefährlich wurde, fchließlich noch ein weiteres 
Dpfer bringen und etwa die Errichtung eines Vafallenftaates zugeftehen.? 
Dann würde man wieder darauf eingehen müſſen, man würde in Schleswig; 
Holftein eine nur halb befriedigende Löfung erhalten, und in Deutfchland 
würden die alten umnbefriedigenden Zuftände fortbeftehen. Eine Bundes; 
reform mit preußifchen Heerbefehl im Norden und gefamtdeutfhem Parla; 
ment aus allgemeinen Volkswahlen konnte Öfterreich nie annehmen, ohne 
fich felbft oder feine Stellung in Deutfchland aufzugeben. Sobald Preußen 
diefe Forderung offen ftellte und aufrechterhielt, war ein Ausgleich kaum 
mehr möglich, oder, wenn er wider Erwarten durch Nachgiebigkeit Öfter; 
reichs zuftandefam, brachte er wenigftens Preußen den Vorteil, fein Ver; 
hältnis zu Deutfchland in annehmbarer Weife zu regeln. 

Eine andere Kette von Maßregeln beswedte, des Königs Mißtrauen gegen 
Stanfreich zu befeitigen und ihm die Hoffnung zu geben, daß Napoleon im 
Falle des Krieges wohlwollende Neutralität bewahren und jedenfalls feine 
deutfchen Kompenfationen fordern werde, Diefe Aufgabe war fhon an fich 
fohwierig genug, weil Bismard felbft recht gut wußte, worauf die Politif des 
franzöfifchen Kaifers ausging; fie war in diefer Zeit noch befonders erfchwert 
durch die Haltung, die man in Paris nach dem Bekanntwerden des Vertrages 
von Gaſtein annahm. 





ı Sn dem Erlaß vom 4. Auguft, ſ. oben. 

2 Was Bismard an dem früheren Aktionsplan nicht gefiel, erſieht man deutlich aus fol; 
senden Worten im erften Erlaß vom 16. Auguft an Goltz: Durch die bevorftehende Vers 
fländigung werde Preußen „der Notwendigkeit überhoben fein, ſchon jest zu Maßregeln zu 
fhreiten, welche den Bruch nicht mehr von unferer eigenen freien Entfchließung, fondern von 
der Aufnahme, welche unfere Schritte bei Öfterreih fänden, abhängig machen würden.“ 
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Der Abſchluß des Vertrages erregte hier Erfiaunen und Enttäufchung. 
Nach den Berichten Benedettis und den Mitteilungen von Golg hatte der 
Kaifer offenbar geglaubt, daß der Konflikt bereits unvermeidlich geworden fei! 
und der Ausbruch des Kampfes nahe bevorftehe, daß alfo bald die Zeit kom⸗ 
men werde, wo er die Früchte feiner Politik werde ernten können? Das Zus 
ſtandekom men diefer unerwarteten Verftändigung erwedte daher peinliche 
Überrafhung. Man verhehlte fih zwar nicht, daß in diefem Vertrag ein Sieg 
Preußens liege; allgemein wurde davon gefprochen, daß Preußen in Gaftein 
feine Rache für Olmütz genommen habe? Aber man fragte fich, wie Öfterreich 
dazu gefommen fei, derartige Zugeftändniffe zu machen, und fam auf die alte 
Vermutung zurüd, daß ihm wahrfcheinlich andere, für Frankreich unerfreu; 
lihe Zufagen dafür gemacht fein würden. Es tauchten wieder Gerüchte auf 
von einem geheimen Nebenabtommen, welches die Garantie des öfterreichi; 
ſchen Gefamtgebietes enthalte! Graf Golf erhielt fofort die beffimmte Weiz; 
fung, der £aiferlihen Regierung mitzuteilen, daß Feinerlei geheime Artikel 
verabredet worden feien, und daß das ganze Abkommen einen rein provifori; 
ſchen Charakter trage und der definitiven Löfung der fehleswig-holfteinifchen 
Frage in feiner Weife vorgreife.5 Goltz zweifelte jedoch felbft daran, daß 
diefe Angabe Bismards richtig fei, weil er den Nutzen der Gafteiner Konz 
vention für Preußen nicht begriff, und hat es offenbar unterlaffen, die ihm 
aufgetragene beftimmte Erklärung fofort abzugeben. 





ı Namentlih Gramonts Bericht vom 5. Juli (Mr. 1444) über feine Unterredung mit 
Bismard in Karlsbad war geeignet gemwefen, diefe Vorftellung hervorzurufen. 

2 €8 mußte dem franzöfifhen Minifter fehr unangenehm fein, daß gerade in den ent; 
fheidenden Tagen, wo in Gaftein verhandelt wurde, das Gerücht auftauchte, Frankreich vers 
lange Kompenfationen; er wies damals den Gefandten beim Bundestage an, diefe lächers 
lihen Fabeln formell zu dementieren; er habe fein einziges Wort diefer Art gefpeochen 
(7. Yuguft Nr, 1480). Damit ift natürlich nicht bewiefen, daß feine Gedanken nicht doch auf 
dieſes Ziel gerichtet waren, 

’ Bol. 5. B. den Bericht des Barons Forth⸗Rouen v. 30. Aug. Nr. 1531. 

* Die Eriftenz eines folhen Geheimvertrages meldet Graf Reculot aus Frankfurt a. 23. Aug. 
(Nr. 1516) angeblich auf Grund der Kenntnis einer an Savignyergangenen Information, Graf 
de Mosbourg, Gefhäftsträger in Wien, meldete, e8 beftehe zwar kein förmlicher Geheimvertrag, 
wohl aber mündliche Ubmahungen in dem befürchteten Sinne (Ber. v. 3. Sept. Nr. 1547). 

Erlaß vom 16. Auguſt. Noch deutlicher fagte Graf Eulenburg dem franzöfifhen Ges 
(häftsträger in Berlin, daß das Ablommen keineswegs einen Verzicht Preußens auf den 
Erwerb von Holftein bedeute, fondern daß man früher oder fpäter die ganzen Hergogtümer zu 
gewinnen hoffe (Ber, Lefebures v. 21. Aug. 1865 Mr. 1510), Ebenfo äußerte fih Bismard 
am 30. Uuguft gegenüber dem Marquis v. Cadore in Baden⸗Baden (f. deff. Ber. v. 1. Sept. 
Nr, 1538), Später erflärte er ihm beſtimmt, daß fein geheimes Nebenablommen beftehe, daß 
er nad) wie vor den Zufammenftoß mit Öfterreich für unvermeidlich halte und fich möglichft die 
Unterſtutzung Frankreichs und Jtalieng zu fihern beftrebt fein werde (Ber. v. 5. Sept. Nr. 1553). 

* In feinem Bericht vom 28, Auguft fuchte Golg feine abweichende Auffaffung von dem 
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Zugleich fcheint er noch eine andere Eigenmächtigkeit begangen zu haben. 
In einem Erlaß vom 16. Yuguft hatte Bismard ihn nochmals darauf auf- 
merffam gemacht, daß es für Preußens weitere Politif außerordentlich 
wichtig fei, zu wiffen, ob der Kaifer die Abficht habe, eine Vergrößerung der 
preußifchen Machtftellung „nicht ohne für uns unmögliche Konzeffionen 
oder Kompenfationen zuzulaſſen“, da man fih dann, mwenigftens für die 
gegenwärtige Phaſe der europäifchen Politik, die Ziele niedriger fteden und 
fich mit Öfterreich zu verftändigen fuchen müſſe. Zu diefen unmöglichen Konz 
zeffionen rechne er die Nüdgabe Nordfchleswigs an Dänemark nicht, wenn 
fie den Umftänden und der Nichtung der öffentlihen Meinung nach aus; 
führbar fei, und wenn Preußen dafür anderweitige Kompenfationen erhalte. 
Die Gefamtfituation fei nicht verändert, da „die große Haupfrage der definiz 
tiven Löfung und der entfcheidenden Auseinanderfegung mit Öfterreich nur 
vertagt iſt. Sch darf daher vorausfeken, daß E. E. es fich zur Aufgabe 
machen werden, mit möglichft objeftiver Schärfe und Genauigkeit die In— 
tentionen S. M. des Kaifers der Franzofen zu erfennen und auf diefelben 
im obigen Sinne einzumirfen, ohne die Königliche Regierung für den einen 
oder den anderen der beiden Wege zu engagieren”. Im Zufammenhang 
mit den früheren Anweifungen, die Bismard ausdrüdlich als weiter in 
Geltung bleibend bezeichnete, konnte dies nur bedeuten, daß Goltz fich über 
die Abfichten des Kaifers durch vertrauliche und unverbindliche Befpre- 
chungen zu orientieren fuchen folle, da ja förmliche Abmachungen erft ges 
teoffen werden follten, wenn der Konflift unvermeidlich geworden fei. Troßz 
dem hat Goltz offenbar in einer Unterredung mit Drouyn de Lhuys ſchon 
jeßt wieder eine förmliche Verpflichtung vorgefchlagen?!; er erhielt aber die Antz 
wort, daß eine folche im voraus unguläffig fei, weil fich nicht überfehen laffe, 





Gaſteiner Vertrage ausführlich zu begründen. Manche Ausdrüde fhienen ihm darauf hinz 
zudeuten, daß der Vertrag doch dauernde Einrichtungen zu fchaffen beftimme ſei. Ebenfo habe 
er wohl annehmen können, daß noch geheime Artikel eriftierten, da der Vertrag fonft „ein 
unvollftändiges und dabei doch fehr fomplisiertes Syſtem“ formulieren würde, So vermiffe 
man Beflimmungen über den künftigen Aufenthalt des Auguftenburgers in Holftein, über 
die Ausübung der Militärhoheit, über eine gleichartig Organfation der Verwaltung in 
Schleswig und Holftein, über das Recht zur Berufung der Landftände. 

1 Allerdings ſtellt Sybel a. a. D. e8 fo dar, als habe Drouyn aus eigenem Antriebe fonz 
dierende Fragen geftellt. Golg fagt in dem Telegramm nur: „Dinfichlich der Erwerbung der 
Herzogtümer macht er von der Nüdzeffion eine dänifchen Teils nur noch den Grad des 
Wohlwollens und der Neutralität Frankreich abhängig. Förmliche Verpflichtung zu legterer 
im voraus unguläffig, weil fich nicht überfehen laſſe, ob nicht durch die weitere Ausdehnung 
des Kampfes franzöfifhe Intereffen berührt würden. Eventuell ift er von Möglichkeit der 
Verftändigung mit ung ohne preußifche Gebietsabtretung überzeugt, während er folche Öſter⸗ 
reich gegenüber nicht fieht, da diefes Frankreich nichts zu bieten habe.” Sybel hat allerdings 
noch einen ausführlicheren Bericht über die Unterredung benußt, der ihn zu feiner Auffaffung 
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ob nicht durch die weitere Ausdehnung des Kampfes franzöfifche Intereffen 
berührt würden.! Drouyn hatte hinzugefegt, daß er von der Möglichkeit einer 
Verfändigung ohne preußifche Gebietsabtretung überzeugt fei, während 
Sfterreich Frankreich nichts zu biefen habe.“ Goltz meinte, mit diefer Erklä⸗ 
rung fönne man durchaus zufrieden fein; mehr habe man nach feiner Anficht 
von Frankreich niemals erwarten dürfen, gerade diefe vorfichtige Sprache habe 
fein Vertrauen in die loyalen Abfichten des Kaiſers befeftigt. Hätte man eine 
günftige Haltung ohne Gegenleiftung für den Fall in Ausficht geftellt, daß 
Preußen ganz Deutfchland oder auch nur Norddeutſchland erobern follte, ſo 
würde er daraus gefchloffen haben, daß man Preußen nur in den Kampf hinein; 
treiben wolle, aber nicht die Abficht habe, das Verfprechen fpäter zu halten.? 


gebracht haben könnte, Allein die oben zitierten franzöſiſchen Angaben und dag frühere Ver; 
halten des Grafen Golg fprehen doch fehr für die Annahme, daß er wiederum fefte Abs 
mahungen angeregt hat. 

ı Nach den Angaben Drouyns (an Lefebore v. 27. Aug. Nr, 1525) hätte diefer gefagt, 
Frankreichs Neutralität würde einen prononzierten Charakter von Sympathie für denjenigen 
der freitenden Teile tragen, der den Wünfchen und der Nationalität der in Betracht fommenz 
den Bevölkerungen Rechnung zu fragen bereit fei, Er hat nach feiner Angabe noch hinzuz 
gefügt, daß Frankreich fonft auch Öfterreich ein Neutralitätsverfprechen nicht werde abfehlagen 
können; dadurch aber werde man ſich völlig die Hände binden, und es könne auch Preußen nicht 
erwänfcht fein. Er ſchließt: „Der preußifche Botſchafter ſchien durch die Nichtigkeit diefer Bes 
merkungen frappiert zu fein.’ — Wenn Bismard, als ihm der franzöſiſche Gefhäftsträger 
Ende September mitteilt, daß Graf Gols im vorigen Monat ein förmliches Neutralitätsz 
bündnis vorgefhlagen habe, das höchſte Erftaunen über diefen Schritt äußerte (Ber. Lefebvres 
0.27. Sept. Nr. 1590), fo fpielte er Lefebore offenbar etwas Komödie vor, da ausden Berichten 
von Golg durchaus zu erfehen war, daß er diefen Vorſchlag gemacht habe, f. deff. Telegramm 
v. 20. Auguſt (vgl. Sybel 4, 204) und 28. Auguſt. 

%* Drouyn drüdt dies (a. a. D.) fo aus: Frankreich würde in einem folhen Falle zur Anz 
nahme von Vorfhlägen geneigt fein, die günftiger und beftimmter feien, als * bisher von 
preußiſcher Seite in Paris gemachten vagen Eröffnungen. 

Ber. v. 28. Auguſt. Die betreffende Stelle lautet: „Aus dem — Erlaſſe habe 
ich zunächſt erſehen, daß meine Berichte den entgegengeſetzten Eindruck von demjenigen ges 
macht haben, welchen ich davon erwartete, Ich glaubte, daß diefelben, insbefondere der über 
die mir von der Kaiferin und Heren Drouyn de Lhuys gemachten Außerungen, welche günftiger 
waren als alles, was ich früher zu melden in der Lage gemwefen war, die Königliche Negierung 
in den Stand fegen würden, der Eventualität eines Bruches mit Öfterreich mit größerer Zus 
verficht ins Auge zu fehen, währen fie nach €, E. Mitteilung gerade das Gegenteil hervor; 
gebracht haben. Diefer Gegenfat zwifhen der eingetretenen Wirkung und derjenigen, welche 
ich erwartet, wenngleich nicht erftrebt hatte, — denn ich glaube bei meiner Berichterftattung 
einfach das Ergebnis meiner forgfältigen Wahrnehmungen zugrunde legen und dem höheren 
Ermeffen der Königlihen Negierung diejenigen Konfequenzen, welche fie daraus für ihre 
Politik zieht, überlaffen zu müffen — diefer Gegenfag dürfte feine Erflärung in dem Ums 
ftande finden, daf €, €, hinſichtlich der Haltung Frankreichs größere Erwartungen begten als 
ich. Die von mir gemeldeten Außerungen werden in dem Erlaffe €, €, ganz richtig dahin res 
fumiert, daß darin die wohlmwollende Neutralität Frankreichs auf die Frage der Elbherzogs 
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Unmittelbar darauf hatte Golg auch eine Unterredung mit dem Kaifer 
ſelbſt. Napoleon erklärte ihm, er habe fich ein großes Verdienft um fein Land 
dadurch erworben, daß er ausdrüdlich berichtet habe, Frankreich werde nur 
ſo lange neutral bleiben, als e8 fih um Schleswig-Holftein handle. Unmög⸗ 
lich könne er fich für alle Fälle im voraus binden. Er wünfche durchaus, daß 
Preußen fich vergrößere und von fremdem Einfluß frei werde; aber man könne 
die Haut des Bären nicht eher verkaufen, als man ihn habe. Als Gols dann 
die Äußerung des Minifters anführte, daß auch bei größeren Verwidlungen 
eine Verftändigung mit Preußen leichter fein werde, als eine folche mit Öfter; 
reich, beftätigte der Kaifer dies, betonte aber wieder, daß der Vertrag von 
Gaftein ihm fehr peinlich berührt habe. Goltz fragte dann, ob Preußen wieder 
auf eine wohlmollende Haltung Frankreichs rechnen dürfe, wenn der Konflikt 
mit Öfterreich fich erneuern follte? Der Kaifer ficherte dies zu, beklagte aber, 
daß Preußen fich nicht feinem überlieferten Beruf gemäß an die Spige der 
nationalen Bewegung in Deutfchland ftelle und duch Verfündung eines 
liberalen und nationalen Programms die liberalen Elemente in Deutfchland 
um feine Fahne fammle; dann würden alle Zänfereien aufhören, die Frage der 
Herzogtümer in den Hintergrund freten und vielleicht ein Krieg vermieden 
werden fönnen.? 

Bismard nahm aus diefem Bericht Anlaß, den Botfchafter nochmals an; 
zumeifen, fih an die am 4. Auguft erteilten Befehle genau zu halten, „fich 
von der eventuellen Haltung Frankreichs und des Kaifers perfönlich nach 
Möglichkeit in Kenntnis zu halten, für amtliche Eröffnungen aber den Eins 
tritt der Eventualitäten abzuwarten, die ich oben angedeutet habe“. Er 





tümer allein befchränft worden fei. Für den von der Kaiferlihen Regierung felbft als wahr; 
ſcheinlich ing Auge gefaßten Fall, daß der Kampf größere Dimenfionen annehmen und weitere 
Objekte umfafien möchte, nehme der franzöfifhe Minifter der Auswärtigen Angelegenheiten 
Anftand, eine gleiche Haltung unbedingt zu verfprehen. Nur das war ich am 20. zu teles 
graphieren und in einem €, €, erft vor 2 oder 3 Tagen zugegangenen Berichte näher aus; 
zuführen in der Lage, daß fih auch in jenem Falle die Kaiferliche Regierung mit ung zu vers 
fländigen hoffe, ohne Preußen eine Gebietsabtretung zuzumuten. €, E. muß ich befennen, 
daß gerade dieſe vorfichtige Sprache mein Vertrauen in die loyalen Abfichten des Kaiſers 
Napoleon befeftigt hat. Hätte man mir eine günftige Haltung unbedingt und ohne jede 
Gegenleiftung felbft für den Fall verfprochen, daß Preußen ganz Deutfchland oder auch nur 
Norddeutfehland erobern follte, fo würde ich hierin das Beftreben, ung zu einem Konflikt zu 
ermutigen, den man zu feinen Nugen ausbeuten wolle, geargwöhnt und dem zu weit gehenden 
Verſprechen nicht den geringften Wert beigelegt haben.“ 

1 Sybel 4, 206f. 

2 Der Kaifer beabfichtigte mit diefer Wendung wohl nur, eine Außerung darüber hervor; 
zuloden, ob Preußen derartige Pläne habe. Daß die Verkündung einer nationalen und libe⸗ 
talen Politit durch Preußen ficherer als der Streit um die Herzogtümer zum Bruch mit Öfter; 
reich führen müſſe, erfannte er natürlich ebenfogut wie Bismarck. 
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fügte hinzu, daß König Wilhelm die peinliche Überrafchung des Kaiferg über 
den Gafteiner Vertrag nicht recht begreife, „E. E. bemerfen, daß es nicht die 
Herftellung des Einvernehmens unter den beiden deutſchen Mächten zu fein 
fcheine, welche die Unzufriedenheit des Kaiſers errege. Warum follte er aber 
dann unangenehm überrafht fein von einem Einvernehmen, welches 
Preußen augenblidlich erhebliche Vorteile gewährt, ohne die Situation im 
großen und ganzen und namentlich unfere Beziehungen zu Frankreich zu 
alterieren? Wir müßten aus jenem Ausdrud in der Tat fehließen, daß der 
Kaifer mehr, als er es früher habe merken laffen wollen, den Bruch zwifchen 
beiden deutfchen Mächten an fih gewünfcht habe, und daß derfelbe ihm im 
gegenwärtigen Augenblide befonders willfommen gemwefen fein würde, Daß 
ung eine ſolche Annahme doppelt vorfichtig machen muß, werden €. E. be; 
greifen. Sie flimmt zu den Entwidlungen über die allgemeine Situation, 
welche Sie felbft in dem Berichte vom 4. Auguft gaben, und in welchem Sie 
die verfchiedenen Wege bezeichneten, auf denen der Kaifer den Konflikt 
zwifchen den beiden Mächten würde ausbeuten können. Auch feine neueften 
Äußerungen, fo fehr wir den im allgemeinen wohlwollenden Charakter der; 
felben anerfennen, find nicht geeignet, alle Zweifel zu befeitigen, und den 
Widerſpruch zu löfen, in welchem jene unangenehme Überrafchung über das 
Gafteiner Übereinfommen mit feiner fonftigen Haltung ſteht. Wenn es 
— woran ich übrigens nicht zweifle — ihm wirklich Ernft mit einer wohl; 
wollenden Neutralität ift, folange e8 fich nur um die Hergogtümer handelt, 
ſo kann die Fortdauer eines nichts präjudizierenden, aber für Preußen vor; 
teilhaften Proviſoriums ihm feinen Anftoß geben; um fo mehr, da bie 
beiden Prinzipien, welche €. E. als Bedingungen für die franzöfifche Politik 
in diefer fpegiellen Frage bezeichnen, die Nüdficht auf die Selbftbeftimmung 
der Herzogtümer und auf die Nationalität, noch nicht davon berührt werden, 
und legtere namentlich in bezug auf Schleswig immer eine offene Frage für 
die Zeit bleiben wird, wo e8 fich um die definitive Gewinnung der beiden 
Herzogtümer für Preußen handeln kann.” Die Faiferlihe Mahnung zu 
einem Bunde mit dem Liberalismus wies Bismard ſcharf zurück; offenbar 
babe Napoleon eine ganz falfche Vorftellung von der tatfächlichen Macht, 
über welche bie Liberalen in Deutfchland verfügten. „Sollte der Kaifer 
glauben, in der Gefamtheit derjenigen deutfchen Elemente, welche mit der 
Gafteiner Konvention unzufrieden find, wirkfame Bundesgenoffen für eine 
gegen Preußen oder gegen Preußen und Öfterreich zu wendende franzöfifche 
Politit zu finden, fo würden wir zu beflagen haben, daß ein folcher Irrtum 
ihn und entfrembdet, und würden e8 der Zeit überlaffen müffen, ihn über die 
Schwächen und die Unzuverläſſigkeit diefer Stügen aufzuklären”! 
' Erlaf Bismards vom 1, Sept. 1865. Bol. über dem legten Teil unten ©, so7f. 
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Die franzöfifchen Äußerungen hielten fich alfo auch jeßt innerhalb der bisher 
beobachteten Grenzen: wohlwollende Neutralität ohne Gegenleiftung, folange 
e8 ſich nur um Schleswig-Holftein handelt; Kompenfationen für Frankreich, 
fall8 Preußen eine darüber hinausgehende Machterweiterung gewinne. Neu 
war nur, daß diefe Kompenfation in feinem Falle in preußifchen Gebiets; 
teilen beftehen folle. Aber gerade dadurch mußte der Schluß nahegelegt wer; 
den, daß Napoleon nichtpreußifche deutfche Gebietsteile am linfen Rheinufer 
im Auge habe. 

Daß der Gafteiner Vertrag wirklich einen fehr unangenehmen Eindrud auf 
die franzöfifche Regierung gemacht hatte!, ging aus ihrem nächften Schritte 
deutlich hervor. Obwohl Graf Golg jet ausdrüdlich den proviforifchen Charak⸗ 
ter der Abmahungen, die lediglich eine VBerwaltungsmaßregel darftellten, 
betonte, und zugleich offigiell erklärte, daß Feine geheime Nebenabrede ge; 
troffen fei?, erließ Drouyn de Lhuys am 29. Auguſt ein in fehr feharfen Aus; 
drüden abgefaßtes Rundfchreiben an die auswärtigen Vertreter Frankreichs.’ 
Darin wurde die Unverträglichkeit dieſes Abkommens mit dem Nationalis 
tätsprinzip und dem Rechte der Völker auf Selbftbefimmung, zugleich aber 
auch feine Unvereinbarfeit mit den früheren Verträgen, den rechtlich begrün— 
deten Erbanfprücen und den Intereffen Deutfchlands hervorgehoben. Die 
Teilung der Herzogtümer fei lediglich als ein Gemwaltftreich zu betrachten und 
erinnere an die Gewohnheiten der dunkelſten Perioden der Gefchichte; deren 
Wiedereinführung bedeute eine Bedrohung der ganzen beftehenden Drönung 
in Europa. Napoleon hatte diefes Aktenſtück vor der Abfendung felbft ges 
lefen und gebilligt, wünfchte aber, daß es geheim bleiben folle; e8 wird jedoch 
nicht ohne Zutun Drouyn de Lhuys gefchehen fein, daß es alsbald zur öffent; 
lihen Kenntnis gelangte. 

König Wilhelm konnte in diefer Kundgebung nur eine Beftätigung feines 
Argwohns gegen Napoleons Abfichten fehen. Gerade deshalb war der Schritt 
für Bismard äußerſt unangenehm.! Es galt, die Fühlung mit Franfreich 
auch jett nicht zu verlieren und die franzöfifche Regierung zu irgendeiner 
Äußerung zu veranlaffen, die den fehlechten Eindrud ihres Nundfchreibeng 


2 Golg fuchte dies in feinem Bericht vom 28. Auguſt in längerer Ausführung zu beftreiten, 
und feine früheren Angaben abzuſchwächen. Das Rundfchreiben des folgenden Tages zeigt 
aber deutlich, daß fein erfter Eindrud der richtigere gewefen war. 

2 Drouyn an Lefebore 1. Sept. Nr. 1536. 

® Nr. 1528. 

* Bismard fagte dem franzöfifhen Gefhäftsträger im September 1865, da ber König 
duch das franzöfifhe Nundfehreiben vom 29. Auguft fehr mißtrauifch gegen Franfreihs Ab; 
fihten geworden fei, während er diefe ftets als wohlwollend Hingeftellt Habe, fo befinde er fich 
feit einiger Zeit in einer fehr delifaten Situation gegenüber feinem Herrn (Ber. Lefebures v. 
25. Septbr. Nr, 1586). 
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wieder abſchwäche. Zugleich erfehien es unbedingt nötig, dem Kaifer die Sicher; 
heit zu geben, daß durch den Vertrag von Gaftein der Konflikt nur aufgefchoz 
ben, aber nicht befeitigt fei. Diefe Erwägungen beftimmten Bismard zu dem 
Entfhlug, felbft nah Frankreich zu reifen und perfönlich mit Napoleon zu 
fprechen.! 

Aber ſchon vor feiner Abreife fuchte er in diefem Sinne zu wirken. Mitte 
September fprach er in Berlin mit dem franzöfifchen Gefchäftsträger Lefebore 
de Behaine; er beklagte fich lebhaft Darüber, daß Graf Golß die ihm gegebenen 
Inſtruktionen fo [chlecht ausgeführt habe und las dem Vertreter Frankreichs 
zum Beweife dafür die betreffenden Teile der Berichte des Botfchafters und 
feiner Anweifungen vom 16. Auguft wörtlich vor.“ Immer wieder betonte er, 
daß das Abkommen lediglich proviſoriſcher Natur fei und daß bei der definiz 
tiven Regelung dem Wunfche Franfreihs auf die Rückgabe Nordfchleswigs 
an Dänemark immer noch Rechnung getragen werden könne, Preußen habe 
fein Ziel, die ganzen Herzogtümer zu gewinnen, nicht aufgegeben, fondern nur 
deffen Erreihung im Augenblid für unmöglich gehalten, Der Kaifer könne 
verfichert fein, daß Preußen in feinem Falle die Mainlinie überfchreiten und 
die Unabhängigkeit Süddeutſchlands beeinträchtigen werde. Als Lefebore 
einwandte, daß daraus vielleicht eine Teilung Deutſchlands nach der Mainz 
linie zwiſchen Preußen und Öfterreich unter Aufrechterhaltung des engen Eins 
vernehmens zwifchen beiden deutfchen Mächten und unter Ausfchaltung 
des moralifchen Einfluffes Frankreichs auf die die Heineren deutſchen Höfe 
erfolgen fünne, obwohl doch deren Gefchide ganz befonders an diejenigen 
Frankreichs gefnüpft feien, ftellte Bismard beftimmt die Möglichkeit einer 
ſolchen Löfung in Abrede, da er niemals eine fo fompromittierende Solidarität 
mit Öfterreich eingehen werde. Dann aber fam er auf feine fehon früher Bene, 
betti gegenüber ausgefprochene Anregung zurüd, daß Frankreich einen Erfaß 
in der Einverleibung folcher Gebiete fuchen möge, die nach Sprache und Ab⸗ 
ſtammung zu ihm gehörten. Preußen werde daran feinen Anftoß nehmen, 
und „fo eiferfüchtig auch der König die Integrität des Bundesgebietes zu 
(hüten fuche, fo werde er fich doch nicht als perfünlich verantwortlich betrachten 
für die Folgen eines Krieges, in den fich die füddentfchen Staaten durch 
Hfterreich etwa verwideln laffen könnten“. Lefebure fragte, ob er diefe Worte 

Allerdings meldete Graf Neifet aus Hannover [hon am 1. Auguſt (Nr. 1472), alfo vor 
dem Abſchluß der Gafteiner Konvention, daß Bismard im Herbft wieder nach Biarritz zu 
reifen und ben Kalfer dort zu fprechen wünfche, Allein damals kann wohl kaum ſchon ernftlich 
daran gedacht worden fein, da man ja mit der Möglichleit eines Krieges rechnete. Dagegen 
ſcheint die Meldung des Marquis de Eadore v. 5. Sept. (Mr. 1553), Bismard gedente nad 
Beendigung der Herbfimandver nach Biarrig zu geben, auf deffen eigener Mitteilung zu bes 


ruhen. Dasfelbe berichtet Lefebure aus Berlin am 14. Sept, (Mr. 1570). 
” Ber, Lefebures v. 20, Sept, 1865 Nr. 1580 u. 25. Sept. Mr, 1587. 
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nach Paris berichten dürfe; Bismard erwiderte, er wünfche das dringend und 
bitte ihn, deren Tragweite ja nicht absufchwächen. 

In dem Berichte über diefe Unterredung! meint Lefebore, Bismard fei alfo 
bereit, Frankreich zwar nicht Entfhädigungen anzubieten, aber doch es fie 
nehmen zu. laffen. Wenige Tage fpäter wiederholte er ihm diefe Andeutung 
und fügte hinzu, daß Preußen Frankreich gern das Recht zuerkenne, ſich 
überall da aussudehnen, wo man in der Welt franzöfifch fpreche.? 

Die Berichte Lefebures über diefe Unterredungen ftehen in fcharfem Gegen; 
faß zu den Angaben, die Bismard felbft in feinem befannten Briefe an den 
König aus Biarrig? gemacht hat. Er fiellt es hier fo dar, als ob Lefebvre 
feinerfeits den Wunfch Frankreichs nach einer Vergrößerung in Belgien zu 
erfennen gegeben habe, er aber nicht weiter darauf eingegangen fei. Sch 
fchließe mich der Meinung derjenigen Forfher an, welche die Angaben 
Lefebvres für richtig halten und in jener Wendung von Bismards Brief eine 
Berfchiebung des wahren Tatbeftandes fehen.? 

Die Erklärungen über den proviſoriſchen Charakter des Gafteiner Vers 
frages hatten wenigfteng den Erfolg, daß Drouyn de Lhuys feine Befriedigung 
darüber ausdrüdte und die Hoffnung ausfprach, man werde bei der definiz 
tiven Regelung in der Lage fein, feine volle Zuſtimmung auszufprechen 
und dadurch die Beziehungen zwifchen beiden Staaten noch enger zu 
fnüpfen.5 Als Lefebure das Schreiben Bismard zeigte, erbat fich diefer die 
Erlaubnis, e8 dem König vorlegen zu dürfen, da die Berichte des Grafen Goltz 
diefen fehr erregt hätten. Er fagte dem Gefhäftsträger nachher, es habe einen 
fehr erfreulichen Eindeud auf feinen Heren gemacht und diefen bewogen, ihm 
jet die Reife nach Biarritz definitiv zu geffatten, gegen die er früher Bes 
denken geäußert habe.s 





1 14. Sept. Nr. 1570. 

2 Ber. v. 27. Sept. Nr. 1590. 

3 Spybel 4, 213. 

“ Bei, Frahm, Hiſt. Vtjſchr. 15, 348. Über die Motive Bismards f. unten ©. 455 
Anm. 2. Daß Lefebore doch Bismard ermutigende Außerungen getan haben könnte, die 
etwa in anderen nicht abgedrudten Berichten enthalten wären, ſcheint mir ausgeſchloſſen 
duch die Antwort Drouyns (22. DE. Nr. 1835), worin er ihn lobt, daß er fich felbft jeder 
Äußerung über derartige hypothetiſche Kombinationen enthalten habe, 

5 Drouyn an Lefebure 23. Sept. Nr. 1583. Übrigens ſchwächte Drouyn duch ein neues 
Zirkular vom 29. Sept. (Nr. 1594) die früheren fharfen Äußerungen etwas ab, indem er 
erklärte, daß fie nur den Zwed gehabt hätten, das Prinzip gu wahren, aber nicht der Abficht 
einer praktifchen Einmifhung entfprungen feien. 

6 Lefebures Ber. v. 25. Sept. Nr. 1586. Vgl. auch 20. Sept. Nr. 1580. Lefebure meldete 
zugleih, Bismard habe feine Abreife nur deshalb um einige Tage verfehoben, weil Graf Golg 
das Eintreffen eines wichtigen Berichtes für den 28. Sept. angekündigt habe, worin er über 
„bie Annahme des VBorfhlages durch den Kaifer” Mitteilungen mache, Bismard habe ihm ges 
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Wenn es Bismards Abficht gewefen fein follte, mit feinen Andeutungen 
eine beftimmte Erklärung Frankreichs darüber hervorzulocken, daß man nicht 
nur auf preußifche, fondern überhaupt auf deutſche Kompenfationen ver; 
sichten und fich mit außerdeutſchen Gebietsteilen begnügen wolle, fo hat er 
diefen Zweck nicht erreicht. Wohl aber war das Mißvergnügen Napoleons 
über die neue Annäherung an Öfterreich einigermaßen beſchwichtigt und der 
Boden für eine perfönliche Ausfprache vorbereitet. 

Bismard hat damals dem König auch die am 16. Auguſt an Golg erteilten 
Weifungen nochmals vorgelegt und ihm an der Hand derfelben nachgewiefen, 
daß der Botfchafter feinen Befehlen nicht nachgefommen fei und dadurch in 
Frankreich eine falfche Vorftellung von Preußens Abfichten erwedt habe. Er 
fagte dem Gefchäftsträger nachher, der König habe jegt die Überzeugung ges 
wonnen, daß feine Gedanken dem Parifer Kabinett nicht richtig übermittelt 
worden feien und hege die Hoffnung, daß die Eaiferliche Regierung, wenn fie 
darüber beffer unterrichtet fei, geneigt fein würde, ihn loyal und herzlich zu 
unterftügen.! 

Wir lernen hier die Argumente kennen, mit denen Bismard dem König 
gegenüber feine beabfichtigte Reife motiviert hat: die bedenkliche Haltung 
Frankreichs beruhe nur auf einem Irrtum, in den der Kaifer und fein Kabinett 
durch die unforrefte Haltung des Grafen Golg entſchuldbarerweiſe geraten 
fein. Diefen Irrtum zu befeitigen, fei daher erforderlich, und, da auf Goltz 
fein Verlaß fei, müffe er dies felbft beforgen. 

Bekanntlich Hat Bismard auch während feines Aufenthaltes in Frankreich 
feine beflimmteren Äußerungen über des Kaifers Abfichten erlangen können; 
auch hatte er felbft vom König Befehl, keine Verpflichtungen einzugehen. Zwar 
behauptet er in feinem Bericht an den König, daß Drouyn de Lhuys die von 
Frankreich erhofften Vorteile in demfelben Sinne näher angedeutet habe, wie 
dies früher von Lefebore gefchehen fei, und daß er jede Begehrlichkeit nach 
deutfchen oder preußifchen Landesteilen auf das beftimmtefte in Abrede ges 
ftellt habe.“ Da aber feine Angaben über jene frühere Unterredung nicht der 





fagt, er wiffe nicht, worauf fich diefe Andeutungen begögen. Nach Ankunft der Depefchen, die 
übrigens von neuen wohlwollenden Außerungen Napoleons zu berichten mußten, fagte ihm 
Bismard, Goltz habe dem Kaifer die Verfendung eines neuen, das frühere abſchwächenden 
Nundfhreibens vorgefhlagen, und diefen Vorfhlag habe Napoleon angenommen (Ber. v. 
30. Sept. Nr. 1598), Es war offenbar das oben erwähnte Rundſchreiben Nr. 1594. 

ı Der, Lefebures vom 29. Sept. Mr. 1595. 

Drouyn felbft erflärte, als die Gerüchte von getroffenen Abmahnungen nicht verfiummen 
wollten (an Gramont 19. Febr. 1866 Nr. 1767), er habe mit Bismard nur in ganz allges 
meinen Redewendungen gefprochen : „Ich habe von ihm keine Vorfchläge erhalten und Habe ihm 
feine gemacht, Ich babe mich auf dem von Ihm felbft betretenen Terrain gehalten und mich 
darauf befhräntt, Betrachtungen darüber mit ihm auszutauſchen, wie man die allges 
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Wahrheit entfprechen, fo wird man auch hier geneigt fein, an der völlig Forref; 
ten Wiedergabe der Äußerungen des franzöfiihen Minifters zu zweifeln, 
zumal da eine derartige Erflärung allem widerfpricht, was wir fonft über 
Drouyns wirkliche Abfichten wiffen. Napoleon felbft verlangte vor allen Din; 
sen Auskunft darüber, ob Preußen in Gaftein feine Garantie wegen Venetien 
geleiftet habe. Hierüber konnte ihn Bismard vollftändig beruhigen. Ferner 
verficherte der Kaifer, daß er Feine ehrgeisigen Pläne habe und den europäifchen 
Frieden nicht flören wolle; aber auch er vermiedjede beffimmtere Erklärung. In 
feinem legten Gefpräche mit Bismard fagte er, der König möge ihm ver; 
traulich fchreiben, fobald ihm die Umſtände ein engeres Einvernehmen zn 
erfordern ſchienen; e8 werde dann leicht fein, zu einem Einverſtändnis zu 
gelangen.! 

Bismard fagt in feinen Berichten natürlich nicht, was er dem Kaifer und 
feinem Minifter etwa vorgefchlagen oder nahegelegt hat; er betont nur als 
feinen allgemeinen Eindrud, daß die Stimmung des franzöfifchen Hofes 
eine für Preußen äußerft günftige fei. Immerhin liegt die Vermutung nahe, 
daß er fie in ähnlicher Weife, wie früher Lefebore, wenigſtens zu einer An; 
deutung zu verloden geſucht hat, daß fie unter Umftänden mit außerdeutfchen 
Kompenfationen zufrieden fein würden. Er hat aber feine dahingehende 
Außerung erlangt.? 





meinen Umftände herbeiführen könne, auf die fich unfere Unterhaltungen bezogen. Als ich 
dem Kaifer darüber berichtete, hat S. M. meine Sprache gebilligt und hinzugefügt, daß 
fie Heren v. Bismard gegenüber eine womöglich noch größere Zurüdhaltung beobachet 
hätte.” 

1 Spybel 4, 222. Vgl. die treffende Analyfe von Bismards Bericht bei Fefter, Biarrig 
(Di. Rundſchau 113, 223f.); er hebt namentlich mit Recht den Gegenſatz zwifchen der zuver⸗ 
fihtlihen Wendung am Schluß, daß Napoleons Stimmung fehr günftig fei, und dem mas 
geren tatfächlihen Inhalt des Berichts hervor, und betont, daß das ganze Aftenftüd „inusum 
regis‘‘ gefchrieben fei. Aber er glaubt doch, daß Bismard in Biarrig eigene Informationen 
habe gewinnen wollen. Man muß meines Erachtens noch einen Schritt weiter gehen und 
fagen, daß Bismard nur nach Biarrig gereift ift, um dem König einen derartigen Bericht 
geben zu können. Von einem Bittgang nach Biarrig (S. 236) kann man alfo nicht fprechen. 

2Frahm ſucht in der Hift. Vtjſchr. 15, 340f. nachzumeifen, daß Bismard in Biarrig in der 
Tat verfucht habe, einen ſowohl die Intereffen Frankreichs wie die Preußens wahrenden Vers 
frag zuftandezubringen; erft im Frühjahr 1866, nach dem Mißlingen des Verfucheg, fei er auf 
Napoleons Überliftung ausgegangen. Aus welchen Gründen ich diefe Meinung nicht teilen 
kann, zeigt der ganze Zufammenhang meiner Unterfuhung. Wenn Frahm glaubt, es fei 
nichts damit erreicht gewefen, daß Napoleon vor dem Ausbruch des Krieges feine läftigen Bes 
dingungen ftellte, fo überfieht er, daß in Bismards Lage hierauf fehr viel ankam: Hätte der 
Kaifer früher beftimmte Forderungen geftellt, fo würde König Wilhelm ſtutzig geworden fein 
und der Minifter hätte feine Politik nicht ducchführen können, Wenn er ferner meint, es fei 
Bismards ernfte Abficht gewefen, Napoleon durch Luremburg und Stüde von Belgien zu 
entihädigen, fo kann ich auch daran nicht glauben. Bismard wußte fehr gut, daß Frankreichs 
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überall machte Bismards Keife nach Frankreich großes Aufſehen. In 
Deutihland nahm man vielfach an, er habe Napoleon das linke Rheinufer als 
Preis feiner Hilfe angeboten. Preußifhe Diplomaten verbreiteten fogar eine 
Erzählung, wonach Bismard an der Faiferlichen Tafel in Biarrig, als ein 
Steinbutt mit Genuefer Sauce ferviert worden fei, gefagt haben follte: „Für 
eine folhe Sauce würde ich zwanzig Rheinufer geben“! Vielleicht hat er fich 
wirklich den Spaß gemacht, die umlaufenden Gerüchte auf diefe Art zu verz 
fpotten.? 

Bismards Berichte machten auf den König einen guten Eindrud, und 
infofern fonnte er glauben, den Hauptzweck feiner Reife erreicht zu haben. 
Aber alsbald liefen wieder Meldungen von Golg ein, die den König unficher 
machten? Der Botfchafter wußte von fehr bedenklichen Außerungen Drouyn 
de Lhuys zu berichten. Diefer follte gefagt haben: „Bismard habe ihm alles 
angeboten“ und follte zu verftehen gegeben haben, daß Frankreich die preußi⸗ 
{hen Zumutungen abgelehnt habe. Goltz überfandte fortwährend Zeitungs; 
artikel, denen er einen offisiöfen Urfprung sufchrieb und in denen von der Ab; 
weifung preußifcher VBerfuchungen, daß Frankreich fich auf Koften der Nachbar; 
länder vergrößern möge, und von der Notwendigkeit eines guten Einverz 
nehmens mit Öfterreich die Nede war. Bismard fagte dem franzöfifchen Ge; 
fchäftsträger, er habe diefe Berichte dem König vorlefen müffen; er felbft 
glaube nichts davon; er würde feines Amtes nicht würdig fein, wenn er auf 
Grund von Zeitungsnachrichten den wohlwollenden Äußerungen mißtrauen 
wollte, die er vor kurzer Zeit aus dem Munde des Kaifers felbft und feines 
Minifters vernommen habe. Aber der König habe Hoch nicht recht glauben 





Übergreifen nach Belgien einen Bruch mit England bedeute, und er wird Napoleon faum 
zugetraut haben, daß diefer fih im Vertrauen auf Preußens Freundfchaft auf ein fo ges 
fährlihes Unternehmen einlaffen würde. Er wollte nur eine diefe Kombination ald mög; 
lich zulaffende unverbindliche Außerung der Franzofen, um damit feines Herrn Bedenken 
befhwichtigen zu können, daß Napoleon feinen anderen Preis wie beutfches Land ans 
nehmen werde, Aus Brahms danfenswerter Zufammenftellung aller Zeugniffe über die 
Unterredungen von Biarrig erhellt, daß Bismard, allerdings fehr vorfihtig, den Kaiſer 
damals ebenfo, wie früher Benedetti und Lefebore, zu folchen Außerungen hat verloden wollen, 
ohne daf es ihm gelungen ift; über Bismards Motive dazu, auf die es ung hier anfommt, 
fönnen uns diefe Quellen natürlich nichts verraten. — Endlich war es ficherlich nicht der 
„Miberfolg von Biarrig” (S. 356), der Bismard bewog, den Bruch mit Öfterreich noch ein 
halbes Jahr hinauszuſchieben, fondern das Widerftreben König Wilhelms; Bismard felbft 
war im Sommer 1865 troß der gleichen Unficherheit der Gefamtlage zum Kriege entfchloffen 
geweſen. 

Ber. von Forth⸗-Rouen 2. Nov, 1865 Nr. 1652. 

® Bol, d, Bericht Lefebores v. a5. Dt. Mr. 1639. 

’ Mitteilungen aus den Berichten v. Goltz v. 23, Dft., 8., 11. u. 16. Nov, nach Bismarcks 
Angaben im Ber, Lefebures v. 26. Nov, 1865 Me, 1681. 
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wollen, daß fein Botfchafter fich derartig geirrt Habe; er Habe den Verdacht ge; 
habt, daß Bismard doch wenigſtens unvorfichtig geweſen fei; er habe fich 
noch einmal auf das Genauefte über die in Frankreich geführten Geſpräche 
Bericht erftatten laſſen. Lefebvre fuchte felbft die von Goltz vorgebrachten 
Argumente als unbegründet darzutun und riet feinem Vorgefegten dringend, 
Bismard, foweit e8 irgend angehe, gegen die Infinuationen von Golg zu vers 
teidigen, Denn wenn er geſtürzt werdet, fo fei vorauszufehen, daß fein Nach- 
folger zur Gegenpartei gehören und wieder ein enges Bündnis mit Öfterreich 
anftreben werde. 

Der Zweck aller diefer Bemühungen Bismards ift deutlich genug: der König 
folfte über Napoleons Abfichten beruhigt werden, obwohl der Minifter deren 
Gefährlichkeit damals ganz gewiß nicht mehr verfannt haben kann. Auf der 
anderen Seite follte dem Kaifer die Hoffnung auf eine Gebietsermweiterung 
gelaffen und fogar die Vorftellung in ihm genährt werden, daß unter Um; 
ftänden auch die Forderung deutſcher Gebietsteile Ausficht auf Annahme 
habe, wenn nur der richtige Uugenblid dafür abgewartet werde, Es ge; 
nügte ihm vorläufig, wenn auf beiden Seiten die Stimmung vorherr⸗ 
fchend blieb, man werde fich im Notfalle doch verftändigen können. Weiter 
wollte und fonnte er, wie wir wiſſen, nicht gehen, bevor der Bruch mit 
Hfterreich vollgogen war, da jeder Verfuch einer fchriftlichen Feftlegung der 
beiderfeitigen Abfichten die Unvereinbarfeit der Ziele Napoleons und König 
Wilhelms deutlich hätte hervortreten laffen müffen. 





1 Damals foll nach Angaben, die auf Savigny zurüdzugehen fcheinen, Bismards Stellung 
beim Könige eine Zeitlang ernftlich erfchüttert gewefen fein, man fol an die Ernennung Otto 
von Manteuffels, des Grafen von Arnim⸗Boytzenburg oder des Grafen Goltz zu feinem Nas 
folger gedacht haben (Ber, d. Grafen Reculot v. 24. Nov, u. 11. Dezbr. 1865 Nr. 1679 u. 
1694). Das alles waren wohl mehr fromme Wünfche feiner Gegner als ernftlihe Pläne des 
Königs. In demfelben Bericht wird erwähnt, Bismard habe fürzlih an Varnbüler gefehries 
ben: „Ich habe in Preußen große Politik treiben wollen; aber mit einem König, der mit aller 
Welt gut ftehen will, überfteigt ein ſolcher Verfuch die Kraft eines Menſchen.“ 


4. Kapitel. 


Am Morabend des Krieges. 


Solange die Beziehungen zwifchen Preußen und Öfterreich erträglich blie; 
ben, trat für Bismard die Notwendigkeit zu weiteren Verhandlungen mit 
Frankreich zurüd hinter dem Beftreben, die einem Kriege entgegenarbeitenden 
Elemente in der Umgebung feines Herrn umzuſtimmen oder zurüdzudränz, 
gen. Zu ihnen hatte vor Gaftein namentlich der Flügeladjutant Edwin von 
Manteuffel gehört, der in befonderem Maße die perfönliche Zuneigung des 
Königs befaß.? Er gehörte zu jenen Konfervativen, die zwar eine Vergrößerung 


ı Bismard fprach fih Benedetti gegenüber, im Mai 1865 „mit noch mehr Ernft als Bitter; 
keit“ über die beftändigen Gegenwirkungen von feiten der Königin und des Kronprinzen aus 
(Privatbrief v. 27. Mai Nr. 1417). Nah dem Bericht des franzöfifhen Agenten in Kiel 
(15, Juli Nr, 1452) fol der Kronprinz noch damals, als Bismard den Krieg bereits als nahe 
bevorftehend anfah, dem Prinzen von Auguftenburg noch ermutigend gefagt haben, feine 
Sache ftehe gut, Bismard begreife endlich, daß er auf feine großen Pläne verzichten müſſe. 
Höchſt merkwürdig ift die Meldung des Grafen Forth-⸗Rouen vom 19. Juli (Nr. 1454), daß 
Bismard vor diefer Unterredung den Auguftenburger habe auffordern laffen, noch jetzt die 
preußifhen Februarbedingungen rüdhaltlos anzunehmen ; dann folle er fofort als Herzog einz 
gefett werden. Wenn daran etwas Wahres fein follte, fo könnte Bismard wohlnurden Zweck 
verfolgt haben, dem König nochmals zu zeigen, daß mit dem Prinzen nichts zu machen fei. 
Der Kronprinz foll e8 abgelehnt haben, diefen Vorſchlag zu machen, Eine derartige Auf: 
forderung an ihn würde feine hoffnungsvolle Stimmung begreiflicher erfcheinen laſſen. — 
Nach der Meinung Lefebures (Ber. v. 26. Nov. 1865 Nr. 1681) erhielt der Kronprinz direkte 
Anformationen von Golg aus Paris und benuste diefe beim König gegen ihn. 

* Manteuffeld Gegenwirkfung wird zuerft ausdrüdlich erwähnt in d. Bericht Lefebures 
be Behaine v. 12. Juni 1865 (Mr. 1429); er meint, deffen Gefinnung fei auch in Wien befannt 
und nähre dort die Hoffnung, daß der König e8 nicht zum äußerſten kommen laffen werde, 
Zu Gramont fagte Manteuffel bald darauf, es fei jegt die Zeit gelommen für einen gemein, 
famen Feldzug der Könige gegen die Völter, Die Sonveräne müßten fih untereinander 
verftändigen, um gleichzeitig mit einem kräftigen Fußtritt ihr lächerlichen Verfaffungen ums 
zuftoßen und ihre unverfhämten Kammern zum Teufel zu jagen” (Ber. Gramonts v. 5. Juli 
Mr. 1444). Manteuffel dachte, wenn er in diefem Zufammenhang von der Notwendigfeit 
eines Krieges ſprach, offenbar an einen Kampf gegen die Demokratie im Bunde mit Oſter⸗ 
reich und hatte nur die Befürchtung, daß die Wiener Negierung dazu nicht die Hand bieten 
werde; in dieſem Falle würde er auch fie zu den Feinden gezählt haben. — Lefebore bezeichnet 
Manteuffel als den Führer einer Partei, die zwar von Bismards kühner Politit Vorteil 
sieben möchte, aber, fobald fie zur Macht gelange, in das alte Syſtem des ruſſiſch⸗öſter⸗ 
reihifhen Bündniffes zurüdienten würde (Ber. v. 16. Sept. 1865 Mr. 1574), — Von 
Intereffe find Bismards Auferungen über Manteuffel zu Lefebore im September 1865; 
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der preußifchen Macht dringend wäünfchten, zugleich aber die traditionelle 
Freundſchaft zu Öfterreich erhalten zu fehen wünfchten und in Frankreich die 
Verförperung der Revolution und den natürlichen Feind Deutſchlands 
erblidten. In der Schleswig-Holfteinifhen Frage ift er offenbar lange dafür 
eingefreten, daß man fich mit Öfterreich verftändigen müffe und hat wohl 
wefentlich dazu mitgewirkt, daß im Sommer 1865 noch einmal der Verfuch 
dazu gemacht wurde. Höchſt intereffant aber ift es, Bismards Taktik ihm 
gegenüber zu beobachten. Manteuffel wurde als preußifcher Gouverneur nach 
Schleswig gefchiet; offenbar ging Bismard dabei von der Erwartung aug, 
daß der General, deffen lebhaftes Temperament und deffen Fräftiges Selbſt⸗ 
gefühl er fannte, gerade an diefer Stelle felbft mit den Öfterreichern in Konz 
flift geraten und dann ber erfte fein werde, der dafür eintrete, daß man fie 
aus den Herzogtümern hinausmwerfen müſſe.! Er hat fich in diefer Erwar⸗ 
tung auch nicht getäufcht?; befanntlich ift Mantenffel im Sommer 1866 gerade 
derjenige gemwefen, der dem Könige „Olmütz“ in die Ohren rief? und dadurch 
feinen legten Widerftand gegen den Krieg überwinden half. 

Aber Bismard wandte noch ein weiteres Mittel an, um diefe Fonfervative 
und HÖfterreich freundliche Gruppe in der Umgebung des Königs matt zu 
fegen. Nach dem Gafteiner Vertrage gab er die Anregung, daß Öfterreich 
und Preußen gemeinfam als Hüter des fonfervativen Prinzips in Deutfchland 





diefer fei nur in der inneren Politik fonfervatio; fein Patriotismus fei hier die einzige Trieb; 
feder für ihn; „um Preußen die Eroberung einer neuen Provinz zu erleichtern, würde er vor 
nichts zurüdfchreden, ja er würde bereit fein, zu dieſem Zweck politifche Verbrechen zu begehen“ 
(Ber. Lefebores u. 29. Sept. Nr. 1595). — Manteuffel fagte noch im Herbft 1865 von Bismard, 
er werde mit dieſem völlig brechen müſſen, weil feine Politik nicht energifch genug fei und den 
wahren Intereffen Preußens nicht entfpreche, Lefebore, der dies berichtet (26. Dt. Nr. 1643), 
wundert ſich befonders darüber, wie man Bismard Mangel an Energie vorwerfen könne; 
dies fei nur erflärlich, wenn man bedenke, daß nach Manteuffels Jdeen ein gewaltiger Unter; 
ſchied beftehe „swifchen der idealen Feſtigkeit, die nur ein preußifcher Soldat haben könne, und 
derjenigen, deren ein Zivilbeamter, ftehe er auch noch fo hoch, fähig fer”. 

ı Benedetti wußte ſchon am 6. Dez. 1865 zu melden (Mr. 1689), daß Bismard von einer 
Reiſe nah Hamburg befriedigt zurückgekehrt fei, weil er mit vollfter Genugtuung habe kon⸗ 
ftatieren können, wie fehr das Treiben der äfterreichifhen Beamten in den Herzogtümern 
den General v. Manteuffel verlege, Vol. Benedettis Privatbrief an Gramont v. 8. De. 
(Ma Mission 38 u. Nr. 1690). 

2 Schon im Konfeil vom 28. Februar trat Manteuffel dafür ein, daß Öfterreich unter 
Anwendung aller Mittel zur Überlaffung der Hergogtümer an Preußen gezwungen werden 
müſſe (Ber. Benedettig v. 1. März Nr. 1826). 

3 Nbrigens hatte [hon Manteuffels Vorgänger als preußifcher Kommiffar in den Herzogs 
tümern 1865 berichtet, fein öfterreichifcher Kollege Habe eg für leicht erflärt, Preußen ein neues 
Dlmüsß zu bereiten, und König Wilhelm war ſchon damals entrüftet aufgefahren: er fei binnen 
drei Tagen zum Kampfe bereit, wenn Öfterreich ihn wolle (Ber. v. Baron Forth⸗Rouen 
9. Mai 1865 Nr. 1391). 
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gegen die demokratiſche Prefie und Agitation energifche Maßregeln ergreifen 
follten. Einerfeits war es ihm natürlich darum zu tun, Öfterreich durch die 
Teilnahme an diefen Mafregeln mit den Liberalen und den von ihnen be; 
berrfchten Mittelftsaten zu verfeinden; aber dies fcheint keineswegs der 
einzige Zwed, den er verfolgte, gewefen zu fein. Als Öfterreich mit Preußen 
gemeinfam eine fehr fiharfe Verwarnung an den Rat der freien Stadt 
Frankfurt wegen Begünftigung der demagogifchen Umtriebe gerichtet hatte, 
und der Rat die Einmifhung in feine inneren Angelegenheiten als unzuläffig 
zurückwies, ſchlug Bismard dem Wiener Kabinett vor, man folle einfach zur 
Selbfthilfe greifen und durch die dort befindlichen äfterreichifchen und preußi; 
fchen Truppen die Druderei der Frankfurter Zeitung fchließen laffen. Hfter; 
reich weigerte fich, diefen Schritt zu tun, und infolgedeffen blieb die ganze Maß⸗ 
regel der Großmächte völlig wirkungslos. Bismard unterließ nicht, den 
fonfervativen Freunden Öfterreichs nun fofort zu fagen: da ſeht ihr, wie uns 
zuverläffig Öfterreich ift, gerade wenn es fih um die Verteidigung der legi⸗ 
timen Drdnung handelt; folange e8 fih nur um Worte handelt, ift es zu allem 
bereit; aber die Tat will e8 ihnen nicht folgen laffen, um die liberalen und 
mittelftaatlihen Sympathien nicht zu verlieren.! 

Bismards Arbeit in diefer Richtung ift in der Tat nicht ohne Erfolg ge; 
blieben. Als fih die Reibungen in den Hergogtümern wieder verfchärften, 
feste auch beim König eine entfchieden friegerifche Stimmung ein. Bereits im 
Februar 1866 befand man fich wieder in einer ähnlichen Situation wie vor 
dem Vertrag von Gaftein.? Goltz wurde Ende Februar nach Berlin berufen, 
um an dem großen Minifterrat, der über Krieg und Frieden entfcheiden follte, 
teilgunehmen. Vor feiner Abreife fprach er Napoleon, und diefer verficherte 
nochmals feine wohlwollende Neutralität für den Kriegsfall; wie ſchon im 
vorigen Herbft feste er hinzu, fall8 der Kampf größere Dimenfionen annehme, 
hoffe er fich mit Preußen leicht verftändigen zu können. Zuletzt fagte er, Goltz 
möge niemals Zeitungsnachrichten, ja felbft Informationen aus dem Minis 
fterium glauben, wenn diefe eine Annäherung Frankreichs an Öfterreich bes 
haupteten. „ch allein weiß, welches die auswärtige Politit Frankreichs 
fein wird.“ 

Der Minifterrat vom 28. Februar befchloß noch nicht den Krieg, da der 
König alle friedlichen Mittel erfhöpfen wollte, bevor er zu den Waffen greife; 

! Zu Benebdetti fagte er: „Da das Wiener Kabinet fich mit ung nicht hat vereinigen wollen, 
um das Prinzip der Autorität gu fihern, fo werden wir verfuchen, ung auf das Nationalgefühl 
ju ftügen” (Ber. v. 4. Jan. 1866 Nr. 1716, vgl. 14. Jan. Ne, 1724). 

Benedetti meldete freilich noch am 14. Bebruar 1866, daß die Widerftändeim Palais ftärker 
ju werben ſchienen und Bismard wahrſcheinlich noch einmal einen Schritt zurüdweichen 
oder gar dbemiffionieren müſſe (Mr. 1762). 

Sypbel 4, ayrf. 
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aber er befchloß diplomatifche Vorkehrungen für den Fall eines Bruches.! 
König Wilhelm überfandte jeßt, wie e8 Napoleon früher angeregt hatte, 
duch Golß einen eigenhändigen Brief an den Kaifer, in welchem er direkt die 
Stage ftellte, ob diefer jeßt zum Abſchluß eines franzöſiſch-preußiſchen Bünd⸗ 
niſſes geneigt fei. Zu Benedetti fagte er: „Graf Goltz kehrt in einer für ung 
fehr ernften Lage nach Paris zurüd, und wir nähern ung dem Augenblide, wo 
wir wiffen müffen, wer unfere wahren Freunde find.”? Napoleon antwortete 
fehr höflich, verfprach nochmals feine wohlwollende Neutralität, erklärte aber, 
der Augenblid zu weitergehenden Abmachungen feheine ihm noch nicht ges 
fommen. Sollte dag europäifche Gleichgewicht geftört werden und fich daraus 
die Notwendigkeit ergeben, Frankreichs Intereſſen ficherzuftellen, fo fei er 
bereit, fich über die wefentlihen Grundlagen einer neuen Ordnung mit dem 
Könige zu verftändigen.? Benedetti berichtet, daß König Wilhelm, als er 
diefen Brief aus feiner Hand entgegennahm, fehr erregt gewefen fei. Nach der 
Lektüre habe er gefagt, er begreife die Haltung des Kaifers vollfommen, und 
man werde abwarten müffen, ob die Entwicklung der Ereigniffe zu genaueren 
Abmachungen Anlaß bieten werde, Der Botfchafter glaubte jedoch eine leife 
Enttäufhung bei dem Monarchen wahrzunehmen.* 

In den mündlichen Erörterungen, die fih an den oben erwähnten 
Briefwechſel anfnüpftens, entwidelte Golg dem Kaifer Preußens Pro; 
gramm. Wenn es zum Kriege fomme, fo werde man nicht nur die Erz 
werbung Schleswig-Holfteins, fondern die Gründung eines norddentfchen 
Bundes unter preußifcher Führung und vielleicht die Annerion einiger feind; 
licher Gebiete zu erreichen beftrebt fein. Vorausfegung für die Befchränfung 
auf Norddeutfchland fei Bayerns Mitwirkung. Er fragte dann, was ge; 





1 Spbel 4, 281 f. vgl. d. Bericht Benedettis v. 1. März Nr. 1826. 

2 Bericht Benedettis v. 3. März Nr. 1834. 

® Golg ffisziert den Inhalt des Schreibens, das ihm vorgelefen war, fo: „Der Kaifer 
dankt für das Vertrauen S. M. des Königs und verfpricht wiederholt Neutralität und fort 
dauernde Freundfchaft für den auch von ihm vorhergefehenen Fall eines Konfliktes zwifchen 
den deutfhen Mächten. Wenn infolge außerordentlicher Umftände das europäiſche Gleichz 
gewicht geftört werde, und fih Daraus die Notwendigkeit ergeben follte, die Intereffen Frank; 
reichs fiherzuftellen, fo ift er bereit, fich über die wefentlihen Grundlagen einer neuen Ordnung 
mit S. M. zu verftändigen. Jetzt hält er aber den Augenblid noch nicht für gefommen. Ton 
fehr freundfchaftlih und ſympathiſch.“ Er fügte als feine eigene Anficht, ganz entſprechend 
feiner bisherigen Haltung, noch hinzu: „Ich halte diefe Antwort für günftiger als die Bes 
zeichnung von Kompenfationsobiekten, welche wir nicht hätten verfprechen können.“ (Tele 
gramm vom 7. März.) 

* Brief Benedettis v. 11. März 1866 Nr. 1873. Napoleons ausweichende Antwort hat 
offenbar zufammen mit den aus London und Florenz eingehenden, wenig ermutigenden Bes 
richten die Neigung des Königs zu einer gewaltfamen Löfung ſtark herabgeftimmt. 

5 Sybel 4, 285 f. 
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ſchehen müffe, um das franzöfifche Nationalgefühl mit einer derartigen Ver; 
größerung der preußifhen Macht auszuföhnen? Der Kaifer fagte darauf, 
daß im Falle einer wefentlihen Machtverfohiebung in Europa allerdings 
auf eine territoriale Vergrößerung Franfreihs Bedacht zu nehmen fein 
würde. Er betonte dabei, daß er perfönlich frei fei von Heinlichen Gleich; 
gewichtsrüdfichten, daß er aber der öffentlichen Meinung feines Landes Rech; 
nung fragen müffe, die ohne einen greifbaren Gewinn für Frankreich eine 
ftarfe Machtvergrößerung Preußens nicht billigen werde. Er bezeichnete die 
Frage, wo ſolche Kompenfationen zu finden fein könnten, als außerordentlich 
ſchwierig, hob die Bedenken, die bezüglich Belgiens beftänden, ftarf hervor, 
ging über die Möglichkeit, die franzöſiſche Schweiz zu nehmen, kurz hinweg und 
blieb fchließlich bei einer längeren Erörterung über deutfche Grenzgebiete 
ſtehen. Er meinte, in Rheinbayern und Luremburg feien ftarfe franzöfifche 
Sympathien vorhanden; ferner hielten feine Generale die Grenze, die Frank 
reich im erften Parifer Frieden von 1814 zugeftanden worden fei, für militärifch 
beffer als diejenige, die e8 ı8ı5 wirklich erhalten habe. Er ließ durchbliden, 
daß er die Herftellung der Grenze von 1814 wenigftens in der Pfalz, alfo die 
Abtretung Landaus an Frankreich, für wünfchenswert erachte, fügte aber 
hinzu, da Preußen Bayern zum Bundesgenoffen zu gewinnen beftrebt fei, fo 
werde es natürlich auch feine Schwierigkeit haben, in diefer Beziehung etwas 
zu vereinbaren.! 

In diefer Unterredung ift der Kaifer weiter mit der Sprache heransgegangen 
wie bei irgendeiner früheren Gelegenheit. Es kann wohl nicht zweifelhaft fein, 
daß er hier die Grenze von 1814 als den Mindeftpreis einer erheblichen 
Machterweiterung Preußens bezeichnen wollte. Zugleich behielt er aber die 
Möglichkeit, bei einer fehr ftarfen Verſchiebung des Gleichgewichts noch mehr 
zu verlangen.? 

Auf ausdrüdlichen Befehl des Königs mußte Bismard jede Zufage in 
diefer Richtung ablehnen. Er telegraphierte fofort nach Paris, wenn ber 
Kaifer an franzöfifhe Sympathien in Rheinbayern glaube, fei er offenbar 
falſch unterrichtet; in Luremburg möchten folhe Stimmungen unter den 
Reichen eher verbreitet fein. „Wenn wir aber damit beginnen, Bundes; 
gebiet mit deutfchen Bewohnern abzutreten, fo fehneiden wir damit die 
nationale Entwidlung des Planes ab. Das war früher nie die Abficht des 
Kaifers und fähe wie ein Symptom des Wunfches aus, daß nichts werde. 
Verlangt er jetzt auch dann Kompenfationen, wenn unfer Gewinn auf die 





* Aber diefe Verhandlungen mit Golg wurde Benedetti völlig im Dunkeln gelaffen, obwohl 
er ben Brief Napoleons an König Wilhelm zu übergeben hatte, Er befchwerte ſich Darüber bei 
Drouyn (11. Mär, Nr. 1874). 

» Bol. Briedjung ı, 190f. 
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Herzogtümer beſchränkt bleibt?” Nach dem Empfang eines ausführlicheren 
Briefes fügte er drei Tage fpäter ausdrüdlich nur zur perfönlichen Informa; 
tion des Botfchafters, nicht zur Mitteilung an Napoleon, noch hinzu: Der 
König habe davon Kenntnis genommen. „Jede Abtretung preußifchen und 
überhaupt deutfchen Gebietes fcheint S. M. unmöglich und würde in der Tat 
die nationale Seite unferer Aktion, auf welche das Hauptgewicht zu legen ift, 
fofgrt lähmen.“ Allerdings fügte er am Schluß hinzu: „Eine prinzipielle 
und fategorifche Erklärung hierüber wollen Sie nach Möglichkeit vermeiden, 
nur auf Befragen, wo es notwendig, den erwähnten Erwägungsgrund 
geltend machen.“ Gleichzeitig äußerte er zu Benedetti: von allen Seiten 
fage man dem König, wenn der Krieg ausbreche, werde Napoleon ein Armee⸗ 
korps an der Grenze aufftellen und als Preis feiner Nichteinmifchung ein Stüd 
theinifchen Landes fordern, Das beunruhige den König; er, Bismard, bes 
trachte dieſe Möglichkeit mit Ruhe und glaube, daß auch der König fich weniger 
erregt zeigen werde, wenn fich nach dem Kriege neue Kombinationen ergeben 
würden, die ihm eine genügende Kompenfation gewährleifteten.? Ahnlich 
äußerte er fich mehrfach dem italienifchen Unterhändler Govone gegenüber. 
Es erfchien ihm alfo auch damals wefentlih, dem Kaifer die Hoffnung 
darauf zu laffen, daß unter veränderten Umftänden veränderte Entfchlüffe 
auch in diefer Beziehung möglich fein würden. 

Vielleicht hat die Beforgnis vor Napoleons Plänen wieder erheblichen An; 
teil daran gehabt, daß der König fich auch im Frühjahr und Sommer 1866 
foheute, den Bruch unwiderruflich zu machen. Aber inzwifchen hatte der Minis 
fter ein neues Mittel gefunden, um Preußen gegen eine unvorhergefehene 
Schwenkung Frankreichs zu fihern. Er hatte direkte Verhandlungen mit 
Stalien angefnüpft; als er das Bündnis mit Viktor Emanuel fchloß, wußte er 
nicht nur, daß Öfterreich fich jet auch durch einen freiwilligen Verzicht auf 
Venetien ſchwerlich noch werde retten können, fondern er fonnte auch darauf 
zählen, daß er durch Italien Napoleon fefthalten werde.’ Ein Sieg Öfterreichg 
fonnte jeßt von dem Kaifer nicht mehr geduldet werden, wenn er nicht den 
Stalienern die forgfam gehegte Hoffnung auf Venetien zerftören wollte. = 

Die legte Phafe der preußifchsfrangöfifchen Beziehungen beginnt mit dem 
Augenblid, wo Bismard fich entichloß, die deutfche Frage zum eigentlichen 
Dbjeft des Kampfes zu machen. Wir haben früher gefehen, daß er feit dem 
Vertrage von Gaftein diefe Wendung ins Auge gefaßt hatte. Aber erft, als 
die Verhältniffe in Schleswig-Holftein fih abermals fo geftalteten, daß ein 
friedliches Zufammenleben der beiden Großmächte ausgefchloffen erfchien, 

1 Telegr. v. 6.4.9. März 1866. 


2 Brief Benedettis v. 11. März 1866 Nr. 1873. 
> Hierauf hat mit Recht Frahm, Biarritz, Hiſt. Vtjſchr. 15, 355f. hingewieſen. 
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feat er diefem Gedanken ernftlich näher. Die fohwierigfte Frage war dabei 
natürlich, ob es ihm gelingen werde, feinen König zur Aufrollung der Reform; 
frage in diefem Augenblid zu beftimmen. Das war umfo zweifelhafter, als 
Bismard die fofortige Berufung eines deutfchen Parlaments, das aus dem 
allgemeinen Wahlrecht hervorgehen follte, in die erfte Linie ftelfte, um fo einen 
Drud auf die Entfhließungen der übrigen Einzelftaaten auszuüben. Würde 
es möglich fein, den König zum Einlenfen in diefelbe Bahn zu beftimmen, die 
Preußen 1848 mit fo unglüdlihem Erfolge betreten hatte? Wir wiffen bis 
heute nicht, durch welche Mittel e8 Bismard gelungen ift, den offenbar fehr 
heftigen Widerftand König Wilhelms gegen diefe Pläne zu überwinden. Ver; 
mutlich hat er ihm gefagt, daß dies das einzige Mittel fei, um den in Deutſch⸗ 
land und auch in Preußen äußerft unpopulären Bruderfrieg gegen Öfterreich der 
öffentlihen Meinung gegenüber zu rechtfertigen, und daß die kleineren Staa; 
ten e8 nicht wagen würden, fich auf die Seite Öfterreichg zu ftellen, wenn 
Preußen als Vorkämpfer der lange erfehnten Bundesreform auftrete und 
dadurch die Sympathien der Bevölkerung und der Hleineren Staaten ge; 
winne.! Nach franzöfifhen Angaben wäre der König nur dadurch bewogen 
worden, feine Zuſtimmung zu dem allgemeinen Wahlrecht zu geben, daß ihm 
Bismard in Ausficht geftellt Habe, durch eine ſtarke Befchräntung der Wähl: 
barfeit ein Gegengewicht gegen den demofratifchen Charakter des geplanten 
Wahlgeſetzes zu fchaffen.? Möglich ift es, daß auch davon die Rede gemwefen 
ift; jedoch find andere Nachrichten darüber bisher nicht befannt geworden. 

Die erften Anzeichen davon, daß Bismard die deutfche Frage in den Vors 
dergrund zu ftellen beabfichtigte, nehmen wir Mitte Januar 1866 wahr. Da; 
mals ließ er ſowohl nach Stalien wie nach Frankreich den Wink geben, daß er 
unter Umftänden die Politik wieder aufnehmen wolle, die er 1863 bei der Bes 
fämpfung des öfterreichifchen Reformplanes verfolgt habe; er könne die Frage 
der Herzogtümer nur dann der Entfcheidung der Bundesgewalten überlaffen, 
wenn ein allgemeines deutfches Parlament vorhanden fei, welches Garantien 
dafür biete, daß das Intereffe des gemeinfamen VBaterlandes und nicht das 
Spiel lokaler Leidenfchaften den Ausfchlag geben werde? Noch im Februar 
ließ er ed Benedetti gegenüber unbeftimmet, ob er für dieſen Gedanken die Zus 
flimmung des Königs werde gewinnen können, und ob nicht eine teilweiſe 

" Daß er auf die Unterflügung der Kammern in den Heineren Staaten rechne, hat er 
Benedetti gefagt, ſ. deſſ. Bericht v. 17. April Mr. 2073. Vielleicht ift gerade die Forderung 
beutfhen Gebietes durch Napoleon von Bismard benugt worden, um feinem Heren die 
Motwendigfeit eines Bundes mit allen nationalgefinnten Elementen in Deutfchland eins 
leuchtend zu machen. 

» Ber, bed Baron Forth-Rouen aus Frankfurt v. 28. April Mr. 2168. 


» &, Dismards Erlaf an Ufedom v. 13. Jan, Spbel 4, 264 u, die übereinflimmenden 
Außerungen zu Benedetti, f. deff, Ber. v. 14. Jan. Mr, 1724. — Branfreich gegenüber hatte 





Auntrag auf Bundesreform. 465 


oder vollftändige Veränderung des Minifteriums notwendig fein werde, um 
ihn durchzuführen. Erft im März konnte er beſtimmt fagen, daß der Ent; 
ſchluß zu diefer Wendung im allgemeinen gefaßt fei, wenn auch der König noch 
nicht alle einzelnen Punkte gebilligt habe? Unmittelbar darauf begann er 
Verhandlungen mit Bayern, um deffen Zufimmung zu gewinnen, bevor er 
mit feinem Plane an die übrigen deutfchen Regierungen herantrete und ihn 
öffentlich befannt gebe.’ Erft nachdem Bayern nach längerem Schwanfen ein 
derartiges Sonderabfommen zurüdgemwiefen hatte, entfhloß er fich, in der 
Ziekulardepefche vom 24. März den bevorftehenden Antrag auf Reform des 
Bundes anzukündigen, ohne jedoch über deffen Inhalt Mitteilungen zu 
machen.* 

Benedetti hatte ihn fehon bei der erften Unterredung über diefe Möglich, 
feit darauf aufmerffam gemacht, daß eine weitgehende Bundesreform, 
namentlich wenn fie Preußen die militärifche Hegemonie über einen großen 
Zeil von Deutfhland gebe, geeignet fei, das europäiſche Gleichgewicht zu 
ſtören und daher auch die Intereffen Frankreichs berühren werde. Er deutete 
damit an, daß die Zufage wohlwollender Neutralität, die für den Fall der Er; 
werbung Schleswig-Holfteing gegeben war, nicht ohne weiteres auf die Durch; 
führung einer folchen Reform Anwendung finden könne. E8 mußte daher für 
Bismard wünfhenswert fein, über die Aufnahme feines Planes von feiten des 
Kaifers etwas Genaueres zu erfahren. Am 2. April entwidelte er dem franz 
zöſiſchen Borfchafter genauer fein Programms. Er betonte, daß Preußen die 
milttärifche Leitung, den Schuß der Grenzen gegenüber dem Ausland und bie 


Bismard, worauf Lenz 270f. mit Recht hinmeift, feinen neuen Aktionsplan ſchon in dem 
Erlaß an Goltz vom 16. Auguſt 1865 angedeutet; aber pofitive Maßregeln zu feiner Ausführung 
nehmen wir vor dem Januar 1866 nicht wahr, 

ı Ber. Benedettis v. 14. Febr. Nr. 1762 u. 28. Febr. Nr. 1815. 

Beſ. Ber. Benedettis v. 11. März Nr. 1873. 

3 Auch hierüber enthält die franzöfifhe Publikation intereffantes Material, f. bef. Benes 
dettis Ber. v. 18. März Nr. 1906; 20. März Nr. 19175 27. März Nr. 1947. Die Haltung 
Bayerns iſt nochimmer nicht ganz geklärt. Das Befte darüber biete K. A.v. Müller, Bayern 
im Jahre 1866 ©. 18ff. Baron v. d. Pfordten mißtraute der Kraft Sſterreichs und neigte 
wohl im Grunde perfänlich der Teilung des übrigen Deutſchlands zwiſchen Preußen und 
Bayern zu. Aber einer fonfequenten Politik in diefer Richtung ftand nicht nur die Abneigung 
des Königs und der Kammermehrheit entgegen, fondern auch wohl Pfordtens doktrinäres 
Feſthalten an der Unverleglichkeit des Bundesrechts; ſ. oben S. 442, Anm.4. Aber er heute 
fih auch wieder nicht, für gemiffe Fälle mit Bayerns Austritt aus dem Bunde zu drohen. 
(Vogt, ©. 53, 58, 81 und an verfhiedenen Stellen der franzöfifchen Publikation.) 

* Schon kurz vor dem 20. März ließ er durch Bernſtorff der englifchen Regierung mitteilen, 
daß die Bundesreformfrage den Ausgangspunkt für den Konflikt bilden werde (Ber. Bene; 
dettis v. 20. März Nr. 1917). Gleichzeitig begannen die preußifchen offiziöfen Blätter die 
Reform zu diskutieren (a. a. D.). 

> Ber. Benedetti v. 3. April Nr. 1994. 

Brandenburg, Interfuchungen, 30 
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diplomatifche Vertretung Deutfchlands nach außen hin fordern werde, und 
fein Ziel mit Hilfe eines allgemeinen deutfhen Parlaments zu erreichen hoffe. 
Benedetti erwiderte darauf von neuem, daß dies eine Verfohiebung des 
europäifchen Gleichgewichtes bedeuten würde. Er wollte nicht durch Still; 
fchweigen die Meinung erweden, als habe Frankreich gegen die Ausführung 
diefes Planes nichts einzuwenden. Als aber Bismard fragte, welche Gegen; 
forderungen Frankreich denn ftelle, mußte ihm der Botfchafter erwidern, daß 
er nicht in der Lage fei, hierüber Angaben zu machen. Bismard konnte durch 
diefe Zurüdhaltung nicht überrafcht fein; er wußte ja längft, daß er für ver⸗ 
traulihe Verhandlungen einen anderen Weg gehen müfle; er hat denn auch 
dem Botfchafter bereits in diefer Unterredung gefagt, daß er Golß beauftragen 
werde, in Paris die entfprechenden Mitteilungen zu machen. Am7. Aprilfonnte 
Golg dem franzöfifhen Minifter bereits dag preußifche Neformprogramm entz 
wideln.! Er war ausdrüdlich bevollmächtigt darauf hinzuweiſen, daß Preußen 
den Heerbefehl nur im Norden von Deutfchland für fih in Anfpruch nehme 
und bereit fei, die Führung im Süden an Bayern zu überlaffen. Auch Drouyn 
de Lhuys antwortete auf diefe Mitteilungen ausweichend und betonte, daß 
man erft die genaueren Einzelheiten des Planes kennen müffe, um über 
deffen Bedeutung für Frankreich mit Sicherheit urteilen zu können. Er 
sweifle aber nicht, daß man gegebenenfalls eine Verftändigung erzielen 
werde, die Preußen nüße, ohne Frankreich zu ſchaden. Es unterliegt indeffen 
feinem Zweifel, daß der Minifter für feine Perfon ein entfchiedener Gegner der 
preußifchen Abfichten war. Er benachrichtigte fofort die Heineren deutfchen 
Höfe von der ihnen drohenden Gefahr? und ficherte ſich durch die amtliche 
Feftftellung, daß jeder Verſtoß gegen den Geift der Bundesafte den Garanties 
mächten das Recht zum Einfchreiten gebe’, die Möglichkeit, jederzeit Frank 
reichs Widerfpruch anzumelden. Ja, er gab deutlich zu erfennen, daß er den 
von Beuſt vertretenen Plan eines befondern Parlaments für das dritte 
Deutfhland mit Ausfchluß der Großmächte billige. Wenn er fich nicht noch 
offener gegen den Neformplan ausfprach, fo bewog ihn dazu ohne Zweifel der 
Wunſch, den Schein einer Einmifchung in die inneren deutſchen Angelegen⸗— 
heiten zu vermeiden; auch wird er Bedenken getragen haben, fich gegen das 





Notiz Drouyn de Lhuys Nr. 2012 Anm. 2. Drouyn an Benedetti ı2. April 
Me. 2051. 

» Nundfchreiben Drouyns v. 8. April Nr. 2023. Die Perfidie lag darin, daß Drouyn auch 
bie ihm vertraulich gemachten Mitteilungen über den Inhalt des preußifhen Reformplans 
ben frangöfifhen Vertretern mit der ausdrüdlichen Anweiſung weitergab, bei den Heineren 
beutfhen Megierungen davon Gebrauch zu machen. 

’ Nundfchreiben v. 17. April Me. 2072. 

* Drouyn an Baron Forth⸗Rouen 3. Mai Nr, aaar. 
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Prinzip des allgemeinen Stimmrechts zu wenden, das ja in Frankreich als die 
Grundlage des gefamten öffentlichen Lebens betrachtet wurde." 

Bismard verfuchte in der nächften Zeit noch mehrmals Benedetti zu bes 
fimmten Äußerungen zu veranlaffen; da dies aber nicht zum Ziel führte, fo 
wurde fchlieglich Golß wieder beauftragt, fih direkt an den Kaifer felbft zu 
wenden. 

Die Unterredung, welche Graf Golg am 25. April mit Nopoleon hatte, ift 
alfo wahrfheinlich nicht, wie man nah Sybels Darfiellung annehmen 
müßte, auf die Jnitiative des Kaifers zurüdzuführen, fondern war durch die 
von Berlin aus erteilten Aufträge veranlaßt. Vermutlich war e8 wieder dag 
Drängen des Königs, der Gewißheit über Frankreichs Abfichten haben wollte 
und womöglich den Abfchluß eines feften Vertrages wünfchte, was den Anlaß 
dazu geboten hat. Bekanntlich bezeichnete Napoleon damals ausdrüdlich 
eine Gebietsermweiterung Frankreichs als notwendig, wenn er die preußifchen 
Pläne unterftügen folle, erkannte aber an, daß eine folche ſchwer ausfindig 
zu machen fein werde, wenn der König fein deutfches Gebiet abtreten wolle. 
Der Kaifer regte gleichzeitig feinen alten Lieblingsplan eines großen europä⸗ 
päifchen Kongreffes wieder an. 

Ungemwiß bleibt es, ob Napoleon damals fchon Kenntnis hatte von dem in; 
zwifchen in Wien gefaßten Befchluß, ihm unter beftimmten Vorausfegungen 
Venetien abzufreten. Aber unmittelbar darauf erfolgte das Angebot dazu 
wirklich durch den Fürften Metternich (2. Mai); allerdings follte die Abtretung 
erft flattfinden, wenn Öſterreich Schlefien erobert habe.? Napoleon bean; 





2 ©. d. Ber. von Baron Forth⸗Rouen ıı. April Nr. 2043. Drouyns Rundſchreiben v. 
19. April Ne. 2087. 

2 fiber die Borgefchichte der Abtretung Venetiens enthält die franzöſiſche Publikation bisher 
einige neue Andeutungen. Schon Anfang April ließ Lord Clarendon durch den englifhen 
Botfchafter in Wien dem Grafen Mensdorff den vertraulihen Rat geben, Venetien freiwillig 
an Stalien abzutreten. Mensdorff erklärte, der Kaifer fei in diefem Punkte fo empfindlich, daß 
man ihm gar nicht davon reden dürfe; Elarendon beftand aber in einem zweiten vertraulichen 
Schreiben auf feinem Vorſchlag; auch mit dem italienifchen Gefandten in London wurde über 
diefe Möglichkeit gefprochen (Ber. d. F. de la Tour v. 12. April Nr. 2053). Vielleicht war e8 
doch eine Wirkung der englifchen Ratfchläge, daß Graf Mensdorff bald darauf zu Gramont 
äußerte: Venetien fei das einzige Hindernis für die Anknüpfung engerer Beziehungen zwifchen 
Öfterreih und Frankreich. „Indeffen könnte eine Landentfhädigung in Deutfchland, wenn 
der Krieg fie ermöglichen follte, eine ernfthafte Bafis für Unterhandlungen werden; es ift 
aber noch nicht die Zeit, davon zu ſprechen“ (Ber. Gramonts u. 13. April Nr. 2059). Ähnlich 
äußerte fih Fürft Metternich in Paris (Drouyn an Gramont 20. April Nr. 2095). In Dress 
den wollte man Anfang Mai wiffen, daß Metternich unbeſchränkte Vollmacht zu Unterhand⸗ 
lungen mit Frankreich erhalten habe (Ber. des Barons Forth⸗Rouen v. 3. Mai Nr. 2227), 
während Fürft de la Tour in London hört, daß Mensdorff dem englifhen Botfchafter gegen; 
über höflich aber beſtimmt die Abtretung Venetiens abgelehnt habe (Ber. v. 3. Mai Nr. 2231). 

30* 
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ſtandete diefe Klaufel, teilte auch zunächſt den Stalienern gar nichts mit, fondern 
verfuchte, durch unbeftimmte Andeutungen über öfterreichifche Angebote den 
Grafen Golß zu einem höheren Gebot zu veranlaffen. Als diefer fragte, was 
Napoleon denn für ein Zugeftändnis von Preußen wünfche, erwiderte er: 
die Augen Frankreichs feien auf den Rhein gerichtet. Der Preis war damit 
deutlih genug bezeichnet. Gol& erhielt auch jetzt aus Berlin fofort die 
Anweifung, auf feine Zufagen diefer Art einzugehen. Aber es ift doch beach- 
tenswert, daß Bismard ihn auch diesmal wieder ermahnte, den Kaifer mög⸗ 
lichſt hinzuhalten, aber nicht jede Verhandlung von der Hand zu mweifen.? 

Darauf machte der Kaifer bekanntlich den Verſuch, Stalien zum Bruch 
des Vertrages mit Preußen und zur Annahme des öfterreichifchen Geſchenkes 
zu beftimmen. Er war alfo foheinbar bereit, auf die andere Seite zu 
treten, wenn Venedig den Stalienern zufiel. Ob Öfterreich damals wirk⸗ 
lich auch Abtretung rheinifcher Gebiete an Napoleon in Ausſicht geftellt 
bat, wie Sybel anzunehmen geneigt ift, laffe ich bei der Mangelhaftigfeit 
unferer Duellen über diefe Verhandlung dahingeftellt; die Fortfegung der 
franzöfifhen Publikation wird hierüber vielleicht Auffchluß gewähren. Bei 
diefer Gelegenheit bewährte fich die Bedeutung des italienifchen Bündniffes 
für Preußen; wäre es nicht vorhanden gemwefen, fo würde Öfterreich durch die 
Dpferung feines venetianifhen Befiges vielleicht Preußen völlig haben 
ifolieren können. Da aber Jtalien fich weigerte, feinen Verpflichtungen untreu 
zu werden, wenn es Venetien nicht direkt von Öfterreich erhalte, wollte auch 
Napoleon fich Öfterreich gegenüber nicht binden; auch durfte er die Möglichz 
feit nicht außer acht laffen, daß beim Abfall Italiens Preußen vielleicht vers 
fuchen werde, den Frieden mit Öfterreich durch Zugeftändniffe zu erfaufen, 
und daß dann Frankreich ganz leer ausgehen werde. Dies war wohl der 
Grund, weswegen er Ftaliens Weigerung fo gelaffen hinnahm. 

In den nächften Wochen hielt der Kaifer nach an feinem großen Kongreß; 
plane feft und erfann allerlei Kombinationen, durch die Frankreichs Inter; 





: Spbel4, 366. Bol. auch Anh. z. d. Ged, u. Erinn, 1, 141 f. Schon vorher hatte Golg, 
wie Benebdetti erfuhr, von neuem mehrfach vor Frankreichs Abfichten gewarnt und von einem 
Kriege abgeraten, der die Stimmung bes eigenen Landes und aller Großmächte gegen fich 
babe (Ber. Benedettis v. 1. April Nr. 1981). Ferner erwähnt er die ungünftige Stimmung 
der Pariſer Banken; Rothſchild habe die Haltung Preußens laut getadelt (Ber. Benedettig v. 
6. April Nr. 2014). Auch Bernflorff habe fih abmahnend ausgefprochen. 

4, Mai ſ. Sybel 4, 367. Des Königs Überrafhung über Napoleons Außerungen, wie 
fie in feinem Brief vom 5. (vielleicht 3.7) Mai an Bismard (Anhang z. d. Ged. u, Erinn, ı, 
144) bervortritt, beweift aufs deutlichſte, daß er fih von feinem Minifter trog der Vorgänge 
im Mär; über die Gefährlichkeit von Napoleons Abſichten eine Zeitlang hatte hinwegtäuſchen 
laffen. Hierauf hat Feſter (Dt. Rundſchau 113, 230f.) zuerſt hingemwiefen, Uber zum Rüchug 
war es jeht zu fpät, 
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effe möglichermweife ohne direkte Gebietsermweiterungen gefichert werden 
fönne, wie bie Bildung eines Pufferfiaates am Rhein. Als er damit 
aber bei Preußen feinen Anklang fand, lenkte er wieder in die Wege der 
„wohlwollenden Neutralität” zurüd. Die einzelnen Schritte feiner Politik 
werden fich erft genauer verfolgen laſſen, wenn die nächften Bände der franz 
zöfifchen Publikation vorliegen. Dann wird e8 auch erft möglich fein, über 
die Entftehung und Inhalt des Vertrages über die Zeffion Venetieng, der 
am ı2. Juni unterzeichnet wurde, Beflimmtes zu fagen. Die Notizen, die 
bisher darüber befannt geworden find, genügen nicht, feine Tragweite er; 
fennen zu laffen ; hoffentlich wird der nächfte Band der Origines diplomatiques 
feinen vollen Wortlaut bringen. Ich glaube nicht, daß Napoleon jemals auf 
Oſterreichs Seite hat treten wollen. Wenn der Kaiferftaat Preußen befiegte, 
Schleſien zurüderoberte und die Mittelftaaten ftärker als je beherrfchte, fo 
war das für Frankreich feine angenehme Ausficht und konnte auch durch die 
Abtretung Venedigs an Stalien nicht ausgeglichen werden. Seine Abficht 
war bis zum Juni 1866, foweit wir e8 bisher verfolgen können, immer, mit 
Preußen enge Fühlung zu halten, ob e8 num fiege oder gefchlagen werde, und 
fih im einen Falle die wohlwollende Neutralität, im anderen die aktive Hilfe 
bezahlen zu laſſen. Die Anerbietungen ſterreichs benußte er nur, um 
Preußen zu ängftigen und zu Zugeftändniffen geneigter zu machen. Selbft 
nad) dem Vertrage über Venetien ſcheint dies feine Abficht geblieben zu fein; 
er verpflichtet fich offenbar nicht, Italien vom Kriege zurückzuhalten, und ver; 
fprach feine Neutralität nur fo lange, als Öfterreich weder Gebietsermweite; 
rungen noch eine Umgeftaltung der Bundesverfaffung vornehmen werde; 
fobald dies gefchah, hatte er wieder freie Hand und konnte auf Preußens 
Seite freten. 

Als die Rüftungen nach dem Fehlſchlagen aller Vermittlungsverfuche 
immer größere Dimenfionen annahmen, als Preußen den alten Bund wirklich 
zerfprengte und den Plan zu einem neuen Bunde auf den bereits früher ent 
widelten Grundlagen vorlegte, verhielt der Kaifer fich wieder durchaus wohl; 
wollend und ließ in feiner Weife die Abſicht erfennen, bei ihrer Verwirklichung 
Kompenfationen zu fordern. Auch in feinem befannten Briefe vom 11. Juni, 
den er dem gefeßgebenden Körper mitteilen ließ, wurde die Uneigennüßigfeit 
Frankreichs betont, freilich unter der Vorausſetzung, daß das europäifche 
Gleichgewicht nicht verlegt werde. Ja, er hat fogar kurz vor dem Ausbruch des 


ı Sriedjung Bd. 1, 318 glaubt, geftügt auf Nopoleons fpäter unter dem Pfeudonym 
Marquis de Gricourt veröffentlichte Schrift, daß König Wilhelm kurz vor Ausbruch des 
Krieges noch einmal an Napoleon gefchrieben, diefer jedoch wieder ausweichend geantwortet 
habe. Davon ift fonft nichts befannt. Höchftwahrfcheinlich ift es eine bloße Verwechflung 
mit dem Briefwechfel im März. 
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Krieges die beftimmte mündliche Erflärung abgegeben, daß er in dem preußi⸗ 
ſchen Bundesreformplan nichts fehe, was die Intereffen Frankreichs zu beein; 
trächtigen geeignet fei.! Im Zufammenhang mit den früheren Verhandlungen 
konnte dies nichts anderes bedeuten, als daß er bei der Ausführung diefes 
Planes ohne Kompenfation eine wohlwollende Neutralität beobachten werde; 
denn er hatte fih ja weitere Forderungen erft für den Fall vorbehalten, 
wenn durch weitgehende Machtverfohiebungen das Intereffe Frankreichs 
verlegt werde. Freilich verhielt es fich mit allen diefen Zuficherungen nicht 
anders wie mit den Verfprechen der Neutralität und der Frage der Herzogs 
tümer. Es fand zu erwarten, daß der preußifche Bundesrefsrmplan den 
Krieg mit Öfterreich herbeiführen werde und daß daraus ganz neue Verhält; 
niffe hervorgehen würden, auf die alle früher gegebenen Zufagen nicht mehr 
paßten. 





1 ©, unten ©. 523. 


Schluß. 


Wir haben die beiden Gegenſpieler in der verwickelten diplomatiſchen 
Schachpartie bei ihren einzelnen Zügen, ſoweit es die Quellen bisher geſtatten, 
beobachtet. Was läßt ſich für ihre allgemeinen Grundgedanken und Ziele 
aus ihrem Verhalten ſchließen? 

Trotz aller friedlichen und uneigennützigen Außerungen der offiziellen Akten⸗ 
ſtücke wird ſich nicht in Abrede ſtellen laſſen, daß Napoleon den Krieg zwiſchen 
den beiden deutſchen Großmächten lebhaft gewünſcht und alles getan hat, 
feinen Ausbruch herbeizuführen. Dahin zielte feine Politik in der Schleswig⸗ 
Holſteiniſchen Frage; daraus erklärt ſich ſein Zorn über den Vertrag von 
Gaſtein; daher hat er auch ſpäter den Italienern zum Abſchluß des Bündniffes 
mit Preußen geraten. 

Zweifellos wollte er diefen Kampf zu einer Vergrößerung der franzöfifchen 
Macht und zur Sicherung feiner prefären Stellung im eigenen Lande be; 
nutzen. Dabei hatte er gewiß zunächſt eine für Frankreich günftigere Geftaltung 
der deutfchen und italienifchen Verhältniffe im Auge. Ihm felbft follte, wenn 
die Verwirrung am höchften geftiegen ſei, das Amt des Schiedsrichterg zwiſchen 
den fämpfenden Staaten zufallen, und fein Preftige follte dadurch wachfen. 

Aber wollte der Kaifer mit diefer allgemeinen VBerbefferung feiner politis 
ſchen Stellung zufrieden fein? Verlangte er nicht von Anfang als Lohn feiner 
vermittelnden Tätigkeit Landerwerb für Frankreich, und zwar Landerwerb auf 
Deutfchlands Koften? Wir fennen feine Äußerungen, die das Verlangen nach 
einer Grenzverfohiebung am Rhein befunden. Aber war dies wirklich ein un 
veränderliches Stüd feines eigenen Programme, oder wurde er von anderer 
Seite zu diefer Forderung gedrängt? | 

Sybel hat mehrfach darauf hingemwiefen, daß zwifchen dem Kaifer und 
feinem Minifter des Auswärtigen feine Einigkeit beftand.! Auch die neue 
Publikation läßt diefe Differenz hier und da durchfchimmern. Drouyn de 
Lhuys war offenbar ein Zufammengehen mit Preußen, oder auch nur einer 
vorläufigen Ermutigung Preußens viel weniger geneigt, als fein Herr. Schon 
in den Korrefpondenzen des Jahre 1864 tritt e8 ziemlich deutlich hervor, daß 
er viel lieber für die Aufrechterhaltung der dänifchen Geſamtmonarchie gegen 
über den deutfchen Mächten eingefreten wäre und zu dieſem Zwecke gern mit 





I Bol, auch die bei Friedjung 1, 157 zufammengeftellten Zeugniffe, und deſſen Charak⸗ 
teriftit der Politit Drounn de Lhuys ı, 274f. 
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England zuſammengearbeitet hätte.! Als er dann, den Weiſungen des Kaiſers 
folgend, die Lostrennung der Herzogtümer von Dänemark und ihre Ver⸗ 
bindung mit Preußen ins Auge faffen mußte, wollte er doch denjenigen Teil 
von Schleswig, der bei Dänemark verbleiben follte, möglichft geoß bemeſſen 
und namentlich die ganzen gemifchtfprachigen Bezirke den Dänen zumeifen.? 
Auch Bismard hat ihn ſtets als einen Gegner des franzöfifchrpreußifchen Ein; 
vernehmens betrachtet und in den entfcheidenden Augenbliden immer ver; 
fucht, feinen Einfluß auszuſchalten und mit dem Kaifer direkt in Verbindung 
zu treten. Dffenbar ſchätzte Drouyn de Lhuys die Gefahren, die aus einer 
Stärkung der preußifhen Macht für Frankreich hervorgehen konnten, höher 
ein als der Kalfer und hielt ftärfer an den altfranzöfifhen Traditionen feft, 
wonach Franfreihs Macht auf der Zerriffenheit Deutfchlands beruhte.? Er 
wird e8 auch gewefen fein, der den Vertrag von Gaftein als ein untrügliches 
Zeugnis für die Unzuverläffigkeit der preußifchen Politik zu einer Anderung 
des bisherigen Kurfes zu benugen fuchte. Da er nun aber einmal geswungen 
war, den Anweifungen des Kaifers zu folgen, fo war es offenbar fein Bes 
ſtreben, fich Preußen gegenüber wenigftens in feiner Weife zu binden und auf 
jeden Fall für eine möglihft große Gebietsabtretung an Frankreich zu 
forgen.? E8 muß bier daran erinnert werden, daß er e8 ja fpäter, im Auguſt 


ı Bol. bef. f. Anweifung für de la Tour 0.27. Juni1864 Nr.700. Er erklärt hier geradezu, 
daß Frankreich es nicht gleichgültig mit anfehen könne, wenn durch Erneuerung des Krieges die 
Unabhängigkeit der dänifhen Bevölkerung in den Herzogtümern bedroht werde, Ganz im 
Gegenfaß dazu hatte der Kaifer felbft den Dänen geraten, fofort Frieden zu fehließen, da fie 
bei Erneuerung bed Kampfes nirgends Hilfe finden würden und ſchließlich noch ungünftigere 
Bedingungen würden annehmen müſſen (f. Nr. 603). — Auch dag perfide Telegramm vom 
21. Juni an ben Kalfer (Mr. 679), worin er e8 fo darftellte, als habe Preußen allein den von 
England angeregten Schiedsfpruch des Kaifers Napoleon abgelehnt, während Öfterreich und 
Dänemarf dies gleichfalls getan hatten, war offenbar darauf berechnet, den Kaifer von feiner 
Vorliebe für Preußen zu heilen. 

? Drouyn an be la Tour 23. Mai 1864 (Nr. 569). Ganz kurze Zeit darauf bemerkte der 
Kaifer felbft dem bänifhen Gefandten, daß Dänemark die gemifchten Gebiete, foweit das 
deutfhe Element darin überwiege, an Deutfchland werde überlaffen müffen (Graf Moltke an 
Min, Monrad 3. Juni Nr. 603). — Erft im Febr. 1865 erflärte Drouyn ſich offiziell mit 
der Annerion der dbeutfchen Teile Schleswigs einverfianden, falls eine Vollsabſtimmung fie 
verlange (Drouyn an Benebetti v. 4. Febr. 1865 Nr. 1230). 

Talleyrand meldete am 20. Febr., er habe Bismard auf die Notwendigkeit hingewieſen, 
für Preußens Beziehungen zu den übrigen Bundesfürften neue Grundlagen zu fuchen; diefer 
babe lebhaft zugeflimmt und verfichert, er werde die erfte Gelegenheit ergreifen, um den Wider, 
fand der Mittelftaaten für immer zu brechen. Drouyn bemerkte dazu, Frankreich habe weder 
ein Intereffe an der Errichtung folder „neuen Grundlagen”, noch daran, daß jener Widerftand 
für immer gebrodhen werde (Mr, 224 mit Drouyns Randnote). 

* Bol. auch die zit, Anweiſung Mr. 700, wo er England gegenüber betont, daß Frankreich, 
falls es fi zu einem mit erheblihen Opfern verbundenen aktiven Eingreifen entfcheide, bes 
beutende territoriale Entfhädigungen als Erſatz dafür werde verlangen müſſen. 





Napoleon und die Kompenfationsfrage. 473 


1866, gemwefen ift, der dem damals ſchwer erkrankten Kaifer die Erlaubnis ent; 
riffen bat, die ganze bayrifche Pfalz und Rheinheffen zu fordern. Wir werden 
feine Politik dahin beftimmen können, daß er am liebften jede Verftärkung der 
preußifchen Macht verhindern wollte, wenn dies aber nicht möglich fei, ein 
möglichft großes Maß von Kompenfationen in deutſchem Gebiet dafür vers 
langen wollte. 

Daß bei dem Kaifer felbft das Verlangen nach Landermwerb nicht fo groß 
war, zeigen ſowohl feine oben erwähnten Äußerungen zu Golg im März 1866, 
wie fein Verhalten während des Krieges und unmittelbar nach dem Kriege. 
Für ihn beftand der Vorteil, den Frankreich davontragen follte, in erfter 
Linie in einer Verbefferung feiner internationalen Stellung. Er meinte 
duch eine weitere Schwächung Hfterreihs und Stärkung Preußens in 
Deutfchland ein vollkommenes Gleichgewicht diefer beiden rivalifierenden 
Mächte herftellen zu können und fo für fich felbft das Amt des dauernden 
Schiedsrichter in ihren Streitigfeiten zu gewinnen. Süddeutſchland follte 
nach wie vor von beiden unabhängig und dem franzöfifhen Einfluß offen 
bleiben. Zugleich follte Stalien duch den Gewinn Venetiens vorläufig 
sufriedengeftellt und von dem Streben nach der Eroberung Roms abge; 
lenft werden; denn die Erhaltung des Kirchenftaates war und blieb für 
ihn ein Erfordernis feiner inneren Politik; er fonnte die Unterſtützung der 
Hlerifalen Elemente nicht entbehren. Zugleich follte die Entwidlung einer fich 
in mäßigen Grenzen haltenden norddeutfchen Kriegsmarine ein Gegengewicht 
gegen die maritime Überlegenheit Englands bilden, einen Teil der englifchen 
Streitfeäfte im Norden fefthalten und dadurch Frankreich die Möglichkeit 
fchaffen, feine Stellung gegenüber England im Mittelmeer zu verbeffern. Zu 
dem allen fam dann fehließlich die definitive Zerfprengung des Bundes der 
Dftmächte, durch den fich Frankreich immer am meiften bedroht gefühlt hatte. 
Gegenüber diefen Vorteilen, die, wenn fie zu erreichen waren, in der Tat eine 
nicht zu unterfchägende Bedeutung hatten, konnte für ihn eine Fleine Grenz⸗ 
berichtigung, wie die Erwerbung von Landau, feine erhebliche Wichtigkeit 
haben, zumal da fie dag Verhältnis zu Deutfchland auf jeden Fall verbittern 
mußte. Daß eine Erwerbung größerer Teile des linfen Rheinufers auf frieds 
lihem Wege überhaupt nicht zu haben fein werde, Darüber hat fich der Kaifer 
wohl faum getäufcht. Eine fo Heine Gebietsvergrößerung, wie die Herftellung 
der Grenze von 1814, als eine vollwertige Kompenfation für den Erwerb 
Schleswig-Holfteing oder gar die Unterordnung der norddeutfchen Staaten 
unter Preußen anzufehen, eine Herftellung des geftörten Gleichgewichtes davon 
zu erwarten, wäre ja am fich töricht gewefen. Es war dem Kaifer daher fihers 
lich ernft mit feiner Verficherung, daß er von kleinlichen Gleichgewichts; 
rüdfichten frei fei, und es lag darin wohl ein Heiner Hieb gegen feinen Minifter 
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des Auswärtigen. Wenn er trotzdem diefen Gedanken nicht von der Hand 
wies, fo lag das, wie er felbft ganz richtig ſagte, in der Rückſicht, die er auf die 
öffentlihe Meinung Frankreichs zu nehmen hatte. Diefe aber fiimmte im 
wefentlihen mit den Anfhauungen feines Minifters überein. Für Napoleon 
war, fo abfolutiftifch er auch regierte, die äffentlihe Meinung ein außer; 
ordentlich wichtiger Faktor feiner Entfohließungen. Im legten Grunde war 
ja feine Politik immer beherefcht durch das Streben, die Herefchaft feiner 
Dynaſtie in Frankreich zu fihern. Sein Thron fand auf dem unficheren 
Boden der Volksabſtimmung und Eonnte sufammenbrechen, fobald die Volks; 
gunft fich von ihm abwandte. Er durfte nichts fun, was man in Frankreich als 
eine Schädigung der franzöfifchen Intereffen zu betrachten gewohnt war. Diefe 
oberfte Rüdficht war für ihn auch maßgebend, wenn er für die Politif der Kom; 
penfationen eintrat. Möglich, daß er dabei im Stillen gehofft hat, die nafio; 
nale Eitelkeit der Franzoſen im entfcheidenden Moment doch noch auf andere 
Art befriedigen zu können. Aber dag blieb doch immer unficher. Mochte er 
von der Notwendigkeit einer Kompenfation perfönlich denfen wie er wollte, 
er mußte aus Rüdficht auf die öffentliche Meinung beftrebt fein, die Möglich- 
feit dazu offen zu halten.! 

Aus diefen Motiven erklärt fich Napoleons Verhalten gegenüber Preußen in 
befriedigender Weife. Er mußte jede beftimmte Erklärung, daß er im Fall 
des Gelingens der preußifhen Beftrebungen deutfches Gebiet für fich vers 
langen werde, möglichft lange vermeiden; er hätte Dadurch nicht nur Preußen 
von der weiteren Verfolgung feines bisherigen Weges abgefhredt, fondern 
ihm auch die Mittel in die Hand gegeben, das deutfche Nationalgefühl gegen 
Frankreich zu erregen und daraus Nugen für fich zu ziehen. Ebenfowenig aber 
durfte er beſtimmt fagen, daß er unter feinen Umſtänden deutfches Gebiet ver; 
langen werde, weil er fich dadurch die Hände gebunden haben würde. Da er 
Preußen zum Kriege treiben wollte, ergriff er ihm gegenüber anfangs die 
Anitiative, machte verlodende Anerbietungen und drang fogar auf ein förm⸗ 
liches Abkommen, folange Preußen mit Öfterreich zufammenging und es ihm 
in erfter Linie darauf ankam, diefes Bündnis zu fprengen. Als die Beziehun⸗ 
gen zwifchen den beiden deutfchen Mächten fchlechter geworden waren, fehlen 
ein folches aktives Hervortreten für ihn nicht mehr nötig; er konnte jetzt ab; 
warten, ob Preußen an ihn herantreten und was es ihm bieten werde. Als 
man ihm feine genügenden Anerbietungen machte, verfuchte er es zuletzt noch 





Ich möchte nicht mit Sybel 4, 393f. annehmen, daß der Kaiſer den Kompenfas 
tionsgebanten nad den Verhandlungen vom Mai 1866 ganz aufgegeben habe; wohl aber 
wird er bereit gewefen fein, auf Erwerbungen gu verzichten, wenn fich etwa zeige, daß bie 
dffentlihe Stimmung mit den übrigen zu erhoffenden Vorteilen oder dem Preftige, das 
dem Kalfer eine fhiedsrichterlihe Stellung verfchaffe, zufrieden fein werde, 
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einmal, folche duch die Drohung zu erlangen, daß er fonft mit Öfterreich gehen 
werde, Aber auch diefer Verſuch feheiterte, und er muß nun abwarten, ob der 
Verlauf des Kampfes ihm die Gelegenheit bieten werde, feine eigenen Ziele 
zu erreichen und die öffentliche Meinung Frankreichs zufrieden zu ftellen. 

Bismard wußte von vornherein, daß Napoleon einen Kampf zwifchen den 
beiden deutfchen Großmächten wünſche, um aus der dadurch hervorgerufenen 
Verwirrung felbft Vorteil zu ziehen. Er wußte auch, daß der Kaifer den Gewinn 
deutfchen Landes, wenn auch weniger aus eigener Neigung als aus Rüdficht 
auf die allgemeine Stimmung in Franfreih, ind Auge gefaßt habe. Er 
wußte endlich, daß Napoleon Feine der deutfhen Großmächte zur unbeding- 
ten Vorherefhaft in Deutfchland gelangen laſſen, fondern mindeftens die 
Selbftändigfeit der ſüddeutſchen Staaten, die er zur Einflußfphäre Frank; 
reichs rechnete, erhalten wollte. Er brauchte alfo für feine Perfon feine Auf: 
Härung über die Pläne und die vorausfichtlihe Haltung Frankreichs. Seine 
fortwährenden VBerfuche, den Kaifer duch Goltz fondieren zu laffen, die mit 
der wachfenden Entfremdung zwifchen Preußen und Öfterreich immer ein; 
dringlicher werden, und feine eigenen Neifen nach Frankreich können alfo 
nicht dem Zwede gedient haben, eigene neue Informationen zu gewinnen. 
Noch weniger konnte er hoffen, durch Einwirkungen diefer Art die Politik des 
Kaifers in eine andere Richtung zu lenken. 

Wenn er trotzdem diefe Verfuche immer wiederholte, fo lag der Grund dafür 
ausschließlich in der Rückſicht auf feinen König. Deffen niemals ganz ein- 
zufchläferndes Mißtrauen gegen Napoleons Abfichten bildete das ſchwerſte 
Hindernis für das Gelingen von Bismards Plänen. War der König an fich 
ſchon wenig geneigt, den Krieg gegen Öfterreich zu führen, fo mußte die Aus; 
fiht, daß während des Kampfes Frankreich mit einer Forderung deutfchen Ge; 
bietes hervortreten, fehließlich vielleicht al8 Schiedsrichter fungieren und die 
Sriedensbedingungen vorfchreiben werde, diefe Abneigung außerordentlich 
verftärken. Denn eine folche Entwicklung der Dinge fonnte nicht nur etwa mit 
den Waffen errungene Erfolge ſtark beeinträchtigen, fondern mußte auch 
Preußen dem berechtigten Vorwurf ausfegen, daß es durch feine aggreffive 
Politik eine derartige Einmifchung Frankreichs ermöglicht und die allgemeinen 
deutfchen Intereſſen fchwer gefchädigt habe! Da nun das Mißtrauen des 
Königs durch die Berichte des Grafen Golg immer wieder genährt und ge; 
fteigert wurde, fo glaubfe Bismard, kein Mittel ſcheuen zu dürfen, um 
diefe Eindrüde zu verwifchen. Daher fein fortwährendes Verhandeln mit den 
Berliner Vertretern des Kaifers, von denen er günffigere Außerungen 
erhoffte, als Golß fie aus Paris meldete; daher feine fortwährenden Verfuche, 


U Derartige Urteile wurden häufiger laut, vgl. 5. B. die Nußerung des weimarifchen Mini; 
ſters v. Watzdorf im Ber. des Barons Belcaftel v. 14. Des. 1865 Nr. 1700, 
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mit ihrer Hilfe direkte Widerlegungen der Nachrichten, Die der eigene Botſchaf⸗ 
ter fandte, zu erlangen. Er trug fein Bedenken, fich den fremden Diplomaten 
und namentlich den franzöfifhen Vertretern in Berlin gegenüber in den 
ſchärfſten Ausdrüden über den Grafen Golg zu äußern; er fei der abfcheulichfte 
Untergebene, den man fich denken könne!; er berichte nach augenblidlichen 
Eindrüden, ohne fich genügend zu informieren; er fpefuliere darauf, fein Nachz 
folger als Minifterpräfident zu werden. Zu wiederholten Malen las Bismard 
den franzöfifchen Vertretern große Stüde aus den Berichten des Grafen vor?, 
in der deutlichen Abficht, von ihnen die beftimmte Erklärung zu erhalten, daß 
die darin fiehenden Angaben verkehrt feien. 

Das Verhalten des Grafen Goltz, mag e8 auch zum Teil durch den perfünz 
lihen Gegenfaß gegen Bismard beeinflußt worden fein, ift doch im Grunde 
dadurch beftimme worden, daß er ein anderes Verfahren Frankreich gegenüber 
für richtig hielt wie fein Chef. Er täufchte fich über die gefährlichen Abfichten 
Frankreichs fo wenig wie Bismard, glaubte aber gerade deshalb, daß man 
möglichft früh zu einer vertragsmäßigen Bindung fommen müffe und hielt 
es vielleicht für möglich, ein Heines Zugeftändnis an deutſchem Gebiet zu 
madhen.? Dffenbar ging er von der Anficht aus, daß ein derartiger Vertrag 
Napoleon verhindern werde, fpäter mehr zu verlangen. Bismard glaubte 
nicht Daran, daß der Kaifer fich, wenn die Gelegenheit günftig fei, an eine der; 
artige Abmahung binden werde und beurteilte ihn damit ohne Zweifel richz 
tiger als der Botfchafter. Außerdem wollte er ein Zugeftändnis deuffcher 
Landesteile, wie e8 bei jedem nicht ſtreng auf die SchleswigsHolfteinifche 
Sache beſchränkten Vertrage unvermeidlich geweſen wäre, nicht machen, da er 
auf einen Verlauf der Dinge hoffte, der e8 ermöglichen werde, Napoleons Forz 
derungen ganz beifeite zu fchieben. Bismards Politik war auch hier die fühnere, 
geoßartigere, aber auch fErupellofere, während das von Golß empfohlene 
Verfahren zwar ehrlich war, aber die beften Chancen aufgegeben und die Ges 
fahren nicht befeitigt Haben würde. Bismard glaubte eben einem Manne wie 
Napoleon gegenüber mit einem abfolut ehrlichen Verfahren nicht austommen 
zu können und e8 gerade hier auch nicht nötig zu haben. Er handelte, wie er 
fpäter feinem König felbft gefchrieben hat, nach dem Grundfaß: „A corsaire 
corsaire et demi‘, 

Aber auch der König wollte eine ehrliche Politik, und ſchwankte, wie wir 
gefehen haben, immer wieder, ob er Bismards Natfchlägen gerade Frankreich 





Ber, v. ForthRouen v. 14 Mär) 1866 Mr. 1887. 

» ©, oben &,452f, Ahnlich fhon im Februar 1864 Talleyrand gegenüber, ſ. deff. Bericht v. 
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folgenden Abhandlung Kapitel 4, 6 und 9. 
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gegenüber folgen folle. Um fo unangenehmer mußte e8 für den legteren fein, 
daß Golg immer wieder heruorhob, Napoleon habe weitergehende Abfichten, 
fobald der Konflikt eine größere Ausdehnung annehme; man dürfe von ihm, 
wenn man ihn nicht durch fefte Abmachungen Binde, feine Zurüdhaltung in 
diefer Beziehung erwarten. Alle feine Verfuche, dem König die Abfichten 
Napoleons als möglichft harmlos hinzuftellen, wurden durch diefe Gegen; 
wirkung des Botfchafters durchkreuzt. Es war vielleicht die größte Schwierig: 
feit, die er zu überwinden hatte. 

Anfangs hoffte er vielleicht, daß die Franzofen felbft feine Situation be; 
greifen und fie ihm in ihrem eigenen Intereſſe möglichft erleichtern würden. 
Er würde gewiß fehr gern irgendeine noch fo unverbindliche Außerung gehabt 
haben, daß man eventuell mit außerdeutfchen Kompenfationen zufrieden 
fein werde. Er legte ihnen felbft die Worte beinahe auf die Zunge, die er 
von ihnen ausgefprochen zur hören wünſchte, aber e8 gelang ihm nicht von 
diefen Diplomaten, die unter der Leitung des dem preußifhen Bündnis 
wenig geneigten Minifters Drouyn de Lhuys ftanden, das zu erreichen, was 
er wäünfchte. 

Daher blieb nur feine perfönliche Reife zu Napoleon übrig. Aber auch der 
Kaifer war viel zu vorfichtig, um derartige Außerungen auch nur im Privat; 
gefpräch zu fun. Diefe Zurüdhaltung der Franzofen und die Gegenwirfung 
des eigenen Botfchafters haben ihn fehließlich dazu gedrängt, feinem Herrn 
gegenüber mehr zu behaupten, als er verantworten fonnte. 

Bismard führte alfo auch hier einen Kampf mit mehreren Fronten. Er mußte 
Napoleon gegenüber jede fefte Verpflichtung vermeiden, fehon deshalb, weil er 
fürchtete, daß der Kaifer wahrfcheinlich verfuchen würde, beftimmte Angebote 
Preußens in Wien zur Erlangung von Zugeftändniffen an Frankreich und 
Italien zu verwerten. Ferner mußte er, um Napoleon nicht abzufchreden, die 
beftimmten Erflärungen feines Herrn, daß er nie in die Abtretung deutſchen 
Gebietes an Frankreich willigen werde, immer wieder möglichft abzuſchwächen 
fuchen. Auf der anderen Seite mußte er feinen König in dem Glauben zu 
erhalten fuchen, daß die Abfichten des franzöfifchen Kaifers gar nicht auf die 
Erwerbung deutfchen Landes gerichtet feien. Es ift in der Tat feindr raffinier⸗ 
ten Taktik gelungen, bis zum Ausbruch des Krieges die Übernahme jeder bes 
fimmten Verpflichtung Frankreich gegenüber zu vermeiden, und das Miß— 
frauen feines Herrn fo weit zu überwinden, daß diefer den Entſchluß zum 
Kriege faßte, ohne zuverläffige Sicherheiten von Napoleon empfangen zu 
haben. Es lag ein ungewiffes Zwielicht über den preußifchsfrangöfifchen Be; 
ziehungen; der König und Golg wünfchten Hares Licht zu fchaffen, Napoleon 
und Bismard wollten das Dunkel erhalten; der Kaifer, weil e8 ihm geftattete, 
abzuwarten, um für den geeigneten Moment die Hand an der rechten Stelle 
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zu haben; Bismard, weil er fih die Fähigkeit zutraute, auch in diefer unge; 
wiffen Dämmerung Napoleons Bewegungen verfolgen und feine Hand in dem 
Augenblid ergreifen und zurüdichleudern zu können, wo er fie zum Zugreifen 
ausftreden werde. 

Erſt der Blisftrahl von Königgräg erhellte mit einem Schlage die Szene und 
zeigte, was vorher niemand mit Sicherheit hatte wiffen fünnen, daß Big; 
mards Stellung die ftärkere war, während Napoleon fich über den wahren 
Stand der Dinge getäufcht hatte. — 


Die Preußiiche Politik im Jahre 1866 





| 1. Kapitel. 
Bismarck und die deutſche Frage Bis zur Schlacht Bei Königgräg. 


Königgräß hat über die künftige Geftaltung Deutfchlands im Prinzip 
entſchieden; daß die Leitung der deutfchen Gefchide nunmehr Preußen zufallen 
müffe, und daß HÖfterreich fich mit dem Verzicht auf feine bisherige Stellung 
in Deutfchland abzufinden haben werde, konnte nicht mehr zweifelhaft fein. 
Ob fich aber fogleich ein das ganze außeröfterreichifche Deutfchland umfaffendes 
Staatswefen bilden laffen und wie e8 zu organifieren fein werde, lag damals 
noch völlig im Dunkeln. Die Ereigniffe der nächften Wochen haben aber dahin 
geführt, daß zunächft nur ein Norddeutfcher Bund ins Leben trat, wäh— 
rend gleichzeitig Preußen feine Stellung im Norden durch die Einverleibung 
von Hannover, Kurheffen, Naffau und Frankfurt erheblich verflärkte. 

Zweifellos waren auch andere Möglichkeiten vorhanden. Die füddentfchen 
Staaten, befiegt und von Öfterreich preisgegeben, hätten ſchon damals dem 
Bunde beitreten müffen, wenn Preußen darauf beftanden hätte. Und anderer; 
feits hätte fich Preußen mit der Verfügung über die militärifchen Kräfte 
der übrigen deutfchen Staaten, auch der bisherigen Gegner, begnügen, deren 
Befisftand aber unangetaftet laffen können. Das Ausfehen des neuen 
Deufchland wäre ganz gewiß ein wefentlich anderes geworden, wenn in Diefer 
oder jener Richtung in den Sommermonaten des Jahres 1866 die Entſchei— 
dung anders gefallen wäre, als e8 tatfächlich gefchehen iſt. 

Die hiftorifche Forfchung hat fich feit dem Erfcheinen des Werkes Heinrich 
von Sybelg, das ja zum erfien Male Mitteilungen aus den preußifchen Akten 
darüber brachte, eifrig mit der Frage befehäftigt, worin der Grund für den 
Verzicht auf Süddeutſchland zu fuchen fei, woher der Gedanke der Annerionen 
ſtamme, welche Wandlungen er durchgemacht habe, und ob jener Verzicht 
und die Annerionen in einem urfächlichen Zufammenhang miteinander 
ffänden. Namentlich die Darftellung, die Bismard felbft in feinen Gedanken 
und Erinnerungen von den Vorgängen im preußifchen Haupfquartier wäh 
rend der entfcheidenden Wochen gegeben hat, und die mit der Erzählung Sybels 
und anderen Duellen in manchen Punkten im Widerfpruch fteht, hat zu leb⸗ 
haften Auseinanderfeßungen Anlaß gegeben. Ich will verfuchen, auf Grund 





2 Sch nenne hier befonders: M. Lenz, Zur Kritik der Gedanken u. Erinnerungen des Fürs 
sten Bismard 1899. (Abſchn. 2. Nikolsburg.) F. Thimme, Wilhelm I, Bismard u. d. Urs 
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des von Sybel benugten Materials diefe Fragen einer neuen Prüfung zu 
unterwerfen. Eine definitive Beantwortung wird natürlich erft möglich fein, 
wenn das gefamte Aftenmaterial einmalim Wortlaute publiziert werden fann. 
Vielleicht wird auch dann eine fichere Entfheidung nicht in allen Punkten 
möglich fein. Viele der wichtigften Entfchlüffe find offenbar in mündlicher Ver⸗ 
handlung zwifchen König Wilhelm und feinen Ratgebern disfutiert und feftz 
geftellt worden, über die fein Protokoll und feine Denkfchrift berichtet. Wenn 
irgendwo, fo wäre es bier falfch, nach dem Sage zu ſchließen: quod non 
est in actis, non fuit in mundo. 

Ich beginne mit einer Darftellung des Verhaltens Bismardg zur deutſchen 
Stage vor dem Kriege von 1866. Ohne ihre Kenntnis läßt fich ein Urteil über 
feine Politik in der Zeit der Friedensverhandlungen nicht gewinnen. 

Bismard hat fich über die deutfche Frage zuerft ausführlicher geäußert, als 
die Revolution von 1848 eine völlige Neugeftaltung Deutſchlands verfuchte. 
Noch bevor die Märzrevolution ausgebrochen war, fehreibt er an feinen Brus 
der!; „Für ein deutfches Parlament am Bundestage ift man übrigens hier 
allgemein, fogar in der Nitterfchaft portiert. Ich weiß nur nicht, wie Öſter⸗ 
reich fich dazu ftellen follte.” Wie er felbft über diefen Plan denkt, fagt er nicht 
genauer; aber die hinzugefügte Bemerfung zeigt doch, daß ihm die Sache 
bedentlih vorkommt. 

Nach dem Siege der Märzrevolution in Berlin hat Bismard eine Zufchrift 
an die Magdeburgifche Zeitung gerichtet?, worin er als die nächftliegende 
Aufgabe bezeichnet „die Herftellung rechtlicher Ordnung in Deutſchland und 
die Erhaltung der Ehre und Unverleglichkeit unferes Vaterlandes”. Es kann 
wohl nicht zweifelhaft fein, daß er mit dem Worte Vaterland Preußen meint; 
e8 erfcheinen alfo in dieſer Außerung die Geſchicke Deutfchlands und Preußens 
bereits eng miteinander verbunden; denn man darf fie doch wohl dahin deuten, 
daß gerade Preußen es fein foll, welches die Ordnung in Deutſchland herz 
ftellt. 

Bald darauf erklärte er in feiner Landtagsrede vom 2. April, daß er 
bereit fei, den Urhebern der neuen Ordnung feinen Dank auszufprechen, 
wenn es ihnen gelinge, ein „einiges deutfches Vaterland” und geſetzmäßige 
Zuftände zu fchaffen.? 


fprung des Annerionsgedantens 1866. (Hift. 3. 89, 401f.) W. Buſch, Der Kampf um den 
Frieden in d. preuß. Hauptquartier in Nitolsburg im Juli 1866. (Hiſt. 3. 92, 418f.) 
8. Muth, Unterfuhungen zum Brieden von Nitolsburg. (Proge, d, Gymnaſ. zu Glogau, 
Dflern 1905.) 
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In einer zweiten Zufchrift an die Magdeburgifche Zeitung vom 20. April 1848! 
ſchilt Bismard darauf, Daß der deutſche Enthuſiasmus in der polnifchen Frage 
wieder einmal zum eigenen Schaden fremde Kaftanien aus dem Feuer holen 
wolle. Er fährt fort: „Sch hätte es erflärlich gefunden, wenn der erſte Auf; 
ſchwung deutfcher Kraft und Einheit ſich damit Luft gemacht hätte, Frankreich 
das Elfaß abzufordern und die deutfche Fahne auf den Dom von Straßburg 
zu pflanzen.” Anſtatt deffen fchide man fih aus deutſcher Gutmütigfeit an, 
das leßte von dem mwegzugeben, was ehemals deutfche Waffen den Fremden 
abgewonnen hätten. Aus Liebe zur Theorie des Nationalitätspringipg werde 
man noch dahin kommen, im füdlichen Steyermarf und Illyrien ein neues 
Slavenreich zu bilden, Südtirol den Stalienern zurüdzugeben und in der 
Mitte Deutfchlands ein unabhängiges Tfchechenreich zu gründen. Wenn man 
auch noch Pofen, Weftpreußen und Ermeland den Polen zurüdgebe, „dann 
würden Preußens befte Sehnen durchſchnitten und Millionen Deutfcher der 
polnifchen Willkür überantwortet fein... Wie fanın aber ein Deutfcher, 
weinerlihem Mitgefühl und unpraftifchen Theorien zuliebe dafür ſchwärmen, 
dem Vaterlande in nächfter Nähe einen raftlofen Feind zu fchaffen?“ Aus 
diefen Worten fpricht mit voller Deutlichfeit Bismards deutſche Gefinn; 
ung; er will fein Stüd Land preisgeben, das dem Deutfchtum früher ge 
wonnen worden ift; er hält es für ein erſtrebenswertes Ziel, die unter fremde 
Herrſchaft geratenen deutfchen Lande zurüdzuerobern; Deutfchlands Unab; 
hängigfeit vom Auslande und gefiherte Machtftellung liegen ihm neben der 
Erhaltung und Stärkung des preußifchen Staates am Herzen. 

Damit ift jedoch noch nicht gefagt, daß er auch die Beftrebungen, allen 
Deutfchen ein gemeinfames inneres Staatsleben zu fehaffen, Bilfigte, wie fie 
namentlich in der Frankfurter Nationalverfammlung hervortraten. Als im 
Anfang des Jahres 1849 die Neichsverfaffung vollendet war und das Ans 
gebot der Kaiferfrone an Friedrich Wilhelm IV, unmittelbar bevorftand, 
bat fih Bismard mehrfach über feine Stellung zu den Franffurtern geäußert. 
Bereits am 3. März fohreibt er an feine Frau: „Die Thronrede habt Ihr 
wegen der deutfchen Frage, wie mir ſcheint, mißverftanden; fie ift darin ganz 
forreft und frei von revolutionärer Beimifhung; wenn der König dabei 
bleibt, nicht ohne Beiſtimmung aller deutfchen Fürften vorzugehen, womit ich 
einverftanden bin, fo bleibt natürlich alles beim alten, denn Öfterreich und 
andere laffen fich auf die Franffurterei niemals ein.” Am 29. März? be; 
richtet er feiner Frau von der erfolgten Kaiferwahl und fügt hinzu: „Nach 
Angabe der nächften Umgebung des Königs wird er höflich ablehnen, feinen 
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Dank und die Hoffnung ausfprechen, daß diefes Ereignis die Ausficht auf 
eine Einigung mit den deutfchen Fürften verftärfen könne ufw. Das Mir 
nifterium hatte geftern noch eine ganz vernünftige Anſchauung, möge Gott 
fie ihm erhalten.” 

Nach der auffchiebenden Antwort des Königs fam die Angelegenheit 
im April auch in der zweiten preußifchen Kammer zur Sprache, deren Mit⸗ 
glied Bismard war. Wie ein Brief aus diefer Zeit an feinen Bruder zeigt!, 
glaubte er, daß die deutfche Frage von vielen Seiten nur aus partei; 
politifhen Gründen in den Vordergrund gefhoben werde, um dadurch 
ein Mittel zur Befeitigung des Minifteriumg zu finden. Freilich gibt er 
zu, daß andere wirklich aus innerer Überzeugung für eine Verftändigung 
mit der Paulskirche einträten; er findet das unbegreiflich und nennt es 
„ein Zeichen des wahnfinnigen Contagiums, mit dem der Satan die Luft 
geſchwängert hat”. 

Wenige Tage darauf, am 2ı. April?, ergriff er in der zweiten Kammer 
felbft das Wort zur deutfhen Frage. Er trat für die Ablehnung der 
Kaiferfrone ein und fagte zur Begründung: „Die Frankfurter Verfaffung 
veranlaßt den König, feine bisher freie Krone als Lehn von der Frank; 
furter Berfammlung anzunehmen, und wenn diefe Volksvertreter es 
dreimal befchließen, fo hat der König und jeder andere Fürft, der Untertan 
des engeren Bundesvolfes geworden ift, aufgehört zu regieren.” Außerdem 
erregt das allgemeine Stimmrecht und die direfte Wahl für das Reichs— 
parlament feinen Widerfpruch; da die Linke beffere Organifationen im 
Lande habe, werde fie mit Hilfe diefes Wahlrechts die Mehrheit im Parlas 
ment gewinnen, und das halte er für ein Unglüd für das Land und bie 
Krone. In der Zufammenfeßung des Staatenhaufes fei Preußen im Vers 
hältnis zu den Hleineren Staaten benachteiligt; endlich lege die jährliche 
Bewilligung des Budgets es in die Hand der jeweiligen Majorität, die 
Staatsmafchine zum Stillftehen zu bringen. Wenn die Frankfurter Vers 
fammlung darauf beharre, ganz Deutfchland zur Unterordnung unter diefe 
Berfaffung zu bringen, fo würde der König, falls er die Kaiferfrone ans 
nehmen follte, die etwa widerftrebenden deutfchen Staaten mit Gewalt zum 
Gehorfam zwingen müffen. Man wolle auf diefe Art Preußen in Deutſch— 
land die Rolle aufdrängen, die Sardinien in Italien zu fpielen verfuche. 
In diefem Zuſammenhang fprach er die oft zitierten Worte: „ES wird nicht 
lange dauern, fo werden die Radikalen vor den neuen Kaifer bintreten 
mit dem Reichswappen und ihn fragen: „Glaubſt Du, diefer Adler fei Dir 
gefchentt? , . . Die deutſche Einheit will ein jeder, den man danach fragt, 

' 18, April 1849. Bismardbriefe ©. 79. 

» Meben, brdg. v. H Kohl, Bd, ı, S. 85f 








Bismard will die Deutfche Einheit gegenüber dem Ausland. 485 


fobald er nur deutſch fpricht; mit diefer Verfaffung aber will ich fie nicht.” 
Aus allen diefen Gründen ift er dafür, daß der König jedes Eingehen auf 
die Pläne der Frankfurter vermeide. „Ich glaube, daß gerade dann, wenn 
wir ihnen unfere Unterſtützung verweigern, Preußen um fo eher imftande 
fein wird, die deutfche Einheit auf dem von ber Regierung betretenen Wege 
herbeisuführen. .. . Im ſchlimmſten Falle will ich aber, ehe ich fehe, daß mein 
König zum Vaſallen der politifchen Glaubensgenoffen der Herren Simon 
und Schaffrath herabfteigt, lieber, daß Preußen Preußen bleibt. Es wird 
als ſolches fters in der Lage fein, Deutfchland Gefege zu geben, nicht fie 
von anderen zu empfangen. . . . Die Frankfurter Krone mag fehr glänzend 
fein, aber das Gold, welches dem Glanze Wahrheit verleiht, fol erft durch 
da8 Einſchmelzen der preußifchen Krone gewonnen werden, und ich habe 
fein Vertrauen, daß der Umguß mit der Form diefer Verfaffung gelingen 
werde,” 

Aus allen diefen Außerungen geht deutlich hervor, daß Bismard ſchon 
damals feineswegs ausſchließlich von preußifchen Intereffen beherricht 
wurde.t Er will die Einheit Deutfchlands fo gut wie die Gegner; aber er 
verfteht etwas anderes darunter. Ihm fteht in erfter Linie die Unabhängig: 
feit gegenüber dem Auslande, wozu unter Umftänden noch die Zurüderobe; 
tung der dem deutfchen Volkstum angehörigen, aber im Laufe der Zeit 
unter die Herrfchaft einer auswärtigen Staatsgewalt geratenen Landes; 
teile treten foll; dagegen fcheint ihm eine Gleichförmigfeit der inneren 
Einrichtungen oder gar eine Befeitigung oder Mediatifierung der beftehenden 
Einzelftaaten feineswegs notwendig zu fein. In der Form, wie die Frank; 
furter Nationalverfammlung fie erftrebt, will er fie auf feinen Fall, weil 
dadurch Preußen feiner ftaatlihen Autonomie beraubt und den Befchlüffen 
einer fremden Gewalt unterworfen werden würde. Hierzu kommt no, 
daß diefe Gewalt wahrfcheinlich in den Händen feiner politifhen Gegner 
fich befinden würde. Hingegen hält er zur Herflellung der wahren Einheit 
Deutfchlande die Erhaltung der Kraft des preußifchen Staates für notwen; 
dig. Preußen fol die Führung übernehmen und dem übrigen Deutlich; 
land eine Verfaffung vorfchreiben, die mit feinen Intereſſen vereinbar 
ift. Solange dies nicht ausführbar erfcheint, tut es allerdings beffer, feine 
eigenen Intereffen zu wahren und feine Eigenart zu behaupten, anflatt ſich 
mebdiatifieren zu laffen. 

Im Herbft 1849 kam die deutfhe Frage in der zweiten preußiſchen 
Kammer abermals zur Sprache. Es handelte fih um den Unionsplan 
Friedrich Wilhelms IV. Bismard verhehlte feine Bedenken auch gegen 


Dieſe weit verbreitete Annahme finder fich ganz ſchroff formuliert, z. B. bei W. Buſch, 
Bismard u. die Entftehung des Norddeutfchen Bundes, (Hiſt. 3. 103, 55.) 





486 Bismard und die Unionsverfaffung. 


diefen Plan nicht!, obwohl in der Verfaffung der Union die Erefutiogewalt 
eine weit ftärfere Stellung haben follte als in der des Frankfurter Parla; 
ments, Er verwahrte fich aufs entfchiedenfte dagegen, daß man die jegige 
Politik Preußens, wie es von feiten einiger Redner gefchehen war, mit 
derjenigen Friedrichs des Großen in Parallele ftelle. König Friedrich, 
meinte er, werde fich viel eher „an die hervorragendſte Eigentümlichkeit 
preußifcher Nationalität, an das Eriegerifche Element in ihr gewandt haben. 
... Er hätte die Wahl gehabt, fih nach dem Bruche mit Frankfurt an den 
alten Kampfgenoffen, an Öfterreich, anzufchließen . . oder es hätte ihm frei⸗ 
geftanden, mit demfelben Recht, mit dem er Schlefien eroberte, nach Ab⸗ 
lehnung der Frankfurter Kaiferfrone den Deutfchen zu befehlen, welches 
ihre Verfaffung fein folle, auf die Gefahr Hin, das Schwert in die Wagfchale 
zu werfen. Dies wäre eine nationale preußifche Politif gewefen. Sie hätte 
Preußen im erften Fall in Gemeinfchaft mit Öfterreich, im anderen Fall 
durch fich allein die richtige Stellung gegeben, um Deutfchland zu der Macht 
zu helfen, die ihm in Europa gebührt. Der vorliegende Verfaffungs; 
entwurf aber vernichtet das fpezififche Preußentum.” Gerade dies aber 
fei e8 gemwefen, was während der Revolution den preußifchen Staat erhalten 
babe. Die preußifche Armee und das preußifche Volk hegten feine drei— 
farbigen Begeifterungen. Er habe noch feinen preußifchen Soldaten fingen 
hören: „Was ift des Deutfchen Vaterland?” „Wir alle wollen, daß der preu⸗ 
Bifche Adler feine Fittiche von der Memel bis zum Donnersberge ſchützend 
und herrſchend ausbreite, aber frei wollen wir ihn fehen, nicht gefeffelt durch 
einen neuen Regensburger Reichstag und nicht geftußt an den Flügeln von 
jener gleihmachenden Hedenfchere aus Frankfurt. ... Preußen find wir, 
und Preußen wollen wir bleiben; ich weiß, daß ich mit diefen Worten dag 
Bekenntnis der preußifchen Armee, das Bekenntnis der Mehrzahl meiner 
Landsleute ausfpreche, und ich hoffe zu Gott, daß wir auch noch lange 
Preußen bleiben werden, wenn diefes Stüd Papier vergeffen fein wird wie 
ein dürres Herbftblatt.“ 

Wir erfennen in diefer Nede die gleichen Grundgedanken wie in den 
früheren Äußerungen, nur wird hier noch ausdrüdlicher gefagt, daß nur 
ein ftarfes Preußen, fei es für fich allein, fei e8 zuſammen mit Öfterreich, 
Deutfhland die gebührende Machtftellung in Europa fchaffen könne. Auch 
deutet Bismard hier bereits an, daß ihm ganz vorwiegend Norddeutſch— 
land als die Machtfphäre erfcheint, in der Preußen feinen Schuß zu gewähren 
und feinen Einfluß auszuüben habe; denn wir dürfen nicht vergeffen, 
baf ber Donnersberg in der Verlängerung der Mainlinie liegt. In diefelbe 
Richtung weifen die in dberfelben Rede vorfommenden Worte, das preußifche 
+ Mede v, 6. Gept. 1849. Neben 1, ©, 104f. 
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Volk habe fein Bedürfnis, fein Königtum „verfhwimmen zu fehen in der 
fauligen Gärung füddentfcher Zuchtlofigfeit”. Gerade Süddeutfchland er; 
fchien ihm fchon damals als der Hauptherd der von ihm befämpften de; 
mofratifchen Beftrebungen, unter deren Einfluß er Preußen durch die Ver; 
mittlung eines deutfchen Parlaments geraten zu fehen fürchtete. 

Am Frühling 1850 wurde Bismard in das Erfurter Parlament gewählt, 
das die neue Verfaffung für die preußifhe Union mit den Regierungen 
der daran beteiligten Einzelftaaten vereinbaren follte. Der von den Re 
gierungen vorgelegte Entwurf forderte wiederum Bismards fcharfe Kritik 
heraus. Wenn man ihn annehme, fo mwillige man darein, daß der König 
von Preußen in feinem eigenen Lande mediatifiert und dem Willen der 
Kammer untergeordnet werde. Auch im Fürſtenrat habe Preußen fo wenig 
Stimmen, daß es jederzeit majorifiert werden fönne, Der König werde 
dann in feinem eigenen Lande der Erefutor eines fremden Willens, mit 
dem er vielleicht nicht übereinftimme,. Da die Stimmen der fleineren Staa; 
ten im Fürftenrat in der Regel nach dem Willen der eingelftaatlichen Kam; 
mern abgegeben würden, fo würde dag preußifche Volk der nichtpreußifchen 
Minderheit unterworfen fein, während gerade die Erfahrungen der legten 
zeit bemwiefen, daß Preußen die einzige Stüße für die übrigen gegenüber 
der Revolution gewefen fei. Er bedauere es, daß manche feiner Landsleute 
für diefe Verfaffung einträten; ihm felbft fei es ein demütigendes Gefühl, 
„mie gegenüber die Vertreter von Fürften, die ich in ihrem Rechtskreiſe ehre, 
die aber nicht meine Landesherren find, mit obrigfeitlicher Gewalt bekleidet 
zu ſehen“. Er fährt fort: „Meine Herren! Wenn Sie dem preußifchen, dem 
altpreußifchen Geifte, nennen Sie ihn fEodpreußifch, wenn Sie wollen, nicht 
mehr Kongeffionen machen, als es big jegt in diefer Verfaffung gefchehen 
iſt, dann glaube ich nicht an eine Verwirklichung derfelben; und wenn fie 
fih bemühen, diefe VBerfaffung diefem preußifchen Geifte aufzuzwängen, fo 
werden fie in ihm einen Bucephalus finden, der den gewohnten Neiter und 
Herrn mit mutiger Freude trägt, den unberufenen Sonntagsreiter aber 
mitfamt feiner ſchwarzrotgoldenen Zäumung auf den Sand ſetzt.“ Einen 
Troft gegen diefe Möglichkeiten finde er in der Zuverſicht, daß diefe Ver; 
faffung niemals zu wirklicher Geltung fommen werde. 

Auch hier Hat fich alfo Bismard nicht gegen eine deutfche Verfaffung 
überhaupt ausgefprochen, fondern nur gegen eine folche, die Preußens 
Selbftändigkeit und Eigenart bedrohe. Er erfennt wohl an, daß dem bes 
techtigten preußifchen Selbftbewußtfein in der Unionsverfaffung größere 
Zugeftändniffe gemacht feien, als in der Frankfurter Neichsverfaffung, aber 
fie erfcheinen ihm doch nicht als genügend, 

ı Rede v. 15. April 1850 a. a. O. 1, S. 235f. 





488 Die Olmützrede. 


Als dann infolge des Widerfiandes Öfterreichs und der ſüddeutſchen 
Königreiche gegen den Unionsplan im Herbft 1850 der Krieg zwifchen 
Hfterreich und Preußen nahe vor dem Ausbruch fland, war die zweite 
preußifhe Kammer wieder verfammelt, und Bismard nahm an ihren 
Beratungen teil, In den Briefen an feine Gattin fpricht er fih im Nu 
vember häufiger über diefe Fragen aus! Er wünſcht den Krieg gegen 
Sfterreih nicht, fondern erſtrebt vielmehr eine Verftändigung zwiſchen 
den beiden Großmächten auf Koften der Fleineren Staaten; fie beide 
allein follen die Erefutiogewalt in Deutfchland haben. Da man hiermit 
Sfterreich einverftanden glaubte, hielten Bismard und feine Gefinnungs; 
genoffen es für verkehrt, wegen der übrigen Streitpunfte, die ihnen 
als Lappalien erfchienen, einen gefahroollen Krieg zu führen. Bismard 
betont befonders, daß ein folcher Kampf die Geſchicke Deutſchlands in die 
Hände der Fremden legen werde. GSelbft wenn man fiege, werde man 
nur die Gefchäfte der verhaßten Demofratie beforgen. 

Bon diefen Gefihtspunften aus wird es verftändlich, wie Bismard den 
Abſchluß des Vertrags von Olmütz, obwohl diefer zweifellos eine fehwere 
Demütigung Preußens bedeutete, billigen und in feiner befannten Rede 
vom 3. Dezember 1850? öffentlich verteidigen fonnte. „Die preußifche Ehre”, 
fagt er, „befteht nach meiner Überzeugung nicht darin, daß Preußen überall 
in Deutfohland den Don Duirote fpiele für gefränfte Kammerzelebritäten, 
welche ihre Iofale VBerfaffung für gefährdet halten. Ich ſuche die preußifche 
Ehre darin, daß Preußen vor allem fich von jeder ſchmachvollen Verbindung 
mit der Demokratie entfernt halte,-daß Preußen in der vorliegenden wie 
in allen anderen Fragen nicht zugebe, daß in Deutfchland etwas gefchehe 
ohne Preußens Einwilligung, daß dasjenige, was Preußen und Öfterreich 
nad gemeinfchaftlicher unabhängiger Erwägung für vernünftig und po; 
litiſch richtig halten, durch die beiden gleichberechtigten Schutzmächte Deutſch— 
lands gemeinfchaftlih ausgeführt werde.” 

Eroberungen wolle man ja nicht machen, die fünftige Geftaltung Deutſch— 
ande folle in den bereits verabredeten freien Konferenzen vereinbart wer⸗ 
den; alfo fehe er feinen wirklichen Grund zu einem Kriege mehr vor fich. 
Man werde gar nicht wiffen, was man im Falle eines Sieges eigentlich für 
Preußen fordern folle. Man habe in Deutfchland vor dem Beginn der Ver; 
bandlungen des Frankfurter Parlaments mehr Einheit befeffen als gegen; 
wärtig. „Wenn jemand im Namen der deutfchen Einheit auf die parlas 
mentarifche Union bindrängt, fo möchte ich ihn verwarnen, daß er nicht 
zwei Begriffe miteinander verwechfle: die deutſche Einheit und das Necht, 


Befonders Briefe v. 18, u, 24. Nov,, Briefe an feine Braut u, Gattin, S. 214 u, 2ı6f. 
» Meben 1, &, asıf. 
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auf einer deutfchen Tribüne parlamentarifche Vorträge zu halten; für mich 
liegen beide Begriffe weit auseinander.” Die geplante Union umfaffe 
außerdem nur einen Fleinen Teil Deutſchlands; ihre Begründung und der 
damit notwendig gegebene dauernde Gegenfag zwifchen Hfterreih und 
Preußen werde den Schwerpunkt der Entſcheidung der deutfehen Angelegen; 
heiten nach Paris und Petersburg verlegen. Außerdem bedeute fie „eine 
Mediatifierung Preußens nicht unter die Fürſten fondern unter die Kam 
mern der Fleinen Staaten.” Er begreife nicht, warum fi die Gegner 
weigerten, Öfterreich als eine deutfche Macht anzuerkennen, nur deshalb, 
weil e8 fremde Völkerſtämme der deutſchen Herefchaft unterworfen habe. 

Auch hier erfcheint alfo die Unabhängigkeit Deutfhlands dem Auslande 
gegenüber als einer der leitenden Gefichtspunfte Bismards; fie foll ger 
währleiftet werden durch ein enges Bündnis zwifchen Öfterreich und Preußen 
auf der Grundlage voller Gleichberechtigung, fo daß nichts gegen Preußens 
Willen in Deutfchland gefchehen kann. Dies ift ihm die wahre deutfche Ein; 
heit; dagegen lehnt er jene Vorftellung ab, wonach die deutfche Einheit den 
ſtärkſten Yusdrud in einem gemeinfamen deutſchen Parlament und einem 
gemeinfamen inneren Staatsleben finden fol. 

Alle diefe Äußerungen Bismards aus den Jahren von 1848 big 1850 
fimmen miteinander vollkommen überein und zeigen ung, daß er, fo fehr 
er fich auch vor allen Dingen als Preuße fühlte, doch damals ſchon bereit 
war, den deutfchrnationalen Beftrebungen Rechnung zu fragen, foweit fie 
ihm als berechtigt erſchienen. Allerdings war er viel zu fehr Preuße, als 
daß er irgendeine Löfung der deutfchen Frage hätte befürworten können, 
durch die Preußens Selbftändigkeit als europäifhe Großmacht und feine 
hiftorifch erwachfene Eigenart gefährdet worden wäre. Aber er fühlte fich 
auch als guter Deutfcher und wollte namentlich dem Auslande jede Ein; 
mifchung in die deutfchen Verhältniffe verwehren. Das richtig verffandene 
deutſche Intereſſe fehlen ihm mit demjenigen Preußens nicht im Wider; _ 
fpruch zu ſtehen; vielmehr war die deutfche Frage für ihn vor allen Dingen 
die Frage nach der Zukunft Preußens in Deutfchland. War doch nicht nur 
Deutfchland angemwiefen auf das preußifche Schwert, wenn es feine Un; 
abhängigfeit vom Auslande behaupten wollte, fondern ebenfofehr auch 
Preußen auf das übrige Deutſchland, weil es als die jüngfte und fchwächfte 
der europäifchen Großmächte einer Verftärfung der materiellen Grundlagen 
feiner Macht dringend bedurfte, und diefe nur in der Ausdehnung feines 
Einfluffes auf das übrige Deutfchland finden fonnte.! 


ı Bol. hierzu den Brief an Gerlach v. 19. Dez. 1853 (9. Kohl 115): „Unfere Politik Hat 
feinen anderen Ererzierplag als Deutfchland, ſchon unferer geographifhen Verwachfenheit 
wegen,“ Mit Unrecht fieht W. Buſch a. a. O. 55 hierin eine neue Richtung von Bismarcks 
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Zu einer derartigen Politif war bereits Friedrich der Große am Abend 
feines Lebens, als er den Fürftenbund gründete, gedrängt worden. Seine 
Nachfolger gaben fie auf, ſchufen aber einen Erfaß dafür, indem fie nach) 
dem Befreiungsfriege weite Gebiete deutfohen Landes ihrem Staate ein; 
fügten, das Rheinland, Weftfalen und den nördlichen Teil des alten Kur; 
ftaates Sachen. Allerdings war feit 1815 das Bedürfnis des in zwei 
geographifch getrennte Hälften zerteilten preußifchen Staates nach der 
politifchen und militärifhen Beherrſchung der dazwifchen eingefeilten Fleiz 
neren Staaten noch größer geworden, Wollte man diefes Ziel im Einver; 
ftändnis mit Öfterreich erreichen, fo blieb nur die Möglichkeit übrig, daß 
Preußen im Norden, Öfterreih im Süden Deutfchlands die Leitung über; 
nehme. Es war aber immer zweifelhaft, ob Öfterreich auf ein derartiges 
Arrangement freiwillig eingehen und, felbft wenn dies gefchehe, ob e8 von 
Dauer fein werde. Da für Friedrich Wilhelm III. und Friedrich Wil; 
beim IV. das enge Bündnis mit Öfterreich eine feftfiehende Vorausfegung 
ihrer Politit war, fo blieben alle diefe Fragen vertagt, bis die Revolution 
von 1848 fie von neuem in den Vordergrund fchob. 

Bon den damaligen preußifchen Staatsmännern waren es namentlich 
Camphaufen und Radowitz, die in die Bahnen Friedrichs des Großen 
zurüdlenfen wollten. Bismard hat damals ihre Politif aufs Schärffte 
befämpft, aber nicht weil er ihr Ziel mißbillige Hätte, fondern weil er die 
von ihnen gewählten Mittel zu deffen Erreihung verurteilte. Er hat in 
feiner Olmützrede über Radowitz gefagt: „Ich bin überzeugt, er hat das 
Befte von Preußen gewollt und habe ſich nur in den Mitteln vergriffen.”! 
Sowohl das von Camphaufen in Gemeinfchaft mit der Erbfaiferpartei des 
Frankfurter Parlaments erftrebte Eleindeutfche Reich wie die Radowitziſche 
Union follten eine mit ffarfen Rechten ausgeftattete Volksvertretung beſitzen. 
Kam es dazu, fo war eine flarfe Einwirkung des zum großen Teil aus 
nichtpreußifhen Abgeordneten zufammengefegten Bundesparlaments auf 
die inneren preußifhen Verhältniffe unausbleiblich, und auch die auswärtige 
Politif des Bundes hätte unter den Einfluß diefer Verfammlung geraten 
müffen, Preußen wäre feiner bisherigen Autonomie beraubt worden. 
Diefen Preis wollte Bismard für die Erweiterung des preußifchen Macht; 
gebietes durch die Hegemonie über das außeröfterreichifhe Deutſchland nicht 
zahlen. Er wollte diefe Hegemonie, zum mindeften über den Norden Deutſch— 





Gedanken, Der „entfheidende Wandel zum deutfchen Staatsmann“ und „die nationale 
Ausweitung des Horkzontes feiner preußifhen Politik“ brauchten hier nicht erft ſtattzufinden. 
Ein preußifher und zugleich deutfcher Staatsmann war er immer geweſen; ein „Deutfcher” 
im inne der Liberalen wurde er auch jet nicht, 

' Bol, auch feine Außerung aus dem Mär, 1862 bei Keudell 37, 
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lands erreichen, ohne von der Selbftändigfeit Preußens ein erhebliches 
Stüd zu opfern. Er war noch bereit, fie mit Öfterreich zu teilen, wenn diefes 
darauf eingehen wolle. Davon, wie Öfterreich fich zu dieſer Vorausfegung 
ftellen werde, mußte alfo die weitere Entwidlung von Bismards Anſchau⸗ 
ungen über die Löfung der deutfchen Frage abhängen. 

In diefer Beziehung find num die Erfahrungen von entfcheidender Bes 
deutung geweſen, die Bismard während der nächſten Jahre machte, als 
er Preußen bei dem wiederhergeftellten Bundestag in Frankfurt a. M. zu 
vertreten hatte. Es ift befannt genug! und bedarf feines weiteren Beweiſes, 
daß er fich fcehon fehr bald davon überzeugen mußte, daß Öfterreich die Gleich— 
berechtigung Preußens in der Leitung der deutfhen Angelegenheiten nie; 
mals freiwillig anerfennen werde. Immer deutlicher wurde es ihm, daf 
man in Wien darauf ausgehe, das Bundespräfidium zur Unterwerfung der 
übrigen deutfchen Staaten unter den Willen und die Intereffen des Kaifer; 
ſtaates zu benutzen. Man konnte ficher fein, daß man mit Hilfe der Mittel; 
ffaaten Preußen ſtets werde in der Minderheit halten können. Jede Er; 
weiterung der Kompetenz des Bundes mußte unter diefen Umftänden die 
Macht Öfterreichs verftärfen und die Stellung Preußens ſchwächen. So 
wenig Bismard früher eine Mediatifierung Preußens durch das Frank; 
furter Parlament oder durch die Zentralbehörden der Union hatte zugeben 
wollen, fo wenig war er geneigt, einer ähnlichen Mediatifierung durch den 
von HÖfterreich beherrfchten Bundestag zuzuſtimmen. Immer wahrfchein; 
licher wurde es ihm, daß Preußen auf die Dauer die beftehende Bundes; 
verfaffung nicht werde ertragen können, ohne feine Selbftändigfeit als 
europäiſche Großmacht zu verlieren; der Bund erfohien ihm als eine lebens; 
gefährliche Feffel für Preußen. Jeden Verſuch einer Überfchreitung der 
Bundeskompetenz wollte er fchon damals mit der Sprengung des Bundes 
beantwortet wiffen. Mit einer Verftärfung der Bundeswirkſamkeit hätte 
Preußen fich nach feiner Meinung nur dann einverftanden erklären fönnen, 
wenn zugleih eine neue Verteilung der Stimmen im Bundestage vor⸗ 
genommen worden wäre, welche Preußen einen feiner Größe und Ber 





ı Die Nachweife für das Folgende glaube ich mir erfparen zu können, da über diefen Punkt 
feine Meinungsverfchiedenheit befteht. Ich will nur auf einige der wichtigeren Zeugniffe 
hinweifen: Brief an Frau v. Arnim v. 22. Dez. 1853 (Bismardbriefe S. 170); Bericht v. 
16. März 1853 (Pofchinger, Preußen am Bundestag 4, 63 vgl. 143f.), v. 15. Febr, 1854 
(a. a. D. 4, 176), v. 28. Febr. 1855 (a. a. D. 2, 98), v. 26. April 1856 (a. a. O. 2, 191), v. 
18. Mai 1857 (a. a. D. 4, 264). — Ferner Briefe an L. v. Gerlach v. 22. Juni 1851, 28. Dez. 
1851, 16. März 1853, 13. Mai 1853, 25. Nov. 1853, 19. Des. 1853, 26. Aug. 1854, 13. Dft. 
1854, 21. Des. 1854, 11. Febr. 1856, 28. April 1856, 2. Mai 1857, an Herrn v. Puttlamer 
7. April 1858. (Briefe an feine Braut ufw., ©. 391.) — Endlih auch fein Gefpräh mit 
Th. v. Bernhardi im April 1866, |. Aus d. Leben Bernhardis 6, 293f. 
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völferungszahl entfprechenden Einfluß gefichert hätte! Daher fchwebte 
ihm auch immer der Gedanfe vor, nach Zerfprengung des alten Bundes 
einen neuen ins Leben zu rufen, der diefer Bedingung entfpreche; in 
diefem Sinne fpricht er davon, daß Preußen fein Verhältnis zu dem 
übrigen Deutfchland durch eine Ehefcheidung und anderweitige Wiederz 
verheiratung neu regeln müſſe. Auch darüber war er fi Kar, daß 
Hfterreich gegen die Ausführung diefer Pläne allen erdenklihen Wider; 
ftand leiften werde; daher erfchien ihm ein Krieg gegen Öfterreich als 
die nafurnotwendige Vorausfegung zur Löfung der deutfhen Frage. 
Endete diefer Kampf mit einem Siege Preußens, fo follte natürlich Öfterreich 
aus dem Bunde ausscheiden und Preußen die Leitung im übrigen Deutſch⸗ 
land überlaffen. 

Bismard bleibt auch jeßt davon überzeugt, daß ein folche Löfung nicht nur 
im Intereffe Preußens, fondern auch im Intereſſe Deutſchlands die beſte, 
ja für die Schaffung endgültiger Zuftände die einzig möglich fei. Preu⸗ 
fen kann aber nach feiner Anficht diefes Ziel nur dann erreichen, wenn 
es zunächſt felbft flarf genug wird, um einen derartigen Konflikt fieg- 
reich durchfechten zu können. Daher fommt er in feinen Briefen an 
den General von Gerlach, wo er fih am rüdhaltlofeften ausfpricht, immer 
wieder auf die Notwendigkeit zurück, zunächft eine ſpezifiſch preußifche Politik 
zu treiben. Er warnt davor, „unfere preußifche und egsiftifche Politik mit 
dem räudigen Hermelin des deutfchen Patriotismus aufjupugen”.? Er 
fagt, man müffe ſich ganz von der Vorftellung losmachen, als ob „Bundes; 
tag“ und „Deutfchland“ identifche Begriffe feien.? Preußen werde vielmehr 
feine deutfchen Gefinnungen unabhängig von der Bundesverfammlung zu 
betätigen haben. In diefem Zufammenhang gebraucht er die Wortet: 
„Es gibt nichts Deutfcheres als gerade die Entwidlung richtig verſtandener 
preußifcher Partikularintereffen. . . . Preußen würde aber für die Erfüllung 
feiner Aufgabe in Deutfchland erft volle Freiheit erlangen, wenn es auf; 
hörte, erheblihen Wert auf die Sympathien der mittelftaatlihen Regie, 
rungen zu legen.” 





ı Bol, bef, die geoße, Bismards Frankfurter Erfahrungen zufammenfaffende Denkſchrift 
v. März 1858, Poſchinger 4, 487. 

2 Yn Gerlach, 25. Nov. 1853 (Ausg. v. H. Kohl 105). Vgl. auch 18. Dez. 1853 (S. 111): 
„Unter wahrhaft deutfcher Politik verfteht eigentlich jede Negierung etwas anderes; im 
ganzen kann man fagen, daß jeder damit dasjenige bezeichnet, was er vom anderen vers 
langt,” 

An Gerlach 19. it. 20. Dei. 1853 (©. 116, 117). Vol. ferner die oben zit. Dentfchrift v. 
Märı 1858, 

* Dentfheift v. Märg 1858, Pofhinger 4, ©. 499 u. 507. Vol. den Entwurf 
dazu Bismard-Jahrbuh 2, 93f. 
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Hiermit fommen wir auf den zweiten Punkt, in dem Bismards Frank; 
furter Erfahrungen von Bedeutung für feine Stellung zur deutfchen Frage 
geworden find. Er mußte ja immer deutlicher erkennen, daß außer Öfterreich 
auch die Regierungen der deutfchen Mittelftaaten die unverfühnlichen Geg- 
ner jeder Machtfteigerung Preußens in Deutfchland fein würden. In der eben 
bereits angeführten Denkfchrift fagt er, Preußens Intereſſen fielen zwar 
mit denjenigen der meiften Bundesländer zufammen, nicht aber mit denen 
der einzelftaatlichen Negierungen. Ein andermal meint er, nicht das Ver; 
frauen zu Preußens deutfcher Gefinnung und Uneigennüßigfeit werde die 
fleineren Staaten geneigt machen, fih ihm anzufchließen, fondern allein 
die Furcht, daß es ihnen fohlecht gehen werde, wenn fie gegen Preußen 
Partei nähmen.! Namentlich die zwifchen die beiden Hälften des preußifchen 
Gebietes eingefeilten norddeutfchen Staaten — Hannover, Heffen und 
Naſſau — erfchienen ihm als die natürlichen Gegner einer preußifchen 
Politik, wie er fie befürmwortete. Ste mußten fich fagen, daß ihre Eriftenz für 
Preußen eine ſchwere Gefahr bedeute, fobald fie eine eigene Politik treiben 
wollten und folange man in Berlin darauf rechnen müffe, fie im Falle 
eines friegerifchen Konfliftes auf der gegnerifchen Seite zu fehen. Er fagt 
von ihnen: „Im Kriege wird ihr Verhalten duch Furcht oder Mißtrauen 
für oder gegen ung bedingt, und das Mißtrauen wird ihnen fein Engel 
ausreden können, folange e8 noch Landkarten gibt, auf die fie einen Blid 
werfen fönnen.”? 

Aus diefen Erwägungen heraus kommt Bismard zu dem Ergebnis, daß 
Preußen auch auf die Regierungen der Mittelftaaten feine Nüdficht nehmen 
dürfe, fondern fie als natürliche Gegner feiner Politif betrachten müſſe. 

Jedoch erfcheint die gewaltfame Abrechnung mit Öfterreich und den Mittels 
ſtaaten und die Begründung eines Fleindeutfchen Reiches unter preußifcher 
Hegemonie ihm feineswegs als die fofort ausfchließlich u erfirebende Löfung. 
Sie ift die befte, weil gründlichfte, und bei der Haltung der übrigen deutfchen 
Staaten auch diejenige, zu der e8 aller Wahrfcheinlichkeit nach kommen wird. 
Aber Bismard läßt auch die Möglichkeit nie ganz aus dem Auge, daß viel; 
leicht in Öfterreich und in den Mittelftaaten eine andere Richtung ans Ruder 
fommen fünne, und daß man alsdann dort bereit fein werde, mit Preußen 
eine friedliche Auseinanderfegung unter annehmbaren Bedingungen einz 
zugehen. So fpricht er wiederholt davon, daß es vielleicht möglich fei, fich 
mit Öfterreich über die Feftfegung einer „geographifchen oder politifchen 
Demarfationslinie” zur Abgrenzung der beiderfeitigen Einflußgebiete in 





ı An Gerlad) 25. Dit. 1854 (©. 176), 15. De. 1854 (©. 180). 
2 An Gerlad 2. Mai 1857 (©. 318), vgl. 30, Mai (©. 334). 
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Deutfchland zu einigen! Natürlich follte dabei Norddeutfchland an Preußen 
überlaffen werden. Ob ihm eine derartige Verftändigung wirklich als erreichz 
bar und wünfhenswert erfchien, oder ob er mit diefen Andeutungen nur 
den ihm zur Genüge befannten Gefinnungen König Friedrich Wilhelms IV. 
und der Kamarilla entgegenfam, muß fehr zweifelhaft erfcheinen. Das 
Wahrfcheinlichite blieb ihm jedenfalls immer, daß Preußen um feine und 
Deutfchlands Zukunft gegen Öfterreich und die Mittelftanten werde kämpfen 
mäffen; und er felbft war entfchloffen, ſoviel an ihm lag, diefe Löfung 
herbeiführen zu helfen. 

Sam es aber zu diefem gefährlichen Kampfe, fo galt eg, dafür alle 
Bundesgenoffen heranzuziehen, die irgend zu haben waren. Bon diefem 
Gefihtspunft aus hat Bismard befanntlich fhon in Frankfurt immer 
empfohlen, ein gutes Verhältnis zu Frankreich anzuſtreben. Aber es 
gab auch in Deutfchland felbft Bundesgenoffen, die man in Betracht 
sieben konnte. Wenn Bismard, wie wir ſchon gehört haben, zwar die Deutz 
fhen Regierungen für natürliche Gegner einer Löfung der deutfchen Frage 
im Sinne Preußens hielt, fo erblicdte er doch feinen Widerfpruch zwifchen den 
Antereffen Preußens und denen des deutfchen Volkes, Gab es ein legis 
times Organ zur Geltendmachung der leßteren, fo fonnte Preußen hoffen, 
bier Unterffüßung zu finden. Im Frühjahr 1859 fagte er zu Herrn von 
Unruh, für den fünftigen Krieg gegen Öfterreich habe Preußen num einen 
zuverläffigen Bundesgenoffen, das deutfche Volk? Bon diefem Ausgangs; 
punfte her begann Bismard fih dem Gedanken zu nähern, daß neben den 
Bundestag ein deutfches Parlament treten müffe. In ihm hoffte er ein Gegen⸗ 
gewicht gegen die Sonderbeftrebungen der Höfe zu finden. Bedenklich konnte 
es nur erfcheinen, ob nicht durch eine folche Einrichtung die Lebenskraft des 
beftehenden Bundes verftärft werden würde, was Bismard ja unter allen 
Umftänden zu vermeiden wünſchte. Schon aus Diefem Grunde mußte 
es ihm beffer erfcheinen, diefes populäre Element nicht direkt der alten 
Bundesverfaffung einzugliedern, fondern lieber den bereits unter Preußens 
Führung ftehenden Zollverein durch die Berufung eines Zollparlamentes 
in volfstümlicher Richtung auszubauen.’ 

Es ift durchaus nicht zu verfennen, daß fih Bismard in diefen Jahren 
in manchen Beziehungen den Anfchauungen bedeutend genähert hat, die 
im Jahre 1849 von der Frankfurter Nationalverfammlung vertreten wurden! 


An Gerlach 20. Febr, 1854 (©, 129), 28, April 1856 (S. 294). 

9,8, v. Unruh, Erinnerungen, hersg. v. Pofhinger, ©. 209. 

Bol, f, Schreiben an v. Below⸗Hohendorf vom 3. April 1858 (v. Poſchinger, 3, 
agßf. mit falfhem Datum) korrelt im Bismard⸗Jahrbuch 3, 126. 

* Er felbft war fi bdeffen bewußt, wie der in der vorigen Anm, zitierte Brief zeigt, 
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Wie fie will er jet ein kleindeutſches Reich ohne Öfterreih, Einfchrän; 
fung der Selbftändigfeit der Mittelftaaten und eine gefamtdeutfche Volks; 
vertretung. Aber troßdem bleibt auch jeßf noch der Unterfchied zwiſchen 
feinen Anfchauungen und diefen früher von ihm fo heftig befämpften Ten; 
denzen groß genug. Denn das Parlament, wie er es fich denkt, foll doch 
im wefentlichen nur ein Hilfsmittel fein, um die Sonderbeftrebungen der 
Einzelregierungen niederzuhalten, feineswegs aber der Mittelpunkt des 
ganzen gefamtdeutfchen Staatslebeng oder gar die oberfte leitende Inftanz.! 
Es fol in feiner Kompetenz eng begrenzt fein, fich im mwefentlichen nur mit 
den wirtfchaftlihen und den eng damit zufammenhängenden rechtlichen 
Fragen befchäftigen. Es fol auf feinen Fall fo ftark fein, daß es Preußen 
felbft in feinem inneren Staatsleben beeinfluffen oder der äußeren Politik des 
Bundes die Richtung geben könnte. Die Leitung des neuen Bundes, wie 
ihn Bismard fich denkt, fol durchaus bei der preußifchen Regierung liegen; 
eine einheitliche Politik gegenüber dem Auslande, militärifcher Zufammen; 
ſchluß zum Schuß des deutfchen Gebietes und eine gemeinfame Wirtſchafts⸗ 
politif, damit fol der Wirfungsfreis des Bundes überhaupt erfchöpft 
fein; in allen anderen Beziehungen follen Preußen und alle übrigen Einzel; 
ftaaten ihre volle Selbftändigfeit bewahren. Er hält auch jeßt noch am feiner 
alten Definition der deutſchen Einheit feft, wonach fie wefentlich Einigkeit 
gegenüber dem Auslande, nicht aber Gemeinfamfeit des inneren Staats; 
lebens ift. Nur in der Hereingiehung der wirtfchaftlichen Fragen in die 
Kompetenz des Bundes wird man eine Abweichung von dem früheren 
Programm erfennen können; auch diefe Fragen hatte er erft in Frankfurt 
eingehender praftifch kennen gelernt, und war fich ihrer Bedeutung bewußt 
geworden,.? Für ihre Erledigung fraute er auch einem Parlament gewiß die 
Befähigung zu, während er fonft feiner früheren Anfhauung nicht untren 
geworden fein wird, „daß Bauern und Kleinftädter nicht geeignet find, um 
Gefege zu machen und europäiſche Politik zu treiben“ .? 

Nachdem Bismard Frankfurt verlaffen hatte und zum Gefandten in 
Petersburg ernannt war, hat er fein Programm noch einmal zufammenz 
gefaßt in dem Briefe, den er am ı2. Mai 1859 an den Minifter von Schleiniß 
gefhrieben hat.“ Die augenblidlihen Bundeseinrichtungen find eine 





wo er er davon fpricht, daß man die geplanten Einrichtungen den Unionsprojeften von 
1849 entnehmen fünne. Vgl. ferner unter ©. 499 Anm. 4 

ı Dies betont mit Recht Lenz, Geh. Bismards (3. Yufl.) S. 130 

2 Die erften Anzeichen davon in feinem Briefe an Gerlach v. 22. Juni 1851 (S. 8.). 

> An Frau v. Bismard ıı. Sept. 1849 (©. 154). 

+ Bigmards Briefe an Schleinis ©, 11f. — Bismard hat im April 1866 erzählt (Aus 
d. Leben Th. v. Bernhardis 6, 296), daß er damals habe Minifter werden follen und 
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drüdende, in fritifchen Zeiten lebensgefährliche Feffel für Preußen; der 
Bund wird tatfächlich nach den Intereffen Öfterreichs geleitet, von Preußen 
unbedingte Nachgiebigkeit gegenüber der Mehrheit verlangt. Namentlich) 
in der orientalifhen Frage feien die wahren deutfchen Intereſſen 
offenbar von Preußen und nicht von Öfterreich verfreten worden!, und 
trotzdem habe die Mehrheit der Regierungen auf der Seite Öfterreichs 
geftanden, nur um Preußens Einfluß niederzuhalten. Man wolle einen 
Bund mit Öfterreichifcher Spige auf Koften Preußens ausbilden, und die 
Mittelftaaten wünfchten Preußen nur fo ſtark zu fehen, daß es ihnen als 
Gegengewicht gegen übertriebene Anfprüche Öſterreichs dienen könne. 
Preußen könne fih aber nicht der Möglichkeit ausfeßen, daß eine deratige 
Mehrheit über feine Politif und bewaffnete Macht disponieren dürfe. Ins 
dem die Mehrheit des Bundestags ihre Kompetenz in diefem Sinne auf 
faffe, befundeten ihre Führer, „daß fie die Sache Deutſchlands, welche 
fie im Munde führen, fo verftehen, daß fie nicht zugleich die Sache Preu— 
Gens fein fann, wenn wir ung nicht aufgeben wollen.“ Einer derartigen 
Majorifierung müſſe fih Preußen unter allen Umftänden nötigenfalls durch 
Sprengung des Bundes widerfegen. Die preußifhen Blätter feien allerz 
dings zu diefer Erfenntnis noch nicht gelangt. „ES iſt fo weit gefommen, 
daß kaum noch unter dem Mantel allgemein deutfcher Gefinnung ein preußi⸗ 
{ches Blatt fich zu preußiſchem Patriotismus zu befennen wagt... Das 
Wort „deutſch“ für „preußifch” möchte ich gern erſt dann auf unfere Fahne ges 
fchrieben fehen, wenn wir enger und zweckmäßiger mit unferen übrigen 
Landsleuten verbunden wären als Bisher; es verliert von feinem Zauber, 
wenn man e8 fchon jeßt, in Anwendung auf feinen bundestäglihen Nerus, 
abnützt. . . . Jch fehe in unferem Bundesverhältnig ein Gebrechen Preußens, 
welches wir früher oder fpäter ferro et igni werden heilen müffen, wenn wir 
nicht beizeiten in günftiger Jahreszeit eine Kur dagegen vornehmen. Wenn 
heut lediglich der Bund aufgehoben würde, ohne etwas anderes an feine 
Stelle zu feßen, fo glaube ich, daß ſchon auf Grund diefer negativen Er; 
rungenfchaft fih bald beffere und natürlichere Beziehungen Preußens zu 
feinen deutfhen Nachbaren ausbilden würden als die bisherigen.“ 

Über die Urt, wie er fich die engere und zweckmäßigere Verbindung mit 
dem König feinen Plan einer Bundesreform mit deutfhen Parlament im Gegenfat zu 
Hfterreih entwidelt habe; der König babe fich aber für Schleinig entfchieden, der ein Zus 
fammengeben mit Öfterreih befürwortet habe; darauf fei er mach Petersburg verfegt 
mworben. Db dies richtig ift, laͤßt fich bisher nicht feftftellen. 

NAhnlich fagt er bei einem fpätereren Nüdblid auf die Brankfurter Zeit; er babe dort 
8 Yahre lang „einen mühfamen und undankbaren Kampf für Preußens und Deutfchs 
lands wahre Intereffen gegen das dfterreichifche Lügennetz gekämpft” (an Bernftorff 
15. Jan, 1862, Bismard⸗Jahrbuch 6, 119). 
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den übrigen Landsleuten vorftellt, fpricht ſich Bismard hier nicht näher aus. 
Noch im Dftober 1859 rät er dem Minifter ausdrüdlich!, pofitive Vorfchläge 
für eine Neugeftaltung Deutſchlands zu vermeiden, offenbar, weil er die 
zeit dafür noch nicht als gefommen betrachtet und zunächſt die Haupt⸗ 
aufgabe in der Befeitigung des beftehenden Zuftandes erblidt. Über die 
Richtung feiner Wünfche gewährt es ung aber einen Fingerzeig, wenn er 
wenige Wochen fpäter empfiehlt”, bei der Beratung über die Verbefferung 
der Heeresverfaffung offen das Kommando über die norddeutfchen Bundes; 
korps für Preußen zu fordern. Auch das gemeinfame deutfche Parlament 
fehlt in feinen Vorſchlägen aus diefer Zeit nicht; ſchon im April 1860 
zeigt er fich geneigt, Öfterreich damit zu ängfligen.? In einem Entwurf 
aus dem Frühling 1860 will er, falls fich auf dem Wege der Bundesgeſetz⸗ 
gebung eine Verbefferung der deutfchen Heeresverfaffung nicht erreichen läßt, 
diefes Ziel außerhalb des Bundes unter Beteiligung der Nation zu erreichen 
fuchen; e8 ift dabei wohl an Spegialverträge und ein Unionsparlament für 
die beitretenden Staaten gedacht. Aufs Fräftigfte betont er hier, daß Deutfch; 
land gegen äußere Gefahren nur gefichert fei, „wenn feine Bevölferung in 
einmütiger Erhebung für ein nationales Gefamtintereffe eintritt”. In der 
Fähigkeit des deutfchen Volkes, fich als Einheit zu fühlen, liege allein das 
Bindemittel, welches den Bundesvertrag zu etwas anderem als zu einem 
gewöhnlichen Vertrage benachbarter Souveräne mit der herfömmlichen 
Klanfel der ewigen Dauer machte. Jedoch fomme es darauf an, die 
Einheitsbeftrebungen in ſolchen Grenzen zu halten, daß die hiftorifch 
überfommenen Rechte der Einzelftaaten nicht zu fehr beeinträchtigt würden.“ 
Die gleichen Gedanken entwidelte er im Juli 1861 mündlich dem badifchen 
Minifter v. Roggenbach>, fügte aber noch hinzu, daß dem Parlament ein uns 
verantwortliches Kollegium von Negierungsbevollmächtigten gegenüber; 
ftehen müffe, deffen Verhandlungen geheim blieben, damit man niemanden 
zur Rechenfchaft ziehen könne. 

Endlich ftelli er in der großen Badener Denffchrift über die deutfche Frage 
von 1861° eine nationale Vertretung des deutfchen Volkes bei der Bundeszen⸗ 
tralgewalt als das einzige Mittel hin, um den divergierenden Tendenzen 


ı Yn Schleinig 8. Oktober 1859 (©, 49). 

* An Schleinig 19. Dez. 1859 (©. 54). 

® An Schleinig 19. April 1860 (©. 63). 

Bis marck⸗Jahrbuch 6, ggf. Er fagt hier über die Beftrebungen von 1848, ihr Mißlingen 
bemeife nicht, „Daß das Streben nach vollflommenen Bürgfchaften für Deutfhlande Zukunft 
ein unberechtigtes“ gemwefen fei, fondern nur, daß man in der Wahl der Mittel fehlgegriffen 
habe, 

s Sammer, Franz v. Roggenbach zof. 

Bis marck⸗Jahrbuch 3, 193 f. Bismardbriefe 315 f. 


Brandenburg, Anterſuchungen. 32 
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dnnaftifcher Sonderpolitif mit Erfolg entgegenzuarbeiten. Über deren Kom; 
petenz äußert er fich folgendermaßen: „Die weiteften Grenzen ihrer Wirk; 
famteit würden immer nur die Beflimmungen über die Wehrfraft des 
Bundes und die Zoll; und Handelsgefeßgebung mit dem Gebiete der vers 
wandten materiellen Sntereffen umfaffen, fo daß die Negierungsgewalt im 
Innern jedem Staate unverfümmert bliebe. Für die Intelligenz und die 
fonfervative Haltung einer ſolchen Vertretung würde e8 einige Bürgfchaft 
gewähren, wenn ihre Mitglieder nicht direft von der Bevölkerung, fondern 
von den einzelnen Landtagen erwählt würden.” Neben der Reform des 
Bundesfriegswefens und der Einführung einer Volksvertretung fordert 
Bismard hier wiederum eine neue Verteilung der Stimmen am Bundes; 
tag, damit der tatſächlichen Machtftellung der Großmächte auch der ent⸗ 
fprehende rechtliche Einfluß in der Zentralbehörde gefichert fei. Bei Erz 
weiterung der Kompetenz würde außerdem Preußen ein Veto gegen Mas 
joritätsbefchlüffe erhalten müſſen. Als das pofitive Ziel, welches die Neform 
erſtreben foll, erfcheint es in erfter Linie, Deutſchland die ihm gebührende 
Geltung in Europa zu fihern und e8 von der Sorge vor Angriffen der Nach 
barn zu befreien. Gemeinfchaftliche Heereseinrichtungen, denen die gez 
meinfchaftlihen Einnahmen aus den Zöllen und den verwandten Abgaben 
als Budget und eine gemeinfame Gefeßgebung für Handel und Verkehr 
als Ergänzung dienen, erfcheinen ihm als ausreichend zur Erreichung dieſes 
Zwedes. Das Haupthindernig für die Ausführung befteht in der Unmögs 
lichkeit für HÖfterreich, fih ehrlih an einem ſolchen Bunde zu beteiligen, 
und in dem Souveränitätsbewußtfein der Einzelftanten, welches zu einer 
in früheren Zeiten unbefannten Höhe geftiegen iſt.“ Bismard hält es daher 
nicht für möglich, diefe Reformen auf dem normalen Wege der Bundes 
gefeßgebung einzuführen, fondern meint, man folle neben dem Bunde durch 
fündbare Verträge mit denjenigen Einzelftaaten, die fich dazu bereit erz 
klären würden, eine engere Vereinigung begründen, Die gemeinfame Volks— 
vertretung könne zunächſt in der Form eines Zollparlaments unter gleichz 





-— 


’ Un v, Below⸗Hohendorf 22. Aug. 1860, (Bismardbriefe 295). „Ich babe... nie etwas 
anderes getan, als uns auf die eigene und die im Falle eines Krieges aufjubietende nationale 
Kraft Deutfchlands zu verlaffen.” Er hält dies für eine wahrhaft deutfche Politik und ſchilt 
über das „einfältige Bedervieh der deutfchen Preffe“, weil es gar nicht merke, „daß es gegen 
das beffere Teil feiner eigenen Beftrebungen arbeitet, wenn es mich angreift,“ 

* Ahnlihe Auferungen in feinem Briefe an Legationsrat v. Wengel v. 3. Febr, 1860. 
(Bismardbriefe 282): „Die von des Nheinbundes und der Bundesafte Gnaden fouveränen 
Kleinftaaten lönnen ihren Partitularismus auf die Dauer gegen den Strom ber Zeit nicht 
halten,” Berner in den befannten Briefen an Noon v. 2. Juli 1861 (a. a, O. 306) und v. Bea 
lowsHhohenborf v. 18. Sept. 1861 (a. a. D. 314), wo er von dem „unbiftorifchen ganz gott⸗ 
und rechtlofen Souveranltaͤtsſchwindel der deutſchen Fürſten“ ſpricht. 
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zeitiger Umgeſtaltung der Verfaſſung des Zollvereins ins Leben gerufen 
werden. Jedenfalls müſſe Preußen darauf bedacht ſein, den deutſchen 
Fürſten die Beruhigung zu geben, daß ſie nicht mediatiſiert werden, ſondern 
nur einzelne beſtimmte Hoheitsrechte zugunſten der Geſamtheit aufgeben 
folften!; ebenſo müſſe es aber auch Wert darauf legen, dem deutſchen Volke 
zu zeigen, daß e8 eine wirkliche, den vorhandenen Bedürfniffen entfprechende 
Reform des Bundes erfirebe. 

Sicherlich hat Bismard nicht geglaubt, daß dies Ziel auf dem Wege der 
von ihm empfohlenen Sonderverträge, alfo durch Wiederaufnahme der 
Radowitziſchen Unionspläne ohne Krieg wirklich erreicht werden fünne.? Er 
hat offenbar nur dem König die Hoffnung laffen wollen, daß eine 
durchgreifende Reform auch auf friedlihem Wege zu erzielen fei. Aber 
das Programm felbft entfpricht vollfommen feinen früheren Gedanfen und 
faßt diefe noch einmal Kar und ſcharf zufammen.? 

Ganz in demfelben Sinne äußerte er im März 1862, ein Parlament fei 
geeignet, die Sonderbeftrebungen der Heinen Fürften einzuſchränken. Wenn 
er damals ſchon die nötige Erfahrung gehabt hätte, fo würde er 1849 Rado⸗ 
wig unterftüßt haben; deffen Irrtum fei nur gewefen, daß fich Öfterreich ohne 
Kampf aus Deutfchland verdrängen laffen werdet Überhaupt machte er in 
Petersburg Fein Hehl daraus, daß nach feiner Anficht Preußen die Führung 
der Bundesarmee und die diplomatifche Vertretung der Gefamtheit gegenz 
über dem Ausland erhalten müſſe.“ 

Im Herbft 1862 übernahm Bismard dann felbft die Leitung der preußiz; 
ſchen Politik, Jetzt, wo er die Verantwortung für die Zukunft diefes Staates 

ı Ipnlih an v. BelowsHohendorf 18. Sept. 1861 (a. a. D. 314 f.): Die Änderung der 
Bundesverfaffung fol auf gefegmäßigem Wege erftrebt werden und „über das zur Sichers 
heit und zum Gebeihen aller erforderlihe Maß nicht hinausgehen“. Auch hier erfcheinen als 
notwendig: firaffere Zufammenfaffung der deutfhen Wehrkraft, gemeinfame Inftitutionen 
zum Schuß der materiellen Intereffen, eine entweder dem Bunde oder dem Zollverein ans 
gegliederte Volfsvertretung auf fonfervativer Grundlage. 

2 Nicht lange nachher ſchrieb er an Bernftorff (28. Juni 1862, Bism.⸗Jahrb. 6, 154): „man 
dürfe fich nicht der Hoffnung überlaffen, „Öfterreich werde jemals freiwillig einer Vers 
befferung unferer Stellung in Deutfchland zuſtimmen.“ 

3 Lenz, Geſch. Bismards (3. Aufl.) S. 126f. gibt eine ausgezeichnete Analyfe der Denk; 
ſchrift und betont mit Recht den Gegenfag zu den Beftrebungen von 1848, fowie die Rüdficht 
auf die Anfhauungen des Königs. Es tritt hier aber nicht ganz deutlich hervor, daß auch 
die Parlamentsidee von Bismard ſchon feit Jahren erwogen und zu einem feften Beftandteil 
feines Reformprogramms geworden war. DB die Zufammenfegung des Parlaments aus 
Delegierten der einzelnen Landtage nur gefordert wurde, um dem König den ganzen Ge; 
danken annehmbarer zu machen oder ob Bismard felbft damals noch in diefer Möglichkeit 
eine befriedigende Löfung fah, möchte ich dahingeftellt laſſen. 

* Keudell, Fürft u, Fürftin Bismard 37. 

5 An Bernftorff 27. Febr. 1862 Bism.-Jahrbuh 6, 130. 





32* 


300 Bismard als Minifterpräfident. 


auf feinen Schultern ruhen fühlte, fonnte er noch weniger als früher ge; 
neigt fein, deffen Selbftändigfeit und Eigenart antaften zu laffen. Er hat 
auch als Minifterpräfident feine früheren Grundgedanken durchaus feft; 
gehalten. Es blieb feine Überzeugung, daß die Einheit Deutfchlands nur 
durch Preußen gefchaffen werden fünne, und daß die notwendige Voraus; 
feßung dazu eine möglichſt große Verftärfung der preußifhen Macht: 
ftellung fei. Ebenfo blieb er überzeugt davon, daß Öfterreich an einer folchen 
Einigung der übrigen deutfchen Staaten nicht werde teilnehmen können und 
daß e8 die wichtigfte Aufgabe fein werde, den Kaiferftaat dazu zu bringen, 
daß er gutwillig oder gezwungen die Gründung eines folchen engeren Bunz 
des unter Preußens Führung zulaffe. Auch darin blieb er den früher ent; 
widelten Gefichtspunften freu, daß er die Kompetenz der Bundesgewalt 
möglichft fcharf begrenzen und den Einzelftaaten die Selbftändigfeit ihres 
inneren Lebens wahren wollte. Endlich erblidte er immer noch einen wich; 
tigen Bundesgenoffen in der nationalen Bewegung im deutſchen Volke, die 
ihren legitimen Ausdruck in einem deutfhen Parlament finden follte; auch 
daran hielt er zunächft feft, daß ein Zollparlament den Yusgangspunft für 
diefe Entwidlung bilden folle.! 

Die Veränderungen, die wir froß diefer gleichbleibenden Grundanfhaus 
ungen in feinen Außerungen wahrnehmen, wenn wir fie mit den früheren 
vergleichen, erklären fich im mefentlihen daraus, daß er als leitender 
Staatsmann in viel höherem Grade auf die jeweilige politifche Lage und die 
von ihre bedingten Schwierigkeiten Rüdficht nehmen mußte als bisher. 
Taktifhe Erwägungen beginnen feine allgemeinen Anſchauungen ftärfer 
zu beeinfluffen und gelegentlich zu durchkreugen. 

An dem erften Jahre feines Minifteriums hatte er vor allen Dingen bie 
von Öfterreich und den Mittelftaaten ausgehenden Beftrebungen auf eine 
Neform des Bundes zu befämpfen. Sie gingen darauf hinaus, die Kom; 
petenz der Bundesgewalt auszudehnen und diefe zugleich fo zu organifieren, 
daß Sſterreichs Übergewicht fichergeftellt werde, folange es mit den Mittel; 
ftaaten einig bleibe, und daß im Falle einer Meinungsverfchiedenheit 
zwifchen den beiden Großmächten den Mittelftaaten die Entfeheidung in die 
Hand gegeben werde, Das Verlangen nach einer deutfchen Volksvertretung, 
dem Öfterreich fich niemals fügen fonnte, wenn e8 nicht feine Staatseinheit 
jerreißen wollte, follte durch das Surrogat einer von den einzelftaatlichen 
Parlamenten gewählten Delegiertenverfammlung mit beratender Stimme 
fheinbar befriedigt werden. 

Bon feinem Standpunkt aus konnte Bismard hierin feine für Preußen 
189 fprad er fih am 15. Dftober 1862 8. Detker gegenüber aus, f. deff. Lebens, 
erinnerungen 3, 334f. 





Bismards Neformprogramm von 1863. 501 


annehmbare und für das deutfche Volk vorteilhafte Löfung der ſchwebenden 
Stagen erbliden. In dem Votum, das er im Namen Preußens bei der 
Abſtimmung über dag Delegiertenprojeft am 22. Januar 1863 beim Bunz 
destag abgeben ließ!, erflärte er eine folhe Berfammlung für eine praftifch 
bedeutungslofe Einrichtung, die nur geeignet fei, den am fich ſchon ſchwer— 
fälligen Gang der Gefchäfte bei der Bundeszentralbehörde noch mehr zu 
verlangfamen. „Nur in einer Vertretung, welche nach Maßgabe der Be; 
völferung jedes Bundesftaates aus leßterer durch unmittelbare Wahl her; 
vorgeht, kann die deutfche Nation dag berechtigte Drgan ihrer Einwirkung 
auf die gemeinfamen Angelegenheiten finden. . . . Um ihr einen befriedigen; 
den Wirkfungsfreis und zugleich eine erhöhte Bedeutung für die Einigfeit 
und Feftigfeit des Bundes zu gewähren, würde dem zentralen Organismus 
duch Abänderung und Erneuerung der Bundesverträge die dem jeßigen 
Bundestag fehlende gefehgebende Gewalt für das Bundesgebiet beigelegt 
und deren Umfang in einer der Tätigkeit eines deutfhen Parlamentes wür; 
digen Ausdehnung bemeffen werden müſſen.“ Nur einer folden Ber; 
fammlung werde Preußen zuftimmen fönnen, nicht aber einem Delegierten; 
parlament, welches nicht einmal als eine Abfchlagszahlung gegenüber dem, 
was die nationale Bewegung fordere, betrachtet werden könne, fondern viel⸗ 
mehr eine Ablenkung von dem von diefer erfirebten Ziele bedeute? Er hebt 
ferner die Schwierigkeit hervor, die darin beftehe, daß ein Teil des Bundes; 
gebietes mit Ländern außerdeutfher Nationalität zu flaatlicher Einheit 
verbunden ſei; denn es fei ebenfo unmöglich diefe fremden Nationen zur 
Bildung einer deutſchen WVolfsvertretung heranzuziehen, wie ihnen zus 
zumuten, „ihre Gefeßgebung aus den Händen einer ihnen fremden Volfg; 
verfrefung zu empfangen”. Solange diefe Schwierigkeit nicht behoben wer; 
den könne, halte Preußen eine wirkliche Reform des Bundes für undurch— 
führbar, und fönne eine Befferung nur auf dem Wege befonderer Ab; 
machungen mit den einzelnen dazu geneigten Staaten anftreben. 

Es muß auffallen, daß Bismard hier dem deutfchen Parlament einen 
ausgedehnteren Wirkungskreis zuzuweiſen feheint, als er dies in feiner Denk; 
fhrift von 1861 getan hatte; auch hatte er damals felbft eine aus der Wahl 
der einzelftaatlihen Parlamente hervorgehende Gefamtvertretung befürs 
wortet, während er hier zum erftenmal beftimmt die Forderung eines aus 
unmittelbaren Wahlen der Bevölferung hervorgehenden Parlamentes aus; 
fpricht. Für das letztere liegt die Erklärung jedenfalls teilweife in der zus 
nehmenden Schärfe des inneren Konflikts in Preußen, Wie hätte Bismard 
wünfhen fönnen, einem deutfchen Parlament gegenüberzutreten, in dem 

: Hahn, Fürft Bismard ı, 78 f. 

2 So in der Erflärung Preußens beim Bundestage vom 18. Dez. 1862 bei Hahn 1,77 f. 
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vielleicht der dritte Teil der Abgeordneten aus feinen heftigften heimifchen 
Gegnern beftand? Dazu fam, daß ein aus direften Wahlen heruorgehendes 
Parlament, wie Bismard wohl wußte, von Öfterreich ſowohl wegen der Er; 
innerung an 1848 als auch wegen der zu befürchtenden Rüdwirfung auf feine 
inneren Zuftände abgelehnt werden mußte, während ein folder Vorſchlag 
zugleich geeignet war, die öfterreichifchsmittelftantlihen Pläne in der öffent; 
lichen Meinung Deutfchlands zu diskreditieren und zu überbieten; es follteden 
Anhängern der nationalen Beftrebungen gezeigt werden, daß fie von Preußen 
mehr zu erwarten hatten als von jenen. Zweifellos näherte fich Bismard durch 
die Aufftellung diefes Programms wieder um einen neuen Schritt den Beſtre⸗ 
bungen von 1849. Daß er indeffen die Bedeutung des Parlaments niemals 
die im Intereffe der Selbftändigkeit der Einzelftaaten notwendige Grenze übers 
fchreiten laſſen wollte, zeigen feine fpäteren Nußerungen zur Genüge. Wenn 
er bier nur in allgemeinen Ausdrüden von der Notwendigkeit fpricht, dem 
deutfchen Parlament einen angemeffenen Wirkungskreis zu fehaffen, die 
von ihm ſtets für nötig gehaltenen Einſchränkungen feiner Kompetenz aber 
nicht erwähnt, fo wird man den Grund hierfür in taktifchen Nüdfichten zu 
fuhen haben. Wollte man die nationale Bewegung gewinnen, deren 
Träger ja wefentlich das liberale Bürgertum war, fo mußte man ihre ein 
deutfches Parlament, das einen wirklichen Einfluß auszuüben in der Lage 
war, in Yusficht ftellen. Und wollte man den Anhängern geoßdeutfcher Ges 
danken recht eindringlich die Unmöglichkeit vor Augen flellen, Öfterreich 
in einen engeren Bund mit hineinzuziehen, fo gab es dazu wiederum fein 
befferes Mittel als den Hinweis darauf, daß ein ſolches Parlament von 
Hfterreich niemals zugeftanden werden könne. 

Die gleichen Gefichtspunfte wurden von Bismard geltend gemacht, als 
es fih um die Stellungnahme Preußens zu den Befchlüffen des Frank 
furter Fürftentags im Herbft 1863 handelte, die ja auf denfelben Grund, 
lagen ruhten, wie das eben erwähnte Delegiertenprojeft. In feiner Des 
pefche vom 21. Auguft! hebt Bismard hervor, daß das neue Reformprojekt 
weder der berechtigten Stellung der preußifchen Monarchie noch den bes 
rechtigten Intereſſen des deutſchen Volkes entfpreche. Preußen folle feiner 
GSelbftändigfeit entfagen zugunften einer Behörde, in der ihm nicht 
dasjenige Maf von Einfluß zuftehe, auf welches es berechtigten Anfpruch 
habe. Die Gegenforderungen, die er am ı5. September aufftellte?, bes 
tonten zunächft als die Hauptfchwierigkeit jeder Neform, daß es ſchwer fei, 
zugleich die Zentralgemwalt kräftiger zu geftalten und doch die berechtigte 





ı Hahn 1, 148. 
2NA. a. O. 140 f. 
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Unabhängigkeit der Einzelſtaaten zu erhalten. Diefe Schwierigkeit wachfe, 
wenn der Bund nicht nur feinem urfprünglihem Zwecke gemäß die Sicher; 
beit nach außen gewährleiften, fondern auch in der äußeren und inneren 
Politik die Zwecke eines einheitlichen Staatsweſens erfüllen folle. Jeden; 
falls könne der Bund eine einheitliche Gefamtpolitif nur dann haben, wenn 
bei jeder Aktion das Einverfländnis der beiden Großmächte gefichert fei, 
und es müffe daher jeder von ihnen ein Veto gegen Kriegserflärungen 
zuftehen, falls nicht etwa das Bundesgebiet angegriffen fei. Nur auf der 
Einigfeit der beiden Großmächte beruhe die Kraft und die Sicherheit Deutſch⸗ 
lands. „ES wäre eine verhängnisvolle Selbfttäufhung, wenn Preußen 
fih zugunften einer fcheinbaren Einheit Beſchränkungen feiner Selbft- 
befimmung im voraus auflegen wollte, welche es im gegebenen Falle 
tatfächlich zu ertragen nicht imftande wäre.’ In der Leitung des Bundes 
müffe Preußen, das innerhalb des Bundes eine größere Volkszahl als 
Hfterreich habe, den Anfpruch auf vollfommene Gleichheit mit dem Kaifer; 
ffaat erheben. Endlich fei als dasjenige Organ, welches allein die Sonder; 
intereffen der einzelnen Staaten im Intereffe der Gefamtheit Deutſchlands 
jur Einheit vermitteln fünne, eine Volksvertretung anzufehen, die aus 
direkter Beteiligung der ganzen Nation hervorgehe. „Nur eine folche Ver; 
fretung wird für Preußen die Sicherheit gewähren, daß e8 nichts zu opfern 
hat, was nicht dem ganzen Deutfchland zugute komme.“ Das Spiel und 
Widerfpiel dynaſtiſcher und partifulariftifcher Intereſſen müffe bier fein 
Gegengewicht finden. „In einer Verfammlung, die aus dem ganzen 
Deutfchland nach dem Maßftab der Bevölkerung durch direkte Wahlen her; 
vorgeht, wird der Schwerpunft, fo wenig wie außer Deutfchland, fo auch 
nie in einen einzelnen, von dem Ganzen fich innerlich loslöſenden Teil fallen; 
darum kann Preußen mit Vertrauen in fie eintreten. Die Intereffen und 
Bedürfniffe des preußifhen Volkes find wefentlih und ungertrennlich 
identiſch mit denen des deutfchen Volkes; wo dies Element zu feiner wahren 
Bedeutung und Geltung kommt, wird Preußen niemals befürchten dürfen, 
in eine feinen eigenen Intereffen widerfirebende Politif hineingezogen zu 
werden.” Dagegen würde durch eine Delegiertenverfammlung, welche die 
einzelnen Landtage zu wählen hätten, prinzipiell dag partikulariſtiſche Ele; 
ment in die Bildung der Volfsvertretung hineingebracht. Der leitende 
Gefihtspunft für alle Reformen müſſe fein, daß man nur folden Vor—⸗— 
fchlägen zuflimme, „vermöge deren die Würde und die Machtftellung 
Preußens und die Intereffen der gefamten deutfchen Nation in gleichem 
Maße ihre Berüdfichtigung finden”. Im einer vertraulichen Erläuterung für 
den Gefandten in London fügte er noch hinzu, daß nach feiner Meinung ein 
geringer Zenfug für die Parlamentswahlen genügende „Garantien gegen res 
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volutionäre Überfchreitungen” biete, und jedenfalls dem Dreiklaffenwahlrecht 
vorzuziehen fei.! 

Im Unterfchied zu den Ausführungen aus dem Frühjahr hebt Bismard 
bier die Gründe, welche Öfterreich die Teilnahme an einem Bundesftaate 
mit direkt gewählten deutfchem Parlament unmöglich machen mußten, nicht 
befonders hervor, betont dagegen aber energifch die Einigkeit Öfterreichg 
und Preußens ald Vorbedingung einer würdigen Machtftellung Deutfch- 
lands. Dies deutet bereits auf die bevorftehende Wendung der preußifchen 
Politik Hin, die durch das Auftauchen der Schleswig-Holfteinifchen Frage ber 
dingt war. Indem Bismard vorteilhaft fand, in diefer Angelegenheit mit 
Dfterreich zufammenzugehen, entftand auch für feine deutfche Politik eine neue 
Lage. Solange man mit Öfterreih Schulter an Schulter gegen Dänemark und 
die eiferfüchtigen außerdeutfhen Großmächte ftand, mußte jeder Verfuch zur 
Löfung der deutfhen Frage in dem von Bismard erfirebten Sinne unterz 
bleiben. Ich glaube nicht, daß Bismard jemals für möglich gehalten hat, 
diefes Einvernehmen werde fich auf die Dauer erhalten laffen, und die von 
ihm geplante Reform dadurch überflüffig werden.? Aber er wollte das Bünd⸗ 
nis fo lange beibehalten, wie die unmittelbaren Vorteile, die e8 gewährte, für 
Preußen größer waren als die Nachteile, die fich aus einer Vertagung des 
deutfchen Problems ergeben konnten. 

In diefem Entfchluß konnte er dadurch nur beftärkt werden, daß es 
feinen bisherigen Kundgebungen feineswegs gelungen war, die nationale 
und liberale Strömung in Deutfchland für Preußen und Bismard zu 
gewinnen. Man traute dem Manne, der in Preußen die Macht des Parz 
laments fo rüdfichtslos befämpfte, nicht zu, daß er es mit dem deutfchen 
Parlament ehrlih meine. Die Kreife, welche im Nationalverein ihren 
Mittelpunkt fanden, hielten außerdem an der Neichsverfaffung von 1849 
als dem zu erfirebenden Ziele, damit alfo an der ausfchlaggebenden Stellung 
des Parlaments in dem künftigen Bundesftaate und an der Mebdiatifierung 
der Einzelftaaten feſt; e8 mußte alfo fehr zweifelhaft erfcheinen, ob Bismard, 
der folche Anfprüche niemals zugeftehen wollte, fich mit ihnen werde einigen 
fönnen. Außerdem hatte er auf feinen König Nüdficht zu nehmen, der einen 
Krieg mit Öfterreich nur im äußerſten Notfall führen wollte und gegen ein 
deutfches Parlament noch immer ſchwere Bedenken hegte. 


’ Un Gf. Bernflorff 8. Dt. 1863. v. Sybel, 2, 540, Etwas fpäter fprach er Ludwig 
v. Gerlah gegenüber von einer erften Kammer mit hohem Zenfus, die den wanfenden 
beutfhen Fürften einen Stübpunft bieten folle, (E, 2, v. Gerlach Aufl. 2, 255.) Diefer 
Gedante eines Zweilammerſyſtems für Deutfchland findet fih fonft meines Wiſſens bei 
Biemard nicht und follte wohl nur Gerlahs Bedenken beſchwichtigen. 

’ Dal, biergu die Ausführungen oben ©, 405 f. 
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Bis zum Herbft 1864 blieb das Bündnis mit Öfterreich maßgebend für 
die ganze Haltung der preußifchen Politif, Wir finden während diefer Zeit 
feine Außerungen Bismards über die deutfche Frage, weil deren Löfung 
nun bis zu einem unbeſtimmten Zeitpunft vertagt war, Um fo eifriger 
war er beftrebt, Preußens Macht zu verflärfen, um die Chancen für eine 
fpätere Wiederaufnahme der alten Beftrebungen zu verbeffern. Er betonte 
in diefer Zeit den preußifchen Gefichtspunft fo ausfchlieglich, daß man beinahe 
glauben fünnte, er habe die allgemeineren Gefichtspunfte ganz aus dem 
Auge verloren. Ich will dafür nur ein recht begeichnendes Beifpiel anführen. 

Als im Frühjahr 1864 die Möglichkeit erwogen werden mußte, ob man 
nicht die Zuftimmung der Großmächte zur Befreiung Holfteins und Süd; 
fchleswigs von der dänifchen Herrfchaft dadurch erfaufen folle, daß man 
Nordfchleswig mit einem beträchtlihen Teile deutfcher Bevölkerung an 
Dänemark überlaffe, in diefem Zeitpunkt fohrieb Bismard an den preußi; 
fhen Gefandten in Paris!: „Die öffentlihe Meinung wird jede Preis; 
gebung deutfcher Bevölkerung mit großer Schärfe anfeinden; hat aber 
bei dem getroffenen Arrangement das preußifche Partikularintereffe feine 
Berüdfihtigung gefunden, fo würde der für ung wefentliche Teil der 
deutfchen öffentlihen Meinung, welcher auf dem preußifchen Volke beruht, 
fih mit dem Ergebnis ausfühnen, und die Feindfchaft der übrigen würden 
wir fragen müffen.“ 

Seit dem Herbft 1864 wurde es jedoch immer Flarer, daß ſterreich 
die von Preußen erfirebte Löfung der Schleswig-Holfteinifhen Frage — 
die Einverleibung der Hergogtümer in Preußen gegen eine Geldentfchädi; 
gung Öfterreichs — nicht zulaffen werde, fondern hier einen von Preußen 
möglichft unabhängigen neuen Mittelftaat begründen wolle. Dazu famen 
die Differenzen in der Zollfrage, die zum Sturz des Grafen Nechberg führten 
und den preußenfeindlichen Elementen im Wiener Minifterium freieren 
Spielraum gaben. Bald konnte fich niemand mehr verhehlen, daß eine Ver; 
ffändigung mit Öfterreich über die Herzogtümer nicht zu erreichen fein 
werde. Bekanntlich hat Bismard feit dem Frühling 1865 den Krieg wieder 
ernftlich ins Auge gefaßt, und würde ihn fchon in diefem Jahre begonnen 
haben, wenn er den König dafür hätte gewinnen fünnen.? 

Unter diefen Umftänden ift e8 begreiflich, daß nun auch in der Behand; 
lung der deutfchen Angelegenheiten die alten, eine Zeit lang zurückgedrängten 





Erlaß an Golß v. 17. April 1864, V. Sybel 3,302 hat diefen Erlaß benußt (unter uns 
tichtiger Angabe des Datums 14. April.) Vgl. oben ©. 420 f. 

? Dies geht Far hervor aus feinem Votum im Minifterrat v. 29. Mai 1865, f. v. Sybel 
4, 129f. 
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Gefihtspunfte wieder hervortraten!, und daß Bismard fortwährend Um; 
ſchau hielt nach Bundesgenoffen, die, wenn es zum Kampfe fomme, an 
Preußens Seite fechten wollten. Bon Frankreich war nicht viel zu erhoffen; 
dagegen konnte man auf die Beihilfe Italiens mit großer Wahrfcheinlichkeit 
rechnen. Sollte es nicht aber auch möglich fein, den einen oder anderen 
von den größeren deutfhen Mittelftaaten, etwa Bayern, für Preußen zu 
gewinnen? Und war e8 in der jegigen Lage nicht doch geboten, die früheren 
Berfuche, mit der nationalen Bewegung im deutfchen Volfe Fühlung zu 
fuchen, noch einmal zu erneuern? Wollte man diefe Bundesgenoffen ge; 
winnen, und Frankreich wenigftens zur Neutralität beftimmen, fo fam es 
darauf an, die Ziele, die man erreichen wollte, fo zu begrenzen, daß diefe 
möglichen Verbündeten an ihnen feinen Anftoß nahmen, vielmehr ihre Er; 
reihung unterffüßen oder wenigftens gefchehen laffen konnten. 

Die Beziehungen Bismards zu der nationalen Bewegung waren aber 
nicht allein bedingt durch das Verhältnis zu Öfterreich, fondern ebenfofehr 
auch duch die Entwicklung der innerprenßifchen Zuſtände. Während der 
Jahre von 1862 bis 1865 hatte der Verfaffungsfonflift fortwährend an 
Schärfe zugenommen. Bismard ftüßte fich in diefem Kampf auf den 
König und die Konfervativen und hatte den ganzen Liberalismus gefchloffen 
gegen fih. Er galt nicht nur den preußifhen, fondern allen deutfchen 
Liberalen als eingefleifchter Reaktionär und Vorkämpfer des Abfolutismus, 


ı Bufch a. a. O. 58f. meint, daß erft feit dem Vertrage von Gaftein der deutfche Gedanke 
zur leitenden Kraft für Bismards Politit geworden fei; das ift nur bedingt richtig. Ich 
glaube gezeigt zu haben, daß der deutſche Gedanke (natürlich in der fpezififch preußifchen 
Färbung, die er ihm gab) fchon feit 1848 in ihm lebendig und für feine Handlungen mits 
beftimmend war. Nur aus taftifhen Gründen war er in der kurzen Zeit des Zuſammen⸗ 
gehens mit Öfterreich in der fchleswigsholfteinifhen Frage zurüdgeftellt worden, aber, um 
mit Bufch zu reden, auch damals „latent vorhanden”, Wie aber fein Zurüdtreten durch die 
Abwandlungen des Verhältniffes zu Öfterreich bedingt war, wurde er fofort wieder wirffam, 
fobald das Einvernehmen mit dem Kaiferftaate ſchwand. Die Meinung Fefters (Biarrig, 
Deutfhe Rundfhau 113, 235 f.), daß Bismard erft bei feiner Testen Neife nach Biarritz im 
Spätherbft 1865, wo er die Gegnerfchaft Napoleons gegen feine Pläne erfannt habe, zu dem 
Entfhluffe gelangt fei, die erfirebte Stärkung Preußens nicht in auswärtigen Bündniffen, 
fondern in der Hegemonie über Deutfhland zu fuchen, ift gegenüber den von mir angeführten 
Zeugniffen nicht haltbar; auch Buſch 6of. lehnt fie ab; ebenfo F. Frahm, Blarrig, Hiſt. 
Viſſchr. 15, 358f.; deffen pofitive Formulierung, daß Bismard vor 1866 die gefamtdeutfchen 
Antereffen nur fo weit berüdfichtigt habe, „als fie ihm zu Preußens Machterhöhung auf Koften 
Oſterreichs zu dienen ſchienen“, und daß er erft 1870 bewußt auf den Boden der deutfchen 
Gefamtintereffen binübergetreten fei, iſt aber auch ganz ſchief und einfeitig, wie meine 
Ausführungen im Terte wohl gegeigt haben werben. Nur infofern hatten die Gafteiner Vor⸗ 
gänge eine Bedeutung für Bismards Stellung jur deutſchen Frage, als fie ihn, wie ich oben 
©, 445 ausgeführt habe, dazu beſtimmten, den Kampf mit Öfterreich fich nicht an dem Streit 
um Schles wig⸗ Holſtein, fondern an der Bundesreform entzünden zu laſſen. 
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Es lag auch gar nicht in feiner Macht, hieran etwas Erhebliches zu ändern; 
denn in demfelben Augenblid, wo er es verfucht hätte, fich den Liberalen 
zu nähern, würde er das Vertrauen des Königs verloren und damit die 
Grundlage feiner ganzen Stellung erfchüttert haben. Und wäre es ihm 
wider alle Wahrfcheinlichfeit fogar gelungen, den Konflikt in einer Weife 
auszugleichen, mit der ſowohl der König wie die Liberalen hätten zufrieden 
fein können, fo würde er nicht mehr in demfelben Grade, wie bisher ums 
entbehrlich für die innere Politik gewefen fein, und es wäre feinen Gegnern 
in der nächften Umgebung feines Heren doch vielleicht gelungen, ihn zu 
ffürgen.! 

Nun wurde aber die nationale Bewegung in Deutfchland ganz vorwiegend 
von den liberalen Elementen getragen und geleitet. Je ſchärfer alfo in 
Preußen felbft der innere Konflift wurde, defto mehr mußte die Ausficht 
ſchwinden, daß zwiſchen Bismard und diefer Bewegung eine Verffändigung 
möglich fein werde, Hierüber war fich niemand Flarer, als Bismard felbft. 
Immer wieder mußte er auf die Frage geführt werden, ob eg, folange diefe 
Lage die gleiche blieb, überhaupt einen Sinn habe, irgendwelche Bemü⸗ 
hungen zu einer Anfnüpfung mit der liberalen Nationalpartei zu machen. 
Es war ihm zudem nicht unbekannt, daß die Mehrzahl der Anhänger diefer 
Nichtung den Krieg gegen Hfterreich, den deutfhen Bruderfrieg nicht 
wollten und nicht für nötig hielten, fondern die Erreihung ihrer Ziele 
von einer friedlihen Entwidlung der Dinge erwarteten. Was hätten fie 
unter diefen Umftänden überhaupt helfen können, felbft wenn fie gewollt 
hätten? Hätten fie die Macht gehabt, beim Ausbruch des Entſcheidungs— 
fampfes die einzelftaatlihen Regierungen zum Anfchluß an Preußen zu 
zwingen? Und, wenn dies wirklich der Fall fein follte, lohnte es fih, um 
diefes Ziel zu erreichen, ihre Unterſtützung durch Zugeftändniffe zu erfaufen? 
Bismard hat feine Anficht über diefe Fragen dem preußifchen Botfchafter 
in Paris in einem fehr intereffanten Schreiben dargelegt. Den Anlaß dazu 
bot eine Empfehlung des Kaifers Napoleon, Preußen möge fich doch mehr 
als bisher auf die national und liberal gefinnten Elemente in Deutfchland 
fügen. „Diefe fogenannte nationale Bewegung,” ermwidert er?, „deren 
Sympathien für Preußen durch die Yufftellung eines liberalen Programme 
für die Organifation Deutſchlands gewonnen werden könnten, hat ihren 
Sitz in den parlamentarifhen und publigiftifchen Kreifen Preußens und 
namentlich der Mittelftaaten; es ift mir aber kaum glaublich, daß der Kaifer 
die Bedeutung diefer Elemente fo fehr überfhägen follte, um Preußen zu 
ermutigen, in denfelben eine wirkliche Stüße zu fuchen. Diefe Agitation 


ı Bol, hierzu befonders Lenz, Bismard, 3. Aufl. S. 178f. 
2 Erlaß an Golg v. 1. September 1865, benugt v. Sybel, 4, 209. u. oben ©, 449 f. 
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iftinihrer wohlducchgeführten Parteiorganifation flarf genug, um die deut; 
[hen Kammern zu beherrfchen, und infoweit einen Einfluß auf die Politif 
ihrer Regierungen auszuüben, daß fie namentlich die Abſtimmungen vieler 
Hleineren Staaten am Bundestage darnach einrichten.” Er feßt dann aus; 
einander, daß fich die meiften diefer Staaten ohnehin zu einer direft feindz 
feligen Haltung gegen Preußen nicht würden verleiten laffen, und fährt fort: 
„Wäre dies aber auch nicht der Fall, hätten wir lediglich die Wahl, ob wir 
ung im gegebenen Falle auf diefe Staaten fügen und fie durch die Bewegung 
in ihren Gebieten zu uns hinüberziehen oder es darauf anfommen laffen 
wollten, fie unter unferen Gegnern zu fehen, jo könnte unfere Entfcheidung 
faum zweifelhaft fein, da das faktifhe Gewicht derfelben vermöge ihrer 
Uneinigfeit unter ſich und ihrer fchlechten militärifchen Drganifation zu 
gering ift, um uns auf der einen Seite eine wefentliche Stüße, auf der 
anderen eine ernftliche Gefahr zu bieten. Der echte Kern erfolgreicher und 
wirklich praftifher nationaler Beftrebungen in Deutfchland kann nur in 
einem ſtarken Preußen und in der Verfolgung und Entwidlung der felb- 
ftändigen preußifchen Politik liegen. Hierin und nicht in der Gewinnung 
wandelbarer Sympathien in der Preffe und den liberalen Fraktionen der 
Parlamente müffen wir die nationale Aufgabe Preußens für Deutfchland 
und für fich felbft erbliden.“ 

Das alte Leitmotio der Bismardfchen deutfchen Politif ehrt bier mit 
ftärkfter Betonung wieder. Einfeitiger als je vorher wird der Saß auf 
geftellt, daß Preußen fich bei der Erfüllung feiner nationalen Aufgabe nur 
auf die eigene Kraft verlaffen dürfe; insbefondere wird ein Bündnis mit 
derliberalen Strömung in der öffentlichen Meinung ganz ſchroff abgelehnt. 
Aber hatte denn Bismard damals wirklich auf den Gedanken verzichtet, 
das deutfche Volk ald Bundesgenoffen gegen die divergierenden einzelſtaat⸗ 
lihen Intereffen zu gewinnen und in dem fünftigen Bunde der Nation 
felbft ein legitimes Organ ihres Einfluffes in einem deutfchen Parlament 
zu fchaffen? Alles, was er weiter getan hat, beweift aufs klarſte, daß dies 
nie feine Meinung gewefen fein fann. Er lehnt zwar das Bündnis mit dem 
Liberalismus ab, der damals in der Öffentlichkeit faft ausschließlich als Vers 
treter der nationalen Beftrebungen erfchien, aber keineswegs das Bündnis 
mit dem beutfhen Volke. In den Maffen der Bevölkerung feßte er eine 
weſentlich andere politifche Gefinnung voraus, wie bei den Gebildeten und 
Befigenden, die ja vorwiegend liberalen Anſchauungen buldigten. Er 
glaubte, daß die unteren Schichten von einer flärkeren Anhänglichkeit an 
bie angeflammten Fürftenhäufer erfüllt und im großen und ganzen konz 
fervativ gefinnt ſeien. Er ftüßte fich bei diefer Annahme befonders auf feine 
Kenntnig ber Landbevöllerung und bes Kleinbürgertums in den altpreußis 
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fchen Gebieten, wo der Einfluß des alteingefeffenen Adels auf feine bäuer; 
lichen Hinterfaffen und auf die von ihm größtenteils wirtfchaftlic abhängige 
Bevölferung der Heinen Städte ein fo großer war, daß er auch das Ergebnis 
der politifchen Wahlen zum guten Teile beftimmen fonnte. Schon in feinem 
Kampfe mit der liberalen Mehrheit des preußifchen Abgeordnetenhaufes 
hatte er dem Gedanken Ausdrud gegeben, daß das preußifche Dreiflaffen; 
wahlrecht mit feiner Bevorzugung der Befisenden den Willen der Bevöl; 
ferung nicht richtig zum Ausdrud bringe; und zweifellos hat er mit dem Plane 
wenigfteng geliebäugelt, hier dag allgemeine Wahlrecht einzuführen, von dem 
er eine für die Regierung günftigere Zufammenfegung des Parlaments erwar; 
tete.! In bezug auf das neuzuſchaffende deutſche Parlament hatte er fich big; 
her immer nur dahin ausgefprochen, daß es nicht durch Delegierte der einzel; 
nen Landtage, fondern durch Direfte Wahlen der Bevölkerung gebildet werden 
müffe. Über den Wahlmodug, der dabei zur Anwendung fommen follte, 
hatte er noch Feine beſtimmte Meinung geäußert? Aber die Erfahrungen, 
die er in Preußen mit der Zenfuswahl gemacht hatte, fonnten ihn nicht 
zu dem Verſuch ermutigen, ein ähnliches Wahlrecht für ganz Deutfchland 
vorzufhlagen; fie würden aller Wahrfcheinlichfeit nach eine aus Liberalen 
und Radifalen zufammengefeßte Mehrheit in den Neichstag geführt haben. 
In Preußen hatte es feine Schwierigkeiten, das beftehende Wahlrecht zu 
befeitigen und durch ein neues zu erfegen; für das deutfche Parlament, 
welches erft gefchaffen werden follte, hatte man freie Hand, ein befferes 
Wahlrecht von vornherein einzuführen. 

Sicherlich Hat Bismard bei der Maffe der Bevölkerung auch in bezug 
auf die deutſche Frage eine andere Gefinnung verausgefeßt wie bei den 
Liberalen. Waren die unteren Schichten wirklich politifch konſervativ ges 
finnt, fo durfte er annehmen, daß auch ihr nationales Empfinden dem 
feinigen ähnlicher fei als dem der Liberalen. Daran war ja nicht zu zweifeln, 
daß die gefamte Benölferung einig fei in dem Wunfche, daß Deutfchland 
vom Ausland unabhängig fein und bleiben, und daß es dauernde Eins 
richtungen befißen möge, die diefe Unabhängigkeit gemwährleifteten. Diefe 
Gefinnung hatte Bismard im Auge, wenn er im September 1865 zu Keudell 
fagte: „Wenn unter den mittelftaatlichen Miniftern fich ein Ephialtes fände, 
die große deutfche Nationalbewegung würde ihn und feinen Heren erdrücken.“ 

ı Bol, den lehrreichen Auffag von 9. Onden, Bismard, Laffalle und die Oktroyierung 
des gleichen und direkten Wahlrechts in Preußen während des Verfaffungstonflitts. (Preuß. 
Jahrbücher 146, 107 ff.) Anfäge zu einer Kritik des Zenfuswahlrechts von ähnlichen Gefichts; 


punkten aus finden ſich übrigens ſchon im Briefe an Gerlach v. 20. Febr. 1854 (6, 130). 
Bol. ferner E. L. v. Gerlach Aufz. 2, 255. 


® Abgefehen von gelegentlichen Bemerkungen über einen niedrigen Zenfug f. oben ©. 504. 
3 Keudell 228. 
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Dagegen konnte es ſehr zweifelhaft erſcheinen, ob in den unteren Volkskreiſen, 
die parteipolitiſch noch faſt gar nicht organiſiert waren, ein beſonderes 
Intereſſe an einem gemeinſamen inneren Staatsleben und an der Exiſtenz 
eines mächtigen, die allgemeine Politik maßgebend beeinfluſſenden Parla⸗ 
ments beftehe. Daß Bismard in der Tat von derartigen Erwägungen 
geleitet wurde, als er fich entfhloß, das allgemeine Wahlrecht für das 
deutfhe Parlament in fein Programm aufjunehmen, geht, abs 
gefehen von den bereits befannten Außerungen!, auch aus der Motis 
vierung hervor, mit welcher er im Juni 1866 die von der Medlen; 
burgifhen Regierung gegen diefen Plan erhobenen Bedenken zu befchwich- 
tigen fuchte, Er hoffe, fo ließ er diefer fagen, fie werde fich überzeugen, daß 
der ins Auge gefaßte Modus einer direkten und allgemeinen Wahl feftere 
Bürgſchaften für eine fonfervative Haltung darbiete, als jeder andere fünft- 
liche und komplizierte Modus duch Zwifchenfiufen oder Abftufungen. Für 
Norddeutfchland, wo die Maffe der Bevölkerung monarchiſch und fonfer; 
vativ gefinnt fei, glaube er dies mit Sicherheit behaupten zu können und 
erwarte gerade von diefer direkten Berührung zwifchen den Regierungen 
und der ihnen vertrauenden und ihren Fürften anhängenden Maffe des 
Volkes erfreuliche Ergebniffe. 

Unzweifelhaft follte alfo die Einführung des allgemeinen Wahlrechts ein 
Mittel fein, um das künftige deutfche Parlament dem Einfluß der Liberalen 
möglichft zu entziehen. Bismard befürmortete diefe Maßregel nicht des; 
halb, um durch fie die Liberalen ald Bundesgenoffen zu gewinnen; er hielt 
das in der damaligen Lage weder für möglich noch für nützlich. Er wollte 
über die Liberalen hinweg den unteren Bevölkerungsklaſſen die Hand zum 
Bunde reihen und dem von ihnen beherrfchten Parlament die Vertretung 
der deutſchen Gefamtintereffen gegenüber den einzelftaatlihen Regierungen 
überlaffen, in dem Vertrauen, daß gerade diefe Schichten nicht geneigt fein 
würden, ben Einheitsgedanfen zu überfpannen und nach einer parlamenz 
tarifhen Regierung zu fireben. 

Er gewann durch diefes Verfahren außerdem noch einen boppelten Vor— 
teil, Für einen foldhen Plan, der den fonfervativen Intereffen dienen follte, 
fonnte er feinen König und die preußifchen Konfervativen zu gewinnen 
hoffen, während diefe beiden Mächte, auf deren Hilfe er angemwiefen war, 
gegen ein vom Liberalismus beherrfchtes Parlament die färkfte Abneigung 
empfinden mußten. Und er konnte zugleich Zwietracht und Mißtrauen in 
die Reihen ber Liberalen fragen; denn gerade deren Stellung zum Wahl; 
recht war niemals eine einheitliche gewefen. In der Paulskirche hatte das 
allgemeine Wahlrecht gefiegt, aber nicht durch die Bemühungen der das 

"Bol, bef, den Erlaß an Bernflorff v, 19. April 1866 bei v. Spbel 4, zı8f. 


Rückſicht auf Frankreich. 511 


maligen liberalen Führer, ſondern vielmehr gegen deren eigentlichen 
Wunſch; aus taktiſchen Rückſichten, um einen Teil der Demokraten für das 
erbliche Kaiſertum zu gewinnen, hatten ſie es zugelaſſen. Jetzt aber hatte 
der Nationalverein die Reichsverfaſſung von 1849 als das Ziel ſeiner 
Wünſche proklamiert, und damit auch das allgemeine gleiche Wahlrecht in 
ſein eigenes Programm aufgenommen. Man konnte von ihm nicht wieder 
los, nachdem man es ſich in Frankfurt hatte abringen laſſen; aber ganz 
gewiß war dies der Punkt, an dem den liberalen Vorkämpfern der Eins 
heit am wenigften gelegen war, und in dem fie fich am liebften etwas hätten 
abhandeln laffen. Indem nun Bismard gerade dieſen Punkt in fein eigenes 
Programm aufnahm, feßte er die Liberalen in die größte Verlegenheit. Er 
tat ihnen fcheinbar einen Gefallen, indem er fich einen wefentlichen Teil der 
von ihnen verfolgten Plans zu eigen machte, und verfuchte Doch gerade durch 
dieſe Maßregel einen entfcheidenden Schlag gegenihre Machtftellung zu führen. 

Außer von dem Verhältnis zu Öſterreich und zu der nationalen Bewegung 
im deutfchen Volke ift Bismards Verfahren endlich noch von ber Rüdficht auf 
Frankreich und auf die Regierungen der füddentfchen Staaten maßgebend be; 
einflußt worden. Aus allen diefen Rüdfichten erklärt ſich wenigſtens zum Teil, 
daß je näher der Konflikt mit Öfterreich heranrüdte, defto deutlicher und 
fhärferdie Befchränfung der preußifchen Reformbeftrebungen aufden Norden 
von Deutschland von ihm ins Yuge gefaßt wurde. Nicht als ob diefer Gedanke 
für ihn etwas vollſtändig Neues gewefen wäre; wir haben ja gefehen, daß 
ſchon 1849 diefe Idee bei ihm anklingt; wir wiffen ferner, daß er noch in 
Sranffurt bereit gewefen wäre, den Einfluß in Deutfchland mit Öfterreich 
nach einer geographifchen Demarkationglinie zu teilen!, und daß er es auch 
fpäter noch als das dringendfte Bedürfnis angefehen hat, dag militärifche 
Kommando über die norddeutfchen Truppenteile für Preußen zu gewinnen. 
‘a, wir haben eine ganze Reihe von Äußerungen aus derfelben Zeit, die wir 
eben betrachtet haben, die mit befonderer Schärfe die Annehmbarfeit diefer 
Möglichkeit für Preußen betonen und manchmal faft den Anfchein erweden, 
als fei die Unterwerfung Norddeutſchlands fein eigentliches Ziel gewefen. Es 
wird notwendig fein, auch fie genauer fennen zu lernen. 

Schon während feines Aufenthalts als Botfchafter in Paris im Sommer 
1862 hatte er eine eingehende Ausfprache über die deutfchen Fragen mit dem 

ı ©, oben 8.493. Er wäre unter Umftänden damals fogar bereit gewefen, den Zollverein 
auf Norddeutfchland zur befchränfen, Vgl. feinen Brief an Gerlach v. 22. Juni 1851 (6. 8): 
„Die Konfolidierung der gefunden norddeutſchen Elemente durch das Band materieller 
Intereſſen, felbft wenn fie mit Verluft an füddentfchen Beftandteilen des Zollvereing erfauft 
werden follte, würde für die Richtung unferer inneren Politik nicht ohne fonfervative Rüds 


wirkung fein und ung berechtigen, mit mehr Kaltblütigfeit auf die Entwidlung der Bundes; 
tagspolitif zu ſehen.“ 
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dortigen Vertreter Öfterreichg, Fürften Metternich. Diefer berichtete darüber 
nach Wien!: Bismard habe gefagt, er wolle den Dualismus in Deutfchland; 
„der Norden, was Zollverein, Armeefommando und Truppeninfpeftion be; 
£rifft, unter Preußens Leitung, der Süden unter der Öfterreichg, dem er 
ohne Kummer auch Herrn von Beuſt und fein Land überlaffen würde. Die 
Herftellung der militärifchen und politifchen Führung im Norden, mit allen 
Mitteln, ohne Skrupeln, aber ohne Ärgernis, ohne Heuchelei, offen und kühn, 
und wenn möglich, innerhalb einer Verftändigung mit ung, dies ift fein Ziel,” 
Alſo fogar die Einbeziehung Sachfens in die öfterreichifche Intereſſenſphäre 
fcheint er bier als annehmbar zu betrachten. Aber gerade dies flarfe Ent; 
gegenfommen muß uns ſtutzig machen, zumal, wenn wir bedenfen, daß er faft 
gleichzeitig feinem Chef gegenüber die friedliche Verftändigung mit Öfterreich 
für unmöglich erflärt hat. 

Unmittelbar nach der Übernahme des Minifteriums hatte er Anfang De; 
zember 1862 feine berühmte Auseinanderfegung mit dem öfterreichifchen Bot; 
fchafter Grafen Karolyi, über welche jetzt deffen eigener Bericht vorliegt. 
Danach hat er über diefen Punkt gefagt?: „Für ung ift es Lebensbedingung, 
in unferem natürlihen Rayon, Norddeutfchland, frei und ungehindert ung 
bewegen zu fünnen, Hannover und Kurheffen dürfen feinem anderen als 
preußifchem Einfluß zugänglich fein... ... Sch habe felbft Platen gefagt, daß 
feine Politik unfehlbar zur Folge haben würde, daß beim erften Kanonenfchuß 
in Deutfchland Hannover fofort durch Preußen offupiert werden würde, daß 
wir ein gleiches mit Kurheffen tun müßten, verfteht fih von ſelbſt.“ ..... 
„Preußens Stellung in Deutfchland verftehe ich folgendermaßen: Parallel mit 
dem Zollverein müßten auch für die materiellen Gebiete, die Eifenbahn uſw., 
nicht durch den Bund, fondern durch freie Vereinbarung zwifchen Preußen 
und jedenfalls den norddentfchen Staaten ähnliche Inftitute gegründet und 
die Führung der beiden norddentfchen Armeekorps Preußen überlaffen werden, 
während die beiden anderen dem dÖfterreichifchen Kommando zufielen. Wir 
müffen die für unfere politifche Eriftenz notwendige Lebensluft erhalten. In 
bezug auf Norddeutfchland tritt praktifch für Öfterreich die Wahl zwiſchen 
einer Allianz mit Preußen oder Hannover heran; es ift eine Illuſion zu 
glauben, daß Sie fich durch die Mittelftanten jemals unferer Bundesgenoffen; 
(haft verfihern können. Die Verhältniffe, wie fie einmal find, werden zum 
geraden Gegenteil führen ..... Wenn fich Öfterreich und Preußen auf der 
von mir bezeichneten Baſis einigen und hierbei den Bogen nicht zu ftraff 
fpannen, bloß die notwendigen Zugeftändniffe von den anderen deutſchen 


’ Bericht Metternihs an Rechberg aus dem Herbft 1862, mitgeteilt aus den Papieren des 
Grafen Karolyi, Deutfhe Nevue 1913, ©, 36. 
* Bericht Karolyis vom 4. Dei. 1862, a. a. O. ©. 63f. 
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Staaten verlangen, ſo wird deren Widerſtand ohne zu große Schwierigkeiten 
zu beſiegen ſein.“ 

Während die Schleswig⸗Holſteiniſche Kriſis noch andauerte, ſagte Bismarck 
im Auguſt 1864 zu Gramont!, in Preußen wolle man durchaus feine Zoll; 
einigung mit Öfterreih. Man fei ganz bereit Spegialverträge zu fchließen; 
aber man müffe auf den Traum eines allgemeinen Zollvereing, der zugleich 
den Norden und Süden umfaffe, verzichten. Er würde übrigens mit noch 
größerer Genugtuung fommerzielle Verbindungen zwifchen Ofterreih und 
den füddeutfchen Staaten fich bilden fehen, da er auf diefe Art um fo ficherer 
wäre, von ihnen entlaftet zu fein; denn weit entfernt ihre Heranziehung zu ers 
ftreben, habe er fie vielmehr immer abgemwiefen. 

Außerungen ähnlicher Art häufen fich aber noch mehr feit dem Jahre 1865, 
d. h. feit der Zeit, wo er den Kampf gegen Öfterreich als nahe bevor; 
ftehend und unvermeidlich anfah. Die Verfügung über die Macht; 
mittel Norddeutfchlands erfcheint nun als das eigentlihe und nächfte 
Intereſſe Preußens. Am klarſten hat Bismard diefen Gefichtspunft in 
einem Schreiben an den Grafen Gols vom 16. Auguft 1865 entwidelt.? 

Er führt hier aus, die preußifche Politik der legten 50 Jahre fei beherrfcht 
gewefen von der Beforgnis vor Frankreich; um gegen einen Angriff von 
Weſten her gefichert zu fein, habe man feinen Anſchluß bei Rußland und 
Hfterreich fuchen müffen. Es gebe aber auch) ein anderes mögliches Syftem, 
das ebenfalls tief in den Bedürfniffen Preußens begründet fei. „ES ift 
dag Prinzip der unabhängigen und freien Entwidlung des preußifchen und 
norddeutfehen Elementes zu einer felbftändigen Großmacht, welche ohne 
Anlehnung fich durch eigene Macht ficher fühlt. Es wäre dies eine Politik, 
die nicht vorwiegend auf die eigene Sicherheit Bedacht nähme, fondern 
in freier Entwidlung der eigenen Lebensfeime und Sammlung der diefen 
homogenen Elemente im Norden Deutfohlands, wie in Befeitigung der 
Hinderniffe, welche der Konfolidierung des nationalen Lebens entgegen 
fiehen, ihre Aufgabe fände. Das durch die eigentümliche Stellung Preußens 
und feinen eigenen Lebenstrieb heroorgerufene Streben nah Machtermeite; 
tung innerhalb der natürlich gegebenen politifchen Sphäre wird von einem 
großen Teile der Nation als ein Bedürfnis empfunden, und ein Einlenfen 
auf diefen Weg ungeduldig erfehnt und gefordert.” Ob Preußen diefen 
Meg aber wirklich werde betreten fünnen, dag müffe wefentlih von der 
Haltung Frankreichs abhängen. „Müffen wir eine entfchiedene Abneigung 
des Kaifers gegen die aus der aktiven Politif Preußens zu erwartenden 
Folgen, ein Mißtrauen gegen eine folche vermehrte Machtfielung Preußens 
2 Bericht Gramonts v. 28. Auguft 1864 (Orig. diplom. N. 814). 

* Erlaß v. 16. Aug. 1865, teilweife abgedr, bei v. Sybel 4, 218 Anm, 

Brandenburg, Unterfuchungen. 33 
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oder die Abficht vorausfegen, fie nicht ohne für ung unmögliche Konzgeffionen 
oder Kompenfationen zuzulaffen, fo werden wir unfere Ziele, wenigftens für 
die gegenwärtige Phaſe der europäifchen Politik, niedriger fteden und eine 
wieder möglich werdende Verftändigung mit Öfterreich anzubahnen und 
feftsuhalten fuchen müſſen.“ 

Ganz in derfelben Weife hat fih Bismard im Herbft 1865 in Biarrig dem 
Kaifer Napoleon gegenüber ausgefprohen.! Die Beſchränkung auf Nord: 
deutfchland ift geradezu das Leitmotiv in feinen vertraulichen Gefprächen 
während der folgenden Monate. Mag er nun zu Goltz, zu Benedetti, zu 
dem italienifhen Unterhändler Govone, zu dem Journaliſten Hanfen, zır 
dem bayrifhen Minifter von der Pfordten fprechen.? 

Nun ift bei der Beurteilung aller diefer Äußerungen gewiß nicht außer 
acht zu laffen, daß fie alle direkt oder indirekt für den Kaiſer Napoleon oder 
für die füddeutfchen Staatsmänner beftimmt waren und in ihnen die Übers 
jeugung erweden follten, daß weder Frankreich noch die Südftaaten von 
einem für Preußen glüdlichen Ausgang des bevorftehenden Krieges gegen 





ı Ebenfo gegenüber dem franzöfifhen Gefchäftsträger Lefebvre vor feiner Abreife nach 
Biarris im Herbft 1865, f. oben ©. 452. Sicherlich hat Bismard bei den Gefprächen mit 
Napoleon felbft in Biarrig und St. Cloud die Beſchränkung auf Norddeutfchland ebenfo als 
das Ziel der preußifhen Politik hingeftellt. Vgl. die forgfältige Zufammenftellung der 
Nachrichten bei $. Frahm a. a. D. ©, 349 f. und feine Außerungen zu Lefebvre. Intereffant 
ift eine fpätere Außerung des Prinzen Neuß gegenüber Napoleon, deren er in feinem Berichte 
v. 10. Juli 1866 (vgl. unten S. 571f.) gedenkt: Die Gefpräche, welche der Kaifer mit dem Grafen 
Bismard in Biarris und hier gehabt hätte, noch lange bevor preußifcherfeits das Reform⸗ 
projeft (vom 10. Juni) ausgefprochen worden fei, hätten dem Könige ſchon feit langer Zeit: 
die Überzeugung geben müſſen, daß der Kaifer mit den Plänen Preußens einverftanden. 
fein werde. — Prinz Reuß kann dies wohl nur von Bismard gehört haben; vermutlich hat ſich 
Bismard über das Ergebnis des Geſprächs hier ebenfo wie es für feinen Bericht an den. 
König Fefter nachgemwiefen hat, abfichtlich optimiftifch geäußert; aber er muß doch mitgeteilt 
haben, daf er über die Art der fünftigen Neugeftaltung Deutfhlands mit Napoleon im Sinne 
des fpäteren Neformprojektes gefprochen habe. 

2 Bol. die Zufammenftellungen bei Muth, S.10f. u. W, Buſch 64f. Hierzu kommen noch 
weitere Außerungen, die in den Origines diplomatiques mitgeteilt werden, Ende Auguft 1865: 
äußerte fih Graf Eulenburg (offenbar nach Bismards Inftenktionen) zu Lefebure dahin, 
Preußen wolle feinen Einfluß nun bis zum Main ausdehnen; man würde fih freuen, wenn 
Hfterreich in Süddeutfhland die führende Stellung erhalte (Ber. Lefebures v. 1. Sept. 1865. 
Mr. 1537). Wenige Tage fpäter wiederholte Bismard felbft diefe Verfiherung; weder er noch 
der König dächten daran, die Unabhängigkeit Süddeutfchlands anzutaſten; daher habe Frank⸗ 
reich feinen Grund, fi zu beunruhigen. Aber er glaube auch nicht, daß Öfterreich mit den 
preußifhen Plänen felbft in dieſer Beſchränkung einverftanden fein werde (Ber. Lefebures 
v. 14. Sept. 1865 Nr. 1570), — Am radifalften fprach er fich im April zu Benedetti aus: 
Denn das zu berufende deutſche Parlament eine revolutionäre Mehrheit habe, fo werde man 
es wieder befeitigen, den Bund fprengen, und nichts werde dann Preußen hindern, feinen 
Plan eines Norbbeutfchen Bundes auszuführen (Ber. Benedettig v. 17. April 1866 Nr. 2073). 
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Öfterreich etwas Erhebliches zu befürchten haben würden. Es verdient auch 
bemerft zu werden, daß die erften Haren Äußerungen in diefer Richtung in feine 
Parifer Gefandtenzeit fallen; man wird daraus ſchließen dürfen, daß fein 
Verkehr mit Napoleon in jener Zeit nicht ohne Einfluß gemwefen if. Er 
gewann jegt eine klare Vorftellung von den Zielen der franzöfifchen Politik, 

Es wurde ihm zur endgültigen Überzeugung, daß Napoleon die Gründung 
eines ganz Deutfchland umfaffenden Nationalftaates unter preußifcher Fühz 
rung nicht ruhig mitanfehen könne und werde. Ebenfo, daß Napoleon eine 
Verſtärkung der preußifhen Machtftellung in Norddeutfchland zuzulaffen, ja 
vielleicht zu befördern geneigt fei, weil er die beiden Großmächte möglichft gleich 
ftark zu fehen wünfchte, um fie nach den Bedürfniffen Frankreichs gegeneinander 
ausfpielen zu können. Die Haltung Frankreichs gegenüber einem Kampfe in 
Deutſchland konnte aber von entfcheidender Bedeutung für deffen Yusgang fein. 
Es fcheint mir eine müßige Frage zu fein, ob Bismard fich zu der Befchränfung 
auf den Norden auch entfchloffen Haben würde, wenn er nicht mit dem Wider; 
ftreben Frankreichs gegen die preußifche Hegemonie über den Süden zu rechnen 
gehabt häfte.! Denn er mußte eben mit Frankreich rechnen, und feine ganze 
Politik war ſchon feit feiner Frankfurter Zeit und feinem erflen Parifer 
Aufenthalte her von dem Gedanken beherrfcht, daß gegen Sſterreich und 
Frankreich zugleich ein Verfuch zur Befferung der deutfchen Zuftände mit 
Ausficht auf Erfolg nicht unternommen werden könne. Die Abrechnung mit 
Öfterreich, die ihm vor allen Dingen notwendig erfchien, glaubte er nicht 
dadurch erfchweren zu dürfen, daß er Frankreich durch Überfpannung 
feiner Forderungen in das gegnerifche Lager freibe. Der Wunfh, Na; 
poleon zu einer neutralen Haltung zu beſtimmen, ift auch einer der 
Gründe dafür geweſen, daß er fo großen Wert auf das Bündnis mit 
Stalien legte. Denn ebenfo ſehr wie die Bindung eines Teiles der öfter; 
reichifchen Streitkräfte fpielte für ihn dabei die Hoffnung mit, daß auf diefe 
Art Kaifer Napoleon um feines Schüglings Stalien willen an dem günſtigen 
Ausgang des Kampfes intereffiert fei und mindeſtens nichts gegen die Ver; 
bündeten unternehmen mwerde.? 

Wir erbliden hier alfo wenigftens eine der Motivenreihen, die Bismard zur 
Beſchränkung auf den Norden trieben. Früher hatte er dag höhere Ziel fofort 
duch gewaltfame Abrechnung mit Öfterreich zu erreichen gehofft, und fich nur, 
wenn dies ganz ausfichtslos erfchien, oder wenn Öfterreich fich wider Er; 
warten zu einer Teilung Deutfchlands ohne Kampf hätte bereit finden laffen, 
auf die Neferveftellung eines auf Norddeutfchland befchränkten Bundes zur 


1 Sie wird aufgeworfen von Buſch a. a. D. ©. 74. 
2 Bol, hierzu Frahm a. a. D. ©. 355 und oben ©, 468. 
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rüdsiehen wollen. Jetzt erfchien es ihm infolge der Haltung Frankreichs und 
wohl auch, weil der preußifche Verfaffungskonflift ein Bündnis mit der 
liberalsunitarifchen Richtung vorläufig als fo gut wie ausgefchloffen er; 
fcheinen ließ, als die richtigere Taktik, zunächft nur den norddeutfchen Bund 
zu erfireben, ohne fi der Möglichkeit zu berauben, fobald die Chancen 
günftiger würden, wieder auf das größere Ziel loszuſteuern. 

Aber auch Motive anderer Art haben auf Bismard in derfelben Richtung 
eingewirft. In feiner Unterredung mit dem General Govone Anfang April 
1866 fagte er: „Preußen wolle Süddeutſchland gar nicht und zwar ſowohl der 
Religionsverfhiedenheit wegen, als auch, weil man von Berlin aus die füd- 
lichen Provinzen nur fhlecht würde regieren können; fie würden zum Kala⸗ 
brien Preußens werden.” Er hat ganz ähnliche Worte auch fpäter nach dem 
Kriege gebraucht. Ferner hat Bismard die Ähnlichkeit der bisher nicht zum 
preußifchen Staate gehörigen norddeutſchen Bevölkerung mit der preußifchen 
häufiger hervorgehoben und darin eine Garantie für ein engeres Zuſammen⸗ 
wachfen des Nordens erblidt. Im Süden hingegen fei die Bevölkerung nicht 
nur antipreußifch fondern auch viel flärker demofratifch gefinnt und werde 
fih daher ſchwerer affimilieren laffen. In diefem Zufammenhang erinnern 
wir ung auch des oben bereits angeführten Wortes, daß fpegiell die Maffe der 
norddeutſchen Bevölkerung konſervativ und monarchifch gefinnt fei. Nament⸗ 
lich feitdem fih Bismard entfchloffen hatte, das allgemeine gleiche Wahl: 
recht für das deutfche Parlament in Ausficht zu nehmen, mußte alfo für ihn 
die Frage entftehen, ob die davon erhoffte Wirkung nicht durch die Herein; 
ziehung Süddeutſchlands abgeſchwächt und unter Umftänden völlig aufge; 
hoben werden mwürbe.! 

Es läßt fih natürlich nicht verfennen, daß die fofortige Begründung der 
Hegemonie Preußens über ganz Deutfchland — HÖfterreich immer aus; 
genommen — manche erhebliche Vorteile geboten haben würde. Hätte Preu⸗ 
Gen den militärifchen Befehl auch über die ſüddeutſchen Streitkräfte erlangen 
fönnen, fo würde feine Macht nach außen hin noch wefentlich gefteigert worden 
fein. Auch wäre es gemwiß leichter gewefen, die nationalen Gefühle für das 


Dieſe für Bismard feineswegs unmwichtigen Motive läßt Bufch a. a. D. ©. 6aff. m. €, 
zu ſehr in den Hintergrund treten, indem er nur die Nüdficht auf Napoleon und Bayern als 
Bis mards eigentlihe Beweggründe gelten läßt. Er weiſt zwar fpäter (S. 65) auf Bis marcks 
Außerung gegenüber Govone hin, ohne fie indeffen für feinen Gedanfengang zu verwerten, 
Während Bufh für die erſten Zeiten Bismards preußifhe Gefinnung zu ansfchließlich in 
ben Vordergrund flellt, läßt er in der Zeit unmittelbar vor 1866 die Tatfache gu ſtark in 
ben Hintergrund treten, daß Bis mard auch jegt nur eine Löfung der deutfchen Frage wollte, 
bie ben Intereffen Preußens volllommen Rechnung trage, und daß er die leeren durch einen 
zu flarlen parlamentarifhen Einfluß und durch die Einbeziehung der ſübdeutſchen Elemente 
als gefährdet betrachtete, 
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Unternehmen Preußens zu gewinnen, wenn man jenes größere Ziel offen ing 
Auge gefaßt hätte. Dem ftanden als Nachteile gegenüber: Die Fremdartigfeit 
und Widerwilligfeit der ſüddeutſchen Elemente; die größere Gefahr, daß ver; 
mittelft des deutfchen Parlaments die nichtpreußifhen Teile Deutfchlands 
einen ftarfen Einfluß auf die inneren preußifchen Angelegenheiten würden üben 
fönnen, während in einem norddeutfchen Parlament die preußifche Bevöl⸗ 
ferung in erdrüdender Überzahl gewefen fein würde; endlich die Gefahr inter; 
nationaler Verwidlungen, die durch ein Übergreifen nach Süddeutſchland un; 
geheuer verfchärft worden wäre, Ließ man dem Süden eine gewiffe Selb; 
ftändigfeit, fo war es leichter, fich mit Frankreich zu verftändigen, e8 war viels 
leicht möglich die füddeutfchen Staaten zur Neutralität oder fogar zum Anz 
chluß an Preußen zu beflimmen, und es ließ fich in dem enger vereinigten 
Norden ohne Gefahr für Preußens Selbftändigteit auch ein flärferes ges 
meinfames inneres Leben begründen. 

Erwägt man dies alles und zieht man noch das tatfächliche Verhalten 
Bismards während des Krieges mit zum Vergleich heran, fo wird man faum 
zweifeln fünnen, daß es ihm ſchon vor dem Kriege durchaus ernft ges 
wefen ift mit dem Entfchluß, die Erweiterung der preußifchen Machtfphäre 
auf Norddeutfchland zu befchränfen. Sein alter Grundgedanke, daß zur 
Begründung der deutfchen Einheit vor allem eine Erftarfung Preußens 
notwendig fei, wurde auch bei diefem Programm nicht verlaffen, voraus, 
gefeßt, daß der Norddeutfche Bund nicht als eine endgültige Löfung des 
deutfehen Problems, fondern nur als der Anfang dazu betrachtet wurde; 
das Verhältnis zu den ſüddeutſchen Staaten mußte dann fo geffaltet werden, 
daß ihre fünftige Einbeziehung in das Bundesverhältnis möglich blieb, und 
daß fie dem Ausland gegenüber mit den Norddeutfchen feſt zufammen zu 
fiehen verpflichtet blieben. 

Trafen aber diefe Vorausſetzungen für die Yuffaffung Bismards wirklich 
zu? Hat er nicht doch vielleicht damals auf die Verbindung mit dem Süden 
auch für die Zukunft ganz verzichten wollen? 

Bevor wir diefe Frage zu beantworten verfuchen, muß wenigffeng kurz der 
merkwürdigen Epifode gedacht werden, welche fich an den Namen des Barons 
Anton von Gablenz fnüpft. Obwohl wir verfchiedene Berichte über die von 
ihm im Mai 1866 verfuchte Vermittlung zwifchen Sfterreich und Preußen 
haben, ift der Hergang doch im einzelnen noch keineswegs völlig klar geftellt.! 





ı Die zuverläffigfte Grundlage bleibt immer der offenbar aus den Akten gefchöpfte Bericht 
Sybels mit den Ergänzungen im Anhang zu Bismards Ged. u, Erinn. I, 141 U, 145. 
Bol. dazu Friediung, Kampf um die Vorherrfchaft (8. Aufl.) ı, 303f u. 2, 578f. Sybel 
nimmt diefen Vermittlungsverfuch zu ernfl. Friedjung glaube nicht daran, daß Bismard 
eine Annahme des Vorfchlags in Wien für möglich gehalten habe. Lenz, Geſch. Bismarcks 
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Es ſcheint doch, als fei die Anregung zuerft von Gablenz ausgegangen, und 
als habe Bismard ihn nur gewähren laffen, um nicht dem König gegenüber 
den Schein auf fich zu laden, als habe er ein mögliches Mittel zum Frieden 
unbenust gelaffen. Möglicherweife war es ihm auch ganz recht, auf diefe Art 
noch etwas Zeit zu gewinnen, bis fich gezeigt haben werde, welchen Zweck und 
Erfolg die geheimen Verhandlungen Öfterreich8 mit Frankreich Haben würden, 
von denen Golg berichtet hatte und fein Promemoria vom 2. Mai fpricht. 
Für fehr zweifelhaft möchte ich es halten, ob Bismard wirklich, wie er fpäter 
mehrfach erzählt hat, während diefer Verhandlung Öfterreich vorgefchlagen 
bat, gemeinfam über Frankreich herzufallen und das Elfaß zurüdzuerobern. 
Möglicherweife ift diefer Gedanke von ihm nur in dem Sinne angedeutet 
worden, daß im Falle eines franzöfifchen Widerfpruchs gegen die geplante 
Neuordnung Deutfchlands oder eines bewaffneten Eingreifens des Kaifers 
Napoleon ein folher gemeinfamer Kampf geführt werden folle. Als ger 
fihert kann e8 gelten, daß der bei diefen Verhandlungen zugrunde liegende 
Plan der Neugeftaltung Deutſchlands die dauernde Teilung des Heerbefehls 
zwifchen Preußen im Norden und Öfterreich im Süden Deutfchlands vorfah. 
Nicht ebenfo deutlich ift es, ob auf jede fonftige Reform der beftehenden 
Bundesverfaffung und namentlich auf die Berufung eines deutfchen Par⸗ 
laments verzichtet werden follte. Indeſſen ift dies doch wohl anzunehmen. 
Ob Bismard beim Zuftandefommen der Einigung mit Öfterreich fich mit dem 
bloßen Heerbefehl für Norddeutfchland begnügt oder einen engeren nord⸗ 
deutfhen Bundesftaat mit einem norddeutfchen Parlament ins Leben zu 
rufen verfucht Haben würde, läßt fich ebenfalls nicht ficher fagen. Der ganze 
Plan berührt fih infofern mit dem fpäteren Projekt vom 10. Juni, als 
Preußen in beiden auf den Heerbefehl über die ſüddeutſchen Streitkräfte ver; 
gichten wollte, das eine Mal zugunften Öfterreichg, dag andere Mal zugunften 
Bayerns. Jedoch wäre im erfteren Falle, namentlich ohne ein deutfches 
Parlament, die Zerreißung Deutſchlands in zwei Hälften eine viel fehärfere 
und vorausfichtlich viel länger andauernde gewefen. Auch erhebt fich die 
Frage, was wohl aus dem Zollverein hätte werden follen? Wenn er beftehen 
blieb, fo behielt Preußen einen zweifellos für Öfterreich unter den neuen Vers 
bältniffen ſehr bedenklichen Einfluß auf den Süden; wurde er gelöft, fo be; 
beutete das den Verzicht auf das bisher. beftehende Band einer mwirtfchaft; 
299f., iſt geneigt, ihn für eine Gegenmine gegen die franzöfifhsöfterreihifchen Verhandlungen 
zu halten, um „einen Nüdhalt gegen Frankreich und die mögliche Untreue des italienifchen 
Alliierten zu belommen“. Solche Motive mögen mitgefprocdhen haben; aber man muß doch 
erwägen, daß in dem Uugenblid, wo Hfterreih und Frankreich einig geworden wären, auch 
die Gablen ſchen Vorfhläge für Öfterreich erledigt waren und daher feine Sicherung gewähren 
fonnten, Als die Hauptſache möchte ich doch anfehen, daß Bismard, auf Ablehnung rechnend, 


bem König noch einmal deutlih bemweifen wollte, eine Verfländigung mit Öfterreich ſei 
ſchlechterdinge unmöglich, 





Die Gefamteinigung bleibt legtes Ziel. 519 


lichen Einigung des ganzen außeröfterreichifchen Deutichland, ganz abgefehen 
davon, ob das Ausfcheiden aus dem Zollverein und der wirtfchaftliche An; 
ſchluß an Öfterreich für die füddentfehen Staaten nicht den materiellen Ruin 
zur Folge gehabt haben würde. Alles in allem betrachtet muß man doch 
fagen, daß die Durchführung diefes Planes einen viel weitergehenden Ber 
zicht auf die einigenden Momente bedeutet hätte, als ihn Bismard fonft 
vor dem Kriege hat zugeftehen wollen. Ich kann mir daher nicht 
denfen, daß e8 ihm damit wirklich ernſt gewefen ift, und möchte eher glauben, 
daß er von vornherein darauf rechnete, die Sache werde an dem Mißtrauen 
Hfterreichg feheitern oder durch die Einfügung von Bedingungen zugunften 
Staliens, die ja das Promemoria vom 2. Mai ebenfalls bereits andeutet!, 
zum Scheitern gebracht werden können. Für die Feftftellung deffen, was er 
felöft für die Zukunft Deutſchlands erftrebe, wird man diefe Gablenzichen 
Bermittelungsvorfchläge jedenfalls nicht heranziehen können. 

Bismard fpricht fich über feine Zukunftspläne in diefen Monaten niemals mit 
voller Deutlichkeit aus?, allein e8 gewährt doch ſchon Einblid in feine damalige 
Yuffaffung, daß er im Frühling 1866 den von franzöfifcher Seite angeregten 
Gedanken, die Unterffüsung Napoleons durch die Abtretung der linfs; 
theinifchen Gebiete Bayerns und Heffens zu erfaufen, mit voller Beffimmt; 
heit zurückwies. Er begründete diefe Ablehnung damit, daß durch ein folches 
Verfahren „die nationale Entwidlung des Planes abgefchnitten werde“.“ Wäre 
es ihm ganz ausfchließlich auf die Herrfchaft Preußens über den Norden von 
Deutfchland angefommen, fo hätte er für die Erreichung diefes Zweckes ohne 
Bedenken ſüddeutſche Gebiete opfern können. Daß er dies zurüdwies und 





ı Dies überfieht Friedjung 1, 306, wenn er eine Jlloyalität gegen Stalien in Bis marcks 
Verfahren erblidt, Lenz 301 macht auf diefe Klaufel aufmerffam, und weift mit Recht darauf 
hin, daß e8 fo gut wie unmöglich war, folche Bedingungen, die Stalien befriedigt hätten, von 
HÖfterreich zu erlangen. 

2 €8 foll indeffen wenigftens bemerkt werden, daß Bismard in feinem Briefe an Herzog 
Ernft von Coburg vom 9. Juni 1866 (Aus meinem Leben 3, 527) die im Augenblid erftrebte 
Löfung ausdrüdlich nur als eine vorläufige bezeichnete, 

3,8. in einem Telegramm an Golg v. 9. März 1866, ſ. oben ©. 462f. Über die Si⸗ 
tuation vgl, Sybel 4, 285f. Dies Telegramm iſt wichtig, da e8 nicht zur Mitteilung an Na; 
poleon, fondern ausdrüdlich zur perſönlichen Information von Goltz beſtimmt war, — Man 
fönnte vielleicht einen Widerfpruch zwifchen diefee Abneigung, deutfches Gebiet an Frank; 
reich zu überlaffen, und der oben befundeten Bereitwilligkeit zur Preisgabe eines erheblichen 
Teiles von Schleswig an Dänemark finden. Zur Erklärung dient einmal die Verfchiedenheit 
der Situation; im April 1864 war an die Löfung der größeren nationalen Frage für abfeh- 
bare Zeit noch nicht zu denken; fodann aber war e8 doch etwas anderes, ob man bisher zum 
deutfchen Bunde gehörige Gebiete den Fremden auslieferte, oder ob man fich mit der nur 
teilweifen Erwerbung eines zwar größtenteils von Deutfhen bewohnten, bisher aber ganz 
außerhalb der deutfchen politifchen Gemeinfchaft ftehenden Landes begnügte, 


520 Keformplan vom 10. Juni 1866. 


feine Ablehnung in der angegebenen Weife begründete, läßt mit Sicherheit 
darauf fehließen, daß er auch damals nicht die vollftändige Auflöfung der 
nationalen Gemeinfchaft mit dem Süden beabfichtigte, 

Noch deutlicher beweiſt dies der Reformplan, den er am 10. Juni 1866, 
kurz vor dem Ausbruch des Krieges, den deutfchen Negierungen vorlegfe.! 

Nach diefem Plane follten alle deutfchen Staaten mit Ausnahme von 
Sfterreich zu einem neuen deutſchen Bunde zufammentreten. An deffen 
Spitze follte, wie bisher, ein aus Vertretern der einzelnen Regierungen zus 
fammengefeßter Bundestag ſtehen, deffen Umgeftaltung jedoch für fpäter in 
Ausficht genommen wurde; Daneben aber follte der Verfaffung eine breitere 
volfstümliche Grundlage durch die Einfügung einer aus allgemeinen Wahlen 
hervorgehenden und periodifeh zu berufenden Nationalverfammlung ge; 
geben werden. Zur Kompetenz des Bundes follte die völferrechtliche Ver; 
tretung Deutſchlands, der Schuß des deutfchen Gebietes gegen das Aus; 
land und die Regelung der wirtfchaftspolitifhen Fragen gehören. Zu den 
legteren wurde auch der Schuß der Deutfchen im Auslande, das Eifenbahn; 
wefen, Poft und Telegraphie fowie diejenigen Teile des Bürgerlichen Nechtes 
gerechnet, die zum wirtfchaftlichen Leben in befonders naher Beziehung ſtehen, 
nämlich Zivilprogeß und Konfursverfahren. Dem Bunde follte auch das 
Recht der Kriegserflärung zuftehen.? Eine gemeinfame Bundesmarine unter 
preußifhem Kommando follte ing Leben gerufen werden; dagegen wurde von 
der Einrichtung eines einheitlihen Bundesheeres abgefehen. Die Truppen 
der Nordftaaten follten in Krieg und Frieden unter dem Dberbefehl des 
Königs von Preußen, die der Südftaaten aber unter dem Kommando des 
Könige von Bayern ftehen; die Organifation und Ausbildung follte in beiden 
Teilen des Bundesheeres gleihmäßig fein. Jeder der Oberfeldherren follte 
jedoch das Recht haben, innerhalb feines Machtbereiches vorbehaltlich der 
fpäteren Zufimmung ber Bundesbehörden die Kriegsbereitfchaft anzuordnen. 
Das Budget für beide Heere follte vom Bundestag und Parlament feftges 
ftellt, und die zur Dedung ber Koften erforderlihen Summen follten nach der 
Bevölkerungszahl auf die einzelnen Staaten verteilt werden. Jedoch follten 
diefe Matritularbeiträge nicht in eine gemeinfame Bundeskaſſe fließen, 
fondern für jede ber beiden Armeen war ein befonderer Bundeskriegsſchatz 





’ Bal, den biplomatifh genauen Abdrud bei Binding, Deutſche Staatsgrundgefeke ı 
(5, Auflage) S. 70f. Der Ubdrud bei Hahn, Fürſt Bismard Bd, 1, S. 447, welchen 
Buſch benutzt hat, iſt unvollfländig; merfwürdigermweife fehlen darin gerade einige für die 
Beurteilung feiner Bedeutung wichtige Beflimmungen, 

NJedoch follte, wenn micht ein direkter Ungeiff auf das Bundesgebiet vorliege, gu einer 
Sriegserflärung die Zuſtimmung der Souveräne von mindeſtens zwei Dritteilen der Bevdls 
ferung bes Bundesgebietes erforderlich fein. 
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und zur Verwaltung desfelben ein befonderer Bundesfriegsrat vorgefehen.! 
Es folften demnach an der Dedung der Koften für das Norddeutſche Heer nur 
die nördlichen, für das ſüddeutſche Heer nur die fühlichen Staaten beteiligt 
fein. 

Indem er diefen Plan aufftellte, blieb Bismard feinem alten Gedanfen 
treu, daß die Vertretung Deutfchlands gegenüber dem Ausland und die 
Wirtſchaftspolitik für alle deutfchen Staaten außer Öfterreich gemeinfame 
Angelegenheiten fein müßten, bei deren Regelung außer den Regierungen 
auch ein gefamtdeutfches Parlament mitzufprechen habe.? Indem er aber 
den Heerbefehl teilte, und die Verfügung Preußens über die Streit 
fräfte der Heineren Staaten auf den Norden befchränfte, trug er den Erz 
wägungen Nechnung, die wir bereits aus feinen Äußerungen während des 
Frühjahrs 1866 fennen. Die Verbindung Preußens mit den Südſtaaten 
wäre in dem neuen Bunde eine fehr viel lofere gewefen, als diejenige mit den 
Nordſtaaten. Sie wäre nicht über das hinausgegangen, was bereits vor 
1866 durch den alten Bund und den Zollverein vorhanden geweſen war. 
Man wird den Grundgedanken diefes Neformprojeftes am beften dahin zu; 
fammenfaffen fönnen, daß in Zufunft ein weiterer deutfcher Bund, alle deut; 
fchen Staaten außer Öfterreich umfaffend, und innerhalb desfelben ein engerer 
norddeutfcher und ein engerer füddentfcher Bund beftehen follten. Der 
weitere Bund würde ſich von dem alten deutfchen Bunde nur durch die 





ı Der betreffende Paffus des Artikels 9 fehlt in dem Abdruck bei Hahn und lautet folgender, 
maßen: „Die Verwaltung jedes der beiden Bundes;Militärbudgers wird unter Leitung des 
Dberfeldheren von einem aus Vertretern der beitragenden Regierungen gebildeten Bundes; 
friegsrat geführt und hat der Nationalvertretung jährlich Rechnung abzulegen. 

Jede Regierung leifter felbft die Auslagen für die von ihr geftellten Truppen, vorbehaltlich 
gemeinfamer Abrehnung nach Maßgabe der Beitragspflicht. Erfparniffe an dem Militärs 
budget, mögen fie an den Gefamtausgaben oder an denen für die einzelnen Kontingente ges 
macht werden, fallen unter feinen Umftänden der einzelnen Regierung, welche fie macht, 
fondern dem für jede der beiden Bundesarmeen gemeinfamen Bundeskriegsfchage zu. Die 
Kontrolle des leßteren fieht der Nationalvertretung zu.” 

2 Muth, ©. 11 erblide in dem Reformplan ein Verlaſſen des bisher fefigehaltenen 
Standpunftes der Beſchränkung auf den Norden; er möchte aber die Ausdehnung des 
Bundes auf das ganze Deutfchland nur als taktifches Mittel zur Gewinnung der nationalen 
Elemente als „unitarifhen Aufputz“ gelten laffen, und den Heerbefehl im Süden nur als 
Lockmittel für Bayern. Beide Rüdfichten haben gewiß mitgefprochen, find aber keineswegs 
beftimmend gewefen; es muß vielmehr daran feftgehalten werden, daß Bismard auch früher 
niemals einen Verzicht auf die bereits beftehende Bundesgemeinfhaft mit dem Süden 
befürwortet hat, fondern nur dafür eingetreten iſt, daß die neuzufchaffende engere Vers 
Bindung auf den Norden befchränft bleiben ſollte. Mit Bufch (Norddeutfcher Bund ©. 70, 
Kampf um den Frieden, S. 447) ſtimme ich darin überein, daß der Neformantrag durchaus in 
der Konfequenz der bereits in den vorhergehenden Monaten von Bismard verfolgten Richtung 
liegt; er überfhäst jedoch die Bedeutung der gefamtdeutfhen Momente in dem Entwurf. 
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Einfügung einer Volksvertretung und durch die Einbeziehung der früher 
vom Zollverein beforgten Angelegenheiten in die Bundesfompeten; unter; 
fhieden haben. 

Die Befugniffe des Parlaments waren etwa ebenfo bemeffen, wie in 
Bismards Denkfhrift von 1861. Von einem wirklichen Einfluß der Volks; 
vertretung auf die Gefamtpolitif des Bundes und auf die inneren Verhält; 
niffe der Einzelftaaten hätte dabei nicht die Rede fein fönnen. Sollte doch das 
Parlament nicht einmal ein wirkliches Budgetrecht befigen, da ja der Bund 
bei der Verwirklichung diefes Planes über eigene Mittel gar nicht zu ver; 
fügen gehabt hätte, fondern lediglich auf die Beiträge der Einzelftaaten für 
Heeresswede angewiefen worden wäre!, die wie fchon erwähnt wurde, in zwei 
getrennte Kaffen für Norddentfhland und Süddeutſchland fließen follten. 
Beſaß ferner Süddeutfhland fein eigenes in Krieg und Frieden felbftändiges 
Heer, fo mußte ihm auch eine weitgehende Autonomie in der auswärtigen 
Politik zugeftanden werden. Jedes gemeinfame Auftreten nach außen hin 
würde eine VBerftändigung mindefteng zwifchen Preußen und Bayern zur not⸗ 
wendigen Vorausſetzung gehabt haben. Hingegen wäre eine felbftändige aus⸗ 
wärtige Politik der norddeutfchen Staaten, wenn deren Heer dem preußifchen 
Kommando verfaffungsmäßig untergeordnet war, nicht mehr denkbar gemwefen. 
Bei einer ſolchen Geftaltung der Dinge wäre in der Tat der Einfluß Preußens 
auf Süddeutfchland kaum größer gewefen als zu den Zeiten des alten Bundes, 
während umgefehrt auch eine erhebliche Einwirkung der füddentfchen Elemente 
auf die inneren Verhältniffe Preußens nicht hätte ftattfinden fönnen. Dabei 
wurde aber doch für einen wirffamen Schuß des deutfchen Gebietes gegen; 
über dem Ausland und für die Befriedigung der gemeinfamen materiellen 
Antereffen des deutfchen Volkes Sorge getragen. 

Eine folhe Neuordnung Deutfhlands mußte den Süddeutfchen Teichter 


Ich möchte ausdrüädlich darauf hinmeifen, daß nach dem Projekte vom 10. Juni dem 
Bunde gar feine eigenen Einnahmen zugewieſen waren, insbefondere auch nicht etwa die 
Erträge der Zölle oder der Poft und Telegraphie. Die nötigen Geldmittel follten allein 
durch Matritularumlagen aufgebracht werben, und für den bei weitem wichtigften der ges 
meinfamen Berwaltungsjweige, das Militärwefen, follten, wie die oben angeführten Bes 
fliimmungen zeigen, die Ausgaben zunächſt von den einzelnen Regierungen geleiſtet und erft 
nachträglich der Ausgleih auf Grund der gemeinfamen Abrechnung hergeftellt werden. Ob 
die Höhe der Matritularumlagen überhaupt unter Mitwirkung des Bundesparlaments 
ftattfinden, oder lediglich als eine unter den Regierungen zu vereinbarende Verwaltungs, 
maßregel angefeben werben follte, ließ der Entwurf zweifelhaft. Ein Vergleich mit den Bes 
flimmungen im Entwurf der norddeutſchen Bundesverfaffung läßt es jedoch als wahrſchein—⸗ 
lich erfheinen, daß das Parlament hierbei nicht mitzuwirlen haben follte, Denn in dem Ent; 
wurf, der dem Reichsſstag vorgelegt wurde, war in Artilel 66 (Binding, ©. 108) vors 
geſehen, daf die Matritularbeiträge nach der Höhe der Bevölkerung bemeffen und von dem 
Präfidium nah dem Bedarf ausgefchrieben werben follten, 
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annehmbar erfcheinen als der foforfige Übergang zur vollen politifchen und 
militärifchen Hegemonie Preußens. Aber auch König Wilhelm und die 
preußifchen Konfervativen wären natürlich fehr damit zufrieden geweſen, 
wenn fich die Einigung gegenüber dem Ausland unter preußifchem Ober; 
befehl über die norddeutſchen Streitkräfte hätte erreichen laffen, ohne daß die 
von ihnen mit Abneigung betrachteten demofratifchen Elemente des Südens 
auf Preußen hätten Einfluß gewinnen können. Endlich aber ließ fich auch 
erwarten, daß Frankreich eine derartige Regelung, die Preußens Heerbefehl 
auf den Norden befchränfte, leichter zulaffen werde, als die volle Ausdehnung 
der preußifchen Hegemonie auf den Süden. In der Tat hat ja Kaifer Napo; 
leon dem Grafen Goltz ausdrüdlich gefagt, daß er in dem preußifchen Bundes; 
teformprojefte nichts fehe, was den franzöfifchen Intereffen widerſtreite.“ 
Als Bismard unmittelbar nad dem Ausbruch des Kampfes dem Kaifer für 
diefe Äußerung danken ließ, fügte er gleichzeitig die Anweifung für den preußi⸗ 
ſchen Gefandtenin Paris hingu?, diefer möge davon Anlaß nehmen zu der Be; 
merfung, daß fich auch durch die eingefretenen Kriegsverhältniffe Preußens 
Ziele nicht veränderten, und daß man fortwährend nur die für Preußens 
Lage und für das wahre politifche Gleichgewicht erforderliche Stellung in 
Norddeutfchland anftrebe, und in Süddeutfchland, wenn auch der Krieg zu 
Streifgügen dahin Anlaß geben follte, feinen Einfluß über das bisherige 
Verhältnis hinaus in Anfpruch nehme. Auch in diefer Beziehung bleibe dag 
Programm im mwefentlihen ungeändert, das in den Grundzügen zu einer 
Bundesreform niedergelegt fei. Die preußifche Regierung fei von befonderer 
Befriedigung erfüllt, daß Napoleon felbft nichts den franzöfifchen Intereſſen 
MWiderftreitendes darin gefunden habe.’ 





ı Bericht v. Goltz v. 17. Juni, pr. 19. Juni (benußt Sybelsz, 236 Anm.): Der Kaifer habe 
ihm geftern als authentifhe Erläuterung feines Schreibens vom 11. Juni gefagt: Das 
Schreiben zerfalle in zwei Teile, in dem einen habe er die Richtung angedeutet, welche feine 
Regierung in der Konferenz vertreten haben würde, wenn die leßtere zuffande gefommen 
wäre; hierbei hätten natürlich jedem Teile Konzeffionen gemacht werden müffen, um ein 
Reſultat zu erzielen; der andere Teil bezeichne die nunmehr von Frankreich zu beobachtende 
Haltung. Er habe hinzugefügt, „daß er in unferem Bundesreformprojefte nichts fehe, was 
den franzöfifhen Intereffen widerftreite”. — Später hat Napoleon in Abrede geftellt, daß er 
eine ſolche Erklärung gegeben habe, auf die VBorhaltungen des Prinzen Neuß aber zuge; 
geben, daß er fich freundlich über das Projekt geäußert haben möge, ohne e8 indeflen näher 
zu fennen. ©. unten ©. 571. 

2 Erlaß v. 21. Juni. Diefer Erlaß kam erft mit fehr ſtarker Verfpätung in die Hand des 
Botſchafters. 

Bismarck wollte Frankreich auch mit der offiziöſen Wahrnehmung der preußiſchen Inter; 
effen in Öfterreich und Bayern beauftragen, falls Bayern, dem fie bisher in Wien übertragen 
war, mit Preußen in Krieg gerate. Ebenfo wies er den preußifhen Gefandten in Karls⸗ 
ruhe, Grafen Flemming, am 24. Juni an, daß diefer bei feiner Abreife den Schuß der preus 
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Bismard gibt in diefen Worten einen authentifchen Kommentar zu dem 
preußifchen Bundesreformprojeft vom 10. Juni. Er felbft erblidt alfo offen⸗ 
bar in der Einrichtung eines feiner Kompetenz nach eng begrenzten deutfchen 
Parlaments feine Ausdehnung des preußifchen Einfluffes auf den Süden, 
oder ein Hinausgehen über die feit Jahrzehnten beftehenden Beziehungen. 

Das Bundesrefoemprojeft vom 10. Juni fieht alfo keineswegs im Wider; 
foruch mit den von Bismard fonft in den vorhergehenden Monaten gefanen 
Äußerungen. Die Befchränfung auf Norddeutfehland war niemals fo ger 
meint gewefen, daß Preußen die bisherigen Beziehungen zu dem Süden 
völlig aufgeben wolle, fondern fie hatte nur den Sinn gehabt, daß die ge; 
plante engere Vereinigung und namentlich der militärifche Oberbefehl 
Preußens fih auf die ſüddeutſchen Staaten nicht erficeden folle. Kam dies 
Programm zur Ausführung, fo war zugleich eine erhebliche Steigerung der 
materiellen Machtmittel Preußens erreicht, den Bedenken Frankreichs und 
der füddentfchen Staaten gegen die preußifche Hegemonie Rechnung gefragen, 
und doch der gefamtdeutfche Gedanke nicht fo weit preisgegeben, daß von 
einer vollen Zerreißung Deutfchlands in zwei ganz getrennte Staatswefen 
hätte die Rede fein können. Es wäre immer möglich geblieben, wenn Napo; 
leon eine feindlihe Stellung einnehmen follte, doch noch an das deutfche 
Nationalgefühl gegen Frankreich zu appellieren, und die Eriftenz eines gez 
meinfamen Bundestags und Parlaments hätte fiets die Möglichkeit ges 
boten, fpäter, wenn dies wünfchenswert erfcheinen follte, die Beziehungen 
swifchen dem Norden und Süden Deutfchlands enger zur geftalten. 

Hatte aber bei der Aufftellung diefes Planes auch noch die Hoffnung mitz 
gewirkt, daß man eventuell Bayern durch das Angebot des Heerbefehls in 
Süddentfchland zum Abfall von Hfterreich werde beſtimmen fünnen, fo 
erwies fich diefe Ausſicht fehr bald als frügerifch." Sobald der Krieg aus; 


Bifhen Untertanen dem franzöfifhen Gefandten übergeben ſolle. Natürlich wollte Bismard 
durch dieſe Mafregeln vor allen Dingen nach außen hin den Eindruck erweden, als fiehe 
Branfreih im Grunde auf Preußens Seite. — Noch auffälliger ift es, daß er am 20. Juni 
Flemming gegenüber äußerte, er habe Grund zu glauben, daß der Kaifer Napoleon Bayern 
von jeder Gemwalttat gegen Baden ohne weitere Einmifhung abmahnen werde, fobald die 
geoßherzogliche Negierung in Paris den Wunfch äußere, daß es geſchehe. — Der flärkfte 
Beweis dafür, daß er auf Frankreichs Neutralität rechnete, ift natürlich die völlige Entblö⸗ 
fung der Rheinlande von preußifhen Truppen. Selbftverftändlich war auf diefe Neutralität 
nur fo lange zu hoffen, wie Preußen über den Neformplan vom ıo, Juni nicht hinausging 
und weder Landerwerbungen noch das militärifche Kommando in Süddeutſchland in Ans 
fprud nahm, Darüber war Bismard nicht im Zweifel, daß bei einer erheblichen Gebietsver⸗ 
srößerung Preußens oder bei einem Verfuche, feinen Einfluß auf den Süden auszudehnen, 
franzöfifhe RKompenfationsfordberungen auftauchen würden. 

’ Über die verfhiedenen Verſuche, Bayern zu gewinnen, vgl. Buſch, Norddeutscher Bund, 
©, 6ıf. und 8, U, v. Müller, Bayern im Yahr 1866, S. arf, Buſch (heine mir jedoch 
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brach, traten alle ſüddeutſchen, und gerade die mächtigſten norddeutfchen 
Staaten auf die öfterreichifche Seite; von dem Erfolg der Waffen und den 
Abwandlungen der gefamteuropäifhen Lage mußte es nunmehr abhängen, 
ob man an dem Reformprojeft vom 10. Juni fefthalten, e8 durch den vollen 
Verzicht auf den Süden abſchwächen oder durch volle Hineinzgiehung des 
Südens erweitern folle. Alle diefe Möglichkeiten blieben für die preußifche 
Politik offen. Welche aber auch verwirklicht werden mochte, Bismard brauchte 
in feinem Falle feinen früheren Anfhauungen untren zu werden. Er hatte 
ftet8 ein nach außen geeinigtes Deutfchland unter Preußens Führung als 
das höchfte erreichbare Ziel angefehen, war aber, feitdem er die preußifche 
Politik leitete, auch fietS bereit gewefen, fich vorläufig mit einem geringeren 
Nefultat zu begnügen, wenn dadurch nur die Erreichung des Endziels nicht 
für alle Zeiten abgefchnitten wurde. 





die Möglichkeit, daß daraus etwas hätte werden können, erheblich zu überfhäsen. Jeden 
falls ift e8 nicht richtig, wenn er ©. 65 meint, daß Bismards Rechnung ganz unbedingt auf 
das Zufammengehen mit Bayern geftellt gewefen fei. Dies war doch nur eine recht unfichere 
Hoffnung, die nebenbei verfolgt wurde; Hauptzwede waren immer die Beruhigung Frank; 
reichs und die Fernhaltung der ſüddeutſchen Elemente vom Einfluß auf die inneren Ver; 
hältniffe Preußens, 


2. Rapitel. 
Die franzoͤſiſche Sinmiſchung und ihre Wirkung Bis zum 10. Juli. 


Sobald das große Ringen begonnen hatte, erhob fich die Frage, ob man 
im Falle eines preußifchen Sieges an dem Neformprojeft vom ıo. Juni feft; 
halten folle oder nicht. Würde es möglich fein, die Dynaftien, die eben unter 
begeifterter Zuftimmung des weitaus größten Teils ihrer Völker die Waffen 
gegen Preußen ergriffen hatten, mit diefem Staate jeßt noch zu einem Bunde 
zufammenzufchließen? Wenn man fie zum Beitritt zwinge, würden fie dann 
nicht danach freben, die erfte fich bietende Gelegenheit zum Abfall zu benußen, 
und durch ihre Unguverläffigkeit die innere Kraft des Bundes von Anfang an 
untergraben? 

Gegenüber diefer neuen durch den Krieg gefchaffenen Lage hatte die preus 
Bifche Politik eine neue Drientierung zu fuchen. Man konnte entweder auf 
die Hereinziehung der auf der Gegenfeite ftehenden Staaten in den Bund 
völlig verzichten, oder man fonnte das Recht der Eroberung in vollem Maße 
zur Geltung bringen und die Gebiete der befiegten Staaten in Preußen 
einverleiben; oder man fonnte endlich einen Mittelweg zwifchen diefen 
beiden radikalen Löfungen fuchen. Die erfte Möglichkeit hätte den Verzicht 
auf alles das bedeutet, was Bismard im Intereffe Preußens und Deutſch⸗ 
lands feit Jahren erftrebte; die zweite aber fonnte nur für den Norden 
von Deutfchland ernftlih in Betracht fommen. Denn gegen eine vollz 
ftändige . Einverleibung der füddentfhen Staaten mußten in gewaltig 
verftärftem Maße alle Bedenken ins Gewicht fallen, die Bismard ſchon 
vor dem Kriege abgehalten hatten, den Süden in die geplante engere Vers 
einigung ber nordbdeutfchen Staaten einzubeziehen: die Nüdficht auf Frank: 
reich und die übrigen Großmächte, die Fremdartigfeit und Abneigung des 
Südens, die Vermehrung der demofratifchen Elemente in der Vollksver— 
tretung. Die Einverleibung des gefamten deutfchen Gebietes in den preußis 
(hen Staat — abgefehen von den unbedeutenden Kleinftaaten, die im Kriege 
mit Preußen gegangen waren — hätte faft in demfelben Maße die Vernichtung 
der altpreußifchen Eigenart bedeutet, wie die Verwirklichung der Pläne des 
Branffurter Parlaments, 

Konnte alfo felbft im Falle eines noch fo vollftändigen Sieges niemals 
daran gedacht werben, bie füddentfchen Gebiete gan zu anneltieren, 
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und ließ fich ebenfowenig hoffen, daß fie fich ohne Zwang und dauerndeg 
Widerftreben einem von Preußen geleiteten deutfchen Bunde einfügen würden, 
fo lag der Gedanke nahe genug, ob es nicht beffer fei, fich vorläufig ganz mit 
der Gründung eines Norddeutfhen Bundes zu begnügen, die Südffaaten fich 
felbft zu überlaffen, und auf einen gemeinfamen Bundestag und ein gemeinz 
fames Parlament, wie der Reformplan fie vorfah, zunächſt Verzicht zu leiften. 
Es läßt fich nicht mit Sicherheit fagen, ob Bismard gleich nach dem Aus; 
bruch des Krieges eine derartige Möglichkeit in Erwägung gezogen hat; 
aber e8 gibt doch Anlaß zum Nachdenken, daß in der früher erwähnten An; 
weifung für Goltz, die am 2ı. Juni abging, davon die Rede ift, daß das 
Reformprogramm „im mwefentlichen” unverändert bleiben folle. Sollte fich 
unter den unmwefentlichen Änderungen, die Bismard in der neuen Lage für 
notwendig zu halten fcheint, vielleicht doch ſchon der Verzicht auf ein gefamt; 
deutfches Parlament verbergen? Oder etwa auch fehon der Gedanke an die 
Annerion der feindlichen norddeutfchen Länder? 

Daß namentlich die letztere Möglichkeit nach der unerwartet fchnellen 
Dfkupation Norddeutfchlands in den verfchiedenften Kreifen erwogen wurde, 
werden wir fpäter noch fehen. Hier möchte ich nur darauf hinweifen, daß auch 
Graf Goltz bereits bevor er die Kunde von Königgräß erhalten hatte, für feine 
Perfon der Meinung war!, daß Preußen nach feinen fchnellen Siegen und 





ı Nah feinem Bericht vom 4. Juli (angefommen in Pardubis 8. Juli) äußerte Golg 
zu Drouyn de Lhuys, Preußen hätte bisher nichts getan, was aus dem dem Kaifer vor 
dem Kriege mitgeteilten Programm, für deffen Ausführung Napoleon feine neutralits 
bienveillante zugefichert hatte, herausträte. Insbefondere feien in feinem der offupierten 
Länder Sonveränitätsafte vorgenommen worden, Wie fich die Dinge weiter entwideln, 
welhe Kompenfationsforderungen die von Preußen gebrachten, fich täglich fleigernden 
Opfer notwendig machen würden, fei allerdings nicht abzufehen; aber der Minifter möge 
fih einmal den entgegengefegten Fall, die Niederlage Preußens, Har machen, und er 
würde anerkennen müſſen, daß eine folche zugleich eine furchtbare Kalamität für Frank; 
reich fein würde, Der Minifter habe dies eingefehen. Dem Kaifer gegenüber fagte Golg, 
bis jegt hätten die Ereigniffe die tatfächliche und von Preußen in internationaler Form 
erftrebte Lage beftätige: zuerft die Notwendigkeit eines Anfchluffes aller norddeutfchen 
Staaten an Preußen, dann die Ebenbürtigfeit dieſer Macht mit Hfterreih auf dem 
Schlachtfelde, wenn nicht gar ihre Überlegenheit; endlich die Unfähigkeit Öfterreichs, felbft 
Süddeutſchland zu ſchützen, ja fogar das Bedürfnis jener Macht, den Schug der deutfchen 
Mittels und Kleinftaaten anzurufen. Wenn die preußifche Armee weitere Erfolge hätte, 
fo würde vielleicht binnen kurzem Öfterreich um einen Frieden Bitten, welcher alle jenen tatz 
fählihen Momente in eine vertragsmäßige Form brächte; er hoffe fogar, daß die Nachricht 
von den preußifchen Siegen in Böhmen die füddeutfche Koalition auflöfen und Preußen die 
peinliche Pflicht erfparen würde, gegen fie zu kämpfen. Alsdann würde nur die Notwendigkeit, 
Italien zu dem Befig Venetiens zu verhelfen, einem für Preußen günftigen Frieden ent 
gegenftehen. Die Erfüllung diefer Pflicht könnte die Opfer Preußens vermehren und dem 
Kampfe Proportionen geben, welche den Öfterreihifchen Kaiferftant mit Auflöfung bedrohten. 


528 Stellung Napoleons. 


nach den gebrachten Opfern einen Anfpruch auf „Kompenfationen”, d. h. auf 
eine Gebietsvergrößerung in Norddeutichland habe. Auch eine völlige Ver; 
nichtung der öfterreichifchen Großmachtſtellung durch die Auflöfung der Habs, 
burgifchen Monarchie in mehrere Staaten fah er als denkbar an, ftieß aller; 
dings gerade in diefer Beziehung bei Napoleon, als er ihm feine Anficht an; 
deutete, auf fehwere Bedenken; im Intereſſe des Gleichgewichtes meinte der 
Kaifer, müffe die Habsburgifche Monarchie beftehen Bleiben; er fügte noch 
hinzu, Preußen möge Mäßigung zeigen und fih mit der Konfolidierung 
feiner berechtigten Machtftellung begnügen. 

Nicht ange nach diefer Unterredung fraf in Paris die Nachricht von dem 
Siege bei Königgräß ein. Dadurch war wieder eine neue Lage gefchaffen; 
einen fo fehnellen und vollffändigen Sieg Preußens hatte niemand für mög; 
lich gehalten, am wenigften der Kaifer Napoleon felbft. Er wurde dadurch 
in die äußerfte Verlegenheit verfeßt. 

Napoleons Pläne, wie fie auch im einzelnen befchaffen gewefen fein mögen, 
hatten jedenfalls auf der unrichtigen Vorausſetzung beruht, daß die Kräfte 
Hfterreichs denen Preußens und Italiens mindeftens gewachfen fein würden. 
Er hatte entweder mit einem Siege Öfterreich8 gerechnet, der es ihm geftattet 
haben würde, als Netter Preußens und Staliens auf dem Plane zu erfiheinen 
und als Lohn für feine Hilfe von ihnen zu fordern, was ihm gut fehlen; oder 
er hatte wenigftens ein langes und ermüdendes Ringen erwartet, das ihm 
die Möglichkeit gewährt haben würde, fehließlich als Schiedsrichter hervor— 


Es frage fih, was der Kaifer zu diefer Eventualität und der fih daran knüpfenden Eröffnung 
der Drientalifhen Frage fage? Der Kaifer erwiderte: Sein dringender Wunfch fei, daß der 
öfterreichifche Kaiferftaat nicht in feiner Erifteng bedroht werde, Es würde dadurch im Euros 
päifhen Staatenſyſtem eine Lüde entftehen, welche nicht ohne einen allgemeinen Brand aus⸗ 
zufüllen fein dürfte, Rußland würde fich widerfegen, Frankreich vielleicht auch nicht ruhig 
bleiben können, Der von Preußen unternommene Krieg fei notwendig gewefen, um diefem 
Staate eine beffere Stellung zu fihern. Es habe ein nicht genug zu bewundernder Mut des 
Königs und feines Minifterpräfidenten dazu gehört, diefen Krieg zu unternehmen; denn das 
eigene Land fei anfänglich dagegen gewefen und Europa nicht minder. Der Erfolg müſſe 
felbft die fühnften Erwartungen des Königs übertreffen. Man möge fich, fette der Kaifer 
mit fihtbarer Bewegung hinzu, die furchtbare Lage vorftellen, in welche Preußen geraten wäre, 
wenn Oſterreich die bisher von König Wilhelm erlangten Erfolge errungen hätte, Er rate 
daher, nicht zu weit gu gehen, Mäßigung zu zeigen, ſich mit der Konfolidierung der berechtigten 
Machtſtellung Preußens zu begnügen, Am Schluffe drüdte der Kaifer dem Botfchafter in fehr 
herzlichen Worten feine große Befriedigung über den bisherigen Verlauf der Ereigniffe aus. Er 
äußerte die Hoffnung, der König würde anerfennen, daß er diefe Erfolge ohne Napoleons Neus 
tealicät nicht hätte erlangen können, Golg beftätigte dies und glaubte zur großen Befries 
digung des Kalfers die Erwartung ausfprechen zu dürfen, daß die Nefultate des Krieges durch 
einen in Paris abzuhaltenden Kongreß fanktioniert werden würden, Erft zum Schluß meldet 
Goltz, daß er eben die Nachricht vom Siege bei Königgräg erhalte und fpricht feinen Glüds 
wunſch dazu aus, 
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zutreten und den Frieden zu diftieren. Als Lohn feiner Bemühungen wollte 
er deutfches Gebiet für Frankreich und einen maßgebenden Einfluß auf die 
Neuordnung der deutfchen Verhältniffe gewinnen. Die Fortdauer des alten 
deutfchen Dualismus und die Anlehnungsbedürftigfeit der ſüddeutſchen 
Staaten würde Frankreich auf abfehbare Zeit zum Schiedsrichter in Deutfch; 
land gemacht und jede für die franzöfifhe Machtſtellung gefährliche Eini; 
gung der Gefamtfräfte Deutfchlands verhindert haben. 

Das alles war jeßt viel ſchwerer zu erreichen. Gerade auf dag, was fatz 
fachlich eintraf, warNapoleon am wenigften gefaßt gewefen, und dadurch er; 
klärt fich feine unfichere und fehwanfende Haltung nah der Schlacht bei 
Königgrätz. Schon nach der fchnellen Belekung Norddeutſchlands hatte 
der italienifche Gefandte Nigra, wie er Golg mitteilte, den Kaifer unficher, zu⸗ 
rüdhaltend und in beforgter Stimmung gefunden!; das ift durchaus begreifz 
lich; denn vor feinem Geifte mußte jeßt die Möglichkeit auftauchen, daß die 
Preußen in kurzer Zeit vor Wien ſtehen und Öfterreich einen Frieden diftieren 
fönnten, der mit den Intereffen Frankreichs nicht vereinbar fei. Es fonnte 
fraglich erfcheinen, ob Preußen fich jet an die vor dem Siege gemachten Zus 
fiherungen in bezug auf Süddeutfchland noch Binden werde. Die Außerungen 
des Grafen Golg über eine mögliche Zertrümmerung der öfterreichifchen 
Großmacht vom Tage vorher, die recht unvorfichtig und zweifellos nicht im 
Sinne Bismards waren, mögen den Kaifer noch in feinem Mißtrauen be; 
ffärkt haben. Wenn er fich jeßt die Frage vorlegte, wie er unter den neuen 
Umftänden noch einen Vorteil für fih und Frankreich herausfchlagen könne, 
shne fich felbft in den Kampf verwideln zu laffen, fo mußte feine Hoffnung 
darauf gerichtet fein, daß Preußen ihm durch die Forderung einer Gebiets; 
vergeößerung einen Anlaß zur Forderung von Kompenfationen bieten werde, 
da er ja für diefen Fall feine Zufage gegeben hatte. Allerdings war große 
Vorſicht nötig; Napoleon wußte längft, daß es fehr ſchwierig fein werde, 
von Preußen die Zuflimmung zur Dffupation deutfcher Gebiete zu erz 
langen. Andererfeits mußte er fürchten, die übrigen Großmächte, namentlich 
England, zu reisen, wenn er, wie es ihm Bismard fo oft nahe gelegt 
hatte, feine Entfhädigung in Belgien fuchte. Ließ fich erwarten, daß 
Preußen jeßt entgegenfommender fein werde als früher, wenn man 
ihm ein möglichft großes Maß von Annerionen dafür in Ausſicht ftellte? 
Dies ift offenbar doch immer Napoleons file Hoffnung gemwefen; aber 
er konnte ſich kaum darüber täufchen, daß fie auf recht unficherem Grunde 
ruhte. Durfte er wirklich abwarten, bis Öfterreich ganz am Boden liege und 
den preußifchen Forderungen feinen Widerffand mehr leiften könne? Oder 
gebot nicht vielmehr dag franzöfifche Intereffe, daß Frankreich fich nicht allein 

2 Bericht v. 24. Juni, 

Brandenburg, Unterfuchungen. 34 
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auf den guten Willen des Siegers verlaffe, fondern fich die nötigen Garantien 
für die Erreichung der eigenen Ziele verfchaffe, folange es noch hoffen konnte, 
bei einem eventuell ausbrechenden Konflift von den zwar gefchlagenen 
aber noch nicht vernichteten Gegnern der norddeutfchen Großmacht nennens; 
werte Unterſtützung zu erhalten ? 

Solche Erwägungen mögen den Kaifer felbft beunruhigt haben! Dazu fam 
nun, daß eine ffarfe Partei an feinem Hofe, an deren Spiße fein Minifter des 
Yuswärtigen, Drouyn de Lhuys, ftand, ſchon mit feiner bisherigen Haltung 
nicht einverftanden war und ihm immer wieder vorftellte, daß jede Macht- 
feigerung Preußens einen weiteren Schritt zur vollen Einigung Deutfchlands 
bedeute, und daß deren Vollendung die Machtftellung Frankreichs notwendig 
ſchwächen müffe. Dem Drängen diefer Ratgeber hafte der Kaifer bisher widerz 
ftanden; jeßt aber wiederholten fie von neuem ſtürmiſch ihre Forderungen, es 
fei der legte Augenblid; wenn diefer verfäumt werde, könne man den Gang 
der Dinge nicht mehr aufhalten, und die legte Konfequenz werde der Sturz 
der napoleonifhen Dynaftie in Frankreich fein. In diefem Augenblid meldete 
fih nun Sſterreich und rief die Vermittlung des Kaiſers Napoleon an. Es 
vollzog jeßt die bereits früher verabredete Abtretung Venetiens an Frankreich, 
um fo dem Kaifer die Möglichkeit zu geben, Italien ducch die Überlaffung 
Denetiens von dem preußifchen Bündnis loszulöſen und an der Weiters 
führung des Krieges zu verhindern. 

Daß Napoleon die Schenkung Venetieng in diefem Augenblide überhaupt 
annahm, muß bereits als ein Erfolg der Öfterreich freundlich gefinnten Partei 
an feinem Hofe angefehen werden. Er trat ſchon damit einen Schritt aus der 
bisher bewahrten Neutralität heraus; fein Eingreifen fonnte nur dem Beſiegten 
nüslich fein und den Sieger an der vollen Ausnutzung feiner Erfolge hindern. 
Die wohlwollende Neutralität, die der Kaifer Preußen in Ausficht geftellt hatte, 
war damit ſchwer vereinbar. Noch viel bedenflicher aber war eg, daß er fih ohne 
jede vorherige Verftändigung mit dem Vertreter Preußens? dazu entfchloß, 





Ich gehe auf die Verhältniffe am Parifer Hofe nur fo weit ein, als für die Beurteilung 
der Gefährlichteit des franzöſiſchen Vorgehens für Preußen unerläßlich erfcheint. Eine genaue 
Unterfuhung diefer Schwankungen auf Grund der bisher zugänglichen franzöfifchen Quellen 
würde eine Aufgabe für ſich fein, wird aber beffer verfhoben, bis die offizielle franzöſiſche 
Altenpublifation über den Urſprung des Krieges von 1870 diefe Zeit erreicht haben wird, 

* Gols wurde durch biefe plößliche Wendung völlig überrafcht. Noch am 4. Juli mels 
dete er (f. Snbel 5, 212), daß die Politik des Kaifers bisweilen eine gewiſſe Unficherheit 
verrate, im großen und ganzen aber nach wie vor von den Hareren, Preußens Intereffen ents 
fprehenden Anfhauungen geleitet werde. Bei einer Unterredung vor acht Tagen fei ihm 
aufgefallen, daß Napoleon In der ganzen Unterredung ziemlich zurüchaltend und unficher 
gewefen fe, viel von impartinlits und neutralits gefprochen, dagegen den früheren Zufa 
„bienveillante“ vermieden habe, Dagegen hatte der Kaifer in einer Unterredung am 3. Juli 
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auf Grund der neu gefchaffenen Lage den flreitenden Teilen feine Vermittlung 
anzubieten und dies fofort im Monitenr zu veröffentlichen. Er verſetzte fich 
dadurch in eine höchſt peinliche Lage, falls etwa Preußen oder Italien diefe 
unerbetene Vermittlung ablehnte. Es würde ihm in diefem Falle, wenn er 
fich nicht einer offenbaren Demütigung ausfegen wollte, faum etwas anderes 
übrig geblieben fein, als aftio zugunften Öfterreihs in den Kampf ein 
zugreifen. Es kann als ficher gelten, daß der Kaifer weder darauf vorbereitet 
noch dazu entfchloffen war, diefe legte Konfequenz zu ziehen. Er mochte hoffen, 
daß es fo weit nicht fommen werde, und daß die beteiligten Mächte es vor⸗ 
ziehen würden, fich mit ihm zu verfländigen. Aber ganz undenkbar fcheint es 
mir doch, daß er fich der Gefährlichkeit diefes Schrittes gar nicht bewußt 
gemwefen fein folfte. Someit ift feine förperliche Schwäche damals gewiß nicht 
gegangen, daß fie jede felbftändige Überlegung unmöglich gemacht hätte. Ich 
kann mir nur denfen, daß die Vorteile, die er fich von feinem Eingreifen ver; 
ſprach, ihm doch größer erfchienen fein müffen, als die damit verbundenen 
Gefahren. In erfter Linie fand dabei natürlich die Wirkung auf die öffentliche 
Meinung Frankreichs, die er ja auch fofort durch einen von ihm felbft ver; 
faßten Artikel im Moniteur in feinem Sinne zu beeinfluffen fuchte. Die offi— 
ziöfe Preffe ffimmte alsbald in diefen Ton ein und ftellte e8 fo dar, als fei der 
Kaifer jeßt der anerfannte Schiedsrichter Europas und könne namentlich auch 
die deutſchen Verhältniffe ganz im Sinne der frangöfifchen Intereffen ordnen.! 


die oben ©. 527 Anm. ı bereits mitgeteilten freundlichen Worte geäußert. Über die Vor; 
gefchichte wußte Goltz am 5. Juli noch zu fagen, daß nach Drouyns Angaben Metternich die 
öfterreichifche Mitteilung am 4. Juli abends gemacht habe, und daß alsdann nach einer Konz 
ferenz des Kaifers mit dem Minifter die Telegramme an die Könige Wilhelm und Viktor 
Emanuel nachts zwifhen zo und ıı Uhr redigiert und fofort erpediert feien. Auf den Vor; 
wurf von Golß, daß man doch wenigſtens mit der Veröffentlihung habe warten follen, big 
man fich der Zuftimmung Preußens und Italiens verfichert gehabt, erwiderte der Minifter, die 
Ungeduld der öffentlihen Meinung habe zu fofortigem Vorgehen gezwungen. (Napoleon 
felbft fagte am 6. Juli, Rußlands und Englands Verlangen nach einer gemeinfamen Erklä⸗ 
rung über das Fortbeftehen des Deutſchen Bundes habe ihn dazu beftimmt; Ber. 0.8. Juli.) 
Bald darauf hörte Golg noch (Bericht v. 6. Juli), daß Drouyn und Rouher ſich vergebens 
bemüht hätten, den Kaifer zu bewegen, die friegführenden Mächte vertraulich über ihre Ges 
neigtheit zue Annahme einer Mediation zu fondieren, bevor er mit feinem Vorfchlag herz 
vortrete und denfelben fogar in die Öffentlichkeit fehleudere; fein Drang zur Intervention, 
wenigftens zur diplomatifchen, ſcheine unmiderftehlich zu fein. Eine Mitteilung des Ges 
fandten v. Arnim aus Rom v. 6. Juli, daß das Vorgehen Öfterreichg, wie er aus einer Mitz 
teilung des bayerifchen Gefandten fehließe, mit Bayern verabredet gewefen fei, vermögen 
wir bisher nicht auf ihre Nichtigkeit zu prüfen. Einige neue und intereffante Angaben, 
anfcheinend aus zuverläffiger Duelle bietet noch Bapft, Der Donnerfhlag von Sadowa in 
der Deutfchen Revue 29 IV, 329 f. 

ı Golg betonte in feinem Bericht v. 6. Juli, daß man durch die übertriebene Vorftellung, 
die man in der Bevölkerung von der Bedeutung der Vermittlung erwede, den Kaifer weiter 
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Paris illuminierte, und Napoleon fonnte mit der unmittelbaren Wirkung 
feines Vorgehens auf das eigene Volk zufrieden fein. 

Daß Napoleon einen beftimmten Plan gehabt habe, was er tun wolle, 
wenn feine Vermittlung nicht angenommen werden follte, möchte ich nicht 
glauben; er wollte zunächft wohl abwarten, was gefchehen werde und fich 
dann, je nach der Lage der Dinge, endgültig entichließen. Wenn die vom 
Prinzen Napoleon und dem Minifter Rouher geführte italtenifche und preus 
ßenfreundliche Partei am Hofe immer wieder verficherte, der Kaifer werde 
auf feinen Fall die Waffen gegen Preußen und Stalien ergreifen!, auch wenn 
beide feine Vermittlung ablehnten, fo bildete wohl mehr ihre dringender Wunſch 





zu treiben fuche, als er eigentlich gehen wolle, da unter diefen Umftänden eine Ablehnung feiner 
Bermittlung viel empfindlicher für ihn fein werde, 

ı Schon im Juni erklärte Prinz Napoleon offen, daß Frankreich, felbft wenn die italienifchen 
Antereffen nicht in Betracht kämen, den preußifhen Waffen den Sieg wünfchen müßte, und 
nichts mehr zu fürchten habe, alg den Triumph Sſterreichs. Golg meinte, der Kaifer denke 
im Stillen wohl ebenfo und dürfte fchließlih den Ratſchlägen feines Vetters folgen, wage 
aber big jest noch nicht, fich offen in diefem Sinne auszuſprechen. (Bericht dv. 24. Juni.) 
Der Prinz begründete in einem Privatgefpräch feine Anficht damit, daß Preußen eine pro; 
teftantifhe Macht fei und fich niemals über den Main hinaus ausdehnen werde, und daß daher 
fein Sieg feine Gefahr für Frankreich bedeute, während jede Machterweiterung Öſterreichs 
für Frankreich fehr bedenklich fei. (Bericht des Gen.Konfuls Bamberg v. 24. Juni über ein 
Diner beim Prinzen vom vorhergehenden Tage.) Indeffen war es Far, daß der Prinz 
wefentlich die italienifhen Intereffen vertrat, und daß fein Einfluß auf den Kaiſer fein fo 
unbedingter war, wie er felbft gern glauben machen wollte, Nach Königgräg riet er zur Fort; 
führung des Krieges troß der Kaiferlichen Vermittlung bis zur Vernichtung ſterreichs 
(Bericht v. Goltz v. 5. Juli, ben. Sybel 5, 230f.), und meinte, Preußen habe von Frankreich 
nichts zu fürchten, der Kaifer werde feinem Vorfchlage keine weitere Folge geben, wenn er 
auf entfchiedenen Widerftand ftoße, Die italienifche Partei in Paris, meldete Golg am 
6. Juli, fei entrüſtet über die Einmifchung des Kaifers, weil fie eine Kränkung des italienifchen 
Nationalgefühls bedeute, dem König einen Wortbruch zumute, und weil man befürchte, 
Napoleon werde Bedingungen zugunften der Unabhängigkeit des Papftes ftellen. Prinz 
Napoleon rate, die Italiener möchten möglichft fchnell auf Klagenfurt marſchieren. Drouyn 
und Rouher hätten den Jtalienern gefagt, man könne von Preußen den Abſchluß eines 
Stillſtandes billigerweife nicht vor Feftfegung der Friedensbafis verlangen und müſſe den 
großen errungenen Erfolgen bei Feftfegung diefer Bedingungen Nechnung tragen. Zum 
Kriege gegen Preußen wolle e8 der Kaifer, auch wenn Preußen feine Mediation ablehne, 
nicht treiben, Dabei feien Andeutungen binfichtlih Belgiens gemacht worden, Golg fügte 
warnend hinzu, Prinz Napoleon und die italienifche Geſandtſchaft wollten Preußen zum Wider, 
ftande gegen bie kaiferliche Mediation ermutigen, erfterer habe auch ſtets die Rheingrenze im 
Auge, Der Prinz ſchidte fogar den Grafen Seherr⸗Thoß zu Bismard mit dem Mate, den Stils 
ftand nicht anzunehmen; er bürge dafür, daß Jtalien alles zurüdweifen werde, wenn Preußen 
es nicht zur Annahme zwinge. Er wiffe aufs Beftimmtefte, daß Preußen fich feiner ernften 
Bedrohung von feiten Frankreichs im Falle der Ablehnung zu verfehen habe, (Tel, Buchers 
an Bismard v. 7. Jull, unmittelbar nachdem er den Grafen auf der Durchreife in Berlin 
geſprochen hatte.) Bol. Bapſt a. a. O. 333 f. 
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als eine intime Kenntnis der Abfichten des Kaifers die Grundlage diefer Be; 
hauptung. Zweifellos ift Napoleon doch nahe daran gewefen, eine teilweife 
Mobilmahung feines Heeres zum Zwede einer Demonffration am Rhein 
zu befehlen; die Folgen einer folhen Maßregel wären aber ganz unberechen, 
bar gewefen. 

Daß Frankreich damals zu einem großen Kriege fchlecht gerüftet war, fteht 
feft, und war durch die Berichte des Militärbevollmächtigten, Oberften v. Log, 
und des Grafen Goltz der preußifchen Regierung genugfam befannt. Aber 
lag deshalb der Entfchluß zum Kriege außerhalb des Bereiches der Möglich- 
feit? In der Erregung des Augenblids und in der Sorge um die Erhaltung 
des franzöfifchen Preflige war man in Paris durchaus imſtande, auch das 
Unvernünftige zu tun; die Vorgänge beim Ausbruch des Krieges von 1870, 
wo die erregte Volksſtimmung die Kammern eleftrifierte, und diefe wieder 
das Minifterium und den kranken Kaifer vorwärts riffen ins Verderben, 
laſſen daran gar feinen Zweifel. Auch im Jahre 1866 war der Kriegsminifter 
fühn genug, die Armee für völlig kriegsbereit zu erflären.! 

Auch das wird fich nicht in Abrede ftellen laffen, daß ſchon die Beteiligung 
verhältnismäßig geringer frangöfifcher Streitkräfte am Kampfe den Mut und 
die Widerſtandskraft der Öfterreicher und Süddeutſchen neu hätte beleben und 
dem ganzen Kriege eine andere Wendung geben können.” Es läßt fich nicht 
wohl beftreiten, daß die ernflliche Gefahr einer bewaffneten Einmifchung 
Frankreichs bei Ablehnung feiner Vermittlung befanden hat; gerade die 
Schwähe und Unentfchloffenheit des Kaifers vermehrte fie noch; jedenfalls 





ı Über die völlige Unfähigkeit der franzöfifhen Armee zu einem großen Kriege hatten die 
Berichte des preußifchen Militärbevollmächtigten in Paris, Oberft von Los, feinen Zweifel 
gelaffen, |. deffen Erinnerungen ©. 72f., bef. 84. Loe felbft war während der entfcheidenden 
Julitage nicht in Paris, fondern im Hauptquartier. Goltz berichtete ganz in dem gleichen 
Sinne am 4. Juli, er glaube jegt mit Beftimmeheit annehmen zu können, daß Frankreich 
feinen Krieg gegen Preußen wagen werde, bevor nicht dag neue Zündnadelgewehr in der ganz 
zen franzöfifchen Armee eingeführt fei. Er höre, daß infolge einer verdoppelten Tätigkeit 
400 ooo Gewehre im Dftober fertig fein fönnten; aber dann müßten doch die Soldaten erftihren 
Gebrauch lernen. Bis zum künftigen Sommer fcheine ihm daher, felbft abgefehen von der 
Loyalität des Kaifers, an der er nicht zweifle, eine franzöfifche Intervention ausgefchloffen 
zu fein. Noch am 8. Juli meinte Golg, daß Napoleon fich nicht Teicht zum Kriege werde treiben 
lafien, da dann vorausfichtlih ganz Deutfchland und Rußland, vielleicht auch England, 
auf Preußens Seite treten würden; die ruffiihe Armee würde aber allein genügen, die ges 
ſchlagenen Öfterreicher im Schach zu halten. Das waren allerdings Utopien. — Sehr ſtark 
ſticht von diefer anfänglichen Zuverficht feine fpätere Angftlichkeit ab, nachdem er von dem 
Prinzen Napoleon und Rouher erfahren hatte, daß gleich zu Anfang und dann noch einmal 
um den 10. Zuli die Gefahr eines Abſchwenkens des Kaifers zu Öfterreich beftanden habe. 

2 Sp namentlih Bismard felbft in feinen Gedanken und Erinnerungen. Vgl. die Zuſam⸗ 
menftellung bei Muth, S. 6 u. 9; er betont mit Recht die Analogie zu der Lage von 1870. 
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mußte die preußifche Politik ernftlich bemüht fein, ihm eine perfönliche De; 
mütigung zu erfparen; eine folche hätte leicht feinen Sturz herbeiführen 
fönnen, und die Furcht vor diefer Eventualität würde ihm den Entſchluß 
zum Kriege fchließlich doch aufgenätigt haben. 

Am 5. Juli, vormittags 3 Uhr 15 Minuten traf im preußifchen Haupt; 
quartier das um ı2 Uhr nachts abgefandte felegraphifche Schreiben des 
Kaifers ein, worin diefer von der Abtretung Venetiens Mitteilung machte 
und feine Vermittlung zur Herbeiführung eines Friedens anbot, indem er 
binzufügte, daß er hoffe, das Vertrauen König Wilhelms zu feinen guten 
Abfichten werde e8 diefem ermöglichen, feinen Vorfchlag anzunehmen und 
einen fofortigen Waffenſtillſtand zu bewilligen. Von dem Eindeud, den 
diefes Telegramm im Haupfquartier hervorrief, hören wir nur, daß Bismard 
zornig gerufen habe, das werde er dem Gallier gedenken; König Wilhelm 
felbft warf noch an dem gleichen Tage ein paar Notigen auf das Papier, die 
mit dem Worte „Unglaublich“ beginnen und dann in äußerfter Kürze die Bedin⸗ 
gungen zu formulieren fuchen, die man für einen Friedensfchluß ftellen müffe.! 

Sie lauten: „Was fordern wir? Schleswig-Holſtein. Abdikation des 
Königs von Hannover zugunften feines Sohnes. Abtretung von Oſt⸗ 
friesland und Sukzeſſion in Braunſchweig. Abdifation des Kurfürften von 
Heſſen zugunften des Sohnes des Prinzen F. W.? unter preußifcher Vormund⸗ 
ſchaft; — — des Herzogs von Meiningen für den Sohn; — — des Neuß 
ij. L. und Vereinigung mit der älteren Linie; — — des Herzogs von 
Naffau für den Sohn. Supprömatie über ganz Deutſchland. Kontris 
bution von Bayern, Württemberg, Darmſtadt. Contribution von Öfterreich 
und etwas böhmifche Abtretung. Vertrag zwifchen Deutſchland und Öſter⸗ 
reich, Baden iftzu fohonen. Excusez la petite portion.? Horriz, W. 5.7. 66. 
Oder abfchlagen???” 

Die Auslegung und Bewertung diefes Schriftftüdes ift fehr ftreitig. Zus 
nächft fann man fragen, ob e8 wohl wirklich alle Wünfche des Königs ent; 





Auszug bei Sybel 5, 220 f. 

* Friedrich Wilhelm. Der Kurfürft von Heffen harte feine ebenbürtigen Nachkommen; 
Thronfolger war fein entfernter Vetter Friedrich Wilhelm, der in zweiter Ehe mit Prinzeſſin 
Anna von Preußen, Nichte des Königs vermählt war; deffen Sohn, der 1854 geborene Prinz 
Friedrich, follte alfo nach dem Wunfche des Königs unter preußifcher Vormundſchaft Kurfürft 
werben. 

° Diefe Worte fönnen wohl faum anders überfegt werden als: Entfchuldigen Sie, 
daß ich nur eine fo Heine Portion verlange. Dann würde daraus zu ſchließen fein, daß der 
König damals ſchon wußte, Bismard wolle mehr fordern; ja, fie würden die Vermutung 
nabelegen, daf Wilhelm felbft bei MNiederfchrift diefer Zeilen das Gefühl gehabt hat, 
eigentlich fei das nicht genug. Much der Gedanke, Tieber die ganze Vermittlung abzu⸗ 
(Hlagen, würde dadurch beffer motiviert erfcheinen. 
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hielt? Begehrte er z. B. gar nichts von Sachfen, deſſen Beftrafung er fpäter 
befanntlich heftig gefordert hat, weder Gebietsabtretung noch Kontribution, 
noch Abdankung des Königs? Wir haben e8 hier ja zweifellos mit einer fchnell 
hingemworfenen Augenblidsäußerung Wilhelms zu fun. Sollte aber ein fo 
wichtiger Punkt wie das Fünffige Schickſal Sahfens vom König, der fogar 
an Neuß und Meiningen dachte, wirklich ganz vergeffen worden fein? Der 
wäre e8 nicht eher denkbar, daß Sachfen nicht erwähnt wurde, weil über diefes 
Land zwifchen dem König und Bismard ſchon früher ein Meinungsaustaufch 
ftattgefunden hatte und Einigung darüber erzielt war, daß jedenfalls ein 
erheblicher Teil von Sachſen in Preußen einzuverleiben feit! Wir werden 
fehben, daß Bismard ſchon am 4. Juli diefe Einverleibung gefordert hatte. 

Wie aber hat man die Suprematie über ganz Deutfchland zu verftehen? 
Lag darin ein Hinausgehen über die früher in dem Bundesreformprojeft 
vom 10. Juni von Preußen für die Neugeftaltung Deutſchlands aufgeftellten 
Gefichtspunfte? Sollten nach des Königs Meinung auch die ſüddeutſchen 
Staaten jet in eine ebenfo enge Verbindung mit Preußen gebracht werden, 
wie e8 für die norddeutfchen Gebiete beabfichtigt war? Sollten fie ihre 
Truppen — denn das war doch die Hauptfrage — unter den Oberbefehl Preu; 
Beng ftellen?? 

Ich glaube nicht, daß man fo weitgehende Folgerungen aus dieſen viel; 
deutigen Worten ziehen darf. Vielmehr fcheint mir aus dem Inhalt der Auf; 
zeichnung deutlich hervorzugehen, daß auch der König für die Zukunft ein 
anderes Verhältnis der norddeutfchen als der ſüddeutſchen Dynaftien zu dem 
preußifchen Herefcher vorausſetzt. Weswegen hätte er fonft die perfönliche 
Abdanfung der preußenfeindlich gefinnten norddeutfhen Fürften ver; 
langt, die der ſüddeutſchen aber nicht? Offenbar doch deshalb, weil für 
das engere Bundesverhältnis, in welches die norddeutihen Staaten zu 
Preußen treten follten, das Verbleiben der Preußen feindlich gefinnten 
Herrfcher in ihrer hohen Stellung ald unmöglich erfohien, während dies für 
die ſüddeutſchen Fürften, wenn diefe nur in loferer Verbindung mit Preußen 
ſtehen follten, nicht in dem gleichen Maße der Fall war. Jedenfalls ift es 
ſehr unwahrfcheinlich, daß der König feinem Wunfche nach Suprematie über 
ganz Deutfchland eine befonders hohe Bedeutung beigelegt habe, Dies 
Verlangen wird durchaus nicht befonders hervorgehoben; e8 wird als ein 

2 Su diefer Vermutung gelangt auch Thimme 415, ohne fie indeffen weiter zu verwerten, 

2 Sp im Grunde doch ſchon Sybel, noch einfeitiger Lorenz, Kaifer Wilhelm und die Bes 
gründung des Reichs S. 65, der auf Grund diefer Worte den König ale Vorfämpfer wahrer 
nationaler Einheit gegenüber Bismard preift. Ferner Buſch, S. 448, der meint, gerade 


wegen diefer Mehrforderung gegenüber dem früheren Programm fei der König fo zurüc⸗ 
haltend in feinen fonftigen Wünfchen gewefen. Dagegen teilt Muth S. ı2f. meine Auf 


faſſung. 
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Punkt neben anderen angeführt, nachdem vorher von der Abdanfung und 
den Abtretungen der norddeutſchen Fürften die Rede geweſen ift, und bevor 
von den FKriegskontributionen gefprochen wird. Auch fihließt meines Erz 
achtens die ganze Anfchauungsweife König Wilhelms, wie fie ung aus vielen 
feiner Außerungen vor und nad) 1866 big in die entfcheidenden Verhand⸗ 
lungen von 1870 hinein zur Genüge befannt ift, die Annahme aus, daß er 
fih für ein angefichts der franzöfifhen Einmifchung befonders ſchwer zu 
erreichendes Ziel mit Eifer intereffiert haben follte, das ihm fonft gegenüber 
den befonderen Bedürfniffen Preußens immer erft in zweiter Linie ſtand.“ 
War doch noch vor wenigen Tagen mit feiner ausdrüdlichen Ermächtigung dem 
franzöfifhen Kaifer erflärt worden, Preußen wolle feinen Einfluß im Süden 
nicht über das bisherige Maß hinaus vergrößern. Eine Ausdehnung des 
preußifchen Heerbefehls auf die Südftaaten hätte aber wohl faum Frankreich 
gegenüber zur Sprache gebracht werden können, ohne daß man ſich der Mög⸗ 
lichkeit ausgeſetzt hätte, auf diefe frühere Erflärung verwiefen zu werden. 
Außerdem hat der König, wie wir gleich fehen werden, unmittelbar nachz 
her Napoleon nochmals verfichern laffen, daß feine Ziele fich nicht vers 
ändert hätten.? 

Was nun den Vertrag zwifchen Deutfchland und Öfterreich angeht, fo kann 
damit wohl kaum der abzufchließende Friedensvertrag gemeint fein. Daß ein 
folder vereinbart werden müſſe, war ja am fich felbftverftändlich und be; 
durfte feiner befonderen Erwähnung. Man wird alfo wohl annehmen müffen, 
daß der König an einen nach Konffituierung des neuen deutfchen Bundes 
abzufchließenden Vertrag gedacht hat, der die Fünftigen Beziehungen diefeg 
Bundes zu dem Donauſtaate regeln follte. Nimmt man hinzu, daß ein 
folher Vertrag auch in dem legten Artikel der preußifchen Reformvorſchläge 
vom 10, Juni bereits in Ausficht genommen war, fo wird diefe Deutung noch 
wahrfeheinlicher. Wir fehen alfo, wie der König auch hier an den Grundzügen 
bes Reformplans fefthält, und haben um fo weniger Grund anzunehmen, 
daß er in bezug auf das Verhältnis zu Süddeutſchland davon abgemwichen 
fein follte. Daß auch Bismard die Worte des Königs nicht anders verftanden 
haben kann, zeigen deutlich feine wiederholten Bemühungen in den nächften 
Tagen, Bayern noch jeßt durch das Angebot des Heerbefehls in Süddeutſch⸗ 
land von Öfterreich abzuziehen"; er hätte dag unmöglich tun fönnen, wenn er 
die Worte des Königs dahin gedeutet hätte, daß in Zukunft auch die Truppen 





ı &o auch Thimme ©, 412 u, 426. Er irrt aber darin, daß er bei Bismard ein größeres 
Antereffe für diefen Gedanken vorausſetzt. 

» Siehe oben ©, 523. 

» Siehe unten ©, 539. 

* Siehe unten ©, 555. 
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der ſüddeutſchen Staaten dem preußifchen Kommando unterfiellt werden 
follten, 

Dffenbar erft ganz zuletzt ift dem König der Gedanke gefommen, daß es 
auch noch eine ganz andere Möglichkeit gegenüber der franzöfifchen Eins 
mifhung gebe, und er fügte nun noch die Worte hinzu: „Dder ab: 
ſchlagen???“ 

Über Bismarcks Anſchauungen und Abſichten nach der Schlacht bei König— 
grätz gibt ung eine Aufzeichnung des Generals von Stofh Auskunft, wo, 
nach er am 4. Juli zum Kronprinzen in Gegenwart von Stoſch auf deffen 
Stage geſagt hat, man müffe verlangen: „Ausſchluß Öfterreihs aus 
Deutfchland, Einigung des wefentlich proteftantifchen Norddeutſchlands als 
Etappe zur großen Einheit; außer dem Könige von Sachfen follte fein Sou⸗ 
verän geftrichen werden, Heffen und Hannover nur fo weit verkleinert, mie 
sur gefchloffenen Verbindung unferer Oft; und Weftprovingen notwendig.”! 
Diefe Äußerung flimmt in ihrem erften Teile vollftändig überein mit dem 
von Bismard vor dem Kriege verfolgten Programm; ebenfo fennen wir ſchon 
die Forderung einer erheblichen Gebietsvergrößerung Preußens unter dem 
Gefichtspunft, ein territorial gefchloffenes Staatsgebiet herzuftellen; wir 
werden davon fpäter noch genauer zu fprechen haben. Die Einverleibung 
Sachſens betrachtet Bismard als felbftverfländlih; ſchon vor dem Kriege 
hatte er auf die Eroberung diefes Landes als eine denfbare Möglichkeit 
hingewieſen?; die Generale, namentlih Moltke, waren aus militärifchen 
Gründen ebenfalls der Anficht, daß Preußen fih bis zum Erzgebirge 
ausdehnen müffe.? 

Nach dem Eintreffen des Telegramms Napoleons trat Bismard dafür ein, 
die Vermittlung höflich anzunehmen, den Stillftand aber an eine Reihe von 
Bedingungen zu knüpfen. Noch am 5. Juli erlangte er die Zuftimmung des 
Königs zu diefem Verfahren und ſetzte ein entfprechendes Telegramm an 





ı Siehe v. Stoſch, Denkwürdigkeiten S. 95. Die kritifchen Bedenken Thimmeg, ©. 408, 
gegen bie Zuverläffigkeit diefer Angabe, denen fhon Bufch, 432 Anm. und Muth 12 widers 
ſprochen haben, halte ich nicht für gerechtfertigt. Den ganz detaillierten Berichten liegt offen⸗ 
bar das in den Aufzeichnungen mehrfach wörtlich zitierte gleichzeitige Tagebuch von Stoſch 
zugrunde, 

2 Am Kronrat vom 25. Mai 18665 f. unten ©. 559. 

s Moltke begann einen Brief an Bismard v. 6. Auguft 1866, als es ſich nach Feftftellung 
der Präliminarien darum handelte, die Sachfen aufjuerlegenden militärifhen Bedingungen 
feftzulegen, mit der Betrachtung, wag zu fordern fei, wenn für jetzt das Fortbeftehen des 
Königreihs Sachfen als eine politifche Notwendigkeit betrachtet werden müffe. Diefe Worte 
beweifen, wie ſchwer auch er fich von dem Gedanken der Annerion Sachfeng trennte, ja daß er 
ihn felbft damals noch nicht definitiv aufgegeben hatte. Ferner vgl. Bismards Bemerkung 
über die militärifche Bedeutung des Befiges von Sachfen am 16. Juli unten ©. 614. 
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Napoleon auf, das vom König gebilligt und fofort abgefandt wurde! 
Es enthielt befanntlich die Annahme der Vermittlung; der König erklärte 
fih darin bereit, fih mit dem Kaifer über die Mittel zur Herftellung des 
Friedens zu verfländigen und verhieß ihn durch feinen Botfchafter in Paris 
über die Bedingungen verftändigen zu laffen, unter denen er gemäß der mili; 
tärifchen Lage und feinen Verpflichtungen gegen Stalien einen Waffenftill 
fand zu fchließen bereit fein würde. Nur mit Zuffimmung Italiens und bei 
voller Sicherftellung der Verpflegung der Armee und der bisherigen mili- 
tärifchen Refultate des Feldzugs könne diefer Waffenſtillſtand gefchloffen 
werden. 

Der Vorbehalt der italienifchen Zufiimmung ermöglichte es Preußen, 
der Bewilligung des Stillftands beliebig lange auszuweichen; denn durch die 
Telegramme des Grafen Ufedom aus Florenz wurde Bismard fehr bald 
darüber aufgeklärt, daß man in Stalien über die franzöfifhe Zumutung, 
Benetien als Geſchenk aus der Hand des Kaifers Napoleon entgegenzunehmen, 
entrüftet fei, und die Annahme der Vermittlung am Tiebften ſchroff zurück⸗ 
gewiefen hätte. Die italienifhen Staatsmänner hielten dies in der Form 
für möglich, daß Italien fih hinter dem Mangel der preußifchen, Preußen 
hinter dem Mangel der italienifhen Zuſtimmung verſchanze. Zu demfelben 
Verfahren riet von Paris aus der Prinz Napoleon?, der als Schwiegervater 
des Königs von Stalien befonders daran intereffiert war, daß eine für diefen 
ehrenvolle Löfung erfolge. In der Tat hat Bismard zunächſt daran ge; 
dacht, auch feinerfeits nach diefem Plane zu verfahren; dies bemweift ein 
Telegramm an den Grafen Ufedom vom 8. Juli, worin erflärt wurde, daß 
Preußen einen Waffenftillftand unter Bezugnahme auf die Verpflichtung 
gegen Italien ablehne. Ufedom folle dahin wirken, daß man analog vers 
fahre, um dem Waffenftillftand überhaupt womöglich ohne direkte Ver; 
legung Frankreichs auszuweichen. Wirklihe Friedensverhandlungen könnten 

ı Der erfte Teil, an Napoleon direkt gerichtet (gedrudt Sybel 5, 221), wurde am 
5. Juli durch einen Dffister zur nächften Telegraphenftation gefandt. Da man aber nicht 
wußte, welche dies fei und wann das Telegramm ankommen werde, erfuchte Bismard 
am 6. Juli von Horie aus Goltz telegraphifch, er möge fofort melden, ob und wann 
es eingetroffen fei. Die Portfehung wurde an Goltz telegraphiert und am 5. Juli 
8 Uhr so abends durch einen Offizier zur Station Gitſchin gefchidt; fie iſt bei Sybel 
nicht wörtlich mitgeteilt und lautet: „Nach dem mit dem Könige von Jtalien am 8. April 
geſchloſſenen Vertrage ift nach Ausbruch des Krieges zum Abſchluß von Frieden oder Waffen, 
ſtillſtand Einverftändnis erforderlich, Diefes vorausgeſetzt, bin ich bereit, einen Waffenſtill— 
ftand zu fchließen, wenn berfelbe die Verpflegung der Armee und die Behauptung ber bie; 
berigen militärifhen Reſultate fiherftellt.” 

» Schon am 5. Yuli telegrapbierte Golg, Prinz Napoleon und Nigra ſeien überzeugt, 
daß Italien ablehnen und fi ſchlagen werde; erfterer fage, Preußen müſſe Italiens, Italien 
Preußens wegen nicht annehmen zu können erflären, 
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nicht durch den Telegraphen, fondern nur mündlich duch Bevollmächtigte 
aller Beteiligten geführt werden. 

Unzweifelhaft fam es Bismard zunächft vor allen Dingen darauf an, 
Zeit zu gewinnen, um die Niederwerfung des äfterreichifchen Heeres zu 
vollenden und die eventuellen Friedensbedingungen feitsuftellen.! Unter 
diefem Gefichtspunft ift auch die Sendung des Prinzen Neuß, eines früheren 
Mitgliedes der Botfchaft und gerngefehenen Gaftes in den Tuilerien, nach) 
Paris zu beurteilen. Er follte dem Kaifer ein Handfchreiben König Wil, 
helms überbringen, deffen Tert Bismard ſchon am 6. Juli entworfen hatte, 
das aber zugleich mit einem Briefe an den Zaren erft am 7. Juli in einer Bes 
tatung mit dem König unter Teilnahme hoher Militärs endgültig feſtge⸗ 
ſtellt wurde.? 

Das Schreiben enthielt zunächſt nochmals die Verfiherung, daß der König 
den lebhaften Wunfch habe, fich mit Napoleon über die Nefultate, die der 
Krieg haben folle, zu verftändigen. Er betonte, daß der Kaifer bisher volle 
Neutralität mit feinen Intereffen für vereinbar gehalten habe, und daß er 
nun aus der telegraphifhen Zufimmung zu feiner Vermittlung erfehen 
haben werde, daß König Wilhelms Ziele fich nicht verändert hätten. Er 
wies dann von neuem auf die Notwendigkeit der Zuffimmung des Königs 
von Stalien zu einem Stillftand hin und betonte, daß man bereits zu diefem 
Zwede mit dem Verbündeten in Verbindung getreten fei, aber noch feine 
Antwort habe. Endlich wünfchte er, daß der Kaifer einen Vertrauten in das 
preußifhe Hauptquartier fenden möge, der hier die Verhandlungen weiter 
führe. Prinz Neuß, fo heißt eg am Schluß des Schreibeng, fei angemiefen, 
dem Kaifer über die Eriegerifchen Vorgänge in Böhmen genaueren Bericht 
zu erſtatten. 

Eine weitere ſchriftliche Inſtruktion für feine Unterredung mit dem Kaifer iſt 
dem Prinzen Reuß nicht mitgegeben worden. Mündliche Mitteilungen über 

ı Govone (Di. Ausg. ©. 159) berichtet, daß ihm Bismard in einer Unterredung 
am 1. Yuguft 1866 gefagt habe, feine Abficht fei geweſen, durch Indielängeziehen der 
Verhandlungen Zeit zu gewinnen, um inzwifchen bis Wien zu gelangen und den 
Stalienern Zeit zu einem ernfihaften Angriff zu laſſen. Moltke habe erklärt, 15 Tage 
feien dazu nötig. — Ich zweifle nicht, daß dies anfangs Bismards wirkliche Abficht 
gewefen iſt; aus melden Gründen er fie fehr bald aufgegeben und eine ernftliche 
Verftändigung mit Napoleon erfirebt hat, fagte er natürlich dem Staliener nicht. 

2 Ym 7. fand eine Beratung darüber beim König flatt (ſ. v. Lo& 111); dag definitive 
Schreiben war wohl, wie dag ebenfalls von Bismard entworfene gleichzeitige Schreiben an 
den Zaren vom 7. Juli datiert; Neuß ift wohl am 8. Juli abgereift; am 9. Juli früh war er 
in Berlin; von hier aus fignalifierte Baron Werther dem Grafen Golg feine Ankunft für 
den 10. Juli vormittags und erfuchte ihn, dafür zu forgen, daß er fofort Audienz erhalte. 

Muth S. 13, Anm. 4 vermutet, es möchte noch ein unbenutzter Inſtruktionsentwurf 
mit Erwähnung der Annerionen vorhanden fein, Diefe Vermutung trifft nicht zu. Die Uns 
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die Friedensbedingungen, die Preußen etwa fordern werde, hat er ebenfalls 
nicht erhalten; er fonnte auf Napoleons Fragen nur ungefähr die Stimmung 
bezeichnen, die im Haupfquartier herrfche, war aber ohne jede Vollmacht zu 
Berhandlungen in diefer Richtung. Von den Annerionsplänen, die wenig; 
fiens Bismard damals ficher ſchon erwog, ift ihm nichts gefagt worden; 
allem, was er in Paris tatfächlich geäußert hat, liegt die Vorftellung zugrunde, 
daß Preußen fih im allgemeinen mit der Durchführung des Reformpro⸗ 
gramms vom 10. Juni begnügen werde. Seine Sendung follte offenbar 
dazu dienen, dem Kaifer eine perfönliche Aufmerkſamkeit zu erweifen, feine Uns 
geduld zu befchwichtigen und ihn hinzuhalten. Ließ ſich Napoleon daranf ein, 
nach dem Empfang des Prinzen Neuß erft feinerfeits einen genau inftruierten 
Bevollmächtigten nah Böhmen zu fhiden, fo hatte man mindeftens eine 
Woche Zeit gewonnen, während der man den Krieg ungehindert fortfeßen 
und felbft beftimmte Entfcehlüffe über die Friedensforderungen faffen konnte. 
Auch Stalien follte, wie Bismard hoffte, die Zeit benugen, um energifch zum 
Angriff vorzugehen. Für den Fall, daß Italien fih durch das franzöfifche 
Angebot beftechen laffe und aus dem Kriege ausſcheide, faßte er eine direkte 
Verſtändigung mit Öfterreich ins Auge? Überhaupt war Bismard nicht der 
Meinung, daß durch die Annahme der franzöfifchen Vermittlung eine direfte 
Verhandlung mit dem Hauptgegner ausgefchloffen fei. Wir werden fehen, 
daß feine Bemühungen in diefer Nichtung fich faft bis in die Nifolsburger 
Tage hinziehen. Da er durchaus nicht ficher war, ob man fich mit Frank; 
reich werde einigen, oder ob man nicht vielleicht beffere Bedingungen von 
Hfterreich direft werde erlangen können, fo hielt er fich immer beide Wege offen. 

Indeſſen erfohien es doch notwendig, wenigftens eine ungefähre Angabe 
über die zu erwartenden preußifhen Bedingungen nach Paris gelangen zu 
laffen, zumal ja der König in feinem Telegramm vom 5. Juli in Ausficht 
geftellt hatte, daß er feine Forderungen durch den Grafen Golg mitteilen 
laffen werde. Man weiß bereits aus Sybels Darftellung, daß die erſte Mit⸗ 





gaben bes Generalftabswerts und Friedjungs, auf die Much feine Annahme gründet, 
beruhen nur auf Kombination, ebenfo alle Angaben aus franzöfifher Duelle. 

’ Seine Berichte (f. unten S. 571 f.) zeigen, daß Neuß felbft vorausſetzte, man wolle an 
einem gefamtdeutfhen Parlament fefthalten, 

* Siehe Bismards Telegramm an Ufedom von Horik 6. Juli, ben. bei Sybel 5, 229 und 
Bernharbdi 7, 141. Nah Mitteilung der Antwort des Königs an Napoleon heißt es: 
„Es tomme für und dringend darauf an, Mar zu fehen, ob Italien feſt am Bündnis hält, 
namentlih an Urt. 3 und 4, oder ob Abfall zu befürchten, wenn Gewinnung feines eigenen 
Zieles in Ausſicht. Suchen Sie ſich Gewißheit darüber vorfihtig zu verfchaffen. Bräche 
Ytalien den Vertrag, fo könnte es ung zur Verftändigung mit Öfterreid 


wingen,” Bol, dazu das unten ©, 556 genauer befprochene Telegramm nach Petersburg 
vom 10, Yull, 
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teilung an Golg in einer Depefche Bismards vom 8. Juli erfolgte! Nachdem 
er die Zurücdweifung der von Öſterreich duch Gablenz angebotenen Waffen; 
ruhe mitgeteilt und motiviert hat, fpricht er fich dahin aus, daß man, ab: 
gefehen von militärifchen Gründen, auf einen längeren Waffenftillftand, fo: 
lange jede Andeutung von Friedensbedingungen fehle, nicht eingehen könne. 
Bor allen Dingen aber fehle bisher Antwort von Stalien, ob man fich dort 
auf einen Waffenftillftand einlaffen wolle. Friedensverhandlungen per Teles 
graph ohne Zufammentritt von Bevollmächtigten würden fich ſchwer führen 
laffen. Soweit Bismard die Dispofitionen des Königs bisher habe feftftellen 
fönnen, werde dag preußifche Friedensprogramm nicht erheblich über die 
Bundesrefsembedingungen hinausgehen, Doch fei einiger Unterfchied in Bes 
handlung der Gegner und der Anhänger Preußens unvermeidlich; ferner 
werde man Kriegsentfohädigung fordern und Sicherftellung der ungarifchen 
Berfaffung. Sobald des Königs Intentionen fefte Geftalt angenommen 
hätten, werde er fie mitteilen. 

Bismard erwartet alfo auch jet noch pofitive Vorfchläge von Frankreich. 
Er Hält eine Verhandlung über die Friedensbedingungen durch Golß, der 
telegraphifch berichten und infiruiert werden muß, für unmöglich. Er will 
fein Programm aufftellen, auf Grund deffen der Botfchafter mit Napoleon 
verhandeln fol, fondern ihm nur ein paar Andeutungen geben, damit er 
doch etwas fagen kann, wenn er gefragt wird. Noch war ja des Kaifers durch 
Goltz geftelltes Erfuchen, daß die Verhandlung in Paris geführt werden 
möge, gar nicht ind Hauptquartier gelangt. Schon diefe Abficht der 
ganzen Mitteilung verbietet e8, aus dem Umſtande, daß etwas in ihr nicht 
erwähnt ift, den Schluß zu ziehen, daß man im Hauptquartier daran gar nicht 
gedacht habe. So liegt aber die Sache bei den Annerionen. Zuzugeben ift, 
daß die fchüchterne Andeutung eines Unterfchiedes in der Behandlung der 
Gegner und Freunde einem Uneingeweihten, wie es auch Golg damals noch 
war, feine Vorftellung davon geben konnte, daß folche Pläne eriffierten, wie 
fie Bismard am 4. Juli dem Kronpringen gegenüber entwidelt hatte. 
Man braucht zur Erklärung dafür, warum Bismard fich hier fo außerordent- 
lich zurückhaltend äußerte, nicht einmal darauf hinzumeifen, daß er zur feinem 
Programm vielleicht die Zuftimmung des Königs noch nicht befaß und vorher 
nicht gerne damit heraustreten wollte; e8 genügt zu wiffen, daß er gar nicht 
die Abſicht Hatte, den Botfchafter zu beſtimmten Forderungen zu inſtruieren, 





ı Pardubig 8. Juli 3 U. nm. ſ. Sybel 5, 232. 

> Nicht ganz zutreffend ift die Behauptung von Muth, ©. 14, daß in der Konfequenz 
diefes Gedankens die großen Annerionen und fchließlich auch der Verzicht auf Süddeutſch⸗ 
land gelegen habe; nach Bismards eigenen Ausführungen im Erlaß vom 9. Juli gab es 
ja auch andere Möglichkeiten ungleicher Behandlung. Muth meint ferner, mit diefem 
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fondern diefe von Napoleon erwartete. Golg follte offenbar nur in die Lage 
verſetzt werden, Vorſchläge, die hinter dem Reformprogramm vom 10. Juni 
zurückblieben, fofort als ausfichtslos zu bezeichnen, im übrigen aber follte 
er einfach berichten, was der Katfer vorſchlagen würde, und feiner Regierung 
die Entfcheidung vorbehalten. 

Nur einen Tag fpäter fchidte dann Bismard von Pardubitz aus den aus⸗ 
führlihen Erlaß an Gols, aus dem Sybel einen großenteils wörtlichen Aus; 
zug gegeben haf!, und der, gerade weil er einen vollftändigen Umfchwung der 
Abfihten im Hauptquartier zu befunden feheint, der Auslegung bisher die 
größten Schwierigkeiten gemacht hat. 

Schon der Umftand, daß Bismard den Erlaß zur foforfigen Mundierung 
und Weiterbeförderung nah Berlin fandte? und noch nachträglich für die 
Keinfchrift auf telegraphiſchem Wege verfchiedene Korrekturen anordnete, 
läßt darauf fchließen, daß die Erpedition fehr eilig vor fich gegangen ift, fo daß 
Bismard nicht die Zeit behalten hat, jeden Ausdrud noch einmal genau zu 
prüfen und zu überlegen. Nachdem er zunächft nochmals genauer ausein; 
andergefeßt hat, aus welchen Gründen die von dem Freiherrn von Gableng 
überbrachten öfterreichifchen Vorſchläge für einen Waffenftillftand hätten ab⸗ 
gelehnt werden müffen, fährt er fort: „Es iſt für ung überhaupt leichter auf 
Friedensverhandlungen als auf Waffenftillftand einzugehen. Um eines von 
beiden abzufchließen, bedürfen wir vor allem der Zuftimmung Stalieng, 
haben aber von dort bisher Feine Antwort. Graf Ufedom teilt ung mit, daß die 
Fortfegung des Krieges von Volk und Heer in Stalien als nationales Bez 
dürfnis angefehen wird, und daß der König feinen Thron gefährden würde, 
wenn er nach Cuſtozza auf der Bafis der Schenkung Venetieng Frieden ſchlöſſe. 
Mir dagegen find in der Lage, unfere Zuflimmung zum Frieden nur davon 
abhängig zu machen, ob ung die politifchen Vorteile, für die wir kämpfen, 
gewährt werben.” Es wird alfo auch hier wie früher die Zuſtimmung Italiens 
ansbrüdlich vorbehalten. Sodann fährt Bismard fort: „Das franzöfifche 
Kabinett hat den Wunſch ausgefprochen, unfere Forderungen zu fennen, 
€, €, werden benfelben Eindrud haben wie ich, daß die öffentliche Meinung 





Gefihtspuntt fei der Plan des bayrifhen Kommandos in Süddeutſchland (weil Bevor⸗ 
zugung eines Gegners enthaltend) unvereinbar; wir werden fehen, wie energifh Bismarck 
noh am 10. Yuli gerade an diefem Plan fefthielt; das nötige uns zu dem Schluß, daß 
Bismard fhon hier (wie ausdrädlih dann am 9, Juli) nur von den nordbdeutfchen Gegnern 
ſpricht. Auf diefe ift eben von vornherein, nicht erft feit dem 9. Juli, fein Blick vorwiegend 
gerichtet, 

Sybel 5, 249—252. 

» Der Erlafß wurde am 9, Juli zur Mundierung nah Berlin gefchidt, von wo er am 
11, Yuli nad Paris abging, nahdem zwei im Laufe des 9. Juli von Bismard telegraphifch 
angeorbnete Korrelturen darin angebracht waren, 
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bei ung die Einverleibung Sachfeng, Hannovers und Kurhefiens in Preußen 
verlangt, und gewiß wäre dies für alle Beteiligten die zweckmäßigſte Löfung, 
wenn fie fich ohne Abtretung andern preußifhen Gebiets erreichen ließe.” 

Wenn Bismard diefe Marimalforderung damit motiviert, daß die öffent; 
liche Meinung in Preußen eine derartige Löfung verlange, fo erklärt fich das 
fehr einfach daraus, daß diefe Mitteilung für Napoleon beſtimmt war, deſſen 
Reſpekt vor der öffentlichen Meinung Bismard ja zur Genüge kannte und 
mit zu benußen gedachte. Wenn ferner Bismard nur die Abtretung preuß i⸗ 
fhen Gebietes für unmöglich erklärt, fo kann man kaum zweifeln, daß er 
doch deutfches Gebiet überhaupt damit gemeint hat, Denn ſchon feine 
Äußerungen aus dem Frühjahr 1866 zeigen deutlich, daß er jede Preisgabe 
deutfchen Gebietes als unvereinbar mit der nationalen Führerftellung, die er 
für Preußen erfirebte, anfah, und am Schluß unferer Depefche fpricht er auch 
ausdrüdlich davon, daß nur außerdeutfhe Kompenfationen für Frank; 
reich in Betracht fommen könnten. Wir haben e8 daher an diefer Stelle 
gewiß mit einer Flüchtigkeit des Ausdruds zu fun. Kein Zweifel fann 
daran beftehen, daß in den angeführten Sägen Bismard das höchfte Ziel be; 
zeichnen will, das ihm überhaupt erreichbar erfcheint. Die Verftärfung 
Preußens in Norddeutfhland war ihm, wie wir wiffen, zunächſt die Haupt; 
ſache; und fie ſchien durch nichts fo ficher und vollftändig erreicht werden 
zu können, als durch die völlige Einverleibung der feindlich oder unzu⸗ 
verläffig gefinnten norddeutfchen Staaten. Daß er aber etwa auf die enge 
Angliederung und militärifche Unterordnung der Fleineren Nordftaaten, die 
man beftehen laffen wollte, weil fie nicht gegen Preußen gefämpft hatten, 
habe verzichten wollen, läßt fich feblechterdings nicht annehmen; das enge 
Bündnis mit ihnen blieb auch neben den Annerionen notwendig.? 





ı Soauh Muth, S. 16. An fih könnte man ja auf die Vermutung fommen, daß er dem 
Kaifer noch die Hoffnung auf rheinbayrifhe Gebiete habe laffen wollen; aber die fpätere 
Wendung „außerdeutfhe Kompenfationen” fchließt dies aus. Lenz gof. wirft die Frage auf, 
ob es Bismard mit der Unterffügung außerdeutfcher Kompenfationen ernft geweſen fei, und 
beantwortet fie zweifelnd. Ich möchte glauben, daß Bismard nur fagen wollte, jede Forde; 
rung deutfcher Gebiete fei abzulehnen, eine eventuell hernortretende Forderung außerdeutfcher 
Länder in Erwägung und zum Bericht zu nehmen, Er hatte ja, wie wir wiffen, fchon feit dem 
Frühjahr 1865 Napoleon eifrig auf Belgien und die Schweiz hingewiefen. War Napoleon 
unvorfihtig genug, derartiges jest wirklich zu verlangen, fo konnte Preußen verfuchen, 
fih mit Öfterreich zu verfändigen oder durch Mitteilung der franzöfifchen Forderungen 
in der Öffentlichkeit die bedrohten Nachbarländer und die Neutralen gegen Napoleon zu 
erregen; verlangte der Kaifer nur Zulaffung, nicht direkte Unterftügung der Annerion 
Heinerer außerdeutfcher Grenzdiftrikte, fo hätte Bismard wohl mit ſich reden laffen. 

2 Lonz und ihm folgend Thimme meinen, bei voller Durchführung der großen Annexionen 
würde der norddeutfhe Bundesftaat überfläffig oder doch zu einer bloßen Scheinform 
geworden fein. Überfläffig konnte er nie werden, da Preußen die Heinen Staaten, die mit 
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Der folgende Sat lautet: „Meinesteilg finde ich den Unterfchied zwifchen 
einer uns günftigen Bundesreform und dem unmittelbaren Erwerb jener 
Länder praftifch nicht groß genug, um dafür das Schiefal der Monarchie von 
neuem auf das Spiel zu fegen.! Unfer politifches Bedürfnis befchränft fich 
auf die Dispofition über die Kräfte Norddeutfhlands unter irgendeiner 
Form. Die Entfheidung über die Details diefer Form werden wir foviel 
wie möglich als innere mit dem Parlament zu vereinbarende Angelegenheiten 
zu behandeln haben. Untunlich erfcheint es mir, denen, welche am 14. Juni 
dem Bundesfriege gegen ung zugeſtimmt haben, diefelben Bedingungen zu 
ftellen, wie denen, welche fih unferem neuen Bunde freiwillig anfchloffen. 
Erftere find zugleich die Mächtigeren und dem Beflande der Fünftigen 
Schöpfung deshalb Gefährlicheren. Diefes Bedenken läßt fih auf zwei Wegen 
befeitigen: einmal dadurch, daß man Sachſen, Hannover und Heffen un 
günftigere Bedingungen in betreff ihrer Militärchoheit auferlegt, oder aber 
dadurch, daß der Territorialbeftand jener Länder vermindert wird, der 
Sachſens etwa um den Bausener? Kreis, der Hannovers um Dftfriesland, 
unter Anerkennung unferer Sufzeffionsanfprüche auf Braunfchweig. Wichtig 
ift für ung außerdem die Gewinnung einer neuen Konfiguration von Heffenz 
Darmftadt, etwa duch Abtretung von DOberheffen an uns und Austaufch 
gegen Hanau, falls es nicht gelingt, ganz Heflen-Darmftadt in den nord 
deutfchen Bund einzubeziehen.“ 

Auch in diefen Worten fteden meines Erachtens nicht fo viele Schwierig; 
feiten, wie man darin gefucht hat. Im Zufammenhang des Ganzen fünnen 
fie nur bedeuten: Sollte die Annerion diefer drei Staaten bei Napoleon auf 
unüberwindlihen Widerftand ftoßen, fo würde Preußen fih auch damit bez 
gnügen können, daß fie lediglich geswungen würden, dem geplanten Bunde 
beisutreten und ihre Truppen dem preußifchen Oberbefehl zu unterftellen. 
ihm gegangen waren, beftehen laffen und doch auf irgendeine Weife die Verbindung mit 
ihnen erhalten mußte, Eine „Scheinform” blieb der norddeutfhe Bundesftaat immer, 
infofern man für einen Bundesftaat nicht bloß formelle, fondern tatfächliche Gleichberech⸗ 
tigung der Glieder vorausfegt; das Übergewicht Preußens würde nur noch um einige Grade 
größer gewefen fein, wenn Sachſen preußifhes Gebiet geworden wären; denn das ift 
ja der einzige Unterfehied zwiſchen der Bismardihen Marimalforderung und dem, was fpäter 
suftande fam, 

ı Man hat darüber gefteitten, ob das Wort „dafür“ auf die Bundesreform oder 
ben „unmittelbaren Erwerb jener Länder‘ zu beziehen fei. Natürlich auf keins von 
beiden, fondern auf „Unterſchied“. — Es fei hingemwiefen auf die ganz analoge Behand⸗ 
lung des fhleswigsholfteinifhen Problems durch Bismard im Erlaß vom 20. Febr. 1865 
(Spbel 4, 78). Auch bier ift Unnerion das Beſte, vertragsmäßige Unterordnung noch 
erträglih: „Für die Differenz diefer beiden Löfungen den Krieg mit europäiihen Groß— 
mädten aufjunehmen, fheint mir mit dem Werte des Objekts nicht im Verhältnis zu ſtehen.“ 

» Spbel hat „Leipsiger”. 
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Denn, ſo fagt Bismard, die Verfügung über die Kräfte Norddeutſchlands in 
irgendeiner Form ift die Hauptſache; am wünfchenswerteften wäre e8, wenn 
wenigſtens jenen drei Staaten gegenüber die Form der völligen Einverleibung 
gewählt werden könnte; möglich ift es aber auch bei ihnen, fich mit einer an- 
deren Form der politifhen und militärifhen Unterordnung zu begnügen. 
In diefem Zufammenhang begreift fich auch der Vorbehalt, den Bismard 
macht: wenn jene Staaten beftehen bleiben, fo müffen fie doch jedenfalls 
härtere Bedingungen eingehen als die übrigen, Dies vorausgeſetzt, erklärte 
alſo Bismard den Unterfchied zwifchen der Annerion als dem Wünfchens; 
werteften und der bloßen Untersednung als dem noch Erträglichen für nicht 
groß genug, um für den Gewinn der Differenz zwifchen beiden die Eriftenz 
des Staates durch einen gleichzeitigen Krieg gegen Öfterreich und Frankreich 
aufs Spiel zu feßen. 

Es ift daher nicht richtig, das Wort Bundesreform in dem Sinne zu 
deuten, als handle es fich hier um den gefamtdeutfhen Bund und insbe; 
fondere um die Beziehungen zu Säddeutfchland.! Davon ift hier gar nicht 
die Rede; e8 wird immer nur von den Beziehungen zu den norddeutfchen 
Staaten gefprochen, auf deren Beherrfchung fich ja, wie Bismard ausdrüd; 
lich fagt, Preußens Bedürfnis befehränft, wenn auch das Wort „Norddeut; 
fcher Bund“ erft ein paar Zeilen weiter ausdrüdlich ausgefprochen wird, Man 
kann daher aus diefen Worten auch nicht den Schluß ziehen, daß der König 
für die Aufrechterhaltung des Gefamtbundes, felbft auf die Gefahr eines 
Krieges mit Frankreich hin, gewefen wäre, Bismard aber, um diefen Krieg 
gu vermeiden, auf den Gefamtbund habe verzichten und einen Erfaß dafür 
in den Annerionen fuchen wollen. Dies fann man in den klaren Wortlaut 
nur dann hinein interpretieren, wenn man von vornherein annimmt, daß 
der König derartige Gedanken gehabt und fih damals bereits in diefer Frage 
zu Bismard in einem Gegenfaß befunden habe. Der Wortlaut gibt zu 
folher Deutung feinen Anlaß. 





ı Diefer Irrtum ſchon bei Thimme 404; feine Argumente werden dadurch hinfällig, 
daß von fohärferer militärifcher Unterordnung und fchlechterer Behandlung nie für die füds 
deutſchen Staaten, fondern nur für die ev. in den neuen Bund aufjzunehmenden nord; 
deutfhen Staaten die Rede ift. Ein Hineinziehen der füddeutfchen Staaten in ein fo enges 
Bundesverhältnis war nie beabfichtigt worden, und wurde daher nicht erft jeßt aus folcher 
Erwägung aufgegeben. Der von Sybel erwähnte „Vorſchlag Bismards, auf die Hegemonie 
über ganz Deutſchland zu verzichten,“ ift von Sybel nur erfchloffen, aber urkundlich nicht be; 
zeugt. Auch Muth 17 deutet die „Bundesreform“ unrichtig und ſteht unter der falſchen Bor; 
ausfegung, daß Bismard hier von einer Meinungsverfchiedenheit zwiſchen ihm felbft und dem 
König fpreche, während Bismard offenbar nur fagen will: ich für meine Perfon bin mir 
über diefe Bewertung der Möglichkeiten klar, weiß aber noch nicht, wie der König darüber 
denkt. 


Brandenburg, Anterſuchungen. 35 
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Dann fährt die Inftruftion fort: „Ich ſpreche das Wort ‚Norddeutz 
{her Bund‘ unbedenklich aus, weil ich es, wenn die ung nötige Konfolis 
dierung des Bundes gewonnen werden fol, für unmöglich halte, das füds 
deutſch⸗katholiſch⸗ bayriſche Element hineinzuziehen. Leßferes wird fih von 
Berlin aus noch lange Zeit nicht gutwillig regieren laffen; und der Verfuch, 
es gewaltfam zu unterwerfen, würde ung dasfelbe Element der Schwäche 
ſchaffen, wie Süditalien dem dortigen Gefamtflaate.! Um unferer Schöpfung 
diejenige Begrenzung zu geben, welche ihr eine fefte Verſchmelzung fichert, 
ift gerade der jegige Augenblid günffig, wo die Unmöglichkeit vorliegt, die 
Vertretung Süddeutſchlands unfererfeits zum Parlament zu berufen. Wir 
beabfihtigen dem preußifchen Landtage eine Vorlage über die Parlaments 
wahlen in Preußen zu machen und mit der Berufung des Neichstages aus 
den vom Feinde nicht offupierten Teilen Deutfhlands ohne Zeitverluft 
vorzugehen. Daß wir die Elbherzogtümer behalten, fehe ich als felbftver- 
ftändlich an, und würde, wenn dadurch andere Nachteile abgewendet werden 
fönnten, S. M. vorfohlagen, in dem Lande nördlich von Alfen die Frage, ob 
deutfch oder dänifch, von dem Wunfche der Bevölkerung abhängig zu machen.” 

In diefen Außerungen muß es befonders auffallen, daß Bismard die 
Beihränfung auf Norddeutfhland nicht etwa als eine Preußen aufges 
deungene fraurige Notwendigkeit hinftellt, fondern fie als den wahren Interz 
efien Preußens allein entfprechend bezeichnet und e8 geradezu als einen Vor⸗ 
teil anfieht, daß man augenblidlich nicht in der Lage fei, ein geſamtdeutſches 
Parlament zu berufen. Soweit ift er früher nie gegangen; man empfindet, 
wie unmwefentlich es ihm wenigfteng für den Augenblid erfcheint, ob der Süden 
mit dem Norden noch duch ein gemeinfames Parlament verbunden bleibt. 
Er fagt ganz deutlich, die Begrenzung, welche dem neuen Bunde eine feftere 
Verſchmelzung fichert, ift ihm lieber als der Gefamtbund, und er findet eine 
befondere Gunft der augenblidlihen Lage darin, daß man mit Süddeutfchz 
land im Kriege liegt, und daher felbft die Männer des Nationalvereing nicht 
gut verlangen können, daß man dort jetzt Wahlen für ein deutfches Parla— 
ment ausfchreibe. Diefe Sprache kann durch Feinerlei Rüdficht auf Frank⸗ 
reich erflärt werden.? Napoleon gegenüber hätte Bismard viel eher Anlaß 
gehabt, zu betonen, daß Preußen nur fehr ungern auf die Verbindung mit 

Vol. feine ganz ähnliche Außerung vom 5. April 1866, wo er Süddeutſchland 
als das Kalabrien Preußens bezeichnete, Govone ©. zıı. 

» Thimme 406f. hebt hervor, daß Bismard bei Ubfendung diefer Infteuftion noch feine 
Meldung aus Paris haben konnte, die ihn über Napoleons Forderung einer unabhängigen 
Stellung Süddeutfhlands informierte. Das ift richtig. Uber mir wiſſen bereits, daß Biss 
mard biefen feftftehenden Geſichtspuntt der kaiſerlichen Politik Tängft kannte und feine 


bindenden Zufagen in diefer Nichtung längft gemacht hatte, und daß auch die Billigung des. 
Reformplanes vom 10. Yunt dur Napoleon feinen Widerfpruch dazu enthielt. 
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dem Süden verzichte und dem Kaifer damit ein ſchweres Opfer bringe.! Sicher; 
lich wurde alfo Bismard der Verzicht auf den Süden nicht fo fehwer, daß 
er dafür etwa in den Annerionen Erfaß und Troſt Hätte fuchen müſſen. Wir 
fönnen auch nicht vorausfegen, daß er mit dem König hierüber verfchiedener 
Anficht gewefen ſei. Dahingeftellt laſſe ich es zunächft, ob diefer Verzicht 
ein vollftändiger fein follte; ficher wollte Bismard fein gemeinfames deut; 
ſches Parlament mehr, da er ja einen norddeutfchen Reichstag wählen zu 
laffen beabfichtigte, 

Die Fortfeßung des Schriftftüdes lautet: „E. E. teile ich Vorftehendes 
mit dem Bemerfen mit, daß die ununterbrochene Bewegung des Haupt 
quartiers mir bisher nicht geftattet hat, die Allerhöchfte Willensmeinung über 
das Gefagte definitio zu Fonftatieren. Doc kann ich ſchon jetzt mitteilen, daß 
S. M. darauf rechnet, der König von Hannover und der Herzog von Meis 
ningen würden zugunften ihrer Söhne, der Kurfürft von Heſſen zugunften 
des Enfels, des jeßigen präſumptiven Erben, alfo des Sohnes unferer Prinz; 
zeffin Anna, abdizieren, Neuß I und Neuß II verfhmolen werden, fowie 
darauf, daß Naſſau und die ſüddeutſchen Staaten erhebliche Kriegskoften zu 
tragen haben. Auch einige Grenzregulierungen gegen Böhmen und Öfter; 
reichifeh-Schlefien erwartet der König. Außerdem? werden wir im Intereſſe 
unferer künftigen Stellung zu Öfterreich die Erfüllung der nationalen For; 
derungen Ungarns und Sicherftellung der ungarifchen Verfaffung verlangen.” 

Es liegt auf der Hand, daß Bismard hier die Notizen des Könige 
vom 5. Juli vor fich hat, und es wird wohl daraus zu fehließen fein, daß er 
auch bis zum Abgang der Depefche vom 9. Juli noch Feine ausführlichere 
Mitteilung über des Königs Anficht von den zu flellenden Friedensbedin, 
sungen gehabt hat? Wenn König Wilhelm die große Marimalfordes 


1 Daß Bismard dies nicht betont, fällt auch Thimme auf; er ſchließt daraus, daß die 
Rückſicht auf Frankreich gar nicht mitgewirkt habe. Aber auch dann bleibt es auffällig, 
daß Bismard fih diefe Chance Napoleon gegenüber entgehen ließ; man muß fich eben ers 
innern, daß auch dies feine eigentlihe Infteuktion zum VBerhandeln war, BVielleiht war 
dies Argument mehr auf Golg als auf Napoleon berechnet, da Bismard ja das Widerftreben 
des Botfchafters gegen feine Politik fannte, 

2 Der Satz von „außerdem“ bis „verlangen“ ift auf felegraphifhen Befehl Bismards 
(f. S. 542 Anm.2) zugefegt. Zu Sybels Auszug ift hier zu bemerfen, daß die Sicherung der 
ungarifhen Verfaffung nicht zu den Forderungen gehört, die Bismard ausdrüdlih dem 
König perfönlich zufchreibt. 

> Hb die Belprehung vom 7. Juli (f. oben ©. 539) fich auf genauere Feftlegung der 
Stiedensbedingungen bezogen hat, ift mir fehr zweifelhaft; vermutlich wurde nur über 
die Napoleon gegenüber zu befolgende Taktik gefprodhen und der damaligen Lage ents 
ſprechend dilatorifche Behandlung befhloffen. Es bliebe fonft unverftändlih, warum fich 
Bismard, als er die MWünfche des Königs angeben wollte, auf die durch eine fpätere 
Ausſprache bereits veraltete Aufzeichnung vom 5. Juli bezogen hätte, 
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rung vor Abfendung diefes Erlaffes gebilligt haben ſollte — worüber 
wir gar nichts wiffen — fo könnte es höchftens in dem Sinne gefchehen 
fein, daß man immerhin fo viel fordern möge, um wenigftens etwas zu 
befommen, da Napoleon auf eine glatte Annahme diefer Vorfehläge Hoch 
nicht eingehen werde. Eine prinzipielle Zuflimmung zu der Entthronung 
ganzer Dynaſtien würde in einer ſolchen Genehmigung alfo noch nicht 
zu erbliden fein. Die Auseinanderfegungen über diefe Frage haben, wie 
wir fehen werden, viel fpäter flattgefunden. Über das Minimum, bis 
zu welhem der König im äußerſten Fall herunserzugehen bereit war, 
wußte Bismard aber offenbar bei Abfendung diefes Erlaffes nichts Be; 
ffimmtes, fonft würde er faum auf die Notisen vom 5. Juli zurück⸗ 
gegriffen Haben. Die Unficherheit über diefen Punkt Halte ich für den 
Grund, weshalb er überhaupt in dem Erlaß ausdrüdlich von abwei— 
chenden Plänen und Detailwünfhen des Königs fpricht.! Er wollte und 
mußte die Möglichkeit behalten, das von ihm felbft als ausreichend be; 
zeichnete Minimum, wenn Napoleon es vorfhlug, doch noch zurück; 
weifen, weil er nicht wußte, ob der König dafür zu gewinnen fein 
werde. 

Fortgelaffen ift aus der Niederfchrift des Königs die Forderung der Ab; 
tretung DOftfrieslands und des Sukzeffionsrechtes an Braunfchweig. Iſt das 
Zufall oder Abficht?? Sollte Bismard den König inzwifchen vielleicht be; 
wogen haben, auch auf diefe von ihm geforderten Landabtretungen für den 
Fall zu verzichten, daß Napoleon ohne Kompenfation gar feine Gebietsver; 
geößerung Preußens bemwilligen wolle? Golg hätte dann im Notfall bis 
zur bloßen Herftellung des Bundes unter Abdankung der betreffenden 
Herricher, aber ohne jede Gebietsveränderung, heruntergehen dürfen. Ich fehe 
feinen Grund zu diefer Annahme. Wahrfcheinlich betrachtete Bismard die 
hier fortgelaffenen Wünfche des Königs dadurch als erledigt, daß er ja früher 
ausdrüdlich eine fohlechtere Behandlung der Gegner vorbehalten hatte. 

Bismard faßt nun alles noch einmal zuſammen: „Der Aufbruch des 
Hauptquartiers nötige mich, hier abzubrechen, und gebe ich E. E. einftweilen 
Borftehendes mit bem Anheimftellen hin, zunächft verfuchen zu wollen, welcher 


» Yedenfalls ausgefchloffen erfheint mir durch die Betonung diefer Heinen perfönlichen 
MWünfhe des Königs die Meinung, als habe der König den Hauptwert auf die Hegemonie 
über ganz Deutfchland gelegt, und als habe Bismard dies gewußt, Er würde dann den 
eigenen Borfchafter über die Sachlage getäufcht haben, indem er ihm die Hauptforderung 
des Königs verſchwieg. Das iſt natürlich ganz undenkbar, (So auch Muth 20, der diefes 
Argument dann vergeblich wieder abzuſchwaͤchen fucht.) 

» Thimmes Deutung (S. 416), daß nur einzelne Forderungen des Königs exempli 
onuss aufgeführt feien, ſcheint mir nicht haltbar. Dann hätte Bismard, um Goltz nicht irre⸗ 
führen, mindeſtens fagen müffen: S. M, rechnet unter anderem darauf uſw. 
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Eindrud und welche außerdeutfhen! Kompenfationsforderungen bei Frankreich 
hervorgerufen werden, wenn wir die volle Annerion von Sachſen, Hannover, 
Kurheſſen, Oberheffen und Naffau fordern, demnächft aber die weiteren oben 
entwidelten Eventualitäten in gleicher Weife fondierend durchzuſprechen. €. €. 
wollen dabei, ohne zu drohen, doch durchbliden laffen, daß wir einen im Ver; 
gleich zu unferen Erfolgen unehrenvollen Frieden nicht anzunehmen feft ent; 
fchloffen find. Sollten die Ausfichten, welche Öfterreich ung auf direkte Vers 
ftändigung macht, und welche, nachdem auch Graf Mensdorff fih bei der 
Armee eingefunden hat, möglicherweife auch von ihm in einer Zufammenfunft 
disfutiert werden, fich nicht verwirklichen, Frankreich aber eine drohende Hals 
fung gegen uns annehmen, fo würden wir den Angriff des leßteren abs 
warten, dann aber auch auf der vollen Grundlage der Neichsverfaffung von 
1849 die nationale Erhebung Deutfhlands bewirken und jedes Mittel ohne 
Rückſicht auf irgendwelchen Parteiſtandpunkt zur Kräftigung des Widerſtan⸗ 
des der Nation anwenden.“ 


In diefem Abſatz ift es ja befonders auffallend, daß außer Sachfen, Hanno, 
ver und Kurheffen auch noch die volle Einverleibung von DOberheffen und 
Naſſau verlangt wird, wovon im Anfang nicht die Nede gewefen war. Es ift 
natürlich möglich, daß zwifchen der Abfaffung des Anfangs und des Schluffes 
einige Zeit verfteichen ift, wie Lenz vermutet hat?, jedoch finder fich für diefe 
Annahme Fein pofitiver Anhaltspunkt. Bei der fohnellen Abfaffung des 
Aktenſtückes bleibt es auch ebenfo gut denkbar, daß es in einem Zuge 
niedergeſchrieben ift, daß Bismard felbft erft im Laufe des Diktierens auf 
den Gedanken fam, die Marimalforderung noch etwas höher zu nehmen, 
als er urfprünglich gewollt hatte, aber in der Eile nicht mehr Zeit hatte, 
den Anfang des Aktenſtückes entiprechend zu ändern. 


Die Art des VBorgeheng, die Bismard dem Botſchafter vorſchreibt, ift völlig 
klar und dem übrigen Inhalt der Inſtruktion genau entfprechend. Er foll zus 
nächſt die Höchfte Forderung — volle Annerion aller feindlichen norddeutſchen 
Staaten — ftellen, und wenn fie auf unüberwindliche Schwierigkeiten ftößt, 
ganz allmählich weiter heruntergehen, fich unter das aus dem früheren Terte 
erfihtlihe Minimum — norddeutſcher Bund mit fehlechterer Behandlung der 
Gegner unter Berüdfichtigung der befonderen Wünfche des Könige — aber 
nicht herabdrüden laffen, und für den Fall einer drohenden Haltung Frank; 
reichs mit der rücfichtslofen Entfeffelung der nationalen Bewegung in ganz 
Deutſchland drohen. 





ı Dies Wort wurde auf Bismards telegraphifhen Befehl (f. Anm. 542 Anm. 2) 
nachträglich zugefügt. 
2 Lenz, ©. 82 Anm. 
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Es ift Häufig bezweifelt worden!, daß es Bismard damit ernft gemwefen fei, 
ja, daß er überhaupt die Möglichkeit gehabt haben würde, diefe Drohung aus; 
zuführen. Gewiß hat er zunächft nur Napoleon fehreden wollen; aber es find 
doch auch Anzeichen dafür vorhanden, daß er wirklich geglaubt hat, bei einem 
franzöfifhen Angriff würde fich auch bei den füddentfchen Truppen die natio⸗ 
nale Empfindung fo ſtark regen, daß fie nicht mit den Franzofen sufammen 
gegen Preußen Fämpfen und eventuell fogar gegen den Willen ihrer Herrfcher 
zu den deutfchen Stammesbrüdern übergehen würden, ähnlich wie es einft 
die fähfifhen Truppen in der Schlacht bei Leipzig getan hatten.? Gern hätte 
Bismard zu diefem äußerften Mittel ganz gewiß nicht gegriffen, weil dann die 
von ihm jedenfalls als Übergangsfladium erſtrebte engere Einigung Nords 
deutfchlands in Fortfall gefommen wäre, und eine Neugeftaltung Deutfchz 
lands, wie er fie wünfchte, mit großer Autonomie der Einzelffaaten und ohne 
ein ftarfes Parlament, faft unmöglich geworden wäre.’ 

Bismard fohließt mit folgendem Satze: „Bisher aber habe ich die Über; 
zeugung, daß die Befürchtungen des Berliner Publitums in diefer Richtung 
unbegründet find, und daß wir, wenn es mir gelingt, die diesfeitigen Forde; 
rungen auf das verffändige und für ung ausreichende Maß herabzuftimmen, 
uns mit dem Kaifer Napoleon werden einigen können”. 

Auch die Deutung diefer legten Worte bietet erhebliche Schwierigkeiten. 
Geht nicht aus ihnen hervor, daß der König damals höhere Forderungen 
ftellen wollte, als Bismard für richtig hielt? Und was können das wohl für 
Forderungen gewefen fein, da das Programm des Königs, foweit e8 ung be; 
kannt ift, doch einen befcheideneren Eindrud macht als dasjenige Bismards? 
Denn auf den König müffen wir die Andeutung über die unmäßigen „Diesfeis 





ı Pens, Bismard, 3. Aufl. S. 317 deutet einen ſolchen Zweifel nur an; Muth, ©.7, hält 
alles nur für klingende Redensart, beftimmt, auf Napoleon zu wirken. Wäre e8 aber fo abs 
folut undenkbar gemwefen, würde e8 dann auf den Kaifer Haben Eindrud machen können? Biss 
mards Außerungen zu Bernhardi (7, 263) und Moltkes Operationsplan vom 8. Auguft, der 
mit dem Anfchluß der ſüddeutſchen Truppen rechnet, zeigen doch, daß man ernftlich an diefe 
Möglichkeit dachte. Man rechnete natürlich nicht auf das Wohlwollen der füddentfchen Res 
gierungen, fondern auf eine elementares Aufflammen der nationalen Empfindungen in den 
Heeren und Bevöllerungen, das die Regierungen mitgeriffen haben würde, Bismard hatte 
zwar oft und deutlich genug die nationale Bewegung als eine ſchwache Bundesgenoffin bes 
jeichnet; aber er unterſchied durchaus zwifchen den rednerifchen und literarifchen Betätigungen 
des liberalen Bürgertums, die ihm weder Vertrauen noch Reſpelt einflößten, und den elemens 
taren Empfindungen ber Maffen, die durch das Begehren des alten Erbfeindes nach deutſchem 
Land und Voll wachgerufen werden konnten, 

» Mol, unten ©, 612 feine Depefhe an Goltz v. 15. Juli, deren Erwägungen in diefer 
Richtung aus drudlich nicht für Napoleon, fondern zur Information des Botſchafters felbft 
beflimmt waren, 


’ Hierin ſtimme ich Lenz 84f, vollftändig bei, gegen Thimme 432. 
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tigen Forderungen“ doch wohl deuten, namentlich wenn wir die ganz ähnlich 
lautenden Worte Bismards in einem Brief an feine Frau von dem gleichen 
Tage berücfichtigen.! Außerungen einzelner höherer Militärs und mancher 
fürftliher Perfonen im Hauptquartier, die größere Stüde von Böhmen ver; 
langten?, könnten ihn doch nur beunruhigt haben, wenn er fihere Anzeichen das 
für befeffen hätte, daß der König ihnen zuzuſtimmen geneigt fei. Ober follten 
wir e8 hier nur mit einer taftifchen Wendung zu tun haben? Wollte er duch 
diefe Worte etwa Goltz veranlaffen, dem Kaifer Napoleon anzudeuten, daß die 
geftellten Bedingungen ſchon fehr mäßig feien, und daß es im preußifchen Haupt⸗ 
quartier Leute gebe, die noch viel mehr verlangten? Das wird durch die 
gleichzeitige Äußerung im Briefe an feine Frau ausgefchloffen. Die Anfpielung 
bleibt alfo völlig unverftändlih, wenn man annimmt, daß die Aufzeichnung 
vom 5. Juli alle Forderungen des Königs enthalten habe, und daß Bismard 
auch aus den bisherigen mündlichen Auseinanderfegungen feine weiteren 
Wünſche des Königs gefannt habe. Ohne weiteres würde fie verftändlich fein, 
wenn die früher ausgefprochene Vermutung richtig wäre, daß vom König gleich 
anfangs in Übereinfiimmung mit Bismard die volle oder teilweiſe Einver; 
leibung Sachfeng in Ausficht genommen war, und wenn dem Minifter befannt 
war, daß fein Herr hiervon nur fehr ſchwer abzubringen fein würde. Denn ob 
eine derartige Erwerbung ohne Kompenfation von Napoleon zugeflanden 
werden würde, mußte als recht fraglich erfcheinen. Gefordert war fie ja in der 
Anweiſung, aber doch mit der Maßgabe, daß der Gefandte, wenn er Schwierig, 
feiten finde, den ganzen Annerionsgedanfen fallen laffen dürfe. Mußte Goltz 
fich dazu verftehen, fo würden, das ſah Bismard voraus, die Kämpfe mit dem 
König beginnen. 

Daß die Auflöfung des alten deutfhen Bundes die Vorausfeßung 
aller weiteren Forderungen war, verfteht fih von felbft, wenn es auch 
nicht ausdrüdlih gefagt wird. War doch der ganze Krieg zu feinem 
anderen Zwede unternommen worden, als dem, die Vorherrſchaft Öfter; 





ı In dem Briefe, der am 9. Juli, einige Stunden nah Abfendung der JInſtruktion 
an Golg (da aus Hohenmauth datiert) gefchrieben ift, heißt ed: „Uns geht es gut, 
troß Napoleon; wenn wir nicht übertrieben in unferen Anfprüchen find und nicht 
glauben, die Welt erobert zu haben, fo werden wir auch einen Frieden erlangen, der 
der Mühe wert iſt. Aber wir find ebenfo fchnell beraufcht wie verzagt, und ich habe 
die undankbare Aufgabe, Waffer in den braufenden Wein zu gießen und geltend zu 
machen, daß wir nicht allein in Europa leben, fondern mit noch drei Mächten, die 
uns haſſen und neiden.” (Briefe an feine Frau, ©. 572.) Buſch 449 Anm. gibt den 
Worten eine fie zu fehr abſchwächende Deutung. 

2 Siehe Gedanken und Erinnerungen 2, 40, Auch der Anfpruch des Königs auf Heine 
Grenzberihtigungen gegenüber Öfterreich fonnte keineswegs von Anfang an als fo unerfüll; 
bar angefehen werden, daß er derartige Worte gerechtfertigt hätte, 
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reihs in Deutfchland zu brechen und diejenige Preußens an die Stelle 
zu feßen.! 

Den Grundgedanken der Depefhe vom 9. Juli erblide ich alfo darin, daß 
Bismard verfuchen will, die volle Annerion der größten feindlichen norddeut⸗ 
fhen Länder ohne Abtretung deutichen Gebietes an Frankreich zu erreichen”; 
daneben faßt er einen engen Norddeutfchen Bund mit den übrigbleibenden 
Staaten nördlich des Main ins Auge, wobei e8 ihm vor allen Dingen auf den 
militärifchen Oberbefehl Preußens über alle norddeutichen Streitfeäfte anz 
fommt. Sollte ſich dies oberfte Ziel nicht ohne Abtretung deutſchen Gebietes 
oder Krieg gegen Frankreich erreichen laſſen, fo will er fich auch anftatt der Anz 
nerion mit dem bloßen Eintritt fämtlicher norddeutfcher Staaten in den 
Bund begnügen, will dann aber denjenigen von ihnen, die gegen Preußen 
gekämpft haben, ſchärfere militärifhe Unterordnung, eventuell auch Ge; 
bietsabtretungen auferlegen.? Über deren Umfang fpricht er fich nicht aus; 
offenbar will er zunächft wiffen, wie Napoleon den Gedanken einer erheblichen 
territorialen Vergrößerung Preußens überhaupt aufnehmen wird. Ein Zwie⸗ 





ı Dieg gegen Thimme, der S.427 den Ausſchluß Öfterreichg vermißt. Bereits Muth 19 
hat diefe Argumente gegen ihn geltend gemadt. Thimme weift auch) (S. 417) darauf hin, 
daf feine Bedingungen für den Frieden mit den ſüddeutſchen Staaten angegeben find; 
aber auf diefe bezog fich ja die Vermittlung des Kaifers gar nicht. 

2 Anders Lenz ©. 86. Lenz meint, Bismard fei geleitet worden von der Beforgnis vor 
Frankreich (darüber f. ©. 568 Anm. 1); er habe zufrieden fein wollen mit norddeutſchem Bund 
und mäßiger Gebietserweiterung (ja, aber nur äußerſtenfalls als Minimum !), habe aber 
(hlimmftenfalls, um Frankreich nicht zu reisen, den Bund ganz aufgeben und dafür größere 
Annerionen fordern wollen (davon fteht michts in dem Erlaß; auch würde die Erhöhung 
der Annerionsforderung gewiß Frankreich eher zu Rompenfationsanfprüchen veranlaßt haben, 
als der Norddeutfhe Bund). Die ſtarke Betonung der Gefamtannerionen im legten Teil 
und in der Zufagdepefche führt Lenz auf die Einwirkung des Königs zurüd, Ich fehe feinen 
Grund zu diefer Annahme; find doch die großen Annerionen gleich zu Anfang bereits gefordert. 
Man kann m. E. auch nicht von einem Kompromiß zwifchen des Königs und Bismards 
Anſchauungen reden; fie ftehen vielmehr ziemlich unvermittelt nebeneinander, — Buſch 
448 fucht mit ganz ungureihenden Gründen zu deduzieren, aus dieſer Infteuftion gehe 
hervor, daß ber König damals für Partinlannerionen gewefen fei, auch die volle Annerion 
Sachſens nie verlangt habe. Zutreffend ift nur, daß feine Briefe an den Kurfürften von 
Heffen den event. Fortbeftand des Kurfürftientums zur Vorausfegung haben; für die 
übrigen Staaten folgt daraus nichts. 

° Dies iſt das Minimum, das gerade noch ausreicht, nicht dag eigentliche Ziel Bismarcks, 
wie Thimme 418 interpretiert, Alle Bemühungen Thimmes, nachzuweiſen, daß Bismard 
noch am 9. Yuli feinerlei Annerionsabfihten gehabt habe, fheitern am Wortlaut der Ins 
fieuftion, Nah Thimme (©, 421) wäre fein Standpunft gewefen: Am liebften nur Bundes, 
reform, wenn aber überhaupt Unnerion, dann Tieber Vollannerion als Teilannerionen, 
Thimme bat fi hier von Blsmards eigener fpäterer Darftellung zu ſehr beeinfluffen laſſen. 
Die Darftellung der Gedanken und Erinnerungen übertreibt zweifellos, infofern fie Bis, 
marde Bebdenten gegen Tellannerionen gu prinzipiell und unbedingt hervorhebt. Er hielt 
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fpalt zwifchen ihm und dem König läßt fih aus der Depefche nicht erfchließen; 
fie beweift nur, daß Bismard über des Königs genauere Abfichten noch 
nicht vollffändig orientiert war und für gewiſſe Fälle Schwierigkeiten mit 
ihm fürchtete. 

Seine Abficht war offenbar auch jetzt noch nicht, daß der Botſchafter auf 
Grund diefer Information mit Napoleon Friedensbedingungen vereinbaren 
folle; jede Andeutung einer Vollmacht hierzu fehlt; im Gegenteil wird ftarf 
auf den vorläufigen Charakter des ganzen Programms hingemiefen. Golg 
follte eigentlich nur fondierend mit Napoleon fprechen und dann berichten; 
wollte Napoleon auf Grund des Gefpräches förmliche Vorſchläge machen, 
ſo war das feine Sache. Der eigentlihe Zweck diefer Sondierung aber 
war, feftzuftellen, was fordert Napoleon im jeßigen Augenblid für die 
Zulaffung großer norddeutfher Annerionen? Will er noch deutiches Ge; 
biet dafür haben? Will er außerdeutfhe Kompenfationen? Ferner, bei 
welcher Ausdehnung unferer Anfprühe in Norddeutfhland beginnt fein 
Kompenfationsanfpruh? Wieviel wird er ung ohne ſolche Gegenleiftung 
zugefiehen? Will er einen norddeutfchen Bund mit preußifhem Heer; 
befehl und etwaiger mäßiger Gebietsverkleinerung der mächtigfien Gegner 
ohne Kompenfation zugeben, wenn auf Einverleibung ganzer feindlicher 
Staaten verzichtet wird, fo ift Bismard für feine Perfon bereit, für ein folches 
Minimum einzutreten, weiß aber nicht, ob die Zuſtimmung des Königs 
dafür ficher zu haben ift. Auf jeden Fall darf Goltz den Kaifer darüber bes 
ruhigen, daß Preußen in Süddeutfchland feinen größeren Einfluß erſtrebt, 
als ihm das von Napoleon gebilligte Neformprojeft einräumte, ja er darf 
mitteilen, daß die Berufung eines norddeutfchen Parlamentes und damit 
der Verzicht auf ein geſamtdeutſches Parlament geplant fei. 

Im engſten Zufammenhang mit diefer Depefche fteht das am folgenden 
Tage von Hohenmauth aus an Golg abgeſchickte Ergänzungstelegramm!, 
deffen erſter Saß bereits von Sybel mitgeteilt worden ift und folgender; 
maßen lautet: „Stellen Sie die Alternative zwifchen Annerion und Reform; 
projekt nicht in der Art auf, daß Zwifchenftufen mit Annexion einiger gegneriz 
feher Länder ausgefchloffen wären, und halten Sie daran feft, daß jede volle 
Annerion, die ohne Abtretung preußifchen Gebietes erlangt werden fan, 
beffer ift als die halbe auf dem Reformwege.“ 





gewiß Vollannerionen für befjer; aber feine weiteren Depefchen zeigen Har, daß er bis zuletzt 
auch mit Teilannerionen fich abgefunden haben würde, falls Napoleon die Annerion ganzer 
Staaten als Kriegsfall bezeichnet hätte, 

Es wurde von Hohenmauth, zo. Juli zz Uhr vorm. durch Feldjäger zur nähften Station 
befördert. Es traf bereits am ıı. Juli in Paris ein, wie der Bericht des Grafen Gola vom 
12. Juli zeigt. 
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Auch die Deutung diefer Worte ift ffreitig. Die einen verfiehen unter „Nez 
form“ die Suprematie über ganz Deutfchland!, die anderen den geplanten 
Norddeutfhen Bund; die einen deuten die vollen Annerionen als Einver; 
leibung ganzer Länder? und verftehen unter der halben Annerion auf dem Re, 
formmwege den Eintritt in den Bund mit militärifcher Unterordnung, wäh, 
rend die anderen unter vollen Annerionen auch die Abtretung von Teilen der 
feindlihen Staaten verftehen wollen? Mir erfcheint es ſchon am fich nicht 
zweifelhaft, daß mit dem Ausdrud „volle Annerionen” nur die wirkliche Ein; 
verleibung ganzer feindlicher Staaten gemeint fein kann, da die ihr gegenüber; 
geftellte „halbe Annerion auf dem Reformwege“, wenn man fich der Inftruf; 
tion vom 9. Juli erinnert, nicht anders gedeutet werden kann, als miliz 
tärifchpolitifhe Unterordnung duch Eintritt in den Nordbund, womit ja 
eventuell auch Gebietsabtretung, perfönliche Abdanfung der Herrfoher und 
andere erfchwerende Bedingungen verbunden werden fonnten. Damit er; 
gibt fich meines Erachtens auch, daß der Ausdrud „Reform“ in der erften 
Zeile nur auf den Norddeutfchen Bund bezogen werden kann. Bismard will 
fagen, der Botfchafter folle nicht die fehroffe Alternative aufftellen, ent; 
weder müßten Hannover, Sachen, Kurheffen und Naffau fämtlich einver; 
leibt, oder fämtlih nur verfaffungsmäßig untergeordnet werden, fondern er 
könne auch die Möglichkeit offen laffen, daß einige diefer Länder einverleibt, 
andere von ihnen nur zum Eintritt in den Bund verpflichtet werden fönnten, 
je nachdem Napoleon etwa bei einzelnen diefer Länder Bedenken gegen die 
volle Annerion äußere. 

Diefe Deutung der Zufaßdepefche, die an fich dem Wortlaut nach ſchon die 
wahrſcheinlichſte ift, wird num beftätigt durch das erfte Konzept der Depeſche, 
welches folgendermaßen lautet: „Wenn Sie finden, daß die Annerion von 
Hannover und Kurheffen weniger Schwierigkeiten macht, als die von Sachfen, 
und vielleicht ohne Kompenfation durchzuführen, fo ftellen Sie die in meinem 
Erlaß aus Pardubitz vom 9. Juli gegebene Alternative zwifchen Annerion und 
Bundesreformprojeft mit militärifcher Stellung nicht zu pofitiv als Ganzes 
hin und gehen namentlich nicht zu rafch zur zweiten über, fondern ftellen die 
Annerion der drei Länder in den Vordergrund und geben darin nur eine 
Pofition nach der andern auf, wenn e8 fich zeigt, daß ohne bedeutende Kom⸗ 

’ &p Muth, S. 21. Er meint, fonft hätte Napoleon in feiner Wahl gar nicht ſchwankend 
fein können, da er bloßen Norddeutſchen Bund ohne Gebietsvergrößerung Preußens jeder 
anderen Löfung natürlich vorgezogen haben würde. Aber Napoleon follte ja gar nicht die 
Wahl haben; man darf die Ausführung der Infteuktion durch Goltz nicht mit deren eigents 
liher Abſicht verwechfeln. Goltz follte das Marimum fordern, ohne natürlich zunächſt zu 
fagen, daß auch ein weit geringeres Minimum im Hintergeunde bereit gehalten werde, 


»2, 8, Thimme gar 
So Muth aı, 
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penfation feine Annerion zu erreichen.” Merkwürdig ift, daß in diefem erften 
Konzept, wo die zu anneftierenden Länder noch einmal aufgezählt werden, 
Naſſau wieder fortgelaffen ift, das ja bereits in dem Schlußfaß der Depefche 
vom 9. Juli miterwähnt war. Das beweift ung nur, wie wenig genau be; 
grenzt in Bismards Geifte felbft die Möglichkeiten noch waren; und wenn Bis; 
mard die ſpezielle Yufzählung in der endgültigen Faffung durch einen allge; 
meinen Hinweis erfeßt hat, fo Dürfen wir darin wohl den Wunfch erfennen, fich 
nicht auf fpesielle Forderungen feftzulegen, fondern ſich möglichft viel Chancen 
offen zu halten. 

Befonders intereffant ift e8 aber, daß das Telegramm noch einen zweiten 
Satz enthält, welcher lautet: „Haben Sie meine Bitte wegen Sondierung des 
bayrifchen Gefandten, ob Bayern jetzt unfere früheren Vorfchläge zu feinen 
Gunften annehmen würde, erhalten? Und was ift das Ergebnis?” Daß Big; 
mard duch Gol& bei dem bayrifchen Gefandten in diefem Sinne einmal hat 
fondieren laffen, war bereits duch Sy bel befannt!, nicht aber, daß diefer Ver; 
fuch in derfelben Depefche, welche von neuem die Friedensverhandlung auf 
Grund eines Norddeutfhen Bundes zu führen befahl, wiederholt worden ift; 
ebenfowenig, daß Bismard diefe Frage noch einmal während der nächften 
Tage geftellt hat, und daß er gleichzeitig auch durch den Grafen Bernftorff 
in London bei dem dortigen bayrifchen Vertreter den gleichen Schritt tun 
lieg. Man fieht daraus, wie fehr es ihm am Herzen lag, noch jeßt Bayern zu 
gewinnen, und daß feiner Anficht nach die beabfichtigte Gründung des Nords 
deutfchen Bundes nicht ausfchließen follte, daß gleichzeitig der in dem Reform; 
projeft vom 10. Juni vorgefehene Iofere gefamtdeutfche Bund mit dem bayri⸗ 
fchen Heerbefehl im Süden zuſtande fomme. Da Kaifer Napoleon vor dem 





ı Sybel 5, 253. Das erfte Erfuchen ging telegraphifh an Golg am 9. Juli, faft gleich, 
zeitig mit dem Erlaß vom 9. Juli ab, fowie das zweite Erfuchen gleichzeitig mit dem Nachtrag. 
Golg erwiderte am zo. Juli, der bayerifhe Gefandte v. Wendland wiſſe nichts über die 
Stimmung in Münden, halte aber einen Umſchwung für möglih und wolle anfragen. 
Im Bericht vom ıı. Juli fügt er hinzu, er habe Wendland nochmals gedrängt, da es von 
feiner Antwort abhängen werde, welde Stellung Bayern im neuen Bunde erhalten folle. 
Am 12. Juli meldet Gols, er habe Wendland zu einer telegraphifhen Anfrage in Münden 
veranlaßt. Am 14. Juli teilte Wendland zunähft an Golg vertraulih mit, daß Bayern 
zuſammen mit HÖfterreich auf der vorgefchlagenen Grundlage (des inzwiſcheu redigierten 
frangöfifchen Friedensprogramms) verhandeln wolle und um Einftellung der Feindfelig, 
feiten bitte, Am Nachmittage aber legte er ein Telegramm Pfordtens vor, worin 
diefer erklärte, während des Krieges Öfterreih nicht verlaffen und den Bundesgefegen 
untren werden zu können. Im übrigen feien feine Gefinnungen befannt. est aber 
lehne Bayern eine Antwort auf die preußifchen Bundesreformoorfhläge ab. Goltz er; 
widerte ihm, Bayern tue nicht recht, in letzter Stunde das günftige Angebot zurüdzumeifen; 
ohne Ausſicht auf Frieden würde man ihm fo wenig einen Stillftand bemilligen wie 
Hfterreich. 
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Kriege ausdrüdlich anerkannt hatte, daß dieſer Reformplan den franzöſiſchen 
Intereſſen nicht widerfpreche, fo ſchien Bismard offenbar auch jet feinen Wir 
derfpruch von franzöfifcher Seite gegen feine Ausführung zu erwarten. Hatte 
er doch Napoleon nur verfprochen, daß eine Erweiterung des preußifchen 
Einfluffes im Süden über die in diefem Neformprojeft gesogenen Grenzen 
hinaus nicht erfirebt werden folle, 

Zur Erläuterung der Abfihten, die Bismard in diefem Augenblick hegte, 
kann noch) ein Erlaß dienen, den er am 10. Juli an den Botfchafter in Peters; 
burg, Grafen NRedern, fandte.! Auch hier betont er, daß ein Waffenftillftand 
nicht ohne Stalien, und auf längere Zeit nicht ohne geficherte Friedens baſis ger 
fhloffen werden könne; das preußifhe Friedensprogramm fei mäßig; man 
babe direkt von Öfterreich wenig zu fordern, fondern erſtrebe nur eine gegen 
Wiederholung des Gefchehenen fichernde Stellung in Norddeutfchland. Der 
Möglichkeit feindliher Rüſtungen der Kleinftaaten, deren Gebiet Preußens 
innere Verbindungen beherrfche, müffe vorgebeugt werden, Er wünfchte zu 
wiffen, wie Rußland fich zu norddeutfchen Annerionen ftelle, und ob und 
welche Kompenfationen es feinerfeits im Auge habe, fei es in Galizien, fei es 
im Drient. 

Nehmen wir dies alles zufammen, fo fheint e8 unzweifelhaft, daß Biss 
mards Plan am 9. und 10. Juli? fih aus drei Teilen zuſammenſetzte. Er 
wollte womöglich die Annerion der feindlichen norddeutſchen Staaten, jedenz 
fall8 den engeren Norddeutfhen Bund mit den beftehen bleibenden Staaten 
nördlich des Main, endlich den Ioferen Gefamtbund mit Einfhluß des Süs 
dens, aber unter Ausschluß Öfterreichs in der Art, wie ihn das Reformprojekt 
bereits vorgefehen hatte. In der Einfügung des Norddeutfchen Bundes lag 
zwar eine Neuerung gegenüber dem Reformprojeft, das ja nur den miliz 
tärifhen Oberbefehl Preußens in Norddeutfchland vorgefehen hatte; aber 
jener Reformplan follte damit nur ergänzt, nicht völlig aufgegeben werden. 
Allerdings würde ein gefamtdentfches Parlament neben dem norddentfchen 
faum mehr denkbar gewefen fein; aber ein gemeinfamer Bundesrat, gemein⸗ 
fame Verteidigung und Garantie des Bundesgebiets würde beftehen geblie; 
ben, und die bisher für dasfelbe Gebiet im Zollverein organifierte Vertretung 





ı Benubt bei Sybel 5, 254. 

Ach fehe dies Programm als einheitlich, die Depefche vom zo, Juli als eine Erläuterung, 
nicht als eine Anderung an, in Übereinfimmung mit Muth ©. a1. Lenz denkt, m. €, 
ohne genügenden Grund, daran, daß inzwifchen eine Auseinanderfegung zwiſchen Wilhelm 
und Bismard flattgefunden habe; Thimme 422 hält die Zuſatzdepeſche für eine Einfchräns 
fung bes früheren Programms, dba Bismard die Unerreichbarkeit der großen Vollannerionen 
eingefehen habe; aber biefe waren ja fhon am 9. Juli ausdrädlich als erftes Gebot bezeichnet, 
von bem unter gewiffen Umftänden abgelaffen werben fönne, 
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der wirtſchaftlichen Intereffen würde ebenfalls Sache des Gefamtbundes 
geworden fein. 

Ob zu diefem ganzen Plane oder wenigſtens zu den Beftandteilen desfelben, 
die als Minimum auf jeden Fall feftgehalten werden follten, die bedingungs; 
loſe Zuffimmung Frankreichs zu haben fein werde, erſchien damals noch völlig 
zweifelhaft. Wie fehr Bismard gewünfcht hätte, fich mit Öfterreich direkt auf 
diefer Grundlage verftändigen zu können, geht daraus hervor, daß er in dem 
eben erwähnten Erlaß dem Grafen Redern befahl, in Petersburg fein leb— 
haftes Bedauern auszudrüden, daß Öfterreich nicht vorgezogen habe, fich 
direkt an Preußen zu wenden, flatt die Mediation Frankreichs anzurufen; das 
wäre für beide Teile vorteilhafter gewefen und könnte es noch jeßt fein, 


Drittes Kapitel. 
Der Urfprung des Ennerionsgedankens. 


In dem Erlaß vom 9. Juli erfcheint zum erſten Male die beftimmte For 
derung großer Gebietserwerbungen für Preußen. Woher ſtammt diefe For; 
derung? Wer ift ihr Erfinder und Beförderer geweien? Wie kommt es, daß 
fie fo plöglich und unvermittelt in diefem Zeitpunft auftaucht, während nach 
die Depefche vom 8. Juli derartige Wünfche kaum andeutungsweife ahnen 
ließ? 

Bleiben wir zunächſt bei der Frage nach dem eigentlichen Urheber des Anz 
nerionggedanfens. Die meiften Forfcher neigen dazu, Bismard als den Vater 
aller diefer Pläne und die eigentlich freibende Kraft bei ihrer Durchführung 
anzufehen. Thimme hingegen glaubt, daß der Gedanke urfprünglich vom 
König ausgegangen fei, während Bismard mehr Wert auf die Bundesreform 
gelegt, und nur dem ausgefprochenen Willen feines Monarchen nachgebend 
die Annerionsforderung in fein Programm aufgenommen habe. 

Meines Erachtens muß man hier zwei ganz verfchledene Fragen unter; 
fcheiden: Einmal, ob überhaupt anneftiert werden folle! Sodann aber, 
welhen Umfang man den etwaigen Gebietsforderungen zu geben habe? 
Der Gedanke, daß Preußen im Falle eines vollftändigen Sieges über 
Hfterreich eine erhebliche Vergrößerung feines Gebietes fordern und erhalten 
müffe, war bereits vor dem Kriege unter den leitenden Staatsmännern 
Preußens verbreitet, und nah dem Siege von Königgräß wurde e8 eigentz 
fih überall als felbftverftändlich betrachtet, daß Preußen hierauf beftehen 
werde. 

Die Beweife dafür, daß man in Preußen fehon vor dem Ausbruch des 
Krieges an eine Gebietserweiterung gedacht hat, find längft befannt. Schon 
in Biarriß hat fih Bismard im Herbft 1865 Napoleon gegenüber dahin aus— 
gefprochen, daß Preußen einer Berichtigung feiner Grenzen zur Herftellung 
eines im fich gefchloffenen Staatsgebietes bedürfe.! Im März 1866 hat er 





36, Rothan,La politique frangaise en 1866, S. 51. Bismard hätte nach ihm gefagt: 
„Aveo une lögdre rectifiention des frontidres, permettant de combler les solutions de 
continuit# de son territoire, elle (la Prusse) se constituerait au nord de l’ Allemagne à ses 
frain une conf6deration A son image, qui aurait le mörite de l’inquister personne et 
de rester l’oblig6e reconnaissante de la France,“ 
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durch Golg dem Kaifer fagen laffen, voraugfichtlich werde im Falle des Sieges 
außer der Gründung eines Norddeutfchen Bundes eine direftere Unterord; 
nung eines Teiles der norddeutſchen Staaten unter Preußen gefordert wer⸗ 
den müffen.! In dem Konfeil vom 25. Mat hat Bismard nach dem Berichte 
von Stoſch gefagt, e8 dürfte politifch wichtig fein, im Falle des Erfolges an 
Sachſen einen berechtigten Gegenfland der Eroberung zu haben. „Dabei gab 
er Andeutungen, wie der Krieg entfchieden die Nrrondierung Preußens 
herbeiführen müffe.“? In dem Vertrage mit Stalien vom 8. April 1866 heißt 
e8 in Artikel 4, daß die Zufimmung zum Friedensſchluß von feinem der Vers 
bündeten verweigert werden fünne, wenn Öfterreich einwillige, an Stalien 
Venetien absutreten, und an Preußen „öfterreichifche Landftriche, die an Be; 
völferung diefem Königreiche gleichwertig find“.? 

Als beim Ausbruch des Krieges Bismard den norddeutſchen Staaten 
ein Ultimatum fielen ließ, wurden die Gefandten, welche e8 zu übergeben 
hatten, ausdrüdlich angemwiefen, zu erklären, daß für den Fall der Ablehnung 
das Schickſal der betreffenden Länder von dem Erfolg der Waffen abhängen 
werde*, ebenfo heißt e8 in der Anweifung an den preußifchen Gefandten bei 





ı Sybel 4, 286. 

»Stoſch 75. 

s Sybel 4, 312, wo zum erften Male der volle Tert des Vertrages mitgeteilt iſt. Art 4. 
Sybel fügt hinzu, daß mündlich vereinbart fei, Preußen werde an Stelle einer ſolchen 
Sanderwerbung Zugeftändniffe in der deutfchen Frage annehmen. In welcher Form mag 
dies gefchehen fein? Ein Nebenprotofoll würde feine mündliche Erläuterung mehr geweſen 
fein; eine bloße Mitteilung Bismards über diefe Auslegung des Artifels durch Preußen 
würde doch der bindenden Kraft ermangelt haben, namentlich wenn nicht gefagt war, welche 
Zugeftändniffe in der deutfchen Frage ald genügendes Aquivalent gelten follten. Bismard 
hat fpäter (f. unten Kapitel 7) Italien gegenüber immer wieder darauf hingemwiefen, daß es 
verpflichtet fei, fo lange Krieg zu führen, bis Preußen ein Aquivalent in Land für Vene, 
tien gefichert fei, und fcheint von einer derartigen mündlichen Abmachung gar nichts zu wiffen. 
Oder follte diefe etwa fo gelautet haben, daß Preußen bereit fei, anftatt öfterreihifhen 
Gebietes auch folches anderer deutfcher Staaten als Aquivalent anzunehmen? Das konnte 
man natürlich im April 1866 micht fchriftlich abmachen, da man damals noch offiziell an 
der Annahme fefthielt, daß die übrigen deutfehen Staaten vielleicht gar nicht auf Öfterreichg 
Seite treten würden, obgleih man es im flillen vorausfeste, und da Preußen noch offiziell 
dem Bunde angehörte. Die italienifchen Berichte der Unterhändler Govone und Barral 
wiffen gar nichts von einer derartigen mündlichen Erläuterung: Jacini (Due anni di po- 
litica italiana) und La Marmora (Le general La Marmora et l’alliance prussienne 
1868) geben den Inhalt diefes Artikels fo wieder, daß Preußen gleichwertige ihm benach⸗ 
barte Landftriche erhalten folle. Ob das nur eine ungenaue Wiedergabe des Wortlautes 
des Bündniffes ift, oder eine den Sinn auf Grund jener mündlichen Erläuterungen umfchreis 
bende Erklärung, laffe ich dahingeftellt. 

* Anweifungen Bismards an den Prinzen Iſenburg in Hannover 13. Juni, an Legations⸗ 
rat von Wengel in Wiesbaden 13. Juni, an Heren von Schulenburg in Dresden 13. Juni. 
Nur in der Anweifung für den Gefandten von Röder in Kaffel fehlt diefer Paffus; hier wird 
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den thüringifchen Staaten, der gemeldet hatte, daß einzelne von ihnen neutral 
zu bleiben wünfchten, vom 19. Suni!, denjenigen, die neutral bleiben würden, 
gewährleifte Preußen natürlich weder Souveränität noch irgendwelchen 
Domanialbefis, feinen Freunden vollen Befisftand und Souveränität; der 
Gegner Zukunft werde vom Ausfall des Krieges abhängen. Etwas fpäter, 
am 28. Juni, ſchickte Bismard ein Telegramm an Goltz, worin er ihn anwies, 
amtlich und in der Preffe darauf aufmerkſam zu machen, daß Bayern zuerſt 
in Deutfchland die Fahne der Annerion aufgepflanzt habe, indem e8 die kleine 
preußifchshohenzollerifche Enklave Öhberg am Bodenfee bewaffnet offupiert, 
die Einwohner durch eine Proflamation für bayrifhe Staatsbürger erklärt 
und die bayrifhen Farben durch Anftrich eingeführt habe. Konnte diefe 
fharfe Betonung eines an fich fo unbedeutenden Vorgangs wohl einen 
anderen Zwed haben als den, die Welt darauf vorzubereiten, daß auch 
Preußen Annerionen vornehmen werde? Man konnte dann fpäter fagen, wir 
tun nur dasfelbe, was auch die Gegner getan haben würden, falls fie gefiegt 
hätten, wie das Vorgehen Bayerns beweift, 

Unmittelbar nach der Schlacht bei Königgräß hat Bismard in jener Unter; 
redung mit dem Kronprinzen am 4. Juli, über die ung Stofch berichter?, 
über die aufzuftellenden Friedensforderungen u. a. gefagt: „Außer dem Könige 
von Sachfen follte fein Souverän geftrichen werden, Heffen und Hannover nur 
fo weit verkleinert, wie zur gefchloffenen Verbindung unferer Oft; und Weft; 
provinzen notwendig.“ 

Alle diefe Äußerungen bilden eine gefchloffene Kette von Beweifen dafür, 
daß von Bismards Seite für den Fall des Sieges eine Gebietsvergrößerung 
fhon vor dem Kriege und jedenfalls, bevor die franzöfifche Einmifchung erz 
folgte, in Ausficht genommen war. Er wird damit fehwerlich allein geftanden 
haben?, und jedenfalls traten nach dem großen Siege an den verfihiedenften 
Stellen ähnliche Auffaffungen hervor. Ich ftelle die Äußerungen zufammen, 
die mir aus den Tagen nach) der Schlacht bei Königgräß big zum erften offi— 
ziellen Auftreten der preußifchen Annerionsforderungen befannt geworden 
find. 

Am 4. Juli telegraphierte Werthern aus Berlin, Benedetti folle fih zu 
dortigen Diplomaten gegen die Möglichkeit der Annerion der Nachbarländer, 
dafür die Wendung gebraucht, er folle bei dem Kurfürften durchbliden laffen, daß es bei dem 
Einrüden preußifher Truppen mit dem Regiment des legteren ein für allemal zu Ende 
fein werde, Es war dabei an die Einrichtung einer Negentfchaft unter dem nächften Ugnaten 

dacht. 
pi, an Heren v. Pirch, 19. Juni, 

Stoſch, Dentw, 95. Wegen der Glaubwürdigkeit f. oben S. 537 Anm, 1. 


Daß Moltke auf die Eroberung Böhmen! rechnete, zeigt fein Entwurf zu einem Bündnig 
mit Jtallen, (Moltles Militär, Korrefpondens, Dienftfchr. aus d. Kriege 1866, S. 48 f.) 
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felbft gegen das preußifche Oberfommando in diefen Ländern ausgefprochen 
haben. Es muß alfo in Berlin fofort unter den Diplomaten als wahr; 
feheinlich bezeichnet worden fein, daß Preußen derartige Annerionen for; 
dern werde, 

In der Unterredung, die Graf Goltz nah Veröffentlihung der Moniteur; 
note am 5. Juli mit dem Minifter Drouyn de Lhuys hatte!, bezeichnete er 
als Minimum der preußifchen Forderungen die Nealifierung des vor dem 
Kriege ins Yuge gefaßten Programms, nämlich den Austritt Öfterreichs aus 
dem Deutfchen Bunde, die Berufung einer allgemeinen deutſchen Vertretung, 
die militärifche Leitung Norddeutſchlands durch Preußen und die (nach feiner 
Anficht kaum noch ausführbare) Übertragung der militärifchen Führung Süd; 
deutfchlands an Bayern; endlich die Einverleibung der Elbherzogtümer in die 
Preußiſche Monarchie unter Rüdabtretung eines Teiles von Schleswig an 
Dänemark. Er warf dann aber die Frage auf, ob diefe bloße Sanfktionierung 
der tatfächlichen Durch den Krieg gefchaffenen Lage jeßt noch ausreiche, ob darin 
eine Kompenfation für das vergoffene preußifche Blut zu finden fein werde? 
Ob dieöffentlihe Meinung fih Damit begnügen werde? Und doch müffe die Her; 
ftellung des inneren Friedens eines der wefentlichften Nefultate diefes ruhm— 
reichen Krieges fein, und der Enthufiasmus, womit König Wilhelm bei der Er; 
Öffnung der Kammern felbft von den entfchiedenften Fortſchritts männern be; 
grüßt werden würde, dürfe nicht im voraus durch einen faulen Frieden oder 
duch einen garantielofen Waffenftillftand abgekühlt werden. Fraglich fei, ob 
man überhaupt Bayern für feine zweideutige Haltung noch belohnen fünne, 
und ob e8 noch möglich fei, die Souveräne von Hannover, Sachfen, Kurheffen, 
deren Anſehen vor ihren Bevölferungen fo tief erfchüttert worden fei, wieder 
einzufegen? Was endlich Öfterreich felbft betreffe, fo würde dies eine Macht 
von 37, Preußen mit den Herzogtümern eine Macht von zo Millionen bleiben. 
Preußen habe diefen Riefenfampf kühn aufgenommen. Nicht allein dank feinen 
. Zündnadelgewehren, fondern dank feiner höheren Zivilifation überhaupt, 
welche fich in den Waffen, der Intelligenz der Führer, der Offiziere, der Solda— 
ten, der Benußung der Eifenbahn, Telegraphen uſw. gezeigt habe, danf endlich 
dem unvergleichlihen Mute eines patriotifchen, von feinem Könige und den 
jüngeren Prinzen des Königlichen Haufes geführten Heeres wäre es Sieger. 
Aber Öfterreich könne in einer Reihe von Jahren wenigſtens in einigen diefer 
Punkte den Vorfprung einholen; Italien würde dann desintereffiert fein; 
welche Politit dann Frankreich und Rußland verfolgen würden, fünne man 
nicht vorherfehen; und man würde dann wie jeßt wieder 1: 2 ſtehen. 

Golg fügte hinzu, der Kaifer wünfche, daß er felbft zu vertraulichen Verhand⸗ 
lungen über $riedensbedingungen ermächtigt werde, da man in Paris zu feiner 

ı Bericht des Grafen Golg vom 5. Juli, 

Brandenburg, Interfuchungen. 36 
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Mäßigung ein befonderes Zutrauen habe, und da Benedetti unmöglich dem 
Hauptquartier dauernd werde folgen können. Ferner beftreite der Minifter, 
daß Frankreich mit den übrigen neutralen Mächten bereits irgendwelche Verz 
einbarungen getroffen habe; der Kaifer wünfche die Sache allein mit Preußen 
abzumachen und erft nach erfolgter Einigung einen Kongreß zu berufen. Eben 
deshalb fei es notwendig, daß er felbft fchnell Inſtruktion und Vollmacht er⸗ 
halte. Mit Berufung hierauf bat Goltz, ihm ſolche Verhaltungsmaßregeln 
möglichft ſchnell zu überfenden, da man das Anerbieten des Kaifers unmöglich 
ablehnen könne, Über deren Inhalt fprach er fich dahin aus, daß außer den 
von ihm im Laufe der Unterredung als Minimum angegebenen Bedingungen 
die Einverleibung Kurheffens in Paris feine Schwierigkeiten finden, diejenige 
des viel wichtigeren Sachfen dagegen ungleich größere als die von Hannover, 
auf welhe man in Frankreich gleichfalls vorbereitet zu fein und die man felbft 
mit Rüdficht auf Preußens maritime Entwidlung zu wünfchen ſcheine; for 
bald man aber in diefer Richtung zu weit gehe, würden frangöfifche Kompenſa⸗ 
tionsforderungen auftauchen, die um jeden Preis vermieden werden müßten. 
Die belgifhe Frage habe man zwar in Paris feit etwa 14 Tagen durch Klagen 
über die ungeftraft bleibende Zügellofigkeit der belgifchen Preffe in Fluß zu 
bringen gefucht, aber noch nicht der Neife entgegenzuführen vermocht. 

Hieraus geht hervor, daß bereits am 5. Juli zwifchen Golg und Drouyn 
de Lhuys von den Annerionen ganzer feindlicher Länder die Nede geweſen ift. 
Mer die Frage angeregt hat, läßt fich leider aus dem Bericht von Goltz nicht 
ganz ficher erfehen; doch liegt e8 wohl am nächften anzunehmen, daß die erz 
wähnten Äußerungen von Drouyn de Lhuys in Beantwortung der von Golg 
geftellten Frage, ob die befiegten Souveräne wieder würden zurückkehren 
können, getan worden find.! Der Annerionsgedanfe ergab fich eben fo natürz 
lich aus der eingetretenen Gefamtlage, daß er bei deren Beſprechung kaum 
umgangen werben fonnte, 

Am 6. Juli meldet Gols, daß der ruffifche Gefandte in Paris, Baron 
Budberg, der fonft nie preußenfreundliche Gefinnungen zeige, ſowohl 
ibm als Drouyn de Lhuns gegenüber geäußert habe, Preußen müſſe 
jet Kurheffen und Sachfen anneftieren; dagegen habe er dringend ges 
taten, weder Böhmen noch Hannover in Anfpruch zu nehmen. Am 
7. Juli meldet Graf Redern aus Petersburg, der dortige franzöfifche 
Botſchafter Talleyrand habe ihm gefagt, eine größere Homogeneität habe der 





Muth, ©. 14 hält es für möglich, daß fchon hier der Unnerionsgedante im Zufammenz. 
bang mit Preußens Verzicht auf die Hegemonie in Suddeutſchland erörtert worden ſei. Der 
Bericht von Bolt bietet dafür nicht den geringften Anhaltspunkt, Vielmehr erörtert der Bots 
(hafter die Gebierdvergrößerung, obwohl er es noch als felbftverftändlich betrachtet, daß; 
auch Eüdbeurfhland dem neuen Bunde angehören foll, 
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Kaifer Napoleon ſtets für Preußen angeftrebt, ein Länderzuwachs fei jeden, 
falls gefichert, und ein folcher dürfte nach des Botfchafters perfönlicher Anz 
fiht in Hannover und Kurheffen zu finden fein. Auf Böhmen würde man 
wohl feine Anfprüche erheben. In denfelben Tagen äußerten fich die engli; 
fhen Minifter Lord Elarendon und Lord Stanley dem Grafen Bernftorff ge 
genüber! in einer Weife, die erfennen ließ, daß fie mit der Abficht Preußens, 
Hannover und Sachfen zu behalten, rechneten. Am 8. Juli richtete der Minis 
fter von der Heydt aus Berlin ein Privatfchreiben an Bismard, worin er 
davor warnte, bei der Forderung des Siegespreifes zu blöde zu fein; je fimi; 
der Preußen fei, defto mehr werde Napoleon fich fühlen; und umgekehrt, je 
mehr Preußen fein ſtarkes Recht geltend mache, um fo weniger werde er mit 
ihm anbinden, Nach v. d. Heydts Meinung follte die Inforporation Kurz 
hefiens jedenfalls ausgeführt werden; dafür würde fih das Ausland am 
wenigſten echauffieren. Dftfriesland gehöre Preußen eigentlih auch von 
Rechts wegen; e8 würde gern wieder preußifch werden und für die weftlichen 
Provinzen bei fürforglihem Regiment von ungeheurem Wert fein wegen 
größeren Anteils an der Schiffahrt. Es müffe nur nicht durch fremdes Terris 
forium davon getrennt fein; die Eifenbahnlinie von Rheine nah) Emden 
müſſe preußifch werden. Das Sukzeffionsrecht an Braunfchweig könnte bei 
diefee Gelegenheit auch am beften geordnet werden, und Sachſen müßte 
Leipzig abtreten. Die Kreife Schleufingen und Ziegenrüd fönnten auf Koften 
von Meiningen erweitert werden, die hohenzolleriſchen Lande auf Koften von 
Württemberg; die bayrifchen Rheinlande könnte Preußen nebft der Enflave 
Heſſen⸗Pomburg anneftieren, die oldenburgifhe Enklave Birkenfeld aus; 
taufchen, Wetzlar zufammenhängend mit der Rheinprovinz verbinden, den 
Knotenpunkt Bingen dazunehmen. Hfterreich gegenüber fünne man fich 
mit der Abtretung von ÖfterreihifchsSchlefien begnügen. 

Endlich fei noch erwähnt, daß auch der General Lamarmora, der ja feines; 
wegs zu den Freunden Preußens gehörte, bereits am 5. Juli Bernhardi 
fragte, was Preußen num fordern werde. Als diefer antwortete, das könne er 
nicht wiffen, das urfprüngliche Programm fei Erwerbung der Elbherzogtümer 
und Hegemonie in Deutichland gemwefen, erwiderte Lamarmora: „Oh, 
si vous ne demandez que cela on vous l’accordera facilement ; mais 
j’aurais cru que vous voudrez garder la Saxe et le Hanovre,‘“ Bern; 
hardi meinte darauf, wenn man ein Territorium wünfche, fo würde es wohl 
vor allen Dingen Kurheffen fein.? 

Aus allen diefen Zeugniffen geht hervor, daß der Gedanke an eine preußi; 
ſche Gebietsvergrößerung nah der Schlaht von Königgräß an den vers 


ı Telegr. Bernftorfis vom 7., 8. und 10, Juli. 
2 Bernhardi 7, 134. 
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fchiedenften Orten und von den verfhiedenften Perfonen, die in feiner Ver; 
bindung untereinander fanden, gleichzeitig ausgefprochen worden iſt. Die 
Dinge lagen eben fo, daß fich dies jedem, der über die Friedensbedingungen 
nachdachte, als ein natürliches Ergebnis darftellte. Es wäre alfo im höchften 
Grade verwunderlih, wenn man nur im preußifchen Hauptquartier felbft 
diefen Gedanken nicht gehabt hätte, Daß auch der König felbft von Anfang an 
wenigftens mit fleinen Abtretungen einzelner Gegner rechnete, zeigt ja feine 
Aufzeichnung vom 5. Juli. 

Es ift demnach ganz müßig darüber zu ftreiten, ob diefer Gedanke von Big; 
mard oder vom König ffamme, oder von wem er fonft zuerft ausgefprochen 
fei. Gebietserweiterung wollte auch im preußifchen Hauptquartier nach dem 
Siege zweifellos jedermann; die Frage war nur, wie hoch man feine Anfprüche 
in diefer Richtung fpannen folle, und ob man fich mit Abtrefungen einzelner 
Provinzen und Landesteile begnügen, oder wenigftens einige feindliche 
Gebiete vollftändig einverleiben folle. 

Warum aber haben der König und Bismard Napoleon gegenüber von Ges 
bietserwerbungen zunächſt nichts verlauten laffen, wenn fie derartige Wünfche 
ſchon hegten? Napoleon hatte ja immer wieder beftimmt erklärt, daß er die 
Einverleibung Schleswig-Holfteins und die Durchführung des Neformpros 
gramms vom ıo. Juni zulaffen werde, ohne Kompenfationen für Frankreich 
zu fordern. Dagegen hatte er oft genug durchbliden laffen, daß er bei einer 
weiteren direften Machtvergrößerung Preußens auch eine Territorialerwerz 
bung für Frankreich fordern müſſe und deutlich auf die Bayrifhe Pfalz und 
Luremburg, ald Minimum aber auf die Grenze von 1814 hingemwiefen. Da 
Golß ftets betonen mußte, daß fein König fich zur Abtretung deutfchen Ge; 
bietes nicht verpflichten könne, fo war e8 zu feinen Abmachungen für diefen 
Fall gefommen; Napoleon hatte fih durch die Bemerkung, darüber würde, 
wenn es erft fo weit fei, wohl leicht eine Verftändigung zu erzielen fein, die 
Hände völlig frei gehalten, Man mußte daher auf preußifcher Seite anneh- 
men, daß jede Annerionsforderung Frankreich veranlaffen werde, Kompen⸗ 
fationen in deutſchem Gebiet zu verlangen, die man jeßt noch weniger als 
früher zu bewilligen geneigt war. Man glaubte daher auch im Haupfquartier 
anfangs, daß eine Verftändigung mit Napoleon unmöglich fein werde, da 
man Gebietserwerb wünfchte, der Kaifer ihn aber vorausſichtlich nur umter 
unerfüllbaren Bedingungen zugeftehen und bei deren Abweifung vielleicht 
auf die gegnerifhe Seite treten werde, Das wollte man möglichft lange 
vermeiden. Daher der Wunfch, die Verhandlungen zu verzögern, und ins 
zwiſchen vielleicht Öfterreich zu direften Friedensverhandlungen zu beftimmen. 
Daher alfo auch die unbeftimmten Angaben über die Friedensbedingungen 
bis zum 8, Juli, 
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Eine Änderung in diefer Beurteilung der Lage kann wohl kaum duch 
etwas anderes bewirkt worden fein, wie durch neue Nachrichten aus Paris, 
die eine Verftändigung mit Napoleon als möglich erfcheinen ließen. 
Allerdings war ſchon früher durch Golg eine Andeutung an Bismard 
gelangt, daß Frankreich im Falle eines preußifchen Sieges Annerionen nicht 
abfolut mwiderfireben werde. Am 17. Juni hatte Golg über einen Artikel 
berichtet, der im „Conſtitutionnel“ erfhienen und im offigiellen Organ ber 
franzöfifchen Regierung, dem „Moniteur“ ohne Kommentar nachgedrudt 
worden war. Darin hieß es, Kaifer Napoleon habe in feinem befannten 
Briefe vom 11. Zuni!, den der Minifter Rouher im gefeßgebenden Körper 
verlefen hatte, nur fagen wollen, daß er das europäiſche Gleichgewicht in dem 
Falle als geſtört betrachte, wenn Öfterreich oder Preußen ganz Deutfchland 
abforbierten. Es gäbe aber natürliche und berechtigte Annerionen, welche, 
weit entfernt, das europäiſche Gleichgewicht zu erfchüttern, dasfelbe befeftigs 
ten. Dies gelte von der Rückkehr Venetieng zu Stalien, Savoyens zu Frank; 
reih. Ebenſo würde die europätfhe Ordnung durch Verminderung der 
29 kleinen Staaten, in welche Deutfchland eingeteilt fei, keineswegs geftört 
werden. Gol& war offenbar der Anficht, daß dies auch die Anſchauung der 
franzöfifchen Regierung fei; denn er fügte hinzu, daß ſich auch Drouyn de 
Lhuys in demfelben Sinne geäußert habe; nur übermäßige Erwerbungen 
Preußens könnten für Frankreich den Vorteil überwiegen, welchen ihm die 
Yuflöfung der bisherigen Verhältniffe in Ausficht zu flellen geeignet fei. Big; 
mard mußte daraus den Eindrud gewinnen, daß Frankreich gegen die Vers 
minderung der Zahl der deutfhen Kleinftaaten durch Preußen nichts Erheb⸗ 
liches einzuwenden haben werde. Allerdings wurde fein Wort darüber ges 
fagt, welche Gegenrechnung der Kaifer dafür präfentieren werde, Auch waren 
diefe Mitteilungen fo unbeflimmt, daß aus ihnen fihere Schlüffe nicht ges 
sogen werden fonnten. 

Deutlihere Angaben enthielten jedoch Meldungen von Gols, die ges 
rade in der Zeit, wo der Umſchwung im Haupfquartier eintrat, anges 
gelangt find. Am 8. Juli Tief der Bericht des Borfchafters vom 4. Juli 
in Pardubig ein?, aus dem zu erfehen war, daß Napoleon eine Konz 
folidierung der berechtigten Machtftellung Preußens zuzugeben bereit fei. 
An diefem oder dem folgenden Tage erhielt Bismard jedenfalls auch 
ein Telegramm des Grafen Golg vom 5. Juli früh. Er meldete, daß 
er Drouyn de Lhuys um Angabe der vom Kaifer vorzufchlagenden Friedens; 





Es war darin gefagt worden, zu den Urfachen der gegenwärtigen Krifis gehöre auch die 
fhlecht begrenzte geographifche Lage Preußens, und zu den Zielen der franzöfifhen Politik: 
für Preußen mehr Gefhlofienheit (homogeneite) und Kraft im Norden von Deutfchland, 

2 ©. oben ©. 527 Anm. ı. 
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bedingungen gebeten habe, da das Programm vom ıı. Juni unhalt; 
bar geworden fei. Der Minifter habe ihm erwidert, Frankreich würde ohne 
Zweifel Preußens großen militärifchen Erfolgen Rechnung tragen. Es fei 
aber beffer, daß Preußen das Minimum feiner Friedensbedingungen ver; 
traulich mitteile. Der Kaifer wünfche, daß Gol& ermächtigt werde, darüber 
in Paris zu verhandeln. Er verfichere, daß mit Rußland und England 
feine Verhandlungen im Gange feien, und diefe Staaten erft zugezogen 
werden follten, wenn die Sache eine feftere Geftalt gewonnen hätte. Gol& 
bat hiernach um Inſtruktion. Man müffe inzwifchen die Offupation Böhmens 
vollenden. Prinz Napoleon und Chen. Nigra feien überzeugt, daß Stalien 
ablehnen und fich fchlagen werde. Erfterer fage, Preußen müffe Stalieng, 
Stalien Preußens wegen nicht annehmen zu können erklären. Verhand⸗ 
lungen vor Waffenftillftand follten nach der Meinung von Goltz nicht ab⸗ 
gelehnt werden. Auf diefe Anfrage nimmt offenbar der Anfang des Erz 
laffes vom 9. Juli Bezug. 

Ob noch weitere Nachrichten aus Paris vor Abfendung des Erlaffes vom 
9. Juli vorlagen, ob namentlich der oben befprochene Bericht des Botſchafters 
vom 5. Juli! fhon eingegangen war, muß als fehr zweifelhaft erfcheinen. 
Das Driginal des Berichtes iſt erft am 10. Juli in Hohenmauth eingetroffen, 
jedenfalls alfo nah Abfendung der Inftruftion vom g., wahrfcheinlich aber vor 
der Erpedition des Telegramms vom ıo. Dies fcheint mir aus der erften 
Faffıng diefes Telegramms, die ich vorhin mitgeteilt habe, hervorzugehen. 
Bismard muß damals gewußt haben, daß Frankreich die Annerion Sachfens 
weniger leicht bewilligen werde als diejenige Hannovers und Kurheffens. In 
Berlin war aber der Bericht von Golg bereits am 7. Juli angelangt, und Big; 
mards Vertreter im Auswärtigen Amt, Baron von Werther, beeilte fich, bevor 
er es meiter gab, einen telegraphifhen Auszug davon in das Haupt⸗ 
quartier zu übermitteln. Diefer ift am 7. Juli, 4 Uhr 10 Minuten 
nachmittags aus Berlin abgefandt worden; es läßt fich jedoch leider 
nicht genau feftftellen, wann er eingetroffen iſt. In dem Auszug war ge 





ı ©, oben ©, s6ıf. 

® Die Depefchen wurden von Berlin durch den Telegraphen bis zur Endftation Neichenberg, 
von da durch berittene Dffisiere an den jedesmaligen Aufenthaltsort des Hauptquartierg 
befördert; nah Horig und Pardubig brauchten fie auf diefe Art etwa 24 big 30 Stunden; 
die am 7. Juli vormittags abgelaffenen Telegramme find alle noch am 8. Juli in Pardubitz 
eingetroffen, Erſt der fhnelle Aufbruch des Hauptquartier von Pardubig nach Hohenmauth 
am Nachmittag des 9. Juli ſcheint die regelmäßige Verbindung auf einige Zeit unterbrochen 
su haben; bie feit mittags ı Uhr 40 am 7. Juli abgelaffenen Telegramme find infolges 
beffen erft am 10, Juli abends in Zwittau angelommen. Das um 4 Uhr 1o nachmittags 
abgegangene Telegramm, um das es fih hier handelt, wird alfo wahrfcheinlich ebenfo, wie 
ein unmittelbar darauf erpebiertes erft in Zwittau eingetroffen fein, 
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fagt, daß Goltz die Einverleibung Schleswig-Holfteing, die militärifche und 
politifhe Führung Norddeutfchlands und Öfterreihs Ausfcheiden aus dem 
Bund als nicht mehr genügend bezeichnet habe. Die Möglichkeit der Wieder; 
einfeßung der Souveräne in Kurheffen, Hannover und Sachen fei zweifel⸗ 
haft; Goltz meine, die Einverleibung Kurheſſens würde feine Schwierigfeiten 
finden, die Hannovers geringe, die Sachfens fehr große. Die belgifche Frage 
fei nur in der Preffe eingeleitet. Wahrfcheinlich ift diefer Auszug erft am 
10, abends, alfo fpäter als der Bericht felbft eingetroffen. 

Yuch von dem oben ſchon erwähnten Berichte des Grafen Golg über fein 
Gefpräch mit dem ruffifchen Gefandten fhidte Baron Werther am 8. Juli 
einen telegraphifchen Auszug an Bismard; auch darin war von einer mög; 
lichen Annerion Sachfens und Kurheffens die Rede, Er wird ficher erft nach 
dem 9. Juli ins Hauptquartier gelangt fein. 

Wenn alfo weder der Bericht vom 5. felbft, noch der gekürzte telegraphifche 
Yuszug am 9. Juli zu Bismarde Kenntnis gelangt war!, fo fünnen nur 
der Bericht vom 4. Juli und das Telegramm vom 5. Juli feinen Entfchluß 
befimmt haben. Er erfah daraus, daß Napoleon und Drouyn de Lhuys 
bereit feien, den Erfolgen Preußens bis zu einem gemwiffen Grade Rechnung 
zu tragen. Dazu fam, daß in dem Bericht vom 4. Juli Golg ein militä; 
rifches Einfchreiten Franfreihs nach dem Siege von Königgräg für fo gut 
wie ausgefchloffen erklärte, und daß der im Hauptquartier anweſende preu⸗ 
Bifhe Militärbevollmächtigte in Paris, Oberfileutnant von Log, gerade da; 
mals die gleiche Überzeugung rüdhaltlos ausfprach.? 

Bismard fonnte und mußte fih danach fagen, daß Napoleon in einer 
höchft unbehaglihen Situation fei. Gerade das fehlen Ausfiht auf eine 
Verftändigung zu bieten.’ Sollte er nicht jet bereit fein, auf die früher ers 


ı Shimme, ©, 423 hat alfo Recht mit feiner Annahme, daß Bismard diefen Bericht 
am 5. Juli noch nicht gefannt habe. Er nahm dies deshalb an, weil Bismard Sachfen in 
feinem Erlaß nicht erwähnt haben würde, wenn er ſchon gewußt hätte, daß Frankreich dieſes 
Landes wegen Schwierigkeiten machen werde. Diefer. Grund ift freilich für ſich allein nicht 
ducchfcehlagend, wenn, wie ich in Übereinfiimmung mit Thimme vermute, der König ſchon 
damals auf Einverleibung eines erheblichen Teiles von Sachfen drang. Mußte Bismard 
dann nicht doch wenigftens den Verfuch machen, in diefer Beziehung ein Zugeftändnig zu 
erlangen? In der Zufatdepefche, bei deren Abfendung er ja unzweifelhaft diefen Geſichts⸗ 
punkt Napoleons fannte, hat er den anfänglichen Gedanken, Golg die Sache dadurch zu 
erleichtern, daß er ihm den Verzicht auf Sachfen ausdrüdlich nahelege, bei näherer Überle; 
gung auch wieder aufgegeben; ich weiß auch dafür feinen anderen ftichhaltigen Grund als die 
NRüdficht auf des Königs Wünſche; f. oben S.554. Die Meinung Thimmes (S. 432), daß 
der Erlaß vom 9. Juli durch die telegraphifhe Mahnung von Golg vom 8. Juli hervorge⸗ 
rufen fei, ift unhaltbar, da diefe Depefhe am 9. unmöglich in Pardubitz gemwefen fein kann. 

2 9,20, Erinn, 112 (7. Juli), 

Es ift namentlich von Thimme mit Necht betont worden, daß man im Hauptquartier 
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firebten deutfchen Kompenfationen zu verzichten? Einen Verfuch Iohnte e8 
wenigftens. Dies erfannte der große Staatsmann fofort, und mit unerz 
hörter Kühnheit fohritt er zur Ausführung. Annerionen von einer Yus; 
dehnung, an die niemand früher zu denken gewagt hatte, — fo daß einem 
Benedetti und wahrfcheinlich auch vielen anderen der ganze Vorfchlag als 
überhaupt nicht ernft gemeint erſchien — forderte er für feinen Staat, ohne 
auch nur die geringfte pofitive Gegenleiftung in Ausficht zu flellen. Es ift 
wohl ausgefchloffen, daß er an die glatte Annahme feiner Marimalforderung 
duch Napoleon geglaubt hat, aber ſchon daß er es ihm vorzulegen wagte, zeugt 
davon, wie gering er jeßt die Gefahr eines Bruches mit Frankreich fchäßte.! 
Er hat wahrfcheinlich gedacht: Fordern wir zunächſt einmal das denkbar 
Höchfte; ablaffen fann man immer, zufegen ſchwer. Bekam er aber wirk 
lich Napoleons Zufimmung zu großen VBollannerionen, fo hatte er natürz 
fih etwaigen Bedenken des Königs gegenüber eine viel ſtärkere Pofition. 
Was Napoleon zugeftehen wollte, fonnte der König ſchwer zurückweiſen. 
Bon dem Ausfall der Antwort des Botſchafters hat Bismard offenbar 
fein weiteres Verhalten gegenüber dem eigenen König und gegenüber der 
franzgöfifhen Vermittlung abhängig machen, bis dahin den Krieg möglichft 


erft allmählich die Größe der öfterreichifchen Niederlage erfannte. Es ift auch durchaus wahrs 
ſcheinlich, daß diefe Erfenntnis auf das Maß der zu ftellenden Forderungen nicht ohne Eins 
fluß geblieben fein wird. Aber es liegt fein Grund vor zu glauben, daß in der Schäßung 
des Erfolges gerade zwifhen dem 8. und dem 9. Juli ein derartiger Umſchwung eingetreten 
fei, daß er eine völlig veränderte Haltung Frankreich gegenüber hätte hervorrufen können, 

ı MWie weit er von Furcht oder übereifriger Nüdfihtnahme auf Frankreich entfernt war, 
zeigt ein zugleich mit der mehrerwähnten Zufagdepefhe an Golg abgefandtes Telegramm, 
wonach Golg erklären follte, daß eine notwendige Folge der Zeffion Venetiens an Frank; 
reich die unmittelbare Entlaffung aller italienifhen Negimenter aus der öfterreichifchen Armee 
fei. Die Ablöfung der öfterreihifhen Truppen duch franzöfifche, um erflere gegen Preußen 
verwendbar zu machen, fei ſchon nicht mehr Neutralität, aber das Belaffen der venetianifchen 
Soldaten bei Öfterreich direkte Teilnahme Franfreihs am Kriege, — Weiter wird Bismards 
Stimmung in dieſen Tagen dadurch harakterifiert, daß er am 11x. Juli ein Telegramm an 
Bernftorff in London entwerfen ließ, in dem diefer ermächtigt wurde, als feine perfönliche 
Auffaffung auszufprechen, daß ein Zutreten Bayerns zu den preußifchen Reformvorſchlägen 
in diefem Augenblide Frankreich gegenüber von unberechenbarer Wichtigkeit für die nationale 
Stellung Deutfchlande fein lönnte. Diefe Worte find zwar wieder durchfteichen, zeigen aber 
doch, daß Bismard die Möglichkeit eines Konflitts mit Frankreich ernftlih und ohne bes 
fondere Angftlichleit ind Auge faßte, ja viel eher an die Vorbereitung des Kampfes, als an 
Zurüdweihen dachte. Daß Bismard auf die glatte Annahme feiner Marimalforderungen 
durch Frankreich nicht gerechnet hat, nehme auch ich an, ebenfo wie Golg in feiner fpäter zu 
befprehenden Rechtfertigung vom a3. Juli, Thimme 422 und Muth 19. Zweifellos aber 
hoffte er, wie alle feine fpäteren Depefchen zeigen, daß es möglich fein werde, die Zuftimmung 
des Kaifers zu erheblich mehr als dem nur für den äufßerften Fall noch als ausreichend bes 
yeihneten Minimum zu erlangen, Das Maß des Erreichbaren follte Goltz eben durch feine 
®onbdierung feſtſtellen. 
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energifch weitergeführt fehen wollen. In feinen Anweifungen für Golg zeigt 
fich nirgends eine Nachgiebigkeit gegen Frankreich über die Linie hinaus, die 
Bis marck fich ſchon vor dem Kriege vorgegeichnet hatte, vielmehr das Streben, 
das Marimum des Erreichbaren zu gewinnen, wenn möglich, im Einver; 
fländnis mit Frankreich, aber unter Umfländen auch gegen Frankreich. Die 
letztere Möglichkeit hatte ihm zuerft wohl nähergelegen; die Nachrichten aus 
Paris ließen aber eine Verftändigung mit Napoleon denfbar erfcheinen; 
diefe Chance durfte nicht unausgenußt bleiben; denn beſſer fchien es ihm 
immerhin, wenn fich ohne Appell an eine große Volfsbewegung auskommen 
ließ, deren Mitwirkung feinem Werfe notwendigerweife eine weſentlich andere 
Geftalt gegeben haben würde. 

Als er dann am folgenden Tage den Bericht des Borfchafters vom 5. Juli 
erhielt, fonnte er fich in der Überzeugung, daß er den richtigen Weg einges 
fchlagen habe, nur beftärkt fühlen. Er erfah daraus, daß man in Paris auf 
die Annerion ganzer feindlicher Länder bereits gefaßt fei, ohne bisher Gegen; 
forderungen anzudenten. Nur, wieviel man dort zugeftehen und ob man 
nicht Sachfens wegen Schwierigkeiten machen würde, erfchien zweifelhaft. 
Um Goltz nochmals darauf aufmerffam zu machen, daß er nur fehrittweife 
von der Marimalforderung zurüdgehen dürfe, wurde das Zufagtelegramm 
redigiert. 


Miertes Kapitel. 
Die Merbandlungen in (Paris Bis zum 14. Juli. 


Die nächfte Frage muß nun für ung fein, welche Aufnahme die preußi- 
(hen Vorfhläge in Paris gefunden haben. Als Goltz dem Kaifer Napoleon 
am 6. Juli das telegraphifche Antwortfhreiben König Wilhelms mitteilter, 
zeigte fih Napoleon von dem darin liegenden Entgegenfommen befriedigt 
und fand auch die militärifhen Bedingungen, die Preußen für die Annahme 
eines Waffenftillftandes glaubte ftellen zu müffen, durchaus Billig. Goltz 
betonte, daß die großen Waffenerfolge Preußens e8 gerechtfertigt erfcheinen 
laffen würden, wenn man jet mehr fordere, als vor dem Krieges er hob 
hervor, daß dag von Öfterreich erftrebte Stebzigmillionenreich eine viel größere 
Gefahr für Frankreich im fich fehließe, ald das preußifche Neformprojeft; 
auch gab er ſich den Anfchein, als fehe er in Napoleons Mediation ein für 
Preußen günfliges Ereignis, da fo der König vor Konzeffionen bewahrt 
bleiben werde, die er dem Kaifer Franz Joſef bei direfter Verhandlung viel; 
leiht aus Großmut zugeftanden haben würde. Als er dann nach wie vor 
den Ausschluß Öfterreichs aus Deutfchland als die hauptfächlichfte Friedens; 
bedingung bezeichnete, widerfprah Napoleon nicht, gab aber auch feine Zus 
fimmung zu erfennen. Eine Andeutung, daß Dfterreich auch direkt mit 
Preußen zu verhandeln verfuche, fehien er unangenehm zu empfinden. Auch 
der Minifter Drouyn de Chung, mit dem Goltz am 7. Juli fprach?, beffätigte 
ihm, daß das königliche Schreiben einen guten Eindrud auf den Kaifer ge; 
macht habe, ließ fich aber ebenfowenig wie fein Herr zu irgendeiner zuſtimmen⸗ 
den oder ablehnenden Bemerkung in bezug auf die von Golg ffisgierten 
voraus ſichtlichen preußifhen Minimalforderungen bewegen.’ 

Je längere Zeit verfloß, ohne daß Goltz beftimmte Vorfcehläge zu machen 
in der Lage war, defto ungeduldiger wurde natürlich der Kaifer, und ſchon 
am 8. Juli telegraphierte Goltz, daß er alle Fühlung verliere, wenn er nicht 
durch telegraphifche vorläufige Inftruftion in den Stand gefeßt werde, mit 





’ Telegramm vom 7. und Bericht vom 8. Juli, ben, v. Sybel ss, agıf. 

» Telegramm v. 7. Juli, 

’ Nah Sybel 232 lönnte es ſcheinen, als fei zwifchen Drouyn und Goltz die Entfendung 
Denedettis ind Hauptquartier verabredet worden; die Berichte von Golg enthalten nichts 
Davon, 
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Napoleon weiter zu verhandeln; zugleich bat er, vor Abſendung des in Aus; 
ficht geftellten föniglichen Handfchreibens an Napoleon feinen Bericht vom 
5. Juli abzuwarten, da es fonft der Lage fehmwerlich entiprechen würde, 

Ym 10. Juli, vormittags 11 Uhr traf Prinz Neuß mit dem eigenhän; 
digen Brief des Königs in Paris ein, und wurde noch am Nachmittag 
vom SKaifer empfangen. In dem Immediatbericht, den er fofort an den 
König abfandte, faßt Prinz Neuß feinen Eindrud von der ziemlich langen 
Unterredung dahin zuſammen, daß fie ihm feinen befriedigenden Eindrud 
zurücgelaffen habe. Er habe diejenige Ruhe und Klarheit vermißt, der er 
fonft bei Napoleon zu begegnen gewohnt gewefen ſei; diefer fei ihm als ein 
Mann erfchienen, der fein recht gutes Gewiffen habe, und fich in einiger Ver; 
legenheit befinde, wie er aus der Situation herausfommen fünne, die er fich 
in Stalien felbft gefchaffen habe. Auf die Frage des Kaifers nach den Be; 
dingungen für den Waffenftillftand ermwiderte Prinz Neuß, daß er nicht be; 
auftragt fei, darüber mit ihm zu diskutieren, wohl aber darauf hinzumeifen, 
daß Preußen in feinen Forderungen eine große Mäßigung an den Tag legen 
werde. Er machte darauf aufmerkfam, daß diefe Mäßigung um fo höher ans 
zufchlagen fei, wenn man die Stimmung des preußifchen Volkes fennte, 
welches Fategorifch zu fordern anfinge, daß Preußen feine Eroberungen 
nicht wieder herausgeben folle. Troß diefer Stimmung wolle König Wilhelm 
fi aber begnügen, das Bundesreformprojeft, wie folhes in der vormaligen 
Bundesverfammlung vorgelegt worden fei, als Bafis des Friedens zu be; 
trachten, vorbehaltlich einiger unbedeutender Modifikationen. Als Neuß dann 
die frühere Billigung diefes Projektes durch den Kaifer erwähnte, ftellte Na; 
poleon zu feinem Erflaunen in Abrede, daß er eine ausdrüdliche Billigung 
ausgefprochen habe; möglich fei nur, daß er fich nicht gerade ungünftig darüber 
geäußert habe; er wiſſe ja auch gar nicht einmal, was darin geffanden habe. 
Neuß machte aus feiner Verwunderung fein Hehl und fagte, der König 
ftünde in gutem Glauben, daß der Kaifer jenes Projekt gutgeheißen habe 
und hätte fich hierauf feft verlaffen zu können geglaubt; die Gefpräche, welche 
der Kaifer mit dem Grafen Bismard in Biarriß und hier gehabt hätte, noch 
lange bevor preußifcherfeits das Neformprojeft ausgefprochen worden fei, 
hätten dem Könige fehon feit langer Zeit die Überzeugung geben müſſen, 
daß der Kaifer mit den Plänen Preußens einverflanden fein werde, 

Als Prinz Neuß dann die Grundzüge des Neformprogramms nochmals 
entwicdelte, meinte der Kaifer etwas verlegen, England und Rußland würden 
einer Ausfchließung Öſterreichs aus Deutfchland entgegen fein. Aus dem, 
was er weiter über das Bundesreformprojeft fagte, fonnte Neuf entnehmen, 
daß, wenn er auch Preußen einen Machtzumachs gönnen wollte, diefen fogar 

1 Ammediatbericht des Prinzen Neuß an den König zo. Juli, ben. Sybel 5, 235f. 
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wünfchte, ihm das in Deutfchland allein und ohne das Gegengewicht Öfterz 
reichs fchaltende Preußen ein zu mächtiger Nachbar zu fein ſcheine. Das 
Parlament, welches Preußen präponderieren werde, flößte ihm Beforgnis ein, 
und er glaubte vorauszufehen, daß, wenn Preußen die Mittels und Klein; 
ſtaaten auch jest nicht anneftieren wolle, diefer Akt doch nur eine Zeitfrage 
fein werde, „une annexion en deux temps‘, wie die Kaiferin fagte, 

Prinz Neuß fuchte dagegen geltend zu machen, daß in der auswärtigen 
Politik Deutſchlands — ein Punkt, welcher den Kaifer befonders befchäftigte 
— immer entfoheidend fein werde, wer den Degen führe. Da fih num Preußen 
die militärifhe Führung nur in Norddeutichland vorbehalten habe und die 
füdweftlihe Staatengruppe fich felber überlaffen wolle!, fo fei jene von den 
Franzoſen geträumte Gefahr der Machtvereinigung in Preußens Hand nicht 
vorhanden. Mit den Süddeutſchen würde fih Preußen niemals affimilieren, 
wolle daher feine Machtfphäre nicht bis dahin ausdehnen, fondern fich be; 
gnügen, mit ihnen im Parlament über gewiffe innere Angelegenheiten zu 
diskutieren. 

In bezug auf die Art der Verhandlungen fand der Kaifer die Entfen; 
dung eines franzöfifhen Verkreters in das Hauptquartier zu zeitraubend, 
während Reuß geltend machte, daß bei der Unficherheit der telegraphifchen 
Verbindungen die Weiterführung der Verhandlungen in Paris ebenfalls 
große Schwierigkeiten haben werde. Selbftverftändlich wies der Prinz von 
neuem darauf hin, daß Preußen ohne die Ausficht auf günffige Friedens, 
bedingungen den Waffenftillftand nicht fihließen könne. Napoleon ſprach 
zum Schluß noch von der Verlegenheit,- in welche er durch die hartnädige 
Ablehnung feiner Vermittlung feitens Italiens verfeßt worden fei und entließ 
den Prinzen dann mit der Vertröftung, daß er die Sache weiter überlegen 
und ihn nochmals rufen laffen werde. 

Die Kaiferin, mit welcher Neuß gleich darauf ebenfalls eine Unterredung 
hatte, äußerte lebhaft ihre Beforgnis vor einer Machtvergrößerung Preußens, 
das fchon jest gezeigt habe, ein wie gefährlicher Nachbar es für Frankreich 
fei, und faßte ihre Befürchtungen für die Zukunft in dem Epigramm zus 
fammen: „„Je me coucherais frangaise et je me reveillerais prussienne.* 
Zugleich äußerte fie ihre Beforgnis vor der öffentlichen Meinung in Frank 
reich und ermahnte den Prinzen, man möge e8 dem Kaifer möglich machen, 
den Frieden auf Bedingungen zu vermitteln, welche Öfterreich nicht zu fehr 
erniedrigten. Beſtimmte Bedingungen, die fie für geeignet halten würde, 
gab die Kaiferin troß wiederholter Fragen nicht anz jedoch hatte Neuß den 
Eindrud, e8 wäre den Herrfhaften viel angenehmer, wenn Preußen Hans 
nover oder Kurheffen pure anneftierte; diefe Hegemonie in Deutfchland 
3D, bh. im militärifher Beylehung. 
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mache ihnen Sorge. Man nahm fogar die Karte vor und machte halb im 
Ernft, Halb im Scherz allerlei Grenzveränderungspläne, wobei der Wunfch 
der Kaiferin hervortrat, daß Frankreich von den gefährlichen preußifchen Nach- 
baren duch einen Pufferfiaat getrennt werden möge. Sie verfprach fehlieglich, 
fie wolle den Kaifer zu beſtimmen verfuchen, einen Bevollmächtigten mit 
franzöfifchen Vorfchlägen in das Hauptquartier zu fchiden; Frankreich, fagte 
fie, wolle nichts für fich als den Frieden. Mit dem Yusdrud der Hoffnung, 
daß man Doch noch zu einer Verfländigung gelangen möge, ſchloß das Geſpräch. 

Zwei Tage fpäter, am ı2. Juli, ließ der Kaifer den Prinzen Neuß noch 
einmal zu fich rufen und fragte ihn!, ob er nicht weiteres über die preußifchen 
Sriedensbedingungen wiffe; er fei auf glühenden Kohlen, weil von Tag zu 
Tage die Stimmung in Frankreich fich verfchlechtere. Er müßte in den Stand 
gefeßt werden, dem Lande zu fagen, daß die preußifchen Friedensbedingungen 
mit den Intereffen Frankreichs fich vereinigen ließen. Der point capital fei, 
daß in der neuen Bundesorganifation Süddeutfhland womöglich, wenn 
auch nur fcheinbar, vom Norden getrennt fei. Dies würde feine Pofition 
degagieren und ihm ermöglichen, fich die preußifchen Friedensbedingungen 
anzueignen. Neuß gab ihm die Verficherung, daß Preußen Süddeutfchland 
niemals in feine Machtfphäre ziehen würde, daß aber eine Ausſchließung 
diefer Staatengruppe aus Deutfchland mit dem deutfhen Nationalgefühl 
nicht vereinbar fei. Immer wieder fam der Kaifer auch in diefer Befprechung 
darauf zurüd, daß ihm befonders viel an einem ſchnellen Abfchluß des 
Waffenſtillſtandes liege; Neuß konnte nur erwidern, daß diefer erfolgen werde, 
fobald Öfterreich die preußifchen Präliminarien angenommen habe, worauf 
der Kaifer ja durch Ausübung eines Drudes in Wien hinwirfen könne. Auch 
verfuchte Napoleon immer wieder den Ausschluß Öfterreichs aus Deutfchland 
aus den Bedingungen zu befeitigen. Dfterreich werde nach den Äußerungen 
des Fürften Metternich darauf nicht eingehen, vielleicht fönne man die Ent; 
fcheidung über diefe Frage den neutralen Mächten (d. h. einem Kongreß) 
überlaffen. Neuß widerfprach dem entfchieden, da dies nur ein Mittel zum 
Hinhalten fein würde. Prinz Neuß nahm den perfönlichen Eindrud von diefer 
zweiten Unterredung mit, daß Napoleon im ganzen nicht ungünflig für 
Preußen geflimmt fei, aber fehr in Verlegenheit und Unruhe. Er meinte, 
vielleicht habe feine Sendung das Nefultat gehabt, den Kaifer und die Kaiferin 
aus dem Taumel zu weden, in den fie duch das Gefchrei der Preſſe und 
öfterreichifche Tränen hineingeraten feien; e8 würde flug fein, dem Kaifer, 
der eingeftehe, daß er einen Fehler gemacht habe, den Rüdzug zu erleichtern, 
ohne daß er vor feinem Lande als gedemütigt erfcheine, da er Kränkungen 
nicht leicht vergeffe. 

ı Prinz Reuß an Bismard ı2, Juli, ben. Sybel 235f. 
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Zwifhen diefen beiden Audienzen des Prinzen Neuß liegt das wichtige 
Geſpräch, welhes Graf Gols am ıı. Juli mit Napoleon hatte! Bevor er 
zum SKaifer ging, hatte er noch einmal mit Drouyn de Lhuys und dem 
Prinzen Napoleon gefprochen und war auch bei leßterem der Auffaffung be; 
gegnet, daß der Kaifer dringend wünſche, e8 möge zwifchen Preußen und 
Frankreich ein Pufferfiaat gebildet werden, der aus der bayriſchen Pfalz und 
einem Teile der preußifhen Rheinprovinz beftehe und dem deutfchen Bunde 
angehöre; dafür würde der Kaifer fogar feine aktive Mitwirkung gewähren. 
Golf lehnte es jedoch ab, feinerfeits einen derartigen Vorfchlag zu machen; 
mache ihn der Kaifer, fo werde er darüber berichten. 

In der Unterredung mit Napoleon felbft begann diefer, den der Bot; 
fchafter erfhüttert, ja faft gebrochen fand, mit einer langen Entfchuldigung 
feines bisherigen Vorgehens, deffen Fehlerhaftigfeit er zugab. Wenn jeßt 
Preußen und Stalien auf ihrem Widerfpruch gegen einen Waffenftillftand be; 
harrten, fo fei er vor feinem Lande gedemütigt und könne dann zu Schritten 
gedrängt werden, die feiner Neigung und feiner bisherigen Politik widerz 
ſprächen. Dann fragte er nach den Stillftandsbedingungen. Golg berührte 
die militärifchen Forderungen nur kurz und ging dann ausführlicher auf die 
Friedensgrundlagen ein, indem er darauf hinwies, daß Napoleon am leichtes 
ffen aus feiner jeßigen Lage herausfommen werde, wenn er Öfterreich zur 
einfahen Annahme der preußifchen Bedingungen durch die Drohung, daß 
er fonft feine Hand von ihm abziehen werde, beflimme. Er teilte fodann mit, 
daß ihm die Ankunft eines Feldjägers mit dem ausführlichen Friedens; 
programm angekündigt fei, er diefes aber noch nicht in Händen habe. Golf 
war nur im Befiß der Telegramme Bismards vom 8. und 10. Juli, von 
denen ihm das leßtere ohne Kenntnis der Inftruftion vom 9. Juli nicht ganz 
verftändlich erfchien. Napoleon fragte darauf, ob der Ausſchluß Öſterreichs 
durchaus notwendig fei?? Goltz erwiderte, daß dies für Preußen der wefent; 
lichſte Punkt fei. Er feßte ihm auseinander, daß dies auch den franzöfifchen 
Antereffen vollftändig entfpreche; nur dadurch könne die Gefahr eines Sieb⸗ 
zig⸗Millionenreiches befeitigt werden; die preußifche militärifche Direktion in 
Norddeutfchland werde nur ein naturgemäßes Verhältnis beftätigen, indem 


» Bericht v. ır. Juli. Ausführliher Auszug Sybel 237—242. 

In dem gleich zu erwähnenden telegraphifchen Bericht über die Unterredung (ſ. ©. 578 
Anm, x) bemerkte Golg über diefen Punkt, die Bundesreform mit Ausſchluß Öfterreichg ſei dem 
Kaifer wegen und feit der durch die ungeheuren militärifhen Erfolge Preußens verftärkten 
Beſorgnis der dffentlihen Meinung vor Gründung eines mächtigen Nachbarreihes [bon an 
ſich eigentlich zu viel, Doc glaube er feine Bedenken ziemlich befeitigt zu haben, Er habe 
ihm dabei Preußens fortdauernden Wunſch, den Frieden im Einverftändnis mit ihm zu fchließen, 
fowie Preußens Bereitwilligkeit verfihert, die Bedingungen mit Ihm zu diskutieren, feinen Bes 
denten möglichft Rechnung zu tragen und von ihm etwa zu flellende Zufagbedingungen zu 
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zwar mehrere norddeutſche Staaten jeßt den Dienft verfagt hätten, aber nur, 
weil Preußen gegen Dfterreich Krieg führe, während fie gegen Franfreich 
ohne Zweifel ihre Kräfte zur Verfügung geftellt Haben würden. Endlich fei 
Preußen noch jet geneigt, Bayern die militärifche Hegemonie in Süddeutſch⸗— 
land zu überlaffen, fofern es nur noch in der legten Stunde Vernunft ans 
nehmen wolle, und es feien in diefer Richtung bereits vertraulihe Sons 
dierungen eingeleitet worden. 

Der Kaifer fragte ferner, ob man nicht zwei Parlamente ſtatt eines 
einzigen ins Leben rufen könnte? Goltz erklärte dies für nicht durchführbar 
der öffentlichen Meinung gegenüber, welche darin eine Teilung Deutfchlandg 
erfennen würde. Er wies auf die nach dem NReformprojeft fo eng begrenzte 
Kompetenz des Parlaments, auf das Gegengewicht eines Bundestags anz 
ftatt der in früheren Projekten in Ausficht genommenen einheitlichen Spitze, 
endlich auf den Fortbeftand der Kammern der Einzelftaaten hin. Napoleon 
erfuchte darauf um fehleunige Mitteilung derjenigen Friedensbedingungen 
der preußifchen Regierung, unter welche fie nicht heruntergugehen entfchloffen 
fei. Ferner erbat der Kaifer eine Äußerung darüber, ob Preußen für den 
Fall, daß er diefe Bedingungen dem Kaifer von Öfterreich zur Annahme 
empföhle, zu einem Waffenftillftand unter den notwendigen militärifchen 
Vorausſetzungen bereit fei, fowie endlich, ob es in diefem Falle bis zum 
förmlihen Abſchluß des Waffenſtillſtandes auf ein weiteres militärifches 
Borgehen verzichten wolle? Goltz verfprach möglichft fchnell die gewünfchten 
Erklärungen zu befchaffen, machte aber auf die Unficherheit und Langſamkeit 
der telegraphifchen Verbindungen aufmerkffam; gewiß werde man von preußis 
ſcher Seite alles tun, um den Kaifer möglichft fehnell aus feiner Lage zu bez 
freien und die Übereinfiimmung mit ihm zu erhalten. Die Richtung der 
preußifchen Politik fei diefelbe wie vor dem Kriege; Preußen lege nicht nur 
auf eine momentane Vereinbarung über die gerade fehwebenden Fragen, 
fondern auf ein dauerndeg, freundfchaftliches Verhältnis zu Frankreich Wert. 
Selbft wenn man nach Wien gelange, fo habe Bismard ihm angedeutet, 
werde man beim Friedensfchluffe des Kaifers Ratfchläge in Betracht ziehen. 
Er glaube annehmen zur dürfen, daß die unterwegs befindlichen Bedingungen 
derartig fein würden, daß Napoleon fie ohne weiteres nach Wien empfehlen 
fönne, Man werde aber auch feine Bedenken bereitwillig prüfen, und feine 





berückſichtigen. Napoleon habe dies dankbar angenommen, wünfche aber, daß die Bedinz 
sungen womöglich derart feien, um von ihm fofort afgeptiert und in Wien empfohlen werden 
zu können, Diefe Worte hat Sybel 274 im Auge, wenn er meint, Bismard habe daraus 
erfehen können, daß Napoleon gegen den Ausſchluß Hfterreihs noch Bedenken habe; er vers 
gißt aber, daß Goltz ausdrüdlich hinzufügt, er hoffe diefe Bedenken befeitigt zu haben. Richtig 
vermutet von Thimme 431. 
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etwa zur Sicherftellung des Gleichgewichts im Intereſſe Franfreihs zu 
machenden Vorſchläge in Erwägung ziehen. Preußen könne nicht wünfchen, 
daß Napoleons Anfehen leide, weil es hoffe, daß der Kaifer e8 nicht gegen 
die preußifchen Intereffen geltend machen werde. Durch diefe Andeutungen 
von etwa im Intereffe Frankreichs! zu machenden Vorfhlägen wollte Goltz 
im Sinne der Ratfchläge des Prinzen Napoleon eine Äußerung des Kaifers 
über etwaige Kompenfationswünfche hervorrufen. Napoleon ging jedoch 
nicht unmittelbar darauf ein. Erft fpäter bemerkte er, daß er nichts verlange. 
Man fprehe von einem Winkel bei Landau; diefe 50000 Einwohner feien 
aber nicht der Nede wert. Er holte dabei eine Karte hervor, auf welcher die 
Grenzen von 1814 und 1815 gezeichnet waren. Goltz wies darauf hin, daß 
dabei auch preußifches Gebiet wäre und feßte das Unpraftifche des Gedankens 
der Errichtung eines neuen unabhängigen Mittelftantes zwifchen Preußen 
refp. Deutfchland und Frankreich auseinander. Er erinnerte dabei an die 
Bluttaufe, durch welche jegt die Rheinländer von neuem an die preußifche 
Monarchie gefnüpft worden wären. Die einzige allenfalls ausführbare 
Kombination, von welcher ihm aber zweifelhaft fei, ob der Kaifer Wert 
darauf legen könne, würde folgende fein: Wenn Bayern aller verföhnlichen 
Andeutungen ungeachtet in feiner Feindfhaft gegen Preußen beharrte, fo 
würde man das Necht haben, e8 zu ftrafen, z. B. über Rheinbayern zu vers 
fügen; man könnte dies an Baden geben oder einen neuen Staat daraus 
bilden, allenfalls ein Stüd der Rheinproving dazu fun, und dem neuen 
Fürften die Verpflichtung auferlegen, den gemifchte Bevölferung enthalten; 
den Difteift von Landau, welcher allerdings unter Ludwig XIV. zu Frankreich 
gehört habe, diefer Macht wiederzugeben.? Der Kaifer ſchien hierauf feinen 
befonderen Wert zu legen. Er fagte mit einer gewiffen Nefignation, es fei 
am Ende beffer, auf alle Vorteile für Frankreich zu verzichten. 

Am Abend desfelben Tages erfuhr Golg vom Prinzen Napoleon, daß 
der Kaifer im allgemeinen von der Unterredung befriedigt ſei; er fügte aber 
den Wunfch hinzu, behufs Beruhigung der Öffentlichen Meinung möge man 
Süddeutſchland, welches mit feinen 10 Millionen unmöglich ein Gegenges 
wicht gegen die 30 Millionen Norddeutfchlands bilden könne, felbftändiger 
fonftituieren. Golg erwiderte, eine völlige Trennung zwifchen beiden Teilen 
fei unmöglih, Ein Parlament und Eine Bundesverfammlung notwendig. 
Man könne aber vielleicht gewiffe Garantien gegen das beforgte Übergewicht 
Norddeutfhlands ausfindig machen, 5. B. ein Veto der füddentfchen Gruppe 
in gemwiffen Angelegenheiten, fei e8 in der Bundesverfammlung, fei es im 
Parlament, fei e8 in beiden, das Vertrags; und Allianzrecht in einem ge 


' Bismard bemerkte zu diefer Stelle: Töricht! Warum? 
’ Bismard bemerkt hierzu: Dazu fei Graf Golg nicht ermächtigt gewefen, 
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wiffen Umfange uſw. Auch könnte man allen Staaten die diplomatifche 
Bertretung laffen. 

Ferner erfuhr Golg noch, daß Prinz Napoleon bereits geftern vom 
Kaiſer die Siftierung der Benedetti erteilten, angeblich fehr fcharfen In; 
firuftion erlangt habe, worüber Drouyn de Lhuys in hohem Grade erbittert 
fei. Endlich Habe der Kaifer dem Prinzen sugeftanden, daß Venetien durch 
Boltsabfiimmung an Stalien übergehen folle, alfo ohne alle Bedingungen. 
Snsbefondere folle vom Papfte nicht die Rede fein. 

Goltz hatte den perfönlichen Eindrud, daß der Kaifer nach wie vor ver, 
fchiedenartigen Einflüffen ausgefegt und zugänglich ſei; obwohl perfänlich 
wenig geneigt, gegen Preußen und Italien aufzutreten, fönne er doch jeden 
Tag umfchlagen und, wie der 4. Juli zeige, auch unvernünftige Entfchlüffe 
faffen. Die öffentliche Meinung fei einffimmig gegen eine Abforption Deutſch⸗ 
Sands duch Preußen. Annerionen innerhalb gewiffer Grenzen würden dort 
Sieber gefehen werden, als eine ſolche Eventualität. Es erfcheine indeflen 
notwendig, auf dem Ausſchluß Öfterreichs aus dem Bunde zu beflehen. In 
allem übrigen könne Preußen außerordentlich verföhnlich fein, es werde fich 
das fpäter von felbft ergeben. Die Hauptfache fei nach feiner Meinung, daß 
man dem Kaifer es erleichtere, aus feiner gegenwärtigen Lage mit Ehren 
herauszukommen; dann werde er Preußen ewig dankbar fein. Andernfalls 
könne man leicht plößlich im Kriege mit Frankreich fein. 

Daraus ergibt fich zunächft, daß Napoleon auf die Unabhängigkeit 
Süddeutſchlands von Preußen fowohl als von Öfterreich den entfcheidenden 
Mert legte! Diefes Beftreben entfprach ja auch ganz und gar feiner big, 
herigen Politik, die darauf hinauslief, die Rivalität zwifchen Öfterreich und 
Preußen in Deutfchland zu erhalten, beide aber möglichft gleich flark zu 
machen, damit Frankreich nach wie vor den Schiedsrichter zwifchen ihnen 
fpielen könne, und fein einheitlich organifiertes, militärifch Fräftiges deutſches 
Staatswefen zum Nachbarn habe. Dem gegenüber frat der Wunfch nad 
eigenen Erwerbungen bei ihm zunächft zurück; jedoch wies er ihn Feineswegs 
fo entfchieden von der Hand, daß man häfte ficher fein können, er werde 
nicht darauf zurückkommen, wenn etwa die Gelegenheit günftig ſei. Auch 
der Gedanfe eines rheinifchen Pufferſtaates, der ja an ähnliche Beftrebungen 
Frankreichs zur Zeit des Wiener Kongreffes erinnert, war wohl nur eine 





ı Gegen Thimme 4oz ſei bemerkt, daß Napoleons Außerungen am 11. Juli zu Golg und 
Beuſt und die gleichzeitigen Worte Drouyns zu Metternich feineswegs eine Zuftimmung zur 
Ausdehnung der preußifhen Hegemonie auf Süddeutſchland, fondern nur zum Ausſchluß 
Sſterreichs enthielten. Richtig ift die Deutung von Muth ı5f., Napoleon habe deutlich er; 
tennen laffen, daß für ihn der Stein des Anftoßes der enge Zufammenhang zwifhen dem 
Norden und Süden Deutfhlands fei. 
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Verlegenheitsausfunft, durch die für den Fall des vollen Ausfchluffes 
Öfterreihs aus Deutfhland die öffentlihe Meinung in Frankreich beruhigt 
werden follte. 

Was das Verhalten des Grafen Golg betrifft, fo muß es auffallen, daß 
er von den geplanten Annerionen offenbar feinerfeitS gar nicht gefprochen 
bat, obwohl er das Telegramm Bismards vom 10. Juli bereits in Händen 
hatte, Man wird dabei in Rechnung ziehen müffen, daß es ihm einerfeits, 
wie er felbft fagt, nicht ganz verftändlich war, weil er die Inſtruktion vom 
9. noch nicht kannte, andererfeits aber völlig neue Forderungen enthielt, auf 
die Golg weder durch das Telegramm vom 8. Juli noch durch dasjenige, 
was ihm Prinz Reuß über die bei feiner Abreife im Hauptquartier herefchende 
Stimmung mitteilen fonnte, irgendwie vorbereitet war. 

Weit eigentümlicher aber ift fein Verhalten in der Frage der Kompenfaz 
tionen. Schon daß er Napoleon ein verftedtes Angebot diefer Art machte, 
anftatt abzuwarten, ob diefer von fich aus etwas fordern werde, war gewiß 
nicht unbedenklih. Noch merfwürdiger aber ift, daß er fein wenige Stunden 
vorher dem Minifter Drouyn de Lhuys entwideltes Programm, daß er die 
Bildung eines Pufferftaates feinerfeits nicht anregen werde, in der Unterz 
redung mit dem Kaifer fallen ließ und diefem nicht nur auf die Schöpfung 
eines folchen feinerfeits Ausficht machte, fondern ihm fogar direkt die Abtre— 
tung Landaus anbot. Er mochte fich dazu vielleicht dadurch ermächtigt fühlen, 
daß durch das Telegramm vom 10. Juli das Eingehen auf außerpreußiſche Kom⸗ 
penfationen offengelaffen zu fein ſchien; immerhin bekundet e8 einen Mangel 
an nationalem Selbftbewußtfein bei dem Botfchafter, daß er Napoleons Zu; 
fimmung durch Abtretung eines Stüdes füddentfchen Landes zu erfaufen 
für möglich hielt. Es ift daher begreiflich, daß Bismard, der ein folhes Zur 
geftändnis nie machen wollte, hierüber erzürnt war. 

Graf Golg war mit dem veränderten Programm, das ihm durch dag Teler 
gramm vom 10. Juli angekündigt war, innerlich nicht ganz einverftanden. Er 
wies Bismard dringend auf die Wichtigkeit des Augenblids hin!; wenn man. 
mäßige Bedingungen vorfchlage, bewahre man den Kaifer vor einer ſchweren 
Demütigung, fichere fich faktifch feine Allianz, erreiche entweder einen annehm⸗ 
baren Frieden oder die Wiederherftellung der Lage vor dem 4. Juli nebft Zerz 
würfnis zwifchen Öfterreich und Frankreich. Seien dagegen die preußifchen 
Bedingungen unpaffender Urt, fo daß die öſterreichiſchen Einflüffe wieder die 
Dberhand gewönnen und Napoleon fie nicht in Wien mit Nahdrud empfeh- 
len könne, fo werde er unvermeidlich in einen unnatürlichen Krieg gegen Preus 
fen und Italien hineingetrieben. Er verlange nichts, obwohl er nach dem, 


ıge,d. 12 Aufl, eingetroffen in Brünn am 15. Juli nach Benedettis Abreiſe, ſ. unten 
&, 611 Anm. ı, 
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was Prinz Napoleon fage, eine Heine Rektifikation der Grenzen oder Errichtung 
eines Zwifchenftaates fehr gewünfcht hätte. Goltz bat daher dringend um unge; 
fäumte telegraphifche Ermächtigung im Sinne feiner Vorſchläge, insbefondere 
auch um Ermäßigung der danach etwa zu weit gehenden Bedingungen, welche 
unterwegs feien. Er könne nicht genug die äußerfte Mäßigung und eine geitz 
taubende Rückfragen augfchließende Präzifion anraten, um nicht alle politi; 
ſchen Refultate der bisherigen militärifchen Erfolge zu gefährden. Der Kaifer 
müſſe fchnell aus feiner unhaltbaren Lage herauszukommen fuchen; in welcher 
Richtung, hänge von den preußifchen Vorfchlägen ab. Nach der Meinung des 
Grafen Golg lag im Ausſchluß Öfterreichs alles. 

Dffenbar fürchtete er, daß in der unterwegs befindlichen Inftruftion große 
Annerionen gefordert werden würden, die ihm als zu weit gehende Bedingun; 
gen erfchienen, vor allen Dingen aber weitere Verhandlungen mit dem Kaifer 
notwendig machten, mit dem ja offiziell über diefe Frage noch gar nicht ges 
fprochen worden war. Ihm fehlen aber Befchleunigung dringend notwendig, 
damit nicht Napoleon ungeduldig werde und doch noch gegen Preußen Partei 
ergreife.! Deswegen wollte er nicht gern neue Forderungen ftellen, fondern 
die Zuftimmung des Kaifers zum Ausfchluß Öſterreichs ganz in den Vorder⸗ 
geund flellen, da er nach dem Eindrud der bisherigen Unterredung die Ein; 
willigung des Kaifers hierzu für erreichbar hielt. 

Erſt am ı2. Juli abends erhielt Golß die Inſtruktion vom 9. und begab ſich 
am 13. fofort wieder zum Kaifer.? Er hatte kurz vorher erfahren, daß Napo⸗ 
leon den Miniſter Drouyn de Lhuys unter Androhung fofortiger Entlaffung 
verpflichtet habe, feine eigene Politik mehr zu treiben, fondern lediglich die Bes 
fehle des Kaifers auszuführen. Da Drouyn der öfterreichifchen Partei zus 
neigte, konnte er hierin mit Recht ein Zeichen erbliden, daß Napoleon geneigt 
fei, fich mit Preußen zu verftändigen und die früher von Golß geftellten Haupt; 
forderungen zu bewilligen. Wie aber, wenn er nun mit neuen Forderungen 
fam? Auf dem bisher von ihm verfolgten Wege ſchien die Verftändigung mit 
Sicherheit zu erreichen, und man kann es unter diefen Umftänden verftehen, 
daß es ihm recht unangenehm war, jet die Annerionen in den Vordergrund 
ftellen zu müffen. 





ı Golg hatte fih, wie ſchon erwähnt wurde, früher weit optimiftifher über die von 
Frankreich her drohende Gefahr geäußert, f. oben. S. 533 Anm. 1. Noch am 8. Zulierklärteer, 
die neidifchen Generäle drängten den Kaifer zwar zum Kriege, der Kaifer dürfte diefem Wunfche 
aber nicht fo leicht nachgeben; denn er möchte fich kaum verhehlen, daß Preußen alsdann dag 
ganze übrige Deusfchland, wahrfcheinlich Rußland, vielleicht fogar England für fih habe, 
und bei dem gegenwärtigen Zuftande der öſterreichiſchen Armee Rußland genügen würde, 
um die letztere im Schach zu halten. 

2Ob wirklich „guter Hoffnungen voll”, wie Sybel 255 meint? Doch wohl eher in etwas 
bedrüdter Stimmung, weil er mit neuen Forderungen fommen mußte. 
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Über die Unterredung vom 13. Juli erftattete Golg fofort einen kurzen Ber 
richt in zwei Telegrammen.! Er meldet in dem erfien, er habe durch Unter; 
redung mit dem Kaifer die Gemwißheit erlangt, daß man fich über Friedens, 
bedingungen einigen werde, welche er nach Wien empfehlen wolle, fobald 
der Waffenftillftand zugeftanden fei. Lehne Öfterreich ab, fo werde der Kaifer 
feine Mediation zurüdziehen. Er dränge aber jehr auf Beſchleunigung, indem 
er die ihm fcheinbar zugefallene Rolle vor feinem Lande nicht länger fpielen 
fönne. Sofortiger Waffenftillftand fei ihm die Hauptſache. Rouher rate 
dringend, Waffenftillftand zu bewilligen, gegen alleinige Anerkennung des 
Yusfchluffes Hfterreihs aus Deutfhland. Nehme Öfterreich diefen erften 
Punkt an, fo werde der Kaifer in derfelben Weife alle übrigen empfehlen. Ohne 
fofortige Bewilligung des Waffenftillftandes fei aber die größte Gefahr eines 
unmiderruflihen Umfihlages gegen Preußen vorhanden, indem die öfter; 
reichifche Partei beffändig dem Kaifer vorhalte, daß er eine lächerliche Rolle 
fpiele. Prinz Napoleon fei derfelben Anficht, die auch Golg dringend empfahl; 
der Moment fei entfcheidend. 

In dem zweiten Telegramm fügte Goltz noch hinzu, der Kaifer habe gegen 
die von Bismard aufgeftellten Alternativen feine anderen Einwendungen 
erhoben als den Wunfch, Süddeutfchland gegen das Übergewicht des nord⸗ 
deutfchen Bundes ficherzuftellen. Er habe zuerft Sachfen zum Süden ſchlagen 
wollen, wogegen Preußen den ganzen Neft von Norddeutfchland ohne Kom; 
penfation für Frankreich annektieren könne. Als Golg das als unmöglich be; 
zeichnete, habe er zugegeben, daß man dafür andere Garantien ausfindig 
made. Er wünſche namentlih, daß die ſüddeutſche Gruppe felbftändiges 
Allianz⸗ und Kriegsrecht erhalte. Goltz habe ihm den auf die faktifche Beifeites 
fesung Süddeutſchlands gerichteten Gang auseinandergefegt, den Bismard 
einzufchlagen beabfichtige. Napoleon halte e8 aber der öffentlichen Meinung 
Frankreichs gegenüber für notwendig, diefes Nefultat auch formell gleich ans 
fänglich in Evidenz zu ftellen. Alles übrige fei ihm gleichgültig. Er habe noch 
die Integrität Öfterreichs mit Ausnahme Venetiens aufgeftellt, fcheine aber 
gegen Heinere Grenzrektifitationen nichts zu haben. Gegen die ungarifche 
Verfaſſung habe er an fich feine Bedenken, glaube aber diefe innere Angelegen; 
heit in Wien faum empfehlen zu können. Goltz teilte dann noch mit, daß er 
verfuchen werde, die Briedensbedingungen zu formulieren, und fie dem Kaifer 
am nächften Tage vorzulegen gedenke. Waffenftillftand, Unterhandlung fei 
für den Kaifer alles. Die Furcht, daß Preußen feine Mediation durch Ein; 
nahme von Wien lächerlich mache, könne ihn jeden Augenblick zu einer Aktion 
treiben, welche den Krieg unvermeidlich mache. 





wel Telegramme v. 13. Juli 6 Uhr nahm, 
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In einem ausführlicheren Berichte vom 14. Juli, den Sy bel großenteils 
wörtlich in feine Darfiellung aufgenommen hat, gibt Golg noch einige genauere 
Details. Er habe zunächft einige Bedenken des Kaifers, daß Preußen vielleicht 
abfichlich zögere, um Zeit zu gewinnen, zu befchtwichtigen gehabt. Dann habe er 
darauf hingemiejen, daß felbft die offiziellen Perfünlichkeiten, die dem 
Kaifer zum Kriege gegen Preußen rieten, fich der Konfequenzen nicht bewußt 
wären, weil ihnen die politifche Lage unbekannt fei. So fünne er 5. B. um 
nicht den Verdacht der Einfchüchterungsabficht zu erweden, felbft Drouyn 
de Lhuys von den feit einiger Zeit für Preußen fehr günftig gewordenen Dis, 
pofitionen der Kabinette von London und Petersburg, insbefondere von dem 
durch die franzöſiſche Mediation dafelbft bewirkten Umſchwung nichts erzählen. 
Die Herren, die den Kaifer in eine Friegerifche Politif hineinzutreiben 
fuchten, wüßten offenbar nicht, welche Gefahren fie gegen Frankreich herauf; 
beſchwüren. 

Leider habe er bis jetzt nur ganz vorläufige Inſtruktionen von Bismarck 
erhalten, die ihn aber doch in den Stand ſetzen würden, mit dem Kaiſer einen 
Ideenaustauſch zu bewirken und dadurch feſtzuſtellen, hinſichtlich welcher 
Wünſche Preußen auf Napoleons Unterſtützung würde rechnen können und 
welchen Punkten er entgegen ſei. 

Er habe nun nach Maßgabe der ihm erteilten Inſtruktionen damit bes 
gonnen, die volle Annerion der norddeutfchen Länder, deren Regierungen am 
14. Juni dem Bundesfriege gegen Preußen zugeflimmt hätten, als eine For; 
derung der Öffentlihen Meinung und als die zweckmäßigſte Löfung hinzu—⸗ 
ftellen, ferner damit das Bundesreformprojeft mit dem Bemerfen in Ver⸗ 
bindung zu bringen, daß Preußen Süddeutſchland nicht in feine Macht; 
ſphäre zu ziehen beabfichtige. Die Antwort des Kaiferg, die bei Sybelim Aus; 
zuge wiedergegeben ift, ging darauf hinaus, daß ihm das Schidfal der nord; 
deutfchen Staaten an fih völlig gleichgültig fei, und er nur eine Garantie da; 
für zu haben wünfche, daß der Nordbund den ſüddeutſchen Staaten gegenüber 
nicht zu übermächtig werde. Sein Vorſchlag, Sachfen dem füddentfchen Bun⸗ 
de anzugliedern oder aus der Rheinprovinz einen felbfländigen Staat unter 
dem Könige von Sachen zu machen, wies Goltz zurüd, bemühte fich aber, 
andere Garantien für hie Selbftändigkeit des Südens gegenüber dem Norden 
vorzuſchlagen. Nah Bismards legten Inftruftionen fei er im Zweifel, ob 
überhaupt noch eine fonföderative Verbindung mit den füddeutfchen Staaten 
vermittelft eines gemeinfamen Bundestags und Parlaments ing Auge ge; 
faßt werde. Selbft in diefem Falle würden fich aber Formen denfen laffen, 
welche die Selbftändigfeit des Südens dem Norden gegenüber ficherzuftellen 





ı Bericht v. 14. Juli pr, Nicolsburg 19. Juli, Auszug Sybel 255—258. 


582 Audienz des Grafen Golg 13. Juli. 


vermöchten. Er führte beifpielsweife das Veto an und fügte hinzu, Daß mög⸗ 
licherweife die preußifche Regierung fogar gegen den Vorfchlag einer näheren 
Verbindung Süddeutſchlands mit Öfterreich Feine befonderen Einwendungen 
erheben würde, und zwar um fo weniger, als Bayern ſich dem entſchieden 
widerfegen würde. Er feße aber voraus, daß der Kaifer felbft eine derartige 
Kombination nicht wünfche. Napoleon beftätigte die leßtere Vermutung aus; 
drüdlich und fügte hinzu, er lege befonderen Wert auf das Recht Süddeutſch⸗ 
lands als einer felbftändigen Staatengruppe, Allianzen fchließen und Kriege 
führen zu können, bei welchen Norddeutfchland nicht beteiligt wäre. Goltz 
glaubte darauf die Meinung ausfprechen zu dürfen, daß die Abfichten des 
Kaifers mit dem preußifchen Programm nicht in Widerfpruch flünden, nur 
müßte mit einem gewiffen Takt alles vermieden werden, was einer Zerreißung 
Deutſchlands in zwei voneinander völlig gefonderte Teile ähnlich fei und Res 
minifjenzen an den Rheinbund erwede. Auch müſſe Preußen in dem gegen 
wärfigen Stadium einen Ausfpruch vermeiden, der eine Verzichtleiftung 
auf die deutfche Einheitsidee enthielte; denn, wenn e8 nicht zum Frieden käme, 
fo würde man möglicherweife gezwungen fein, an die leßtere zu appellieren 
und ihre vollftändige Durchführung im Sinne der Reichsverfaffung von 1849 
auf die Fahne zu fehreiben. 

Die übrigen in Bismards Inſtruktion angedeuteten Bedingungen feien 
leichter zu erledigen gewefen. Er habe dabei wiederholt hervorgehoben, daß 
man ber in dem Schreiben des Kalfers vom 11. Juni enthaltenen Erklärung, 
eine Veränderung des europäifchen Gleichgewichts zum Nachteile Frankreichs 
nicht zugeben zu wollen, vollftändig Rechnung zu fragen wünfche. Wenn der 
Kaifer daher in der einen oder anderen der Bedingungen oder in ihrer Geſamt⸗ 
heit eine folche nachteilige Veränderung erblide, fo würde Preußen feine Forde⸗ 
rungen entweder ermäßigen oder Napoleons Gegenforderungen, die das Miß— 
verhältnis wieder auszugleichen beftimmt wären, erwarten und mit ihm big; 
futieren. Deffen ungeachtet trat der Kaifer mit feiner Kompenfationsfordes 
rung hervor. Er fragte nur, ob Preußen nicht dem König von Sachfen die 
Nheinprovinz geben könnte, was Golg mit dem Hinweis auf die einffimmigen 
Proteftationen, denen ein folcher Vorfchlag in diefen Landesteilen begegnen 
würde, für völlig unmöglich erklärte. Hiernach ſchenkte der Kaifer den Par⸗ 
tialsUnnerionen, von denen Goltz ihm fprach, nur fehr wenig Yufmerkfamteit. 
Als völlig gleichgültig für ihn und für Öflerreich erfannte er die ins Auge 
gefaßten Abdikationen zugunften der präfumptiven Thronerben an. Er vers 
langte nur die Aufrechthaltung der Integrität Öfterreihs mit Ausnahme 
Venetiens, was eine Heine Grenzrektifilation nicht ausſchlöſſe. 

Nachdem Napoleon fich erboten hatte, die befprochenen Friedensgrundlagen 
In Wien gu empfehlen, wenn Preußen dann einen Waffenftillftand ſchließen und 
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womöglich ſchon vor deffen Abſchluß feinen militärifhen Vormarſch unters 
brechen wolle, äußerte er die Meinung, e8 würde gut fein, diefe Grundlagen 
in wenigen Zeilen zu Papier zu bringen, und Golg bot ihm an, dies zu ver, 
fuchen. 

Ym 14. Juli mittags überbrachte Goltz dem Kaifer den von ihm aufge; 
festen Entwurf der Friedensgrundlagen, der bei Sybel in der deutfchen Faf- 
fung abgedeude iff. Er lautet: „L’Empereur m’autorise & annoncer & 
V.E. qu’il est pr&t & transmettre et recommander & Vienne les 
bases de paix suivantes, pourvu que le Roi consente & la conclusion 
immediate d’un armistice, 

L’Autriche reconnaitra la dissolution de l’ancien confederation 
germanique et ne s’opposera & une nouvelle organisation de l’Alle- 
magne, dont elle ne fera pas partie, 

La Prusse constituera une Union de l’Allemagne du Nord com- 
prenant tous les Etats situes au Nord de la ligne du Main, Elle sera 
investie du commandement des forces militaires de ces Etats, 

Les Etats Allemands situes au Sud du Main seront libres de former 
entre eux une Union de l’Allemagne du Sud qui jouira d’une exi- 
stance internationale ind&ependante, 

Les Liens nationaux & conserver entre l’Union du Nord et celle du 
Sud seront librement regles par une entente commune, 

Les duch6s de l’Elbe seront r&eunis & la Prusse saufs les distriets 
du Nord du Slesvie dont les populations librement consult6es desire- 
raient ötre r&unies au Danemark, 

L’Autriche et ses Alli6s restitueront & la Prusse les frais de guerre,‘ 

Der Kaifer fand nur zwei Änderungen notwendig, auf die Golg einging. 
Im legten Abſatz follten die legten Worte lauten: „une partie des frais 
de guerre*; und ferner follte ein weiterer Sat hinzugefügt werden: 
„lintegrite de l’Empire autrichien sauf la Véenétie sera maintenue«, 

Außerdem fügte Napoleon erläuternd hinzu, es fei deshalb notwendig, 
nur einen Teil der Kriegskoften Öfterreich aufzuerlegen, weil man dieſes nicht 
zu fehr abfchreden dürfe; es fchließe diefe Formulierung ja nicht aus, daß man 
fpäter einen erheblichen Teil verlange. Wenn er auf der Integrität Öfterreichs 
beftehe, fo fehließe das Grenzberichtigungen als Erfaß für einen Teil der 
Kriegskoften nicht aus. 

Graf Golß teilte dies alles ſofort telegraphifh an Bismard mit!, indem er 
noch hinzufügte, der zweite Abſatz fei dahin zu verftehen, daß die Annerionen, 
die Öflerreich gegenüber als eine innere Angelegenheit betrachtet würden, da; 


ı Ym 14. Juli 5 Uhr 15 nahm. Auch nach Wien wurden die Vorfehläge fofort telegras 
phiert (Golg an Bismard, Tel, v. 15. Juli.) 
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durch nicht ausgefchloffen feien. Der Kaifer lege großen Wert auf die uns 
veränderte Annahme feines Programmes. 

Etwas ausführlicher äußerte fich der Botfchafter über die Aufnahme feines 
Borfhlages durch Napoleon in feinem fohriftlihen Bericht vom 14. Juli. 
Danach hat er wiederholt hervorgehoben, daß er nur Napoleons Gedanken 
wiederzugeben verfucht hätte, und der Kaifer hat dies anerfannt. Er war 
davon fehr befriedigt und eignete fich ohne Zögern das Ganze mit den bereits 
erwähnten Heinen Modifikationen an. Beſonders glüdlih und feine Ger 
danfen ganz wiedergebend fand er die ſich gegenfeitig ergänzenden Ab⸗ 
fäße 2 und 3.1 Zu feiner Genugtuung und mit feiner Zuftimmung feste Goltz 
ihm auseinander, daß die Annahme diefer Präliminarien die Ausführung 
feines Programms vom ıı. Juni mit Ausnahme der von Öfterreich durch den 
Krieg verlorenen großen Stellung dieſer Macht in Deutſchland vollfommen 
fihern würde. 

Zwei Stunden nach der Unterredung erhielt Goltz ein Billet des Kaiſers 
mit der Bitte, dem Prinzen Neuß möge eine Abfchrift der Bedingungen mitz 
gegeben werden, damit diefer bei Bismard für ihre Annahme wirken könne, 
falls der Minifter etwa aus irgendwelchen Bedenken zögern follte, telez 
graphifch feine Zuſtimmung zu geben. Golg felbft fprach auch jegt feine Meiz 
nung dahin aus, daß durch diefe Abmachungen großen Gefahren vorgebeugt 
und fo viel erlangt worden fei, wie unter den obwaltenden VBerhältniffen mög⸗ 
lich fei; er machte aber nochmals darauf aufmerkffam, daß der Kaifer nur, um 
fofort einen Waffenftillftand zu ERBEN, fo günftige Bedingungen zuge⸗ 
ftanden habe.“ 

Goltz hat alfo zunächſt im Sinne der Inftruftion die großen Annerionen 
im Norddeutfchland zur Sprache gebracht; unklar bleibt es aber, ob er aus; 


ı €8 waren bie Beftimmungen über die künftige völferrechtlihe Selbſtändigkeit Süds 
deutfhlands und feine Beziehungen zum Nordbunde, 

* Einige Heinere Ergänzungen fügte Goltz nachträglich hinzu, Am 14. Juli die Epifode 
über die Abfertigung Beufts durch Napoleon nach des Kaifers eigener Mitteilung (ſ. Sybel 
261); ebenfalld am 14. fagt er, daß er die Mitteilung des bayerifchen Gefandten (f. oben 
©. 555 Anm, 1) dazu benußt habe, um Napoleon darauf hinzumeifen, daß Öfterreich noch immer 
nach direfter Verhandlung mit Preußen ftrebe; ferner, daß er den Kalfer im Sinne des 
erhaltenen Befehls wegen Venetien interpelliert und zur Antwort erhalten habe, er wife 
gar nicht, ob das Land ihm wirklich zediert fei, habe jedenfalls nicht Befig davon ergriffen. 
Am ı5. Juli (f, Sybel 284) meldet Goltz, e8 werde Napoleon fehr verfiimmen, wenn Preußen 
auf direfte Vorfhläge Hfterreihs eingebe, Mindeftens müßten Benederti und Gramont 
jugezogen werben, König Wilhelm hat bei der Stelle, die das Gerücht von direkten Verbands 
lungen erwähnt, an den Rand gefchrieben, dies fei leicht zu befeitigen. — Auch regte Goltz 
mehrmals an, Bismard möge der fchnelleren Verbindung wegen nach Berlin geben, big die 
Verhandlungen mit Frankreich beendigt feien. Bismard bemerkte dazu kurz, er würde vom 
König getrennt boch nicht antworten fönnen, 
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deüdlich die Länder genannt hat, die Preußen zu annektieren beabfichtigte, 
oder ob er nur von den feindlichen Staaten im allgemeinen geredet hat. 
Sedenfalls fonnte er aus der Antwort des Kaifers Napoleon fchließen, daß 
diefer nur an dem Schidfal Sachfens Intereffe nehme, und e8 ſtand daher 
eigentlich nichts im Wege, die ausdrüdliche Zufimmung des Kaifers zur 
Annerion von Hannover, Kurheffen und Naffau unter die Friedensbedingun; 
gen aufsunehmen. Hatte doch Napoleon fogar gefagt, Preußen könne von 
Sachfen abgefehen den ganzen Reſt von Norddeutfchland ohne Kompenfation 
für Frankreich anneftieren. 

Bezüglich Süddeutſchlands trat des Kaifers lebhafter Wunfch nach deffen 
voller Selbftändigfeit deutlich genug hervor, und Goltz fam diefem Beftreben 
fehr weit entgegen. Er rechffertigte dies Verhalten damit, daß er aus der In⸗ 
firuftion nicht habe erfehen fünnen, ob Bismard auf einen gemeinfamen 
Bundestag und ein gemeinfames Parlament noch Wert lege, und er fcheint 
dies auch Napoleon gefagt zu haben. In der Tat wird man zugeben müffen, 
daß die Inſtruktion in diefer Beziehung verfehiedenen Deutungen Spielraum 
ließ. Uber aus dem Telegramm vom 10. Juli mußte Goltz wiffen, daß Big; 
mard immer noch an eine Gefamtorganifation mit dem bayrifchen Heer; 
befehl im Süden dachte. Es ift daher nicht recht verftändlich, wie er nach der 
Erflärung des Kaifers, daß diefer auf das Recht zu felbftändiger ausmwärtiger 
Politif und Kriegsführung befonderen Wert lege, fagen konnte, daß nach feiner 
Anficht diefer Wunfch mit dem preußifchen Programm nicht in Widerfpruch 
ftehe. Eine derartige völlige Loslöfung des Südens vom Norden bedeutete 
Doch zweifellos eine Abweichung von dem Neformprogramm des 10. Juni 
und fogar ein Zurüdgehen hinter die von der alten Bundesverfaffung ger 
zogene Linie. Indem Goltz darauf einging, die Forderung des Kaifers dem 
Wefen nach zu bewilligen und nur den Vorbehalt machte, daß dies in einer 
Form gefchehen müffe, die dag deutfche Nationalgefühl nicht verlege, beging 
er zweifellos eine Eigenmächtigfeit. Ob diefer Schritt durch die Lage der Dinge 
unbedingt gefordert war, läßt fich natürlich ſchwer mit Sicherheit beurteilen. 
Indeſſen muß man doch darauf hinweifen, daß Napoleon noch am Tage 
vorher fih dem Prinzen Neuß gegenüber zufrieden erklärt hatte, wenn der 
Süden auch nur fcheinbar vom Norden getrennt bleibe; anftatt deffen hat 
ihm Golß zugeftanden, daß er wirklich getrennt bleibe, und nur fcheinbar noch 
Beziehungen aufrechterhalten werden follten.! 





ı Bol, Muth 2ı. Er vermißt die Gegenleiftung für die von Golg gemachte Konzeffion; 
fie lag aber nach des Botfchafters Anficht im Ausſchluſſe Öfterreihs. Meines Erachtens 
wäre Goltz nur dann im Sinne feiner Inſtruktion verfahren, wenn er gefagt hätte, Preußen 
erftrebe feine engere Verbindung mit dem Süden, als fie im alten deutfchen Bunde beftanden 
babe und im Reformplan vom 10. Juni in Ausſicht genommen gewefen fei, 
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Ganz befonders aber muß man fich wundern, daß Goltz jet noch die Par; 
tial-Annerionen und die Abdankung der feindlichen Herrſcher zur Sprache 
gebracht hat. In der Inftruftion war ihm ja die Erwähnung diefer geringeren 
Forderungen nur für den Fall an die Hand gegeben worden, daß die größeren 
Wünfhe dem Widerfpruch Napoleons oder unerfüllbaren Gegenforderungen 
begegnen würden. Da dies nicht der Fall gewefen war, hätte Gol& eigent; 
fih gar feinen Grund gehabt, von der Möglichkeit zu fprechen, daß man 
fih eventuell auch mit foniel niedrigeren Erfolgen begnügen werde, Im 
Sinne feiner Inftruftion würde er verfahren fein, wenn er gegenüber dem 
Widerfpruch Napoleons auf Sachſen verzichter hätte, wozu er ja nach dem 
Telegramm vom 10. Juli befugt war, und auf der Annerion der übrigen 
feindlichen norddeutfhen Staaten als einem integrierenden Beftandteil 
der Friedensbedingungen beftanden hätte. Wenn er die Teilannerionen 
überhaupt erwähnte, fo ift daraus zu fohließen, daß er es unterlaffen hatte, 
die Zuffimmung des Kaifers zu den Vollannerionen nach deffen allge; 
meinen entgegenfommenden Erflärungen ausdrüdlich in bindender Form 
feftzulegen. 

Endlich ift fraglich, ob es Hug von Goltz war, dem Kaifer anzubieten, daß er 
felbft die von diefem aufzuftellenden Friedensbedingungen formulieren wolle. 
Nach feiner eigenen Erflärung hat er dies getan, um die Feftftellung des Wort⸗ 
lauts nicht dem übelmollenden Minifter Drouyn de Lhuys zu überlaffen. 
Aber war es nicht immerhin recht bedenklich, daß er, als Vertreter einer ders 
jenigen Mächte, denen der Kaifer die Bedingungen ftellen wollte, deren Formu⸗ 
lierung übernahm, ohne ficher fein zu können, daß feine Regierung den von 
ihm aufgeftellten Wortlaut billigen werde? Er machte es dadurch feiner Regie⸗ 
rung faft unmöglich, an diefen Bedingungen wefentliche Änderungen vorzu⸗ 
nehmen, wenn fie ihn nicht direft desanonieren wollte, Ja er gab Napoleon 
die Möglichkeit, das Ganze als einen preußifchen Vorſchlag hinzuftellen, den 
er nur angenommen babe, was mit Nüdficht auf Preußens Verhältnis zu 
Ktalien fehr unangenehm war. Goltz iſt fih der Bedenklichkeit diefes 
Schrittes auch bewußt gewefen!, aber feine Freude, mit dem Kaifer eine 





In feinem Bericht vom 16. Juli fagt er, Bismard werde bei Empfang diefes Berichte 
wiffen, wieviel er wegen der ergeptionellen Lage und mit Nüdficht auf die Parifer gefahrvollen 
Zuftände auf feine Verantwortung habe nehmen müſſen. Hierdurch engagiere er notz 
gebrungen bis zu einem gewiffen Punkte feine Regierung, welche ihn, fofern es fich nicht 
um fehr wefentlihe Dinge handle, nicht leicht werde desanonieren wollen, Es fei dies ohne 
Zweifel ein fehe großer Abelſtand, da ein fo felbftändiges Auftreten, wenngleich e8 notwendig 
gewefen fei, doch feiner Stellung nicht entſpreche. Ahnlich im Bericht vom 23. Juli f. S. 588 
Anm. 1. — Bismard feinerfeits bemerkte in feinem Erlaß vom 24. Juli bei Erwähnung der 
Dorihläge vom 14. Juli, wenngleich Goltz diefelben zu Papier gebrachte habe, fo enthielten 
(le doch nur die Gedanken des Kalſers der Franzoſen, nicht Vorfchläge, welche von preußifcher 
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Einigung erzielt zu haben, und fein Eifer, die Fühlung mit Frankreich nicht 
wieder zu verlieren, war fo groß, daß er fich über alle Bedenken hinwegſetzte. 
Höchft wahrfcheinlich Haben auch die Mahnungen Rouhers und des Prinzen 
Napoleon und die von ihnen genährte Furcht, daß noch immer ein Rüdfall 
des Kaifers in die öfterreichifchen Sympathien möglich fei, dazu beigefragen. 
Andererfeits kann man wohl nicht zweifeln, daß Napoleon mit bewußter Ab; 
ficht dem Grafen Goltz diefe heile Aufgabe zufhob. Man glaubt das Lauern 
in feinen Augen zu fehen, als er die Worte ſprach, es würde gut fein, 
die Friedensgrundlagen in wenigen Zeilen zu Papier zu bringen. Denn 
nach den Äußerungen von Golß durfte er hoffen, daß diefer ihm gerade be; 
züglich des Verhältniffes zwifchen Nord; und Süddeutſchland eine günffigere 
Formulierung anbieten werde, als er fie felbft vorzufchlagen gewagt 
haben würde. 

Diefe Hoffnung hat ihn auch nicht getragen. War doch in dem Goltzſchen Ent; 
wurf von den Annerionen, die feine Inſtruktion durchaus in den Vordergrund 
geftellt hatte, gar nicht die Nede, während die Beflimmungen über das Ver; 
hältnis Süddeutſchlands zum Norden fo gefaßt waren, daß fie eine Auf; 
techterhaltung der im alten Bunde beftehenden Beziehungen faum noch zu⸗ 
ließen. Sollten diefe Staaten das Necht haben, fich zu einer Union zufammen; 
zufchließen, die eine internationale unabhängige Stellung genießen follte, 
fo mußte eine folche völlig unabhängige Stellung ihnen auch zugebilligt werden, 
wenn diefe Union etwa nicht zuftande Fam. Goltz glaubte zwar, den nationalen 
Bedürfniffen durch den Vorbehalt Genüge zu tun, daß die zwifchen der nörd⸗ 
lichen und füdlichen Union zu erhaltenden nationalen Bande durch freies ge; 
meinfames Einverfländnis geregelt werden follten. Aber gerade durch diefe 
Formulierung gab er dem Kaifer und Öfterreich die Möglichkeit, die Begrün— 
dung einer folchen nationalen Verbindung als abhängig von der vorherigen 
Konftituierung einer füddentfchen Union zu betrachten, und Preußen jede 
gefonderte Verabredung mit einzelnen füddentfchen Staaten als eine Ver; 
legung der angenommenen Friedensgrundlagen anzurechnen. 

Man kann es daher vollffändig begreifen, daß Kaifer Napoleon über die 
von Golf gefundene Formulierung fehr befriedigt war, und fie mit den beiden 
Heinen Änderungen, die wir kennen, zu der feinigen machte.! 

Seite aufgeftellt worden wären, und eg fei daher nun die Frage, inwieweit der König diefe 
Vorfchläge des Kaifers akzeptieren könne. Er lehnte alfo jede Bindung der Regierung, 
die aus der Abfaffung des Aktenftüdes durch Golg gefslgert werden könne, ab. 

ı Ebenfo fprach fih Drouyn de Lhuys fehr befriedigt über das Programm aus (Bericht 
vom 16. Juli), Wenn man bedenkt, daß Drouyn ein entfchiedener Gegner der großen 
Annerionen war, und welche Haltung er fpäter einnahm, als Golg die franzöfifhe Zuſtim⸗ 


mung offiziell zu fordern hatte, fo wird man daraus fohließen dürfen, daß der Minifter in 
diefer Formulierung feine Zuffimmung Franfreihs zu den Annerionen erblidie. Des 
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Aber hat der Kaifer nicht wenigftens die Vereinbarkeit der Annerionen mit 
dem Wortlaut des Artikels 2 des Friedensprogramms ausdrüdlich anerkannt? 

Goltz fagt nicht, ob der Kaifer eine ſolche Erklärung ausdrüdlich bei Ger 
nehmigung des ganzen Programms ausgeiprochen, oder ob er felbft nur aus 
der früheren Unterredung feinerfeits den Schluß gezogen hat, daß der Kaifer 
nichts gegen fie einzuwenden habe. Selbft wenn aber das erftere der Fall ges 
weſen fein follte, fo bot eine derartige Erklärung des Katfers doch Feinerlei 
Garantien dafür, daß auch Öfterreich diefelbe Auffaffung haben werde, und 
verpflichtete den Kaifer nicht, Öfterreich eventuell zur Anerkennung diefer 
Auslegung des Friedensprogramme zu zwingen. 

In einer etwas fpäter zur Rechtfertigung feines Verhaltens gegebenen zus 
fammenfaffenden Darftellung diefer Vorgänge! hat Golg ausgeführt, daß er 
aus dem Brief, den Prinz Neuß mitgebracht habe, und aus dem Telegramm 
vom 8. Juli in Verbindung mit dem früheren Erlaß vom 2ı. Juni die Meis 
nung habe gewinnen müſſen, daß Preußen nach wie vor an der Errichtung 
eines deutfchen Bundes mit Ausfhluß Öfterreichs, mit einem gemeinfamen 
Parlament und mit der Hegemonie Preußens im Norden, Bayerns im 
Süden fefthalte. Auch der Erlaß vom 9. Juli aus Pardubig und das Tele; 
gramm vom ro. feien nicht fehr erheblich darüber hHinausgegangen. Erhabeden 
Erlaß dahin aufgefaßt, daß er zwar die volle Annerion der feindlichen nord⸗ 
deutfhen Staaten in erffer Linie aufftellen, indeffen nur, wenn feine Kompen⸗ 
fation durch preußifches Gebiet gefordert werde, daran fefthalten folle. Auch 
gehe aus dem Zufammenhang hervor, daß dabei mehr die zu beobachtende 
Taktik angedeutet, als die Erreichung des Verlangten erwartet worden fei. 
Denn Bismard habe ja gleichzeitig die Vermutung ausgefprochen, daß der 
König die Abdikation einzelner feindlicher Souveräne norddeutſcher Staaten 
sugunften ihrer präfumptiven Thronerben verlangen werde. Außerdem fei 
diefe Inſtruktion nur eine vorläufige gewefen, da Bismard ja die Abfichten 
des Königs noch nicht genau habe feftftellen können. Unter gewöhnlichen Um⸗ 
ftänden würde er ſich, meint Golß, hiernach nur auf ganz vorläufige Gefpräche 
befchräntt, jeden Abſchluß verhindert, und weitere Befehle abgewartet haben. 
Die Lage in Paris habe dies aber nicht zugelaffen. Der Kaifer habe eines 
(hleunigen Waffenftillftandes bedurft, um nicht aus Furcht vor einer De; 
mätigung in eine friegerifche Politif gegen Preußen gedrängt zu werden; 
eine foldhe würde zwar ihn felbft mit den größten Gefahren bedroht, aber 





Königs und Bismards Miftrauen war alfo fehr begründet. In feinem oben zitierten Erlaß 
vom 24. Jull fagt Bismard hierüber: „Die unbeflimmten Außerungen des Kalferd Napoleon, 
daß diefe Unnerionen ein künftig zu regelndes Detail des Friedens feien, konnten in dieſer 
Beriehung feine volle Beruhigung gewähren,” 

» Bericht v. 23. Jull. 
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felbft im Falle eines fiegreichen Ausgangs für Preußen die Kräfte der Mon; 
archie erfchöpft haben, während man dadurch im wefentlihen nur die Aus; 
dehnung der eigenen Herrſchaft über Süddeutſchland erlangt haben würde, 
worauf die preußifche Politik gar nicht ausgegangen fei. Der Waffenftillftand 
fei aber ohne eine Einigung zwifchen dem Kaifer und Preußen über die Frie; 
densbedingungen nicht möglich geweſen; die Snitiative der leßteren habe der 
Kaifer Preußen zugefhoben; Goltz habe indeffen der weiten Entfernung 
wegen diefe Snitiative nicht abwarten fönnen. Er habe daher verfuchen müffen, 
den Kaifer zur Aufftellung von Friedensbedingungen zu vermögen, die ihm 
nach den erhaltenen vorläufigen Infteuftionen als annehmbar erfchienen 
feien. Er habe dabei nur darauf Bedacht genommen, den endgültigen Ent; 
fchlüffen des Königs nicht vorgugreifen, indem er dem Kaifer nur feine Feder 
geliehen habe, die defien Gedanken in einer für Preußen vorteilhafteren 
Weife formuliert Habe als e8 die Feder Drouyn de Lhuys getan haben würde. 

Bon diefen Gefichtspunfkten ausgehend, habe er die Annerion der feind; 
lichen norddeutfhen Länder in erfter Linie gefordert. Der Kaifer habe feine 
Kompenfationsforderung, aber den Ausſchluß des Königreichs Sachfen von 
dem Norddeutfchen Bunde verlangt und die Errichtung eines unabhängigen 
Staates aus der Rheinprovinz angedeutet. Beides fei dem Botfehafter als 
völlig unannehmbar erfchienen und habe durch Feinerlei Annerion aufge; 
wogen werden können. Außerdem habe er durch den Prinzen Napoleon 
gewußt, daß der Kaifer Annerionsgelüfte für Frankreich hege, und Anerbie; 
tungen in diefer Richtung erwarte. Daher habe er fich begnügt, vom Kaifer 
die mündliche Anerkennung des Grundfages zu erlangen, daß Preußen über; 
haupt in Norddeutfchland anneftieren könne. Die eventuell zu annektierenden 
Länder habe er in feinem Vorſchlag nicht bezeichnen können, weil er die darauf 
bezüglichen Inſtruktionen erft fpäter erhalten habe. Sachfen, Hannover, Kur; 
heſſen, Naffau habe er entfchieden nicht nennen fünnen, weil fonft der Kaifer 
die Empfehlung der Bedingungen nach Wien abgelehnt oder unzuläffige 
Gegenforderungen aufgeftellt haben würde! Die in dem Erlaß vom 9. be; 
zeichneten PartialsAnnerionen, die der Kaifer als ganz unbedenklich anz 
erkannte, habe er aber ebenfalls Bedenken gehabt aufzunehmen, weil er damit 


Dieſen Gefihtspunft hatte Golg ſchon in feinem Bericht v. 18. Juli hervorgehoben: 
Die elaftifche Faſſung der am 14. von ihm telegraphierten Friedensgrundlage ſcheine ihm 
den Zwed zu erfüllen. Er habe Anftand genommen, den Nachdruck dabei zu ſtark auf unmittel; 
bare Annerionen zu legen, welche nachträgliche Remonftrationen Drouyn de Lhuys hervor; 
gerufen und das Ganze wieder in Frage geftelle haben würden. Daß Sachfen nicht dem 
Norddeutihen Bunde entzogen würde, fei ihm als fo wichtig erfchienen, daß er dafür die Form 
des norddeutſchen Syſtems als eine lofere hinftellen zu können geglaubt habe. Der Kaifer 
habe überdies ausdrüdlih anerkannt, daß Preußen innerhalb des Norddeutfhen Bundes 
fih nad Belieben konſtituieren könne, 
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feiner Regierung die Möglichkeit, größere Annerionen zu fordern, vergeben 
haben würde. Der Sat über die Annerionen in feinem Telegramm vom 14. 
Juli gebe vollkommen den Gedanken wieder, den der Kaifer ihm gegen, 
über auf Befragen wiederholt als den feinigen anerkannt habe. 

Goltz rechtfertigt hier alfo feinen Verzicht auf die ausdrüdliche Erwähnung 
der Annerionen einerfeits Damit, daß die Inftruftion nur eine vorläufige ge; 
wefen fei, die Abfichten des Königs ihm noch nicht genau befannt gewefen 
feien, und er nicht genau habe wiffen können, welche Annerionen er fordern 
folle; andererfeits damit, daß die ausdrüdliche Forderung der vier erwähnten 
norddeutihen Staaten die Ablehnung oder eine unannehmbare Gegenforde; 
rung Frankreichs hervorgerufen haben würde; endlich meint er, eine lofere Ges 
ftaltung des Norddeutfchen Bundes würde den Franzofen es eher geftatten, 
den Beitritt Sachſens zu genehmigen. Alle diefe Gründe fcheinen mir nicht 
durcchfchlagend zu fein. Ihm war ausdrüdlich aufgegeben worden, fo viel 
Annerionen zu fordern, als fih ohne unzuläffige franzöfiihe Bedingungen 
erreichen laffe. Die franzöfiihe Gegenforderung oder Ablehnung waren 
jedoch nad) feinen eigenen früheren Berichten nur zu erwarten, wenn er auf der 
Einverleibung Sachfens beftand; durch die Fortlaffung Sachſens, die ihm ja 
geffattet war, ließen fich diefe Bedenken ohne weiteres befeitigen. In feinem 
Telegramm vom 13. Juli hatte er ausdrüdlich gefagt, dem Kaifer feien alle 
Annerionen gleichgültig, wenn man nur Sachſen ſchone. Je mehr Grund 
er hatte, einen Widerjpruch des Minifters Drouyn de Lhuys gegen die Anz 
nerionen vorauszuſehen, um fo eifriger mußte er darauf bedacht fein, den 
Kaifer felbft auf feine Zugeftändniffe fofort formell feftzulegen. Darüber, ob 
des Kaifers Erklärung über die Zuläffigfeit von Annerionen einen ihn und 
feine Regierung bindenden Charakter oder nur den Wert einer geſprächs— 
weifen Außerung gehabt habe, fpricht fich Goltz auch hier nicht deutlich aus. 
Wir dürfen daraus fchließen, daß das legtere der Fall war. Er konnte alfo 
unbedenfli die Annerion von Hannover, Kurheſſen und Naffau, oder, wenn 
ihm die genaue Bezeichnung beftimmter Gebiete zu gewagt erfchien, wenig, 
ſtens die prinzipielle Anerkennung der von Preußen unter Schonung des 
fähfifhen Gebietes in Norddeutfchland vorzunehmenden Gebietsverände, 
rungen in das Friedensprogramm aufnehmen. Auch fein Verfuch, es zu vers 
teidigen, daß er felbft die Formulierung der franzdfifchen Bedingungen über, 
nahm, trifft den Kern der Sache nicht. 

Einige neue Nuancen bietet ein vier Wochen fpäter gefchriebener Brief an 
Bernflorff,? Der Bericht, den Goltz hier über den Verlauf der Parifer Vers 
bandlungen gibt, lehnt ſich im mwefentlichen eng an feine eben befprochene 

* Spbel 260 ſcheint fie flihhaltig gu finden. 

Abgedrudt bei Ninghoffer, Im Kampf um Preußens Ehre, ©. 593 f. 
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Rechtfertigungsdepefhe an, enthält aber eine Reihe von fatfächlichen Un; 
genauigfeiten, die darauf fehließen laffen, daß er im weſentlichen nach dem 
Gedächtnis hergeftellt worden ift. Bemerkenswert ift, daß Golß hier, in der 
Richtung, die wir ſchon am 23. Juli bemerften, noch weitergehend, der Ins 
firuftion vom 9. Juli die Deutung gibt, als habe fie in erfter Linie die Fleinen 
Gebietsabtretungen und die Abdanfung der feindlichen Herrfcher verlangt, 
und die darin doch in den Vordergrund geftellten großen Annerionen als einen 
nebenfächlichen Punkt behandelt. Höchft auffallend ift es ferner, daß Goltz 
hier hervorhebt, daß die fich fleigernde Angft des Kaifers Napoleon vor einer 
Demütigung und fein Wunfch, den feiner ganzen bisherigen Politik zumider; 
laufenden Krieg gegen Preußen und Stalien gu vermeiden, ihm fein Gefchäft 
außerordentlich erleichtert Habe, Wir erinnern ung, daß Golg in feinen gleichz 
zeitigen Berichten in der Furcht des Kaifers vor einer Demütigung gerade 
eine ſchwere Gefahr erblickte, weil fie ihn vielleicht zum Kriege treiben werde.! 
Vielleicht kann man hierin ein nachträgliches Eingeftändnig erbliden, daß er 
damals die Gefahr überfchägt hatte. Wenn Golg hier endlich noch erklärt, daß 
er die Zuläffigfeit norddeutfcher Annerionen vom Kaiſer ausdrüdlich habe 
anerkennen lafien, fo klingt auch das etwas anders, als die Bemerkungen in 
den gleichzeitigen Berichten. 

Alles zufammenfaffend wird man fagen können, daß Goltz in der Tat die 
Inſtruktion vom 9. und 10. Juli nicht ihrem eigentlichen Sinne nad aug; 
geführt hat. Indem er die Annerionen fortließ, ſchuf er bezüglich dieſes von 
Bismard doch als beſonders wichtig betonten Punftes eine unklare Lage; inz 
dem er die Formulierung der Bedingungen felbft in die Hand nahm, ers 
fehwerte er e8 feiner Regierung, fpäter Änderungen zu fordern; indem er 
endlich den auf Süddeutſchland bezüglihen Beflimmungen eine den Wünz 
fohen des Kaifers völlig entfprechende, von den ihm befannten bisherigen 
Intentionen der eigenen Regierung aber weſentlich abweichende Faſſung 
gab, machte er faft es unmöglich, auch nur eine lofe Verbindung zwifchen dem 
- Norden und dem Süden aufrecht zu erhalten. Wir werden nicht irren, wenn 
wir die Urfache für das Verfahren des Grafen Golg nur zum geringeren Teile 
in der Furcht vor einer frangöfifchen Zurüdweifung und vor des Kaiſers 
Abſchwenken zur Gegenpartei fehen, wozu am ı3. und 14. Juli feinen 
eigenen Ausfagen nach fein Grund mehr vorlag, fondern in feinem inneren 
Miderftreben gegen die Bedingungen, die ihm feine Regierung vorſchrieb. 
Er verfuhr diesmal mit derfelben Eigenmächtigfeit wie in den Verhand⸗ 


Auch in feiner Nechtfertigungsfchrift vom 23. Juli heißt es (don: Eine Eriegerifche Politik 
Frankreichs habe nur unheilvoll für den Kaifer und fein Haus ausfallen fönnen. Denn er würde 
gleichzeitig die Koalition und die Revolution gegen fich heraufbefchworen haben, welche legtere 
in der Tat bereits feit einigen Tagen in der Geftalt Masziniftifcher Mörder umherſchleichen folle, 
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lungen der vorangegangenen Jahre. Dffenbar hat er weder den Ders 
sicht auf ein gemeinfames Parlament noch die norddeutfhen Annexio⸗ 
nen gebilligt; er wollte Öfterreich ausſchließen und die franzöfifche Er; 
laubnis zu engerer Verbindung mit dem Süden durch die Abtretung von 
Sandan und Gewährung der Grenze von 1814 erfaufen. Den Annerionen 
widerffrebte er, weil jede Verſtärkung der preußifchen Übermacht und jede fehr 
firaffe Organifation des Nordbundes die Geneigtheit der Südftaaten zum 
jegigen oder fpäteren Beitritt verringern mußte. Sch erörtere hier nicht, in; 
wieweit diefe Bedenken vielleicht berechtigt und begreiflich waren; aber fo viel 
geht aus feinen Berichten Har hervor, daß er möglichft die eigenen Gefichts; 
punkte feftzuhalten fuchte. Als er die Selbftändigfeit des Südens, wie er 
nach den erteilten Befehlen und der Haltung Napoleons nicht anders konnte, 
zugeftand, wollte er, durch die unklare Faſſung der betreffenden Artikel, die er 
für Hug hielt, deren baldigen Zutritt zum Nordbund fichern und zugleich durch 
Erfohwerung großer Annerionen auf die lofere Ausgeftaltung diefes Bundes 
im föderaliftifhen Sinne hinwirfen, um jenen den Beitritt zu erleichtern! 
Bismards ſcharfe Äußerungen zu Benedetti, daß Golg feiner Politik heimlich 
entgegenarbeite und daß das Verfahren des Botſchafters beinahe vor den 


ı Davon, daß Goltz tatfächlich die Inſtruktion falſch verftanden habe, in dem Sinne, daß 
Bismard das Bundesverhälting der Annerion vorziehe, kann m. E. nicht die Nede fein; 
ebenfowenig davon, daß die Ausſchließung Hfterreichg ein Plus bedeute, das er über die Ins 
firuftion hinaus noch erzielt habe (Thimme 429, Anm.). Die Eigenwilligfeit von Golg 
betont auch Thimme mit Recht. — Als Goltz duch die fpäteren firengen Anweifungen 
gezwungen wurde, bes Kaifers ausdrüdlihe Zuftimmung zu den Annerionen zu verlangen, 
leitete er diefe Forderung nach feinem Beriht vom 20. Juli damit ein, daß er aus des 
Kaifers früheren Außerungen die Beforgnis entnommen habe, durch eine fich auch auf Süd, 
deutfhland erftredende Konzentrierung der Kräfte des nichtöfterreichifehen Deutfchlands werde 
das europäifhe Gleichgewicht zu Frankreichs Ungunften verfehoben werden. Der Kaifer habe 
für das durch die größere Kraft des Nordens zum Nachteil des Südens bedrohte Gleich, 
gewicht Garantien geſucht. Diefe hätte man auf zweierlei Weife herftellen können: durch eine 
größere Selbftändigkeit des Südens oder durch eine ſchwächere Konzgentrierung im Norden, 
Aus feinen Gefprähen mit dem Kaifer habe fich ein gemifchtes Spftem ergeben, welches 
einem füddentfhen Bunde eine internationale Unabhängigkeit gewähre, aber doch das natios 
nale Band zwifchen beiden Teilen Deutfchlands aufrechterhalte, Diefe Formulierung fei 
elaftifh genug, um den Beratungen über die zu begründenden gemeinfamen Einrichtungen 
einen weiten Spielraum zu laffen. Ein ſolches Syſtem habe e8 andererfeits geftattet, in der 
Formulierung des auf die preußifche Leitung Norddeutſchlands bezüglichen Punktes feinen 
befonderen Nahdrud auf die unmittelbaren Erwerbungen zu legen, welhe für Preußen 
notwendig wären, um jener Leitung die erforderliche Kraft zu ſichern. Diefe Motivierung, 
die früher nie hervortritt, war offenbar nur nachträglich bervorgefucht, um das neue Verlangen 
zu rechtfertigen, Sie war außerdem fehr ungefchidt, da ja Goltz am 14. Juli beides zugleich 
preißgegeben hatte — preußifhe Hegemonie im Süden und fhärfere Zufammenfaffung im 
Morben, Hätte er wirklich von Unfang an diefe beiden Punkte als Korrelate angefehen, fo 
hätte er gerade bei Preisgabe Südbdeutfhlands defto [härfer die Unnerionen fordern müffen. 
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Strafrichter gehöre!, find natürlich vom Zorn des Augenblids diftiert, aber im 
Kerne völlig richtig. | 

Was die Haltung Napoleons betrifft, fo war er feit dem 11. Juli wohl 
definition entſchloſſen, fih mit Preußen zu einigen; er wollte tatfächlich Nord; 
deutfchland dem preußifchen Einfluß überlaffen, und hielt e8 daher wirklich 
für gleichgültig, ob die dort Bisher beftehenden Einzelftaaten einverleibt oder 
nur in ihrem Heerwefen und ihrer auswärtigen Politif ihrer Autonomie be; 
raubt würden. Für Frankreich Fam das auch wirklich fehließlich auf dag Gleiche 
hinaus. Die Kompenfationsforderung behielt er fich im Stillen für fpäter vor, 
wenn der Umfang der preußifchen Annerionen zur Verhandlung gelangen 
werde; gerade deswegen vermied er hierüber beftimmte Abmahungen. Vor 
allen Dingen lag ihm am möglichft ſchnellen Abſchluß des Stillſtandes. Er 
fagte dies auch dem am ı5. Juli abreifenden Prinzen Neuß; diefem gab er auch 
einen eigenhändigen Brief an König Wilhelm mit, worin er den lebhaften 
Wunfh ausfprach, daß der König Mäßigung zeigen möge, damit man bald 
zu Stillftand und Frieden gelange. Solange man deffen Bedingungen nicht 
fenne, fürchte fich die öffentliche Meinung in Frankreich one dem Phantome der 
deutſchen Einheit und vor einer Erſchütterung des europäifchen Gleichgewichtes? 
duch das Kommando Preußens über 40 Millionen Deutfche. Außerdem 
müffe man eine Einmifchung der revolutionären Elemente fürchten, die ja auch 
durch ihe Eingreifen in Stalien 1859 zu fehneller Beendigung des Krieges ges 
trieben hätten.’ Er habe daher die Friedensbafis angenommen, die den preuz 
ßiſchen Reformvorſchlägen vom zo. Juni entfpreche.t Zuletzt fügte er noch hinzu, 
Italien werde zweifellos den Stillftand fofort annehmen, fobald Preußenes tue. 

Diefer Brief mit feinen vieldeutigen, zu nichts verpflichtenden und alles 
vorbehaltenden Wendungen würde vermutlich im preußifchen Haupfquartier 
lebhaftes Mißtrauen hervorgerufen haben, wenn er nicht erſt in einem Augen; 
blid angelangt wäre, als fein Inhalt ſchon durch neue Ereigniffe veraltet war. 
Das eine aber zeigt er deutlich, daß Napoleon durch das Vorgehen von Golg 
in die günftige Lage gebracht war, die Friedensbafis als eine von Preußen 
vorgefhlagene, von ihm nur angenommene Verhandlungsgrundlage bes 
zeichnen zu können. Das hatte Bismard durchaus nicht gewollt, und er 
wurde, wie wir noch fehen werden, namentlich Stalien gegenüber dadurch 
in eine fehr unerquidliche Stellung gedrängt. 





ı Rothan 266. 

2 Hierin lag eine verftedte Andeutung der fpäteren Kompenfationsforderung. 

® Dies follte wohl die Antwort auf die von Golg übermittelte Drohung mit Entfeffelung 
der deutſchen Nationalbewegung auf Grundlage der Verfaffung von 1849 fein und den 
König vor Bismards revolutionären Plänen warnen, 

* Das preußifhe Reformprogramm enthielt nichts von Annerionen, 
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Hünftes Rapitel. 
Genedetti im preußifßen Haupfquartier. 


Wir wenden uns nun in das Haupfquartier zurück und fuchen feftzuftellen, 
in welcher Weife fich hier die Forderungen für den Frieden weiter entwidelt 
haben. 

Hier ift zumächft des Zwifchenfpielg zu gedenken, welches durch dag plößliche 
Erfheinen des franzöfifchen Botfchafters Benedetti im Hauptquartier hervor⸗ 
gerufen wurde. Benedetti hatte ſchon in Berlin unmittelbar nach der Schlacht 
bei Königgräß Bedenken gegen die Einverleibung norddeutfcher Gebiete in 
Preußen, ja fogar gegen die Ausdehnung des preußifchen Heerbefehls auf alle 
norddeutfhen Streitkräfte zum Ausdrud gebracht!; fein Sekretär Lefebore 
de Behaine hatte gleichzeitig fein Erftaunen ausgefprochen, daß Preußen noch 
fein Anerbieten an Napoleon gemacht habe. Am 7. Zuli teilte der Bot⸗ 
fchafter Heren von Werther ein Telegramm des Minifters Drouyn de Lhuys 
mit, welches ihn beauftragte, darauf zu dringen, daß Preußen feinen Einfluß 
auf Stalien dazu benuge, um die Annahme eines Stillftandes in Florenz 
durchzuſetzen.“ Außerdem follte er dahin wirken, daß die an Graf Golg zu 
übermittelnden Bedingungen für -die Annahme eines Waffenftillftandes 
durch Preußen fo ausfallen möchten, daß es dem Kaifer möglich fei, feine 
Friedensbeftrebungen im Intereſſe Europas und der Humanität zum ge 
wünſchten Endziel zu bringen. Gleichzeitig warnte Benedetti vor einer zu 
ftarfen Ausnußung der preußifchen Siege, da eine folche Europa beunruhigen 
würde, und auch Frankreich nicht auf jede Bedingung eingehen könne, fondern 
eventuell eine feindliche Haltung werde einnehmen müffen. 

Noch an demfelben Tage richtete Benedetti ein Schreiben an Werther‘, 
worin er zur Einftellung des VBormarfches gegen Wien riet und namentlich 





ı Werther an Bismard 4. Juli. 

* Werther an Bismard Telegramm vom 7. Juli 4 Uhr 2 vorm,, angel, 8. Juli 9 Uhr 40 
vorm. Das bei Nothan 243 Anm, mitgeteilte Telegramm Drouyns an Benedetti ift alfo 
offenbar nicht vollſtaͤndig. 

’ Benebdetti an Werther, 7. Juli, Werther an Bismard 7. Juli, Aus der Antwort Biss 
mards vom 9. Juli führt Bapft Deutfche Revue 30, 1, 9r folgende Säte an: „Der Friede 
iſt gefhloffen, wenn Branfreih gemäßige ifl. . . . Wir find es, wir verlangen wenig ... 
Wir werben uns nur mit Morbdeutfchland befaffen . . . Kaum daß wir von HÖfterreich eine 
Rettifitation der Grenzen verlangen werden, . . . Wenn die Ideen des Kaiſers noch immer dies 
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betonte, daß Frankreich eine vollftändige Zertrümmerung Öfterreihs und 
eine flarfe Landvergrößerung Preußens nicht dulden könne. Die früher von 
König Wilhelm ausgefprochene Abficht, den legitimen Einfluß feines Staates 
innerhalb des beftehenden Bundes zu befferer Geltung zu bringen, fei ſchon 
erreicht; feße Preußen jeßt den Krieg fort und erringe weitere Erfolge, fo fei 
zu befürchten, daß eg feine Forderungen höher fpannen werde; dann fünnten 
‚aber die Großmächte nicht mehr ruhig zufehen, und der König werde in die 
unangenehme Lage verfeßt, daß er entweder die Durch die großen Siege er; 
wedten Hoffnungen feines Heeres und feines Landes werde enttäufchen oder 
große internationale Schwierigkeiten heraufbeſchwören müffen. Auch diefer 
Brief ſchloß mit der Bemerkung, daß eine feindliche Parteinahme Frank; 
reihs, wenn auch unmwahrfcheinlich, doch nicht in jedem Falle ausge; 
ſchloſſen fei. 

Benedetti folgte mit diefen Ausführungen offenbar genau den Inftruf; 
tionen, die ihm Drouyn de Chung erteilt hatte. Wir wiffen ja, daß diefer gegen 
jede Vergrößerung der preußifchen Macht die ſchwerſten Bedenken hegte und 
fhon eine ernfihafte Drohung mit dem Eingreifen Franfreihs für aus; 
reichend hielt, um Preußen zum Nachgeben zu zwingen. Aber diefe Anwei⸗ 
fungen entfprachen feineswegs den Anfichten, die Napoleon felbft in feinen 
Unterredungen mit Golg zum Ausdrud brachte. 

Am 9. Zuli erhielt Benedetti den direkten Befehl! fich fofort in dag Haupt; 
quartier zu begeben, um die Verhandlungen über den Abſchluß des Stillftans 
des zu befchleunigen, und darauf hinzumeifen, in welche unhaltbare Lage der 
Kaiſer gerate, wenn die Staliener weiter gegen Venetien vorrüdten, nachdem 
diefe Provinz an ihn abgetreten worden fei. Noch am Abend des gleichen Tages 
reifte er in Begleitung Lefebures von Berlin ab und fam nach einer befchwerz 
Tichen Reife in der Nacht vom 11. zum 12. Juli in Zwittau an, wo fich das Haupt⸗ 
quartier feit dem 10. abends aufhielt. Bismard, der Werthers telegra; 
pphiſche Meldung über die Abreife des Botfchafters damals noch nicht erhalten 
hatte, war im höchften Grade überrafcht.? Er empfing Lefebore, der ihn 
morgens um ı Uhr auffuchte, an feinem Arbeitstifche figend, die Feder in der 
Hand und den Revolver neben fih. Er erklärte fich fofort bereit, mit Benedetti 


felben find, fo wird er unfere Forderungen billigen . .. Es ift unmöglich, telegraphifch zu ver; 
handeln. Es wäre beffer, Sie kämen hierher.“ Ob diefe Angaben richtig find, vermag ich nicht 
zu entfcheiden. 

ı Rothan 243; Werther an Bismard, Tel. v. 9. Juli 7 Uhr zo ab. 

»Rothan ſ245f.; Bismard an Werther 13. Juli (an Berlin 16. Juli), Seine Überrafhung 
hat Bismard öfter ausgefprochen, z. B. in dem Diktat für den Kronprinzen vom 13. Juli 
bei von Lettow⸗Vorbeck 2, 594. Wenn die Angaben von Bapft (©. 594 Anm. 3) richtig 
find, kann ſich die Überrafhung eigentlich nur auf die Schnelligkeit feines Erſcheinens 
‚besogen haben. 
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zu fprechen, und verhandelte dann mit ihm bis 4 Uhr morgens. In den 
nächften Tagen fanden mindeflens noch zwei weitere Unterredungen zwiſchen 
dem Minifter und dem Botfchafter fiatt, auch wurde Benedetti einmal vom 
König empfangen. Der Inhalt aller diefer Unterredungen läßt ſich wenigſtens 
mit annähernder Genauigkeit feftftellen., Denn wir befisen im Wortlaut 
den Schlußbericht Benedettis vom 15. Juli, wenn auch nicht ganz vollffändig; 
die Auszüge und Bruchftüde aus den übrigen Berichten des Botſchafters, 
die Rothan mitgeteilt hat!, find nicht ganz genau, gewähren aber Doch 
einige weitere Aufklärung. Bismard felbft endlich hat fich ſowohl in feinen 
fpäteren Erzählungen als in den gleich nach Benedettis Abreife niedergefchries 
benen Mitteilungen an Baron Werther und den Grafen Golg über den Sn: 
halt der Unterredungen im allgemeinen ausgefprochen?, ohne auf die Reihen⸗ 
folge der einzelnen Erörterungen Wert zu legen. 

So viel ſteht feſt, daß Bismarck über Benedettis Erſcheinen keineswegs 
erfreut war. Es mußte ja die Verhandlungen erſchweren, wenn die gleichen 
Angelegenheiten in Paris zwiſchen Goltz und Napoleon und im Hauptquar— 
tier zwiſchen Bismarck und Benedetti beſprochen wurden, ohne daß einer von 
ihnen über den augenblicklichen Stand der an dem anderen Orte geführten 
Verhandlungen informiert war. Auch konnte Bismarck nicht wiſſen, ob 
Benedetti in die wirklichen Abſichten des Kaiſers eingeweiht ſei. So erſcheint 
es begreiflich, daß er zu Werthers Meldung, er habe die Militärbehörden auf; 
gefordert, Benedetti auf feiner Reife möglichft behilflich zu fein, das Wort 
„dumm“ an den Rand fehrieb.? 

In den Befprechungen felbft! erregte es Bismards Mißtrauen, daß der Bots 
fchafter immer wieder erflärte, zu Verhandlungen über die Bedingungen des 
Friedens gar feine Vollmacht oder Information zu befigen. Trotzdem verhielt 
e8 fich fo, und Benedettis Schweigen gegenüber den verſchiedenen Vorſchlä⸗— 
gen, die Bismard im Laufe der Unterredung machte, beruhte in Wirklichkeit 
nicht auf Huger Berechnung, fondern auf voller Unkenntnis darüber, wie weit 
feine Regierung etwa den preußifchen Wünfchen entgegen zu fommen bereit 
fei. Sein Auftrag ging ja nur dahin, den Waffenftillftand möglichft ſchnell 
zuffande zu bringen und Preußen zu einem Drud auf Stalien im Sinne der 
Annahme zu beftimmen. 





Rothan 245f., Benebetti, Ma mission en Prusse 186f. 

» Un Werther 13. Juli; an Goltz Tel, v. Egernahora, 13. Juli, f, Sybel a65 f. 

’ Mertber an Bismard, Tel, v. 12. Juli. 

* Heranzusiehen wären auch noch die Angaben über Bismardsd Geſpräche mit Benedettig 
Gefretär Lefebore bei Harcourt, Les quatres ministöres de Mr. Drouyn deLhuys 290; fie 
beftätigen nur, daß Bismard die Franzoſen immer wieder darauf hinwies, fie möchten ihre. 
Entfhäbdigung in Belgien ſuchen. 
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Hätte Bismard gewußt, wie unvollſtändig die Information des Bot; 
ſchafters war, fo würde er fich vielleicht gar nicht auf eine Beſprechung über 
den inhalt der Friedensbedingungen eingelaffen haben. Da er hieran aber 
nicht glauben Fonnte, fo befchloß er, mit ihm in der gleichen Weife zu ver; 
fahren, wie er es Goltz in feiner Inſtruktion vom 9. Juli für die Parifer 
Berhandlungen vorgefchrieben hatte. Er fiellte ihm alfo die Annerion 
Sachſens, Kurheffens und Hannovers als eine Notwendigkeit dar und berief 
fich zur Rechtfertigung diefer Forderung auf die von Preußen erfochtenen 
Siege und gebrachten Opfer, Für Benedetti war diefe Ausdehnung der 
preußifchen Anſprüche fo überrafchend, daß er fich nicht entfchließen konnte, 
fie überhaupt ernft zu nehmen, und fagte, man lebe doch nicht mehr in der 
Zeit Friedrichs des Großen, wo jeder Habe behalten fünnen, was er erobert 
habe; er wies ferner darauf hin, daß alle übrigen Mächte fich durch eine 
folde Vergrößerung der preußifchen Machtftellung, durch einen ſolchen Miß— 
brauch des Sieges verlegt fühlen würden. Außerdem war in der erffen 
Unterredung noch von der Unmöglichkeit für Preußen die Rede, einen Still; 
ftand zu fchließen, bevor eine Sicherheit für annehmbare Friedensbedingungen 
geboten fei. Preußen, bemerkte Bismard, haben die beften Chancen für 
noch weitere Siege und für die Eroberung Wiens und könne die franzöfifche 
Einmifhung nur bedauern, wenn fie Preußen an der Ausnutzung feiner 
Erfolge zu hindern verfuchen wolle, Benederti furchte diefe Anficht zu wider; 
legen; wenn Preußen mäßige Forderungen ftelle, die der Kaifer ohne weiteres 
unterftügen könne, fo liege der Vorteil feiner Beteiligung auf der Hand; 
aber auch wenn Preußen feine Forderungen fo hoch fpanne, daß dadurch 
das Mißtrauen der neutralen Mächte hervorgerufen werden müffe, könne 
die Vermittlung des Kaifers und fein Verfuch, fih mit Preußen freund, 
fchaftlich zu verftändigen, nur von Vorteil fein. Auch verfuchte der Botfchafter 
zu beweifen, daß nach der Belegung von Wien die Kriegslage für Preußen 
eine viel fehlechtere werden würde. So ſchloß die erſte Unterredung ohne 
‚irgendein pofitives Ergebnis. Nach Rothans Angaben hätte Benedetti aus 
ihr die Überzeugung gewonnen, daß man nur feſt und entfchloffen auftreten 
müffe, um bedeutende Konzeffionen von Preußen zu erlangen. Ob dies fo 
in den Berichten Benedettis fteht, oder ob Rothan hier feine eigene Anz 
ſchauung hineinlegt, dürfte mindeftens zweifelhaft fein. Jedenfalls bieten 
die fatfächlihen Angaben über den Verlauf der Unterredung feinerlei Anz 
haltspunft für eine folhe Folgerung. 

Über Benedertis eigentlichen Auftrag wurde auch gefprochen. Bismard 
machte den Abfchluß eines Stillftandes abhängig von der Zuflimmung Sta; 


ı Vielleicht umſchreibt Rothan hier nur die S. 252 wörtlich angeführte Stelle aus einem 
der Berichte Benedettis, worin diefer fagt, man müſſe, wenn man auf den König und feine 
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liens und der Vereinbarung annehmbarer Friedensbedingungen. Benedetti 
bat darauf, wenigftens eine mehrtägige tatfächliche Waffenruhe zur bemwilligen, 
damit man die Antworten von Florenz wegen der Zuſtimmung und von 
Paris wegen der Friedensbedingungen abwarten könne.‘ Bismard wird 
fich bereit erflärt haben, diefen Wunſch dem König vorzutragen. 

Über den Eindrud diefer erften Unterredung auf Bismard erfahren wir 
aus einem Briefe Roons an feine Frau?, daß er fich auch jetzt durch die franz 
zöfifhe Einmifhung nicht beunruhigt fühlte. Indeſſen hielt er es für gut, 
fo viel Entgegenfommen zu zeigen, wie mit dem Intereſſe Preußens verträg- 
ih war, und womöglich die gewünfchte Waffenruhe zu bewilligen, die ihm. 
auch politifch nicht unerwünfht erfohien, um die wichtigen Berichte der aus; 
wärfigen Vertreter abzuwarten. Man hoffte ja jeden Tag eine Nachricht von 
Gols über den Verlauf feiner Befprehung mit Napoleon und den Erfolg 
feiner Sondierung beim bayrifchen Gefandten zu erhalten, und von Redern 
ſtand noch eine Kunde darüber zu erwarten, ob Rußland etwa bereit fei, 
Hfterreich zu direkter Verhandlung mit Preußen zu beſtimmen. Erſt wenn 
man darüber far war, was Napoleon bewilligen wollte, und ob nicht 
andererfeits von Öfterreich und Bayern bei direkter Verhandlung dasfelbe 





fiegberaufchte Umgebung überhaupt Eindeud machen wolle, eine viel feftere und fchärfere 
Sprade führen, als fie ihm vorgefchrieben fei. Der Sinn wäre dann freilich ein weſentlich 
anderer, wie er nach Rothans Deutung erfcheint. 

’ Diktat Bismards vom 13. Juli für den Kronpringen bei von LettowsVBorbed2,595.— 
Muth 33 f. ſchafft fich bei Verwertung diefes Schriftftüäds unnötige Schwierigkeiten, indem 
er aus den Worten, die angebotene Waffenruhe habe politifch feinen anderen Zweck „als 
Napoleon fo lange noch gefällig zu fein, bis wir Antworten auf Depefhen nach Paris, Peters⸗ 
burg und auf mündliche Mitteilungen nah Münden erhalten haben” in Verbindung mit 
einer Anweifung an Ufedom vom ı1. Juli („um Frankreich nicht vor der Zeit zu brüskieren“) 
den Schluß zieht, Bismard fei damals zum Bruch mit Frankreich entfchloffen gewefen und 
babe nur den geeigneten Zeitpunkt dafür abworten wollen. Das können diefe Worte, wenn 
man fie im Zufammenhang der ganzen Situation und der fonftigen Außerungen Bismards 
interpretiert, nicht bedeuten. Sie wollen nur befagen: wir wollen nicht vor der Zeit Schritte 
tun, bie Frankreich zum Bruch treiben, d. h. nicht, bevor wir genau wiffen, was Napoleon ung 
bewilligen wird, ob wir ung alfo mit ihm einigen können oder nicht, und bevor wir nicht wiffen, 
ob von HÖfterreich das gleiche oder mehr zu befommen ift. Bismard mag fich abfichtlich in 
Worten ausgedrüdt haben, die für Uneingeweihte auch einer anderen Deutung Raum ließen, 
da er beide Male zu Udreffaten fprach, die für möglichft ſchnellen Abbruch der Verhandlungen 
mit Frankreich und entweder für direkte Verftändigung mit Öfterreich, wie der Kronprinz, 
oder für rüdfihtslofe Weiterführung des Krieges, wie Ufedom, waren. Es iſt daher müßig, 
mit Muth nah den Gründen zu fuchen, die Bismard damals beſtimmt haben könnten, 
ben Bruch mit Frankreich auf jeden Ball zu wollen, und die fpäter eine neue Sinnesänderung 
hervorgerufen hätten, Seine Vermutungen über die entfheidende Bedeutung der Beries 
bungen zu Rußland find ebenfalld unbegründet, 

’ 13. Jull; Moon, Dentwürbigleiten 2, 462. 
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oder mehr zu haben fein werde, konnte man ſich endgültig darüber ent—⸗ 
fchließen, wie man fich weiterhin gegenüber der franzöfifhen Vermittlung 
verhalten wolle. 

Begreiflicherweife wollte der König, bevor er auf eine Waffenruhe ein; 
ging, auch die Meinung feiner militärifhen Ratgeber hören; der Kriegs; 
rat, der am ı2. Juli auf der Terraffe des Schlofies Czernahora ab; 
gehalten wurde, follte diefem Zwede dienen, Da nun auch von militä; 
rifcher Seite betont wurde, daß die Armee eine kurze Waffenruhe fehr gut 
gebrauchen könne, fo entfchloß fich der König, ein entfprechendes Angebot an 
Hfterreich gelangen zu laſſen. Preußen wollte danach drei Tage lang nicht ans 
greifen, wenn die Öfterreicher vorher das linfe Ufer der Thaya vollftändig 
räumten, alle Truppenbewegungen fiftierten und dem Verkehr auf der Prager 
Eifenbahn feine Hinderniffe in den Weg legten. Diefer Vorſchlag wurde in 
der Nacht vom ı2. zum 13. Juli durch Lefebore an die öfterreichifchen Vor⸗ 
poften gebracht. Es war immerhin ein Erfolg Benedettis; allerdings waren 
die hinzugefügten Bedingungen derartig, daß es von Anfang an zweifelhaft 
erfcheinen mußte, ob Öfterreich fie annehmen werde. Auch hielt Bismard 
fireng daran feft, daß damit feineswegs ein förmlicher Waffenftillftand be; 





16, Rothan a. a. D. Sybel 266. Tel, Bismards an Golg vom 13. Juli: Er 
habe Benedetti, der auf Stillftand dringe, wiederholt, daß ein folder ohne Zuſtimmung 
Italiens und Garantien guter Friedensbedingungen nicht gefchloffen werden könne. Er 
brauche alfo vor dem Abfchluß eine Erklärung aus Florenz und Rückäußerung von Golg 
auf feine Eröffnung vom 9. Um beide abzuwarten, habe Preußen, um auf Andringen 
Benedettis dem Kaifer gefällig zu fein, fich bereit erflärt, die Öfterreicher drei Tage lang nicht 
anzugreifen, wenn fie den Abfchnitt nördlich der Thaya räumten. Erfolge bis dahin nicht 
Zuflimmung Stalieng zu einem Waffenftillftand, nebft befriedigenden Zufiherungen Frank⸗ 
reichs über die Sriedensbedingungen, fo werde man den Krieg mit aller Energie fortfegen, 
Ferner Bismard an Werther 13. Juli: Der König würde auch auf diefes Arrangement nicht 
eingegangen fein, wenn die Armee nicht dringend einer wenigſtens zweitägigen Ruhe und 
namentlich der Verforgung mit neuem Schuhwerk bedurft hätte, welches durch die ans 
geftrengten Märfche und fchlechten Wege der legten Tage bedeutend gelitten habe. Auch die 
Berpflegungsmittel feien duch den raſchen Vormarſch in Rüdftand geraten und würden 
auf diefe Weife die Möglichkeit Haben, nachzukommen. Diefe Erwägungen hätten entfheidend 
mitgewirkt, um den König zu dem Ablommen geneigt zu machen. Es fei jedenfalls daran 
feftzuhalten, daß dies Abkommen fich ſchon durch die Kürze der Zeit nicht als ein Waffenftills 
fand, fondern nur als ein augenblidliches Arrangement charakterifiere, welches Preußen 
duch die Räumung des Abfchnittes bis zur Thaya einen militärifhen Vorteil gewähre, 
deffen Gewinnung durch aktive Operationen mindeftens ebenfoniel, wo nicht mehr Zeit 
gefoftet hätte, und vielleicht nicht ohne Opfer zu erfaufen gewefen wäre. Ob dasfelbe öfters 
reichifcherfeits angenommen werde, darüber fehle noch Nachricht. — Die Erlaubnis zum 
Verkehr mit den öfterreichifchen Truppenführern erbat Benedetti fohriftlih am 12. Juli. 

: Rothan erklärt fie für nicht ernft gemeinte Scheinbedingungen. Vgl. Bismards Auße⸗ 
rungen im der vorigen Anmerkung. 
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willigt fei, zu dem man ja der Zuftimmung Staliens bedürfen würde, fondern 
daß nur ein tatfächlicher Stillftand der Operationen flattfinden folle. 

Sedenfalls nah der Abfendung Lefebores, wahrfcheinlich erft nach der 
Ankunft des Hauptquartiers in Brünn, fand die zweite Unterredung zwifchen 
Bismard und Benedetti flatt. Diesmal ging Bismard etwas weiter mit 
der Sprache heraus, in der Hoffnung, aus dem verfchloffenen Benedetti 
doch noch eine pofitive Außerung herausloden zu können. Er fagte, die an 
Goltz erteilten Inftruftionen hätten nichts Abfolutes; ihr Hauptzweck fei, eine 
Berftändigung mit dem Kaifer herbeizuführen; Golß fei angemwiefen, je nach 
dem Preife, den Frankreich fordere, mit feinen Vorſchlägen herunterzugehen, 
wobei allerdings eine gemwiffe Minimalgrenze nicht überfohritten werden 
dürfe! Er fei auch bereit, mit Benedetti über die Friedensgrundlagen zu 
fprechen. In der gleichen oder der dritten bald darauf gehaltenen Unter; 
redung hat Bismard nach dem Bericht Benedettis den Vorſchlag gemacht, 
FSranfreih und Preußen möchten ſich über die Friedensgrundlagen unter; 
einander definitiv verftändigen; fobald dies gefchehen fei, könne ein Waffen; 
ftillftand gefchloffen werden. Er fügte hinzu, auch Frankreich fünne auf 
Koften der nichtdeutfchen Nachbarländer feinen Territorialbeftand vergrößern, 
wenn e8 mit Preußen einig ſei; Benedetti erwiderte darauf, daß die beftehen; 
den Verträge dadurch verlegt werden würden und daß die Folge davon ein 
neuer großer Krieg fein müſſe. Bismard erklärte dies für einen Irrtum, da 
Frankreich und Preußen, wenn fie unter fich über die vorgunehmende neue 
Gebietsverteilung einig feien, weder bei Rußland noch bei England ernft; 
haften Widerfiand finden würden. _ 

Diefe Angaben des unmittelbar nach den Unterredungen an die franz 
söfifche Regierung erftatteten Berichtes des Botſchafters können nicht in 
Zweifel gesogen werden. Bismard hat diefe Andeutung offenbar gemacht, 
um herauszubefommen, ob Benedetti zur Forderung irgendwelcher Kom; 
penfation für Frankreich angewiefen fei. Was der Botfchafter darauf ger 
antwortet hat, ift aus den bisher vorliegenden Bruchftüden feiner Berichte 
zwar nicht mit voller Deutlichkeit zu erfehen; da er aber tatfächlich ohne In; 
fieuftion für derartige Abmachungen war, fo wird er mit irgendeiner nichts⸗ 
fagenden Redensart ausgemwichen fein. 

Aus den Mitteilungen Nothang, die fich auf Benedettis Berichte fügen, 
aber leider nicht genau erkennen laffen, in welcher Reihenfolge die mitges 
teilten Säge und Auszüge in feinen Vorlagen geftanden haben, geht aber 
weiter noch hervor, daß in einer diefer Unterredungen auch genauer davon 
geſprochen fein muß, Bis zu welcher Grenze Preußen etwa in der Forderung 


’&o beute ih bie Worte bei Benedetti 187 „pourvu qu’on agreät à Paris cer- 
taines olauses, dont le gouvernement du roi ötait r&solu & ne pas se departir‘, 





Bismards Mindeftforderung. 601 


von Landerwerbungen heruntergehen werde. Bismard fol danach wörtlich 
gefagt haben — denn die folgenden in Anführungszeichen eingefhloffenen 
Worte werden doch wohl fo in Benedettis Bericht geftanden haben — „La pa- 
role de l’Empereur nous suffit; qu’il nous garantisse personellement 
la contiguit6 des territoires et le lien & etablir entre la Prusse et 
les 6tats du Nord, et le roi sera satisfait.‘* Es würde alfo die Zuftim; 
mung zur Begründung eines norddeutfchen Bundes und die Erwerbung von 
Gebieten, welche eine territoriale Verbindung zwifchen den beiden Hälften des 
preußifchen Staates herftellten, als Mindeftforderung bezeichnet worden fein. 
An einer anderen Stelle fpricht Rothan davon, daß es fih um die Erwerbung 
eines Gebietes von etwa 300000 Einwohner auf Koften von Sachen, Han⸗ 
nover und Kurhefien gehandelt habe. Leider läßt fich aber aus feinen 
Worten nicht erfehen, ob er auch diefe Angabe aus Benedettis Berichten ge; 
nommen hat, oder ob er hier eine eigene Deutung der von Preußen auf; 
geftellten Mindeftforderung gibt.! 

Es iſt num höchſt lehrreich, hiermit die Angaben zu vergleichen, die Big, 
mard felbft unmittelbar nach den Unterredungen dem Grafen Golg über 
deren Inhalt gemacht hat. In einer Depefhe vom 14. Juli fagt er?, aus 
Benedettis Konverfationen habe er den Eindrud, daß man in Paris wegen 
Annexion von Kurheffen und Hannover wenig Schwierigkeiten machen werde 
— in bezug auf leßteres vielleicht in der Vorausfegung, daß England und 
Rußland dagegen fein würden, — aber defto mehr gegen die Annerion von 
Sachfen. Wenn man Kurhefien, Hannover und die Elbhergogtümer mit 
fefter, militärifcher Organifation von Norddeutfchland erhalte, könne man 
zufrieden fein; ebenfo aber auch andererfeits mit Sachfen, Kurheffen und 
von Hannover nur Oftfriesland und Osnabrüd, Er erfuchte den Botſchafter, 
einftweilen an diefer Bafis, namentlich der erfigenannten, feftzuhalten. 

Unmittelbar nach Benedertis Abreife fügte er noch einige genauere Anz 
gaben über feine Befprechungen mit ihm hinzu? Er habe ihm gefagt, Preußen 
fei genan nach Wunfch des Kaifers verfahren, habe feine Mediation und im 
Prinzip den Waffenflillftand angenommen, auf fein Verlangen Golß zu ver; 
fraulichen Verhandlungen über Friedensbedingungen ermächtigt, fo uns 
vorteilhaft diefe Art der Verhandlung auch erfehienen fei. Hierauf Habe man 





2 Daß die Angaben in Bismards Gedanken und Erinnerungen 242 über Benedettis 
Zuſtimmung zur Annerion von 3—4 Millionen fich nicht auf diefe erfte Anweſenheit des Bots 
fchafters im Hauptquartier begiehen, fondern auf die fpätere, und daß die Worte über Bene, 
dettig plögliches Erfeheinen in Czernahora fpäteres Einfchiebfel find, hat Thimme 436 Anm, 
mit Necht betont. 

: Bismard an Golg, Telegramm. Brünn, 14. Juli, 

: Vom Könige genehmigtes Telegramm. Brünn, 15. Juli 3 Uhr nahm. 
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erwartet, daß der Kaifer in Ausführung der Mediation einen inſtruierten 
Vertreter ins Hauptquartier fohiden werde, der Verhandlungen zwifchen 
Preußen, Italien und Öfterreich herbeiführe. In diefe gefchäftlich natürliche 
Entwidlung paſſe die Sendung Benedettis ohne jede materielle Infteuftion, 
nur mit Weifung, fofortigen Waffenftillftand herbeisuführen, nicht. Er könne 
indes faum glauben, daß Benedetti ganz ohne Inftruftion fei. Nach feinen 
Reden nehme er an, daß Napoleon an Preußen Sſterreichiſch⸗Schleſien, 
Kurheſſen, Hannover und felbfiverftändlich engen norddeutfchen Bund feiner; 
ſeits fonzgediere, ohne e8 gegen andere vertreten zu wollen. Leßteres verlange 
man nicht, und das Nefultat halte er für genügend. Nur habe er von Bene; 
detti gefordert, daß der Kaifer, auf deffen Wort und Gefinnung man verftaue, 
defien Schätzung der Verhältniffe aber von der preußifchen abweichen könne, 
in irgendwelcher Form eine perfönliche Zuficherung in diefem Sinne gebe, 
bevor man dauernden Waffenftillftand oder gar Kongreß annehme. 

Unverfennbar hat Bismard bier die gleiche Unterredung im Auge, von 
welcher der oben aus Benedettis Bericht wörtlich angeführte Satz fpricht. 
Bismard hätte danach doch ein wefentlich größeres Minimum gefordert, als 
die Berichte Benedettis oder wenigftens die Auslegung, die ihnen Rothan 
gibt, erkennen laffen. Leider erfahren wir auch von Bismard nicht, ob Bene⸗ 
detti ausdrüdlich gefagt habe, daß fein Kaifer Territorialerwerbungen in dem 
angedeuteten Umfange wahrfcheinlich zugeben werde, oder ob Bismard dies 
nur daraus gefchloffen hat, daß der Botfchafter feine Ausführungen darüber 
ohne Widerfpruh anhörte, während er die anfänglich geforderte Annerion 
aller feindlichen norddeutfhen Länder als ein ganz unmögliches Verlangen 
bezeichnet hatte. Ich möchte glauben, daß wir es hier in der Tat nur mit 
einem allgemeinen Eindrud, mit einer Folgerung aus der Art, wie Benedetti 
ſich gegenüber der Erörterung der verſchiedenen Möglichkeiten verhielt, zu 
tun haben, Daß Bismard von feinen vergeblichen Verfuchen die Gegen; 
forderungen Frankreichs kennen zu lernen, Golg gegenüber nichts erwähnt, 
ift ja ohne weiteres verffändlich. 

Außer mit Bismard hat Benedetti während feines erften Aufenthalts 
im Hauptquartier auch mit König Wilhelm felbft gefprochen. Die einzigen 
Angaben darüber finden wir wieder bei Nothan.! Er gibt jedoch die Berichte 
Benedettis bier nicht wörtlich wieder. Er fagt, daß der Borfchafter, nachdem 
er mit dem König gefprochen habe, fich gezwungen gefehen habe, zuzugeſtehen, 
daß es zwei Punkte gebe, von denen Preußen nicht abgehen werde, und dies 
feien die Gründung des Norddeutfchen Bundes und eine Landerwerbung, 
welche die beiden Hälften der Monarchie miteinander in Verbindung bringe, 
Der König habe ganz befonders betont, daß eine territoriale Vergrößerung 

ı Mothan 252, 





Benedettis Abreife nah Wien. 603 


notwendig fei, und daß er von deren Bewilligung alle feine Entfchlüffe abs 
hängig machen müffe; denn er empfange fortwährend von allen Seiten 
Adreſſen, welche ihm zeigten, daß die öffentlihe Meinung feines Landes in 
diefer Forderung völlig einffimmig fei. Ferner berichtet Rothan, daß der 
König dem Botfchafter in Czernahora nah dem Kriegsrat perfönlich feine 
Zuftimmung zu dem Anerbieten einer breitägigen Waffenruhe mitgeteilt 
habe. Wir dürfen danach annehmen, daß die Unterredung am ı2. Juli 
fiattgefunden hat. Dffenbar hatte Benedetti vorher geglaubt, daß die von 
Bismard vertretene Forderung einer territorialen Vergrößerung Preußens 
gar nicht ernft gemeint ſei; erft die perfönliche Haltung des Königs hat ihn 
davon überzeugt, daß man ohne eine ſolche auf Stillftand und Frieden nicht 
eingehen werde, und dies ift auch vermutlich der Grund gemwefen, weshalb 
er fih in den weiteren Unterredungen mit Bismard in bezug auf diefen 
Punkt zurüdhielt, da er ohne die Abfichten Napoleons zu fennen, unmöglich 
die Verantwortung auf fih nehmen fonnte, diefe Forderungen als unan⸗ 
nehmbar zı bezeichnen und dadurch vielleicht die Verfländigung zwiſchen 
Preußen und Frankreich unmöglich zu machen. 

Am 15. Juli erhielt Benedetti eine bereit am 9. in Paris aufgegebene 
Depefche, welche ihn anwies, unverzüglich zur Berichterftattung nach Paris 
zu fommen.! Er erwiderte fofort, daß er dies in der jeßigen Situation nicht 
mehr für erforderlich halte. Noch an demfelben Tage muß er dann einen 
weiteren Befehl erhalten haben, der ihn anwies, fih nach Wien zu begeben; 
am Mittag des 15. hatte er das preußifhe Haupfquartier bereits verlaffen.? 

Die Befprechungen Benedettis mit dem König und Bismard haben in; 
fofern auf den weiteren Gang der Dinge feinen Einfluß ausgeübt, als ja 





ı Rothan 261. 

2 Nach Bismards Angabe in dem Telegramm ©. 6oꝛ Anm. 3. Nah Bapſt, Deutiche 
Revue 30 I, 92 hat Benedetti in zwei nach feiner Abreife aus Brünn am 15. Juli abgefandten 
Depefchen nochmals ausgeführt, daß Preußen unter ein Minimum nicht herabgehen werde, 
. beffen drei Hauptpuntte feien, Ausschluß Hfterreihs, Norddeutfher Bund, territoriale Vers 
bindung der beiden Teile der preußifchen Monarchie, Er hat fich ferner erboten, zum Bericht 
nach Paris zu fommen. Sobald er dann den Terz des franzöfifchen Vorfhlages vom 14. Juli 
erhalten hatte, telegraphierte er nah Bapſt a. a. D. ©. 227 (ob noch am ı5. in 
einer der ſchon früher erwähnten Depefchen?) zurüd, wenn man auf Annahme rechne, 
müſſe ein Zufag gemacht werden, der die geplanten Annerionen prinzipiell billige, aber 
auf 400 000 Einwohner befchränfe. Darauf fol ihm am 17. Juli ı Uhr 55 früh geant⸗ 
wortet fein: „Die Präliminarien follen zur Geltung gebracht werden, wie fie find; Prinz 
Neuß ift gleichfalls beauftragt, fie zu empfehlen.” Man muß wohl annehmen, daß Bapft 
die betreffenden Aktenftüde gefehen hat; feine Angaben paffen durchaus in den Zufammens 
bang. Das zulegt erwähnte Telegramm würde nochmals beftätigen, daß man in Paris 
(wenigftens Drouyn) der fofortigen Anerkennung von Annerionen noch glaubte ausweichen 
gu können. 
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der Schwerpunkt der Verhandlungen nach Paris verlegt war.! Hatte Bis, 
mard vielleicht die Hoffnung gehabt, durch Benedetti fehneller als durch Gols 
über Franfreihs Stellung zu den preußifchen Forderungen etwas zu er; 
fahren, fo war er darin enttäufcht worden. Aber infofern find diefe Gefpräche 
Doch nicht ohne Bedeutung geweſen, als fie bei dem Botfchafter den be; 
fimmten Eindrud hervorriefen, daß fih Preußen ohne Annerionen auf 
feinen Fall zufrieden geben werde. Seine Berichte fonnten darüber in Paris 
feinen Zweifel auffommen laffen, und dies war um fo wichtiger, als, wie 
wir gefehen haben, Graf Goltz gerade diefen Punkt der preußifchen Forderungen 
nicht mit dem erforderlichen Nachdrud betont hatte. Bei Bismard andererz 





ı Einen anderen Zwifhenfall Brauche ich hier nur kurz zu berühren, da ich Neues über ihn 
nicht beisubringen habe, und da er auf den Gang der Dinge feinen Einfluß gehabt bat. 
Sch möchte aber wenigftens darauf aufmerffam machen, wie fragmentarifch unfere Kenntnis 
darüber ift. Bekanntlich verfuchte Bismard Mitte Zuli eine direkte Verftändigung mit 
Öfterreich durch den Brünner Bürgermeifter Gisfra einzuleiten. Nah Giskras Mitteilung 
aus dem Jahre 1871, die von feiner Seite Widerfpruch oder Beftätigung erfahren hat, 
waren Preußens Bedingungen: Öfterreich tritt weder Gebiet ab, noch zahlt es Kriegskoften ; 
der Main bildet die Grenze „für preußifche Beftrebungen“, Süddeutſchland wird felbftändig 
und kann fih mit Öfterreih näher zufammenfchließen; jede Vermittlung Frankreichs bleibt 
ausgefhloffen. Es muß zweifelhaft fein, ob diefe offenbar ohne befondere Vorbereitung 
in einer erregten Parlamentsdebatte von Giskra aus dem Gedächtnis zitierten Vorſchläge 
genau und vollftändig wiedergegeben find; follte Bismard Feine ausdrüdliche Anerkennung 
norddeutſcher Annerionen verlangt haben, feine Erklärung, daß Hfterreich auf Preußens 
Seite ftehen werde, wenn bie Brüskierung des Kaifers Napoleon den Bruch mit Frankreich 
zur Folge habe? An der Tatfache felbft, daß er auf Grund derartiger Vorfchläge eine Ans 
fnüpfung verfucht hat, kann nicht gut gezweifelt werden. Auffällig ift, daß nicht ein einziges 
der Aftenftüde aus diefer Zeit die geringfte Anfpielung auf diefe Unterhandlung enthält, 
Bermutlich aber faßte Bismard die Sache nur als einen Verſuch auf, den er nicht unterlaffen 
wollte, auf deffen Gelingen er aber feine erhebliche Hoffnung feste. Hatte er fich der Zu; 
flimmung des Königs verfichert, der fo eifrig auf Abtretung öfterreichifchen Gebietes beftand? 
Doch wohl fhwerlih. Am 17. Juli traf ein Telegramm von Golg vom 15. Juli ein, wonach 
ein Gerücht von direkten Friedensunterhandlungen zwifchen Öfterreih und Preußen einen 
ſehr ſchlechten Eindrud auf Napoleon gemacht hatte, Der König hat hierzu bemerkt: Dies 
fei leicht zu befeitigen, wußte alfo offenbar am 17. Juli von feiner direkten Verhandlung. 
Unbeftimmt bleibt auch der Zeitpunkt. Die Unterredung mit Giskra fol in Brünn flatts 
gefunden haben, wo fi das Hauptquartier vom 13. big 18. Juli befand; Friedjung fegtfie, 
ich weiß nicht nach welcher Duelle, auf den 15. Juli. Immerhin wäre es recht merkwürdig, 
wenn Bismard diefen Verſuch zu einer Zeit eingeleitet hätte, wo er, wie feine Telegramme an 
Golf zeigen, durchaus auf eine Verftändigung mit Frankreich rechnete, Baron Herring, 
ber in Giskras Auftrag die Neife nach Wien machte, wurde vom Kaifer und von Mens; 
borff empfangen und mußte dort faft 30 Stunden auf Untwort warten, Dann erhielt er 
ben Beſcheid, daß Hfterreich ſich auf diefe rein private Anregung nicht einlaffen könne, aber 
auf eine offizielle preußifhe Aufforderung hin geen einen Unterhändler fohiden wolle, Er 
eilte zurüd und fam ein Stunde nach Benedetti in Nilolsburg an. Benedetti paffierte am 
18, abends Lundenburg und erfhlen wahrfheinlih am 19. früh In Nifolsburg. Danach 
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feit8 war der wefentlihe Eindrud der Gefprähe, wie wir aus feinen Worten 
erfehen haben, daß Frankreich gegen erhebliche Landerwerbungen Preußens 
fehlieglich feine Einwendungen erheben werde, wenn man feft auf ihnen be; 
ſtehe. Schon der Ton feiner Depefchen an Gol& zeigt, daß er mit diefem 
Ergebnis recht zufrieden war, und die Aufzeichnungen von Stoſch über feine 
Unterredung mit Bismard vom 16. Juli beftätigen dies. Auch wird Bis; 
mard durch Benedettis Verhalten in der Meinung beftärft worden fein, daß 
Kaifer Napoleon weit entfernt fei von dem Entfhluß, Preußen mit Waffen; 
sewalt in den Weg zu freten. 





müßte Herring ebenfalls am Vormittag des ı9. dort angelangt fein, Die Entfernung 
Wien— Brünn beträgt 144 Kilometer, Wien — Nikolsburg 108 Kilometer; zu Wagen und 
unter Vorpoftenfchwierigfeiten dürften diefe Streden nicht unter 15 refp. ıı Stunden zurück⸗ 
zulegen fein. War Herring dreißig Stunden in Wien, fo ergibt ſich folgende Rechnung: 
Abreife von Wien am 18. fpät abends; Ankunft in Wien am 17. nachmittags; Abreife von 
Brünn am 16. fpät abends. Das Gefpräch zwiſchen Bismard und Giskra könnte dann 
am 16. Juli fattgefunden haben. — Sonderbar bleibt ferner, daß Benedetti vor feiner 
Ybreife aus Wien, alfo jedenfalls vor dem 18. mittags die Zuſtimmung Öfterreihs zu den 
franzöfifhen Bedingungen erhielt, während man gleichzeitig dem Baron Herring noch Hoff; 
nung auf direfte Verftändigung gegeben haben fol. Bismard felbft erklärte die Annahme 
der franzöfifchen Vorfchläge am 18. Zuli, ohne die Rückkehr Herrings abzuwarten; follte er 
gehofft Haben, Herring würde Öfterreich zur Ablehnung oder dilatorifhen Behandlung der 
franzöſiſchen Vorſchläge beftimmen können? Das würde natürlich Preußens Situation 
erheblich verbefiert haben. Daß er jedenfalls bei Napoleon die Furcht einer direkten Ver; 
ffändigung zwifchen Preußen und Wien lebendig erhalten wollte, beweift folgender Heine 
Vorfall. Auf das obenerwähnte Telegramm von Golß hatte Baron Werther ohne vorherige 
Anfrage bei Bismard ermwidert, von direkten Friedensverhandlungen fei ihm nichts befannt; 
ee meldete dies Bismard am 15. Juli; Bismard telegraphierte umgehend zurüd (17. Juli): 
die Nachſchrift fei ihm fehr unerwünfcht, er möge das Gefchehene womöglich zurücknehmen. 
Werther gab dies Telegramm nad) Paris weiter, 


Sechſtes Kapitel. 
Die Feſtſtellung der Friedensbedingungen. 


Als Benedetti Brünn verließ, hatte Bismard noch feine Nachricht von 
Goltz über deffen Verhandlungen mit Napoleon. Sobald vom 15. Juli an 
genauere Mitteilungen aus Paris einzutreffen begannen, frat die Notwen⸗ 
digkeit, entfcheidende Befchlüffe zu faffen, immer gebieterifcher an die leitenden 
Männer im preußifchen Haupfquartier heran. Vorher aber mußten die 
Meinungsverfchiedenheiten, die zwifchen ihnen felber etwa noch beftanden, 
befeitigt werden. Es unterliegt feinem Zweifel, daß die zum Teil recht 
fharfen und erregten Auseinanderfegungen zwiſchen Bismard und dem 
König, von denen uns erfterer in feinen Gedanken und Erinnerungen ein 
fo dramatisch bewegtes Bild entworfen hat, bereits in diefen Tagen, wenn 
nicht ſchon früher begonnen und fih bis zum 25. Juli hingezogen haben. 
Bismard felbft verlegt fie freilich ausfchließlich nach Nikolsburg in die Tage, 
wo die öfterreichifhen Unterhändler dort anmwefend waren, und vornehmlich 
in den Zeitpunft, wo es fih um Annahme oder Ablehnung der von Öfterreich 
fhlieglich zugeftandenen Friedensbedingungen handelte. Im Anſchluß an 
feine große von Sybel abgedrudte Denkfchrift vom 24. Juli foll die entz 
fheidende Diskuffion flattgefunden haben. Daß dies unmöglich richtig fein 
fann, und daß Bismard, der hier ja nur aus dem Gedächtnis berichtet, Ges 
ſpräche, die fich durch längere Zeit hingezogen haben, in diefe Tage zufammen; 
gedrängt hat, ift bereits von Lenz in überzeugender Weife dargetan worden!; 
alle fpäteren Forfcher haben fich ihm in diefem Punkte angefchloffen. Über 
den Zeitpunft der entfcheidenden Auseinanderfegungen herrſcht jedoch eben; 
fowenig Übereinfimmung, wie über die fachlichen Gegenfäge, um die es fich 
bei dem Ringen zwifchen dem Monarchen und feinem großen Minifter 
handelte. Wenn wir e8 verfuchen wollen, ung hierüber fo weit Klarheit zu 
verfchaffen, als unfere Duellen dies ermöglichen, werden wir am beften von 
Bismards eigenem Berichte ausgehen. 

Nah der Schlacht bei Königgräs, fagt Bismard?, habe bei dem Könige 
zunächſt noch Mäßigung vorgemwaltet; immerhin habe er auch fehon damals 





ı Beny S. 70f. 

’ Gedanten und Erinnerungen 2,33. Die fehr ähnliche Erzählung Sybels 5,276, beruht 
smeifellos nicht auf den Alten, fondern auf einer der fpäter von Ihm diktierten analogen 
Erzählung Bismards, 
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von Öfterreich mehr als nüglich beanfprucht „und ung als künftige Genoffen 
alle bisherigen Bundesglieder, aber alle verkleinert und verlegt” laffen wollen. 
Ihm hingegen fei e8 von Anfang an darauf angefommen!, eine unnötige 
Kränkung Öfterreichg fei eg durch Gebietsverkleinerung, fei es durch einen 
GSiegeseinzug in Wien, zu vermeiden, da er den fpäteren Krieg gegen Frank; 
reich fchon habe kommen fehen; man habe fich nicht unnötigermweife unver; 
föhnliche Gegner in den jegigen Beſiegten fchaffen Dürfen. Später feien dann 
bei dem König noch andere Wünfche hervorgefreten?, die teils in ihm felbft 
entftanden, teil „durch äußere Einflüffe erzeugt” worden feien. „Der König 
wollte Teile von Sachfen, Hannover, Heffen anneftieren, befonders aber 
Ansbach und Bayreuth wieder an fein Haus bringen. Seinem flarfen und 
berechtigten Familiengefühl lag der Nüderwerb der fränfifchen Fürftentümer 
nahe.” Der Verzicht auf Ansbach und Bayreuth fei dem König noch ſchwerer 
geworden als der auf Öſterreichiſch⸗Schleſien, Deutfh- Böhmen und Teile von 
Sachſen. Bismard führt dann weiter aus, daß die fränfifchen, von der 
Hauptmaffe der Monarchie geographiſch gefrennten Landesteile im Kriegsfall 
ſchwer zu behaupten gewefen feien, und daß eine folche Verftümmelung Bayerns 
defien Verſöhnung und fpäteren Beitritt zum Bunde fehr erfchwert haben 
würde. Es fei ihm jedoch in Nifolsburg nicht gelungen, dem König diefe 
Gefichtspunfte annehmbar zu machen, und er habe deshalb das Anerbieten 
des bayriſchen Minifters v. d. Pfordten, fih an den Friedensverhandlungen 
zu beteiligen, zurücdweifen müffen. Aus ähnlichen Gründen habe er des 
Königs Abfichten auf Öfterreichifch-Schlefien und böhmiſche Gebiete befämpft, 
während Prinz Friedrich Karl geraten habe, Neichenberg, das Egertal und 
Karlsbad als Glacis vor den fächfifhen Bergen zu behalten. Schon um die 
Verhandlungen nicht zu verfchleppen und die Gefahr franzöfifher Einmifchung 
nicht zu verſtärken, fei er dagegen gewefen. Andere Wünfche des Königs 
hätten fich auf Weſtſachſen, Leipzig, Zwickau und Chemnitz, „zur Herflellung 
der Verbindung mit Bayreuth“ gerichtet. An allen diefen Forderungen foll 
der König noch am 24. Juli, als er die Genehmigung von Bismards Denk; 
ſchrift ablehnte, feftgehalten haben. Bismard will in feinem damaligen 
Vortrag, den er an der Hand der Denkfchrift hielt’, nochmals die Verlegung 
Oſterreichs dringend widerraten und betont haben, daß eine Zertrümmerung 
des Kaiferftaates gar nicht im Intereſſe Preußens liege, und daß Preußen 
die deusfchzöfterreichifchen Gebiete weder ganz noch teilweife brauchen fünne. 
Ferner habe er auf die militärifchen Gründe hingemwiefen, die gegen eine 
Fortfegung des Krieges nach Ungarn hinein fprächen. Der König habe das 
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alles zugegeben, aber die von Öfterreich gebotenen Bedingungen für un, 
genügend erflärt; Öfterreich fei der Hauptfchuldige und könne nicht ungeftraft 
davonfommen, es müffe Gebiet abtreten, „Sch erwiderte, wir hätten nicht 
eines Richteramts zu walten, fondern deutfche Politik zu treiben; Öfterreichs 
Rivalitätstampf gegen ung fei nicht ſtrafbarer als der unfrige gegen Öfterreich; 
unfere Aufgabe fei Herftellung oder Anbahnung deutfehrnationaler Einheit 
unter Leitung des Königs von Preußen.” Daher dürfe man auch nicht, wie 
der König es wolle, alle deutfhen Staaten zu Abtretungen nötigen; durch 
Berftümmelung ihrer Gebiete würden fie zu unguverläffigen Bundesgenofien 
werden. Auch eine Entfhädigung der verkleinerten Staaten durch andere 
Landftüde werde das Gefühl der Verbitterung bei den Betroffenen nicht 
aufheben. So fei er gegen eine Entfhädigung Sachfens durch bayrifche Ge; 
biete, HeffensDarmftadts duch Afkhaffenburg, endlich eine Vergrößerung 
Badens durch die bayrifche Pfalz und Gebiete am unteren Main eingefreten. 
Zuletzt fagt Bismard noch: „Vorwiegend fehlen mir bei S. M. die von miliz 
tärifcher Seite gepflegte Abneigung gegen die Unterbrechung des Sieges; 
laufes der Armee.” 

Als Kern des ganzen Gegenfages erfcheint in Bismards Darftellung 
unzweifelhaft, daß er felbft große politifche Gefichtspunfte vertritt — deutſch⸗ 
nationale Einheit, daraus folgend Schonung der deutfchen Gegner; künftiges 
Bündnis mit Öfterreich, daraus folgend Schonung des Kaiferftaates — 
während der König feild von moralifchen Motiven — gerechte Beftrafung 
aller Gegner — teils von dynaftifhen Empfindungen — Zurüdgewinnung 
ehemals hohenzollernfcher Gebiete —, immer aber von gefühlsmäßigen Be; 
weggründen geleitet erfcheint, die mit den politifchen Bedürfniffen in ſchroffem 
Widerfpruche fiehen. Daneben tritt noch fein Widerftreben gegen die Unterz 
bredung des GSiegeslaufes der Armee hervor, 

Es wäre gewiß falfeh, die offenbaren Unrichtigfeiten in bezug auf den 
Zeitpunkt diefer Auseinanderfesungen als Kriterium gegen die Zuverläffigs 
feit des ganzen Berichtes zu betrachten. Die Nebenumftände und Einzel 
heiten könnten fich fehr wohl in Bismards Gedächtnis im Laufe eines vollen 
Menfhenalters verfhoben und verwifht haben, und der Kern des fachlichen 
Gegenfages könnte gleichwohl richtig von ihm feftgehalten fein. An fich ers 
ſcheint es nach der Perfönlichkeit und Anfchauungsweife des Königs und 
Bismards durchaus glaublih und fogar mwahrfcheinlich, daß diefer aus; 
ſchließlich das flaatlihe Intereffe, jener daneben auch mehr gefühlsmäßige 
Erwägungen in den Vordergrund geftellt haben wird. Ob aber der Gegenfak 
wirklich fo ſchroff und prinzipiell geweſen iſt, und ob er fich in den einzelnen 
Punkten wirklich fo geäußert hat, wie Bismard erzählt, das bedarf noch 
eingehender Unterſuchung. 
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Sehr auffallend ift es, daß Bismard über einen der wichtigften Gegen; 
fände des Streites vollftändig ſchweigt. Er fagt mit feinem Worte, von wem 
der Gedanke ausgegangen ift, die großen Annerionen ganzer norddeutfcher 
Staaten vorzunehmen. Nur wenn man aus feiner Darftellung die darin 
nicht ausgefprochenen Folgerungen zieht, Fann man zu dem Ergebnis ge; 
langen, daß er diefen Gedanken für fich felbft in Anfpruch nimmt. Der 
König hätte weder vom Standpunft firafender Gerechtigkeit aus zur vollen 
Annerion einzelner Länder, während andere ganz ungefchmälert blieben, ge; 
langen fünnen, noch von dynaſtiſchen Gefühlen aus, da ja der größte Teil 
der anneftierten Länder feinem Haufe niemals gehört hatte. Indem Bismard 
andererfeits feine eigenen Bedenken gegen die Zerffüdelung gegnerifcher 
Länder entwidelt, läßt er durchbliden, daß er es für beffer gehalten habe, 
diejenigen Länder, von denen man aus irgendeinem Grunde überhaupt 
Abtretungen fordern wollte, ganz einzuverleiben. Er fagt dies aber nirgends 
ausdrüdlih, und wenn wir nicht wüßten, daß tatfächlich anneftiert worden 
ift, Fönnte man aus feinen Worten auch die Meinung herauslefen, daß er 
überhaupt feine Gebietserweiterung für Preußen erftrebt habe. Hier ift alfo 
jedenfalls eine bedenkliche Lüde in feiner Erzählung, die man auf Grund 
anderer Nachrichten auszufüllen verfuchen muß. 

Vergegenwärtigen wir uns zunächft noch einmal im Zufammenhang, 
was wir von den Forderungen des Königs vor dem 15. Juli wiffen. In 
jener oben wörtlich mitgeteilten Aufzeichnung vom 5. Juli! treten Gefichts; 
punfte, wie fie ihm Bismard zufchreibt, faum hervor. Die Suprematie über 
ganz Deutfchland, der Vertrag mit Öfterreich find rein politifche Forderungen 
etwa in dem Sinne, wie Bismard felbft gewirkt Haben will. Gleichmäßige 
Beftrafung der Gegner wird nicht verlangt, da ja Hannover und Öfterreich 
Land abtreten follen, die übrigen Gegner nicht, Baden fogar mit einer Konz 
tribution verfhont werden fol, obgleich e8 ebenfs, wie die anderen gegen 
Preußen gefämpft hat. Bei der nahen VBerwandtfchaft des Königs mit dem 
Großherzog wird man hier ein önnaftifhes Motiv als wirffam annehmen 
dürfen; ebenso ift natürlich die Forderung Oſtfrieslands in der früheren 
Zugehörigkeit diefes Landes zu Preußen begründet. Für die Erbfolge in 
Braunfchweig und „etwas böhmifche Abtretung“ dürfte e8 Dagegen ſchwer 
fein, einen derartigen Beweggrund zu finden. 

Eine Gebietsvergrößerung will der König von Anfang an, wenn auch 
nur eine recht befcheidene; eg fei denn, daß man hinter dem Schweigen über 
das Schidfal Sachſens den Wunſch nach ganzer oder feilweifer Einverleibung 
diefes Staates vermuten darf.? 

ı ©. oben ©. 534. 

2 ©, oben ©, 5335. 
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In der Befprehung vom 7. Juli, die vor der Abfendung des Prinzen 
Neuß flattfand!, fcheinen weſentlich neue Gefichtspunfte beim König nicht 
heroorgetreten zu fein; wenigftens hat Neuß nichts Davon erfahren. Das 
könnte ja damit erklärt werden, daß man ihn abfichtlich in etwa beftehende 
Meinungsverfhiedenheiten nicht habe einweihen wollen; aber auch Bismard 
fheint bei der Abfendung des Erlaffes vom 9. Juli aus Pardubis von einer 
nennenswerten Veränderung in den Anfichten feines Herrn nichts zu wiffen, 
da er auf deffen Aufzeihnung vom 5. Juli deutlich Bezug nimmt. 

Weiteres erfahren wir über Wilhelms Stimmung erft am 12. Juli. 
Benedetti gegenüber ſprach er fih an diefem Tage dahin aus?, daß er außer 
dem Norddeutfchen Bunde eine territoriale Vergrößerung verlange, die ger 
nüge, um unter annehmbaren Bedingungen die beiden Hälften der preußi— 
[hen Monardie miteinander zu verbinden. Er beftand dem Borfchafter 
gegenüber ganz befonders auf diefer Gebietsvergrößerung und erklärte ihm, 
wie wir ſchon wiffen, fogar, daß er von der Bewilligung diefer Forderung 
alle feine weiteren Entfhlüffe abhängig machen werde. 

Hier tritt ein ganz neuer Gefichtspunft hervor, der von nun an in allen 
weiteren Erörterungen eine große Rolle fpielt, die Herftellung eines einheitz 
lihen preußifhen Staatsgebietes. Bismard fpricht in feiner Erzählung 
gar nicht davon, weder als er feine eigenen noch als er des Königs Pläne 
darlegt. Dennoch liegt e8 auf der Hand, wie wichtig diefe Erwägung werden 
und wie ftark fie die Auswahl der zu erwerbenden Gebiete beeinfluffen mußte. 
Der König fpricht fie hier zum erſten Male aus; aber ſtammte fie von ihm? 
Waren e8 wirklich nur die einlaufenden Adreſſen, die ihn auf das Verlangen 
einer größeren Gebietsermweiterung gebracht haben? Gewiß werden fie mitz 
gewirkt haben, ebenfo wie die wachfende Erkenntnis von der Größe des 
erfochtenen Sieges? und die Berichte der diplomatifchen Vertreter, die deutlich 
jeigten, daß man überall Annerionen erwarte und hinzunehmen bereit fei.t 
Aber gewiß hat auch Bismard in demfelben Sinne gewirkt. Auch bei ihm 
erfcheint das Motiv des gefhloffenen Staatsgebietes ausdrüdlich zum erften 
Male in den Unterredungen mit Benedetti, wo er außerdem darauf hinmweift, 
daß ohne diefes Zugefländnis der König nicht zufrieden fein werde, Aber e8 
liegt doch der gleiche Gedanke den Ausführungen des Erlaffes vom 9. Juli 
fhon zugrunde; und ich habe früher bereits nachgewiefens, daß dies ein alter 
Gedante Bismards war, den er fchon vor dem Ausbruch des Krieges mehrfach 
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geäußert hat. Wir können wohl annehmen, daß folhe Erwägungen auch dem 
König von Anfang an nicht fern gelegen haben, daß fie fich aber erft unter dem 
Einfluß Bismards und der übrigen genannten Faktoren zu einer beftimmten 
Mindeftforderung verdichteten. Wäre die Anficht des Königs ſchon am 9. Juli 
in diefem Punkte eine fo fefte geweſen, wie fie drei Tage fpäter Benedetti 
gegenüber ausgefprochen wurde, fo hätte Bismard in feinem damaligen Er; 
laß die Mindeflforderung offenbar anders formulieren müſſen. 

Aus den nächften Tagen erfahren wir nichts über die Anfhauungen des 
Königs. Bismard hat in den oben erwähnten Telegrammen an Golg vom 
14. und 15. Juli die Meinung ausgefprochen, Daß neben der Gründung eines 
Norddeutfchen Bundes und der Erwerbung der Elbhergogtümer entweder die 
Einverleibung von ganz Hannover und Kurheflen, oder von ganz Sachen, 
Kurheffen und dem weftlichen Teil Hannovers ein genügendes Nefultat des 
Krieges fein werde. Außerdem befteht er noch auf der Erwerbung von Öfter; 
reichifch-Schlefien; am liebften ift ihm die Annerion von Kuchefien und Han⸗ 
nover, Aus den Telegrammen felbft läßt fich nichts darüber erfehen, ob er mit 
dem König inzwifchen noch einmal über diefe Fragen gefprochen hat, und ob 
diefer feine Zuftimmung zu der hier ffizzierten Ausdehnung der Annerionen 
vorher erteilt hat. Die weiteren Ereigniffe werden es ung jedoch wahrfcheinlich 
machen, daß dies nicht der Fall gemwefen ift. Offenbar zieht Bismard hier be; 
reits die Annerion ganzer Länder der Einverleibung einzelner Stüde ver; 
fehiedener Länder vor; und wenn er Kurheſſen auf jeden Fall und Hannover 
lieber als Sachfen anneftieren will, fo werden wir den Grund dafür, abge; 
ſehen von dem Widerftreben Frankreichs gegen die Einverleibung Sachſens 
darin zu fuchen haben, daß auf diefe Art fein Wunſch nach einem gefchloffenen 
Staatsgebiet am vollftändigften befriedigt werden konnte. Er verwirft aber 
weder prinzipiell die Teilannerionen, noch befteht er darauf, daß von Oſter⸗ 
reich gar nichts verlangt werde. 

Gleich nach Benedettis Abreife gelangte am ı5. mittags das erſte Tele, 
gramm von Golg vom ıı. Juli in Bismards Hände! Es war, wie wir 
ung erinnern, abgefchiekt, bevor Golß die Inftruftion vom 9., aber nachdem er 
bereits dag Telegramm vom ıo. Juli erhalten hatte, und gab nur Nachricht 
von der erften vorläufigen Befprechung, in welcher die einzelnen Bedingungen 
noch nicht diskutiert worden waren. Aber ſchon diefer Bericht erweckte offenz 
bar bei Bismard die Vorftellung, daß Golg in Paris zu zaghaft aufträte und 
fih durch die Drohung mit einer Wendung Frankreichs gegen Preußen zu 
ſtark einfchüchtern laffe, denn er teilte ihm telegraphiſch mit, daß eine Annähe⸗ 
rung Rußlands und Englands an Preußen fühlbar feizer wies auf Symptome 
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39* 


612 Bismards Telegramm vom 15. Juli, 


aus bayrifchen und badifhen Truppen Hin, bei franzöfifcher Einmifhung zu 
Preußen übergehen zu wollen, und wedte die Reminiszenz an die Sachfen bet 
Leipzig. Fortſchritt und Demokratie feien in Preußen zu jedem Opfer für einen. 
Krieg gegen Frankreich bereit, und es erfcheine die volle Entzündung des na⸗ 
tionalen Geiftes gegen folche Eventualität tunlich. Dies alles fei für Goltz 
perfönlich beftimmt, behufs Feftigfeit gegen Drohung. Bezüglich der Bedinz 
gungen fprach fih Bismard jet etwas abweichend von dem, was er kurz vor⸗ 
ber gefagt hatte, aus. Bekomme man Heflen und entweder Hannover oder 
Sachfen oder die Hälfte von jedem der beiden leßten, und eine Grenzregulies 
rung gegen Sſterreich, deren Gefamtergebnis geringer als Öfterreichifchz 
Schleſien fein könne, und den Norddentfchen Bund, fo könne der Friede in. 
24 Stunden abgefhlofien fein!, und zwar ausschließlich durch franzöſiſche Verz 
mittlung. Wolle Frankreich, ftatt die Pflichten der übernommenen Mediation 
zu erfüllen, Preußen an England und Rußland vermweifen, fo fei der direfte 
Meg dahin kürzer und offen. Von den Elbherzogtümern hielt er es für richtig, 
gar nicht zu fprechen, fondern Preußens Befis als felbftverftändlich vorausz 
zuſetzen. 

Daraus erhellt unzweifelhaft, daß Bismarck die Gefahr eines franzöſiſchen 
Krieges nicht als ſo nahe bevorſtehend anſah, wie Goltz, und ſich von feſtem 
Auftreten gegen Napoleon mehr verſprach, als von Nachgiebigkeit.“ Er rechnet 
durchaus auf eine Verftändigung mit ihm. Ebenſo fieht man daraus, daß der 
Umfang der Annerionen bei ihm noch nicht ganz feftffeht; nur einen unge⸗ 
fähren Gefamtbetrag hat er vor Augen, der aber durch die Summierung 
verfchiedener Einzelpoften erreicht werden kann. Gegen die feilweife Anz 
nerion von Sachfen und Hannover zeigt er Feine prinzipielle Abneigung, wenn 
es ihm auch offenbar lieber wäre, eines diefer Länder ganz zu befommen. Kurz 
heſſen ſcheint er auf jeden Fall ganz für Preußen behalten zu wollen. Der Ges 
famtumfang bleibt hinter dem, was fpäter erlangt wurde, noch etwas, wenn 


Es ift bemerkenswert, daß Bismard hier feinen Vorbehalt in betreff Italiens macht, 
deffen Zuftimmung doch offenbar in 24 Stunden nicht zu befchaffen gewefen wäre, 

® Anders Sybel 274f. Nah ihm foll Bismard gerade infolge diefer Nachrichten von 
Goltz die Verftändigung mit Frankreich als problematifch betrachtet und deshalb die Sendung, 
Herrings nah Wien in die Wege geleitet haben. Über die legtere Frage f. oben ©. 604 Anm. ı. 
Auch Lenz 79 und beſonders 102 u. 106 f. überſchätzt die Beforgnis Bismarcks vor Napoleon. 
Daß der Kaifer feit dem 11. Juli jeden Gedanten an feindliches Auftreten gegen Preußen 
und Jtalien aufgegegeben hatte, konnte er freilich nicht wiffen; aber auch für den Fall, daß 
Napoleon mit Krieg drohen würde, wollte Bismard nie über das am 9. Juli aufgeftellte und 
in den Befprehungen mit Benederti noch näher umfchriebene Minimalprogramm hinaus 
Augefländniffe an Frankreich machen. Auch fpäter fürchtete er fih weniger vor Napoleon, 
ald davor, daß Öfterreih nachher den Bedingungen eine andere Auslegung gebe wie Preußen, 
daß dann die Berhandlungen ſcheitern fönnten und die durch den Waffenftillftand für weiteres: 
Dordringen verlorene Zeit der Erholung Hfterreihs zugute lommen werde, 





Bismards Telegramm vom 16. Juli. 613 


auch nicht ſehr viel, zurüd. Dies Telegramm ift am 15. Juli abgefchidt, aber 
erft am 16. Juli vom König genehmigt worden. Wir werden demnach anzu⸗ 
nehmen haben, daß es von Bismard ohne vorherige Beſprechung mit dem 
König abgefaßt und diefem erft einen Tag, nachdem e8 erpediert war, nach⸗ 
träglich zur Genehmigung vorgelegt worden ift. Es muß demnach am 16. Juli 
eine Beratung zwifchen Bismard und dem König flattgefunden haben. 

Vorher war, noch am ı5. Juli, die erſte Depefche von Goltz vom 13. Juli 
eingetroffen; fie war jedoch wegen Verffümmelung des Tertes nicht ganz ver⸗ 
ſtändlich.! Wie wir wiffen, enthielt fie nur die allgemeine Angabe, daß Goltz 
die Gewißheit erlangt habe, man werde fih mit dem Kaiſer verftändigen 
können, wenn man fofortigen Waffenftillftand bewillige. Diefer Sag muß 
immerhin lesbar gewefen fein, da Bismard am 16. Juli mit Genehmigung 
des Königs — alfo nach der oben erwähnten Befprehung — telegraphifch ant⸗ 
wortete?, man fei bereit, wenn Napoleon fich die preußifchen Bedingungen an; 
eigne und fie nach Wien empfehlen wolle, den Waffenftillftand fofort abzu⸗ 
fchließen. Geldentfchädigungen von Süddeutſchland werde man auch fordern 
dürfen; auf Hanau und Fulda würde Preußen gegen Stüde von Naffau und 
Darmftadt verzichten können, fo daß fich durch den Kompler Hanau, Naſſau, 
Frankfurt, Teil von Oberheffen eine Ausgleihung finden laffe, die eine 
Trennung zwifchen Nord und Süd herftelle.? 

Vergleicht man diefe vor der Abfendung vom König genehmigte Anwei⸗ 
fung mit derjenigen vom vorigen Tage, fo nimmt man eine erhebliche Vers 
ſchiedenheit in der Zufammenfegung der Annerionen wahr. Auch Kucheflen 
ſollte jegt zum Teil beftehen bleiben, und der dadurch für Preußen entftehende 
Berluft duch Stüde von Naſſau und Oberhefien ausgeglichen werden. Ob 
die übrig bleibenden Nefte von Kurheffen, Naſſau und Oberhefien mit Frank; 
furt! zu einem Staate vereinigt werden follen, oder ob man fie unter die big, 
herigen Herrfcher dieſer Gebiete verteilen will, ift nicht deutlich; klar ift nur, daß 
man fich einen guten Eindrud auf Napoleon davon verfpricht, wenn zwifchen 
dem preußifchen Gebiet und dem Main felbfländige, wenn auch natürlich dem 
Norddeutfhen Bunde angegliederte Gebiete beftehen bleiben. 

Man wird wohl nicht irren, wenn man aus diefer Verfchiedenheit den 
Schluß zieht, daß der König mit der ihm nachträglich vorgelegten Depefche 
vom 15. Juli nicht ganz einverſtanden gemwefen ift, und feine Genehmigung 
dazu nur unter der Bedingung gegeben hat, daß jene nachträgliche Korrektur 





ı Nach Angabe Bismards in feinem Tel, an Goltz v. 16. Juli. 

2 Vom Könige genehmigtes Tel. v. 16. Juli, 

3 Wieder gefchieht der Zuftimmung Stalieng keine Erwähnung. 

* Sranffurt wird hier überhaupt zum erſten Male erwähnt; es bleibt aber noch unklar, 
ob es Preußen oder einem neuzubildenden Cheflifhen?) Staate eingefügt werden foll. 
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an den aufgeftellten Forderungen vorgenommen werde, Die viel fchärfere 
Betonung der Teilannerionen in dem fpäteren Telegramm dürfte alfo den 
Wünfhen des Königs entfprochen haben. 

Zur Ergänzung und Erläuterung des Telegramms vom 16. Juli dient eine 
gleichzeitig abgefandte Depefche an Werther, die zur Mitteilung nach Peters; 
burg beftimmet war.! Hier heißt es über die preußifchen Forderungen: Bon 
fterreich begehre man feine weitere Abtretung als eine Grenzregulierung in 
Schleſien. Aber man bedürfe einer geficherteren Stellung in Norddeutſchland 
duch Herftellung des territorialen Zufammenhangs durch Territorialerwerb 
und eine fefte militärifche Organifation. Preußen müffe diejenigen, die ihm 
feindlich gegenübergeftanden hätten, anders behandeln als feine Freunde. Die 
nah Paris geftellte Marimalforderung begreife die Annerion der feind— 
lihen Länder bis zur bayrifhen Grenze und Mainmündung nebft Kriegs; 
foften von Süddentfhland. Gegen Herren Benedetti habe Bismard mündlich 
angedeutet, daß Preußen mit je der Hälfte von Sachfen und Hannover und 
mit Kurheſſen ohne Hanau zufrieden wäre. Diefer wolle jedoch lieber Hannover 
ganz und von Sachen nichts als Kriegsentfhädigung gewähren. In bezug 
auf den Kompler Hanau, Naffau, Frankfurt, Oberheffen werde fich eine Aus; 
gleichung finden laffen, die eine Trennung zwifchen Nord und Süddeutſchland 
herftelle und den Sympathien Rußlands für Darmfladt Rechnung frage. 

Bismard erhält hier alfo die alte Marimalforderung vom 9. Juli noch 
aufrecht; die Minimalforderung erfcheint höher als damals und in dem gleiz 
chen Sinne, den wir aus den legten Depefchen fennen, genauer prägifiert. In 
den Telegrammen an Goltz ift alſo die Marimalforderung nur deswegen 
übergangen, weil fie ihm befannt ift und feine Änderung erfährt; nur die 
Modifikationen der Mindeftforderung werden ihm mitgeteilt. Er foll natürlich 
trotzdem verfuchen, Zugeftändniffe zu erlangen, die dem Marimum möglichft 
nahe fommen. 

Bon Intereſſe ift e8 auch, daß in dem Konzept zu dem Telegramm an Wer; 
ther urfprünglich gefagt war, diejenigen, die fein Land abträten, würden bes 
deutende Kriegstoften zahlen müffen ; Kurheffen fei Bedürfnis der Verbindung 
zwifchen beiden Teilen der Monarchie; auch Hannover hätte man ein Necht 
zu fordern; man könne ſich aber mit Oftfriesland und Osnabrüd, welch 
letzteres ebenfalls als Verbindung wichtig fei?, begnügen, wenn durch den Er; 
werb von Sachfen die preußifche Grenze aus der Nähe der Hauptftadt weg nach 
bem Gebirge hin verlegt werde. Die Wichtigkeit dieſes Beſitzes habe der Feld; 
sug gezeigt; Preußen könne die Mittelftaaten in Norddeutfchland keinesfalls 
fo groß laffen, daß die ernfte Gefahr, die Diesmal gedroht habe, im Rüden und 

+ Bismard an Merther für Redern in Petersburg 16. Juli. 

» Nämlich pwiſchen Oftfriesland und Weſtfalen. 
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Herzen feiner Landesteile fich wiederhole. Durch alle diefe Erwerbungen reiche 
es noch lange nicht an Öfterreichs Fläche und Bevölkerung; feine Stellung 
werde immer nur defenfio ſtark werden. Die Heinen Staaten in Norddeutfch- 
land feien wenig hinderlich, wenn ein feftorganifiertes Bündnis beftehe, und 
daneben ein freies Verhältnis zu Süddeutſchland und Öfterreich. Aus Bene; 
dettis Äußerungen habe Bismard entnommen, daß man in Paris wegen 
Heſſen und Hannover weniger Schwierigfeiten machen würde; für den Erwerb 
von Sachfen glaube man Rußland günftig. 

Das erſte Konzept diefes Telegramms iſt vom 15. Juli datiert; wir dürfen 
daher annehmen, daß die Änderung des Tertes auch hier eine Folge der Konz 
ferenz mit dem König gemwefen ift. Auch ift in der endgültigen Faffung die 
Stelle, welche eine Teilung Kurheſſens, Naffaus und Oberheffens in Ausficht 
nimmt, gegenüber dem erften Entwurf neu hinzugefommen; dies beftätigt 
unfere Vermutung, daß fie einem Wunfche des Königs ihre Entftehung ver; 
dankt. Auch wird in der erſten Faffıng ganz Sachfen gefordert, und die Tei; 
lung Hannovers nur widerftrebend und wenn es nicht anders geht, zugeftanden. 
Im endgültigen Tert dagegen ift von je der Hälfte Sachfens und Hannovers 
die Rede, Es fcheint alfo in der Tat eine Meinungsverfchiedenheit Darüber 
fiattgefunden zu haben, ob die Vollannerion einzelner Länder, die Bismard 
vertrat, oder die Teilannerion von Stüden aller norddeutſchen Staaten, die 
der König wünfchte, vorzuziehen fei. Die Motivierung der Forderungen mit 
der Notwendigkeit eines gefchloffenen Staatsgebietes und der Schädlichkeit zu 
mächtiger Bundesglieder ift uns bereits befannt. Endlich wird bei der Aus⸗ 
wahl auf die Wünfche Franfreihs und Rußlands Rüdficht genommen; im 
erften Konzept foll fogar der Verfuch gemacht werden, Rußland für die 
ausdrüdliche Bilfigung der Annerion ganz Sachfeng zu gewinnen, woraus fich 
Frankreich gegenüber hätte Kapital fchlagen laffen. Indeflen wird Bismard 
fich gefagt haben, daß Rußland hierauf fehwerlich eingehen werde. Zu Süd⸗ 
deutfchland und Öfterreich wird ein Ioferes Verhältnis ins Auge gefaßt, ganz 
wie in dem Neformprogramm vom 10. Juni und in der Aufzeichnung des 
Königs vom 5. Juli. 

In der Konferenz vom 16. Juli hat offenbar auch das Telegramm des 
Grafen Golg vom ıı. Juli eine Role gefpielt, dag, wie ſchon früher erwähnt 
wurde, am ı5. Juli in Brünn eingetroffen war.! Zu der Stelle, wo Golg mit; 
teilt, Napoleon wolle wiffen, ob Preußen bei Empfehlung feiner Bedinz 
gungen durch den Kaifer in Wien, fofort Waffenftillftand fchließen wolle und zu 
dem Vorbehalt, daß dabei gewiſſe militärifhe Bedingungen geftellt werden 
müßten, finden fich zuftimmende Bemerkungen des Königs. Wo davon die 
Rede ift, daß bis zum Abfchluß des Stillftandes militärifch nicht weiter vor; 

16, oben ©, 574, 578 und 611. 
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gegangen werden folle, hat der König ein YAusrufungszeichen gemacht; am 
Schluß aber, wo Golg betont, daß feines Erachtens im Ausſchluß Öfterreichs 
alles liege, hat König Wilhelm zugeftimmet, aber zugleich feiner Meinung Aus; 
druck gegeben, daß dafür auf Napoleons Zuffimmung nicht zu rechnen fei. 
Es ſcheint alfo, als habe der König nach den bisherigen Berichten von Goltz 
den Eindrud gehabt, daß der förmliche Ausſchluß Öfterreichs aus dem neuen 
Deutfchland bei Napoleon auf Widerfpruch floßen werde. Auch über diefe 
Frage wird alfo am 16. Juli gefprochen worden fein. 

Faffen wir alles zufammen, was ſich aus diefen freilich immerhin nur un, 
fiheren Anzeichen ſchließen läßt, fo ergibt fich als wahrfcheinlich, daß Bismard 
mehr auf der vollen Annerion einzelner gegnerifcher Gebiete beftanden 
hat, während der König es vorzog, alle diefe Länder, wenn auch mehr oder 
minder ſtark verkleinert, beftehen zu laffen. Einig waren fie darin, daß die Aus⸗ 
wahl der Gebiete fo getroffen werden müſſe, daß ein gefchloffenes preußifches 
Staatsgebiet entftehe. Anfprüche des Königs auf ſüddeutſche Gebietsteile 
treten hier fo wenig, wie in feinen früheren Kundgebungen hervor; vielmehr 
leiftet der König, indem er die Depefche genehmigt, die jene norddeutfchen Erz 
werbungen für genügend erklärt, ausdrüdlich auf folche Verzicht. Er hält den 
Ausſchluß Öfterreichs für wichtig, aber ſchwer erreichbar. An einer Landab⸗ 
tretung Öfterteihs hält er feft.! Ferner muß der König, da er fih damit 
einverftanden erflärt, daß wenigftens eventuell Hannover oder Sachfen ganz 
einverleibt werden follen, fein prinzipielles Widerftreben gegen VBollannerionen 
wenigfteng infoweit aufgegeben haben, als er fie als eine annehmbare, wenn 
auch vielleicht nicht als die wünfchenswertefte Löfung geltenließ. Wahrfcheinlich 
rechnete er noch immer damit, daß Napoleon fo viel nicht zugeftehen werde. 
Am liebften würde e8 ihm wohl gemwefen fein, wenn Preußen das nördliche Kurz 
beffen mit den angrenzenden Stüden von Naffau und Oberheffen, das weft; 
liche Hannover, die Hälfte von Sachfen und Öſterreichiſch⸗Schleſien hätte bes 
fommen können. Hierbei hat auch gewiß der Wunfch mitgefprochen, wenigftens 
alle norddeutfchen Gegner in gleicher Weife durch Landabtretungen zu 
beftrafen, während die füddentfchen mit Kontributionen davon fommen 
follten. 

Wann die zweite von Goltz am 13. Juli abgefandte Depefche in die Hände 
Bismards gelangt ift, läßt fich leider nicht genau feftftellen; da Bismards 





Stoſch gegenüber erflärte Bismard ſchon am 16. Juli vormittags, offenbar vor der 
Unterredung mit dem König, daß feines Erachtens keine Gebietsabtretung von Öfterreich 
gefordert werden bürfe. Dem entfpricht es, daß er in feiner Bormulierung der Depefche vom 
15. Juli nur von einer Grenzregulierung fpricht, die geringer fein Fönne als Öfterreichifch, 
Schleſſen. Dffenbar war er auch damit hinter den Wünſchen des Königs zurüdgeblieben, 
ba nachher immer wieder von Oſterreichiſch⸗Schleſien ohne Einfhräntung die Nede ift, 
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oben erwähntes Antworttelegramm nur auf die erfte Bezug nimmt, muß die 
zweite wohl erft fpäter angefommen fein. Am 17. Juli hat fie fich jedenfalls 
auch in Bismards Händen befunden; denn an diefem Tage mittags 2 Uhr 
25 Minuten teilte er an Goltz telegraphifch mit!, daß General Moltfe und er 
nach Lage der Dinge in Paris darüber einig feien, nicht nach Wien zu gehen, 
und hofften, die Genehmigung des Königs hierzu zu erlangen. Vordringen 
bis an die Donau, oberhalb oder unterhalb Wiens, unter Bedrohung diefer 
Hauptſtadt werde aber unentbehrlich fein, wenn die durch Hoffnung auf fran; 
zöfifche Hilfe neu gefräftigte Neigung Kaifer Franz Jofefs zur Fortführung 
des Krieges überwunden werden folle. Da hier ausdrüdlich auf die Lage in 
Paris Bezug genommen wird, muß Bismard damals bereits die zweite De; 
pefche vom 13. Juli gefannt haben, worin Goltz fagt, daß Napoleon gegen das 
Verfprechen eines Waffenftillftandes und fofortigen Innehaltens mit allen 
militärifchen Bewegungen nach Wien die vereinbarten Bedingungen Öfter; 
reich zur Annahme empfehlen wolle. 

An demfelben Tage gelangte auch der ausführliche Bericht vom 11. Juli ing 
Hauptquartier, der, wie wir wiffen, die Unterredung genauer fhilderte, die 
Golg vor dem Eintreffen der Inftruftion vom 9. Juli mit Napoleon gehabt 
hatte. Diefen Bericht hat Bismard mit einigen intereffanten Randbemerkun⸗ 
gen verfehen.? Er ſchickte fofort eine telegraphifche Antwort an den Gefandten 
aba, worin es heißt: „Ich kann dem Ausfchluffe Öfterreich8 aus dem Bunde 
das Hauptgewicht in der augenblidlichen Lage nicht beilegen.5 Diefer Aus; 
ſchluß ergibt fich von ſelbſt; der Bund ift faktifch und moralifch befeitigt und 
feine Macht in Europa fann ung zwingen, Mitglied eines neuen öſterreichi⸗ 
ſchen Bundes zu werden. Frankreichs Bedürfnis ift, daß in dem neu zu flifz 
tenden Bunde Süddeutfchland von der Herefchaft, welche Preußen in Nord- 
deutfchland erſtrebt, freibleibe; dies zugufichern find wir bereit. Wir können 
das Verhältnis zu Süddeutfhland ganz löfen, oder das alte erfahrungs; 





1 gel, v. 17. Juli, angefommen in Paris 18. Juli, 

2 Nach Bismards Angabe an Golg im Telegramm v. 17. Juli. Am 17. früh traf auch ein 
weiteres Telegramm von Golß, betreffend Bayerns Haltung, ein. 

: &, oben S. 576 f. Er ift am 18. und 19. Juli zum Vortrag beim König mitgenommen 
worden, 

* Tel, v. 17. Juli (f. Anm. 1). Er ift vor Empfang der franzöfifhen Friedensbaſis vom 
14. Juli abgefchict, was Sybel 279 nicht beachtet, indem er die Reihenfolge der Telegramme 
umkehrt. 

5 Natürlich ſoll dies nicht bedeuten, daß Bismarck dieſe Forderung etwa für bedeutungslos 
anfehe und auf ihre Hare Bewilligung feinen Wert lege. Er fagt in einem Erlaß an Golg 
vom 24. Juli ausdrüdlich, daß er den Gewinn der Zuftimmung Frankreichs zu diefer Fordes 
rung und die Abwendung einer franzöfifchen aktiven Einmifhung durch Gol& feineswegs 
gering anfchlage; aber er ift damit allein nicht zufrieden, Hält die Annerionen für noch wichtiger. 
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mäßig haltlofe Bundesverhältnis mit Süddeutſchland ohne Öfterreich herz 
fiellen.! Die Hauptfache ift ung im gegenwärtigen Augenblide die Anz 
nerion von drei bis vier Millionen norddentfher Einwohner. Das übrige 
findet fich auf dem Wege des Parlaments und ift überhaupt mehr innere 
deutfche Angelegenheit, bezüglich deren wir aber Frankreich die bindende Zu; 
fiherung unferer Enthaltfamteit in betreff Süddeutfchlands geben fünnen. 
€, €, felber fagen am Schluß des Berichts, dergleichen Annerionen würden in 
Paris lieber gefehen werden. Bon Benedetti Habe ich denfelben Eindrud. Den 
Gedanken zweier Parlamente, eines ſüd⸗ und eines norddeutfhen, möchte ich, 
wie ih €. E. fhon in meiner Information andeutete, nicht unter allen Um; 
ftänden von der Hand weifen. Die Feftigfeit unferer Macht in Norddeutſchland 
gewinnt durch die räumliche Einfchränfung, und können die fünftigen Ber 
siehungen zum Süden der Zukunft überlaffen bleiben.“ Sobald hierfür die 
Zufimmung Öfterreihs oder auch nur Frankreichs gefichert fei, werde der 
König zu einem Waffenftillftand unter den nötigen militärifchen Voraus; 
feßungen bereit fein, und auch in Florenz empfehlen, daß Stalien dem zu⸗ 
flimmen möge. 

Zufammen mit den erwähnten Randbemerkungen zeigt diefe Antwort, daß 
Bismard die Bildung eines rheinischen Pufferfiaates ebenfo unrichtig fand, wie 
das von Goltz hinzugefügte Erbieten zu einer Abtretung deutfcher Landesteile 
an Sranfreich; er fah darin eine direkte Überfchreitung der dem Gefandten erteil; 
ten Vollmacht. Für weit wichtiger, als den ausdrüdlichen Ausfchluß Öfter; 


: Daß in diefen Äußerungen nicht, wie Thimme 436 meint, eine neue Änderung von 
Bismards Programm liegt, dürften meine Ausführungen wohl gezeigt haben. Es war 
immer der alte in den verfhiedenften Variationen wiederkehrende Grundgedante, 

»Lenz 127 wirft die Frage auf, ob wohl die fpäter anneftierten Gebiete gemeint feien. 
Nach der Zählung von 1864 hatten Hannover ı 923 492, Kurheſſen 745 063, Naffau 468 311, 
Franffurt gı 180 Einwohner, zufammen 3 228 046 Einwohner, mit Oberheffen, das ja 
auch begehrt wurde (289 484 Einw.) 3 517 530 Einwohner. Die am Tage vorher von Biss 
mard ins Auge gefaßten Möglichkeiten umfaffen: Kurheſſen ganz 745 063, Hannover ganz 
1 923 492, jufammen 2 668 555; oder Kurheſſen 745 063 und Sachfen 2 343 994, zuſammen 
3 089 057 €,, bei Halbierung der beiden größeren Länder etwas weniger, dazu noch Öſter⸗ 
reichiſch⸗ſchleſien (Zählung 1857: 443 912 E,), alfo auch in jedem Fall etwas über 3 Millionen. 
Dffenbar follten alle diefe Möglichkeiten vorbehalten bleiben. Das am 9. Juli gefors 
berte Marimum (Sachfen, Hannover, Kurheffen, Oberheffen, Naffau) umfaßt 5770344 
Einw. (mit ÖfterreihifhsSchlefien 6214256). Die Meinung Thimmes (445 f.), daß aus 
dieſer Zahl zu folgern fei, man habe auf Sachſen ſchon verzichtet gehabt, iſt fiher unrichtig. 
Zum Vergleih fei noch erwähnt, daß Venetien nach der Zählung von 1857 2 446 056 Eins 
mwohner hatte, 

’ Dur das von Goltz gemahte Angebot fah fih Bismard veranlaßt, fi über den 
Unterfhied der franzöflfhsbeutfhen Grenzen von 1814 und 1815 genau zu informieren; 
er reflamierte telegraphifch (17. Juli) von Werther eine Karte der Rheinprovinz mit den alten 
Orenzen, fie wurde am 19. Jull abgefchidt, 
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reichg, hielt er die Annerionen; deren Gefamtumfang bezeichnet er hier durch 
ungefähre Angabe der Bevölkerungsziffer; mehr fonnte er nicht tun, ohne gez 
nauer darüber unterrichtet zu fein, wie Napoleon den ganzen Gedanfen auf; 
genommen habe. Die Forderung bleibt hinter dem urfprünglich aufgeftellten 
Marimum erheblich zurüd, überfchreitet aber jedenfalls das noch am ı2. Juli 
als ausreichend erachtete Minimum, während fie fih mit den am 16. Juli 
firierten Wünfchen ungefähr dedf. 

Das Verhältnis zu Süddeutfhland wird hier zum erfien Mal etwas ge; 
nauer erörtert. Auf ein gemeinfames Parlament wird definitiv verzichtet!, 
aber die Möglichkeit einer Beibehaltung des alten Bundesverhältniffes, alfo 
auch eines gemeinfamen Bundestags und der gegenfeitigen Schußverpflich- 
tung gegen das Yusland, offen gehalten. Bismard legt diefer Möglichkeit 
allerdings nur geringen Wert bei und hat feine erheblichen Bedenken da; 
gegen, eine völlige Selbftändigfeit Süddeutſchlands zuzugeftehen. Er wieder; 
holt dabei feine ung ſchon befannte Anfhauung, daß die räumliche Beſchrän⸗ 
fung auf Norddeutfchland es geftatten werde, die preußifche Hegemonie in 
dem neuen Bunde (er fpricht fogar von einer „Herrfchaft”) fefter auszuge⸗ 
falten. Daß hierin aber fein definitiver Verzicht auf die Gefamteinigung 
liegen follte, läßt fich aus zwei Wendungen des Telegramms fohließen. Big; 
mard behält die Regelung der künftigen Beziehungen ausdrüdlich der Zukunft 
vor und fpricht davon, daß die Annerionen nur im gegenwärtigen Augen; 
blide die Hauptfache feien, indem er diefe Worte noch durch Unterftreis 
hung hervorhebt. Für einen fpäteren Zeitpunft faßt er alfo die Erweiterung 
des Norddeutfchen zum deutfchen Bunde als möglich ins Auge. Die Selb; 
ftändigfeit Süddeutſchlands foll nur in einer Form bewilligt werden, daß für 
die Zukunft alle Möglichkeiten offen bleiben.” Endlich rechnet er beſtimmt 
darauf, daß es Goltz gelingen werde, die Zuſtimmung des Kaifers zu den Anz 
nerionen zu erlangen. 

Auch diefes Telegramm ift nach einer Notiz Abekens auf dem Konzept vom 
König genehmigt worden; e8 braucht aber feine befondere Konferenz darüber 
ftattgefunden zu haben, da neue prinzipielle Gefichtspunfte darin nicht her; 
vortreten; vermutlich ift der Entwurf dem König nur durch Abeken vorge⸗ 
fragen worden, da ja Bismard gerade in diefen Tagen franf war. 

Erft am Abend des 17. Zuli und nach Abgang des eben erwähnten Tele; 





ı Indem Bismard fagt, daß er dies in feiner Infteuftion vom 9. Juli ſchon angedeutet 
babe, beftätigt er die Deutung, die wir diefem Afktenftüd gegeben haben. 

2 An diefelbe Richtung deutet der Umſtand, daß Bismard auch in dem oben (S. 573) zitierten 
Briefe des Prinzen Neuß vom ı2. Juli an der Stelle, wo diefer fagt, er habe Napoleon ver; 
fihert, daß Preußen Süddeutfchland niemals in feine Machtfphäre ziehen würde, ein Frage⸗ 
zeichen an den Rand gefest hat. 
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gramms traf im Haupfquartier die von Golg am 14. Juli abgefandte De; 
peſche ein, welche die franzöfifchen Friedensvorſchläge enthielt.“ Daß die Ne; 
daftion von Golg felbft herrühre, war in dem Telegramm noch nicht gefagt, 
nur die oben ſchon erwähnten beiden Eurzen erläuternden Bemerkungen wegen 
der Kriegskoften und der Annerionen waren dem Terte des Programms bei; 
gefügt.? 

Bismard war ſchwer enttäufeht, daß von der Gebiefsvergrößerung 
Preußens, die ſowohl er felbft als der König für unerläßlich hielten, in dem 
franzöfifhen Vorfhlag mit feinem Wort die Rede war. Die Erläuterung 
von Gols, daß Annerionen nicht ausgefhloffen feien, fonnte feine aus; 
reichende Sicherheit bieten, zumal fich nicht einmal genau erfehen ließ, ob fie 
vom Kaifer felbft herrühre. 

Seine erfte Überlegung wird gewefen fein, ob man diefe Friedensgrundlage 
nicht auf jede Gefahr hin ganz zurückweiſen müſſe; daß fie für einen Frieden 
nicht ausreiche, ftand ihm völlig feft, aber, um Napoleon nicht ohne Not zu 
verlegen, fhien es ihm möglich, feinen Vorfihlag als Grundlage für einen 
Stillftand anzunehmen; denn die Worte von Golß liegen ja noch die Mög; 
lichkeit offen, daß der Kaifer durch eine beföndere Erläuterung auch die Anz 
nerionen nachträglich als zuläffig anerkennen würde; bevor nicht feftgeftellt 
war, ob dies nicht doch noch erreichbar fei, ſchien es ihm nicht ratfam, das 
Programm ganz zurücdzumeifen. Auch mag dabei der Gedanfe mitgeſpro— 
chen haben, daß Preußen fich in eine fehr ungünffige Lage verfege, wenn es den 


’ Bismard fagt in dem unten erwähnten Telegramm vom 18. Juli ausdrüdlich, daß die 
Depeſche erft nach Abgang der obigen eingetroffen fei. Sybel hat dies nicht beachtet, fondern 
die Reihenfolge der Bismardichen Telegramme vom 17. umgefehrt und das hier in Rede 
ftehende unrichtig (nach dem Konzept) auf den 17. anftatt auf den 18, datiert, Er erwedt 
dadurch die falfhe Vorftellung, als fei die Forderung einer Annerion von 3—4 Millionen 
Einwohnern erft durch das Eintreffen der franzöfifchen Friedensgrundlagen und das darin 
verlangte Zugeftändnis eines füddentfhen Bundes hervorgerufen worden, während fie vor 
deren Kenntnis abgefhidt war; diefe unrichtige Vorftellung wird noch dadurch verftärkt, 
daß Sybel die vorher abgefandten und Ähnliche Forderungen enthaltenden Telegramme 
vom 16. Juli gar nicht berüdfichtigt hat. Darauf ift es wohl hauptſächlich zurüdzuführen, daß 
fih die Meinung faft überall hat feftfegen können, es beftehe ein urfächlihes Verhältnis 
zwiſchen dem Verzicht auf Süddeutſchland und der großen Annerionsforderung, Nicht 
zutreffend ift auch die Darftellung bei Friedjung 2, 427, der von einer Steigerung der 
preußifhen Forderungen fpricht, nahdem man Frankreichs Schwäche kennen gelernt habe, 
Diefe Behauptung entfpringt aus feiner falfhen Interpretation des Erlaffes vom 9. Juli, 
indem er als deſſen eigentlihes Ziel die dort nur als Außerftenfalls zuläffiges Minimum 
aufgeftellten Forderungen anſieht. In Wahrheit bedeuten die Depefhen vom 16.—18. Juli 
nur eine beflimmtere Firierung der Forderung, die fih unter dem zuerft geforderten Maris 
mum, aber über dem anfängliben Minimum hält, 

’ Dal, über die von Bolt zu dem Briedensprogramm hinzugefügten Erläuterungen 
oben S. 583. 
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franzöſiſchen Vorſchlag ganz zurückweiſe, während Öfterreich ihn vielleicht 
fchon angenommen habe oder annehmen würde. Endlich fonnte man durch 
einen Vorbehalt in bezug auf die auch zu einem Stillftand notwendige Zu; 
fimmung Italiens die Möglichkeit zu weiterem Hinhalten gewinnen. So ent; 
warf Bismard noch am 17. Juli abends eine Antwort an Golg!, worin es 
heißen folfte, die übermittelten Vorſchläge feien als Friedensbaſis nicht aus; 
reichend; wohl aber könnten fie genügen, um in Florenz den Abſchluß eines 
Waffenſtillſtands zu empfehlen, unter der Vorausſetzung, daß Öfterreich das 
Programm annehme. Um eine derartige Erflärung Öfterreichs herbeizus 
führen, wolle man ſich 5 Tage der Feindfeligfeiten enthalten, und zwar von 
dem Zeitpunft an, wo Frankreich fein Einverffändnis mit diefer Abmachung 
befannt gegeben haben werde, Bei nochmaliger Erwägung hielt es Bismard 
für beffer, Golß gegenüber, obwohl ſchon in den früheren Depefchen auf die 
Wichtigkeit der Annerionsfrage hingewiefen war, diefe nochmals befonderg zu 
betonen. Er fügte dem Entwurf noch die Bemerkung bei, daß man, um 
Frieden zu fchließen, außerdem die Annerionen in Norddentfchland in Ge; 
mäßheit der geftrigen Depefche verlangen müfle.? Auch fege er voraus, Frank; 
reich werde in feine wohlwollende Neutralität zurücktreten, wenn Öfterreich 
da8 Programm ablehnen follte. Diefer Entwurf wurde am 18. Juli dem Kö; 
nig zur Genehmigung vorgelegt. Die Befprechungen über den Wortlaut 
sogen fich bis gegen Mittag hin?; um 4 Uhr ging es ab.! Es war noch aus; 
drüdlich Hinzugefügt, daß die früher geforderten Annerionen durch die Er; 
eigniffe eine Notwendigkeit geworden feien, wenn das preußifhe Volk bes 
friedigt werden ſolle. Man vermiffe in dem Programm jede Andeutung folz 
chen Erwerbs, finde ihm aber auch nicht ausgefchloffen. Um Frieden zu 
fchließen, müffe man ihn verlangen. Der Stillftand, den man fohon jegt zu bes 
willigen bereit fei, folle als abgelehnt gelten, wenn im Laufe der fünf Tage 
feine oder eine verneinende Antwort Öfterreichs auf die franzöfifhen Fries 
densoorfchläge erfolge; man rechne dann auf Fortdauer der wohlwollenden 





ı Entwurf v. 17. Juli, ©. folgende Anmerkung. 

2 Da hiermit nur Bismards Telegramm vom 17. Juli gemeint fein kann, dürfte diefer 
Zufaß von Bismard erſt am Morgen des 18. Juli dem am Abend vorher entworfenen Konz 
jepte zugefügt worden fein; jedenfalls wohl, bevor er zum Vortrag beim König mit dem 
Konzepte ging. Diefes von Bismard korrigierte Konzept hat Sybel 277 benutzt und es 
auf den 17. Juli datiert, obwohl es kaſſiert und durch das unten zu befprechende Telegramm 
vom 18, Juli 4 Uhr nahm. erfegt worden iſt. 

s Um 2 Uhr zo nahm. telegraphierte Bismard an Goltz, die vom König genehmigte, in die 
Hauptfache eingehende Antwort fei in Arbeit, um abzugehen. Es war alfo damals die Ges 
nehmigung des Inhalts erfolgt, die Feftftellung und Chiffrierung verzögerte die Abfendung 
bis 4 Uhr, 

* Tel, v. 18. Juli 4 Uhr nahm, 
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Neutralität Frankreichs. Nehme dagegen Öfterreich vor Ablauf der 5 Tage 
an, fo fei man bereit, fofortigen Abfchluß des Waffenftillftandes behufs Frie⸗ 
densverhandlung unter den notwendigen militärifchen Vorausſetzungen in 
Florenz zu empfehlen. Goltz follte geltend machen, daß Preußen diefes mili⸗ 
tärifch nachteilige Opfer von 5 Tagen nur bringe, um dem Kaifer gefällig zu 
fein. Zu feiner perfönlichen Information bemerfte Bismard, daß er die Ge; 
nehmigung des Königs zu diefem Entfhluß nur nach fehwierigen Diskuſſionen 
erlangt habe, da diefer an der Annerion des ganzen feindlichen Norddeutfch- 
lands fefthalte.! 

Aus diefen Angaben folgt mit Sicherheit, daß der König gegen die Ab- 
fendung der von Bismard entworfenen Antwort fohwere Bedenken gehabt 
hat, und daß der Abfendung des Telegramms erregte Debatten vorausge⸗ 
gangen find. Um was mag es fich dabei gehandelt Haben? 

Die Unterfohiede des Bismardichen Entwurfes und des endgültigen Tertes 
vermögen ung hierüber feinen genügenden Aufihluß zu geben. Es ift in dem 
legteren etwas fchärfer betont, daß Preußen auf einen Frieden, der ihm nicht 
die Annerionen fichere, einzugehen ablehne; aber der gleiche Grundgedanfe 
war doch auch fohon im Entwurf enthalten. Es ift ferner noch ausdrüdlich 
gefagt, daß man von Napoleon erwarte, er werde bei Ablehnung der franzdz 
fifhen Vorſchläge durch HÖfterreich in feiner für Preußen wohlwollenden 
Neutralität verharren; aber auch das war ja ſtets vorausgefegt worden. 
Eine gewiffe Verfhärfung liegt darin, daß Preußen nicht nur im Falle einer 
ablehnenden Antwort Öfterreichg, fondern auch bei dem Ausbleiben einer Ant; 
wort während der fünf Tage, fich jeder Verpflichtung zu weiteren Verhand⸗ 
lungen unter franzöfifcher Vermittelung entbunden wiffen wollte; aber auch 
das war doch fchließlich nicht von ausfchlaggebender Bedeutung. Es fünnen 
alfo nicht diefe Änderungen gemwefen fein, um die gefämpft worden ift, fondern 
der von Bismard ſchon vor der Beratung formulierte Vorſchlag felbft muß 
Gegenftand der Debatte gemwefen fein. Offenbar hat alfo der König die Vor—⸗ 
(hläge Napoleons als ungenügend nicht nur für den Frieden, fondern auch 
für den Abſchluß eines Stillftandes angefehen; er hat die fünftägige Frift zur 
Herbeiführung der öfterreichifhen und italienifchen Zuſtimmung nicht be; 
willigen wollen, folange nicht in dem der Verhandlung zugrunde zu legens 
den Programm ausdrüdlich die Berechtigung Preußens zu Annerionen in 
dem ung bereits befannten Umfang ausgefprochen fei. 

Es läßt fich nicht leugnen, daß die zu treffende Entfcheidung von großer Bes 
deutung war, GSelbft wenn Napoleon, den Andeutungen von Golg gemäß, 





pri In feinem fpäteren Erlaf vom 24. Juli fagt Bismard, daß der König feine Zuftimmung 
jur Annahme bes Programms, felbft mit Befchräntung auf den Stillftand, erft nach wieder, 
boltem Bortrage gegeben habe, 
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folde Annexionen als durch fein Programm nicht ausgefhloffen betrachtete, 
beftand doch nicht die geringfte Sicherheit, daß Öfterreich dasfelbe tun werde, 
da e8 felbft im Falle feiner Zuftimmung zu den Vorſchlägen Napoleons nur 
an das gebunden gemwefen fein würde, was mit Haren Worten darin fland, und 
nicht an eine Auslegung, die Preußen und Napoleon ihrerfeitg diefer Urkunde 
über den Wortlaut hinaus geben mochten. Stellte ſich aber beim Zufammen; 
tritt der Bevollmächtigten heraus, daß Öfterreich den Annerionen nicht zu; 
fimmen wolle, fo mußte die Verhandlung wieder abgebrochen und der 
Krieg fortgefegt werden, wenn Preußen entfchloffen war, auf diefer Forderung 
zu beftehen. Es wären in diefem Falle die fünf Tage der Waffenruhe und die 
zur Führung der Stilfffandsverhandlungen felbft erforderliche Zeit für die 
friegerifchen Operationen verloren gegangen; den Nuten davon hätte zweifel⸗ 
108 nicht Preußen fondern Öfterreich gehabt, das inzwifchen feine Verteidis 
gungsftellung verftärken fonnte. Nun war es aber außerdem noch zweifelhaft, 
ob Kaifer Napoleon fich überhaupt durch die gefprächsweife zu Golg getanen 
Äußerungen wirklich gebunden fühle. War dies nicht der Fall, und betrachtete 
er die Annerionen nicht als einen notwendigen und integrierenden Beſtandteil 
feines Friedensprogramms, fo fonnte er auch in einer etwaigen Ablehnung 
diefer Forderung durch Öfterreich Feine Zurückweifung feiner Vermittlungsvor; 
ſchläge fehen, behielt vielmehr die Möglichkeit, die Schuld für das Scheitern 
der Verhandlungen auf Preußen zu wälzen, da dieſes über dag zunächſt ange; 
nommene Programm hinausgehende Forderungen erhoben habe. Es konnte 
alfo gerade die Annahme der franzöfifchen Vorfchläge in der vorliegenden 
Geftalt die Folge haben, eine neue Verſtimmung zwifchen Preußen und 
Frankreich heraufzubeſchwören, und die unfichere und gefahrvolle Lage, in 
der man fich feit dem Hervortreten des Kaifers befand, noch zu verfchärfen. 

Dies alles fprach unzweifelhaft gegen Bismards Vorfchlag, das Programm 
als Grundlage des Stillſtands, wenn auch nicht des Friedens anzunehmen. 
Andererfeits ließ fich geltend machen, daß eine Weigerung, die franzöfifchen 
Punkte in diefer Geftalt überhaupt anzunehmen, von dem Kaifer als ein Ver; 
fchleppungsverfuch oder als eine direfte Brüsfierung aufgefaßt werden fünne; 
er fonnte dadurch leicht in eine Stimmung verfeßt werden, in welcher e8 der 
Kriegspartei an feinem Hofe vielleicht gelingen mochte, ihn weiter zu freiben, 
als er eigentlich gehen wollte. Nahm man dagegen feine Vorſchläge wenig: 
ſtens in der von Bismard befürworteten Form an, fo behielt man die Mög; 
lichkeit, bis zum eigentlichen Beginn der Verhandlung mit Öfterreich feine 
Zuffimmung zur Aufnahme der Annerionen unter die Friedensbedingungen 
noch nachträglich zu erlangen; nach den Mitteilungen von Golg erfchien 
dies nicht ausfichtslos. Außerdem gewann man auf diefe Art noch die 
Chance, daß vielleicht Öfterreich das Programm des Kaifers ablehne und 
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dadurch Preußen aus dem ganzen Dilemma befreie. Endlich war man 
durchaus berechtigt und verpflichtet, den Abſchluß eines fürmlichen Waf- 
fenftillftandes von der Zuffimmung Staliens abhängig zu machen; da man 
fehr wohl wußte, daß Stalien aus Gründen, von denen noch zu fprechen fein 
wird, fehr gerne bereit fein werde, diefe Verweigerung auszufprechen, fo bot 
fih ſchlimmſtenfalls, wenn nämlich Napoleon die nachträgliche Einfügung der 
Annerionen ablehnen follte, die Möglichkeit, auf diefe Art dem Beginn der 
Stillftandsverhandlungen auszumweichen und den Kampf fofort nach Ablauf 
der fünf Tage wieder zu beginnen. Man brauchte auf diefe Art feine andere 
Gefahr zu laufen, als eben diefe fünf Tage zu verlieren; auch hatten ja die 
militärifchen Führer ſchon früher erklärt, daß der Armee eine Ruhepaufe von 
einigen Tagen zur Erholung und zur Ergänzung des Kriegsmaterials nicht 
unwillfommen fein würde.! 

Dies mögen die Gründe gewefen fein, die man von beiden Seiten ing Feld 
führte, Sie wurden aber nicht zwifchen Bismard und dem König allein erz 
örtert, fondern es haben an den Beratungen des 18. Juli auch Moltfe und 
Roon teilgenommen. Wir befigen hierfür folgende Zeugniffe: Ein Telegramm 
des Grafen Ufedom aus Florenz vom 14. Juli, welches von franzöſiſchen Mitz 
teilungen über ein von Frankreich und Preußen vereinbartes Friedens; 
programm berichtete und den dringenden Wunfch der -Staliener nach Abs 
lehnung des Waffenftillftandes und Fortfegung des Krieges zum Ausdrud 
brachte, ift dem König vorgelegt worden und von ihm mit folgender Blei⸗ 
ftiftnotig verfehen worden: „Abefen wird Ihnen gefagt haben, daß alles, was 
in Paris gefchieht, nicht Ausführung_erhalten darf, bis Italien Kenntnis hat 
und Einverftändnis ausfpricht. Umftehendes Telegramm verlangt diefes 
Procede noch mehr; General von Moltfe und Roon müfjen Mitteilung des 
heutigen Telegramms von Paris erhalten.” Das vom König nicht näher 
bezeichnete Telegramm aus Paris kann kaum ein anderes gemwefen fein 
als dasjenige, welches Napoleons Friedensprogramm nebft den Erläus 
terungen von Goltz enthielt. Nur ein Telegramm von befonderer Wichz 
tigkeit fonnte ja den König auf den Gedanken bringen, daß auch feine be; 
beutendften militärifchen Ratgeber davon in Kenntnis gefeßt werden müßten. 

Ferner wiffen wir aus einer Mitteilung des königlichen Hausarchivs, daß 
nad) Angabe des Flügeladjutanten-Journals am 18. Juli in der Wohnung 
Bismards eine Befprehung zwifchen dem König und diefem fkattgefunden 
bat, „bei welchem fich auf Ullerhöchften Befehl auch der Kriegsminifter und der 
General von Moltke zur Konferenz eingefunden hatten“. Es kann demnach 





' &, oben ©. 599 nm. 1. EIN: 


’ 0. Lettow⸗Vorbed, Gefhichte des Krieges von 1866, Bd, 2, 2, Aufl, von R. v. 
Eämmerer &, 661, Anm. 
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wohl nicht bezweifelt werden, daß die beiden Generale zur Beratung der auf 
Napoleons Friedensprogramm zu erteilenden Antwort am 18. Juli zuge; 
z09en worden find. 

Da dies num zugleich die einzige Beratung ift, von der wir mit Beſtimmtheit 
wiffen, daß fie auf Bismards Zimmer abgehalten worden ift, fo werden wir 
faum zweifeln fönnen, daß wir e8 hier mit dem Kriegsrat zu tun haben, von 
dem Bismard in feinen Gedanken und Erinnerungen berichtet, und den er 
fälfchlich nach Nifolsburg und auf den 23. Juli verlegt. Auch die Angabe, daß 
feine Krankheit der Anlaß hierfür gemwefen fei, kann, wie ſchon Buſch nachge; 
wieſen hat, nur für den 18., nicht aber für den 23. Juli zutreffen.t Nach feiner 
Angabe hat Bismard hier die Überzeugung ausgefprochen, daß auf die öfter; 
teichifchen Bedingungen der Friede gefhloffen werden müſſe, ift aber damit 
allein geblieben. Als der König der militärifchen Mehrheit beigetreten fei, fei 
er, Bismard, ſchweigend aufgeftanden, in fein anftoßendes Schlafzimmer 
getreten und dort von einem Weinframpf erfaßt worden. Währenddeflen habe 
er gehört, wie im Nebenzimmer der Kriegsrat aufgebrochen ſei; er felbft habe 
dann die für den Friedensfhluß fprechenden Gründe in einer Denffchrift zu; 
fammengefaßt, von der er bemerkt, daß fie zum Teil bei Sybel.abgedrudk fei; 
an der Hand diefer Denkfchrift Habe er am folgenden Tage dem König die 
ganze Sachlage noch einmal erläuter? und für den Fall der Ablehnung feine 
Entlaffung gefordert; diefer habe troßdem nicht nachgeben wollen, und erft 
Durch das Eingreifen des Kronprinzen habe er fich beſtimmen laffen, in einer 
sehr ungnädigen Randentfcheidung feine Einwilligung zur Annahme der 
Bedingungen zu geben. 

Wenn diefer Kriegsrat bereits am 18. Juli und nicht erſt am 23. ſtattge⸗ 
funden hat, fo kann der darin aufgeftellte Zufammenhang zwifchen dem Aus; 
fall feiner Befchlüffe und der großen Denkſchrift Bismards vom 24. Juli nicht 
richtig fein. E8 wäre ja denkbar, daß Bismard am 18. Juli noch eine andere 
bisher unbekannt gebliebene Denkfchrift verfaßt hätte, und daß fih im Anz 
ſchluß an diefe die von ihm berichteten Ereigniffe fo, wie er fie erzählt, nur einige 
Tage früher, abgefpielt Hätten. Dies ift die Anficht von Buſch. Eine ſolche 
zweite Denkfchrift findet fich aber nicht vor; wäre fie aufgefeßt worden, 
fo müßte fie ebenfo gut wie die Nifolsburger Denffchrift vorhanden 
fein. Aber auch der zeitliche Verlauf der Dinge geffattet es nicht, die 
Abfaffung einer ſolchen Denkfchrift an diefem Tage anzunehmen, Wie wir 
aus dem oben mitgeteilten Telegramm? wiffen, waren die Beratungen am 
18, Juli mittags 2 Uhr bereits beendigt und die Genehmigung des Königs zu 
der von Bismard beantragten Antwort an Napoleon erteilt. Es bleibt dem; 

16. Buſch ©, 435f. 

2 ©, oben ©, 621, 
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nach feine Zeit für die Ausarbeitung einer größeren Denkfchrift nach dem 
Kriegsrat und für die übrigen Szenen, die fih daran angefchloffen haben 
ſollen. Auch das Eingreifen des Kronprinzen kann an diefem Tage nicht ſtatt⸗ 
gefunden haben, da diefer am 18. Juli gar nicht im Hauptquartier war, fonz 
dern erft am 20. dort einfraf.! 

Auch infofern ift Bismard im Irrtum, als er glaubt, e8 habe fich bei der 
damaligen Entfcheidung bereits um Annahme oder Ablehnung der endgültig 
von Öfterreich zugeftandenen Bedingungen gehandelt; in Wahrheit drehte fich 
der Streit um die Annahme oder Ablehnung des napoleonifhen Programms 
als Grundlage des Waffenftillfiands. Auch die Erwägungen, die Bismard 
im Anſchluß an feine Denkſchrift mündlich entwidelt Haben will, fönnen nicht 
auf diefe Beratung oder einen etwa noch hinterher dem König allein erſtatte⸗ 
ten Vortrag begogen werden; denn wir werden fehen, daß die Frage der gez 
nauen Abgrenzung der Annerionen, die ja bisher ſtets offen geblieben war, erft 
in den nächſten Tagen zur Entfoheidung gefommen ift. 

Auch der Bericht, den Bismard bereits im Dftober 1877 in einem Ge⸗ 
fpräch mit Morig Buſch über die Vorgänge in Nifolsburg gegeben hat?, tut 
eines Kriegsrats auf feinem Zimmer Erwähnung. Es foll fich dabei aber um 
die Frage gehandelt haben, ob der Feldzug weiter nach Ungarn hinein fortz 
zuſetzen fei oder nicht. Bismard will fich dagegen ausgefprochen haben, al 
ev fah, daß er nicht durchdringen werde, in feine Kammer gegangen fein, fich 
dort aufs Bett geworfen und vor nervöſer Aufregung laut geweint haben. 
Darauf feien die Zurüdgebliebenen nach einer Weile ganz fill geworden und 
die Sache fei unterblieben. Die äußeren Umftände find den in der fpäteren Erz 
sählung berichteten fo ähnlich, daß man nicht wohl zweifeln kann, daß hier von 
bemfelben Vorgang gefprocdhen wird. Man müßte fonft annehmen, daß 
zweimal ein Kriegsrat auf Bismards Zimmer abgehalten worden, daß es 
in beiden Fällen zu heftigen Meinungsverfchiedenheiten gefommen fei, Bis— 
mard das Zimmer verlaffen habe und vom Weinkrampf befallen worden fei. 
Das iſt ſchwer glaublich; viel näher liegt jedenfalls die Annahme, daß fich 
Bismard diefer ihn fo tief ergreifenden Vorgänge gerade in dem äußeren 
Derlauf flets fehr genau erinnert hat, daß er aber nicht mehr genau wußte, 
über welchen der vielen Punkte, die damals ſchnell nacheinander zu lebhaften 
Diskuffionen Anlaß gaben, gerade in jenem Kriegsrat gefteitten worden ift. 
Sehr auffallend iſt e8 natürlich, daß in beiden Erzählungen der Ausgang des 
Konflittes ein ganz verfchledener ift. Während nach den Gedanken und Erz 


’ &, darüber bie erfhöpfenden Ausführungen bei Buſch S. 431 f. Buſch will daher den 
Krlegẽerat In Bismards Zimmer auf den 19. Juli legen, was aber nach ben v. Cämmerer: 
(oben S. 624) mitgeteilten Angaben aus dem FlügeladjutantensJonenal unmöglich iſt. 

m, Buſch, Tagebuhblätter 2, 467. Vgl, Lenz 114. 
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innerungen der König und die militärifche Mehrheit trotz Bismards Er; 
regung auf ihren Befchlüffen beharren und ihn faft verzmweifelnd zurüdlaffen, 
hat nach der früheren Erzählung feine tiefe Erregung einen derartigen Ein; 
druck auf jene gemacht, daß fie ihre Meinung aufgeben und fih dem Wunfche 
Bismards fügen. Es läßt fich nicht genau feftftellen, in welcher Weife die 
Vorgänge am 18. Juli tatfächlich verlaufen find, ob der Kriegsrat mit einer 
Meinungsverfchiedenheit endigte, und Bismard erft fpäter durch einen neuen 
Vortrag beim König diefen umſtimmte und feine Genehmigung zur Ant; 
wort an Napoleon erhielt, oder ob Bismard bereits während der Beratung 
felbft feine Meinung fchließlich zum Siege brachte. Für das erftere fpricht 
feine Angabe in dem Erlaß an Goltz, daß er des Königs Zufimmung 
erft „nach wiederholten Vortrag“ erlangt habe! Nur fo viel fteht feft, daß 
die ganze Diskuffion fohließlich mit der Genehmigung und Abfendung des 
von Bismard vorgefchlagenen Telegramms geendet hat. Daß die Aus; 
einanderfegung recht heftig gemwefen fein muß, erfieht man ja aus dem 
Schlußfag diefes Telegramms, der freilich noch eine neue Schwierigkeit 
bietet. 

Bismard fagt hier ausdrüdlih, daß der König an der Annerion des 
ganzen feindlichen Norddeutſchland fefthalte, alfo an der Marimalforderung 
des 9. Juli. Wäre diefe Behauptung ganz wörtlich zu nehmen, fo müßte in 
der Tat der König damals fein Widerfireben gegen Vollannerionen ganzer 
feindlicher Gebiete bereits vollffändig aufgegeben haben und über das Maß 
deffen, was er durch Genehmigung der früheren Telegramme als aus; 
reichend anerkannt hatte, nachträglich wieder bedeutend hinausgegangen 
fein. Beides ift wenig wahrfcheinlich. Ich möchte eher annehmen, daß der 
König in Wahrheit nur einerfeitS auf dem Prinzip der Gebietsermweiterung 
überhaupt und andererfeits darauf beftanden hat, daß alle norddeutfchen 
Gegner von den Abtretungen betroffen werden müßten, und feiner ftraflos 
ausgehen folle. Dies würde mit den Schlüffen, die wir aus den Vorgängen 
des 16. Juli ziehen zu dürfen glaubten, vollftändig übereinftimmen. Bis; 
mard würde die etwas übertreibende Formulierung dann gewählt haben, 
um Golg möglichft ftark darauf hinzumeifen, daß der König felbft es fei, der 
unbedingt auf großen Annerionen beftehe.? 

Vielleicht darf man noch aus der oben erwähnten Bleiſtiftnotiz des 
Königs fohließen, daß der Vorbehalt der italienifchen Zuffimmung, auf den 
er ja befonderen Wert legte, e8 ihm erleichtert hat, dem Wunfche Bismarcks 





1 6, oben ©. 622 Anm. ı. 

2 Hb der König diefen Tert auch gefehen hat? Die Antwort ift ja von ihm genehmigt 
worden (f. ©. 621); aber möglich bleibt doch, daß Bismard diefen Schußfag, der in dem 
Wilhelm vorgelegten Entwurf nicht enthalten war, noch felbftändig angefügt hat, 
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nachzugeben, da ſich hier immer noch die Hoffnung bot, dag Gefchehene wieder 
ungefhehen machen zu fünnen. 

Mit den Beratungen des 18. Juli muß noch ein Telegramm an Werther 
sufammenhängen, welches gleichzeitig mit dem Befehl an Golg abgeſchickt 
worden ift.! Es beauftragt ihn, dem General von Faldenftein den königlichen 
Befehl zur Beſetzung von Naffau, dem rechts vom Main gelegenen Teile 
HeflensDarmftadts und von Frankfurt a. M. zu übermitteln; diefe Gebiete 
feien in derfelben Art wie Hannover in preußifche Verwaltung zu nehmen, 
diefes Syſtem aber auf das linfe Mainufer abgefehen vom Frankfurter Ge; 
biet nicht auszudehnen. Der Stadt Frankfurt follte außerdem eine Kontriz 
bution von 25 Millionen auferlegt werden. Wir fönnen nur vermuten, was 
zu diefem Schritte den Anlaß gegeben haben mag; am naheliegendften ift eg 
wohl, anzunehmen, daß man ſich durch vorläufige Durchführung der vollen 
Dfkupation in dem ganzen Umkreiſe des für die Annerion in Frage kommen⸗ 
den Gebietes eine beffere VBerhandlungsbafis fchaffen wollte. 

Bald nach der Abfendung diefer Depefchen am 18. Juli nachmittags 
5 Uhr brachen der König und das Hauptquartier von Brünn nach Nifolsburg 
auf, wo fie abends gegen zo Uhr eintrafen.? 

In der Nacht vom 18. zum 19. Juli Fam Prinz Neuß, von feiner Reife 
nah Paris zurüdkehrend, in Nifolsburg wieder an.’ Er brachte den Brief 
Napoleons vom ı5. Juli, der mit feinen gewundenen und zu nichts verpflich- 
tenden Redensarten das Mißtrauen gegen die Abfichten feines Urhebers nur 
vermehren konnte. Ebenfo hatte er den ausführlichen Bericht von Goltz vom 
14. $uli, über deffen Verhandlung mit dem Kaifer, bei fich.5 Erſt durch die 
Lektüre diefes Schreibens erhielt Bismard einen genauen Einblid in die 
Vorgänge, die der Aufftellung des franzöfifchen Friedensprogramms vorz 
angegangen waren. Insbefondere erfuhr er erft jetzt, daß diefes Aktenſtück 
von Golg felbft verfaßt worden fei. Ob aber Napoleon fich dazu beftimmen 
Telegramm an Werther v. 18. Juli, — Sollte die Okkupation dieſer Gebiete, die am 
16. Juli noch nicht in Ausfiht genommen war, hervorgerufen fein durch die Forderung der 
Integrität Oſterreichs, die im Programm vom 14. Juli aufgeftellt war, und wenn fie nach 
der binzugefügten Erläuterung auch Heinere Grenzreftifitationen nicht ausfchloß, doch wohl 
die Abtretung von ganz ÖfterreihifhsSchlefien als unerreichbar erfcheinen laffen mußte? 
Wir würden dann annehmen müffen, daß der Entfchluß, auch diefe Gebiete zu behalten und 
in ihnen den Erfas für ſterreichiſch⸗Schleſien zu fuchen, ebenfalls in der Beratung dee 
18. Juli gefaßt worden fei. Notwendig ift diefe Deutung nicht; ebenfogut iſt e8 denkbar, 
daß man fi einfach fagte: je mehr wir tarfächlich fchon haben, defto mehr werden wir fchließs 
lich behalten, 

» Ubelen 336. 

» 9, v. Boyen, Erinnerungen 175. 

+ &, oben ©, 593. 

+ &, oben ©, 584, 
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laffen werde, der nachträglichen Aufnahme der Annerionen in das Programm 
zuzuftimmen, ließ fich auch hieraus nicht erfehen. Klar war nur, daß der 
Kaifer eine beſtimmte Verpflichtung zu ihrer Anerkennung bisher nicht über; 
nommen hatte. Der am Eingang des Berichtes erwähnte Umftand, daß 
Napoleon dem Minifter Drouyn de Lhuys die ausdrüdliche Wahl geftellt 
habe, ob er die vom Kaifer vorgefchriebene Politik ausführen oder feine Ent; 
laffung nehmen wolle, konnte immerhin einige Hoffnung erweden, da diefer 
Minifter zweifellos einer der hauptfächlichften Gegner der Annerionen in der 
Umgebung des Kaifers war. 

Am 19. Juli früh traf ferner in Nifolsburg ein neues Telegramm des 
Grafen Golß ein, dag am 17. Zuli nachmittags abgefhidt und über Wien 
befördert worden war.! Gol& fagte darin, er habe fih nah Empfang der 
Zelegramme vom 14. und 15. Juli zunächſt zu Drouyn begeben; der Minifter 
habe gegen fo ausgedehnte Annerionen Bedenken geäußert, da dann ein 
wirkliches Föderativſyſtem in Norddentfchland, wie es der franzöfifche Frie; 
densvorſchlag doch ausdrüdlich vorausſetze, kaum möglich erfcheine.? Hingegen 
habe der Kaifer auf diefen Unterſchied weniger Wert gelegt und fich dahin 
geäußert, daß der einfachen Annahme der Grundlagen vom 14. Juli ungeachtet 
bei der fpäteren Regelung im einzelnen Annerionen bedingt werden fönnten.? 





2 5 Uhr zo nahm. (vgl. Sybel 5, 288) durch Vermittlung der franzöfifchen Botſchaft, 
was Kaifer Napoleon Goltz angeboten hatte, 

? Einen ausführlihen Bericht über diefe Unterredung erflattete Golg am 18. Juli. Darin 
fagt er noch, er habe Drouyn auf diefen Einwand erwidert, man könne darüber ffreiten, 
welche diefer Löfungen für Preußen vorteilhafter fei; für Frankreich fei eine möglichft ftraffe 
Drganifation Norddeutſchlands fiher vorzuziehen, weil fie den fpäteren Zutritt Süddeutſch⸗ 
lands erfchweren müſſe. 

* Nach dem Bericht vom 19. Juli hat Napoleon gefagt: dies feien Details, die ihm gleich, 
gültig und durch welche die jegt fhwebenden Verhandlungen nicht zu flören wären, Preußen 
könnte nachher immer noch in Norddeutfhland anneftieren, wenn es auch ratfam wäre, dies 
mit Maß zu tun. Am 18. Juli war Golg noch einmal beim Kaifer, um ihm zu fagen, daß man 
aus Rückſicht auf ihn wahrfheinlich Wien nicht angreifen werde; Napoleon erfannte dabei 
wiederholt an, daß die in Paris verabredete Faffung der Friedensgrundlagen partielle 
Annerionen nicht ausfhlöffe. — Man fieht daraus, wie unbeftimmt und wenig bindend 
alle diefe Worte waren, die Golß für ausreichend hielt. — Am Schluß des Berichtes erwähnt 
Golg noch, er habe dem Kaifer unter feiner Zuſtimmung gefagt, daß, wenn Preußen ans 
nahme, Öfterreich ablehne, er feinem Lande fagen könne: Dank feiner guten Dienfte habe 
Preußen fehr gemäßigte Bedingungen geftellt, Öfterreich fie dennoch abgelehnt. Er müſſe 
legtereg nun den Folgen diefer Ablehnung überlaffen. Napoleon habe gefragt, ob Preußen nach 
der Einnahme von Wien andere Bedingungen ftellen würde? Goltz ermwiderte, man würde 
vielleicht fchärfer anneftieren und volle Kriegskoften fordern wollen, aber nichts, was die Inters 
effen Frankreichs gefährde oder die Stellung des Kaifers erſchwere. Napoleon ſprach dann 
noch die Hoffnung aus, daß Preußen fich nicht hinter die fehlende Zuſtimmung Jtalieng ver; 
ſchanzen würde, Golg erwiderte, daß, fobald Jtalien ohne Bedingungen Venetien zugefichert 
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Da aber Napoleon, dem beftändig vorgeworfen werde, dag feine Nachgiebig- 
feit die Machtfiellung Frankreichs beeinträchtigen werde, feine früher ger 
machten Zugeftändniffe faft zu bereuen fcheine, fo fei es ratfam, feine Vor⸗ 
fchläge ſchleunigſt en bloc anzunehmen, und zwar umfomehr, da Öfterreich 
wahrfheinlih annehmen werde, fobald es wiſſe, daß Preußen ablehne. 

Dies Telegramm hat dem König vorgelegen und ift von ihm mit 
einer Bleiffiftbemerfung verfehen am 19. Juli an Bismard zurüdgelangt. 
Der König weift darauf hin, daß die en bloc-Annahme des Programms 
zum Frieden mit Öfterreich ſchon ausgefprochen fei. Die hier gemeinte 
fpätere Regulierung der Annerionen in Verbindung mit einem vorhin von 
Bismard vorgelefenen Golß-Telegramm über diefen Punkt ſtimme mit ihrer 
beider letzten Auffaffung auch überein, die dahin gehe, die deutſchen 
Frieden allein zu regulieren nach dem öfterreichifchen. 

Wir können daraus fohließen, daß am 19. Juli ein neuer Entfchluß gefaßt 
worden ift, der über die am 18. feftgelegte Richtlinie Hinausging. Der König 
und Bismard hatten fich darüber verftändigt, daß die franzöfifchen Grund; 
lagen nicht nur für den Stillftand, fondern auch für den Frieden mit Öfterreich 
allein ausreichend feien, wenn Öfterreich feine Verbündeten preisgeben und 
allein verhandeln wolle, Man war zu diefem Entfcehluß gefommen bei der 
Befprehung eines anderen Telegramms von Goltz, das der König nicht 
näher bezeichnet, das ihm aber bereits früher als das eben befprochene vor; 
gelegt worden fein muß. Nach der Angabe über den Inhalt kann dies nur 
ein Telegramm vom 17. Juli 9 Uhr abends fein, das zwar etwas nad) dem 
zuleßt erwähnten abgegangen, aber offenbar vor diefem eingetroffen ift. 
Goltz meldet darin, daß er das Telegramm Bismards vom 16. Juli in nur 
zum Teil verftändlihem Zuftande empfangen habe, und nunmehr die Ant; 
wort auf das Friedensprogramm erwarte. Der Kaifer gehe von der Anficht 
aus, daß die Organifation Norddeutfchlands im einzelnen weder ihn noch 
Oſterreich berühre. Goltz riet daher, fein Programm einfach anzunehmen und 
die Annerion in dem unter franzöfifcher Vermittlung mit Öfterreich abzu; 
fchließenden Präliminarfrieden nicht zu erwähnen. In den legteren müßten 
nur die mit Preußen im Kriege befindlichen norddentfchen Staaten mit einbes 
griffen werden. Die Kriegskoften würden dann eine genügende Handhabe 
erhalte, e8 Preußen nicht mehr abhalten könne, dem Waffenftillftand oder Frieden unter den 
ihm genügenden Bedingungen zuzuſtimmen. Der Kaifer erfannte, als Golg von der Hoffnung 
Oſterreichs auf feine Hilfe ſprach, an, daf dies eine überwundene Phafe ſei. Er fei allerdings 
drauf und dran gemwefen, bupiert zu werden; denn man babe ihn mit der Zeffion Venetiens 
und der Mediation engagieren und in eine aktive Allianz mit Öfterreich hineinziehen wollen. 
Er habe noch gerade zur rechten Zeit angehalten. — Telegraphiſch teilte Golg am 18. Juli noch 


mit, daß bei der Annahme des Stillftandes Italien fofort in den Beſitz Venetieng gelangen 
folle, 
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geben, um Gebietsabtretungen und fogar mittelft ſtändiſcher Wünfche völlige 
Einverleibungen herbeizuführen. 

Der vom Grafen Golg vorgefhlagene Weg war fehr prefär, da 
er feine Sicherheit für die Erreichung der preußifhen Wünfche bot, ja 
bei Einbeziehung der norddentfhen Staaten die nachträgliche Forde; 
rung von größeren Gebietsabtretungen fehr erfchweren, die volle Anz 
nerion einiger diefer Staaten aber ausfchließen mußte. Er erfchien daher 
auch dem König und Bismard nicht gangbar; vielmehr wünfchten fie, daß 
Hfterreich für fich allein abfchliege und auf jede Einmifhung in die fpäteren 
Sriedensverhandlungen mit den übrigen deutfchen Staaten unter Anerkennung 
der von Preußen etwa vorzunehmenden Annerionen von vornherein Verzicht 
leifte, Die Frage war natürlich, ob Öfterreich fih darauf einlaffen werde. 
Bisher hatte man mehr damit gerechnet, daß Öfterreich die fofortige Einbe— 
jiehung aller feiner Verbündeten in den Frieden verlangen werde, was 
natürlich eine genaue Bezeichnung der von jedem einzelnen Staate zu fordern; 
den Gebietsabtretungen zur Vorausfegung gehabt hätte. Der Abſchluß eines 
Separatfriedens bot, abgefehen davon, daß jeder weitere Einfluß Öfterreichg 
auf die fünftige Regelung der norddeutfchen Verhältniffe dadurch ausge; 
ſchloſſen wurde, noch den großen Vorteil, daß man fich über die Einzelheiten 
der geplanten Gebietsermweiterungen völlig freie Hand vorbehalten fonnte; 
da der König und Bismard über diefe Einzelheiten offenbar unter fich noch 
nicht einig waren, war diefer Punkt von nicht zu unterfchägender Bedeutung.! 

Vermutlich hängt diefer neue Entfchluß, der am 18. Juli offenbar 
noch nicht gefaßt war, mt einem anderen Ereignis zufammen, nämlich 
der Rückkehr Benedettis aus Wien. Der franzöfifhe Botſchafter ift ent; 
weder am 18. Juli ganz fpät abends oder am 19. vormittags in Ni 
folsburg angefommen.? Er brachte aus Wien die Nachricht, daß Öſter⸗ 


ı Ein weiteres Telegramm des Grafen Golg vom 18. Juli ging nah Wien inferiert in 
ein Telegramm des franzöfifhen Minifters an den Herzog von Gramont und wurde durch 
einen Sekretär der Wiener franzöfifhen Botſchaft in der Driginaldiffre in der Nacht vom 19. 
zum 20. Juli nach Nifolsburg gebracht. Es enthielt nur eine zufammenfaffende Wiederholung 
der bisherigen Mitteilungen und Ratfchläge, die darin gipfelten, daß Golg eine bindende 
Zufage Napoleons bezüglich der Annerionen nicht für nötig hielt, fondern die einfache Anz 
nahme der Vorfehläge vom 14. Juli auch als Friedensgrundlage empfahl; jede Verzögerung 
und namentlich die Berufung auf die Notwendigkeit italienifcher Zuſtimmung errege des 
Kaifers Mißtrauen. 

2 Die Angaben über den Termin feiner Ankunft ſchwanken zwifchen dem 18. und 19. Juli. 
Die Daten der bei Bapſt, Deutfhe Revue 30I, 227 zitierten Telegramme Benedettis 
find ficher verkehrt und ſchon unter fih unvereinbar; fie mäffen wohl auf den 19. Juli gefest 
werden. Am Abend des 18. Juli paffierte Benedetti Lundenburg; von dort meldete Prinz 
Friedrich Karl yg Uhr 15 abends feine beuorftehende Ankunft; er bringe Öfterreichs Vorſchläge: 
Yusfheiden aus dem Bund, Preußen freie Hand für Norddeutfchen Bund, dem Süd 





632 Benedetti fordert Waffenruhe. 


reich die Vorſchläge Napoleons anzunehmen bereit fei, und forderte im Namen 
des Kaifers, daß man num fofort die in Ausficht geftellte fünftätige Waffen 
ruhe eintreten laffe und zur Feftftelung der Stillftandsbedingungen öfter; 
reichifche Unterhändler empfange. In der Tat fehlen ja die von Preußen ge; 
ftellte Bedingung duch die Annahme Öfterreichs erfüllt zu fein. Aber fo 
ganz Har war die Sache doch nicht. Zunächſt konnte Benedetti doch nur eine 
vorläufige Mitteilung über Öfterreihs Bereitwilligfeit machen auf Grund 
einer Befprechung, die er am Tage vorher mit dem Grafen Mensdorff und 
dem Grafen Eſterhazy gehabt hatte; der offigielle Beſchluß des öfterreichifchen 
Minifterrats erfolgte erft nach feiner Abreife aus Wien am 19. Juli! So 
dann aber fonnte Benedetti felbft nicht im Unklaren darüber fein, und wird 
es auch im preußifchen Hauptquartier nicht verfehwiegen haben, daß Öfter: 
reich den preußifchen Annerionen in Norddeutfohlend nur unter der Bedinz 
gung zuzuftimmen bereit war, wenn nicht nur die Erhaltung, fondern auch 
die Integrität des Königreichs Sachfen verbürgt werde? War doch Sachen 





deutichland beitreten fönne. Daß er am 19. eingetroffen fei, fagt Bismard in einem Teles 
gramm an Golg vom 20. Juli. Dagegen gibt Los, ©. 115, den 18. Juli abends an. 

ı Friedjung 2, 426. Sybel 5, 279 Die Angaben bei Rothan 265f. und Bapſt 228, 
wonach erft auf Benedettis Drängen und nach wiederholten Beratungen im Haupfquartier 
(Bapft gibt fogar die Stunden an, 18. Juli 5 und 6 Uhr!) der Befchluß gefaßt fein fol, das 
franzöfifhe Programm troß des Fehlens der Annerionen wenigftens ald Grundlage für den 
Stillftand anzunehmen, können unmöglich richtig fein, Wir wiffen, daß diefer Beſchluß 
am 18. mittags 2 Uhr bereits gefaßt war und um 4 Uhr nach Paris telegraphiert wurde, 
während Benedetti früheftens am 18. fpät abends im Hauptquartier ankam. — Die Vers 
mutung Thimmes, 442 Anm. 2, Benedetti habe den falfchen Schein erwedt, alg würde 
Hfterreich auf Gebietsabtretungen eingehen, ift fo nicht haltbar. Die „Integrität“ ſchloß 
nah franzöfifher Auslegung ja Heinere Grenzberichtigungen nicht aus; dies mag dem 
Kronprinzen in Nitolsburg gefagt worden fein und feine Notiz zum 20. Juli (Tagebücher, 
hrsg. von M. v. Poſchinger, ©. 41): „Öfterreich willigt in Kontributionszahlungen an ung 
und auch in Grenzabtretungen” veranlaßt haben. Auch Bufch 438 Anm, preßt diefe Worte 
eines doch nur unvolllommen Eingeweihten zu fehr; die Folgerung, daß Bismard den 
König dazu habe drängen wollen, dem DBefiegten mehr zuzugeftehen, als diefer felbft fors 
derte, läßt ſich dadurch nicht begründen, und widerfpricht allem, was wir fonft wiffen; auch 
Bismard hätte eine Heine öfterreihifhe Grenzabtretung ficherlich gern genommen, wenn 
fie nur irgend zu haben gemwefen wäre, fhon um den König zufrieden zu ftellen, Er hat 
fie ja noch in den Verhandlungen mit den Öfterreichifchen Bevollmächtigten durchzufegen 
verſucht. 

S. Friebjung a. a. O. Beuſt, Aus Dreiviertel⸗Jahrhunderten 2, ı3f. Vitzthum 
von Edftädt: London, Gaſtein und Sadowa, ©, 233f. u. 284f. König Johann und Beuſt 
waren feit dem 4. Juli in Wien. Kaifer Franz Jofef hatte verfprochen, für die Integrität 
Sachſens und feine Zugehörigkeit zum füddeutfhen Bunde einzutreten, (S. Beuft a. a. D.) 
Wir kennen den Wortlaut der betreffenden Mitteilung an Benedetti nicht, aber daß diefe 
Bedingung darin nicht unerwähnt geblieben fein fann, liegt auf der Hand, Nah Rothan 
320 Anm, hatte Kaifer Franz Yofef ſchon am 13. Juli in Paris erflären laffen, die Integrität 
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der einzige Verbündete gewefen, der Öfterreich auf dem entfcheidenden Kriegs; 
fhauplag wirkſam unterftüßt hatte. Wollte Preußen dies unter feinen Um; 
ſtänden zugeftehen, fo hatte e8 eigentlich wenig Wert, die Waffenruhe einz 
treten zu laffen, und Bevollmächtigte zu empfangen, da ja dann die Ver; 
handlungen zu feinem Ergebnis führen fonnten. Andererfeits lag in dem 
Umſtande, daß Hfterreich nur für Sachfen etwas forderte und alfo bereit 
fchien, feine übrigen deutfchen Verbündeten ganz ihrem Schidfal zu überlafien, 
doch auch ein großer Vorteil für Preußen; und es fragte fih immerhin, ob 
man nicht froß diefer Bedingung die Verhandlung beginnen wolle, zumal 
da es doch nicht ganz ausgeſchloſſen erfcheinen mußte, daß fich im Lauf der 
Befprechungen noch ein Verzicht Öfterreich8 auf die volle Integrität Sachſens 
werde erzielen laſſen. 

Über diefe Frage haben offenbar lebhafte Auseinanderfegungen im 
Hauptquartier flattgefunden; ihr Ergebnis war, daß Benedetti wahrfcheinlich 
am 20. Juli früh! vom König die Ermächtigung erhielt, nah Wien und 
Paris zu telegraphieren, Preußen fei bereit, auf Grund der franzöfifchen 





Sachſens fei conditio sine qua non, und Drouyn de Lhuys dies telegraphiſch an Benedetti 
mitgeteilt, Das Datum diefes Telegramms gibt er leider nicht an. Benebetti wird vermut⸗ 
lich fhon in Brünn mit Bismard darüber gefpeochen haben. Wenigftens läßt deffen Außerung 
zu Stoſch (Denkw. 103) vom 16. Juli darauf ſchließen, daß er über die Abficht Öfterreichg, 
Sachſen zu retten, damals ſchon unterrichtet war. Daß dieſe Forderung jedenfalls am 
20. mittags Bismard befannt war, foheint mir aus einem Telegramm an Werther vom 
20. Juli hervorzugehen, worin er bat, die alten Februar-Bedingungen für Schleswig, 
Holftein ihm fogleich zu fenden. Denn nah Maßgabe diefer Bedingungen gedachte er bie 
künftige Stellung Sachfens zu regeln, wie er in der Denkfchrift vom 24. Juli (Sybel 296) 
ausdrüdlich fagt; er muß alfo bei Abfendung des Telegramm damit gerechnet haben, daß 
man Sachfen werde beftehen laffen müſſen. — Bon Friefen berichtet in feinen Erinnerungen 
(2, 229) nach Benedettis Mitteilung an ihn folgendes: Der Botfhafter habe vor feiner 
Abreife nach Nikolsburg den telegraphifchen Befehl aus Paris erhalten, in den Verbands 
lungen auf der Exiſtenz Sachſens zu beftehen und zu verfuchen, ob deffen Zuteilung zu einem 
füddeutfchen Bunde zu erreichen fei. Da ihm dies als zu wenig erfehienen fei, habe er auf 
eigene Verantwortung anftatt der bloßen Eriftenz die Integrität Sachfens verlangt und 
nach einer fehwierigen Verhandlung die Aufnahme diefes Satzes in den Vertrag erreicht. 
Die Zumeifung Sachſens zum füddentfhen Bunde habe aber Bismard gereist und ent 
fohieden abgelehnt. Daher habe Benedetti den öfterreichifchen Bevollmächtigten, die ihn kurz 
nach ihrer Ankunft aufgefucht hätten, geraten, diefe Forderung gar nicht vorzubringen. Ihre 
Inſtruktion habe ihnen dies aber fo beſtimmt vorgefhrieben, daß fie nicht davon abzuweichen 
gewagt hätten. Sie feien jedoch von Bismard ebenfalls zurüdgemwiefen und darauf von 
Wien aus infteniert worden, diefen Punkt fallen zu laffen. Über die künftige Stellung 
Sachfens im norddeutfhen Bunde fei dabei nichts ausgemacht worden. Diefe Erzählung 
erfcheint mir durchaus glaubwürdig. 

ı Von Bismard an Golg mitgeteilt im Telegramm vom 20. Juli; e8 wird darin gefagt, 
Benedetti fei feit geftern früh hier und fchidde heute die oben im Tert mitgeteilte Meldung nad 
Paris, Danach würde das Telegramm Benedettis am 20. Juli abgefhidt fein. Bapft 228 
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Vorſchläge Waffenftillftand zu fohließen, ohne fie als Friedensbedingungen 
für ausreichend zu erachten. Es behalte fich vor, in den Friedensverhand; 
lungen territoriale Erwerbungen in Norddeutſchland zu fordern. Unter 
diefem Vorbehalt Habe der König ihn zu der Mitteilung an den franzöfifchen 
Botſchafter in Wien ermächtigt, daß er bereit fei, am 2ı. oder 22. Juli die 
Bevollmächtigten des Kaifers Franz Joſef zu empfangen. Bismard habe 
jedoch auf die Notwendigkeit der Zugiehung eines italienifchen Bevollmäch⸗ 
figten hingewiefen, da ohne defien Mitwirkung die Befprechungen über den 
Frieden nicht eröffnet werden fünnten. Benedetti erklärte es für wichtig, daß 
Graf Barral fofort entfprechende Vollmacht erhalte. 

Indem Bismard dies Telegramm an Golg mitteilte, fügte er hinzu, 
der König habe hierzu feine Genehmigung erteilt, eg fei aber noch zweifelhaft, 
ob die italienifhe Vollmacht, ohne die man nicht abfehließen könne, rechtz 
zeitig eintreffen werde. Dann fährt er fort!: „S. M. der König hat fich nur 
fehe Schwer und aus Rüdficht auf den Kaifer Napoleon hierzu entfchloffen 
und zwar in der beffimmten Vorausfegung, daß für den Frieden bedeutender 
Territorialerwerb in Norddeutſchland gefichert fei. Der König fehlägt die 
Bedeutung eines norddeutſchen Bundesftaates geringer an als ich und legt 
vorwiegenden Wert auf Annerionen, die ich allerdings neben der Reform 
als Bedürfnis anfehe, weil fonft Sachſen, Hannover für intimes Verhältnis 
zu groß bleibt.” S. M. der König bedauern, daß E. E. nicht an diefer Alters 
native des Programms vom 9. nach dem Schlußfag der Depefche bis auf 
weiteres feftgehalten haben; er hat, wie ich zu Ihrer ganz intimen, perfün; 
teilt das gleiche Telegramm mit, aber unvollftändig und mit dem Zufage: „S. M. hat ans 
fange diefe Kombination zurüdgemwiefen; als er fie annahm, ließ er den Kronprinzen zu fi 
rufen.” Er gibt dazu ald Datum ı5. Juli xo Uhr abends. Das iſt ganz unmöglich. Eine Kopie 
diefes Benebettifhen Telegramms ift am 19, Juli Bismard vorgelegt worden; wir müſſen 
demnach annehmen, daß Benedetti den Tert am 19. bereits zur Genehmigung vorgelegt hat; 
hätte der König fofort zugeftimmt, fo könnte die Depefche vielleicht am 19. Juli 1o Uhr abends 
abgefhidt fein; Bismards Zeitangabe würde dann unrichtig fein. Wahrſcheinlicher ift es 
doch wohl, daß die am 19, vorgelegte Depefche erft am 20, vom König genehmigt und dann 
erpebiert wurde. 

Der Tert diefes Telegramm vollftändig mit einigen Fehlern im öfterreichifchen Generals 
ſtabs werle 4,149; unvollftändig bei Sybel 5,289; das Telegramm ging gleichzeitig über die 
franzöfifhe Gefandifhaft in Wien nah Paris. Dies ift offenbar das von dfterreichifcher 
Geite intergipierte Eremplar. Könnte man etwa daran denfen, daß Bismard es auch über 
Wien gefhidt habe, damit es den Öfterreichern befannt werde und ihnen die Gewißheit gebe, 
daß ber König auf den bier angegebenen Forderungen unbedingt beftehen werde? 

In der Deutung dieſer Worte ſchließe ich mich Lenz 108 an; daß hier an eine relative 
Derkleinerung der bleibenden Staaten durch Vergrößerung Preußens gedacht ſei, wie Mei— 
nede Hiſt. 3. 87, 32 und Thimme 446 annehmen möchten, iſt an fi wenig wahrfcheinlich, 
2 —* durch den Vergleich mit den früheren Außerungen in demſelben Sinne ausge— 

oſen. 
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lichen Direftive mitteile, geäußert, er werde lieber abdanken als ohne be; 
deutenden Ländererwerb für Preußen zurüdfcehren und bat heute den 
Kronprinzgen hierher gerufen. Sch bitte E. E. auf diefe Stimmung des 
Königs Rüdficht zu nehmen.” Er erwähnt dann noch, daß er ſoeben das 
über Wien gefchidte Telegramm von Golg erhalten habe und ſchließt: „Die 
franzöfifchen Punkte würden ung, vorausgefegt eine Grenzregulierung mit 
Hfterreich, auch als Präliminarien für Separatfrieden mit Öfterreich ger 
nügen!, wenn Öfterreich einen ſolchen fehließen will im Sinne Ihres Tele; 
grammes Nr. 68 vom 17. Juli. Sie genügen nicht für den Frieden mit 
unferen übrigen Gegnern, befonders in Norddeutfehland; ihnen müffen wir 
befondere Bedingungen machen, und die Mediation des Kaiferg, die fie nicht 
angerufen, bezieht fich nur auf Öfterreih. Wenn auch wir Jtalien gegenüber 
frei würden, durch Zeffion Venetieng, fo können wir doc Stalien nicht frei 
laffen, bevor das im Traktat für ung flipulierte Äquivalent Venetiens ung 
gewährt iſt.“ Der gereiste Ton diefes Telegramm erklärt fich ohne weiteres 
aus dem Widerfireben, das Bismard bei Goltz vorausfegen mußte; durch 
den Hinweis auf den beftimmten Befehl und die eventuellen Abdankungs⸗ 
abfichten des Königs follte in dem Botſchafter das Gefühl erwedt werden, 
daß er eine ungeheuer ſchwere Verantwortung auf fi lade, wenn er nicht 
alles tue, um Napoleons offizielle Zufimmung zu den Annerionen durchs 
zufegen. Diefem gemeflenen Befehl konnte er ſich nicht mehr mwiderfegen. 

Dffenbar find auch diefer Entſcheidung wieder recht heftige Diskfuffionen 
vorausgegangen, über deren Verlauf und Inhalt wir jedoch nur wenige pofitive 
Nachrichten haben. Durch Abeken? erfahren wir, daß am 20, Zuli Benedetti 
längere Zeit auf eine Audienz bei Bismard warten mußte, weil bei diefem 
erft der König und dann der Kronprinz waren. Ferner fagt Abefen: „Die 
nächften Tage müſſen eine Entfoheidung bringen, ob e8 gu Friedensverhand⸗ 
lungen mit Waffenflillftand kommt. Der König ift fehr bewegt durch die 
Ausſicht auf die Beichlüffe, die zu faffen fein werden, und von denen das 
Leben von Tanfenden, das Wohl und Wehe von Hunderttanfenden, ja Mil; 
lionen abhängen kann. Gott. wird ihm leiten; ich habe gutes Vertrauen. 
Mäßigung im Siege ift noch größer als der Sieg felbft.“ 

Stoſch fehreibt am 20. Juli, offenbar morgens’, an feine Frau: „Die 
größten Schwierigkeiten für den Abſchluß der Verhandlungen liegen wohl 

ı Wie fchon am vorigen Tage befchloffen war; Bufch fpricht davon, daß diefe Voraus; 
ſetzung einen ganz unwahrſcheinlichen Fall betreffe; tatfächlich ift aber doch in Nikolsburg 
ein ſolcher Separatfriede mit Öfterreich gefchloffen worden. 

2 9. Abeten, Ein fchlichtes Leben. 3. Aufl. 337. 

= Bon Stofh, Denkw. 104; wie der Schlußfag zeigt, ift der Brief vor der Abfahrt des 


Kronprinzen nach Nikolsburg gefohrieben; der König muß alfo ſchon in den vorhergehenden 
Tagen derartige Bedenken geäußert haben. 
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an unferm König. Der alte Herr kann fih durchaus nicht entfchließen, einen 
der deutfchen Fürften zu entthronen, will aber große Landabtrerungen von 
Sfterreich haben. Es ift ihm eine bittere Demütigung, hier nachgeben zu 
follen, weil die Franzoſen ihre Macht für Öfferreich einfegen. Der Kronprinz 
geht ganz mit Bismard.” 

Stofh hatte feine Informationen offenbar vom Kronprinzen, von dem 
er ausdrüdlich fagt, Daß er alles mit ihm durchfpreche. Bereits am 16. Juli 
hatte der Kronprinz ihn zu Bismard gefchidt, um Auskunft über die Lage 
su erbitten.! Diefer hatte ihm damals gefagt, Öfterreich gegenüber komme es 
nur auf deffen Austritt aus dem Bunde an; „eine weitere Schädigung, 
durch Gebietsabtretung ufw. dürfe nicht flattfinden, da wir fpäter Öſterreichs 
Kraft für ung felbft brauchten.“ Direkte Verhandlungen fänden nicht ſtatt; 
Frankreich vermittle weiter, werde fich aber hüten, Krieg zu beginnen; ohne 
unglüdlichen Krieg werde aber Bismard feine Konzeffionen an Napoleon 
machen. „Bis geftern haben unfere diplomatifchen Angelegenheiten fehr gut 
geftanden, und er könne mir verfichern, wie wunderbar er empfände, daß 
glänzende militärifche Erfolge die befte Unterlage feien für diplomatifche 
Künfte. Es ginge alles wie geſchmiert.“ Stoſch erwähnt dann noch, daß 
Bismard damals feinen Wunſch, fich mit dem Kronprinzen zu verfländigen, 
wiederholt betont habe. „Übrigens, fagte Bismard, fei der Waffenftillftand 
nahe, und obgleich Öfterreich noch lange nicht genug gedemütigt fei, ſcheine 
e8 doch die Überzeugung zu gewinnen, daß es überhaupt feine Waffe mehr 
gegen ung hat; es fei bereit, feine Verbündeten zu opfern und mache nur noch 
Sachſens wegen Schwierigkeiten.” Diefe Außerungen Bismards ſtammen 
aber aus einer Zeit, wo das franzöfifche Friedensprogramm fich noch nicht in 
feinen Händen befand. Ob und was der Kronprinz damals auf diefe Mit; 
teilungen geantwortet hat, wiffen wir nicht. 

Am 18. Juli Hatte dann Bismard an den General von Blumenthal 
telegraphiert: wie er höre, beabfichtige der Kronprinz an diefem Tage ins 
Hauptquartier zu kommen; er würde dankbar fein, wenn ©. Kgl. Hoheit 
möglichft früh einträfe. Diefe Depefche wird wohl früh am Morgen abgefhidt 
worden fein, da Bismard offenbar die Teilnahme des Kronprinzen an dem 
bevorftehenden Kriegsrat, von dem ja bereits ausführlich gefprochen worden 
ift, wünfchte. Er muß alfo wohl vorher vom Kronprinzen eine Mitteilung 
empfangen haben, aus der er entnehmen konnte, daß diefer ihn zu unters 
fügen gewillt fei. Auf dies Telegramm hin iſt der Kronprinz in der Tat 
von feinem Hauptquartier in Prödlis nach Brünn gefahren, aber erft nachz 
mittags, al® der König bereits nad) Nitolsburg aufgebrochen war, dort ans 








ı 4.4.D, ıo02f. 
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gefommen.! Am 19. Zuli abends ließ der Kronprinz durch feinen Adjutanten 
telegraphifch an Bismard mitteilen, daß er am nächften Tage nach Nifolsburg 
zu kommen gedenfe, und anfragen, zu welcher Zeit e8 paſſe? Bismard erhielt 
dies Telegramm am 20. Juli früh, und antwortete 8 Uhr morgens tele; 
graphiſch, daß er zu jeder Stunde zu des Kronprinzen Dispofition ſtehe.“ 

Hiermit find die pofitiven Angaben erfchöpft, die fich über die Ereigniffe 
des 20. Zuli in unferen Duellen finden. Um was kann es fich danach bei 
den Yuseinanderfegungen diefes Tages gehandelt haben? 

Daß man auf Grund des franzöfifhen Programms Waffenftillftand und 
eventuell Separatfrieden mit Öfterreich fehließen wolle, war bereits an den 
beiden vorigen Tagen prinzipiell feftgeftellt worden. Jedoch waren zwei Bedinz 
gungen von preußifcher Seite geftellt worden: Die Zuflimmung Öfterreichs und 
die Beteiligung Italiens. Die erfte diefer Bedingungen fonnte jetzt als erz 
fülft betrachtet werden, da Benedetti die Bereitwilligkeit Öfterreichs zur An; 
nahme erflärt hatte, und da man vermutlich auch bereits eine offizielle Nachricht 
über den entfprechenden Beſchluß des öfterreichifchen Minifterrats vom 19. Juli 
in Händen hatte. Daß HÖfterreich die Integrität Sachfens zur Bedingung 
des Friedens machen wollte, war zwar höchft unerfreulich, konnte aber feinen 
Anlaß bieten, den Beginn der Stillftandsverhandlungen abzulehnen, da ja 
die Territorialveränderungen nicht in dem franzöfifhen Programm ent; 
halten waren, deffen Annahme durch Öfterreich von preufifcher Seite für 
genügend zum Beginn eines Waffenftillftands erklärt worden war, Wollte 
man alfo, weil bei Aufrechterhaltung diefer Forderung Öfterreihs das Zus 
fiandefommen eines Friedens fehr unficher und daher auch der Waffenftill- 
ſtand als nuglos, ja vielleicht fchädlich erfchien, den Beginn der Verhand⸗ 
lungen hintertreiben, ohne die Napoleon gegebene Zufage zu verlegen, fo 
blieb die einzige Möglichkeit, fih am die zweite Bedingung zu halten, die 
bisher allerdings nicht erfüllt worden war, die Zuſtimmung Staliens. Der 
italienifche Gefandte Graf Barral erklärte wiederholt, daß er nicht bevoll; 
mächtige fei, die Zuftimmung feiner Regierung zu einem Waffenftillftand 
auszufprechen, und die Telegramme Uſedoms aus Florenz ließen deutlich 
erkennen, daß Stalien den Stillftand ablehnen werde, wenn Preußen es 
nicht duch Anwendung des flärkften Drudes zur Annahme zwinge.? 

Bei diefer Lage der Dinge war die Möglichkeit vorhanden, den Beginn 
der Verhandlungen mit Öfterreich, die nach Benedettis Forderung jeßt fofort 
ftattfinden follten, fo lange zu verzögern, bis die Zuſtimmung Staliens erfolgt 


ı ©, hierüber Buſch 434f. 

? Die Angabe des Generals von Blumenthal, daß Bismard den Kronprinzen um fein 
Kommen erfucht habe, gibt alfo fein ganz richtiges Bild, 

® Über die Beziehungen zu Italien f. Abſchnitt VIL 
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fei. Sch habe es früher wahrfcheinlich zu machen verfucht, daß König Wilhelm 
der an Napoleon am 18. Juli erteilten Antwort nur deshalb fchließlich zuge; 
ſtimmt hat, weil er in diefer Berufung auf Italiens mangelnde Zuffimmung 
immer noch ein Mittel zu haben glaubte, auch dem Waffenftillftand ausweichen 
zu fönnen, wenn nicht vor Beginn desfelben die Zuffimmung Frankreichs 
zu den Annerionen erfolgt fei. Eine bindende Erflärung Napoleons über 
diefen Punkt lag immer noch nicht vor; ob Öfterreich wirklich alle feine nord; 
deutfhen Verbündeten mit Ausnahme von Sacfen völlig opfern werde, 
wird aus Benedettis Mitteilungen auch nicht mit Sicherheit zu entnehmen 
gewefen fein. 

Ich möchte daher glauben, daß fih der Streit in fachlicher Beziehung 
wefentlich um die Frage gedreht hat, ob man auf Stillftandsverhandlungen 
überhaupt eingehen folle, folange Öfterreich fich über die Annerionen nicht 
erflärt habe und auf der Integrität Sachfens beharre. In formeller Be; 
siehung aber wird es fich darum gehandelt haben, ob man die mangelnde 
Zufimmung Staliens dem Kaifer Napoleon und Öfterreich gegenüber als 
Grund der Weigerung geltend machen wolle, Notwendig war e8 nicht, die 
vorherige Zuſtimmung Staliens zu haben, da nach dem Bündnisverfrage 
Italien feine Zuftimmung zum Waffenftillftand und Frieden nicht verfagen 
durfte, fobald e8 Venetien erhielt. 

Vermutlich Hat der König, entfprechend feiner Haltung vom 18. Zul, 
fih dafür ausgefprochen, mit der bezeichneten Motivierung den Beginn der 
Verhandlungen vorläufig abzulehnen, während Bismard es für richtiger 
hielt, troß der Unficherheit des Ergebniffes und der fehlenden Zuftimmung 
Italiens die Verhandlungen fofort beginnen zu laffen, in der Hoffnung, daß 
die nachträgliche Zuftimmung Napoleons zu den Annerionen noch rechtzeitig 
eintreffen, und Öfterreich fich zur Preisgabe aller Verbündeten außer Sachfen 
verftehen werde. Auch war es nicht undenkbar, daß fich Öfterreich froß der 
ausbedungenen Integrität feines eigenen und des fächfifchen Gebiets im 
Laufe der Verhandlungen noch zu Heinen Abtretungen in Form von Grenz 
berihtigungen verftehen werde, 

In welcher Form die Diskuffion verlaufen ift, wiffen wir nicht; da aber der 
Kronprinz in Nitolsburg anwefend war und Bismard auffuchte, nachdem der 
König vorher bei diefem gewefen war, fo ift e8 denkbar, daß an diefem Tage ein 
verföhnendes Eingreifen des Thronfolgers ftattgefunden hat. Vielleicht war 
es bei diefer Gelegenheit, daß der König fih an feinen Sohn mit den Worten 
wandte: „Sprih Du im Namen der Zukunft !”! Jedenfalls hat der König 
auch in diefem Falle fchließlich nachgegeben, dabei aber erklärt, daß er in einen 
Briedensfhluß ohne flarfe Gebietserweiterung auf feinen Fall willigen 

' 9. Delbräd, Erinn. an Kaifer Friedrich (Erinn,, Yuff.u. Neden ©, 83). Vgl. Lenz 117. 
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werde, und hat für den Fall, daß die jet zu beginnenden Verhandlungen mit 
einem derartigen für ihn unannehmbaren Ergebnis endigen follten, feine Ab; 
dankung in Ausficht geftellt. Bismard hat diefe Drohung des Königs benußt, 
um dem Grafen Golß den Ernft der Lage möglichft eindringlich vor Augen zu 
ftellen. Darüber, daß im Friedensvertrag Annerionen ausbedungen werden 
follten, war er mit dem König völlig einig; es fcheint aber, Daß der leßtere der 
Überzeugung gemwefen ift, das von Bismard angeratene Verfahren fei nicht ge; 
eignet, diefes Ziel zu erreichen, fondern könne Preußen in eine Zwangslage ver; 
feßen, in der es fhließlich wieder nur die Wahl zwiſchen dem Verzicht auf Anz 
nerionen oder einem Kriege gegen Frankreich und Öfterreich zugleich haben 
werde, Spielte aber, wie faum zu beftreiten fein wird, die Integrität Sachfens 
in dieſen Erörterungen eine erhebliche Rolle, fo wird auch erwogen worden fein, 
in welcher Weife man die Annerionen abgrenzen wolle, falls wirklich auf 
die Erwerbung erheblicher fächfifher Gebietsteile verzichtet werden müſſe. 
Sollte nicht Bismard dem König den Gedanken annehmbar zu machen 
verfucht haben, daß ein Erfaß für den Preußen hier entgehenden Gewinn 
in einer entfprechenden Ausdehnung der übrigen norddeutfhen Annerionen 
gefunden werden fünne? Drei big vier Millionen norddeutfcher Einwohner 
hatte man von Napoleon gefordert; diefe Gefamtzahl brauchte man nicht 
aufzugeben, wenn man auch auf Sachfen verzichten mußte. Allerdings mußte 
man fich in diefem Falle entfchließen, alle übrigen norddeutfchen gegnerifchen 
Staaten ganz zu anneftieren. Daß ein urfächliher Zufammenhang zwiſchen 
dem Verzicht auf Sachfen und der Entfcheidung für die volle Annerion der 
übrigen Staaten befteht, foheint mir aus einem Telegramm Bismards an 
Golß vom 25. Juli heroorzugehen, in dem es nach Erwähnung der Zus 
fimmung Frankreichs zur Annerion von vier Millionen fagt, diefe vier 
Millionen abforbierten, da Sachſen gefhont werden folle, ganz Hanz 
nover, Kurhefien, Oberhefien, Naffau und Frankfurt. 
Wenn diefe Äußerung auch erft etwas fpäter getan ift, fo legt fie doch 
die Vermutung nahe, daß der hier von Bismard ausdrüdlich konſtatierte 
urfächliche Zufammenhang ſich fchon früher, fobald der Verzicht auf Sachfen 
wahrfcheinlich wurde, geltend gemacht haben wird. Natürlich wollte auch 
der König nicht gern unterhalb der Summe bleiben, die erreichbar fchien; 
aber die Entfcheidung war für ihn befonders fchwer, wenn der Verzicht auf 
Sachfen, der ihm am ſich ſchon ſauer genug wurde, noch mit dem Zugeftänd; 
nis der gänzlichen Entthronung der übrigen Dynaſtien, die er zu vermeiden 





2 Yuch darauf möchte ich hinweiſen, daß im Präliminarfrieden von Nitolsburg (Hahn 
(1, 489) Art. 5 die Öfterreichifche Anerkennung der norddeutfhen Gebietsveränderungen 
ausdrüdlih als Gegenleiftung für die völlige Schonung des fächfifhen Territorialbes 
ftandes bezeichnet wird. („Dagegen verfpriht S. M. der Kaifer von Öfterreich etc.) 
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wünſchte, im innigften Zufammenhang fland. Bismard, der feinerfeits 
die Vollannerionen immer vorgezogen hatte, wird hingegen, aus demfelben 
Grunde, in dem Verzicht auf Sachfen ein Zugeffändnis erblidt haben, das 
er defto leichter machen fonnte, weil es die Löfung der übrigen Territorial; 
fragen in feinem Sinne nad fich ziehen mußte. 

Zu einem definitiven Entfhluß über diefe Frage wird es auch am 20, Juli 
noch nicht gefommen fein; diefen fonnte man verfchieben, bis die Verhand; 
lungen gezeigt hatten, wie weit Öfterreich etwa in dieſem Punkte noch nachz 
geben würde, 

Mit der Abfendung des erwähnten Telegramms von Benedetti unter 
Genehmigung des Königs war es auch entfchieden, daß die direkten 
Verhandlungen mit Öfterreich fofort beginnen follten. Die Zufimmung 
Italiens wurde auch jest ausdrüdlich vorbehalten, aber nur der Beginn 
des Stillſtands felbft, nicht der Anfang der Verhandlungen darüber, 
follte dadurch aufgehalten werden. Die Notwendigkeit, dem Grafen Golf 
noch einen beftimmten Befehl in bezug auf die Annerionen zu fenden, ergab 
fih für Bismard fowohl aus der Haltung des Königs als aus feinem 
eigenen Wunfche, beim Beginn der Verhandlungen mit Öfterreich bereits 
im Befis einer ausdrüdlichen Zufimmung des Kaifers zu den preußifchen 
Annerionen zu fein. Es war dann natürlich für ihm viel leichter, auch die 
Einwilligung Öfterreihs zu erlangen. Lehnte es der Kaifer jedoch ab, eine 
folhe Erflärung zu geben, und weigerten fich die Öfterreicher ebenfalls, ihre 
prinzipielle Zuffimmung dazu auszufprechen, fo würde Bismard zweifellos 
die Verhandlungen auf jede Gefahr hin abgebrochen haben. 

Daß aber ein neuer ausdrüdlicher Befehl notwendig war, um eine folche 
Erklärung Napoleons zu befchaffen, erhellt deutlich aus dem Verhalten des 
Grafen Golg nah dem Empfang des Telegramms vom 18. Juli. Obwohl 
ihm darin unzweideutig gefagt war, daß an einen Frieden ohne Annerion von 
3—4 Millionen norddeutfcher Einwohner nicht zu denken fei, hielt er es noch 
immer nicht für notwendig, eine bindende Erflärung des Kaifers hierüber zu 
verlangen. Nachdem er das Telegramm am 19. Juli abends erhalten hatte, 
sing er fofort zu Napoleon! und teilte ihm die erfreuliche Nachricht mit, 


» Telegramm vom 19. Juli und Bericht vom 20, Juli. In dem Telegramm wird gefagt, 
ber Kaifer und Drouyn de Lhuys feien davon befriedigt gewefen, hätten auch feine Einwens 
dungen gegen bie unmittelbare Unnerion von drei bis vier Millionen erhoben, welche der 
Kaifer ausdrüdlich als duch das Programm nicht ausgefchloffenes Detail anerkannt habe, 
Undererfeit® habe feine, des Grafen Bolt, Iufiherung wegen Norddeutfchland volllommen 
befriedigt. — Im Bericht heißt es: der Kaifer habe gegen diefe Ausführungen keine Eins 
wendung gemacht und wiederholt, daß die mehr oder weniger ausgedehnten Unnerionen in 
Norddeutſchland ein Detail feien, mit welhem man nicht von vornherein die Verhandlungen 
fomplisieren dürfte, Seine Auferungen machten auf Goltz den Eindrud, daß er in dem ing 
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daß Preußen feine Vorſchläge vom 14. Juli als Grundlage eines Stillftandg, 
wenn auch nicht des Friedens, angenommen habe; für den legteren, fügte 
er hinzu, würden noch Annerionen in dem angegebenen Umfang verlangt. 
Dies fonftatierte er aber lediglich als eine Tatfache, ohne eine Forderung 
daran zu knüpfen; er begnügte fich vielmehr mit der einfachen Wiederholung 
jener ſchon öfter von Napoleon hingeworfenen Bemerkung, diefe Dinge 
würden fpäter zu regeln fein, und Annerionen feien ja durch die Faflung 
der franzöfifchen Vorfchläge keineswegs ausgefchloffen. Daß diefe Forderung 
Preußens, wenn man ihre Erfüllung auch nicht für ausgefchloffen erklärte, 
hiermit doch in feiner irgendwie bindenden Weife vom Kaifer zugeflanden 
worden war, ſchien er wieder nicht zu bemerfen. 

Erft auf die neue Depefche vom 20. Juli hin tat Golg wirklich den Schritt, 
den Bismard längſt von ihm erwartet hatte. Nachdem er am 2ı. abends 
diefen Befehl erhalten hatte!, ging er am 22, nochmals zum Kaifer, um jeßt 
die förmliche Anerkennung der Annerionen in dem bezeichneten Umfang 
zu verlangen. Er hatte ein Schriftffüd ausgearbeitet, dag die preußifchen 
Forderungen enthielt. Es war darin zunächft gefagt, daß die Vermittlung 
des Kaifers fich nur auf Öfterreich, Preußen und Jtalien beziehe, und daß 
daher die übrigen deutfhen Staaten, mit denen befonders zu verhandeln 
fein würde, an den bevorftehenden Befprechungen nicht teilgunehmen haben 
würden. Sollte aber der Kaifer von Öfterreich auf der Einbeziehung feiner 
Verbündeten beftehen und einen Separatfrieden ablehnen, fo müßte der 
König von Preußen im Intereffe des Zufammenhangs feiner Staaten fowie 
der Konfolidierung des norddeutihen Bundes territoriale Vergrößerungen 
auf Koften der im Kriege mit ihm befindlichen norddeutfchen Souveräne 
beanfpruchen; Kaifer Napoleon möge erklären, daß er ſolche Annerionen bis 
zu einer Einwohnerzahl von vier Millionen in demfelben Maße unterflügen 
werde, wie die von ihm am 14. Juli vorgefehlagenen Friedensgrundlagen. 

Der Kaifer erklärte fich fofort einverftanden, hielt jedoch die Fortlaffung 
der erften Säße für wünfchenswert, da fie Öfterreich kränken könnten, und 
ermächtigte Gol& nur, in feinem Namen zu erklären, daß er im Laufe der 
Verhandlungen fich den von Preußen in Anfpruch zu nehmenden Annerionen 
in Norddeutfchland Big zur Einwohnerzahl von vier Millionen nicht allein 
nicht widerfegen, fondern diefelben auch als billig anerkennen und befürz 
worten werde. Er äußerte hierbei nur den Wunfch, daß das Königreich 
Sachſen nicht befeitigt werden möge. Golß glaubte erwidern zu können, daß 





Auge gefaßten Umfang der Annerionen weder eine Unbilligfeit noch eine Benachteiligung 
der franzöfifchen Intereffen erblidte. Die Worte des Kaifers Flingen hier noch ausmweichender 
als in der Faffung des Telegramms, 

ı Bericht vom 23. Juli, 
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dies nicht finder Abficht des Königs liegen dürfte, wohl aber die Annerion 
Leipzigs und des Bautzener Kreifes notwendig werden könnte. Der Kaifer 
hatte hiergegen nichts. Die Annerion von Hannover und Kurheffen erkannte 
er ausdrüdlich als zwedmäßig an. Er wollte fogar die Einverleibung der 
thüringifchen Staaten zulaffen, was Golg mit der Bemerkung zurückwies, 
daß diefe fich ja loyal gegen Preußen benommen hätten, Endlich ſchlug 
Napoleon noch vor, Preußen möge Oberheffen einverleiben und den Groß 
berzog von Darmftadt durch Rheinbayern entfchädigen. Golß erklärte, über 
die Abfichten feiner Regierung in diefer Beziehung und namentlich Hinficht- 
lich Bayerns nicht orientiert zu fein. Aus einer Nußerung, die der Kaifer 
hierbei tat, im Zufammenhang mit vorhergehenden, ihm damals unver; 
ftändlich gemwefenen Anfpielungen Drouyn de Lhuys, ſchloß Graf Goltz, daß 
Napoleon dabei eine Grenzreftififation zugunften Frankreichs im Sinne habe, 
welche er vor dem definitiven Friedensfhluß in Anfpruch nehmen wolle! 

Noch am 22. Zuli ließ Goltz auf felegraphifhem Wege eine kurze Melz 
dung über diefe Unterredung und die Genehmigung der Annerionen durch 
Napoleon nah Nifolsburg gelangen?, tat aber dabei von dem Wunfche des 
Kaifers nach einer Grengberichtigung feine Erwähnung. Dies Telegramm 
traf am 23. Juli in Nikolsburg ein, als dort eben die offisiellen Verbands 
lungen mit den öfterreichifchen Vertretern beginnen follten. 

Denn nach der Annahme der Vorfehläge Napoleons durch Preußen und 
Hfterreich waren unter Vermittlung Benedettis ohne weitere Schwierigkeiten 
die näheren Bedingungen der fünftägigen Waffenruhe vereinbart worden, 
und am 22. Juli abends waren bereits die öfterreichifehen Bevollmächtigten 
in Nifolsburg eingetroffen.’ 





ı Zum Schluß erflärt Goltz noch, daß er nach feiner Meinung alles erreicht habe, was 
möglich fei; er hoffe, daß daraus ein intimeres und dauernderes Verhältnis zwifchen Preußen 
und dem Kaiſer entfiehen werde als je vorher, und feste den politifchen Wert eines folchen 
Zufammengehens auseinander, 

® Am Telegramm vom 22. Juli meldete Golß, der Kaifer habe ihn ermächtigt mitzuteilen, 
daß er bei den Friedensverhandlungen nicht allein der Annektierung von 4 Millionen Nord⸗ 
deutſcher nicht widerfprechen, fondern diefelbe als billig anerkennen und empfehlen werde. 
Er wünfhe Schonung von Sachſen, halte Annerion von Hannover, Kurheffen und nörd⸗ 
lihem Zeil von Großherzogtum Heffen für zweckmäßig, [heine aber letzteres durch Rhein— 
bayern entfhädigen zu wollen. (Bol. Sybel s, 290.) 

° Die offizielle Mitteilung über die öfterreichifhe Annahme der franzöſiſchen Vorfchläge 
und der Waffenrube erfolgte durch ein Schreiben Gramonts an Benedetti vom 20, Juli, 
angel. in Nifolsburg ar. Juli. Bismard, dem e8 von Gramont mit einem Begleitfchreiben 
hberfandt wurde, erhielt die Ermächtigung, es felbft zu lefen. Da aber in Gramonts Schreiben 
nicht ganz Mar gefagt war, daß es fih um die Unnahme der Vorfchläge vom 14. Juli handle, 
erwiberte Bißmard am a1. Yuli, der König bewillige die Waffenruhe nur in der Vorauss 
feyung, daß diefe gemeint feien; zugleich machte er im Auftrag des Könige genauere Vors 
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Gleich nach ihrer Ankunft fand eine vertrauliche Befprechung zwiſchen 
Bismard und dem Grafen Karolyi ftatt, über deren Eindrud der erftere uns 
mittelbar darauf an Goltz telegraphiertet: es fcheine ihm, als ob Öfterreich 
Sachſen retten wolle, aber bereit fei, feine übrigen Verbündeten in Nord- 
deutfchland zu opfern und auf ihre Koften ſich herauszuziehen. An demfelben 
Abend fand auch eine Befprechung zwifchen Bismard und dem König flat, 
über die wir durch Abeken einiges erfahren. Diefer fehreibt am folgenden 
Tage an feine Fraue: „Als geftern abend Graf Bismard bei ihm (dem 
König) war, hat er zum erfienmal einen Rüdblid auf die ganze Vergangen; 
heit geworfen, von den Schwierigkeiten gefprochen, die er ſchon als Prinz von 
Preußen, dann in den erften Jahren feiner Regierung gehabt — und nun 
endlich von dem fpäten „Abendrot“, das feinem Alter noch zuteil geworden 
fei, und hat dann den Minifter unter Tränen umarmt.“ 

Was mag wohl den Anlaß zu diefer tiefen Bewegung des Königs ges 
bildet haben? Offenbar ift ja Bismard unmittelbar nach feiner Beſprechung 
mit Karolyi zum König geeilt, um ihm deren Ergebnis mitzuteilen. Man 
wundert fich aber, daß der König hierüber zunächft fo erfreut gewefen fein foll, 
während er fpäter die größten Bedenken gegen die Genehmigung der von 
HÖfterreich zugeftandenen Bedingungen zeigte. Indeffen wird von den Eins 
zelheiten, die nachher den größten Streit erregten, in jener erſten Befprehung 
noch gar nicht die Nede gewefen fein, fondern Bismard hatte aus ihr nur, wie 
ja auch fein Telegramm an Golß zeigt, den einen wefentlichen Eindrud davon, 
getragen, daß Öfterreich, abgefehen von feinem ſchon durch die Annahme des 
franzöfifchen Programms zugeftandenen Ausſcheiden aus Deutfchland, bereit 
fei, alle feine norddeutfchen Verbündeten, mit Ausnahme von Sachfen, zu 
opfern, d. h. alfo erhebliche norddeutſche Annerionen zuzugeſtehen. Über 
den Umfang derfelben ſcheint noch nicht näher gefprochen worden zu fein, 
wie die Beratungen des nächften Tages zeigen; aber ſchon daß Öfterreich 
feine prinzipiellen Einwände gegen diefes dringende Verlangen des Königs 
erhob, war von außerordentlihem Wert. Noch war ja die Meldung von 
Golg über Napoleons Zuftimmung zu den Annerionen nicht angelangt; noch 
immer beftand alfo die Befürchtung, die den König am 18. und 20. Juli fo 
lebhaft bewegt hatte, daß Öfterreich gegen die Annerionen überhaupt Eins 
wendungen erheben könne, daß Frankreich hierin feinen Verftoß gegen das 
ſchläge über den Zeitpunkt des Beginns und Ablaufs und die fonftigen näheren Bedingungen 
der fünftägigen Waffenruhe, Er ließ jest fofort die Nachricht in die Preffe bringen, daß 
Sſterreich fich bereit erklärt habe, aus dem deutfchen Bunde auszutreten, und einer Rekon⸗ 
ſtruktion desfelben ohne feine Beteiligung zuzuſtimmen; diefe Notiz follte als Meldung aus 
Paris erſcheinen. (Telegramm an Werther vom 2ı. Juli). 


ı Telegramm vom 22. Juli, 
2 AUbefen ©. 340, 
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Friedensprogramm erbliden werde, und daß Preußen fih dann genötigt 
fehen fönne, die Verhandlungen abzubrechen, auf die Gefahr hin, den Kaifer 
Napoleon den Gegnern dadurch in die Arme zu treiben. Diefe Befürchtung 
war jeßt geſchwunden; die Ausfiht auf ein Gelingen des Friedenswerfes 
war durch dies Zugeftändnis Öfterreichs erheblich geftiegen; der Weg, deffen 
Betreten Bismard am 18. und 20. Juli fo mühſam durchgeſetzt hatte, fchien 
wirklich zum Ziele zu führen. So begreifen wir es, daß der König durch diefe 
Mitteilung von ſchwerer Sorge befreit wurde, und diefem Gefühl durch 
feine Worte und die Umarmung des Minifters Ausdrud gab.! 

Bevor am nächften Tage die eigentlichen Verhandlungen begannen, 
machte Bismard den Verſuch, Benedetti und den Grafen Barral zur Teil; 
nahme daran zu befimmen. An Benedetti wird er fich vermutlich erft ge; 
wandt haben, nahdem er am 23. Juli früh die Meldung des Grafen Goltz 
über Frankreichs Zuftimmung zur Annerion von vier Millionen Einwohnern 
erhalten hatte; da die Annerion von Hannover, Kurheffen und Oberheſſen 
von Napoleon ausdrücklich als zweckmäßig anerkannt war, und in bezug 
auf Sachſen nur Schonung, nicht aber unbedingt volle Integrität verlangt 
wurde, fo mochte es Bismard nüslich erfcheinen, den Vertreter des Kaifers 
bei den Verhandlungen zu haben, damit diefer ihm helfen könne, etwaige 
Bedenken der Öfterreicher gegen die Ausdehnung der Annerionen zu zer⸗ 
fireuen. Die Zusiehung des Grafen Barral wäre natürlich fehr wertvoll 
gewefen, wenn diefer in der Lage gemwefen wäre, die Zuftimmung Italiens 
zum Abfchluß des Waffenftillftands und der Präliminarien auszufprechen. 
Da er aber erklären mußte, ohne Vollmacht zu fein, fo mußte man zumächft 
von der Beteiligung Staliens abfehen und deffen fpätere Zuffimmung zu 
den zu treffenden Vereinbarungen vorbehalten.: Auch Benedetti weigerte 
fih an den Beratungen teilzunehmen, da er aus Paris die ausdrüdliche 
Anweifung erhalten hatte, der Kaifer betrachte feine Vermittlung als ers 
loſchen, nachdem es ihm gelungen fei, die Annahme feines Friedenspros 
gramms durch Preußen und Öfterreich durchzufegen, fo den Waffenſtill⸗ 
ftand zu fichern, und den Zufammentritt der Unterhändler zur Vereinbarung 
des Friedens zu erreichen.? 


* Möglicherweife lönnte auch in diefer Beſprechung die endgültige Zuftimmung des Königs 
zu den Vollannerionen erfolgt fein. 

» Telegramm an Ufedom vom 22, Juli, Bismard hält Barral für ernftlich frank und 
wundert fi, daß Govone noch nicht angelangt ift. Auch am 24. Juli war noch feine italies 
niſche Vollmacht dba; Bismard teilte damals Golg mit, daß die Waffenruhe um weitere fünf 
Tage verlängert werden folle, wenn Italien bis zum Ablauf der Frift feine Zuſtimmung zu 
einem formellen Stillftande noch nicht erflärt habe, (Erlaß vom 24. Juli.) 

’ Notban 317. — Über die Gründe der Nichtbeteiligung franzdfifher Vertreter fiehe 
Sybel 4284f. und Thbimme 435 Anm, Am wahrſcheinlichſten ift e8 doch, daß Napoleon 
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So traten denn Bismard und Moltke allein am 23. Juli mit den drei 
Öfterreichifchen Bevollmächtigten zu der erften offiziellen Sigung zuſammen. 
Bismard hatte bereits einen Entwurf der Friedenspräliminarien mitgebracht, ! 
der als Grundlage der Verhandlungen dienen follte.2 Er enthielt noch nichts 
über die Behandlung Sachfeng, fah hingegen die Yufnahme Bayerns in den 





feine Vermittlung deshalb formell als erlofhen betrachtet wiffen wollte, weil er die ſchon 
geplante Anmeldung feiner Kompenfationsforderung mit der Stellung eines Vermittlers 
nicht für vereinbar hielt. 

ı Ein Protokoll über die Verhandlungen [heint nicht geführt worden zu fein, Auch Sybel 
hat offenbar außer der gedrudten Literatur (Rothan, Beuft, Sriefen, Vitzthum von Edftädt) 
und den gleichzeitigen Depefchen an Golg fowie den verſchiedenen Entwürfen der Prälis 
minarien feine weiteren Quellen zur Verfügung gehabt, Solcher Entwürfe find zwei vorz 
handen. Der erfte ift von Abeken gefchrieben und mit Korrekturen von Bismard verfehen. 
Er ift undatiert, jedoch hat Abeken nachträglich mit Bleiftift darauf bemerkt: „Allererfter 
Entwurf zu Präliminarien. Nikolsburg den 22. oder 23. Juli“, Der zweite Entwurf ift 
ebenfalls von Abeken gefchrieben und undatiert und trägt die nachträgliche DBleiftiftnotiz: 
„Zweiter Entwurf 22. oder 23. Juli“, Diefe nachträglichen Notizen zeigen, daß auch Abeken 
fpäter nicht mehr genau wußte, an welchen Tagen die einzelnen Entwürfe niedergefehrieben 
worden find. Daraus, daß in dem erfien Entwurf von dem Schidfal Sachſens nicht bes 
fonders die Rede ift, fondern diefes Land offenbar mit unter die Beftimmungen des 
Artikels 2 (Zuſtimmung Öfterreichs zu den in Norddeutfchland vorzunehmenden Territorial; 
veränderungen) fallen follte, fowie aus der ganz abweichenden Faſſung des Artikels 2 
überhaupt (f. unten) fchließe ich, daß diefer erfte Entwurf ohne die von Bismard hinzu 
gefügten Korrekturen als Grundlage der erften Befprechung gedient hat und vor diefer aufs 
geftellt, wahrfcheinlich von Bismard diktiert war. Die Korrekturen Bismards halte ich für 
Änderungen, die infolge der erften Befprehungen mit den Öfterreichern, fei es während 
der Verhandlungen felbft, fei e8 nach deren Beendigung angebracht worden find; dasfelbe 
nehme ich von der auf befonderem Blatt beigelegten neuen Faffung des Artikels 2 und dem 
auf Sachfen bezüglihen Separatablommen an. Den zweiten Entwurf, der im mwefentlichen 
dem forrigierten erſten Entwurfe entfpricht, halte ich für die Grundlage, die Bismard zu 
der zweiten Verhandlung am 25. Juli mitbrachte; die darin vorgenommenen Korrekturen, 
welche den endgültigen Tert ergeben, für das Reſultat diefer zweiten Verhandlung, 

2 Der endgültige Tert der Präliminarien ift gedrudt bei Hahn, Bd.ı, S. 488. Ich 
notiere im Folgenden die Abweihungen der Entwürfe, fomweit fie fachliche Bedeutung haben. 
Ah bezeichne dabei den erſten Entwurf ohne die Korrekturen Bismards mit A, denfelben 
Entwurf in der von Bismard Eorrigierten Geftalt mit B, den zweiten Entwurf in feiner ur⸗ 
fprünglihen Faſſung mit C, und in der von Bismard forrigierten Geftalt mit D. 

Artikel 1. Der erſte Sag fehlt in A, B und C und ift in D von Bismard auf befonderem 
Blatt hinzugefügt. — Die legten Worte lauten in A: „Mit Vorbehalt der in Artikel 4 ges 
teoffenen näheren Verabredungen.“ In B ift die endgültige Faffung von Bismard hineinz 
forrigiert. 

Artikel 2 lautet in A: „S. M. der Kaifer von Öfterreich erklärt fein bisheriges Verhältnis 
zum deutfchen Bunde für feine fämtlichen, in denfelben einbegriffen gemwefenen Territorien 
gelöft, erkennt die Auflöfung des Bundes als rechtlich und faktifch vollgogen an und verfpricht 
gegen die Bildung eines neuen deutfhen Bundes ohne Beteiligung des äfterreihifhen 
Kaiferftaates, innerhalb deffen S. M. der König von Preußen ein engeres Bundesverhältnis 
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Frieden vor, unter der Bedingung, daß von diefem Staate eine Kriegs; 
foftenentfchädigung gezahlt werde, und die Abtretung von Gebietsteilen zus 
gefichert werde, die zur Entfhädigung des Großherzogs von Heffen für den 


der norddeutfhen Staaten untereinander neben den nationalen Beziehungen der letzteren 
zu den ſüddeutſchen Staaten begründen wird, feine Einwendungen zu erheben.” In B hat 
er durch eigenhändige Korrektur Bismards zunächft folgende Faffung erhalten: „S. M. der 
Kaifer von Öfterreich fheidet aus dem deutfchen Bunde, erfennt die Auflöfung desfelben an 
und verfpricht die Bildung eines neuen Bundes ohne Beteiligung des öſterreichiſchen Kaifers 
fiaates und das von S. M. dem Könige von Preußen herzuftellende engere Bundesverhältnig 
der norddeutfhen Staaten untereinander anzuerkennen.” Die endgültige Faffung ift in B 
auf einem befonderen eingelegten Blatte von der Hand Abekens hinzugefügt. 

Artikel 3. In A fehlt der legte Teil („mit der Maßgabe uſw.“); ebenfo in B und C; erft 
in D ift der fehlende Sa auf befonderem Blatte von Bismards Hand gefchrieben hinzugefügt. 

Artikel 4. In A flieht anſtatt go Millionen: „. . . Millionen”, Ebenfo in B. In C 
Ao Millionen“. — In A ſteht anftatt 15 Millionen: „ı2 Millionen”; ebenfo in B; in C 
„ı5 Millionen“. — Der Schluß lautet in A: „Mit 12 Millionen Talern in Abzug gebracht 
werden. Bis zur Zahlung dee Summe von... .... Millionen wird Preußen das 
Öfterreihifhe Schlefien befegt halten.” In B hat Bismard dies folgendermaßen korrigiert: 
„Mit 12 Millionen Talern in Abzug gebracht werden. Bis zum definitiven Friedensfchluß 
wird Preußen Böhmen und Mähren und big zur Zahlung der Summe von. . . Millionen 
das öſterreichiſche Schlefien befegt halten.” C wie B. In D hat Bismard die definitive 
Faffung am Rande hinzugefügt. 

Artikels. Fehlt in A; in B ift auf befonderem Blatte von Abekens Hand der fpätere 
Artikel s hinzugefügt, aber in Geftalt eines befonderen Nebenvertrages. Der Wortlaut wich 
in Abekens Konzept von der definitiven Faſſung noch infofern ab, als der legte Saf lautete: 
„Dagegen verfpriht S. M. der Kaifer von Öfterreich, fämtliche von S. M. dem Könige von 
Preußen in dem Teile Deutfchlands, welcher nördlich des Mains belegen ift, zu treffenden 
neuen Einrichtungen, einfhließlih der Territorialveränderungen unter Ausdehnung der 
Grenzen der preußifchen Monarchie anzuerkennen. Vorftehender Separatartifel foll gleiche 
Kraft und Geltung wie die Konvention felbft haben und in gleicher Weife wie diefe und in 
Berbindung damit ratifigiert werden.” Der endgültige Tert ift bereits in B durch Korrekturen 
Bismards hergeftellt und auch die Einreihung in den Hauptvertrag felbft vorgenommen 
worden. 

Artikel 6. (In A: 5) iſt in der definitiven Faffung ausgefallen. Er lautete in A 
„S. M. der König von Preußen erflärt fich bereit in den auf die gegenwärtigen Präliminarien 
zu begründenden Frieden auch S. M. den König von Bayern mit einzufchließen und nad 
Abſchluß des Friedens feine Truppen aus dem bayrifhen Gebiete zurüdzugiehen, fobald 
S. M. der König von Bayern fich verpflichtet, die Summe von ..... Millionen Talern 
an S. M. den König von Preußen als Beitrag zu den Kriegskoften zu zahlen und S. 8. 9. 
den Großherzog von Heffen für diejenigen nördlich des Mains gelegenen Gebietsteile in 
Land zu entfhädigen, welhe S. K. H. der Großherzog bei der neuen Ordnung der terris 
torialen Verhältniffe in Norddeutſchland an Preußen abtreten wird,” Ebenfo in B, nur find 
bie Worte „in Land” durchſtrichen. CO: „S. M. der König von Preußen erflärt fich bereit, ben 
Beitritt zu dem auf die gegenwärtigen Präliminarien zu begründenden Frieden auch S. M. 
bem König von Bayern offen zu halten.” In D ift auch diefer Sat durch Streichung getilgt, 

Artitel 6 der definitiven Faſſung (in A 6, in B 7, in © 7, in D wieder 6) lautet in As 
„S. M, der König von Preußen macht fih anheiſchig, vor Ratifikation diefer Übereinkunft 
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Berluft von Oberheſſen dienen follten.! Befonders intereffant ift aber die 
Faſſung, die in diefem Entwurf dem zweiten Artikel gegeben war. Er follte 
lauten: „S. M. der Kaifer von Öfterreich erklärt fein bisheriges Verhältnis 
zum deutfchen Bunde für feine famtlichen in denfelben einbegriffen geweſenen 
Territorien. gelöft, erkennt die Auflöſung des Bundes als rechtlich und faktifch 
vollzogen an und verfpricht gegen die Bildung eines neuen deutſchen Bundes 
ohne Beteiligung des öfterreichifchen Kaiferftaates, innerhalb deſſen S. M. 
der König von Preußen ein engered Bundesverhältnis der norddeutfchen 
Staaten untereinander neben den nationalen Beziehungen der leßteren zu 
den füddentfchen Staaten begründen wird, feine Einwendungen zu etz 
heben.“ 

Hieraus geht deutlich hervor, daß Bismard noch jetzt froß der Annahme 
des franzöfifhen Friedensprogramms einen geſamtdeutſchen Bund ohne 
Hfterreich glaubte herftellen zu können, innerhalb defien der norddeutſche 
Bund nur eine engere Vereinigung bilden follte. Es deckt fich dies vollftändig 
mit den Abfichten, die wir aus feiner Inſtruktion vom 9. Juli und einzelnen 
fpäteren Äußerungen glaubten erkennen zu können. An ein gefamtdeutfches 
Parlament wird er hierbei nicht mehr gedacht haben, wohl aber an einen 
gemeinfamen Bundestag, gemeinfame Wirtfehaftspolitif und eine gegenz 
feitige Garantie des Befisfiandes gegen auswärtige Angriffe, wie dies alles 
ja bereits vor 1866 durch den alten deutfchen Bund und den Zollverein vor⸗ 
handen gewefen war. 

In der Verhandlung felbft fcheint zunächft die Ausdehnung der preußifchen 
Annexionen bei den Öfterreichifchen Vertretern Bedenken hervorgerufen zu 
die Erklärung feines Verbündeten, S. M, des Königs von Stalien, über feinen Beitritt zu 
den Friedenspräliminarien und zu dem auf diefelben zu begründenden Frieden zu bes 
ſchaffen, fobald dag venetianifche Königreich durch beſtimmte AUbtretungserflärung S.M. des 
Kaifers der Franzofen an S. M. den König von Stalien übergeben fein wird.” Ebenfo in 
B und C; in D ift durch Korrekturen Bismards die definitive Faſſung hergeftellt. 

Artikel 7 (in A 7, in B8, in C 8, in D 7) anftatt: „in binnen längftengs zwei Tagen 
bat A: „binnen . . . Tagen“; ebenfo B; in C die definitive Faffıng. 

Artifel 8 (A 8, Bund C 9, D 8). Die Entwürfe haben nur formelle Abweichungen. 

Yrtifelg (B und C 10, in D 9) fehlt in A, und iſt in D von Abeken hinzugefügt, lautete 
bier jedoch in feinem legten Teile: „und die Faiferlich äfterreihifchen und königlich ſächſiſchen 
bzw. königlich bayriſchen Streitkräfte andererfeits abfchließen, deffen nähere Bedingungen 
in militärischer Hinficht fogleich geregelt werden follen.” Ebenfo in C; in D find die Worte: 
„rein. königlich bayrifche Streitkräfte” ducchfteihen, und Bismard hat dafür gefohrieben: 
„Der mit Bayern und, fobald fie darum nachfuchen, mit den fühdentfhen Staaten duch 
Vermittlung Bayerns abzuſchließende Waffenftillftand wird an demfelben Tag beginnen.“ 
Die definitive Faffung iſt von Bismard auf befonderem Blatte in D hinzugefügt worden. 

ı Diefer Paſſus fcheint darauf hinzudenten, daß der Entwurf erft nah dem Eintreffen 
der Depefche des Grafen Goltz vom 22. Juli fertiggeftellt worden ift, da er doch wohl auf bie 
Anregung Napoleons, die Goltz in jener Depefche übermittelte, zurüdzuführen if. 
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haben. Wenigſtens berichtet Benedetti!, der vermutlich von öfterreichifcher Seite 
über den Verlauf der Verhandlungen genau informiert worden fein wird, 
Bismard habe erklärt, wenn das Wiener Kabinett der Vergrößerung Preu; 
ßens in Norddeutfhland nicht zuffimme, müffe er die Verhandlungen ab; 
brechen. Er habe fodann dag Telegramm des Grafen Golg vorgelegt, worin 
die Zufimmung Franfreihs zur Annerion von vier Millionen Einwohnern 
ausgefprochen war, und darauf hätten die äfterreichifchen Bevollmächtigten 
ihren Widerfpruch aufgegeben und nur unbedingt darauf beftanden, daß 
weder Öfterreich felbft noch Sachfen irgendeinen Gebietsverluft erleiden 
dürften? Halte Preußen eine Veränderung der fohlefifchen Grenze für notz 
wendig, fo könne diefe nur auf dem Wege eines Gebietsaustaufches herbeis 
geführt werden.” Da Bismard bei den ihm befannten Anfhauungen des 
Königs auf diefe Forderungen nicht ohne weiteres eingehen konnte, fo mußten 
diefe Punkte zunächft zurüdgeftellt werden, bis weitere Inſtruktion eins 
geholt worden fei. Zweifelhaft könnte es erfcheinen, ob die Öfterreicher bereits 
in diefer Sitzung die Forderung geftellt Haben, die ihnen von ihrem Kaifer 
vorgefchrieben war, daß Sachfen nicht dem norddentfchen, fondern dem ſüd⸗ 
deutfchen Bunde angegliedert werden folle, und ob Bismard darauf ſchon 
jest die fategorifche Erflärung abgegeben hat, daß ein Beharren auf diefem 
Verlangen den fofortigen Abbruch der Verhandlungen nach fich ziehen müſſe. 
Es ift jedoch wahrfcheinlich, daß auch diefe Frage am 23. Juli erörtert wurde, 
weil offenbar Graf Karolyi in Wien nochmals angefragt hat, bevor er hierauf 





ı Bol. Rothan zırf. Nah feinen Mitteilungen fol Bismard auch fofort den 
Ausſchluß der Vertreter der übrigen deutfchen Staaten von den Verhandlungen verlangt 
haben. 

* Wahrfcheinlich Haben die öſterreichiſchen Vertreter die Zuftimmung ihres Kaifers zu den 
geplanten Annerionen nur als möglich oder wahrfheinlich hingeftellt, aber noch nicht direkt 
ausgeſprochen, fondern Einholung definitiver Weifung vorbehalten, da Bismard in feiner 
Denkfhrift vom 24. Juli nur fagt: „Wenn Öfterreich dafür, wie es fcheint, feine anderen 
Verbündeten in Norddeutfchland völlig aufopfert”. Hätte ſchon ein definitives Zugeſtändnis 
vorgelegen, fo würde fih Bismard wohl beftimmter ausgedrückt haben, 

° Ganz fonderbar ift die Behauptung Rothans, Öfterreich habe zunächft, wenn Preußen 
die volle Integrität Sachſens zugeftehe, die Abtretung von 25 Auadratmeilen öſterreichiſchen 
Gebietes in Schlefien angeboten; Bismard habe dies zurüdweifen müffen, da der König 
durchaus auf der Abtretung fächfifhen Gebietes beftanden habe. Später, nachdem es ihm 
gelungen fei, den König in diefer Beziehung zum Nachgeben zu beſtimmen, fei Bismard auf 
das frühere AUnerbieten der Öfterreicher zurüdgelommen; da dieſe aber ſich inzwiſchen vers 
fihert hätten, daß auch Frankreich für die volle Integrität Öfterreichs und Sachſens fei, [0 
bätten fie jett jede Gebietsabtretung verweigert, In diefer Form ſcheint die Erzählung 
nicht recht glaublih, und man wird zu ihrer Würdigung erft das Erfcheinen der urkundlichen 
Orundlage, das heißt der Berichte Benedertis felbft in den folgenden Bänden der Origi- 
nos diplomatiquen, abwarten mäffen. 
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verzichtete; hierzu wäre aber feine Zeit gewefen, wenn diefe Erörterungen, wie 
Sy bel e8 darfiellt, erft am 25. Juli flattgefunden häften.! 

In welcher Weife die Erörterungen über die Einbeziehung Bayerns in 
den Frieden verlaufen find, vermag ich nicht zu fagen?; vermutlich hat Öfter; 
reich feinen befonderen Wert auf diefen Punkt gelegt, fih auch nicht für be; 
vollmächtigt gehalten, die geforderten Bedingungen im Namen Bayerns 
zuzugeftehen; wenigſtens ift in dem zweiten Entwurf der Präliminarien, der 
auf Grund der Ergebniffe der erſten Sigung redigiert wurde, der ganze 
Bayern betreffende Artikel erfet durch die Worte: daß der König von Preußen 
fi bereit erfläre, Bayern den Beitritt zu dem gegenwärtigen Vertrage 
offenzuhalten. Auch diefer ziemlich inhaltsleere Sat ift dann fpäter noch ge; 
fteichen worden. 

Über die Höhe der von Öfterreich zu zahlenden Kriegskoftenentfhädigung 
walteten ebenfalls Differenzen ob. Wie hoch die erfte preußifhe Forderung 
war, läßt fich aus dem Entwurf der Präliminarien nicht erfehen?; nur fo viel 
seht daraus hervor, Daß von der Gefamtfumme, die jedenfalls nicht niedriger 
als auf 4o Millionen Taler bemeffen fein wird, lediglih ı2 Millionen in 
Abzug kommen follten, die Öfterreich nach den Abmachungen des Wiener 
Friedens noch wegen Schleswig-Holfteing zu fordern hatte, 

An der von Bismard gewählten Faffung des zweiten Artikels haben 
' die Öfterreicher offenbar Anſtand genommen; er iſt gänzlich umgearbeitet 
‚worden und hat wohl auf Grund diefer erften Befprechung bereits feinen 
endgültigen Wortlaut erhalten. Bekanntlich wich er auch fo noch von der 
Formulierung, die Golg dem franzöfifchen Programm gegeben hat, infofern 
nicht unerheblich ab, als er nur fagte, daß die fünlih vom Main gelegenen 
Staaten das Recht haben follten, in einen Verein sufammenzutreten, deſſen 
nationale Verbindung mit dem norddeutfchen Bunde näherer Verfländigung 
zwifchen beiden vorbehalten Bleibe, aber die Worte wegließ, wonach diefer 
Verein eine unabhängige völferrechtliche Eriftenz genießen follte. Öfterreich 
ſcheint hiergegen feine Bedenken gehabt zu haben. 

Die Zuſtimmung Hfterreichs zu den norddeutfchen Annerionen wurde 
sufammen mit der Schonung Sachfens zunächft in einen befonderen Neben 


ı ©, hierüber Beuft 14f. Vitzthum 284f. 

2 Befanntlih war auch Minifter v. d. Pfordten in Nitolsburg eingetroffen, wurde aber 
von Bismard zu den Verhandlungen nicht zugelaffen. Bismard erklärte ihm jedoch, daß 
Bayern auf jeden Fall bedeutende Gebietsabtretungen werde machen müffen, und Pfordten 
war darüber fo erfchroden, daß er die Hilfe des franzöfifchen Gefandten anrief, S. Rothan 
321. 

° Im erfien Entwurf ift an ber Stelle, wo die Zahl fiehen follte, eine Lüde gelaffen. 
Im zweiten Entwurf ſteht 40 Millionen; jedenfalls wird die urfprüngliche Forderung nicht 
geringer gewefen fein, 
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vertrag gebracht, welcher ebenfo lautete, wie der fpätere Artikel 5 der Präliz 
minarien und nur zum Schluß noch den Zufaß enthielt, daß diefer Separat⸗ 
artikel gleiche Kraft und Geltung wie die Konvention felbft haben und in 
gleicher Weife wie diefe und in Verbindung damit ratifisiert werden folle. 

Als Punkte, über die man fich nicht geeinigt hatte, blieben demnach die 
Antegrität Sachfeng, die Abtretung eines öſterreichiſchen Grenzſtriches, die 
Höhe der Kriegskoftenentfhädigung und die Zugehörigkeit Sachfens zum 
norddeutfchen oder füddentfchen Bunde übrig. Da die Bevollmächtigten in 
diefen Punkten nicht weitergelangen fonnten, ohne an ihre Auftraggeber zu 
berichten, fo famen fie überein, am folgenden Tage feine Sitzung zu halten, 
um eine entfprechende Berichterftattung zu ermöglichen und erft am 25. Juli 
von neuem zufammenzufreten. Bismard war entfchloffen, dem König zum 
Nachgeben in bezug auf die Integrität Öfterreichs und Sachfens und auf 
die Höhe der Kriegskoften zu raten, da er die übrigen Zugeſtändniſſe Öſterreichs 
fo erheblich fand, daß es ſich nicht ohne, für die Differenz den Krieg fortzu⸗ 
feßen; auch hatte er aus den Befprehungen den beflimmten Eindrud ge; 
wonnen, daß Öfterreich in diefen Punkten nicht weiter nachgeben werde. 

Noch am Nachmittage des 23. Juli wird Bismard dem König einen 
vorläufigen mündlichen Bericht erfiattet haben, und zwar in Anweſenheit 
des Kronprinzen, da ung Abeken erzählt!, daß fich an diefem Tage, während 
Bismard mit Benedetti beim Diner faß, der König und der Kronprinz ans 
melden ließen und num eine lange Konferenz zwifchen ihnen flattfand. Offen: 
bar war der König nicht geneigt, ohne weiteres nachzugeben, und es fam an 
diefem Tage noch feine Einigung zuſtande. 

Da Bismard mit feiner Anſchauung beim König auf Widerftand ftieß, 
verfaßte er am 24. Juli die große Dentfchrift, die bei Sybel vollftändig abs 
gedruckt iſt.“ Ihr Inhalt ift befannt; ich erinnere hier nur kurz an den weſent⸗ 
fihen Gedankengang. 

Der günftige Zeitpunkt darf nicht verfäumt werden. Frankreich hat bie 
Annerionen in dem geforderten Umfang zugeftanden, ohne Kompenfationen 
zu verlangen; aber man kann nicht wiffen, ob der Drud der öffentlichen 
Meinung den ſchwankenden Kaiſer nicht doch noch zu einer Veränderung 
feiner Haltung treiben wird. Auf eine Unterftügung der von Frankreich 
und Sſterreich zugeflandenen Bedingungen oder gar noch mweitergehender 
Forderungen durch Rußland und England ift nicht zu rechnen. Erreicht 
Preußen den Ausſchluß Öfterreihs aus dem Bunde, die Einverleibung von 
SchleswigsHolftein, Hannover, Kurheffen und Naffau und ein Verhältnis 
su Sachfen, wodurch das Heer diefes Landes ganz zu Preußens Verfügung 

ı Mbelen ©, 339. B — 

Sybel S. 294—299. 4 Uhr nachmittags an den König abgeſandt. 
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geftellt wird, fo ift damit ein Ziel erreicht, wie es beim Ausbruch des Krieges 
niemals geftedit werden konnte. Iſt dies jest ficher zu haben, fo darf man das 
ganze Refultat nicht wieder in Frage ftellen, um einige Duadratmeilen Landes 
oder wenige Millionen Kriegskoften über das zugeflandene Maß hinaus von 
Hfterreich zu erlangen.! Das Auftreten der Cholera in der Armee läßt zudem 
die Fortſetzung des Feldzuges nicht unbedenklich erfcheinen. Demgemäß be; 
antragt Bismard, die Einverleibung der genannten Gebiete durch eine Ge; 
feßesuorlage an den preußifchen Landtag zu vollziehen; da Öfterreich und 
Frankreich zugeflimmt hätten, fei von feiner Seite ernftlicher Widerfpruch zu 
befürchten. Bei der unberechenbaren Wichtigkeit der Entfheidung habe er 
diefen Vortrag fchriftlich und in amtlicher Weife erftattet, und wünfche amtlich 
zu Eonftatieren, daß jede Erfehwerung des ſchleunigen Abfchluffes behufs Erz 
langung nebenfächlicher Vorteile gegen feinen Nat erfolgen würde, wenn er 
auch bereit fei, jede vom Könige befohlene Bedingung in den Verhandlungen 
pflihtmäßig zu vertreten. 

Es ift daher nicht richtig, wenn Bismard in den Gedanken und Er; 
innerungen behauptet, daß er für den Fall der Ablehnung feines Antrags 
feine Entlaffung gefordert habe. Dies kann auch nicht etwa mündlich bei 
Überreichung der Denkfchrift gefchehen fein, da fich ja der Minifter in dem 
legten Satze ausdrüdlich bereit erklärt, auch bei Ablehnung feines Antrags 
die Verhandlung auf Grund der königlichen Befehle weiter zu führen. Er 
will nur amtlich feinem Heren, und, wie wir hinzufügen dürfen, urkundlich 
der Nachwelt gegenüber feftftellen, daß für die Ablehnung der von Öfterreich 
zugeftandenen Bedingungen ihn feine Verantwortung treffe, fondern allein 
den König. Er will ferner durch diefen fchriftlichen Bericht feinem Heren noch 
einmal die große Wichtigkeit der zu treffenden Entfheidung recht lebhaft vor 
die Augen ftellen.? 





Es fieht meines Erachtens außer Zweifel, daß ſowohl die Worte „einige Duadratmeilen 
Landes“ als „wenige Millionen Kriegskoften“ fich auf Öfterreich beziehen, der König alfo 
nach Bismards Meinung immer noch auf einer öfterreichifchen Landabtretung beftand, 

2 Die mündlichen Erläuterungen, die Bismard nach Ged. u. Er. 44f. zu der Denkſchrift 
gegeben haben will, fiehen m. €. zu ihrem Inhalt nicht im Widerfpruch; denn es handelt 
fi ja in ihnen auch um die Integrität Öfterreihs und um eine eventuelle Fortfegung des 
Krieges, falls die von Öfterreich gemachten Zugeftändniffe vom König als ungenügend ab⸗ 
gelehnt würden. Allerdings haben wir feine Gewißheit darüber, ob diefe Gedanken wirklich 
fo neben der Denkfchrift vorgetragen worden find; möglich ift, daß er auch hier eine Reihe 
von Argumenten, die er im ganzen Verlauf der Verhandlungen zu verfchiedenen Zeitz 
punkten vorgetragen hatte, zufammengefaßt hat. — Zur Kritif der ganzen Erzählung des 
äußeren Hergangs fei noch darauf hingemwiefen, daß die Denkfchrift am 24. Juli nach⸗ 
mittags 4 Uhr an den König gefchidt wurde, während Bismard es fo darftellt, als habe er 
fie dem König perfönlich überreicht. — Zur Interpretation der Denkfchrift im allgemeinen 
vgl. ferner Lenz S. 119f. Thimme 452f. Buſch 4a2f. — Bufch irrt darin, daß er ans 
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Bismard hat durch diefe Denkfhrift den gewünfchten Erfolg erzielt. Der 
König hat fie ihm am folgenden Tage mit einer Reihe von eigenhändigen 
Randbemerkungen wieder zugeftellt, in denen er ausdrüdlich die Nichtigkeit 
von Bismards Ausführungen anerkannte! Von einzelnen Punkten, an 
denen er Anftoß nahm, erwähnt er nur die Integrität Sachfens. Am Schluß 
faßt der König fein Urteil dahin zufammen: Wenn froß diefer pflichtmäßigen 
Vertretung vom Befiegten nicht dag zu erlangen fei, was Armee und Land 
zu erwarten berechtigt feien, d. h. eine ſtarke Kriegskoftenentfchädigung von 
Sfterreich als dem Hauptfeind oder Landerwerb in einigem in die Augen 
fpringenden Umfange, ohne das Hauptziel zu gefährden, fo müffe der Sieger 
vor den Toren Wiens in diefen fauren Apfel beißen und der Nachwelt das 
Gericht dieferhalb überlaffen. 

Bismard erzählt bekanntlich in feinen Gedanken und Erinnerungen, daß 
der König feine Zuftimmung zu feinen Anträgen in einem mit Dleiffift an 
den Rand einer feiner legten Eingaben gefchriebenen Marginale gegeben habe 
ungefähr des Inhalts: „Nahdem mein Minifterpräfident mich vor dem 
Feinde in Stiche läßt, und ich hier außerſtande bin, ihm zu erfegen, habe 
ich die Frage mit meinem Sohne erörtert, und da fich derfelbe der Auffaffung 
des Minifterpräfidenten angefchloffen hat, fehe ich mich zu meinem Schmerze 





nimmt, Bismard wolle in den Ged. u. Er. den Inhalt der Denkſchrift felbft angeben, während 
er doch diefe als durch Sybels Mitteilung befannt vorausfeßt und nur von den Erläuterungen 
ſpricht, die er mündlich noch dazu gegeben habe. Ebenfo ift es unrichtig, wenn Bufch meint, 
daß in der Denffchrift felbft von einer Gebietsabtretung Öfterreichs feine Nede mehr fei und 
daß durch die früher ausgefprochene en bloc-Annahme der Vorfchläge des Kaifers Napoleon 
die Integrität Öfterreichs bereits definitiv zugeftanden gemwefen fei. Er läßt dabei aufer 
acht, daß von franzöfifcher Seite ſtets die Zuläffigkeit Heinerer Grenzabtretungen, welche 
die Machtſtellung Öfterreihs im großen und ganzen unberührt ließen, zugegeben worden 
ift. Der von Buſch verfuchte Beweis, daß es fih bei den von Bismard gegebenen Aus; 
führungen um den Inhalt einer zweiten zu einem früheren Zeitpunkt eingereichten Denk 
ſchrift Handle, ift in keiner Weife erbracht worden; auch habe ich oben bereits darauf bins 
gewiefen, daß ſich feine zweite Denkfhrift vorfindet, Bismard bat bei feinen Ausführungen 
in der Tat die Dentfhrift vom 24. Juli im Auge und irrt nur darin, daß er den Abs 
drud Sybels für unvollftändig hält; er ift hierzu offenbar deshalb gekommen, weil er fich 
ju erinnern glaubte, daß er in der Denffchrift feine Entlaffung gefordert habe, und weil 
hiervon in bem gedrudten Terte nichts fand. Außerdem ift zu der Darftellung von Bufch 
(8, 453) noch zu bemerken, daß Sachſen nicht fo fehr aus Nüdficht auf Frankreich, fons 
bern vielmehr auf das dringende Verlangen Öfterreihs aus der Lifte der zu annektierenden 
oder wenigſtens ſtark zu verfleinernden Staaten gefteichen worden iſt. Napoleons Wider, 
fpruh dagegen würde faum fehr nachhaltig gewefen fein und berubte überhaupt wohl nur 
darauf, daß er beflimme mußte, Oſterreich werde von dieſer Bedingung nicht abgeben, 
fonbern lieber das ganze Briedenswerf fheitern laffen, 

’ Die fahlih bedeutfamftien Nandbemertungen hat Sybel &, 298 dem Inhalt nach 
mitgeteilt, 
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gezwungen, nach fo glänzenden Siegen der Armee in diefen fauren Apfel zu 
beißen und einen fo ſchmachvollen Frieden anzunehmen.” 

Es kann wohl faum einem Zweifel unterliegen, daß Bismard bei diefer 
Erzählung diefe Randnote des Königs im Gedächtnis gehabt hat.! Da die höchſt 
begeichnende Wendung vom Beißen in den fauren Apfelin der Randnote wieder; 
fehrt, fo kann man an der Identität nicht wohl zweifeln. Der Wortlaut hat 
fih in Bismards Gedächtnis außerordentlich verfhoben und zu einer Pointe 
zugefpist, welche die Driginalbemerfung durchaus nicht hat. Möglich ift 
natürlich, daß Worte wie „fauler Friede” in den mündlichen Diskuffionen 
über den Gegenfland vom König einmal gebraucht worden find. Dagegen 
fann das Wort vom Verlaſſen vor dem Feinde auch mündlich wohl faum 
gefallen fein, da Bismard mit feiner Entlaffung ja gar nicht gedroht hat, 
jedenfalls in dem Zeitpunkt nicht, in welchem die Nandnote des Königs ges 
fohrieben wurde. Alle Bemerkungen des Königs zu der Denffchrift find in 
einem fo ruhigen und fachlichen Ton gehalten, daß man aus ihrem Wortlaut 
felber heraus gar nicht auf den Gedanken fommen würde, daß ihnen ein 
heftiger Kampf vorausgegangen fei. Es muß natürlich fraglich bleiben, in; 
wieweit etwa die Erzählung, die Bismard von diefer Auseinanderfegung 
gegeben hat, durch die Erinnerung an die Borgänge bei der früheren Meinungs; 
verfchiedenheit am 18. Juli getrübt worden iſt; zweifellos ift ja, daß Big; 
mard in feiner fpäteren Erinnerung die verfchiedenen Debatten nicht aus; 
einandergehalten hat. Aber auch das möchte ich nicht ohme weiteres anz 
nehmen, daß bei jenem früheren Zufammenftoß von Bismard feine Ent 
laffung wirklich für den Fall der Ablehnung feiner Vorſchläge gefordert 
worden ſei; unzweifelhaft war doch die legte Entfcheidung vom 25. Juli 
die fachlich weitaus wichtigere und folgenreichere?; wurde am 18. Juli die 





ı Diefe Möglichkeit ift bereits angedeutet worden von Lenz ©. 124., wo auch 
die Varianten der Erzählungen angegeben find, die Bismard zu verfchiedenen Zeiten 
über diefe Randnote gegeben hat. Der von Bufch mit Recht hervorgehobene Unterfchied 
im Ton zwifchen beiden Randnoten beruht lediglich darauf, daß fih in Bismards fpäterer 
Erinnerung die ganzen Vorgänge und auch diefe Worte des Königs verfhärft und zu einer 
falfhen Pointe zugefpist hatten, Wenn Thimme 448 heroorhebt, daß erft in diefen Rand; 
noten des Königs ein ficheres Zeichen dafür vorliege, daß diefer feinen Widerfpruch gegen 
die Bollannerionen aufgegeben habe, fo iſt dag richtig; hinzuzufügen wäre nur, daß er Voll; 
annerionen wenigftens als Marimalforderung ſchon früher gebilligt hatte (vgl. ©. 612f.), 
und daß die definitive Zuffimmung nach dem, was ich oben ©. 639 ausgeführt habe, jeden; 
falls fhon ein paar Tage vor dem 25. Juli erfolgt fein wird. 

»Ich bin hier ganz entgegengefester Meinung wie Bufch, der Seite 428 darzutun fucht, 
e8 habe fih am 24. und 25. Juli nur noch um Kleine, im Zufammenhang des Ganzen wenig 
bedeutende Schwierigkeiten gehandelt. Schon die befannte Eintragung König Wilhelms in 
feinen Erinnerungstalender vom 24. Juli („Schwerer Entfhluß, die Integrität Öfterreihs 
und Sachſens zu bemwilligen“) hätte ihn von einer fo geringen Einfhägung diefer Differenz 
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fofortige Bewilligung der Waffenruhe vor Eintreffen einer franzöfifchen Er; 
Härung über die Annerionen wirklich abgelehnt, fo war damit das Friedens; 
werk noch feineswegs gefheitert, da man immer noch hoffen konnte, daß diefe 
Zufimmung in kurzer Zeit erfolgen und Napoleon ſich fo lange gedulden 
werde; wurden aber am 25. Juli diejenigen Forderungen zurüdgemwiefen, 
von denen Öfterreich unter feinen Umftänden abgehen wollte, fo bedeutete 
das ohne jeden Zweifel die Fortfegung des Krieges. Daß auch Bismard 
diefe zweite Auseinanderfegung für die wichtigere hielt, geht daraus hervor, 
daß er nur dies eine Mal zur Niederlegung feiner Anträge in einer offi- 
siellen Denkſchrift griff, und daß er fie allein in feinen Memoiren erwähnt; 
die ganzen Kämpfe mit feinem König, die fich in Wahrheit wenigftens über 
eine Woche erfiredten, haben fich in feiner Erinnerung in diefem Höhepunkte 
fongentriert, und alle übrigen Einzelheiten find aus feinem Gedächtnis ver; 
ſchwunden. Wenn er alfo bei diefem ihm felbft fo viel wichtiger erfcheinenden 
Anlaß nicht zu einem Entlaffungsgefuch griff, wird man dies ohne Beweis 
auch bei den früheren Zufammenftößen nicht vorausfegen dürfen.! 

Daß der Kronprinz, der in diefen entfcheidenden Tagen wiederholt in 
Nifolsburg war, dem König im Sinne Bismards zugeredet haben wird, 


abhalten follen. — Das von Lettow⸗Vorbeck 2, 678 mitgeteilte Telegramm des Königs 
an feine Gemahlin vom Morgen des 24. Juli („Karolyi gefprochen, eigenes Wiederfehen, 
Anträge genau diefelben, die ich am 22. ſchrieb. Unglaublich, doch wahr! Kriegskoften noch 
Differenz”) find ohne Kenntnis des Briefes vom 22. Juli, auf den darin Bezug genommen 
wird, nicht mit Sicherheit zu interpretieren, können aber unmöglich bedeuten, daß damals 
bereits, abgefehen von den Kriegskoſten in allen Punkten volles Einverftändnis erzielt ges 
wefen fei. Wiffen wir doch beftimmt, daß Öfterreich damals noch nicht einmal die Zugehörig⸗ 
keit Sachfens zum norddeutfhen Bunde definitiv zugeftanden hatte. Sollte der König 
damit haben fagen wollen, daß er innerlich bereits entfchloffen fei, die Integrität Öfterreichs 
und Sachfens zuzugeftehen, und nur an einer hohen Kriegskoftenentfhädigung feftzuhalten, 
fo müßte man annehmen, daß er Bismard über diefen Entfchluß abfichtlich noch im Dunkeln 
gelafien habe, um ihn zu möglichft langem Fefthalten an den weitergehenden Forderungen 
anzutreiben; denn, wenn Bismard diefen Entfhluß am 24. morgens ſchon gefannt hätte, 
fo würde die Einreihung feiner großen Denkſchrift überflüfig gemwefen fein. Übrigens gibt 
von LettowsBorbed das Datum des Telegramms nicht ganz genau an, ebenfo wenig 
wie die Duelle, aus welcher feine Kenntnis von dem Wortlaut ſtammt. Sollte es vielleicht 
erft am Abend des 24. Juli nad dem Empfang von Bismards Denffchrift, oder gar erft 
am Morgen des 25. Yuli nah der Genehmigung der Denffchrift, aber vor Beendigung 
ber letzten Verhandlungen mit den öfterreichifhen Delegierten abgefchidt fein? 

’ Allerdings hat Bismard ſchon im März 1867 Bennigfen bei einem Diner erzählt, er 
babe bei diefem Konflikt feine Entlaffung angeboten und erft das habe gewirkt (H. Onden, 
Bennigfen 2, 31), Uber auch feine übrigen Angaben in diefem Gefpräch über die Milols; 
burger Vorgänge find fo ſtarl in dem Sinne übertrieben, ihn als den einzigen erfcheinen 
zu laffen, der für einen vernünftigen Frieden eingetreten fei, daß ihr Wert als Quelle für 
die tatfählihen Vorgänge nicht hoch eingefhägt werden fan, In Unterhaltungen beim 
Mittageffen wird eben manchmal leicht ein Wort zuviel gefagt. 
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ift ſehr wahrfcheinlich; ob es aber deffen wirklich bedurft hat, um die Genehmi⸗ 
gung des Herrfchers herbeizuführen, könnte bei dem ruhigen und fachlichen 
Zon der Eöniglihen Nandbemerfungen beinahe zweifelhaft erfcheinen. Es 
zeigt fih in ihnen nirgends ein leidenfchaftliches, fehwer zu befiegendes Anz 
kämpfen gegen ihm unwürdig erfcheinende Zumutungen, fondern eine Stim; 
mung fehmerzlicher aber gefaßter Nefignation; König Wilhelm fieht feldft 
vollftändig ein, daß fein großer Ratgeber recht hat, und bringt diefer Erkennt; 
nis, nicht einem äußeren Drud oder Einfluß, feine widerfirebenden Empfin⸗ 
dungen zum Opfer. 

Inzwiſchen hatten auch die öſterreichiſchen Unterhändler aus Wien die 
Erlaubnis erhalten, auf Sachſens Zugehörigkeit zum Südbunde zu verzichten. 
Kaifer Franz Joſef hatte die Entfheidung darüber, ob diefer Differenz wegen 
der Krieg weiterzuführen fei, in ritterlicher Weife dem in Wien anweſenden 
König Johann von Sachfen überlaffen. Diefer aber hatte in richtiger Wür; 
digung der Lage unter Zurüdftellung aller perfönlichen Wünfche und Empfin; 
dungen alsbald erklärt, daß er die Verantwortung dafür nicht auf fich nehmen 
fönne und fich diefer preußifchen Forderung unterwerfen wolle! 

Unter diefen Umſtänden war es möglih, am 25. Juli zu einer voll 
ffändigen Einigung über die Friedenspräliminarien zu gelangen. Bismard 
hatte einen neuen Entwurf hergeftellt, in welchem die Integrität Sachfeng und 
Öſterreichs (außer Venetien), die Herabfegung der Kriegskoften auf 2o Mil; 
lionen?, dagegen aber auch die Zuſtimmung ſterreichs zu den in Nord⸗ 
deutfchland vorzunehmenden Territorialveränderungen ohne jede weitere Ein; 
fhränfung und der Beitritt Sachfens zum norddeutfchen Bunde vorgefehen 
waren. Bayern wurde jeßt nur infofern erwähnt, als auch ihm und, wenn 
fie darum nachfuchen würden, den übrigen ſüddeutſchen Staaten, ein Waffen; 
ftillftand bewilligt werden follte. Bismard hat in der Sitzung, um alles 
Denfbare für die Erfüllung der Wünfche feines Herren zu fun, noch den 
Vorſchlag gemacht, daß Öfterreich einen Teil der Kriegskoften in Land ent; 
‚richten möge; da aber eine Gebiefsabtretung auch in diefer Form von den 





ı ©, Vitzthum 285. 

2 Bol, über die verfchiedenen Entwürfe S. 645 Anm.2. In bezug auf die Kriegskoften ent⸗ 
hielt der zweite Entwurf anfänglich noch die Forderung von go Millionen, wovon 15 Millionen 
wegen der SchleswigsHolfteinifhen Forderungen Öfterreichg abgerechnet werden follten; am 
Nande hat Bismard hinzugefügt: „Und als Aquivalent der freien Verpflegung, welche die 
preußifche Armee bis zum Friedengfchluffe in den von ihr offupierten öfterreichifehen Landes; 
teilen haben wird, mit 5 Millionen in Abzug gebracht werden, fo daß nur 20 Millionen bar 
zu zahlen bleiben.” In diefer Form ift der Artikel in die definitive Faffung der Präliminarien 
übergegangen. Zweifelhaft bleibt es, ob Bismard diefe Korrektur erft während der Ver; 
handlungen oder ſchon früher vorgenommen hat; das erftere ift wohl das Wahrſchein⸗ 
lichere, 
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öfterreichifehen Vertretern unbedingt zurücdgemwiefen wurde, fo ließ er ſchließ⸗ 
lich diefe Forderung fallen. Die Präliminarien wurden dann endgültig ver; 
einbart und am folgenden Tage unterzeichnet. 

Blicken wir von hier aus noch einmal zurüd auf die Differenzen, die 
zwifhen dem König und Bismard während der Verhandlungen hervor; 
getreten find, und fragen wir ung, was von der Darftellung der Gedanfen 
und Erinnerungen den zeitgenöffifhen Duellen gegenüber aufrechtzuerhalten 
ift. Die Angaben über den äußeren Verlauf der Dinge find, wie wir gefehen 
haben, völlig preiszugeben; die Haupffrage aber ift doch, ob Bismard den 
inneren Gegenfas der Anfhauungen und Beftrebungen richtig und voll; 
ftändig zum Ausdrud gebracht hat. 

Unzmweifelhaft hat Bismard fhon damals jede überflüffige Verlegung 
Hfterreichs im Intereſſe fünftiger guter Beziehungen vermeiden wollen. Am 
Harften hat er dies am 16. Juli Stofch gegenüber ausgefprochen!; aber auch 
feine Verfuche, die von dem Kaiferftaate zu fordernde Landabtretung auf 
ein möglichft geringes Maß zu befchränfen, und fein Beftreben, den Sieges; 
einzug in Wien zu verhindern, deuten auf den gleichen Gefichtspunft hin. 
Aber auch der König hat Öfterreich durchaus nicht vernichten oder auf die 
Dauer zurüdftoßen wollen. Die Heinen Abtretungen, die er forderte, ſchienen 
ihm offenbar nicht fo verlegend, daß daraus eine heftigere DVerbitterung 
hätte folgen müffen, als aus dem Zorn über die Niederlage an fich und 
der Aufopferung jedes Einfluffes in Deutſchland. Daher hat er troß des 
Verlangens nach Abtretungen von vornherein einen fpäteren Vertrag mit 
dem Kaiferftaat ins Auge gefaßt. Nur fo viel wird man alfo fagen können, 
daß er ftärfer geneigt war, die auch bei ihm vorhandene Nüdficht auf die 
Zukunft hinter dem Streben nach einem Har in die Augen fallenden Refultate 
des großen Sieges zurüdtreten zu laffen. 

Der Wunfh nach Zurüderoberung folcher Gebiete, die dereinft feinem 
Haufe gehört hatten, ift bei dem König gewiß vorhanden gemwefen und läßt 
es erflärlich erfcheinen, warum er von Hannover gerade DOftfriesland, und 
fpäter von Bayern gerade Kulmbach fordern wollte. Aber dafür liegt in 
ben gleichzeitigen Duellen fein Anhaltspunkt vor, daß er jemals ernftlich ver; 
ſucht haben follte, füdlih vom Main gelegene ehemals hohenzollernfche Ge; 
biete, wie Ansbach zu erwerben. Gewiß ift im Hauptquartier von Anfang 
an auch darüber gefprochen worden, was man von den ſüddeutſchen Staaten 
fordern folle, da man ja zunächft gar nicht erwarten konnte, daß Öfterreich 
fih auf einen Separatfrieden unter Preisgabe feiner Verbündeten einlaffen 
werbe, Uber ein Streben nach dem Gewinn fübdentfcher Gebiete für Preußen 
teitt weder in der erften Aufzeichnung des Königs hervor, noch hat Benedetti 

ı Stof b, Dentw, ©, 102, 
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bei feiner Audienz am 12. Juli derartige Wünfche wahrgenommen. Auch hätte 
Wilhelm unmöglich am 16. Zuli feine Genehmigung zu den früher erwähnten 
Depefchen an den Grafen Golg geben fönnen, wenn er damals noch einen 
erheblichen Wert auf die Erwerbung ſüddeutſcher Gebiete gelegt hätte; denn 
die Einverleibung einiger norddentfcher Gebiete und die Gründung eines 
norddeutfchen Bundes wurde darin ausdrüdlich als genügendes Nefultat des 
Kampfes bezeichnet. Es ift alfo wohl ausgefchlofien, daß der König jemals 
ernftlich die ganzen fränkiſchen Markgrafſchaften gefordert habe; möglich ift, daß 
er folhe Wünfche gelegentlich in den mündlichen Diskuffionen hat ducchbliden 
laffen; aber fchon die vor dem Kriege an Frankreich gemachten Zufagen mußten 
e8 als untunlich erfcheinen laffen, derartige Forderungen wirklich zu ftellen. 

Sobald man dann am 19. Juli darüber einig geworden war, daß 
zumächft mit Öſterreich allein abgefchloffen werden folle, verloren Die 
Süddeutſchland betreffenden Fragen an aktuellem Intereffe. Aber auch, als 
man in Nitolsburg die Möglichkeit noch einmal erwog, Bayern in den Prä⸗ 
liminarfrieden einzufchließen, war von feiner anderen Abtretung die Rede, 
als von einer Entfchädigung Heffen-Darmftadts, die nur in rheinpfälzifchen 
oder unterfräntifchen Gebieten hätte beftehen fünnen. Ein definitiver Bes 
ſchluß über diefe Dinge ift in Nifolsburg noch gar nicht gefaßt worden. Freis 
lich bat der König bei den fpäteren Separatverhandlungen mit Bayern an 
der Erwerbung von Kulmbach und anderen nördlich des Main gelegenen 
Diſtrikten feftgehalten; aber es ift fehr wohl möglich, daß er dazu erſt von 
feinem Gefichtspunft einer Beftrafung aller Gegner aus gelangt ift, nachdem 
die anfangs geplanten Abtretungen Bayerns an Darmfladt durch den Ver; 
gicht Preußens auf Oberheffen in Fortfall gefommen waren. Jedenfalls 
haben wir für dag frühere Auftauchen diefes Gedantens fein einwandfreieg 
Zeugnis, und e8 liegt nahe, zu vermuten, daß Bismard in feiner fpäteren 
Erinnerung manches von dem, was fpäter in Berlin erwogen wurde, 
verfehentlih in die Nifolsburger Tage zurüdverlegt hat. In Berlin hat 
Bismard ficher den Gefihtspunft der Schonung Bayerns mit Nüdficht 
auf deffen Fünftige Bundesgenoffenfhaft zur Geltung gebracht, während 
dem König diefe Zukunftspläne problematifch, und ein gegenmwärtiger Lands 
erwerb greifbarer und folider erfcheinen mochte. In Nikolsburg hat aber 
auch Bismard erhebliche Landabtretungen Bayerns in den Präliminarien 
ſtipulieren wollen, falls es in diefe einbegogen werde, Er mag ia dabei 
den beflimmten Wünfchen des Königs nachgegeben haben, wie er es im 
Beginn der Verhandlungen auch in Berlin getan hat; aber vielleicht ift doch 
auch für ihn der Wert der bayrifchen Freundfchaft erft fo erheblich geftiegen, als 
die Anmeldung der franzöfifchen KRompenfationsforderung einen neuen großen 
Krieg faft als unmittelbar bevorſtehend erfcheinen ließ. Die Zurüdweifung 

Brandenburg, Interfuchungen. 42 
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Pfordtens von den Nifolsburger Verhandlungen möchte ich weniger auf die 
bayrifchen Pläne des Königs zurückführen, als auf das Streben Bismards, 
mit den übrigen deutfhen Staaten erft zu verhandeln, wenn die norddentfchen 
Annerionen definitiv gefichert feien. 

Ob fchon damals oder erft in Berlin von einer Vergrößerung Badens auf 
bayriſche Koften die Nede gemwefen ift!, laffe ich dahingeftellt. Der fchon er- 
wähnte Gedanke der Entfhädigung Darmftadts durch Stüde der Rheinpfalz 
ift von Napoleon angeregt und in Nifolsburg fehon befprochen worden, hat 
aber größere Bedeutung auch erft während der Berliner Verhandlungen 
erlangt. Sehr zweifelhaft erfcheint eg mir, ob wirklich an eine Entfhädigung 
Sachſens mit bayrifchen Gebieten für die Abtretung einzelner Landesteile an 
Preußen gedacht worden ift; denn, da Sachfen ja unter allen Umftänden zum 
Norddeutfchen Bunde gehören follte, hätte darin eine Ausdehnung des Bunz 
desgebietes nach Süddeutfchland gelegen, die mit den Zuficherungen an Kaifer 
Napoleon im fchroffften Widerfpruch geftanden hätte. Arch läßt fich nicht gut 
vorftellen, wie ein zufammenhängendes fächfifches Staasgebiet durch Erz 
werbung fränfifcher Landesteile hätte entftehen können, wenn Preußen, wie 
Bismard dies als der Abficht des Königs entfprechend bezeichnet, das weftliche 
Sachſen für fi genommen hätte. 

Wie fteht es aber mit Bismards Angabe, daß er als die wefentliche Aufz 
gabe Preußens die Herftellung deutfchrnationaler Einheit unter Führung des 
Königs von Preußen bezeichnet und mit Rüdficht darauf die Schonung der 
fünftigen Teilnehmer eines deutfchen Gefamtbundes befürwortet habe?“ Ges 
wiß haben wir eine Reihe von Anzeichen dafür gefunden, daß er auch in diefer 
Beziehung die Zufunftsmöglichfeiten nie aus dem Auge verloren hat. Aber 
das geht doch aus allen feinen Worten und Handlungen unzweifelhaft hervor, 
daß e8 ihm zunächſt nur auf möglichfte Stärkung der preußifchen Machtftellung 
und die engere Vereinigung Norddeutfchlands unter preußifcher Leitung ana 
fam, Er fah hierin, ebenfo wie der König, das Wefentliche und wollte die 
weitere Entwidlung der Zeit überlaffen. Das war ja von Anfang an feine 
Meinung gewefen, daß ein einiges und vom Ausland unabhängiges Deutſch⸗ 
land nur durch ein ſtarkes Preußen gefchaffen werden könne; alfo galt e8 zus 
nächſt, Preußen fo ſtark wie möglich zu machen, dann würde ſich das Weitere 
bei geeigneter Gelegenheit ſchon finden. Hätte er dem Streben nad) einer 
Gefamteinigung die erfte Stelle in feinen Erwägungen eingeräumt, fo würde 
auch für ihn das Bedenken Geltung haben müffen, welches Goltz beunrubigte, 
daf eine zu flarfe Vergrößerung Preußens und eine zu firaffe Unterordnung 
der norddeutſchen Staaten die Südflaaten von einem fpäteren Eintritt in 


’ ©, unten Kapitel 9, 
’ Diefe Ungabe Bismards wird ohne weiteres angenommen von Briedjung 2, 4174 
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den Nordbund abfchreden und dadurch die fpätere Öefamteinigung erfchweren 
werde. Sp dachte aber Bismard damals nicht; für ihn war das Erftrebeng; 
wertere ein ſtraff organifierter und dem preußifchen Einfluß völlig unterge; 
sröneter Nordbund mit befonderem Parlament und daneben eine Iofere Ver; 
einigung mit dem Süden. Wir können alfo in diefer Hinficht einen wefent; 
lichen Gegenfaß zwifchen ihm und dem König faum annehmen. 

Mit der Frage der Annerionen hängt der andere große Gegenfaß zus 
fammen, von dem Bismard berichtet. Der König, fagt er, habe feinen der be; 
fiegten Staaten völlig vernichten, aber von jedem ein Stüd für Preußen neh; 
men wollen, während er felbft fich gegen die Teilnahme verftümmelter Staaten 
an dem neu zu begründenden Bunde gewehrt habe. Nun fteht e8 aber feft, daß 
Bismard, obwohl er ſchon in dem Erlaß vom 9. Zuli die VBollannerionen als 
dag erfirebenswertefte Ziel hinftellte, fich nicht nur in dem gleichen Aktenſtück, 
fondern ebenfo in einer Reihe fpäterer Telegramme an Goltz damit zufrieden 
erklärt hat, wenn Preußen erhebliche Teile der feindlichen norddeutfchen Staa; 
ten erhalte. Gewiß hat er auch hier auf die Wünfche des Königs Nüdficht neh; 
men müffen; aber er hat doch offenbar diefe Meinungsverfchiedenheit nicht 
als ſo bedeutfam angefehen, daß er es für feine Pflicht gehalten hätte, fich un; 
bedingt gegen Teilannerionen zu wehren, Die feharfen Kämpfe mit feinem 
Herrn hat er nicht wegen diefer, fondern wegen anderer Fragen geführt. Das 
Beflimmende war für ihn offenbar weniger der Wunfch, feine verffümmelten 
Staaten in den neuen Bund zu befommen, als die Herftellung eines gefchlof; 
fenen Staatsgebiets und die Abneigung dagegen, daß in dem neuen Bunde 
außer Preußen noch größere Staaten vorhanden feien, die wenig geneigt fein 
würden, fich unbedingt unterzuordnen. Ich leugne natürlich nicht, daß Big; 
mard derartige Erwägungen angeftellt hat, wie er in den Gedanken und Er; 
innerungen angibt. Gewiß haben fie dazu beigetragen, ihm die volle Annerion 
als das bei weitem Befte erfcheinen zu laffen; aber ficherlich find fie damals 
nicht fo wichtig und geradezu entfcheidend für fein Verhalten geweſen, wie er 

es fpäter darftellte; er würde fich auch mit Teilannerionen begnügt haben, 
wenn Napoleon in diefer Richtung beftimmte Forderungen geftellt oder der 
König der Vertreibung ganzer Dynaftien unüberwindlichen Widerftand ent; 
gegengefegt hätte, Wie immer hatte Bismard auch bei diefer Gelegenheit 
mehrere Möglichkeiten im Auge und war nur beftrebt, die nach Lage der Dinge 
erreichbare befte von ihnen zu verwirklichen. 

ı In einem Briefe König Wilhelms an Bismard vom 14. Auguft wird betont, die das 
mals von Rußland geäußerten dynaftifhen und Annerionsbedenten fiimmten überein mit 
feinen eigenen und Bismards erften Anfihten, bis wohin fie fih hätten handeln laffen, 
wenn Frankreich und Öfterreich nicht fofort die große Annerion zugeftanden hätten. Die 


Fortfegung zeigt, daß es fih dabei um das Fortbeftehen der Dynaftien bei Verkleine; 
rung ihrer Länder, alfo eben um Teilannerionen handelt. Vgl. S. 661 Anm. 4. 
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Ich kann alſo Bismard nicht als einen fo prinzipiellen Gegner der Teil; 
annerionen betrachten, wie er fich fpäter hingeftellt hat, fondern höchfteng zu⸗ 
geben, daß er Vollannerionen vorzog, wenn fie ohne ernften Konflikt mit den 
auswärtigen Mächten und dem eigenen König zu haben waren. 

Hat aber der König wirklich eine befondere Vorliebe für die Teilannerionen 
gehabt und der Einverleibung ganzer Länder prinzipiell widerftrebt? Die Be; 
trachtung der Einzeluorgänge hat ung allerdings einige Anhaltspunkte dafür 
geboten, daß diefe Frage zu bejahen fein dürfte. Aber aus welchen Motiven 
follen wir das erklären? Möglich, daß er wirklich aus Gerechtigfeitsgefühl eine 
gleihmäßige Beftrafung aller Gegner gewünfcht hat; möglich, daß er Daher die 
volle Annerion einzelner feindlicher Länder, während andere ganz unge; 
fhmälert bleiben follten, als eine Ungerechtigkeit empfand.! Aber wie war 
mit diefem Standpunkt firenger Gerechtigkeit der Plan einer Vergrößerung 
Badens vereinbar, deflen Bismard ebenfalls gedenft und an dem der König 
noch im Auguft fefthielt? Hatte doch Baden genau fo gut wie alle übrigen 
gegen Preußen gekämpft und würde alfo vom Standpunkt der Gerechtigkeit 
aus die gleiche Strafe wie fie, nicht aber eine Belohnung verdient haben. Und 
wie konnte der König, nachdem er auf Gebietserwerbungen füdlich vom Main 
verzichtet, und damit die Integrität der feindlichen füddeutfchen Staaten mit 
Ausnahme Bayerns zugeftanden hatte, überhaupt noch Abtretungen von 
einem der Befiegten verlangen, wenn er den ſtrengen Gerechtigfeitsftandpunft 
wahren wollte? Ich möchte glauben, daß Bismard hier den Gegenfaß, um 
den es ſich gehandelt hat, doch in ein etwas ſchiefes Licht rückt. Er betont zu 
ausſchließlich das Gerechtigfeitsgefühl des Königs und läßt dafür ein anderes 
Motiv vollftändig zurücdtreten, nämlich die ſtreng legitimiftifche Denkweiſe des 
Herrfhers von Gottes Gnaden. Oder follten dem König die VBollannerionen 
wirklich nicht deswegen befonders bedenklich geweſen fein, weil ihm die Beſei⸗ 
tigung ganzer Dynaftien als ein revolutionärer Akt und als eine Durchbre; 
hung des Prinzips der göttlichen Einfeßung des Königtums erſchien? 

Daß man einem befiegten Feinde Teile feines Gebietes abnahm, war zu 
allen Zeiten üblich geweſen und galt als febftverftändliches Recht des Siegers; 
fonnte aber ein Mann von der Art König Wilhelms es leicht vor feinem Ge; 
wiffen verantworten, feinen Standesgenoffen die ihnen von Gott verliehene 
Autorität über ihre Untertanen ganz und gar zu entreifen? Man wird auch 


’ Dafi derartige Gefihtspunfte bei dem König wirklich eine große Rolle gefpielt haben, 
jeigt 4. ®, die Aufzeichnung des Grafen Bray ©. 109 aus dem Auguſt 1866, wonach Biss 
mard damals ſchon gefagt hat: „Er, Bismard, habe aber Politik zu treiben, nicht bloßem 
perfönlihen Gefühl und Bamilienreminiszenzgen Rechnung zu tragen, auch liege ihm nicht 
ob, bie Molle ber Nemefis für gegen Preußen begangene Sünden zu übernehmen, dazu 
möge ſich der König an feinen Kultusminiftee wenden,” 
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ohne befondere Zeugniffe fagen können, daß folhe Bedenken ihm nahe gelegen 
haben müffen; wie erfahren aber auch ausdrüdlich von Stofch!, daß derartige 
Gedanken den König und den Kronprinzen während diefer Verhandlungen 
ftarf beunruhigt haben. Auch Zar Alerander II. hat fofort diefe Erwägung 
angeftellt, als er von den preußifchen Annerionsabfihten erfuhr und hat fie 
noch im Auguſt in Höchft eindringlicher Weife bei König Wilhelm zur Geltung 
zu bringen verfucht. Ihn ängflige die Entthronung ganzer Dynaftien, hat er 
zu dem preußifchen Vertreter General von Manteuffel geäußert?; diefe Dys 
naftien beruhten auf demfelben Boden von Gottes Önaden wie fein und des 
Königs Haus. Er erblide, wenn König Wilhelm hierauf beftände, nicht Stär; 
fung, fondern Schwächung des monarchiſchen Prinzips. Sollte König Wil; 
helm felbft von diefer Schen gar nichts empfunden haben? Wir brauchen nur 
daran zu denken, mit welcher inneren Abneigung er noch nach vielen Jahren 
die Männer betrachtet hat, die ohne Bedenken aus dem Dienft ihrer ange; 
ffammten Dynaſtien in den preußifchen übergetreten waren, wie z. B. den 
Hannoveraner Bennigfen, um die Stärke feines legitimiftifchen Gefühls zu 
ermeflen. Für Bismard hingegen gab eg derartige Bedenken nicht. Er hat es 
mehrmals deutlich ausgefprochen, daß er feinem Fürften unbedingt freu fei, 
aber für alle übrigen feinerlei Verpflichtung in fich fühle; das monarchiſche 
Prinzip war für ihn ein leeres Wort, infofern es fich Dabei um etwas anderes 
handelte, als um die Aufrechterhaltung der Machtflellung feines Königs nach 
innen und außen. 

Diefer Gegenfaß der Anſchauungen ift fo groß und für die vorliegende 
Frage fo entfcheidend, daß man ſchon aus diefen Erwägungen heraus mit ziem⸗ 
licher Sicherheit wird fagen fünnen: Dies und nichts anderes muß der 
wefentlichfte Differenzpunft zwifchen Wilhelm und Bismard in bezug auf die 
Behandlung der Gegner und den Umfang der Annerionen gemwefen fein.? 
Beſtätigt wird diefe Vermutung duch einen Brief, den der König an einem 
fpäteren Zeitpunkt, am 14. Auguſt 1866, an Bismard gefchrieben hat.“ Die 
Schon oben erwähnten Vorftellungen des Zaren Alexander hatten ihm damals 
einen fo ſtarken Eindrud gemacht, daß er Bismard vorſchlug, noch jeßt von der 





ı Stofh, Denfwürdigfeiten ©. 104 und 105. 

2 &, Sybel z, ©. 376f.; Manteuffels Berichte vom 11. Auguſt. 

3 Die Wichtigkeit diefes Motives hat ſchon mit Necht Buſch 443f. betont. 

Vgl. oben S. 659 Anm. x. Der König betont, man folle nach feiner Meinung diefen erften 
Gedanken über Erhaltung der Dynaſtien in einem Heinen Teil ihrer Länder wieder aufnehmen, 
Er führt dann näher aus, in welcher Art er fich die Ausführung des Gedankens denkt; der 
König von Hannover fol einen Landfteich um feine Hauptftadt herum bis zur braunſchwei⸗ 
sifchen Grenze und für fpäter die Anwartfhaft auf das ganze Braunfchweig mit dem Titel 
eines Großherzogs erhalten, der Neffe des Kurfürften von Heffen fol Großherzog von Fulda 
und Hanau werden; der Großherzog von Heffen fol Oberheſſen abtreten, außerdem noch 
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Gefamtannerion abzufehen, und von jedem der in Betracht fommenden Län 
der wenigftens einen Heinen Neft beftehen zu laffen. Wenn der König einen 
folhen Vorſchlag noch machen konnte, in einem Augenblide, wo bereits die 
Zufimmung aller Großmächte zu den geplanten Annerionen feftftand, wo das 
dem preußifchen Landtag vorzulegende Annerionsgefeg bereits vollftändig 
ausgearbeitet vorlag und in den nächſten Tagen eingebracht werden follte, fo 
läßt fih daraus wohl mit Sicherheit fehließen, daß feine Bedenken im Juli, mo 
noch der Zweifel hinzufam, ob die übrigen Mächte eine folche Löfung gut- 
willig zulaffen würden, jedenfalls nicht geringer gemwefen fein werden. 

Ich möchte alfo glauben, daß die Abneigung des Königs gegen die Voll; 
annerionen mehr feiner Achtung für die hergebrachten Rechte der Herrfcher als 
feinem Gerechtigfeitsgefühl entfprang. Das letere wird erft in flärferem 
Maße eingewirkt haben, als der Gang der Dinge allmählich dahin führte, daß 
einige Dynaſtien ganz entthront werden, die Herrfcher Öfterreichs und Sach⸗ 
fens aber, die der König als feine hHauptfächlichften Gegner betrachtete, übers 
haupt feinen Gebietsverluft erleiden follten. Gerade bei den legten Nikols⸗ 
burger Verhandlungen wird der König dies für fein Empfinden empörende 
Mifverhältnis befonders ftark hervorgehoben haben. 

Keinesfalls können wir alfo in dem König den eigentlichen Urheber des 
Gedankens der Gefamtannerionen erbliden. Der Vorkämpfer diefes Gedanz 
kens war und blieb Bismard, Er hat diefe Forderung zunächft als Marimum 
des Erreihbaren mehr verfuchsweife in Paris vorbringen laffen, ohne ficher 
zu fein, ob er den König zur Befeitigung ganzer Herrfcherhänfer werde vers 
mögen fünnen, Napoleon, dem das_ hiftorifhe Necht Feinerlei Bedenken 
machte, war gewiß leichter dafür zu haben, als König Wilhelm. Auch am 
16. Juli hatte Bismard wohl das Einverftändnis des Königs mit einer flarz 
fen Gebietsvergrößerung Preußens feftgeftellt, aber offenbar noch nicht die 
endgültige Zuftimmung desfelben zur Einverleibung ganzer feindlicher Staaten 
erlangt, obwohl fih Wilhelm nachträglich damit einverftanden erklärt hatte, 
daß diefe Forderung als erfied Gebot in Paris vorgebracht werde, 





Mainz, Bingen, Kreuznach und Oppenheim an Preußen, Alzey an Bayern und Worms an 
Baden; dafür foll die Nordoftede Badens zwifhen Heffen und Bayern geteilt werden; nur 
Naffau fol ganz anneltiert werden, der Herzog aber feine Domänen behalten. Auf diefe 
Pläne fpielt Bismard offenbar in den Ged. u, Er. S. 72 an; Lenz 70 hat ſchon mit Necht 
vermutet, daß Bismard hier nicht von den Nitolsburger fondern von fpäteren Berliner 
Differenzen fpreche, Über die weitere Abſchwächung diefer Pläne (Erbfolge in Braunſchweig 
für den Kronpringen von Hannover, Homburg für die kurheſſiſche Bamilie) ſ. Kap. 9. 
Wie empfindlih Bismard auch nah der Genehmigung der Vollannerionen gegen öffent⸗ 
liche Distuffion diefer Frage war, zeigt eine Stelle aus feinem Tel, an Golg vom 31. Juli, 
wo er ſich beflagt, daß In der Preffe die unfinnige und böswillige Behauptung fich geltend 
made, daß alle vertriebenen Fürften zurüdlehren würden, 
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Aus diefem Grunde hat Bismard in den nähften Tagen immer unbeflimmte 
Formulierungen gewählt, wenn er fich über die Anneriongfrage auszufprechen 
hatte, Die Zuftimmung des Königs hat er wahrfcheinlich erft gewonnen, als 
duch das Ausfcheiden Sachfens und Öfterreichifh-Schlefieng aus der verfüg- 
baren Maſſe die Lage fich fo geftaltete, daß die von Napoleon zugeflandene Be; 
völferungszahl nur noch duch VBollannerionen erreichbar war. Dieentfcheiden; 
den Yugeinanderfeßungen Darüber können alfo früheſtens am 19. und 20. Juli, 
nach der Rückkehr Benedertis aus Wien, vielleicht aber auch erft am 23. Juli 
nach der erften Unterredung Bismards mit Karolyi flattgefunden haben. In 
der großen Denkſchrift vom 24. Juli fegt Bismard bereits voraus, daß der König 
gegen die Einverleibung der norddeutfchen Staaten feine Bedenken mehr hat, 
und Wilhelm hat am Rande bemerkt, daß er damit ganz einverftanden fei. 

In der ganzen Darftellung, die Bismard von diefen Konflikten gibt, kommt 
nah meinem Empfinden der König zu fchlecht fort. Er war keineswegs der 
Vertreter einer reinen Gefühlspolitif; die Sicherung der preußifchen Macht und 
die Herftellung eines gefchloffenen Staatsgebietes lag ihm ebenso fehr am 
Herzen, wie feinem Minifter; aber er glaubte, daß beides auch auf dem Wege 
der Teilannerionen erreicht werden könne. Denn die Auswahl der zu annek⸗ 
tierenden Gebietsteile ließ fich fehr wohl fo freffen, daß die beiden Hälften der 
Monarchie in territoriale Verbindung mit einander gefegt wurden. Verfuhr 
man in diefer Weife, fo wurde nach des Königs Anficht dem preußifchen Inter; 
effe vollſtändig genügt und doc eine Verlegung des monarchiſchen Prinzips 
und eine zu fohreiende Ungleichheit in der Behandlung der Gegner vermieden. 
Nur in dem lebten Stadium der Verhandlungen, als fich herausftellte, 
daß auch nicht die kleinſte Grenzberichtigung von Öfterreih und Sachfen 
zu haben fein werde, haben diefe Gefühlsmomente beim König fo flarf 
eingewirft, daß fie einen Augenblid die politifchen Erwägungen ganz in 
den Hintergeund zu drängen ſchienen, bis Bismards große Denkſchrift 
den leßteren auch bei feinem Herrn wieder die Oberhand verfchaffte, 

Bismard hat doch mit einigen Abſchwächungen fein großes Marimalproz 
gramm vom 9. Juli durchgefest. Seine Löfung war gewiß großzügiger, geni; 
aler, aber auch rücfichtslofer und wegen der Verlegung der in den regierenden 
Kreifen des ganzen alten Europa herrfchenden Anfhauungen gefährlicher als 
die des Königs, Er hätte fie wahrfcheinlich nicht durchführen können, wenn 
auch in Frankreich ein legitimer König auf dem Throne gefefien hätte, Napo— 
leons Gleichgültigfeit gegen die Intereffen der alten Dynaſtien gehörte dazu, 
um Frankreichs Zufiimmung zu Bismards Plänen zu gewinnen. Und erft 
der Wunfch, in der Gebietserweiterung nicht hinter dem von Napoleon zu; 
geftandenen Umfang zurüdzubleiben, befiegte bei dem König die legten Be; 
denfen gegen die Vollannerionen. 


Sießentes Kapitel. 
Preußen und Italien. 


Einer befonderen Unterfuchung bedarf noch das Verhalten Preußens gegen: 
über Italien während diefer Wochen. 

Bekanntlich hat König Viktor Emanuel auf das Telegramm Napoleons, 
das auch ihm die frangöfifche Vermittlung anfündigte, fofort geantwortet!, 
daß er ohne vorherige Verftändigung mit feinem Minifterium und mit Preu⸗ 
fen die Vermittlung nicht annehmen könne. Die italienifchen Vertreter in 
Paris und Prinz Napoleon rieten dem König dringend, den Kaifer hinzu; 
halten, und inzwifchen energifch vorwärts zu gehen.? Auch dieleitenden Staat; 
männer Italiens waren darüber einig, daß man das Gefchenf Venetieng 
nicht annehmen dürfe. Visconti Venoſta fagte ſchon am 5. Juli, diefe Manier, 
Denetien zu erwerben, fei gemein, und er werde niemals in eine ſolche Schweiz 
nerei einwilligen. Bon Ricafoli und von dem König felbft wiffe er, daß fie 
feine Gefinnungen teilten. Auch er war dafür, daß man feinen Stillftand 
fchließe, fondern während der Vermittlungsverhandlungen, die man nicht abs 
lehnen fünne, den Krieg energifch fortfege, namentlich in Ungarn, da dies dem 
Kriege einen fo umfaffenden und einfchneidenden Charakter geben werde, daß 
Italien das Geſchenk nicht annehmen könne. Ufedom ſtimmte dem bei und rief 
namentlich Dazu, den fchon lange geplanten Angriff vom Adriatiſchen Meere her 
gegen Ungarn jett endlich in Szene zu feßen.? Auch der König felbft ließ am 
folgenden Tage Ufedom mitteilen, daß er das Faiferliche Telegramm empfan⸗ 
gen habe, und dem Botfehafter überlaffe, fih den Eindrud vorzuftellen, den es 
auf ihn gemacht habe. Ihm komme es jett zunächft darauf an, genau zu 
wiffen, was Preußen zu tun gedenfe.t Der in Florenz als Stellvertreter des 
Königs zurüdgebliebene Prinz von Carignan verficherte Ufedom, man werde 
den Antrag nicht annehmen, fondern die Operationen fortfegen, und ermäch⸗ 
tigte den Borfchafter feiner Regierung zu melden, daß Italien nichts ohne 
feinen Alliierten Preußen tun oder laffen werde. Ufedom fügte feinem Bericht 
die Bemerlung hinzu, die allgemeine Stimmung ſei jett in Italien fo ſtark 





5. Juli, 8 Uhr 10 früh Ehiala 376. 

’ Chiala 376, Ricafoli 39, Bernbarbdi 7, 128, 

’ Telegr. Ufeboms vom 5. Juli, 

* Tel, König Viltor Emanuels an Ufedom, von dieſem an Bismard mitgeteilt am 6. Juli, 
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gegen Annahme, daß die Regierung, felbft wenn fie wollte, diefelbe nicht 
durchſetzen fönnte.! 

Baron Ricafoli fprach fich am Nachmittage des 6. Juli ganz ähnlich aus und 
machte nur den einen Vorbehalt, wenn Preußen wider Erwarten nachgeben 
und den Waffenftillftand annehmen follte, fo werde Italien natürlich nichts 
übrig bleiben, als dasfelbe zu tun. Auf Preußens Ablehnung des Waffen; 
ſtillſtandes beruhe alles; nur dadurch werde Italien aus einer verhängnis; 
vollen Lage gerettet werden können. Da num die Öfterreichifchen Truppen zum 
großen Teil nach dem Norden abrüdten, fo werde es für die Italiener jegt 
möglich fein, vafch gegen Wien vorzudringen. Auch die Erpedition nad) Dal: 
matien folle jegt ins Werk gefegt werden.? Später erfuhr Uſedom noch, daß 
nur zwei von den Miniftern, der Finanzminifter und der Kultusminifter, dafür 
gewefen feien, Venetien als Geſchenk von Frankreich anzunehmen, alle anderen 
aber dagegen. Der Botfchafter felbft riet dringend, die preußifhen Truppen 
möchten fchnell gegen Wien vorrücken; werde dort das öfterreichifche Heer noch 
einmal gründlich gefchlagen, fo könne man dann getroft Öfterreich den Ungarn 
und den Stalienern überlaffen, nah München marfchieren, alle deutfchen Konz 
fingente unter Preußens Führung fammeln und am Rhein mit 5—600000 
Mann eine Defenfioftellung einnehmen, für den Fall, daß Frankreich eine 
drohende Haltung zeige? Man irrt wohl nicht mit der Annahme, daß diefe 
Gedanken dem Botfchafter von den italienifchen Negierungstreifen nahegelegt 
worden waren; daß fie ausführbar gewefen wären, fann man fich ſchwer vorz 
fielen. Über die Verhandlungen im italienifhen Minifterrat, die der Abfen; 
dung der Antwort des Königs an Napoleon vorangingen, erfuhr Ufedom 
etwas fpäter noch, daß man befchloffen habe, außer Venetien auch das italieni; 
fche Tirol von Öfterreich zu fordern.* Diefer Gedante trat hier zum erften Male 
hervor und verſchwand num nicht wieder; man glaubte offenbar nach den ent; 
fcheidenden Siegen Preußens von Hfterreich alles erlangen zu können, 
was man wünfchte. 

Am 6. Zuli früh traf Napoleons telegraphifche Meldung im Hauptquartier 
ein, daß Preußen feine Vermittlung vorbehaltlich der Zuſtimmung Italiens 
im Prinzip angenommen habes; er verlangte unter deutlicher Drohung für 





ı Tel, vom 6. Juli, vgl. Sybel 226. 

2 Tel, vom 6. Juli, vgl. Sybel 226. Nicafoli hat danach noch befonders darauf hinz 
gewiefen, daß Napoleon ja die Schenkung Venetiens noch gar nicht angenommen habe. 

s Tel, vom 7. Juli. 

* Tel, vom 7. Juli. 

5 Chiala 386. Goltz erfuhr ſchon am 6. Juli, es folle auf Viktor Emanuel Antwort 
eine faft drohende Erwiderung des Kaifers abgegangen fei (Bericht vom 6. Juli); ebenfo 
hörte er, daß der Kaifer fehr entrüfter darüber fei, daß Stalien feine friegerifchen Operationen 
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den Fall der Ablehnung, daß Stalien fofort diefe Zuftimmung gebe, und ver; 
ſprach, fobald dies gefchehen fei, die Einräumung der venetianifchen Feftungen 
an Stalien zu bewirken. 

Während fo für Italien die Aufgabe, dem Kaifer eine ungweidentige Ant: 
wort zu geben, immer dringender wurde, fah man fich durch die Nachrichten, 
die man aus Paris über Preußens Vorgehen erhielt, vor die Möglichkeit ges 
ftellt, daß der Verbündete felbft fih dem Kaifer gegenüber nachgiebig zeige; 
mußte man da nicht Bedenken fragen, ihn durch eine fohroffe Antwort 
zu reisen? Es fam hinzu, daß auch diejenigen Staatsmänner, die von dem 
Kriege eine größere Selbftändigfeit Italiens gegenüber Frankreich erhofft 
hatten, wie Baron Ricafoli, im Ernſte niemals daran dachten, e8 auf einen 
Konflift mit dem Kaifer anfommen zu laffen. Sie alle waren darüber einig, 
daß man fohlieglih, wenn auch noch fo ungern, alles tun müffe, was Napoleon 
wolle, wenn diefer Ernft zeige. Ricafoli war wohl entfchloffen, in diefem Falle 
fein Amt niederzulegen und ins Privatleben zurüdzufehren, aber er wußte 
auch, daß eine Politik, die zum Bruch mit Frankreich führen konnte, nicht 
durchzuſetzen fein werde; ja er wagte fie felbft nicht einmal ernftlich zu befürz 
worten.! 

Am 6. Juli abends erfchien der franzöfifche Botfehafter nochmals bei Vis⸗ 
conti und Ricafoli, um die fofortige Einftellung der Feindfeligfeiten zu vers 
langen.? Der Minifter erklärte ihm, vor Herftellung einer direften Kommuni— 
fation mit Preußen könne das nicht gefchehen. Er nahm aber diefen Vorgang 
zum Anlaß, den Grafen Ufedom nochmals um genaue Nachrichten über den 





troß der Abtretung Venetiens an Frankreich fortfege; Prinz Napoleon und Rouher feien 
bemüht, den Kaifer zu beruhigen. 

ı Am Harfien zeigt dies fein Telegramm an Nigra vom 9. Juli, Ricafoli 47. — Ih 
flimme den Ausführungen von Muth, ©. 25f. im allgemeinen bei. Ufedom und Bernhardi 
haben wohl beide die Entfchlußfraft und den Einfluß Nicafolis und feiner Partei überfchäßt 
und die Haltung Lamarmoras unter dem Einfluß der Mitteilungen Nicafolis ſtärker bearg⸗ 
wöhnt, als e8 in der Tat gerechtfertigt war, Vollkommen zutreffend ſagt Muth: „Nicht die 
Eharakterfeftigteit der italienifhen Staatsmänner, fondern die Schwähe Napoleons hat 
für ihre Bundestreue den Ausſchlag gegeben.” 

* Tel, Ufedoms vom 7. Juli (vgl. Sybel 5, 227). Bon franzgöfifher Seite ift feineswegs 
behauptet worden, Preußen habe bereits den Stillftand angenommen, wie die Staliener 
Ufedom und Bernhardi gegenüber immer wieder behaupteten, fondern nur, daß es die Vers 
mittlung im Prinzip angenommen babe, was vollftändig richtig war, vgl. Muth, ©. 28. 
Allerdings verlangte man von Italien die Einwilligung in den fofortigen Abſchluß eines 
Stillſtandes, wie man ja auch Preußen gegenüber, wenn auch in etwas fonzilianterer Form 
immer wieder darauf drang. Vielleicht haben Nicafoli und Lamarmora in ihrer begreiflichen 
Erregung die frangöfifhen Mitteilungen wirklich mißverftanden, vielleicht wollten fie aber 
auch durch die flarfe Betonung ber von Frankreich geübten Preffion Preußen zu fohnellen 
und bindenden Berfiherungen treiben, 
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Stand der preußifchen Operationen und Verhandlungen zu bitten. Er begreife 
nicht, fagte er, daß Bismard eine Entfcheidung getroffen haben follte, ohne 
fie wenigftens fofort direft an Stalien mitzuteilen. Uſedom äußerte feine 
Zweifel an der Richtigkeit der franzöfifhen Angaben, bat aber Bismard drin; 
gend, ihn mit genauen Nachrichten zu verfehen. Viktor Emanuel felbft Tief 
am 7. Zuli mittags an Ufedom telegraphieren, er werde den Waffenftillftand 
nicht annehmen, wenn nicht Venetien direkt von Öfterreich an Italien abge; 
treten und als Garantie des Stillftandes die Feftungen den Stalienern ein; 
geräumt würden.! 

Nachdem am 7. Juli Ricafoli durch Nigra den Wortlaut der preußifchen 
Antwort erfahren hatte, äußerte er darüber fiefe Betrübnis und meinte, eine 
Fortfegung diefer Politif von preußifcher Seite werde ihn zur Einreichung 
feiner Demiffion freiben.? In der Nacht vom 7. zum 8. Juli fand ein Minifter; 
rat fiatt; da von Preußen noch immer feine direkte Mitteilung eingegangen 
war?, wurde hier auf Grund der franzöfifchen Angaben eine Antwort an Na; 
poleon feftgeftellt!, welche die Annahme des Stillftands von drei Bedingungen 
abhängig machte: der direkten Abtretung Venetiens, der Zeffion von Wälſch— 
Tirol und der Fernhaltung anderer Fragen, namentlich der römifchendaus den 
Verhandlungen. Am 8. Juli früh ging diefe Antwort nach Paris; zugleich, 
oder kurz vorher, hatte allerdings König Viktor Emanuel ein perfönliches 
Telegramm an den Kaifer abgefchidt, das etwas entgegenfommender Hang 
und die Ausfchaltung der römifchen Frage gar nicht, die Forderung Südtirols 
nur andeutungsweife enthielt. Wie e8 gefommen ift, daß diefe beiden mit eins 
ander nicht übereinftimmenden Kundgebungen gleichzeitig abgehen fonnten, 





ı Tel, Ufedoms vom 7. Juli. Ufedom fügte diefer Mitteilung feinerfeits den Nat hinzu, 
Preußen möge Bedingungen ftellen, die ebenfo weitgehend wären, damit fie von der 
gegnerifchen Seite abgelehnt würden und der Krieg weiter gehen könne, 

2 Tel, Ufedoms v. 7. Juli. 

In dem Briefe König Wilhelms an Napoleon v. 6. Juli heißt es, der König habe fich 
fofort duch den Grafen D'Avet mit Viktor Emanuel wegen Feftftelung der Waffenftill- 
ftandsbedingungen in Verbindung gefest. Ebenfo fagt Bismard in einem Telegramm an 
Ufedom v. 13. Zuli, er habe fchon eine Stunde nah Empfang der Depefhe Napoleons den 
Grafen D’Avet erfucht, in Florenz anzufragen, was die italienifche Regierung zu tun ges 
denfe, bisher aber feine Antwort darauf erhalten. Vgl. S. 668 Anm. 2. 

* Beratungen über diefe Antwort fanden [hon am 5. Juli flatt, wie Ufedom im Tele 
gramm v. 7. Juli meldete. 

5 Daß man von italienifcher Seite fürchtete, Napoleon werde Garantien dafür fordern, daß 
Italien, wenn es Venetien erhalte, dauernd auf Nom verzichten werde, hatte bereits Golg, 
wohl auf Grund der Mitteilungen Nigras, am 6. Juli gemeldet. 

° Den Inhalt diefer offiziellen Antwort meldete Ufedom im Telegramm v. 8. Juli (Sybel 
5, 229). Über die Vorgefchichte der Antwort und die Bedeutung der beiden verfchiedenen 
Faſſungen vgl, Muth, S. 24f., dem ich mich anfchließe, 
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läßt fih mit Sicherheit nicht feftftellen. In bezug auf die offizielle Antwort 
äußerte Visconti Venofta zu Ufedom!, er glaube, daß die drei Bedingungen in 
Wien und Paris abgelehnt werden würden. Wenn aber Preußen für Öfter; 
reich annehmbare Bedingungen flelle und daraufhin mit Napoleon zu einer 
Einigung gelange, fo daß Italien allein bleibe, dann werde Ricafoli zurück⸗ 
treten müflen, Lamarmora ans Ruder fommen und die franzöfifchen Vor; 
fchläge unbedingt annehmen, Er meinte, Preußen müffe entweder ebenfalls 
unannehmbare Forderungen ftellen, oder, wenn es den Waffenftillftand ans 
nehme, jedenfalls ausdrüdlich vorbehalten, daß die Bedingungen für den 
Frieden vorher mit Stalien vereinbart werden müßten. Man habe e8 dann 
wenigfteng in der Hand, bei den Friedensverhandlungen ſolche Forderungen 
zu ftellen, daß fie abgelehnt würden und man den Krieg fortfegen fünne. 

Erft am 8. Juli traf bei Ufedom die erſte Nachricht aus dem preußifchen 
Hauptquartier ein.? Vorher hatte Bismard bereits mehrmals fein Befremden 
über die Lauheit der italienifchen Kriegsführung geäußert und die Hoffnung 
ausgefprochen, daß man dort wenigfteng jet ernftlicher als bisher dem Bünd⸗ 
nig gemäß eingreifen werde.’ Am 6. Juli 12 Uhr mittags fandte er dann von 
Horrig aus den Tert der von König Wilhelm an Napoleon erteilten Antwort 
telegraphifch nach Florenz und fügte hinzu: „ES komme für ung dringend 
darauf an, Har zu fehen, ob Stalien feft am Bündnis hält, namentlich an Ar; 
tifel 3 und 4, oder ob Abfall zu befürchten, wenn Gewinnung feines eige; 
nen Zieles in Ausſicht. Suchen Sie fih Gewißheit darüber vorfichtig zu 
verfchaffen. Bräche Stalien den Vertrag, fo fünnte es ung zur Verftändis 
gung mit Öfterreich zwingen.“ r 

Man fieht wie ftarf auf beiden Seiten das Mißtrauen war, daß einer der 
Verbündeten den anderen im Stiche laffen würdes; wir wiſſen bereits, daß 
dies Italien gegenüber keineswegs ganz unberechtigt war, da diefes entfchlofs 
fen war, es auf einen ernftlihen Konflift mit Frankreich nicht anfommen 
zu laffen. 

ı gel, v. 8. Juli. 

® Ebenfo meldete Graf D’Avet in zwei Telegrammen v. 6. Juli (Chiala 393f.), daß 
Bismard zu möglichft energifcher Tätigkeit Italiens rate und daß er die Bedingungen zu 
erfahren wünfhe, unter denen Jtalien einen Stillftand annehmen würde, König Wilhelm 
würde e8 vorziehen, dem Kampf fortzufegen, falls dadurch nicht Frankreich zur Teilnahme am 
Kriege veranlaßt werden würde, Für Italien werde e8 jedenfalls beffer fein, Venetien zu 
erobern, als es durch Schenkung zu erlangen; mindeftens könne e8 dies erft nach einer ge, 
wonnenen Schlaht annehmen. 

’ Tel, von Gitſchin 3. Juli und von Horrig 4. Juli. 
* Tel, von Horrig 6. Juli, gedr. Bernhardi 7, 141. 
’ Mol, noh Bismards Nandbemerkung zu Ufedoms Telegramm v. ız. Juli (ſ. Berns 


bardi 158), Zu der Stelle, wo es heißt, die italieniſche Dfkupation Venetiens werde bald 
eine vollendete Tatfahe fein, hat Bismard bemerkt, dann werde Italien Halt machen! 
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Als Uſedom dies Telegramm erhielt, begab er fich fofort zu Ricafoli und 
Visconti Venoſta!; das Ergebnis ihrer Unterredung ift bereits oben mit; 
geteilt worden. Beide erkannten an, daß der Tert diefer Antwort weniger 
nachgiebig klinge, als man nach den franzöfifhen Mitteilungen habe annehmen 
müffen. Ricaſoli konnte jedoch nicht unterlaffen, fein Bedauern darüber zu 
äußern, daß Preußen nicht überhaupt die Annahme der Vermittlung, nament; 
lich aber die des Waffenftillftandg, im Prinzip fo lange abgelehnt habe, bis 
zwifchen Preußen und Stalien ein Einverſtändnis darüber erzielt worden fei. 
Bisconti erklärte fchließlich, er werde fofort ing Lager reifen, um den König im 
Sinne der Fortführung des Krieges zu ffärfen, denn Napoleon und Lamar; 
mora terrorifierten Viktor Emanuel direft und ohne Unterlaffung. 

Gewiß haben die franzöfifchen Vertreter in Paris nichts unterlaffen, was 
ihnen geeignet erfchien, um eine baldige definitive Erflärung des Königs her; 
beisuführen. Es läßt fich aber nicht nachweifen, daß fie dabei mit direkten Un; 
wahrheiten gearbeitet haben?; vielmehr unterfchieden fie immer ganz richtig 
zwifchen der von preußifcher Seite bereits erfolgten Annahme der Vermittlung 
im Prinzip, und der noch ausftehenden Annahme eines Waffenftillftands, 
wofür unter anderem auch die Zuftimmung Stalieng ftets ald Bedingung ges 
ftellt worden war. Gelegentlich mag ja Drouyn de Lhuys gegenüber dem 
italienifchen Borfchafter Nigra von der Möglichkeit einer franzöfifchzöfter, 
reichifchen Allianz und einer frangöfifchen Befegung Venetiens gefprochen ha; 
ben, wenn Stalien den Stillftand nicht fofort annehme. Aber man fah von 
italienifcher Seite ganz richtig ein, daß ein fefter Entfchluß noch nicht hinter 
diefen Drohungen ſtehe und blieb daher bei der Forderung, daß der Stillftand 
nur bewilligt werden könne, wenn die italienifchen Bedingungen erfüllt wür; 
den? Natürlich war eg fehr ſchwierig, bei der Unficherheit und Langſamkeit der 
telegraphifchen Verbindungen eine Verftändigung zwiſchen Preußen und 
Italien über die für den Stillſtand zu ftellenden Bedingungen herbeisuführen. 
Die Franzofen mögen wohl, wie e8 Nicafoli behauptete“, Andeutungen in der 
Richtung gemacht haben, daß von Preußen milde und annehmbare Bedingun⸗ 
gen zu erwarten feien, und daß Stalien fich daher felbft in Nachteil bringe, 
wenn e8 foharfe Bedingungen ſtelle. Wieder und wieder drängte der italieniz 
ſche Minifter den preußifchen Botfchafter, er möge dafür forgen, daß man die 
preußifchen Bedingungen erfahre, oder noch lieber eine preußifche Erklärung 
erhalte, daß König Wilhelm einen Stillftand überhaupt ablehnen werde. Auch 





ı Tel, Ufedoms v. 8. Juli; vgl. Sybel 5, 228, 229. 

2 Bol, hierüber Muth, ©. 28f. 

® Tel, Ufedoms v. 9. Juli, gedr. Bernhardi 7, 153. 

* Tel, Ufedoms v. 9. Juli, gedr. Bernhardi7, 154. Ufedom wandte fih in feiner Unruhe 
auch an Golg um Auskunft wegen der preußifchen Bedingungen. S. Bernhardi 7, 155. 
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wurde der italienifche Gefandte in Berlin Graf Barral beauftragt, fih ing preu⸗ 
Bifhe Hauptquartier zu begeben, um dorf die gleiche Frage zu ftellen. Baron 
Werther riet ihm aber dringend, nicht abzureifen, da dies ganz überflüffig fei; 
und in der Tat hätte er vom Haupfquartier aus feine Regierung auch nicht 
fchneller telegraphifch unterrichten können, als Bismard den Grafen Ufedom.! 

Wenn Bismard mit der Angabe beftimmter Bedingungen Stalien gegen; 
über zögerte, fo hatte das feinen fehr einfachen Grund darin, daß, wie wir 
wiffen, im preußifchen Hauptquartier beſtimmte Entfchlüffe darüber Damals 
noch gar nicht gefaßt waren. Auch Golß erhielt ja erft am 9. Zuli feine erfte 
Inſtruktion, und noch am 8. hielt man dort einen Gedanken feft, überhaupt 
nichts vorzufchlagen, fondern ein Angebot von Frankreich zu erwarten, oder 
den Zufammentritt von Bevollmächtigten aller Beteiligten zu verlangen. 
Sandte doch Bismard am 8. Juli die beftimmte Erklärung an Ufedom, 
daß Preußen einen Waffenftilftand unter Bezugnahme auf feine Vers 
pflihtung mit Stalien abzulehnen entfchloffen fei, und von Stalien das gleiche 
Berfahren erwarte?; felbftverftändlich war dabei vorausgeſetzt, daß die franz 
zöſiſche Vermittlung beftehen bleibe, fich aber zunächft auf die Feftftellung gez 
eigneter Friedensbedingungen zu richten habe; erft wenn diefe gelungen ſei, 
follte vom Waffenftillftand die Rede fein. Hingegen verlangte Bismard am 
9. Juli nochmals eine beftimmte Erklärung Italiens, daß es Venetien von 
Frankreich nicht annehmen, und den Krieg, wenn Venetien von Frankreich 
gededt werde, wenigftens gegen Südtirol und zur See weiterführen werde.’ 

Am 10. Juli hatte Ufedom diefe beiden Telegramme Bismards noch nicht 
in den Händen. Die Erregung in Italien flieg, ein Minifterrat fprach fich 
dahin aus, daß Preußen gegen den Vertrag verſtoßen habe, indem es über; 
haupt Verhandlungen über einen Stillftand geführt habe, ohne Stalien davon 
zu unterrichten und indem e8 den gefangenen Öfterreichifehen Offizieren nur ihr 
Wort abnehme, nicht gegen Preußen zu dienen, während Stalien dabei nicht 
genannt werde, Ufedom ließ, indem er dies mitteiltet, deutlich merken, daß er 
diefe Beſchwerden für berechtigt halte. Wenige Stunden darauf erhielt er Bis, 
mards Telegramm vom 9. und teilte e8 Ricafoliö mit, 





» Tel, Werthers an Bismard u. 9. Juli. Barral reifte, wie Werther am 10. Juli meldete, 
trotzdem ab, nahdem er einen neuen ausdrüdlichen Befehl dazu aus Florenz erhalten hatte, 

Tel. von Horrig 8. Juli 3 Uhr nachmittags, gedr. Bernhardi 155. 

’ Tel, von Hohenmauth 9, Juli 8 Uhr zo abends, gedr. Bernhardi 7, ı57. Nach feiner 
Angabe war es abgefhidt von Horrig am 10. Juli 8 Uhr zo nahm. und traf in Florenz 
am 1x. Juli 2 Uhr 20 vorm, ein, Aus diefem Telegramm geht deutlich hervor, daß Bis, 
mard von ben Jtalienern niemals verlangt oder erwartet hat, fie follten den Angriff auf 
Denetien fortfegen, wenn biefes tatfählih von Frankreich in Befig genommen wäre. 

Tel. v. 10, Juli, gebe, Bernharbdi 156, 

Tel. v, 10, Jull, gedr, Bernharbdi 158, 
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Inzwiſchen hatte Bismard durch Ufedom die Befchwerden Italiens über 
Preußens Verhalten kennen gelernt und erklärte nun nochmals ausdrüdlich!, 
daß fein Stilfftand gefehloffen fei, fondern daß für einen ſolchen die Einwilliz 
gung Staliens und die Sicherung des bisher Errungenen ald Bedingung ges 
ftelft fei. Während aber Preußen den Krieg energifch fortfege, tue Italien dag 
nicht, fondern zögere nach wie vor, und es gehöre volles Vertrauen zur Necht; 
lichfeit des Königs und der Nation dazu, um nicht ſtutzig zu werden und auf 
den Gedanken zu fommen, daß Lamarmora falfhes Spiel treibe und im die 
Verftändigung zwifchen Frankreich und Öfterreich über Venetien vorher ein; 
geweiht gemwefen fei, Nur eine fofortige energifche Aktion Italiens zu Waffer 
und zu Lande könne diefen Verdacht erfreuen. 

In Italien hatte man fich inzwifchen infolge der neuen Mitteilungen von 
Ufedom ein wenig beruhigt. Der König ließ dem Botfchafter mitteilen, er 
werde fefthalten, falls auch Preußen den Stillftand beharrlich ablehne. Seine 
Truppen würden nun bald Venetien angreifen.? 

Da fich inzwifchen Bismard entfchloffen hatte, mit den Franzofen über die 
Einzelheiten der Friedensbedingungen in Verhandlung zu treten, und da es 
nun wenigſtens als möglich erfchien, daß eine Verftändigung darüber erzielt 
werden fünne?, hielt er e8 für beffer, wenn ein befonderer Vertreter Italiens, 
der über deffen Forderungen genau orientiert fei, in das preußifche Haupt; 
quartier fomme, um fich hier zunächft mit Preußen zu verftändigen.* 





Tel. von Zwittau 10. Juli, gedr. Bernhardi 158; nach feiner Mitteilung war e8 aufs 
gegeben in Horrig am 11. Juli 11 Uhr nahm. und fam in Florenz am 12. Juli 6 Uhr 20 
an. Ahnlich Tel. Bismards an Werther v. 9. Juli und v. 10. Juli, 

2 Tel. v. 11. Juli 5 Uhr vorm., gedr. Bernhardi 158, 

: Die Angabe des Grafen D’Avet in feinem Telegramm v. 10. Juli abends (Chiala 418), 
daß Bismard ihn beauftragt habe, nach Italien mitzuteilen, Preußen habe den Stillftand 
nur im Prinzip angenommen und werde immer unannehmbare Bedingungen aufftellen 
fönnen, im gegenwärtigen Augenblide aber fomme e8 nur darauf an, Zeit zu gewinnen, 
wird durchaus auf Wahrheit beruhen. In der Tat konnte Bismarck erfi, wenn er eine 
Antwort des Grafen Golg auf feinen Erlaß v. 9. Juli erhalten hatte, wirklich fagen, ob eine 
Verftändigung mit Frankreich überhaupt möglich erfcheine. In Paris war man inzwifchen 
zu der Überzeugung gelangt, daß König Viktor Emanuel den Stillftand jedenfalls nicht 
annehmen werde, bevor Preußen dies getan habe, und unterließ daher vorläufig die ſchon 
damals geplante Entfendung des Prinzen Napoleon nach Stalien, (Bericht des Grafen 
Goltz v. 10. Juli.) 

* Tel, an Uſedom v. 11. Juli. Den Grafen D’Avet erklärte Bismard für nicht geeignet 
gu derartigen Verhandlungen. Bismard argwöhnte, daß feine Telegramme an Ufedom 
in Frankreich aufgehalten würden; er wies Goltz an mit Nigra enge Fühlung zu halten 
und auch diefem gegenüber nahdrüdlich zu betonen, daß ein Stillftand nur im Prinzip an; 
genommen fei und unter Bedingungen, von deren Erfüllung bisher nicht die Rede fei 
(Tel. an Golg vom 1x. Juli.) 
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So fanden die Dinge, als die enticheidenden Unterredungen des Grafen 
Goltz mit Napoleon flattfanden, in denen die Möglichkeit eines Einverftänd, 
niffes über die Friedensbedingungen feftgeftellt wurde, Nigra wurde fofort 
in Paris von diefem Ergebnis unterrichtet; man fagte ihm, da Napoleon fich 
mit den preußifchen Bedingungen einverftanden erklärt habe, fo könne der 
Stillfftand in drei bis vier Tagen gefchloffen fein. Daraufhin famen bie 
Italiener mit neuen Klagen zu Ufedom; eben fei Jtalien bereit, den Angriff 
ernftlich zu beginnen, und nun wolle Preußen Stillftand ſchließen; das dürfe 
nicht gefchehen, fondern Preußen müffe diefe Zumutung Napoleons wie big, 
ber fo auch weiter ablehnen. Wenn die Mitteilungen, die man in Paris an 
Nigra gemacht hatte, wirklich fo beſtimmt lauteten, fo entfprachen fie nicht 
ganz der Wahrheit. In der Tat blieb Napoleon auf die telegraphifche Frage 
Viktor Emanuels, an welhem Tage denn Preußen den Stillftand unter; 
zeichnet habe, die Antwort ſchuldig.“ Obwohl man nun aber in Jtalien lebhaft 
befürchtete, daß doch zwifchen Napoleon und Preußen etwas im Werke fein 
möge, weigerte man fich doch, einen über die italienifchen Forderungen genau 
informierten Bevollmächtigten in das Hauptquartier zu fehiden, indem man 
fih darauf berief, daß ja Graf Barral dort feiz diefer war jedoch mit feinen 
beftimmten Infteuftionen verfehen.? Dem Grafen Ufedom fagte man auf 
fein Drängen, es könne fich ja doch gar nicht darum handeln, ernfihafte Bedin; 
gungen aufzuftelen, da Öfterreich zu deren Annahme noch keineswegs reif 
fei, fondern e8 fomme nur darauf an, Durch Aufftellung übertriebener For; 
derungen das Zuftandefommen eines Stillftands zu verhindern.! 

Mit diefen Gefichtspuntkten blieb die italienifche Regierung durchaus in der 
Richtung, die auch Bismard anfangs innegehalten hatte, folange er nicht mit 
der Möglichkeit rechnete, mit Napoleon fohnell über annehmbare Friedens; 
bedingungen einig werden zu können, Nachdem fich hierzu aber wider Erwar⸗ 
ten eine Möglichkeit eröffnet hatte, lenkte Bismard fofort in den neuen Weg 
ein, und fo fam eg, daß nun die Anſchauungen der Verbündeten über den 
Wert und die Bedeutung der bevorftehenden Verhandlungen völlig aus; 
einandergingen. 

Noch am 13. Juli, als er mitteilte, daß Preußen aus rein militärifchen 
Gründen eventuell eine dreitägige Waffenruhe bemwilligen werde, hatte Bis; 
mard dem Grafen Ufedom verficherts, daß man feinen Stillftand ohne Jtaliens 


Tel. Ufedoms v. 14, Juli, in Nitolsburg mwahrfcheinlich angel, am 17, Juli, ſ. oben 
©, 624. 

» Tel, Uſedoms v. 15, Juli, 

’ Barral war am 13. Juli im Hauptquartier eingetroffen, f. Chiala 443. 

+ Tel. Uſedoms u, 15. Juli. 

’ Tel, v. 13. Juli aus Eyernahora, 
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Zuſtimmung fohließen werde, und daß man, auch wenn jene Waffenruhe, 
die fein eigentlicher Stillftand fei, zuftande fomme, von Stalien Nichtannahme 
des Stillftandes und energifche Fortfeßung des Krieges erwarte. Preußen 
werde dann den Krieg mit aller Energie fortfeßen. Sollte Stalien doch anz 
nehmen, fo werde man daraus fchließen müflen, daß feine andere Unter; 
ſtützung als Worte von dorther zu haben fei.! Uſedom hielt fich dadurch für 
ermächtigt, zu erflären, daß Preußen bisher feinen Stillftand angenommen 
habe und auch feinen annehmen werde? 

Inzwiſchen war Graf Barral im Hauptquartier angefommen und ver; 
fiherte dort, daß Stalien auf jede Gefahr Hin den Stillftand ablehnen werde. 
Bismard bat ihn darauf, bevor er dies amtlich mitteile, noch zu warten, ob die 
vorgefchlagene dreitägige Waffenruhe zuftande komme; in diefem Falle werde 
man ja Zeit haben, fich direft mit Florenz in Verbindung zu fegen.? Bis; 
mard faßte alfo offenbar die Möglichkeit ins Auge, daß der Abſchluß eines 
Stillſtands doch im Intereffe Preußens liegen könne, falls nämlich die fran; 
zöſiſchen Vorfchläge, die er jeden Tag erwartete, fich als annehmbar erweifen 
würden, Zwar behielt er auch für diefen Fall eine Verftändigung mit Stalien 
vor; aber die Veränderung feines Standpunftes gegenüber den früheren 
Außerungen ift doch unverkennbar. 

Wie ſchon erwähnt, erfuhren die Jtaliener durch Napoleon, daß zwifchen dies 
fem und dem Grafen Goltz am 14. Juli eine vorläufige Einigung über die 
Stilfftands; und Friedensbedingungen zuftandegefommen fei, und wurden 
nun von Frankreich gedrängt, fich ebenfalls mit einem Stillſtand einverſtan⸗ 
den zu erklären. Die Franzofen ſcheinen dabei die Sachlage infofern nicht 
ganz richtig dargeftellt zu haben, als ja tatfächlich eine amtliche Annahme der 
Friedensgrundlagen noch nicht erfolgt war, und fich nicht einmal mit voller 
Sicherheit behaupten ließ, daß fie zweifellos erfolgen werde. Denn wenn auch 
Napoleon feine Vorſchläge mit Golß befprochen, ja wenn auch der preußifche 

ı Yuch an Graf Golf teilte Bismard damals mit (Tel. v. 13. Juli), er habe Benedetti 
gegenüber den Abfchluß des Stillftandes von der Zuſtimmung Italiens und der Aufftellung 
annehmbarer Friedensbedingungen abhängig gemacht; um beides abzuwarten, wolle man 
eine dreitägige Waffenruhe bewilligen; erfolge innerhalb diefer Zeit nicht die Zuffimmung 
Italiens und eine befriedigende Zuficherung Frankreichs über die Friedensbedingungen, fo 
werde Preußen den Krieg mit aller Energie fortfegen. 

Uſedom meldete am 16. Juli, er nehme es auf fich zu erklären, daß Preußen fowohl den 
Waffenſtillſtand als die Anerkennung der venetianifhen Schenkung ablehne, 

° Tel. von Habelfhwerdt ı5. Juli an den Grafen Golg: Graf Barral fei geftern hier 
angefommen und erkläre mit Entfchiedenheit, daß Italien den Waffenftillftand ablehne auf 
jede Gefahr hin. Bismard habe ihn gebeten, ehe er ihm dies amtlich erkläre, dag Ergebnig 
der Verhandlungen über die kurze Waffenruhe abzuwarten, um zu fehen, ob dadurch Zeit 


gewonnen werde, amtliche Äußerungen in Florenz einzuholen. Über die Aufnahme des 
Vorſchlages von Öfterreich fei noch nichts befannt. 
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Gefandte felbft ihnen die legte Form gegeben hatte, fo wußten doch beide 
nicht, ob König Wilhelm und Bismard fie ohne weiteres annehmen oder ob 
fie noch Änderungen verlangen würden. Es ift ja begreiflich, daß man von 
Daris aus den Stalienern gegenüber die ganze Sache als abgemacht darzu⸗ 
fiellen fuchte, weil man fo am erften hoffen konnte, den Widerfpruch Italiens 
zu befiegen, und die dem FKaifer fo außerordentlich unangenehmen weiteren 
Zögerungen zu vermeiden. Daß Graf Golß die Friedensgrundlagen zu Papier 
gebracht hatte, ermöglichte es den Franzofen, fie als von ihnen lediglich anz 
genommene preußifche Vorſchläge hinzuftellen. In Florenz war man jedoch 
etwas mißteauifh gegen die franzöfifchen Mitteilungen und wollte nicht 
glauben, daß die Einigung zwifhen Frankreich und Preußen bereits erfolgt 
fei, zumal, da man von dem Verbündeten nicht einmal irgendeine Nachricht 
über die Anfnüpfung von Verhandlungen, gefchweige denn über die Es 
gielung einer Verftändigung erhalten hatte. Da fih alfo Italien zunächft 
weigerte, Frankreich gegenüber feine Zuftimmung zum Abfchluffe eines Still; 
fiands auszufprechen, fo befchloß der Kaifer, den Prinzen Napoleon perſön⸗ 
lih nah Stalien zu fenden, damit er dem König die von Frankreich vorge; 
fchlagenen Friedensgrundlagen mitteile, 

Am 17. Juli abends reifte der Prinz dorthin ab.! Sobald König Viktor 
Emanuel von diefem Schritte durch ein Telegramm feines Schwiegervaterg 
Nachricht erhalten hatte, fette er auch Uſedom davon in Kenntnis und ließ ihm 
nochmals erklären, daß er dabei beharre, gemäß dem Vertrage weder Frieden 
noch Waffenftillfiand feparat zu unterzeichnen, und von dem König von 
Preußen dasfelbe erwarte; es müffe über die Antwort, die Napoleon auf feine 
Borfhläge zu erteilen fei, vorher ein Einverftändnig zwifchen beiden Regieruns 
gen erzielt und dabei auch feftgeftellt werden, welche Bedingungen des Waffen; 
ſtillſtands man etwa annehmen könne. Ufedom fügte feiner Meldung hinzu, 
ihm fcheine dies völlig korrekt, und er fehe darin das einzige Mittel, um 
Italien gegen dem franzöfifhen Druck ftandhaft zu erhalten. Auch konnte 
Ufedom fein Erſtaunen darüber nicht unterdrüden?, daß man von preußifcher 
Seite dem Verbündeten die Bedingungen nicht mitteile, über die man mit 
Frankreich verhandle. Italien werde dadurch mißtrauifch gegen Preußens Ab; 
fihten und habe fein Mittel, die Angaben zu kontrollieren, die ihm von fran; 
zöſiſcher Seite gemacht würden. 

Prinz Napoleon hatte in der Tat den Auftrag, nicht nur die Friedensgrumd; 
lagen mitzuteilen, fondern auch zu verfprechen, daß Italien beim Friedens, 


’ Nah Mitteilung Viscontis an Ufedom f. Tel. v. 17. Juli, gedr. Bernhardi 206. 
Nah einer Meldung von Golg, Tel. v. 17. Juli, erfolgte die Abreiſe bereits am 16. Juli 
abenbs. 

Tel. v. 17. Jull, gebr. Bernhardi 184, 
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ſchluß Venetien ohne jede erfchwerende Bedingung erhalten folle.! Er follte 
den König ermahnen, fich hiermit zu begnügen, und feine Zuflimmung zum 
Waffenftillftand unter der Vorausſetzung zu geben, daß auch Preußen ihn an; 
nehmen würde, Schon vor feinem Eintreffen wurde Viktor Emanuel von 
franzöfifcher Seite mit allerlei unbeflimmten Andeutungen geängftigt. Man 
fagte ihm, Preußen habe den Waffenflillftand angenommen, e8 fei verpflichtet 
bis zum Abend des 18. Juli eine beftimmte Antwort auf eine komplizierte 
Stage zu geben, endlich werde der Prinz feinem Schwiegerfohn Geheimniffe - 
enthüllen, die diefer bisher nicht wiſſe.“ Uſedom tat fein Möglichftes, die 
Staliener zu beruhigen; fie möchten nichts glauben, was man nicht direkt von 
Preußen höre; alles Entgegenftehende fei falfch; Italien könne fich leicht felbft 
um die Früchte des Krieges bringen, wenn e8 fich von Preußen trennen laffe. 
Er verlangte zugleich Abweifung jedes gegen die Fortfeßung des Krieges ge; 
richteten Vorfchlags. Der König erflärte fih dadurch vorläufig für beruhigt, 
und fagte, die Miffion des Prinzen Napoleon folle an der Lage nichts ändern; 
er werde fofort jemanden ins preußifhe Hauptquartier ſchicken, der ſich über 
die eventuellen Bedingungen mit Preußen verfländigen folle.? 

Am 19. Juli meldete Ufedom, daß Prinz Napoleon im italienifchen Feld; 
lager eingetroffen fei. Er fchlage vor, der Abtretung Venetiens Dadurch eine für 
Italien annehmbare Form zu geben, daß man eine Volksabſtimmung vor; 
nehmen laffe, finde aber wenig Neigung bei dem König, auch unter dieſer 
Vorausſetzung auf Stillffand und Frieden einzugehen.! Andererſeits ließen 
die Mitteilungen des Prinzen e8 als unzweifelhaft erfcheinen, daß eine Ver; 
fländigung zwifchen Preußen und Frankreich im Prinzip getroffen, wenn auch 
noch nicht formell feftgeftelle fei. Auch trug man von Paris aus Sorge, fobald 
dort die preußifche Annahme der Friedensgrundlage und die Bereitwilligfeit 
zu einer fofortigen fünftägigen Waffenruhe gemeldet worden war, dies nad) 
Italien mitzuteilen. Uſedom wußte von diefen Dingen noch) nichts, und fragte 

am 20. Juli telegraphifch bei Bismard an, ob wirklich auf fünf Tage Waffenftill; 
ſtand bewilligt fei, und was er hier deshalb fagen folle?5 Er fühlte fich offenbar 





ı Tel, des Grafen Golg v. 17. Juli f. oben. 

2 Tel. v. 18. Juli, der erfte Abfag gedr. bei Bernhardi 206. Zum Schluß meldet Uſedom 
noch, er habe foeben den König Viktor Emanuel telegraphifch aufs ftärkfte gebeten, nichts 
über Waffenftillftand zu glauben, was er nicht von preußifcher Seite höre. Alles Entgegen, 
fiehende fei falfh. Wenn Jtalien feine Aktion von der preußifchen trenne, fo könne es ſich 
und Preußen leicht um die Nefultate des Krieges bringen. Man verlange Abweifung jedes 
gegen Fortfegung des Krieges gerichteten Vorſchlages. Bismard möge ſtark mit Graf 
Barral fprechen und fchleunigft antworten. 

> Tel, v. 19. Juli. 

* Tel, vo. 19. Juli. 

> Tel, v. 20. Juli, 
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von feiner Regierung im Stich gelaffen, da er von diefer über Die Beziehungen 
zu Frankreich nicht informiert und fo veranlaßt worden war, die Staliener 
zur Ablehnung des Stillftands zu bringen. 

In der Tat ift es ja fehr auffallend, daß Bismard von der fi anbahnenden 
Verftändigung mit Paris weder den Grafen Barral noch den Grafen Ufedom: 
benachrichtigt hat. Er hat fih immer darauf berufen, daß die Vorſchläge für 
FSriedensgrundlage und Waffenftillfiand nicht von ihm ausgegangen, fondern. 
von Paris aus an ihn gebracht feien; das war formell richtig; in Wahrheit 
aber hatte er doch durch feine Inſtruktion vom 9. Zuli die Verhandlung einz 
geleitet und feinen Vertreter in Paris ausdrüdlich zu Befprechungen über dem 
Anhalt eines fünftigen Friedensvertrags bevollmächtigt. Italien konnte fih 
darüber infofern nicht beflagen, als es auch felbft, ohne vorher Fühlung mit 
Preußen zu nehmen, die Bedingungen nach Paris mitgeteilt hatte, unter des 
nen e8 einen Friedensfhluß für möglich hielt; aber e8 hatte wenigfteng dafür 
Sorge getragen, daß fein Bundesgenoffe von diefen Forderungen Kenntnig 
erhielt, während Bismard dies unterlaffen hatte. 

Worin haben wir die Gründe feines Verhaltens zu fuchen? Sollte Bismarck 
etwa geglaubt haben, die Bedingungen, die er Napoleon vorſchlagen ließ, 
feien für dieſen unannehmbar und würden von dieſem zurückgewieſen werden, 
fo daß e8 unnötig fei, fich darüber zu vergemwiffern, wie ſich Stalien zu ihnen 
fielle? Daran ift faum zu denken; denn zweifellos hat Bismard doch von 
Anfang an mit der Möglichkeit gerechnet, daß eine Verftändigung mit Nas 
poleon fich erzielen laffen werde, wenn er fie auch Feineswegs als ficher anz 
fehen mochte; und ferner hatte doch auch Stalien feine Bedingungen an 
Preußen mitgeteilt, obwohl es beftimmet auf deren Ablehnung feitens Nas 
poleons rechnete. 

Eine andere Möglichkeit wäre die, daß Bismarck abſichtlich Italien habe im 
Unklaren laſſen, ja zu möglichſt energiſcher Kriegführung drängen wollen, um 
dadurch Öfterreich nachgiebiger zu ſtimmen, oder um die Möglichkeit offen zu bez 
halten, die franzöfifchen Vorfhläge unter Berufung auf die mangelnde Zus 
ſtimmung Staliens abzulehnen. Das legtere ift gewiß nicht ganz ausger 
fchloffen, da Bismard nicht von Anfang an wiffen konnte, ob Napoleon fich 
mit feinen Vorfchlägen ganz nach Preußens Wünfchen richten würde, Ich 
möchte aber doch glauben, daß feine Haltung gegenüber Stalien vorwiegend 
von einer anderen Rüdficht beſtimmt war. 

Yus den ihm mitgeteilten italienifchen Friedensbedingungen hatte Biss 
mard erfehen, daß Italien außer Venetien auch noch Südtirol im Frieden zu 
erhalten wünfchte. Es hierin zu unterftüben, war Preußen nad dem Vertrage 
nicht verpflichtet. Es ließ fih erwarten, daß Hflerreich eine weitere Ges 
bietsabtretung außer Venetien unbedingt zurückweiſen werde; wenn es 


Die ſüdtiroliſche Frage. 677 


aber zu einer folchen fich wider Erwarten bereit zeigen follte, ſo hielt es Big; 
mard für billig, daß fie an Preußen als den eigentlichen Sieger in diefem 
Kriege und nicht an alien gemacht werde, das ja nur Niederlagen erlitten 
hatte und froh fein mußte, wenn e8 infolge der preußifchen Siege überhaupt 
Venetien befam. Bismard fah alfo nicht den geringften Anlaß, diefe italieni; 
{he Forderung zu unterftügen. Beharrte aber Italien auf ihr, fo war zu be; 
fürchten, daß e8, wenn fie nicht bewilligt werde, Schwierigfeiten mache, feine 
Zufimmung zu dem Frieden zu geben, auch wenn Preußen mit den franz; 
zöſiſchen Vorfchlägen völlig zufrieden war. Dadurch wäre Preußen ger 
zwungen worden, den Krieg weiter zu führen und eventuell Frankreich auf die 
Seite feiner Gegner zu treiben, auch wenn es felbft alles zugeftanden erhielt, 
1008 es verlangte, und auch wenn Venetien für Italien gefichert war, nur um 
für die Staliener noch Südtirol zu erobern. Daß Bismard ſich hierauf unter 
feinen Umftänden einlaffen wollte, zumal da den Stalienern für eine folche 
Forderung der Vertrag nicht zur Seite fand, wird ihm niemand verdenfen 
fönnen. Er würde das Intereſſe feines Staates geradezu preisgegeben haben, 
wenn er auf eine derartige Politik eingegangen wäre. Sobald alfo diefe 
Möglichkeit am Horizont erfchien, mußte für Bismard die Frage auftauchen, 
wie er fich zu Italiens Forderung ftellen folle. 

Andererfeits war es ihm natürlich Far, daß die Staliener durch eine Weige; 
rung Preußens, ihre Anfprüche auf Südtirol zu unterftügen, fih in hohem 
Grade gefränft fühlen würden und fich, wenn nicht fofort, fo doch fpäter von 
Preußen fort und wieder zu Frankreich zurüdwenden würden. Nun lag es 
aber nicht im Intereffe Preußens, den Bundesgenoffen zu verſtimmen, fo; 
lange man noch nicht wußte, ob man feiner Mitwirkung nicht noch bedürfen 
werde. Daher wird es ihm am beften erſchienen fein, zunächft abzuwarten, 
welchen Verlauf die Verhandlungen mit Frankreich nehmen würden, feinen; 
falls aber die Verftändigung mit Frankreich davon abhängig zu machen, ob 
Italien damit zufrieden fein würde. Sobald er dem Wunfch der Jtaliener ge; 
mäß eine vorherige Verftändigung über die von beiden Verbündeten aufzu⸗ 
ftellenden Forderungen herbeisuführen verfucht haben würde, hätte die zwi— 
ſchen ihnen beftehende Meinungsverfchledenheit wegen Südtirols zur Sprache 
fommen müffen. Das wollte Bismard offenbar vermeiden. Er ging von dem 
Gefichtspunft aus, den er ja fpäter zur Geltung gebracht hat, daß Stalieng 
Zuflimmung zwar formell notwendig fei, aber nach dem Wortlaut des Vers 
trages nicht verweigert werden dürfe, fobald Venetien für Jtalien und ein ent; 
fprechender Landerwerb für Preußen gefichert fei. Da über die Erwerbung 
Venetiens fein Zweifel beftand, fo war Bismard fiher, die Zuſtimmung 
Stalieng jederzeit herbeiführen zu können, und hielt es nicht für notwendig, ſich 
darüber mit Stalien ins Einvernehmen zu feßen, was etwa für Preußen als 
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Preis des Sieges zu fordern fei. Er hätte fonft den Stalienern die Möglichkeit 
gegeben, ihre Zuſtimmung unter irgendeinem beliebigen Vorwand zu ver; 
weigern, fobald fie merften, daß fie Südtirol nicht befommen follten. Es wäre 
aber natürlich fehr viel fehwerer gemwefen, den Stillfiand abzufchließen, nachdem 
Stalien formellen Widerfpruch Dagegen eingelegt hatte, als ihn zunächft ohne 
Zusiehung Italiens, aber mit Vorbehalt, daß man deffen Zufimmung nach⸗ 
träglich befchaffen werde, zu ſchließen. So erflärt es fih, glaube ih, am 
beften, daß Bismarddie Staliener fo lange über feine Verhandlung mit Frank 
reich im Unklaren Tieß.! 

Die fünftägige Waffenruhe, die der Eröffnung der Verhandlungen mit 
Hfterreich voranging, galt für Stalien nicht. Sie wurde von preußifcher Seite 
überhaupt nicht als ein formeller Waffenftillftand betrachtet, für den man 
Italiens Zuffimmung brauchte, fondern als eine reine militärifche und lokale 
Mafregel, zu der jeder friegführende Teil in Rüdficht auf Die Lage auf feinem 
befonderen Ktriegsfhauplag und auf den Zuftand feiner Truppen ohne weis 
teres berechtigt fei. Als von italienifher Seite Vorftellungen deswegen erho⸗ 
ben wurden, hat Bismard bekanntlich geantwortet, wenn Preußen feine 
Truppen jeßt fünf Tage lang ausruhen laſſe, fo tue es nichts anderes, als 
was Stalien während des ganzen Feldzuges getan habe? 

Gewiß war die Behandlung, die Bismard Stalien zuteil werden ließ, nicht 
derartig, wie ein völlig gleichberechtigter Verbündeter fie an fich Hätte erwarten 
dürfen. Aber wir wollen nicht vergeffen, daß eine ſolche Gleichberechtigung in 
der Tat zwifchen dem Sieger, der allein die Möglichkeit eines Erfolges für 
beide Verbündete gefchaffen hatte, und dem Befiegten, der ohne die Hilfe des 
mächtigeren Bundesgenoſſen gar nichts befommen haben würde, nicht vorz 
handen war. In der Politik entſcheidet nicht die formelle Rechtsftellung, fonz 
dern die tatfächliche Lage der Machtverhältniffe. Diefe hat Bismard fo weit 
ausgenußt, wie e8 ohne eine Hare Verlekung des Vertrages möglich war. 
Einer ſolchen hat er fich nicht fchuldig gemacht. 

Es bleibt nur noch zu erklären, warum Bismard, während er ſchon mit 
Frankreich verhandelte, und fogar, als er die Verfländigung mit Napoleon 
ſchon als wahrfcheinlich betrachten fonnte, die Jtaliener fortwährend zu enerz 
gifcher Kriegführung angefpornt hat. Noch am 20. Sjuli hat er an Uſedom 
telegraphiert?, daß auf baldiges Erfcheinen der italienifchen Armee an irgends 

MAuch das dürfte noch zu betonen fein, daß Bismarch, felbft nachdem er die Übergeugung 
von der Möglichleit einer Verftändigung mit Frankreich gewonnen hatte, immer noch nicht 
wiffen fonnte, ob es ihm gelingen werde, die Zuſtimmung feines Königs zu der vollen Ins 
tegrität Öfterreihs und Sachſens zu erlangen. War dies nicht der Fall, fo mußte ja der 
Krieg ebenfalls weitergehen. 


’ Tel, v. ar. Yull, gebr, Bernhardi 207. 
» Tel, v. 20, Juli. 
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welchem Punkt der Donau von preußifcher Seite der größte Wert gelegt 
werde. Wien fiheine das natürliche Objekt. Eine Hauptfache bleibe die Erpe; 
dition der Flotte gegen das Litoral; er fragt an, wie es damit ſtehe? Ich 
glaube, daß Bismard es wirklich fehr gern gefehen hätte, wenn die Staliener 
jeßt noch die ihnen bisher fehlenden militärifchen Erfolge errungen hätten. 
Nicht nur deshalb, weil eine energifche Kriegführung in diefem Augenblid 
fie dem Kaifer Napoleon immer mehr entfremden und zum engeren Anz 
fchluß an Preußen treiben mußte, fondern auch) aus dem Grunde, weil große 
Waffenerfolge der Italiener noch jet das einzige Mittel gewefen wären, um 
zugleich ihren Wunſch nach Südtirol und den Wunfch König Wilhelms nach 
Erwerbung Hfterreichifeh-Schlefiens und fächfifcher Gebietsteile vielleicht zu 
erfüllen. Gelang es den Stalienern wirklich, von Süden her weit in der Nichs 
fung gegen Wien vorzudringen oder in Dalmatien zu landen und von hier aus 
den unzufriedenen Elementen in Ungarn die Hand zu reichen, dann war die 
Kriegslage fo ſtark zuungunften Öfterreich8 verändert, die Chancen für eine 
Weiterführung des Krieges für den Kaiferfiaat waren fo verringert, daß man 
hoffen fonnte, ihm härtere Bedingungen aufjuerlegen, als ohne dies mög; 
lich erfchien. ſterreichiſch⸗Schleſien und ein Stüd von Sachfen hätten dann 
vielleicht gewonnen, die beiden Lieblingswünſche des Königs erfüllt werden 
fünnen, Bismard wäre den neuen Auseinanderfegungen mit feinem König, 
die er damals ficher fchon fommen fah, aus dem Wege gegangen; wäre ihm 
dies duch Italiens Hilfe ermöglicht worden, fo würde er vermutlich auch über 
Südtirol mit fih haben reden laſſen. Es ift ja befannt, daß die Staliener 
anftatt der erhofften Siege eine neue große Niederlage in der Seeſchlacht bei 
Liſſa davontrugen; umfoweniger fonnte Bismard fich jest veranlaßt fehen, 
ihrer Forderung wegen den Friedensfchluß zu verzögern. 

Erft nachdem durch Benedetti die Nachricht in dag preußifche Hauptquartier 
gebracht worden war, daß Öfterreich die Friedensgrundlage angenommen 
habe, machte Bigmard am 20. Zuli dem Grafen Ufedom Mitteilung von dem 
Gefchehenen. Der König, telegraphierte er ihm!, habe die franzöfifchen Vor; 
fchläge für genügend erachtet ald Grundlage für Waffenftillftand, wenn 
Italien einwillige; man fei bereit, öfterreichifche Unterhändler zu empfangen, 
fobald die Zuziehung italienifcher Beuollmächtigter erfolge. Graf Barral 
babe bereits in Florenz um die Vollmacht zur Teilnahme an den Waffen; 
ſtillſtandsverhandlungen telegraphifch gebeten, für den Frieden verlange der 
König außerdem noch norddeutfche Annerionen. Den voraussufehenden 
Rekriminationen der Staliener begegnete Bismard im voraus durch folgende 
Säge: „Wir können Annahme als Grundlage für Waffenftillftand nicht 


ı Tel, v. 20. Juli, gedr,. Bernhardi 201; nach feiner Angabe angekommen am 22. Juli 
10 Uhr vormittags, 
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direft ablehnen, ohne bei unferer vorgerüdten Stellung den Verdacht über 
Ausdehnung unferer legten Ziele zu beftärken und Napoleon dadurch nach 
Sfterreich hinüberzudrängen. Wenn Stalien den Moment für Waffenftill 
ftand nicht gefommen glaubt und nein fagt, fo halten wir feft am Vertrage, 
ohne feine Zufiimmung auch nicht Waffenftillftand zu fohließen; Frieden ohne 
das flipulierte Äquivalent für Venetien lehnen wir überhaupt ab. Iſt 
denn die Flotte in Aktion? Darin liegt Maßſtab für unfer Vertrauen auf 
Staliens Entſchloſſenheit.“ 

Der Sat über das flipulierte Nquivalent für Venetien findet feine Er; 
Härung darin, daß Bismard, wie wir wiffen, die norddeutſchen Annerionen 
durch die fFranzöfifchen Vorfchläge vom 14. Juli nicht unbedingt für gefichert 
hielt; die Meldung von Gols, daß Kaifer Napoleon diefe Annerionen billige 
und fie in den Verhandlungen unterftügen werde, iſt erft am 23. Juli in 
Nitolsburg eingetroffen. Es war alfo mit der Möglichkeit zu rechnen, daß 
Napoleon und Öfterreich die Bedingungen in anderem Sinne auslegen und 
gegen eine erhebliche Gebietsvergrößerung Preußens Einfpruch erheben könn⸗ 
ten; in diefem Falle würden die Verhandlungen über den Waffenftillftand, 
die während der bevorftehenden fünftägigen Waffeneuhe geführt werden 
follten, natürlich gefcheitert fein, und der Krieg hätte weiter gehen müſſen. 
Bevor diefe Annerionen nicht völlig gefichert waren, fah Bismard das aus; 
bedungene Äquivalent für Venetien nicht als gegeben an, und leitete daraus 
für Stalien die Verpflichtung her, fih an der etwaigen Fortfeßung des 
Krieges zu beteiligen, obwohl e8 Venetien befommen follte. Sehr auffällig 
ift e8, daß Bismard hier erflärt, wenn Stalien feine Zuffimmung zum Waffen 
ſtillſtand verfage, werde Preußen ihn auch nicht abfchließen. In dem ur—⸗ 
fprünglihen Konzept fand fogar, wenn Stalien den Moment für einen 
Waffenſtillſtand nicht gefommen glaube, fo könne es Preußens wegen uns 
bedenflich nein fagen. Es fünnte darnach foheinen, als habe Bismard e8 gar 
nicht ungern gefehen, wenn Italien noch jett die ganze Sache zum Scheitern 
gebracht hätte. Man wird auch dies wohl fo zu deuten haben, daß Bismard, 
folange er die ausdrüdliche Billigung der großen Annerionen durch Frank⸗ 
reich und Hfterreich nicht in Händen hatte, die möglichft energifche Fort⸗ 
feßung der italienifchen Operationen wünſchte. 

Wohl fhon vor Empfang diefes Telegramms, jedenfalls aber nachdem 
er die Bewilligung der fünftägigen Waffenruhe erfahren hatte, meldete Uſe—⸗ 
dom am 21. Yuli!, daß König Viktor Emanuel äußerſt beſtürzt ſei; „ich 
fuche”, telegraphierte er, „den König Viktor Emanuel bei Nichtannahme feiner, 
feits auf alle Weife feftzuhalten, wenn aber Ew. Erzellenz fortfahren, mich 


» Tel, Ufeboms v. a1. Juli, gedr. Bernhardi 199 mit Datum 20. Juli (offenbar 
Datum bes Konzepts). 
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ohne alle aufflärende Inſtruktion zu laſſen, fo werde ich bier den Umſchlag 
kaum abwenden können.” Dem Prinzen Napoleon wurde geantwortet, man 
fönne feine Zuficherungen geben, bevor man fich nicht mit Preußen über 
gemeinfame Waffenſtillſtands⸗ und Friedensbedingungen verftändigt habe, 
und verweigere die Annahme der fünftägigen Waffeneuhe für Stalien.! 
Schon am 19. Zuli wurde außerdem der General Govone? in das preußifche 
Hauptquartier geſchickt, mit dem Auftrag, die bisherige Kriegführung Sta; 
liens zu entfchuldigen, für den Fall der Fortfegung des Krieges einen ge; 
meinfamen Ktiegsplan zu verabreden und für die Zukunft ein dauerndes 
Bundesverhältnis zwifchen Preußen und Stalien anzubahnen. Er hatte 
feinen Auftrag zur Verabredung gemeinfamer Friedensbedingungen, follte 
aber nochmals darauf dringen, daß Stalien die fprachlih zu ihm ge; 
hörigen Gebiete, nicht nur das Trentino, fondern womöglich auch Iſtrien 
erhalten müffe, und betonen, daß dies Ziel durch Fortführung des Krieges 
leicht zu erreichen ſein werde. 

In den nächſten Tagen wiederholte Uſedom feine Vorwürfe, daß Preu— 
Ben überhaupt ohne vorherige Verſtändigung mit Italien in die Verhand⸗ 
Iungen mit Franfreich eingetreten fei, und daß man die preußifchen Bedin; 
gungen nicht früher an Stalien mitgeteilt habe? Bismard aber betonte von 
neuem?, daß noch Fein Stillftand gefchloffen, fondern nur eine Waffenruhe 
zur Erholung der Armee und zu Verhandlungen über einen Stillſtand be; 
willigt fei, daß man mit Öfterreich überhaupt nicht, fondern nur mit dem 
Vermittler Frankreich verhandelt und nur defien Vorſchläge mit dem aus; 
dreüdlihen Vorbehalt angenommen habe, daß auch Stalien feine Zuftimmung 
geben müſſe. 

Inzwiſchen war auch der Wortlaut der von Öfterreih und Preußen an; 
genommenen Vorfchläge Frankreichs in Stalien befannt geworden, und es 
zeigte fih num fofort, woran man Anftoß nahm. Nicafoli fagte zu Ufedom, 

der 7. Punkt wegen Integrität der öfterreichifchen Monarchie verlege fehr; 





ı Tel, v. 21. Juli. 

2 Er reifte über Berlin; von dort ging er am 23. Juli abends ins Hauptquartier ab, traf 
bier aber erft nach der Beendigung der entfcheidenden Verhandlungen ein. S. Govone 146f. 

> Tel, v. 22. Juli. Die legten Säge gedr. Bernhardi 202. 

* Tel, von Nikolsburg v. 21. Juli: Bismard fei mit Uſedoms heut erhaltenem Telegramm 
vom 17. vollftändig einverftanden und werde danach verfahren. An demfelben Tage tele; 
graphierte er, die Bedingungen feien nicht von Preußen, fondern von Paris an Preußen 
gelangt. Man denke nicht an Separatunterhandlungen und Ufedom hätte dies ohne Anfrage 
verfihern können. Ein drittes und viertes Tel. von demfelben Tage, gedr. Bernhardi 207, 
vom 22. Juli 2 Uhr zo nachmittags (Preußen Habe nicht mit Öfterreich verhandelt, fondern 
fih nur Frankreich gegenüber bereit erklärt, fünf Tage lang nicht anzugreifen, da man diefe 
Zeit brauche, um Antwort aus Florenz zu erhalten). 
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dies fhnitte 5. DB. die Erwerbung Südtirols für immer ab, die doch fo not⸗ 
wendig fei. Er würde dem niemals zuflimmen und abtreten. Uſedom er; 
widerte ihm, er fenne die Anficht feiner Regierung nicht; wenn aber Stalien des; 
halb den Waffenftillftand verwerfe, werde Preußen gleichfalls den Krieg fort; 
fegen. Er ſprach Bismard gegenüber feine eigene Meinung dahin aus, daß 
eine folhe Weigerung Stalieng eigentlich erwünſcht fein müffe, ja er bat um 
die ausdrüdfiche Ermächtigung, dies in Florenz erklären zu dürfen. Auch 
wünfchte er bevollmächtigt zu werden zu der Mitteilung, daß Preußen 
Staliens Anfpruh auf Südtirol unterfügen und nah Ablauf der fünf 
tägigen Waffenruhe den Krieg wieder beginnen werde.“ 

Auch in Paris war man mit der Haltung Preußens nicht zufrieden. 
Napoleon meinte, wenn Preußen nur energifch auf Stalien drüde, werde 
diefes feine Zuffimmung zum Waffenſtillſtand nicht verweigern fünnen, und 
er ließ den Verdacht durchbliden, daß Preußen ihn vielleicht durch das ſchein⸗ 
bare Eingehen auf feine Vorſchläge nur Habe hinhalten wollen, und nun 
heimlich bei Stalien darauf hinwirke, daß man dort die Vorfehläge verwerfe 
und dadurch den Stillftend zum Scheitern bringe.’ 

Einen folhen Verdacht durfte Bismard natürlich nicht auffommen 
faffen, wenn er nicht von neuem die Gefahr einer Verftändigung zwiſchen 
Frankreich und Öfterreich gegen Preußen heraufbeſchwören wollte, wie Goltz 
ſchon zu fürchten begann. Außerdem hatte er feit dem 23. Juli die Gewißheit, 
daß Frankreich und Öfterreich die geplanten Annerionen in Norddeutfchland 
im wefentlichen zugeftehen wollten; damit erft war es für ihn entſchieden, 
daß e8 möglich und geboten fei, bereits im gegenwärtigen Augenblide Waffen: 





ı Tel, v. 23. Juli, Ufedom fagt, Nicafoli fei betroffen darüber, daß Preußen die Bes 
dingungen nicht vocher an Jtalien mitgeteilt, fondern fie in Wien ohne Rüdfiht auf Italiens 
Intereſſe fofort habe annehmen laffen. Bismard hat hierzu bemerkt, dag feiunwahr. Preus 
Sen habe erflärt, fie feien genügend, falls Stalien fie annehme. — Am Schluß feiner eigenen 
Ratfchläge fügt Ufedom noch hinzu: Bismard möge hierin nicht zu eilig vorgehen. Prinz 
Napoleon habe verfichert, nie werde der Kaifer gegen Preußen und Stalien Gewalt brauchen. 

* Tel. v. 23. Juli, gedr. Bernhardi 207. 

Zwei Berichte von Goltz v. 23. Juli. Tel. v. 26. Juli. In legterem Telegramme fagt 
Goltz, der Kaifer habe ihm ein Telegramm des Prinzen Napoleon aus Ferrara v. 25. Juli 
mitgeteilt, wonach Preußen dort erflärt habe, e8 bedauere die Verhandlungen, weiche nur 
dem Drude Frankreihs und werde alles fcheitern laffen, wenn Italien widerſpreche. Ges 
meint war damit offenbar das oben erwähnte Telegramm v. 20. Juli, welches Ufedom den 
Ytalienern alfo giemlich wörtlich zur Kenntnis gebracht haben muß. Goltz entfchuldigte dem 
Kaifer gegenüber die Sache damit, daf diefe Nachricht einem früheren Stadium der Vers 
bandlungen angehören müffe; dies traf auch infofern zu, als Bismard jenes Telegramm 
abfandte, bevor er von der ausdrüdlihen Billigung der Unnerionen durch Napoleon Kenntnis 
batte, Einen ähnlihen Inhalt wie diefe mündliche Mitteilung an Goltz muß die franzöſiſche 
Note gehabt haben, von ber Bernharbdi arg berichtet. 
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ſtillſtand und Präliminarfrieden abzufchließen. Bon diefem Augenblid an 
wurde fein Ton gegen Stalien ſchroffer; am 24. Juli telegraphierte er an 
Ufedom, es fei beftemdend und für die gegenfeitigen Beziehungen nicht 
nüslich, wenn Preußen von Stalien, nachdem diefes ihm auch die Bes 
kämpfung der öfterreichifchen Südarmee überlaffen und Trieft auch jet nicht 
angegriffen habe, bisher keine andere Leiftung als unbegründete Rekrimina⸗ 
tionen durch Uſedoms fehr zahlreiche Telegramme erhalte. Als er daun 
aus dem Telegramm Uſedoms vom 23. Juli erfehen mußte, daß diefer felbft 
den Unfpruch Italiens auf Südtirol zu unterſtützen geneigt fei, ſchlug er 
noch fchärfere Töne an. Ein völlig neues Abkommen würde erforderlich fein, 
um derartigen Forderungen eine rechtliche Bafis zu geben. Er bat Ufedom, 
fih auf den preußifchen Standpunkt zu verfegen. Stalien habe die Gemwißheit, 
alles zu erlangen, was ihm im Traftat verfprochen fei, und zwar durch 
Preußens Erfolge, ohne daß es dem Verbündeten bisher den mindeften 
Nutzen getan. Preußen habe noch nichts, folle erft durch Verhandlungen 
erlangen. Bei diefem ungleichen Verhältnis müſſe Bismard die preußifchen 
Intereſſen im erfter Linie zur Rate ziehen und zunächſt dafür die vertrags⸗ 
mäßige Unterffügung Italiens verlangen? 

Eine weitere Information erging an Ufedom erfi am 27. Suli, d. 5. am 
Tage nach der Unterzeichnung der Friedenspräliminarien. Diefe waren ohne 
Italiens Mitwirkung abgefehloffen worden, da weder Barral noch Govone 
eine Vollmacht zur Teilnahme an den Verhandlungen erhalten hatten. 
Indem nun Bismard dem Grafen Ufedom eine kurze Mitteilung über den 
Abſchluß und Inhalt des Vertrags zugehen ließ, fügte er hinzu, unter Vor; 
behalt der italienifchen Zuftimmung fei verabredet worden, daß der Stillſtand 
am 2. Auguft beginnen und vier Wochen lang dauern folle. Ufedom möge 
alfo zum Waffenftillfiand die traftatmäßige Zuflimmung Italiens beanz 
tragen; diefes fünne fie nicht weigern, da nach Bericht des Grafen Goltz die 
unbedingte Erwerbung von Venetien durch beftimmte Erklärung des Kaiſers 
Napoleon gefichert fei, und Stalien felbft nach Mitteilung Benedettis mit 
HÖfterreich über Waffenſtillſtand unterhandle. Ferner follte Ufedom die Erz 
nennung eines Bevollmächtigten zur Teilnahme an den Friedensverhand; 
lungen beantragen. Preußen bleibe auch für den Abſchluß des Friedens 
feiner Verpflichtung gegen Stalien getreu? Auch von Govone verlangte 
Bismard gleich nach deſſen Eintreffen amtlich die Zuſtimmung Italiens 





ı Tel, v. 24. Juli. 

2 Tel, v. 25. Juli. Auch in dem Telegramm an Goltz v. 25. Juli läßt Bismard den Abs 
fhluß eines neuen Vertrages mit Stalien mit weitgeftedten Zielen offen für den Fall des 
Scheiterns der Verhandlungen mit Öfterreich. 

® Tel, von Nifolsburg v. 27. Juli. 
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sum Waffenftillftand; da diefer erklärte, ohne Inſtruktion zu fein, wurde 
der Beginn des Stillftands bis zum 2. Auguſt vertagt; Bismard erklärte 
dabei, daß er bis zu diefem Termin beſtimmt auf Staliens Zuftimmung 
rechne.! 

Läßt fih ſchon aus dem veränderten Ton der fpäteren Depefchen ent; 
nehmen, daß die Zuſtimmung Franfreihs zu den preußifchen Anneriong; 
forderungen für die Haltung Bismards gegenüber Stalien entfcheidend ge; 
weſen ift, fo wird dies noch ausdrüdlich beftätigt durch eine Äußerung des 
Minifters felbft in einem Telegramm an Golg vom 27. Zuli. Er fagt dort, 
er habe Stalien nur bis zu dem Moment zurüdgehalten, wo er die Zuftim; 
mung des Kaifers zu den von Preußen geforderten Annerionen erhalten habe. 

Mit befonderem Bedauern wurde Graf Ufedom durch diefe Wendung 
der Dinge erfüllt. Er meldete am 28. Zuli?, man habe in Stalien dem Kaifer 
gegenüber flarr feine Bedingungen behauptet; man fei feft entfchloffen ges 
weſen, ohne jede weitere Rüdficht auf Napoleon den Krieg an Preußens 
Seite weiterzuführen, ald die Nachriht von dem Abſchluß der Prälimi; 
narien eingetroffen fei. Jetzt müſſe Stalien natürlich nachfolgen. Auch auf 
Südtirol fam er noch einmal zurück; gerade im preußifchen Intereffe, meinte 
er, folle man diefe Forderung unterflügen; denn wenn Stalien mehr be; 
fomme, fönne ja auch Preußen feine Nquivalentforderung entiprechend fleis 
gern. Er fand jedoch begreiflicherweife mit diefen Ausführungen bei Bismard 
fein Gehör. Diefer erflärte ihm vielmehr, Stalien habe erhalten, was e8 . 
auf Grund des Vertrags beanfpruchen könne; es fei ein unbilliges Ver; 
langen, daß Preußen weiter hätte Krieg führen follen, um Stalien größere 
Borteile zu verſchaffen; vielmehr habe Preußen, fobald es deffen ficher ge; 
wefen fei, daß Stalien Venetien erhalten werde, nur noch feine eigenen Inter— 
efien ins Auge faffen können, die das Eingehen auf die Vorfchläge des Kaifers 
Napoleon erfordert hätten. Das für Preußen ausbedungene Äquivalent an 
Landerwerb fei auch jetzt noch nicht fo feft gefichert, wie Venedig für Stalien. 
Wäre es möglich gewefen, weitere Landabtretungen von Öfterreich zu fordern, 
fo hätten dieſe bilfigerweife Preußen und nicht Jtalien zugute fommen 
müffen. Im übrigen hege er die Hoffnung, daß die Beziehungen zwiſchen 
Preußen und Stalien auch nach dem Frieden dauernd gute bleiben würden. 
In einer befonderen Depefche fügte er Hinzu, daß jest ein Unternehmen 
Italiens gegen Ungarn zwecklos fein würde, Die ganze Sache hätte von 
Ktalien eifriger betrieben und durch Landung unterſtützt früher losbrechen 








’ Tel, an Goltz v. 28. Juli. 
» Tel, v. 28. und 29, Juli. 

+ Erlaf Bismards v. 28. Juli, 
* Tel. v. 28, Yull, 
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müſſen, wenn fie Preußen von Nuten hätte fein follen; jest könne fie nicht 
von Erfolg fein und nur die fpäteren Chancen verderben, was wichtig fei, 
da der Friede noch nicht gefchloffen wäre, und auch nach dem Frieden. 

Sn der Tat blieb Stalien nichts weiter übrig, als feine Zuffimmung 
zu erklären; am 30. Juli wurde fie in einem Schreiben des Grafen Barral 
an Bismard formell ausgeſprochen; nur noch in dem Heinen Vorbehalt, 
daß eine genauere Feftftelung der Grenze Venetiens im Friedensvertrag 
erfolgen folle, [himmert die Hoffnung durch, daß man vielleicht doch noch 
ein Stüdchen von Südtirol in Form einer Grenzberichtigung erlangen könne. 





ı Nach Uſedoms Bericht v. 5. Auguft fügte man fi in Florenz mit möglichft guter Miene 
in das Unvermeidliche, behielt fich aber vor, bei den Friedensverhandlungen wenigftens das 
Nordufer des Gardafees zu fordern, wenn fich eine Teilung Tirols nach der Sprachgrenze 
als durchaus unmöglich erweifen follte. Uſedom unterftügte noch immer die Wünfche der 
Staliener und äußerte von neuem die Befürchtung, daß Italien wieder Anlehnung bei 
Frankreich fuchen werde, wenn e8 dort mehr Entgegenfommen für feine Wünfche finde. — 
Der weitere Verlauf der Friedensverhandlungen mit Jtalien braucht hier nicht dargeftellt 
zu werden, da Sybel dies in genügender Ausführlichkeit getan hat. 


Achtes Kapitel. 
Haltung Englands und Bußlande. 


Die Haltung der beiden am Kriege nicht beteiligten Großmächte, Eng- 
lands und Rußlands, war zwar nicht entfcheidend für den Gang der Dinge, 
aber doch nicht ohne Bedeutung. 

Die englifhe Regierung hat während des Kampfes felbft und während 
der Friedensverhandlungen eine völlig neutrale und im allgemeinen für 
Preußen günfiige Stellung eingenommen. England hatte an dem Ausgang 
des Krieges und der Neugeftaltung der deutfchen Verhältniffe fein direktes 
eigenes Intereſſe. Bon dem Schleswig-Hoffteinifhen Konflikt war es in; 
fofern weit mehr berührt worden, als hierbei die Beherrſchung der Nord- 
und Dfifee in Frage kam; eine wefentlich andere Machtverteilung unter den 
Uferftaaten diefer Meere, wie die Vereinigung Schleswig-Holfteins mit Preu⸗ 
Gen fie mit fich bringen mußte, fonnte für England nicht gleichgültig fein, 
und daher ift e8 begreiflich, daß die englifche Regierung diefe Verfchiebung 
gern verhindert und den Dänen am liebften die Herrfchaft über Schles; 
wig-Holftein erhalten hätte, Aber fo weit ging auch Damals das Intereffe 
Englands nicht, daß man den Entfhlaß zu einem Kriege gegen die deutfchen 
Mächte hätte faffen und vor dem eigenen Lande rechtfertigen können. 
Im Jahre 1866 handelte es fich für England nur darum, daß das Gleichz 
gewicht unter den feftländifhen Großmächten möglichft aufrechterhalten 
bleibe, was ja feit Jahrhunderten eines der Hauptziele der englifchen Politik 
gewefen war. Das Erftarfen Preußens gegenüber Frankreich und Öfterreich 
fonnte in diefer Beziehung feine Bedenken erweden!, und fo läßt es ſich 
durchaus verftehen, daß die beiden großen englifchen Parteien einig darin 
waren, daß England gegenüber diefem Kriege völlige Zurüdhaltung wahren 
müffe. Daher hat auch der Minifterwechfel, der während des Krieges eintrat 
und den Übergang der Macht von den Whigs an die Tories zur Folge hatte, 
an der Politik der englifhen Regierung nichts geändert. 

Braglich konnte e8 einzig und allein erfcheinen, ob England an der von 
Preußen geplanten Annerion Hannovers Anftoß 5 werde, da ja das 








—* Stanley ſprach ſich Anfang Yugufl ausdrüdlic dahin aus, der Unterfchied Wwiſchen 
England und Rußland fei, daß erſteres ein ſtarles Preußen als einen Vorteil für ſich bes 
trachte, leteres es fürchte. 
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Hannoverfche Herrfcherhaug in den nächften verwandtfchaftliben Beziehungen 
zu der englifhen Königsfamilie fand. Indeſſen hatte die Entwidlung des 
englifchen Staatswefens ja längft dahin geführt, daß die perfönlichen und 
dynaſtiſchen Intereſſen der Herrfcher nicht als ausfchlaggebend für die Politik 
des Landes betrachtet wurden. Gerade die enge Verbindung mit Hannover, 
wie fie zur Zeit der Perfonalunion zwiſchen beiden Ländern bis 1837 be; 
fianden hatte, war von den englifhen Staatsmännern ſtets ald unbequem 
und unter Umftänden gefährlich für das Inſelreich betrachtet worden, da 
man immer mit der Möglichkeit rechnen mußte, daß England einmal ge; 
zwungen werden fönne, feine Kräfte für ihm fern liegende hannoverfche 
Intereſſen einzufegen. Man kann fi daher nicht wundern, daß auch jeßt 
die leitenden Staatsmänner fich dem preußifchen Botfhafter gegenüber uns 
ummunden dahin ausfprachen, daß ihnen das Schidfal Hannovers völlig 
gleichgültig ſei; ja gelegentlich wurde fogar geäußert, man werde in England 
froh fein, die Verbindung mit Hannover vollftändig und endgültig los zu 
fein.! 

Freilich wußte der preußifche Botſchafter auch zu berichten?, daß die Mits 
glieder der Königlichen Familie anders über diefen Punkt dachten, und daß 
namentlich der Prinz von Wales, der außerdem duch feine däniſche Gemahlin 
in preußenfeindlihem Sinne beeinflußt worden fein wird, feinen Unmut über 
die geplante Entthronung ber hannoverſchen Vettern bei jeder Gelegenheit 
deutlich zeige, und ihn feine Gefinnung auch im perfönlichen Verkehr empfinden 
laffe.? Aber auf die offizielle Politik der Regierung vermochten diefe Gefühle 
des Thronfolgers feinen Einfluß zu üben. England hat fih während der 
ganzen Dauer des Krieges nur bemüht, Preußen und Stalien! vor einer 
Überfpannung ihrer Forderungen zu warnen, damit nicht Frankreich und 
eventuell auch Rußland zum Eingreifen Anlaß fänden.5 

MWeofentlich anders fiand es mit Rußland. Auch hier hatte der Zar, teils 

aus perfönlichen, teils aus politifhen Motiven zunächft eine für Preußen 


In diefem Sinne äußerte fich 5. B. der englifhe Botfhafter in Petersburg gegenüber 
dem Fürften Gortfhakoff. (Tel. Rederns v. 20. Juli.) 

2 Tel, Bernſtorffs v. 6., 7., 10., 14., 19. Juli; Bericht v. 18. Juli. 

In feinem Bericht v. 11. Juli fpricht er von der Gereiztheit, die in diefen Kreifen feit den 
Siegen in Böhmen faft noch größer fei als während des dänifchen Krieges; am Hofe habe 
man vollflommen das Gefühl, im feindlichen Lager zu fein. 

* Bemerkenswert if, daß Lord Stanley ſchon fehr früh Stalien warnen ließ, eg möge 
Südtirol nicht mit in den Kreis feiner Forderungen ziehen. (Bericht Bernfiorffs vom 
12. Juli.) 

5 Hingegen riet Lord Stanley dazu, dem König Georg eine möglichft reichliche pekuniäre 
Entfhädigung für den Verluft feines Landes zu gewähren, denn es Enüpfe fih immer ein 
gewiffes Intereſſe an entthronte Fürften, und diefes vermindere fich wefentlih, wenn fie 
Millionäre fein. (Telegramm Bernftorffs v. 2. Auguſt.) 
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wohlwollende Haltung eingenommen, aber e8 zeigte fich bald, daß es doch 
einige Punkte gab, die ihn bedenklich flimmten. Es kamen dabei haupt; 
fachlich drei verfchiedene Erwägungen in Betracht. 

Zunähft fühlte fih Mlerander, da Rußland Mitunterzeichner und Mit; 
garant der Verträge von 1815 war, verpflichtet, dahin zu wirken, daß diefe 
Verträge nicht einfeitig aufgelöft oder abgeändert würden. Er glaubte, daß 
die ganze beftehende Drdnung Europas gefährdet fei, wenn man dies zulaffe. 
Auch darf man nicht vergeffen, daß gerade durch die Teilnahme an diefen 
Verträgen Rußland einen verfragsmäßig begründeten Anfpruch darauf ber 
faß, bei der Neuregelung der deutfchen Verhältniffe gehört zu werden; es 
bedeutete den Verzicht Rußlands auf jede aktive Einmiſchung in die deutſchen 
Verhältniffe, wenn es diefe Neugeftaltung in einer Form zuließ, welche für 
die Zukunft die volle Autonomie Deutſchlands feftftellte. Daher hat der 
Zar von Anfang an die Anficht vertreten, daß eine Auflöfung des alten 
deutfchen Bundes und die Begründung eines neuen Bundes ohne Öfterreich 
niemals ohne Zuffimmung der Garantiemächte vollgogen werden könne; 
daraus ergab ſich mit logifcher Konfequenz die weitere Forderung, daß die 
eventuell zwifchen Öfterreih und Preußen zu vereinbarenden Friedensbe⸗ 
dingungen, bevor fie volle Gültigkeit erlangt hätten, den Unterzeichnern der 
Verträge von 1815 vorgelegt und von ihnen gutgeheißen werden müßten, 
wozu ein europäifcher Kongreß nach der Beendigung der Feindfeligfeiten und 
dem Abſchluß des Präliminarfriedens ald das geeignerfte Mittel erſchien. 

Ein zweiter Gefihtspunft für die Politif des Kaifers war es, daß beim 
Friedensfchluß das monarhifhe Prinzip unbedingt gewahrt werden müſſe. 
Schon der preußifche Parlamentsantrag hatte in Petersburg ſtarke Ver; 
fimmung heroorgerufen. „Das ift nicht mehr Politik“, fagte Gortſchakoff zu 
dem öfterreichifchen Gefandten, „das ift Revolution.” Auch der Kaiſer felbft 
fagte, feine Freundſchaft für König Wilhelm werde ihn nicht beſtimmen, 
die Mitfchuld an den preußifchen Umfturzplänen auf fich zu laden.! 
Noch ſtärker wurden die ruffifhen Bedenken von dem Augenblid an, wo die 
preußifchen Annerionsabfichten in Petersburg befannt wurden, Immer wieder 
bat der Zar e8 den verfohledenen Vertretern Preußens, die zu ihm gefandt 
wurden, auggefprochen, daß ihn die Vertreibung ganzer Dynaſtien ängflige, 
daß man, wenn man in diefem Falle die Revolution von oben gutheiße, das 
Recht verliere, fich der Revolution von unten mit voller Kraft zu widerfeßen. 
Unbedingt wollte er an dem Prinzip fefthalten, daß jeder Herrfcher feine 
Regierungsrechte durch göttliche Übertragung befige und daß fie ihm daher 
weder durch einen anderen Fürften noch durch das Volk entzogen werben 
dürften, Es leuchtet ohne weiteres ein, daß diefe Erwägungen nicht nur in 

* Graf Revertera, Erinnerungen, Deutfhe Revue 2, 30. — 
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der thegretifchen Überzeugung des Kaifers, fondern mindeftens eben fo feft 
auch in der Lage feines eigenen Reiches und in der Befürchtung einer mög- 
lichen Rückwirkung der deutfhen Vorgänge auf die Gefinnungen der ruſſi—⸗ 
Shen Bevölferung gegenüber ihrem Herrfcher wurzelten. Dazu fam dann, 
in Derfelben Richtung wirfend, die nahe Verwandtfchaft oder Verſchwägerung 
des Kaifers mit einzelnen derjenigen Herrfcher, die mit Preußen im Kriege 
lagen; der König von Württemberg hatte die Schwefter des Zaren zur Frau, 
und Werander felbft war mit einer Schwefter des Großherzogs von Heffen ver; 
mählt. Im Gegenfage zu England, wo die Nüdficht auf die Intereſſen des 
Landes den dynaftifchen Erwägungen unbedingt voranftand, waren in dem 
abfolutiftifch regierten Rußland die perfünlichen Gefühle und Sympathien 
des Herrfchers von ganz der gleichen Bedeutung für die Politik des Staates 
wie fachliche Erwägungen, 

Zu diefen beiden Gedanfenreihen trat endlich noch eine dritte Hinzu. Wenn 
etwa Hfterreich-Ungarn vollftändig zertrümmert, oder doch den größeren 
Nationalitäten innerhalb des Neicheg, den Ungarn, den Tſchechen, den Polen, 
eine weitgehende Autonomie eingeräumt werden follte, fo ließ fih davon 
eine unangenehme Nüdwirfung auf die nichtruffifchen Bevölkerungen des 
Zarenreiches, befonders auf die ruffifchen Polen erwarten; es lag daher 
im Intereſſe Rußlandg, derartigen Eventualitäten von vornherein entgegen 
zutreten. Nun ließ aber die Bildung der ungarifchen Legion die Befürchtung 
als begründer erfcheinen, daß Bismard wenigfteng im Notfall zu dem Vers 
ſuche greifen werde, den Habsburgern duch die Entfeffelung der Revolution 
unter den magyariſchen und flavifchen Elementen des Kaiferftaates Schwie; 
rigfeiten zu bereiten. Auch hier war alfo Grund zu Beforgniffen gegeben. 

Die Frage war, ob diefe Bedenken des Zaren fo flark werden würden, daß 
fie ihn zum Verlaffen der Neutralität und zur Annahme einer Preußen 
weniger günftigen Haltung veranlaffen könnten. 

Schon im Juni, bald nach Ausbruch des Krieges, äußerte der italienifche 
Gefandte Nigra dem Grafen Gol& gegenüber, daß Rußland fich vielleicht 
duch Beforgniffe wegen Polen bewogen finden könnte, den Alliierten ent 
gegenzutreten.t: Er riet dazu, beruhigende Erflärungen nach Petersburg zu 
fenden und dort zu betonen, daß man in Benutzung diefer Elemente nicht 
weiter gehen werde, als zur eigenen Verteidigung unbedingt notwendig fei, 
und daß man namentlich eine Ausdehnung der Bewegung auf das ruffifche 
Polen nicht geftatten werde. Bismard gab damals der Meinung Ausdrud?, 
daß nicht der geringfie Grund vorliege, der auf eine Änderung in der big; 
herigen neutralen Haltung Rußlands ſchließen ließe, 

* Bericht des Grafen Golg v. 24. Juni. 

2 Tel, an Goltz v. 26. Juni, 
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Nach der Schlacht bei Königgräg äußerte der ruffiihe Kanzler, Fürft 
Gortſchakoff, dem preußifhen Gefandten gegenüber die Beforgnis, daß durch 
diefen großen preußifchen Sieg der Friede in weitere Ferne gerüdt werden 
fönne, als bisher.! Offenbar meinte er, die Forderungen Preußens würden 
fih num derartig fleigern, daß weder Öfterreich noch die neutralen Groß; 
mächte fich ohne weiteres mit ihnen einverftanden erklären könnten. Als ihm 
der Gefandte erwiderte, er glaube dies nicht, da Öfterreich zu weiterem Wider; 
ftande wohl nicht fähig fein werde, erwiderte Gortſchakoff: er hoffe, daß Preu; 
fen großmütig fein werde; denn Rußland könne nicht zulaffen, daß Preußen 
fi) ganz Deutfchland unterwerfe. Außerdem fiehe die Bundesverfaffung uns 
ter der Garantie Europas und könne nicht von Preußen allein einfeitig außer 
Kraft geſetzt werden. Auch der ruffifche Botſchafter in London fprach fich dem 
Grafen Bernſtorff gegenüber entfchieden feindlich gegen die Möglichkeit aus, 
daß die Einigung Deutfchlands oder wenigftens Norddeutſchlands aus diefem 
Kriege hervorgehen fünne.? 

Wieder eine neue Lage wurde auch für Rußland durch dag Hervortreten 
Napoleons als Vermittler geſchaffen. Unmittelbar nachdem er feine Media⸗ 
tion der Welt verkündet hatte, ließ Napoleon durch den franzöfifchen Botz 
fchafter in Petersburg die Anregung geben, Rußland möge feinen Einfluß 
in Berlin und Florenz dahin geltend machen, daß die beiden verbündeten 
Mächte den Waffenftillftand fofort annähmen und fich zu Friedensverhand- 
lungen unter franzöfifcher Vermittlung bereit erflärten.? Gortſchakoff erwi⸗ 
derte ihm, er müffe erft die Befehle des Kaifers einholen und zweifle, ob Ruß⸗ 
fand fich überhaupt beſtimmt werde ausfprechen können, bevor ſich die Situa⸗ 
tion nicht mehr geflärt habe.! Gleichzeitig wandte fich der Kanzler an den 
preußifchen Botfchafter mit der dringenden Bitte, der König möge fofort feine 
Entſchlüſſe an den Zaren mitteilen; denn wenn auch vielleicht eine Meinungs; 
verfchiedenheit über die Friedensbedingungen zwifchen Rußland und Preußen 
auftauchen könne, fo bleibe er doch überzeugt davon, daß der beiderfeitige 
Vorteil ein weiteres Zufammengehen beider Mächte erheifche; nur von Preu⸗ 
fen werde e8 abhängen, diefe Bande enger zu fnüpfen. Auchs ließ der Kanzler 
durchbliden, man habe e8 in Petersburg dem Kaifer Napoleon übelge— 
nommen, daß er ohne vorherige Verftändigung mit England und Rußland 
als Vermittler hervorgetreten fei, während doch vor dem Kriege, als der von 


» Tel, des Grafen Redern v. 5. Juli, 

» Tel, Bernflorffs v. 6. Juli. 

° Tel, des Grafen Redern v. 7. Juli. 

* England, das offenbar zu demfelben Schritte aufgefordert war, lam dem Wunfche 
Napoleons nach, indem es in Berlin zur Annahme des Stillftandes mahnen ließ. (Tel, 
Mertbers an Bismard v. 8. Juli.) 

» Bericht bes Grafen Nebern v. 7. Juli. 
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Hfterreich abgelehnte Kongreßplan erörtert worden fei, alle drei Mächte ges 
meinfam gehandelt hätten. Offenbar fürchtete man, daß Frankreich fich auf 
diefe Weiſe einfeitig einen Vorteil fihern und die übrigen Großmächte von 
jedem Einfluß auf die Feftffelung der Friedensbedingungen ausfchließen 
wolle, Auf die Haltung Rußlands hatte alfo jener Schritt Napoleons zu⸗ 
nächft eine für Preußen günftige Wirkung. 

Im preußifchen Hauptquartier empfand man natürlich das Bedürfnis, mit 
Rußland Fühlung zu behalten; daher fandte König Wilhelm am 7. Juli, 
als er den Prinzen Neuß an Napoleon ſchickte, auch einen eigenhändigen Brief 
an den Zaren, den er durch den Oberftleutnant von Schweinig nach Petersburg 
überbringen ließ. Auch in diefem Schreiben! fonnten natürlich genauere Mitz 
teilungen über die Sriedensbedingungen noch nicht gemacht werden, da über 
diefe, wie wir wiffen, damals noch fein beſtimmter Entfhluß gefaßt war. Es 
wurde nur Wert darauf gelegt, dem Zaren Far zu machen, daß Preußen einem 
Bündnis Öfterreichs und der größeren Mittelflanten gegenüber geflanden 
habe, und im Intereſſe feiner Verteidigung und Selbfterhaltung die Waffen 
habe ergreifen müffen, um den Gegnern nicht die Zeit zur Beendigung ihrer 
Kriegsvorbereitungen zu laffen. Der König verficherte dann, daß die bisheri⸗ 
gen Siege feine Pläne nicht geändert und feinen ungemeffenen Ehrgeiz in ihm 
erwedt hätten. Jedoch müſſe er unbedingt fordern, daß der Friede die nötigen 
Garantien gegen die Wiederkehr ähnlicher Gefahren biete. Das jetzige Hervor⸗ 
treten Frankreichs habe offenbar den Zwed, die Einigung Deutſchlands, fei 
e8 unter öfterreichifcher, fei es unter preußifcher Führung zu verhindern, und 
das Gleichgewicht zwifchen beiden Mächten in Deutfchland aufrechtzuerhalten. 
Er habe geglaubt, den Vorſchlag nicht ohne weiteres von der Hand weifen zu 
follen, und fei der Anficht, daß der Kaifer e8 richtig finden werde, wenn er fein 
Mittel zur Herftellung des Friedens unverfucht laffe; jedoch fei er feft ent; 
fohloffen, feinen Frieden anzunehmen, der nicht Deutfchland die bezeichneten 
Garantien gebe und der geoßen Erfolge würdig fei. Er hoffe auch im dieſer 
Lage auf die Unterflüßung des Kaifers und die Fortdauter des gegenfeitigen 
Wohlwollens, wie es bisher zwifchen beiden Dynaftien und Ländern beftanz 
den habe. 

Noch bevor diefer Briefin Petersburg angelangt war, hatte der Zar, wenig⸗ 
ſtens wenn die Angaben Napoleons dem Grafen Gols gegenüber richtig find, 
gemeinfam mit England in Paris vorgefchlagen, die drei Mächte möchten zu⸗ 
fammen in Berlin die Erflärung abgeben, daß fie den deutfchen Bund noch als 
fortbeftehend betrachteten. Es würde dies an fich den ung befannten Ten 
denzen der ruffifchen Politik entfprechen; unklar bleibt eg aber, ob diefer Schritt 


ı Schreiben König Wilhelms an Kaifer Alexander v. 7. Juli, 
2 Bericht des Grafen Golf v. 8. Juli. 





44* 


692 Erfie Mitteilungen Preußens an Rußland, 


nicht vielleicht fehon vor dem Hervortreten Napoleons mit feiner Vermittlung 
getan worden iſt; denn es ift nicht recht glaublich, daß man ein Zufammen; 
gehen mit Frankreich noch angeregt haben follte, nachdem Napoleon bereits 
auf eigene Hand vorgegangen war.! Wenigftens wurde der ruffifche Botſchaf⸗ 
ter in Berlin ausdrüdlich angewiefen, zu erklären, daß Rußland fürs erſte ganz 
außerhalb aller Unterhandlung bleiben wolle, nachdem durch die einfeitige 
Bermittlung Frankreichs eine ganz neue Lage gefhaffen worden fei, deren 
weitere Klärung man erft abwarten wolle? 

Unmittelbar nachdem er fein erftes ausführlicheres Friedensprogramm 
nach Paris gefandt hatte, beauftragte dann Bismard den Grafen Redern?, 
er möge dem Fürften Gortfchakoff fagen, daß auch Preußen von dem gegen; 
feitigen Vorteil des Einvernehmens mit Rußland durchdrungen fei und es 
zur befeftigen wünfche. Indem er noch betonte, daß ein Waffenftillftand nicht 
ohne Zuftimmung Staliens und ohne eine geficherte Friedensbaſis abgeſchloſ⸗ 
fen werden fünne, bezeichnete er als Minimalforderung Preußens eine Stel; 
lung in Norddeutfchland, die gegen eine Wiederholung des Gefchehenen fichere, 
und die zwifchen den preußifchen Gebietsteilen belegenen Kleinftaaten daran 
verhindere, feindlich gegen Preußen aufzutreten, Er möge fondieren, wie 
Rußland fih zu norddeutfchen Annerionen ftelle, und ob und welche Kompen⸗ 
fationen e8 feinerfeits im Auge habe, fei eg in Galizien, fei eg im Orient. Die 
Abſicht der legten Säße ift ja deutlich; Bismard wollte Rußland an der Beute 
teilnehmen laffen, wenn e8 eine entfchiedene Stellung gegen Öfterreich eins 
nehme, Außerdem benuste er, wie wir ſchon wiffen?, diefe Gelegenheit, um auf 
dem Wege über Petersburg den Öfferreihern die Anfnüpfung direkter 
Friedensverhandlungen mit Preußen nahe zu legen. 

Dies Telegramm traf noch vor der Ankunft des Oberſtleutnants von 
Schweinitz in Petersburg ein, Graf Redern teilte e8 Gortfchatoff mit und 
erhielt zur Antwort, auch der Kanzler würde e8 lieber fehen, wenn eine direkte 
Verftändigung zwifchen Öfterreich und Preußen zuftande komme. Er erklärte 
fich aber gegen eine Bundesreform unter Ausfchluß Öfterreichs und behielt fich 
genauere Erklärungen vor, bis der Zar den angekündigten Brief des Könige 
erhalten haben werde.⸗ 

N Schweinig traf am ı2. oder 13. Juli in Petersburg ein und überreichte fo; 
fort den königlichen Brief, Der Zar erflärte ihm darauf, er könne fich erſt in 

In demfelben Bericht wird auch gefagt, Drouyn de Lhuys habe fich etwas abweichend 
geäußert: von einem englifhen Vorſchlage wiffe er nichts; der euffifche fei mit dem Hinweiſe 
auf Brantreihs freundfhaftlibe Beziehungen zu Preußen abmweifend beantwortet worden, 

» Tel, Wertherd an Bismard v. 8. Juli. 

’ Tel. Bismards an Medern von Hohenmauth v. zo. Juli; vgl, Sybel 254. 
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drei Tagen näher ausfprechen, ließ aber durchblicken, daß er perfönlich die Be; 
sründung eines norddeutſchen Bundesftaates der Annerion der Nachbar; 
länder vorziehe, während er gegen die von Gortſchakoff befonders beanftandete 
Auflöfung des alten Bundes feine befonderen Bedenken zu hegen fchien.! 
Warum der Kaifer fich gerade drei Tage Bedenkzeit vorbehielt, läßt fich 
nicht feftftellen. 

Bald wandte man fich auch von öfterreichifcher Seite an den Zaren mit der 
Bitte, daß er feine guten Dienfte nicht verfagen möge, wenn es wirklich zur 
Eröffnung von Friedensverhandlungen komme. Gortſchakoff erwiderte, daß 
Rußland fich daran nur beteiligen könne, wenn es von fämtlichen friegführen; 
den Mächten dazu aufgefordert werde.? Bei einer neuen Ausiprache mit dem 
preußifchen Gefandten fagte Gortſchakoff, das Notwendigfte werde fein, daß 
Preußen feine Forderungen nicht länger geheim halte. Der Brief des Königs 
habe feine Andeutungen darüber enthalten. Der Zar habe eine freundfchaft: 
fihe Antwort darauf erteilt, der er, der Kanzler, nichts beisufügen habe.’ 
Diefe Antwort des Zaren an König Wilhelm ift bisher nicht befannt geworden. 
Sie wird indeffen wohl wenig mehr als die allgemeine Zufage feiner weiteren 
wohlmollenden Haltung und vielleicht eine Warnung vor allzu hohen Forde; 
rungen Preußens enthalten haben. Graf Redern verfuchte vergeblih Gort; 
ſchakoff dazu zu bringen, daß er eine eigene Anficht darüber ausfpreche, was 
Preußen etwa verlangen könne; der Kanzler meinte, er fühle fich nicht be; 
rufen, fich hierüber zu äußern, überdies bedürfe Graf Bigmard Feines Rats. 
Als Redern dann vorfichtig andeutete, Preußens Forderungen würden durch 
feine großen Opfer bedingt fein; die Preſſe fordere Einverleibung von Kurz 
heflen und Hannover, und in der Tat werde die Wiedereinfegung biefer beiden 
Fürften unmöglich fein, hörte Gortſchakoff ſchweigend zu, und fagte auch auf 
weiteres Drängen nur, man müffe diefe Fragen der weiteren Erörterung vor; 
behalten; Preußen werde an Rußland immer einen Freund finden, aber auch 
die Rüdficht auf das europäifche Gleichgewicht und auf die Haltung der beiden 
anderen neutralen Mächte dürfe nicht außer acht gelaffen werden. Der Bot⸗ 
fchafter glaubte fich Hiernach und nach anderen Äußerungen aus der intimen 
Umgebung des Kanzler berechtigt zu der Annahme, man beginne fi in Ruß⸗ 
land allmählich mit dem Gedanfen vertraut zu machen, daß Hannover und 
Kurhefien endgültig bei Preußen verbleiben würden. 

Wie fchon früher ausgeführt wurde, gingen dann am 16. Juli aus dem 
Hauptquartier genauere Mitteilungen über die preußifchen Forderungen und 
über die ungefähre Größe des geplanten Gebietssumachfes nach Petersburg 

ı Tel, von Schweinig v. 13. Juli. 


2 Tel, des Grafen Redern v. 14. Juli, 
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ab!; Bismard ließ dabei ausdrüdlich verfichern, daß Preußen den Sympa⸗ 
thien Rußlands für Hefien-Darmftadt Rechnung fragen werde, und erfundigte 
fih noch einmal ausdrüdlih, ob Rußland nicht irgendwelche Kompenfatio; 
nen wünfche. 

Bezüglich des legten Punktes fonnte Graf Redern fhon am 20. Zuli mel; 
den, daß nach allem, was er hier höre, Rußland Feinerlei Kompenfationen für 
fih im Auge habe und nur die Herftellung des Friedens wünfche.? 

Ale Mitteilungen, die Bismard aus Petersburg erhielt, mußten in ihm 
die Überzeugung erweden, daß von Rußland fein ernftlicher Einfpruch zu er⸗ 
warten fei, wenn man Dort auch gegen einige der preußifchen Forderungen Bes 
denken haben mochte. E83 mußte ihn alfo einigermaßen überraſchen, als er 
plöglich während der Nifolsburger Verhandlungen ein Telegramm des Graz 
fen Redern erhielt, welches ganz kurz meldeter, Fürft Gortſchakoff bitte ihn, zu 
telegraphieren, daß der Kaifer den ſchleunigſten Zufammentritt eines Kongreffes 
wünfhe. Man muß fich fragen, was die ruffifche Regierung zu diefer neuen 
Anregung gebracht hat. Daß der Kongreßplan in der Richtung lag, welche die 
ruſſiſche Politif von Anfang an genommen hatte, wiffen wir ja; aber bisher 
waren Doc offenbar feinerlei fefte Pläne in diefer Hinficht gefaßt worden, und 
auch der ruſſiſche Gefandte in Berlin hatte noch am 23. Zuli lediglich darauf 
gedrungen, daß Preußen feine Friedensbedingungen möglichft genau mit; 
teilen möge, aber nichts von einem Kongreßplan gefagt.° Vermutlich hat das 
Bekanntwerden der franzöfifchen Friedensoorfchläge und ihrer Annahme 
duch Öfterreich und Preußen diefe Wendung in Petersburg herbeigeführt. 
Erfah man doch daraus, daß die beiden Hauptfächlich in Betracht fommenden 
Staaten den alten deutſchen Bund endgültigaufzulöfen beabfichtigten, und daß 
Frankreich fi hiermit einverftanden erklärt Habe, während offenbar niemand 
daran dachte, Rußland und England um ihre Meinung zu fragen, obwohl fie 


* Tel. Bismards an Werther (beftimmt für den Grafen Redern) v. 16. Juli. 

: Damit war offenbar damals noch gemeint, daß man HeffenDarmftadt für die Abs 
tretung von Dberheffen durch bayrifche Gebietsteile entfhädigen wolle, 

’ Tel, des Grafen Redern v. 20. Juli. 

* Tel, des Grafen Redern v. 24. Juli, Dies Telegramm ift nicht, wie Sybel 294 glaubt, 
vor Abfaffung der Nilolsburger Denkfchrift angelommen, da es erft am 24. abends 
8 Uhr 42 in Berlin war, während die Denffchrift am 24. nachmittags in Nilolsburg dem 
Könige zugeſchidt wurde; e8 wird auch in der Denkſchrift nirgends darauf Bezug genommen; 
wohl aber führt der König in feinen Nandbemerkungen v. 25. Juli den ruffifchen Kongreß, 
vorfhlag ausdrädlih an, und es ift nicht unmöglich, daß das Eintreffen diefes Telegramme 
gerade in dem Augenblide, wo er ben entfcheidenden Entfchluß über Krieg und Frieden zu 
faffen hatte, ihn zum Eingehen auf Bismards Vorfchlag geneigter gemacht hat; fehlen es 
doch bie Gefährlichkeit der internationalen Lage im Sinne der Ausführungen Bismards 
aufs Harfte zu beweifen, 

’ Tel. Wertbers v. 23. Yull, 
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doch als Mitunterzeichner der Verträge von 1815 ein Recht darauf zu haben 
glaubten, Am 27. Juli wurde der ruffifche Antrag auf die fofortige Berufung 
eines Kongrefjes zur Befprechung der gefamten Lage Europas in Berlin duch 
den ruffifchen Botfchafter formell geftellt!, und derfelbe Schritt in London 
und Paris und wahrfcheinlich auch in Wien getan.? 

Diefe ruffifche Einmifhung hätte fehr unangenehm werden fönnen, wenn 
man mit Öfterreich und Frankreich noch nicht einig gewefen wäre. Da aber in; 
zwiſchen der Präliminarfriede in Nikolsburg bereits unterzeichnet war, fo 
fonnte fih Bismard begnügen, am 29. Juli antworten zu laffen?, Preußen fei 
vor dem Krieg bereit gewefen, auf einen Kongreß einzugehen, um den Krieg zu 
vermeiden; er fei ohne feine Schuld nicht zuftande gefommen. Jetzt hätte man 
den Krieg mit der Gefahr der eigenen Eriftenz führen müffen, und die Vor; 
teile, welche Preußen durch ſchwere Opfer erfauft habe, könne es von der Ent; 
fheidung eines Kongreſſes nicht abhängig machen. Man könne demnach einem 
Kongreß oder einer Konferenz nur zuſtimmen, wenn vorher eine Baſis feft; 
geftellt worden fei, durch welche Preußen diefe Voteile gefichert würden. Der 
König erwarte von dem Gerechtigfeitsgefühl und der Freundfchaft des Zaren, 
daß Rußland feine weiteren Schritte tue in der Nichtung eines Kongreffeg, 
ohne fich mit ihm zu verftändigen. 

Die hier ausgefprochene Erwartung wurde jedoch nicht erfüllt; vielmehr 
erklärte der Zar perfönlich am folgenden Tage dem Oberftleutnant von Schweiz; 
nis noch einmal, er habe die Jnitiative zum Kongreß ergriffen und könne nicht 
zugeben, daß die unter Mitwirkung aller geordneten VBerhältniffe durch 
Preußen und Öfterreich allein umgeftalter würden; er fügte hinzu, Napoleon 
habe bereits zugefagt.! Bismard hielt e8 daher für nötig, einen etwas ſchärfe⸗ 
ven Ton anzufchlagen. Er befahl Schweinis, dem Kaifer in vorfichtiger und 
freundfchaftlicher Weife zu fagen, daß e8 dem König, ohne eine Revolution in 
Preußen und Deutfchland zu entfefleln, vollftändig unmöglich fei, auf die 
Früchte des Sieges zu verzichten oder die Geftaltung Deutfchlands von den 





ı Tel, Werthers v. 27. Juli. 

® Graf Bernftorff meldete am 31. Juli: Der ruffifche Botſchafter in London habe erklärt, 
der Kongreß fei nötig „wegen der in Ausſicht ſtehenden Territorialveränderungen“; dagegen 
habe ihm Lord Stanley gefagt, England habe fein Intereffe daran, die Einigung und Kräf— 
tigung Norddeutfchlands zu verhindern, halte aber den Kongreß für gefährlih, wenn 
zwifchen den Friegführenden Teilen noch nicht alles abgemacht fei; andernfalls fei er übers 
flüſſig. England wolle jedoch nicht gern zuerft ablehnen, fondern die Initiative dazu 
anderen überlafien. Auch meinte Stanley, Napoleon werde den Kongreß nicht wünfhen, 
weil er dort nicht die erfte Rolle werde fpielen können, und es werde ihm der Schein feiner 
Vermittlung und Teilnahme an den Friedensverhandlungen genügen. Vgl. Sybel 5, 348. 

® Tel, v. 29. Juli, 
. * Tel, von Schweinig an König Wilhelm v. 30, Juli. Sybel 5, 347. 
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Beſchlüſſen eines Kongrefies abhängig zu machen. Der König fei augenblid; 
lich abwefend; er aber würde demfelben nur raten können, wenn die Einwirz 
fung des Auslandes auf die deutſchen VBerhältniffe fehärfere Umriffe annehmen 
follte, die volle nationale Kraft Deutfchlands und der angrenzenden Länder 
zum Behuf des Widerftandes zu entfeffeln.! Die letztere Andeutung, die ja 
offenbar auf eine mögliche Revolutionierung Polens hinwies, follte den 
Zaren auf die Gefahren aufmerffam machen, die für ihn felbft mit der Auf⸗ 
rechterhaltung feines Kongreßplang verbunden fein konnten. 

Bei dem ganzen ruffifhen Kongreßplan muß man fich gegenwärtig halten, 
daß eine direfte Feindfeligfeit gegen Preußen vom Zaren damit feineswegs 
beabfichfigt war. Schon bevor man in Petersburg das eben erwähnte ſcharf 
ablehnende Telegramm Bismards erhalten haben konnte, war der ruffifche 
Gefandte in Berlin, Graf Dubril, angewieſen worden, dort zu erflären, daß 
der Kaifer nicht daran denke, die Nefultate wieder in Frage zu ftellen, die 
Preußen mit fo großen Dpfern erfauft habe. Der Kongreß folle nur dazu 
dienen, das Zuftandefommen eines dauernden Friedens zu erleichtern. Der 
Kaifer fei der Anficht, daß die zwifchen den flreitenden Teilen vorher getroffes 
nen Vereinbarungen den Verhandlungen zugrunde gelegt werden follten, und 
wolle nur, daß die Einzelheiten unter Mitwirkung ganz Europas feftgeftellt 
würden. Wolle man die Großmächte, welche früher den Territorialbeftand 
Deutfhlands garantiert hätten, jegt von der Verhandlung ausfchließen, fo 
beftreite man ihnen ein wohlerworbenes Necht und verfage ihnen die gebühz 
rende Achtung. Der Kaifer fei auch einer vorhergehenden Verftändigung mit 
Preußen nicht abgeneigt und wünfche nur durch die Sendung eines Ver— 
trauten genau über Preußens Abfichten orientiert zu werden.? 

Die in Petersburg ausgefprochene Behauptung, daß Frankreich bereits 
prinzipiell feine Zuftimmung zu dem Kongreß gegeben habe, erwies fi 
fehr bald als ein Irrtum; vielmehr lehnten ſowohl Frankreich wie England den 
euffifhen Vorſchlag höflich aber unzweideutig ab.’ Bereits am 3. Auguſt 
konnte infolgedeffen Graf Nedern aus Petersburg melden, daß auch Rußland 
auf den Kongreß verzichte; er fügte hinzu, um fo mehr Wert lege aber der 
Zar darauf, daß man fich durch eine Spezialmiffion mit ihm ins Einvernehz 
men fee und feine Zuftimmung zu den getroffenen Abmachungen einhole; 
denn er fenne ja den Umfang der preußifchen Pläne gar nicht und könne nicht 
zum bloßen Regiftrator fremder Befchlüffe herabfinfen. Wenn Weenpen ſich 


Vom Könige genehmigtes Tel. Diemaras an Schweinitz v. 31. dal. Spbei 5, 347. 

Tel. Werthers an Bismard v. 1. Auguſt. — Ebenſo Tel. von Schweinitz v. 1. Auguſt. 
Dal, Sybel 5, 349. 

° Graf Boly meldete bereits im Tel, vom 2, Auguft, daß an diefem Tage Frankreich den 
Kongrefi abgelehnt habe, mit der Begründung, daf auch England demfelben abgeneigt ſei. 
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erinnere, welche Dienfte ihm Rußland 1813 geleiftet habe, und wie es Napo⸗ 
leons Wunſch, nach dem 5. Zuli in Berlin auf die fofortige Annahme des 
Waffenſtillſtandes zu dringen, zurüdgemwiefen habe, fo werde man eine folche 
Rückſichtnahme auf Rußland billig finden.! | 

Yus Sybels Darfiellung weiß man bereits, daß König Wilhelm dem Wun; 
{he des Kaifers durch die Entfendung des Generals von Mantenffel nach Pe; 
teröburg Rechnung trug. Wenn auch der Zar diefem gegenüber feine Beden⸗ 
fen gegen die Entthronung ganzer Dynaftien lebhaft hervorhob, fo erklärte er 
doch gleichzeitig auch jeßt wieder, daß er nicht daran denfe, Preußen irgend; 
welche Schwierigkeiten gu machen. Er wünfche nur, daß man feine Bedenken 
nochmals prüfe, bevor man in Berlin die endgültige Entfheidung treffe. In 
der Tat wurde auf Manteuffels telegraphifche Bitte die bereits vollftändig aus⸗ 
gearbeitete Vorlage an den Landtag über die norddeutfchen Annerionen noch 
surüdgehalten, bis der Brief des Zaren an König Wilhelm eingetroffen war’; 
auch wurde aus Rückſicht auf Rußland, auf die Einverleibung Oberheffens 
verzichtet, die uefprünglich in dem Gefegentwurf noch gefordert worden war.’ 

Man kann alfo fagen, daß die ruffifhe Einmifchung zwar an den grund: 
legenden Bedingungen des Friedens und der Neugeftaltung Deutſchlands 
nichts hat ändern können, daß aber in Einzelheiten doch eine tatfächliche Ein; 
wirkung flattgefunden hat. Der Verzicht auf Oberheffen war der Preis, den 
Preußen an Rußland für die Genehmigung der übrigen Friedensbedingungen 
zahlen mußte. Es war die legte Nachwirkung der Wiener Verträge von 1815, 
die Deutfhland unter die Obervormundſchaft der europäiſchen Groß; 
mächte geftellt hatten, daß man auch jegt froß der großen Siege die Einmi; 
(hung Frankreichs und Rußlands nicht ohne weiteres als unberechtigt 
zurückweiſen konnte, fondern ihren Verzicht auf die ihnen aus jenen Verträgen 
erwwachfenen Rechte durch Opfer erfaufen mußte.‘ 





ı Tel, des Grafen Redern v. 3. Yuguft und Bericht v. 3. Auguſt. 

2 Die Verſchiebung teilte Bismard durch Telegramm v. 12. Auguſt an Manteuffel mit. 
3 Bol. das Nähere darüber und über den Eindrud, den das Schreiben des Zaren auf 
König Wilhelm machte, S. 661 1.706. Der erregte und drohende Ton, den Bismard Mitte 
Auguſt noch einmal gegen Rußland anfhlug (vgl. Sybel 5, 379) erklärt fih daraus, daß 
die euffifhe Einwirkung auf den König noch einmal deffen definitive Zuftimmung zu den 
Vollannerionen und damit ein Hauptreſultat des Sieges in Frage zu flellen drohte. 

* Rußland hat auch nach dem 3. Auguſt prinzipiell noch feinen früheren Standpunft feft 
gehalten, indem e8 in London eine gemeinfame Erflärung anregte, welche die Nechte wahren 
follte, die den Neutralen auf Grund der Verträge zuftänden. Lord Stanley lehnte aber eine 
Beteiligung an ſolchen Schritten ab, die als ein Proteft gegen die preußifchen Erfolge aus; 
gelegt werden könnten. (Tel, Bernſtorffs v. 8. Auguſt.) 


Meuntes Kapitel. 


Die Merfräge mif den füddeuffßen Staaten und die 
franzöfifeße Kompenfationsforderung. 


Über die Friedensverhandlungen mit den ſüddeutſchen Staaten find wir 
zwar im allgemeinen orientiert, aber e8 bleibt doch noch eine Neihe von wichz 
tigen Fragen ungelöft, Zu ihrer Aufhellung will ich noch einiges beisutragen 
verfuchen. 

Die erften Anregungen zu Friedensverhandlungen gingen von den füdz 
deutfchen Staaten felbft aus. ‚Sobald man in Süddeutſchland erfuhr, daß 
Hfterreich Neigung zeige auf die franzöſiſchen Vorſchläge eines Friedens mit 
Preußen unter Preisgabe der ſüddeutſchen Verbündeten einzugehen, mußte fich 
bei den dortigen Regierungen die Befürchtung regen, daß fie fchließlich, von 
Sfterreih und Frankreich verlaffen, allein der preußifchen Übermacht gegen: 
überftehen und zur einfachen Annahme aller Bedingungen geswungen fein 
würden, die der Sieger ihnen aufzuerlegen für gut finden werde. Es ſchien 
daher geboten, felbft möglichft fchnell Verhandlungen anzufnüpfen, um ent; 
weder zu den Nikolsburger Befprechungen zugelaffen zu werden, oder doc 
gleichzeitig mit Öfterreich zu einem Frieden zu gelangen. Schon am 17. Juli 
wurde ein Brief König Wilhelms an den Großherzog von Heffen abgefchidt 
und durch die beiderfeitigen Vorpoften hindurch befördert!; vermutlich hatte 
fih alfo der Großherzog fhon vorher an den preußifchen Herrſcher gewandt. 
Auch die Stimmung der Bevölkerung begann ſich in Süddeutfchland zu än⸗ 
dern, und die Minifter Barnbüler in Stuttgart und Edelsheim in Karlsruhe 
fühlten fih durch die unvorhergefehenen Konfequenzen ihrer Politif immer 
ftärfer bedrückt.“ Auch der bayrifche Minifter v. d. Pfordten ift befanntlich 


» Mbelen fhidte am 17. Juli dies Schreiben an Werther mit dem Auftrage, e8 dem 
Urmeelommando jur Übermittlung durch einen Parlamentär in das feindliche Lager zu 
überfenden; Werther gab es am 19. Juli an General Vogel von Faldenftein weiter; am 
21, wurde ed buch einen Offizier an die feindlichen Vorpoften befördert (Meldung Mans 
teuffel® v. 24. Juli). Der Inhalt des Schreibens ift nicht bekannt, 

In einem Berichte des Heren von Zſchoch aus Stuttgart vom 18. Juli heißt es, feine 
Freunde (in Württemberg) beftätigten die Zunahme der Sympathien für Preußen bei dem 
Dolt und der Anaft auf feiten der Negierung, Mathy ſchildere die Stimmung in Baden als 
mefentlih verändert. Adreſſen an den Großherzog feien fhon aus mehreren Städten ers 
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ohne vorherige Aufforderung in Nifolsburg erfehienen, von Bismard aber fehr 
unfreundlich aufgenommen und zur Teilnahme an den Verhandlungen nicht 
zugelaffen worden.! Nur fo viel erreichte er, daß auch Bayern ein Waffen; 
ftillftand bewilligt wurde, der zur Einleitung von Friedensverhandlungen 
dienen follte; der Beginn wurde entfprechend den mit Öfterreich getroffenen 
Abmachungen auf den 2. Auguſt fefigefest. General v. Manteuffel erhielt die 
Ermächtigung, den übrigen ſüddeutſchen Staaten, wenn fie darum nach: 
fuchen würden, das Gleiche zu bewilligen.? Dies war das einzige Zugeffändnig, 
das Öfterreich für feine ſüddeutſchen Verbündeten zu erwirfen vermocht hatte. 
Wenn Bismard nicht darauf einging, in Nikolsburg bereits Friedensverhand; 
lungen mit diefen zu führen, fo leitete ihn wohl der Wunfch, zuerſt mit Öfter; 
reich ing Reine zu kommen; auch beftand er darauf, daß die Verhandlungen 
mit jedem Staate befonderg zu führen feien. 

Nach dem Abſchluß der Nifolsburger Präliminarien erfohienen von württem; 
bergifcher Seite Prinz Friedrich und Minifter von Varnbüler, von heſſiſcher 
Minifter von Dalwigk in Nifolsburg. Hier wurde Ende Juli von feiten 
Württembergs der dringende Wunfch ausgefprochen, in den norddeutfchen 
Bund zu treten; auch Heſſen⸗Darmſtadt wänfchte dringend in den norddent; 
chen Bund aufgenommen zu werden und erklärte alle Bedingungen anneh⸗ 
men zu wollen? Dffenbar hofften beide Staaten, auf diefe Art günftigere 
Sriedensbedingungen zu erlangen. Darüber, daß von bayrifcher Seite der 
gleiche Wunfch ausgefprochen worden fei, fehlt ung bisher ein beſtimmtes 
Zeugnis, und ich möchte e8 auch nicht für wahrfcheinlich halten.“ 

Die eigentlichen Verhandlungen mit Württemberg und Baden wurden erft 
Anfang Yuguft eröffnet und nahmen einen fehr glatten Verlauf. Die erfteren 
begannen am 8. Auguft in Berlin und wurden durch Heren von Varnbüler 
felbft geführt. Württemberg mußte 8 Millionen Gulden Kriegsfoftenent: 


gangen. Wäre der Großherzog zur Trennung von HÖfterreich zu bewegen, fo würde ihm 
die Mehrheit des Volkes fofort zuſtimmen. 

+ Bol, hierüber Sybel, S. zoofg. Bismardfagt in den Gedanken und Erinnerungen 2, 40, 
er habe Pfordten zurücdweifen müſſen, weil der König damals noch darauf beftanden habe, die 
Abtretung von Ansbach und Bayreuth zu fordern. Vgl. zur Kritik diefer Angabe oben ©. 657, 

2 Tel, Bismards an Werther v. 27. Juli. 

s Aufzeihnung Abekens. Vgl. E. Vogt, Die heffifche Politik in der Zeit der Reichs; 
gründung. S. 103f. 

Es ließe fih dafür vielleicht ein Saß anführen, der fich in einem Telegramm Bismarcks 
an Manteuffel vom 31. Zuli findet. Manteuffel hatte ihn um Angabe feiner politifhen 
Gedanken gegenüber von Bayern und deffen Verbündeten gebeten; Bismard erwiderte 
darauf, alle füddeutfhen Regierungen bäten dringend um Aufnahme in den norddeutfchen 
Bund; das gehe jetzt aber Frankreichs wegen nicht. Vol. aber Vogt 107. 

5 Bol, hierüber Sybel 5, 382f. Für Baden außerdem G. Meyer, Die Neihsgründung 
und das Großherzogtum Baden sf.und Lorenz sı7f., wo ein Auszug aus der Inſtruktion für 
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ſchädigung bezahlen; fobald die Zahlung geleifter oder genügende Sicherheit 
dafür geboten fei, follten die preußifchen Truppen das Land verlaffen. Ferner 
wurde die Erneuerung des Zollvereins und die Vereinbarung von Normen 
für eine gemeinfame Regelung des Eifenbahnverfehrs in Ausfiht genommen, 
fowie der mit Öfterreich gefchloffene Präliminarfriede, ſoweit er die Zukunft 
Deutichlands betraf, von württembergifcher Seite ausdrüdlih anerkannt. 
Zugleich wurde in einem geheimen Nebenvertrag ein Schuß, und Trutz⸗ 
bündnis zwifchen Württemberg und Preußen vereinbart; beide Staaten ger 
währleifteten ſich gegenfeitig die Integrität ihrer Gebiete und verfprachen einz 
ander im Falle eines Krieges mit ihrer gefamten Kriegsmacht zu helfen; den 
Dberbefehl über die vereinigten Truppen follte während der Dauer des Feld; 
zugs der König von Preußen zu führen haben. 

Bereits am 11. Auguft muß Bismard mit Heren von VBarnbüler über den 
Abſchluß des Schuß und Trugbündniffes einig gemwefen fein, da König Wil; 
helm in einem Briefe von diefem Tage! fagt, er habe gehört, daß Bayern eine 
Militärallianz & In Württemberg einzugehen bereit fein würde. Am 13. Au⸗ 
guft fonnte fowohl der Friedens; als der Bündnisverfrag mit Württemberg 
unterzeichnet werben.? 

Die Verhandlungen mit Baden begannen am 9. Auguſt. Das Großherzog; 
tum wurde durch den neuernannten Minifter des Auswärtigen, Heren von 
Freydorf, verfreten. Seine Inſtruktion fohrieb ihm vor, zunächſt den Eintritt 
Badens in den norddeutfhen Bund vorzufchlagen; follte dies nicht erreichbar 
fein, fo hatte er ein völferrechtliches Verhältnis zu dieſem Bunde mit möglichft 
vielfeitiger Gemeinſamkeit ftaatlicher und volkswirtſchaftlicher Einrichtungen 
zu erfireben. Vor allem follte er auf die Erhaltung des Zollvereing, auf ges 
meinfame Einrichtungen im Poſt⸗ und Verkehrsweſen und den Abſchluß einer 
Militärkonvention fein Augenmerk richten. Auf den Beitritt zu einem ſüd⸗ 
deutfchen Bunde follte er auf feinen Fall eingehen. 

Demgemäß ſchlug Herr von Freydorf in der erften Sisung die Aufnahme 
Badens in den Nordbund vor; Bismard lehnte dies „für den Moment” ab. 





aus feinen Berichten gegeben find. Berner die Bruchftüde aus den Aufzeichnungen des 
Minifters von Freydorf in der Deutfchen Revue, Jahrg. 8. 

: Anhang zu Bismards Gedanken und Erinnerungen, Band I, ©, 155. 

» Nah Bismards Angabe (Gedanken und Erinnerungen 2, 72f.) hätte König Wilhelm 
von Württemberg anfangs auch eine Vergrößerung der Hohenzollernſchen Gebiete fordern 
wollen, Daß in den Verhandlungen hiervon tatfächlich die Rede geweſen fei, ift fehr unwahrs 
ſcheinlich. In der Infteuktion für Manteuffel vom 7. Auguſt (alfo dem Tage nach Beginn 
ber Verhandlungen mit Württemberg) beißt es: Von Württemberg könnten in Beachtung 
ber Nüdfichten, welche ber König den verwandtfchaftlihen Beziehungen jederzeit zu gewähren 
bereit fei, territoriale Ubtretungen nicht verlangt werben, 
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Über den weiteren Verlauf der Befprechungen haben wir bisher feine Nach: 
richten. Das Ergebnis war ganz ähnlich wie bei Württemberg. Die Kriegs; 
koſtenentſchädigung Badens wurde auf fehs Millionen Gulden feftgefeßt; die 
übrigen Beflimmungen waren dem Friedensvertrag mit Württemberg 
analog, und’ auch das Schuß: und Trutzbündnis wurde mit Baden in dem; 
felben Wortlaut wie mit Württemberg abgefchloffen. Die Unterzeichnung der 
badifchen Verträge fand erft am 17. Auguſt ſtatt; weshalb fie fich länger ver; 
sögerte als der Abfchluß mit Württemberg, läßt fich nicht mit Sicherheit er; 
fennen. Möglich ift, daß die Verfuche Badens, wenigfteng eine Militärkon; 
vention oder einige weitergehende Verabredungen wirtfchaftliher Natur zu 
erlangen, wie die Inſtruktion dies vorfchrieb, die Verhandlungen etwas in die 
Länge gezogen haben!; e8 kann aber auch fein, daß man den Abſchluß mit 
Württemberg von preußifcher Seite deshalb ftärfer befchleunigt hat, um den 
Zaren Alexander möglichft ſchnell über das Schidfal feines Schwagers zu 
beruhigen. 

Am wichtigften wäre es zu wiffen, von welcher Seite und zu welchem Zeit; 
punkt der Abfchluß der Schuß; und Trutzbündniſſe angeregt worden ift.? Wir 
finden vor dem Beginn diefer Verhandlungen feine Andeutung darüber in den 
Duellen, daß Bismard etwas derartiges beabfichtigt Habe. Es lag darin un; 
zweifelhaft ein Hinausgehen über die Zuficherungen, welche dem Kaifer Na⸗ 
poleon gemacht worden waren. Denn da Preußen für den Kriegsfall den 
Dberbefehl über die ſüddeutſchen Streitkräfte erhielt, fo erlangte es für den 
Fall eines bewaffneten Zuſammenſtoßes mit einem der Nachbarſtaaten — 
und e8 fonnte ja eigentlich nur Frankreich in Betracht kommen — eine flärfere 
Stellung, als es während der Eriftenz des alten Bundes gehabt oder in dem 
Neformprojeft vom 10. Juni für fich gefordert hatte. Dem Kaifer Napoleon 
war aber ſtets ausdrüdlich gefagt worden, daß Preußen feine Beziehungen 
zum Süden nicht enger zu geftalten beabfichtige, als dies in der Bundesafte 
und dem Neformprojekt vorgefehen fei? Es liegt an fih nahe, zu vermuten, 
daß in den Beziehungen zu Frankreich ingwifchen eine Veränderung einge- 
£reten fein muß, durch welche Bismard fich als von der früheren Zufage ent; 
bunden anfehen konnte, 





ı Bereits am 14. Auguft ſchrieb Bismard an Moltke, der Friedensvertrag mit Württem⸗ 
berg fei unterzeichnet, und mit Baden beftänden feine ernftlihen Schwierigkeiten. 

2 Daß Bismard dem Vertreter Badens gegenüber von fih aus den Vorſchlag machte 
fagt ausdrüdlih Meyer ©. 7; jedoch erfahren wir von ihm nicht, wann es geſchah. 
Wahrfcheinlih war damals der Vertrag mit Württemberg ſchon fertig, und es fäme 
darauf an, zu wiffen, ob auch diefem Staate gegenüber Bismard den Vorfhlag ger 
macht hat. 

2 Bol, oben ©. 323. 


702 Die franzöfifche Kompenfationsforderung. 


In der Tat fallen ja in die erfte Auguſtwoche die VBerfuche Frankreichs, noch 
in leßter Stunde eine Gebietsvergrößerung zu erlangen. Schon am 27. Juli 
hatte Napoleon den Grafen Goltz vertramlich gefragt, ob diefer glaube, daß er 
bei der fchlieglihen Regulierung Landau und Luremburg werde erhalten kön⸗ 
nen. Er hatte dies nicht al8 Bedingung für feine Zuffimmung zu den Nikols⸗ 
burger Abmachungen hingeftellt, auch noch nichts gefordert, fondern nur eine 
fondierende Frage getan. Graf Goltz, der ja fietS dafür gewefen war, den 
Kaifer durch ein Kleines Stück Landes zufrieden zu ftellen, war unvorfichtig 
genug gewefen, dies für nicht unmöglich zu erklären, obwohl er wiffen mußte, 
daß der König und der leitende Minifter ganz anderer Anficht waren.! 

Vielleicht ift doch der dadurch erweckte Eindrud, daß von Preußen wohl 
etwas zu haben fein werde, für den Kaiſer beftimmend gemwefen, als 
er am 29. Juli dem Drängen Drouyn de Lhuys nahgab und die Erz 
teilung des offiziellen Auftrags am Benedetti zur Stellung einer Kom⸗ 
penfationsforderung genehmigte. Allerdings ging die franzöfifche Forderung, 
wie fie der Minifter formuliert hatte, weit über alles hinaus, was der 
Kaifer bisher angedeutet hatte; denn fie erfiredte fich auf die ganze Rhein⸗ 
pfalz und den linfsrheinifchen Teil von Heffen-Darmftadt mit Einfhluß von 
Mainz. Bayern und Heffen follten für ihre Verlufte durch Preußen ent; 
(chädigt werden. Daß Napoleon zu diefem Programm feine Einwilligung ge; 
geben hat, ift doch wohl nur durch die furchtbaren Schmerzen, die ihm gerade 
damals feine Krankheit verurfachte, und feine dadurch bedingte körperliche 
und geiflige Widerftandsunfähigfeit zu erflären.? Jedenfalls mußte Benedetti, 





» Tel, v. 28. Juli. Golg bemerkte, daß der Kaifer keine Bedingung an die vier 
Millionen geknüpft, insbefondere auch feine Kompenfationen für fi verlangt habe. Erſt 
geftern habe Napoleon ihn ganz vertraulich gefragt, ober glaube, daß Frankreich bei der ſchließ— 
lihen Regulierung Landau und Luremburg erhalten könne, was der Botfchafter für nicht 
unmöglich erflärt habe. Vgl. Sybel 5, 365. Nach den Angaben von Benebetti (Ma Mission 
en Prusse) S. 189f. hat diefer am 25. Juli von Drouyn de Lhuys den Befehl erhalten, mit 
Bismard über die Kompenfationsfrage zu fprehen. Aus feinen Angaben ift nicht erfichtlich, 
ob er bereits beflimmte Forderungen ftellen oder nur in derfelben Weiſe fondieren follte, 
mie e8 Napoleon felbft wenige Tage fpäter bei Golß tat. Aus feinem Bericht nach Paris 
vom 26. Juli teilt er nur einen Satz im Wortlaute mit, aus welchem hervorgeht, daß Bis; 
mard ihn, wie fhon früher, fo auch diefes Mal von Deutfehland abzulenken und auf belgifche 
Erwerbungen zu vermweifen ſuchte. Bismard wies darauf Golg an (Tel. v. 31. Juli), die 
Uneigennügigfeit des Kaiſers Napoleon in der Preffe fo kräftig und fortgefegt hervor⸗ 
heben und anpreifen zu laffen, daß er gar nicht mehr von diefer ausgefprochenen Stellung 
jurädtreten lönne, 

» Eine höchſt anfhanlihe Schilderung von dem jämmerlichen Zuftande, in dem ſich 
Napoleon in diefen Tagen befand, geben die Mitteilungen von Bapft, Deutfche Revue a. a. O. 
Kuh Prinz Napoleon fagte zu Govone, der Kaifer fei fo frank, daß es lange dauern 
werde, bis er wieder zu Pferde fleigen Mönne, (Gobone 277.) Auch Sybel kommt 
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nachdem er vergeblich Einwendungen gemacht und verlangt hatte, daß man 
ihn zu mündlichem Bericht nach Paris kommen laſſe, dem empfangenen Be⸗ 
fehl gehorchen. Am 5. Auguſt teilte er dem Grafen Bismard ſchriftlich die 
feanzöfifche Forderung mit; am folgenden Tage fand eine Unterredung zwi⸗ 
fchen beiden flatt, in deren Verlauf Bismard ein Eingehen auf diefe Zumutun⸗ 
gen für unmöglich erflärte.t Auch der König ſchloß fich diefer Anſchauung feis 
nes Miniflers an. Niemand fonnte wiffen, ob Frankreich diefe Zurückweiſung 
ruhig hinnehmen oder ob e8 deshalb zu ernfthaften Weiterungen, ja vielleicht 
doch noch zum Kampfe fommen werde. Unter diefen Umftänden mußte fich 
Bismard die Frage vorlegen, ob e8 nicht feine Pflicht fei, fich für einen folchen 
Fall die aktive Mitwirkung der ſüddeutſchen Staaten zu fihern. Dies war 
möglich, folange der Friede noch nicht gefchloffen war und man alfo ein folches 
Bündnis unter die Friedensbedingungen aufnehmen konnte; unterließ man 
e8 aber in diefem günftigen Augenblick, fo war e8 nachher ganz in dag Belieben 
diefer Staaten geftellt, auf welche Seite fie ſich ſchlagen wollten, wenn ein Kon; 





auf Grund der Mitteilungen von Nothan zu dem gleihen Ergebnis bezüglich der 
Entftehung der großen Kompenfationgforderungen. Hingegen meint Ruville (Del; 
brück⸗Feſtſchrift ©. 298f.), Napoleon habe in die Aufftellung diefer Forderung in der 
fchlauen Berechnung eingemwilligt, daß Preußen, wenn es fich zugleich fo erheblicher Auſprüche 
Frankreichs zu erwehren habe, an die ſüddeutſchen Staaten, die des Kaifers Hilfe angerufen 
hatten, geringere Forderungen ftellen werde. Er habe ſich dadurch den Dank diefer Staaten 
und namentlich Bayerns fihern und diefe von engerem Anfhluß an Preußen zurüdhalten 
wollen. Seine weitere Abficht fei dann gewefen, diefe Staaten doch an Preußen preis; 
zugeben, aber erft nachdem Preußen ihm durch feine aktive Unterftügung Belgien ganz oder 
teilweife habe gewinnen helfen. Zeugniffe für einen folhen Plan Napoleons gibt es nicht; 
die Wahrfcheinlichkeie fpricht durchaus gegen feine Eriftenz; denn der Erfolg konnte doc 
ebenfo gut der fein, daß Bismard duch die Mitteilung, Napoleon verlange felbft bay⸗ 
eifches und heffifhes Gebiet, diefe Staaten gegen Frankreich mißtrauifh machte und an 
Preußen heranzog. Diefer naheliegenden Folgerung fucht Ruville durch die weitere ebenfo 
haltlofe Vermutung zu entgehen, daß Napoleon die füddentfhen Staaten von vornherein 
darüber unterrichtet habe, daß die ganze Forderung nur zum Schein und zur Wahrung ihrer 
Intereſſen an Preußen geftellt werde. Die unten näher zu befprechenden Aufzeihnungen des 
Grafen Bray fprechen durchaus gegen die Annahme, daß Bayern von franzöfifcher Seite 
über die Kompenfationsforderung unterrichtet worden fei. 

ı Bismard hielt es für möglich, daß Hfterreich nur zögere, um abzuwarten, ob e8 zum 
Kriege zwifchen Preußen und Frankreich fomme, um dann auf Frankreichs Seite zu treten, 
Er wies Werther am 10. Auguft an, fih darüber Klarheit zu verfchaffen, womöglich aber 
den Abſchluß mit Öfterreich zu befchleunigen, derart, daß Preußen feine gefamte Armee zur 
Verfügung auf einem anderen Kriegsfhauplag behalte, ohne feine Beziehungen zu Italien 
zum Opfer zu bringen. Man fieht daraus, wie nahegerüdt ihm die Möglichkeit eines Krieges 
gegen Frankreich erſchien. Einen Augenblid hielt er es fogar für möglich, daß die Auf 
ftellung der Kompenfationsforderung und dag gleichzeitige Auftauchen von Schwierigs 
feiten in den Prager Verhandlungen auf einer Verabredung zwiſchen Hfterreih und 
Frankreich beruhe (ogl. f. Außerung zu Govone am 10. Auguſt, Govone 176.) 
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flikt zwifchen Frankreich und Preußen ausbrach. Andererfeits hatte Frankreich 
unzweifelhaft durch feine erorbitanten Forderungen die Vorausſetzung ber 
feitigt, unter der Bismard ſtets mit dem Kaifer verhandelt und ihm die 
früheren Zufiherungen gegeben hatte, daß nämlich Napoleon feldft feinen 
Anfpruch auf deutfches Gebiet erheben werde.t Indem dies num Doch gefehah, 
und noch dazu in einem Umfang, den bisher niemand für möglich gehalten 
hatte, konnte fih Bismard mit vollem Recht für entbunden von den früher 
erteilten Zufagen halten, In diefem Sinne fagte er auch fofort zu Benedetti, 
folhe Forderungen könnten Preußen zwingen, feine eigenen Ziele auf ganz 
Deutfhland aussudehnen.? 

Ganz in Übereinfiimmung hiermit wies Bismard am 10. Auguſt den 
Grafen Gols an, fih in vertraulicher Weife nach Möglichkeit Sicherheit dar⸗ 
über zu verfhaffen, ob man darauf gefaßt fein müffe, daß Frankreich aus der 
Abtretung deutfhen Bodens eine Kriegsfrage mache. Wenn dem fo fei, fo 
dürfe Preußen den jegigen günftigen Augenblid, fein Bündnis mit Süd; 
deutfchland, zur Not auch mit Öfterreich, zur fehließen, nicht verfäumen. Sei 
ohne Verdacht feine Klarheit zu gewinnen, fo folle er fi zurücdhalten; dann 
aber werde Preußen auf alle Fälle rüften, direft und durch Bündniffe. 

Die Antwort, welhe Goltz am folgenden Tage fandte?, Hang keineswegs 
ermutigend: mit dem Kaifer fei feiner Krankheit wegen wahrfeheinlich mehrere 
Tage lang nicht zu fprechen; Drouyn de Lhuys fage offen, daß er zurücktreten 
werde, wenn Frankreich eine preußifche Gebietsvergrößerung ohne Kompenz 
fation anerfenne, und daß er den Krieg diefer Löfung vorziehe, Nur die Entlaffung 
diefes Minifters könne Sicherung gegen derartige Forderungen bieten, Goltz 
zog aus feiner Schilderung den Schluß, daß e8 am beften fei, zumächft abzu; 





ı Auville a. a. O. 293 berfieht, daß Napoleon während der ganzen Verhandlungen 
niemals gefagt bat, er werde die preußifchen Annerionen nur gegen Kompenfationen zus 
laſſen; hatte er doch, wie der oben mitgeteilte Bericht von Goltz ausdrüdlich fagt, feine Zus 
flimmung zu den großen Annerionen bedingungslog gegeben. Andererfeits hatte Bismard 
fiets in mehr oder minder höfliher Form darauf hingewieſen oder hinmweifen laffen, daß 
Preußen eine Kompenfation, die in deutfchen Landesteilen beftehe, weder bewilligen könne 
noch wolle, Er wußte natürlich genau, daß Napoleon, auch wenn er es nicht ausdrücklich 
fagte, folde Kompenfationen wünſche. Aber er rechnete fchließlich immer darauf, daß der 
Kaiſer ſich ſcheuen würde, ſolche Forderungen ernftlich zu ftellen, wenn er wiffe, daß fie 
nicht ohne Krieg durchzuſetzen fein würden, Allerdings hatte Golg durch feine eigens 
mächtigen Außerungen über diefen Punkt dazu beigetragen, bei Napoleon Zweifel an der 
Bortdauer ber feüheren Abneigung Preußens gegen deutfche Kompenfationen zu erweden, 

* Bereits am 10. Auguſt fagte er zu Govone, wenn der Kalfer auf feinen Forde— 
rungen beftehe, würden wir uns nicht mehr an die Mainlinie gebunden erachten; 


wir würden an Deutfhland appellieren und es würde ganz zu uns ſtehen“ (Govone, 
Dt. Ausg. ©, 173 u. 176). 
’ Tel, v. 11. Auguſt. 
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warten und nichts zu tun, was als eine Umgehung der Friedenspräliminarien 
erſcheinen und die Kriegsluſt auf franzöſiſcher Seite verſtärken könne. 

Bismarck zeigte ſich jedoch keineswegs gewillt, dieſem Ratſchlag des Ge; 
fandten zu folgen. Gerade wenn feine feſte Garantie gegen die Wiederholung 
diefer oder ähnlicher franzöfifcher Kompenfationsforderungen zu erlangen war, 
fohien e8 ihm um fo notwendiger, fih dagegen auf andere Weife zu fichern. 
Vielleicht hatte er ſchon, als er die Anfrage an Goltz richtete, den Württem; 
bergern den Vorſchlag zu einem Schutz⸗ und Trußbündnis gemacht; jeden; 
falls war er, wie wir bereits gefehen haben, am 11. Yuguft mit ihnen über 
diefen Punkt einig. 

Nun gelang es allerdings Gols, gegen feine anfängliche Erwartung doch 
noch, am 11. Yuguft eine Audienz bei dem Kaifer zu erhalten und durch den 
Hinweis auf den unbedingten Entfhluß Preußens, die franzöfifche Forderung 
auf jede Gefahr Hin zurüdzumeifen, Napoleon zur Zurüdnahme des von Benes 
detti geftellten VBerlangens zu bewegen. Als Bismard diefe Meldung am 
12. Auguſt erhielt, wäre es für ihn noch möglich gewefen, die Verabredung 
mit Württemberg wieder rüdgängig gu machen, da die Verträge noch nicht 
unterzeichnet waren. Aber kann man es ihm verdenten, daß er das nicht getan 
hat? Welche Sicherheit hatte man dafür, daß Napoleon nicht ebenfo ſchnell, 
wie er jeßt auf deutfches Gebiet verzichtet hatte, auf feine Forderung zurück⸗ 
fommen werde, wenn fich eine günftige Gelegenheit biete? War doch Drouyn 
de Lhuys noch immer Minifter, und hatte doch Golg felbft betont, daß man 
dem Frieden erſt trauen könne, wenn diefer entlaffen fei. 

Ich glaube alfo nicht zu irren, wenn ich annehme, daß Bismard durch die, 
noch dazu in einer völlig unerwarteten Höhe auftretenden Kompenſations⸗ 
forderungen Frankreichs dazu beſtimmt worden ift, den füddeutfchen Staaten 
den Abſchluß eines Schuß und Trugbündniffes vorzufchlagen. Die dem 
Kaifer Napoleon unter ganz anderen Verhältniffen und unter der Voraus; 

Durch Tel, v. 11. Auguſt meldete Gols, daß der Kaifer ihn um 5 Uhr empfangen wolle, 
Den Bericht von Golg über den Verlauf diefer Befprehung und die darin gegebene Zu; 
fiherung des Kaifers, daß er die von Benedetti geftellte Forderung als nicht gefchehen be; 
trachte, vgl. bei Sybel 374f. Er war am 12. Auguſt bereits in Bismards Händen; denn 
von diefem Tage ſtammt der Entwurf zu einem Telegramm an Bernftorff, in dem es heißt, 
in der Audienz vom 11. Auguſt habe der Kaifer Gol& ermächtigt, die ganze Sache für ein 
Mißverftändnis zu erflären; die Ablehnung dürfe die freundfchaftlihen Beziehungen nicht 
trüben; er beharre bei der angegebenen Politik, werde die preußifhen Annerionen ans 
erkennen, fobald fie vollzogen feien. Golg fehe jede unmittelbare Kriegsgefahr als befeitigt 
an. Wenn Sybel a. a. D. noch hinzufügt, gleich nachher habe Drouyn de Chung feine Entz 
laffung eingereicht, fo trifft dies nicht ganz zu; vielmehr meldete Golg erft am 30. Auguſt, e8 fei 
ihm durch den Minifter des Inneren auf kaiferlichen Befehl mitgeteilt worden, daß Drouyn 
de Lhuys feine Entlaffung eingegeben habe; dies fei noch ſtreng geheim, auch Benedetti dürfe 
vorläufig nichts erfahren. 

Brandenburg, Ilnterfuchungen. 45 
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fegung einer wohlwollenden und uneigennügigen Haltung Frankreichs ge; 
gebenen Zufagen fah er jet nicht mehr als bindend an. Auch Bayern gegen, 
über hat er, wie wir noch fehen werden, gerade am 10. Auguft dDiefen Gedanfen 
zur Sprache gebracht. 

Als Vertreter des Großherzogs von Heffen erſchien am 8. Auguft Herr 
v. Dalwigk in Berlin. Bismard forderte von ihm anfangs außer einer Kriegs; 
foftenentfhädigung die Abtretung von Oberhefien, Homburg und Meifenheim, 
wofür eine Entfhädigung aufKoften Bayerns in Ausficht geftellt wurde, Diefe 
Bedingungen erfohienen Dalwigk außerordentlich hart, da gerade Oberhefien 
der ältefte Stammbefiß feines Herrfcherhaufes war. Er bat, von jeder Gebiets; 
verfleinerung abzufehen, und bot dafür den Eintritt Oberheffeng in den Nord; 
bund an, wenn man ganz Hefien nicht aufnehmen wolle, Bismard verwies 
ihn an den König, ohne feinerfeits eine Meinung über diefen Vorſchlag zu 
äußern!, Dalwigk fühle fih durch den Verlauf der Unterredung fo beun⸗ 
ruhigt, daß er fich nicht ſcheute, fofort die Hilfe Frankreichs anzurufen? 
Er bat den franzöfifhen Vertreter in Berlin geradezu, der Kaifer möge 
Truppen in die Pfalz und Rheinheffen einrüden laffen; die ſüddeutſchen 
Staaten, fagte er, könnten ja die Franzofen nicht offen ins Land rufen, aber 
die Bevölkerung werde fie überall freudig begrüßen. Napoleon, der gerade 
damals feinen Rüdzug in der Kompenfationsfrage antrat, begnügte fich jedoch 
damit, durch Benedetti eine milde Behandlung der füddentfchen Staaten 
empfehlen zu laffen. 

Erfolgreichere Unterftüßung erhielt der Großherzog durch feinen Schwager, 
den Kaifer von Rußland, Seiner Einwirkung war es zu verdanken, wenn 
Preußen ſchließlich auf Oberheffen verzichtete. Auch in diefer Frage war es 
offenbar König Wilhelm, der am längften auf der Forderung einer territorias 
len Abtretung beharrte. Noch am ıı. Auguſt fohrieb er an Bismard?, auch 
ein Schuß, und Trutzbündnis mit Darmſtadt werde ihn nicht gefehmeidig 
machen, von Oberhefien abzulaffen. Damals muß aber Bismard den Heflen 
ſchon weiter entgegengefommen fein, denn er telegraphierte an demfelben Tage 
an Manteuffel, den außerordentlichen Gefandten beim Zaren!, man fei mit 
Württemberg und Darmfladt auf billige Bedingungen, bewilligt aus Rück⸗ 
ficht auf Rußland, fo gut wie einig. Allerdings will er mit beiden Staaten nur 
dann — abſchließen, wenn Rußland die übrigen Annexionen anerkennt. 





——— Kufrekönung über die Unterredung vom 9. Auguſt bei €, Vogt 109f. 

® Bol, den Bericht des franzöfifchen Gefchäftsträgers Leföbore v. zo, und 11. Auguft bei 
Harcourt zoßf. Übrigens hatte der Großherzog fhon am 24, Juli brieflih Napo— 
leons Unterflägung erbeten, f, Vogt 108, 

’ Anhang zu Bismards Gedanken und Erinnerungen, Band I, ©, 155, 

* Tel, v. 1x. Auguſt; vgl, Sybel 379. 
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Immerhin hätte er von billigen Bedingungen kaum fprechen fönnen, wenn er 
damals noch unbedingt auf der Abtretung von Oberheſſen beftanden hätte. 
Auch war er eg, der den König bewog, vorbehaltlich fpäterer endgültiger Ent; 
ſcheidung der territorialen Frage, zunächft darein zu willigen, daß aus der 
Schon fertiggeftellten Annerionsoorlage für den preußifhen Landtag die 
darmftädtifche Frage vorläufig ausgeſchieden werde!. Ein Erfaß für den Ver; 
sicht auf Oberheffen follte entfprechend dem früheren Vorſchlag Dalwigks darin 
‚gefunden werden, daß der Großherzog für diefen Teil feines Gebietes dem 
norddeutfchen Bunde beitrete, während feine füdlih vom Main gelegenen 
Lande außer desfelben bleiben follten?. Auf den legteren Gedanken ging der 
- König ein, ohne jedoch deshalb aufden Plan einer Gebietsabtretung Heſſens 
zu verzichten; noch am 14. Auguft hielt er hieran feſt; nur follte e8 jet nicht 
Dberheffen, fondern Rheinheffen fein, und hierfür wieder eine Entſchädi— 
gung auf Koflen Bayerns gewährt werden? Es ift jedoch zweifelhaft, ob 
der König hierauf ernftlich beffanden, und ob Bismard diefe neue Forde; 
rung in den Verhandlungen mit Dalwigk überhaupt erwähnt hat. Wir 
wiffen zwar, daß am 14. Auguſt eine Unterredung zwifchen ihm und dem 
Heffifchen Minifter fattgefunden hat, aber nicht, was in ihr gefprochen 
worden ift. Der entfcheidende Beſchluß über das Schidfal Oberheffens ift 
in dem Minifterrat vom 15. Auguſt gefaßt worden, von dem fpäter bei den 
bayrifchen Verhandlungen noch ausführlicher zu fprechen fein wird. Das 
Annexionsgeſetz, welches am 16. Auguft dem Landtag vorgelegt wurde, ent; 
hält von den früheren Abfichten nichts mehr. 
Wenn der Vertrag mit Heffen erft am 3. September unterzeichnet werden 
konnte, [9 lag das daran, daß Dalwigk fih fo lange als möglich gegen die 





: Tel. an Manteuffel v. 12. Auguſt. Um den Wünfhen des Kaifers Rechnung zu fragen, 
habe der König befohlen, die auf Montag in den Kammern beabfichtigte Vorlage auf 
Dienstag auszufegen und außerdem die Darmftädter Frage vorläufig in derfelben nicht zu 
erwähnen, Bgl. die Äußerung König Wilhelms zur Großfürftin Helene am Abend des 
22, Auguſt, nah Empfang des Zarenbriefes bei Vogt ı14. 

2 An dem Briefe König Wilhelms an den Zaren v. 20, Auguft (vgl. Sybel 5, 393 f.) wird 
geſagt, der Vorſchlag, anftatt der Abtretung Oberheffens Heinere Gebietsabtretungen und 
Einteite Oberheffens in den Nordbund zu flipulieren, fei von Dalwigk ſchon in Nikolsburg 
‚gemacht worden. 

»In dem oben ©. 661 A. 4 angeführten Briefe König Wilhelms an Bismard vom 
14. Auguſt heißt eg, der Großherzog von Heffen folle mit Oberheffen zum Nordbund treten, 
an Preußen Mainz, Bingen, Kreuzuach, Oppenheim, an Bayern Algen und Worms an 
Baden abtreten und dagegen von diefem einen Teil der Nordoftede des Großherzogtums 
- Baden erhalten; den anderen Teil folle Bayern bekommen. Ühnlihe Ideen des Königs, 
die offenbar von Roggenbach angeregt waren, finden fih fhon in feinem Briefe an Bismarck 
9, 11. Auguſt (Anhang zu Bismards Gedanken und Erinnerungen ı, 155). Auf diefe Pläne 
gehen wohl die etwas abweichenden Angaben in den Gedanken und Erinnerungen 2, 73 zurück. 
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Hleineren Gebietsabtrefungen ſträubte, die Preußen jest noch forderte, Erſt 
als er ſich überzeugt hatte, daß weder bei Rußland noch bei Frankreich weitere 
Unterftüßung zu haben fei, gab er nach!. Heffen mußte drei Millionen 
Gulden zahlen und im übrigen die gleichen Bedingungen eingehen, wie 
Württemberg und Baden; außerdem mußte es aber das Poſt⸗ und Teler 
graphenwefen in feinem ganzen Gebiete in preußifche Verwaltung übergehen 
laffen, und die Landgraffchaft HefiensHomburg mit dem Oberamtsbesirfe 
Meifenheim?, Biedenkopf und einige Fleinere oberheffifhe Bezirke an Preußen 
abtreten, wofür es einige, früher Eurheffifche, naſſauiſche und frankfurtiſche 
Gebietsteile als Entfhädigung erhielt. Endlich behielt Preußen das Be; 
fagungsreht in Mainz. Den Abſchluß eines befonderen Schuß; und Trutz⸗ 
bündniffes mit Heffen hielt man für überflüffig, da ja ein Teil der großherzog⸗ 
lihen Truppen dem Heere des Norddentfchen Bundes angehören follte und 
damit eine genügende Garantie gegeben zu fein ſchien, daß Heffen im Falle 
eines Krieges nicht auf die Seite der Gegner Preußens treten könne. Auch 
glaubte Bismard auf Dalwigks Verfcehwiegenheit nicht zählen zu können? 





ı Bol, Vogt 115f. 

In dem mehrfach zitierten Briefe des Königs vom 14. Auguſt war diefer auf den Gedanken 
surüdgelommen, daß der König von Hannover und der Kurfürft von Heffen einen Heinen Teil 
ihrer Gebiete behalten follten. Hiergegen hat fih Bismard aus den ung befannten Gründen 
offenbar aufs ftärkfte gewehrt. Um aber dem König doch ein Zugeftändnig zu machen, hat 
er fih damit einverftanden erklärt, daß die Hannoverſche Dynaſtie nach dem in abfehbarer 
Zeit zu erwartenden Ausfterben des Braunfchweigifhen Mannesftammeg in den Beſitz dieſes 
Herzogtums gelange, und daß der Kurfürft von Heffen die Heine Landgraffhaft Heſſen⸗ 
Homburg erhalte, die bis zum Anfang des Jahres 1866 ein felbftändiges Fürftentum 
gewefen war. Die dort regierende Nebenlinie des heffifhen Haufes war am 28. März; 1866 
erlofhen und das Gebiet an Heffen-Darmftadt gefallen. Wann der Gedanke, biefes Lind; 
hen dem Kurfürften von Hefien oder feinen Erben zu geben, fallen gelafien worden ift, 
läßt ſich nach dem bisherigen Material nicht ermitteln. Am 18. Auguft telegraphierte Biss 
mard an Manteuffel, er folle dem Zaren fagen, daß der König in Beachtung der Wünſche 
des Kaifers beabfihtige, dem Kronpringen von Hannover die Sukeffion in Braunſchweig 
zu fihern, und dem kurheſſiſchen Stamme bei Gelegenheit der Verhandlung mit Darmfladt 
Homburg zu verfchaffen, wodurch der Wunfch des Kaifers, diefe Dynaſtien nicht ganz zu bes 
feitigen, erfüllt werden würde. Wahrfcheinlich fcheiterte der Plan daran, daß der Kurfürit 
fi nicht bereit finden ließ, gegen diefes Zugeftändnis auf fein altes Gebiet zu verzichten. 
Am 20. Auguft hielt man jedenfalls noch daran feft. Denn am 20, Auguſt teilte Bismardan Goltz 
mit, von Darmftadt verlange man außer dem bereits fonzedierten Hinterlande (Biedenkopf) noch 
Homburg, um dort nad) dem Willen des Königs die Iurheffifche Familie zu etablieren. In ähn⸗ 
liher Weife würde dem Kronpringen von Hannover die Unwartfchaft auf Braunfchweig zufallen. 

» Graf Bray Dentwärbigleiten 115. — Die Meinung Vogts (S. 119f.), daß ein 
anderer Unterhändler wefentlih beffere Bedingungen für Heffen hätte erzielen können, 
(heine mie nicht zutreffend, wenn Bismard es auch Franfreih und Rußland gegen 
über nachträglih behauptet hat, Daß Bayern anders behandelt wurde, lag nicht an 
ber Perſon der Unterhändler, fondern an ber größeren Bedeutung Bayerns, 
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Am fchwierigften geftalteten fih naturgemäß die Verhandlungen mit 

Bayern. Sie begannen am 8. Auguſt in Berlin, wo ald bayrifche Bevollmäch⸗ 
figte die Minifter von der Pfordten und Graf Bray eintrafen. Wir find für 
diefe Verhandlungen nicht allein auf die Darftellung Sybels angemiefen, fonz 
dern befigen daneben die Aufzeichnungen, welche Graf Bray während diefer 
Tage felbft gemacht hat." Für die Benutzung diefer Duelle muß man jedoch) 
im Auge behalten, daß Graf Bray nicht an allen Befprechungen zwifchen Bis; 
mard und Pfordten teilgenommen hat; man fanın daher nicht wiffen, ob er 
alles erfahren hat, was zwifchen diefen beiden vorgegangen ift, und kann aug 
dem Fehlen einzelner von Sybel mitgeteilter Vorgänge in diefen Aufzeich- 
nungen nicht ohne weiteres fchließen, daß fie nicht flattgefunden haben, zumal 
da wir nicht wiffen, ob die Aufzeichnungen des Grafen Bray in der Veröffent; 
lihung aus feinem Nachlaß ohne jede Kürzung und Auslaffung abgedrudt 
worden find. Sybel gibt die Duellen, denen er bei der Darfiellung der Ver; 
Handlungen mit Bayern gefolgt ift, nicht genauer an; man muß aber wohl anz 
nehmen, daß er im wefentlichen aus mündlichen Mitteilungen Bismards 
fchöpfte, da amtliche Protokolle über die mündlich geführten Verhandlungen 
wohl faum vorhanden fein werden. 
Am 9. Auguft abends fand die erfte Unterredung zwifchen Pfordten und 
Bismard flatt. Preußen verlangte 20 Millionen Taler Kriegskoftenent; 
ſchädigung, Abtretung eines Teils der Pfalz, womit Heffen-Darmftadt für 
Dberheffen entfhädigt werden follte, ferner Kulmbach, Hof, Lichtenfels, 
Kiffingen, Brüdenau und Hammelburg. Es wurde alfo für Preußen faft der 
ganze nördlich des Main gelegene Teil von Oberfranken und ein erheblicher 
Zeil von Unterfranken gefordert. Dabei erwähnte Bismard, daß Preußen 
in Kulmbach eine Feftung zu errichten gedenke. Vielleicht wurde auch im diefer 
erften Unterredung ſchon die fofortige Einräumung der Feftung Mainz, in der 
noch bayrifhe Truppen ftanden, an Preußen gefordert.? 

Die erſte offizielle Verhandlung fand am 10. Yuguft abends flatt. Big; 





ı Graf Bray, Dentwürdigfeiten S. 101—117. 

® Dies vermutet Weider, Vom GStaatenbund zum Bundesfiaat und führt bes 
achtenswerte Gründe dafür an. In der Biographie des damaligen bayrifhen Minifters 
€. v. Bomhard, ©. 113, die deffen Aufzeichnungen benugt hat, wird gefagt, 
daß nah dem Bericht der Gefandten, der im Minifterrat vom 12. Auguft be; 
fprochen fei, entweder die oben bezeichneten fränfifhen und pfälzifhen Abtretungen 
oder die Überlaffung von Gebietsteilen am Inn an Öfterreich (dag dafür ein Teil Hfter- 
reihifhSchlefiens an Preußen zu geben habe) von Preußen gefordert worden ſei. Daß 
eine ſolche Eventualität fhon in Nikolsburg zur Sprache gefommen fei, fagt auch Fürft 
Hohenlohe ı, 312: Öfterreich habe fih damals zu Abtretungen in Schlefien bereit 
erklärt, wenn es von Bayern Landfteihe am Inn erhalte, Näheres über diefe Epifode 
babe ich nirgends gefunden. 


710 Verhandlungen mit Bayern. 


mard motivierte die hohen Forderungen Preußens mit den großen Opfer 
des Krieges, den errungenen militärifchen Erfolgen und den dadurch erregten. 
hohen Erwartungen der preußifchen Nation. Da Baden durch die nahe Verz 
wandtfchaft des Großherzogs mit König Wilhelm, Sachfen durch Öfterreich 
und Frankreich, HeffensDarmfladt und Württemberg durch Rußland vor Ger 
bietsabtretungen geſchützt worden feien, fo müffe Preußen fich um fo mehr an 
Bayern halten, das feinen fo mächtigen Befchüger habe. Auch Bayern 
babe ja in der Zeit Napoleons J. feine friegerifchen Erfolge rückſichtslos zur 
Erweiterung feines Gebietes ausgenüßt. Pfordten wandte dagegen ein, daß: 
Bayern wünſche, nationale Politik treiben zu fönnen, durch eine fo tief verz 
legende Mißhandlung aber zurüdgeftoßen werden würde. Bismard ließ fich 
dann auf eine Disfuffion über die einzelnen geforderten Gebietsteile ein, 
meinte, auf Kiffingen und Hammelburg fünne man verzichten, die Frage 
nah der Abtretung eines Teils der Pfalz wolle man zunächft offen laffen. 
(offenbar weil er ſchon einen eventuellen Verzicht auf Oberheffen und damit 
auf die von Bayern dafür zu leiftende Entfhädigung erwog), ließ dagegen 
durchbliden, daß der König den Wunſch habe, Bayreuth zu erhalten. Am 
Schluß der Unterredung frat er plöglich mit dem Antrag hervor, daß Bayern 
einen geheimen Bündnisvertrag mit Preußen ſchließen möge, der feine 
Spitze hauptfächlich gegen Frankreich richten follte. Pfordten erwiderte darauf, 
Bayern werde zwar eine nationale Allianz jeder anderen vorziehen; ob eg fie 
aber fchließen könne, werde von den Bedingungen des Friedens abhängig fein. 

Bis hierher befinden fich die Aufzeichnungen des Grafen Bray in voller 
Übereinflimmung mit der Darftellung Sy bels. Es muß auffallen, daß Bis⸗ 
mard den Bayern feine Mitteilung machte von der am 5. Auguft übergebenen 
Forderung Benedettis, daß die Rheinpfalz und Rheinheffen an Frankreich 
überlaffen werden follten, obwohl er durch einen ſolchen Hinweis vielleicht 
größere Bereitwilligkeit zum fofortigen Abfchluß eines Bündniffes bei ihnen 
hätte heroorrufen können, da fie ja zum Schuß der Rheinpfalz gegen Frank 
reih ausschließlich auf preufifhe Hilfe angemwiefen waren. Indeſſen wird 
man bei näherer Überlegung doch verfiehen, warum Bismard hierüber 





NIch habe ſchon oben ©. 656f, meine Zweifel daran geäußert, daß die Abtretung von 
Bayteuth wirklich ernftlih ins Auge gefaßt worden iſt. Bismard benusgte diefen Wunfch 
bes Königs wohl lediglich als Schredmittel, um den Bayern zu zeigen, daß die von ihm 
aufgeftellten Borderungen noch fehr gemäßigte feien im Verhältnis zu dem, was der König 
eigentlih verlange, 

Es fönnte faft ſcheinen, als hätte man fi in Bayern fhon mit dem Gedanfen vertraut 
gemacht, die Mheinpfalz überhaupt zu opfern, wenn man dadurch die Integrität des übrigen 
Gebietes erfaufen könne, Wenigſtens berichtete der franzöſiſche Gefhäftsträger Lefebure am 
10, Auguſt nah Paris, Minifter von der Pfordten habe ihm gefagt: „que le Palatinat 
6tait lo territoire dont la conservation pr6ooouppaitlemoins laBavidre,“(Harcourt 310.) 
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ſchwieg. Verlangte Preußen doch damals noch einen erheblichen Teil 
der Rheinpfalz von Bayern und konnte ihm alſo ſeinen Schutz gerade 
für dies Gebiet nicht anbieten. Andererſeits konnte es die Bayern vielleicht 
zu einer hinhaltenden und ausweichenden Taktik ermutigen, wenn fie er; 
fuhren, daß möglicherweife der Ausbruch eines Krieges zwifchen Frank 
reich und Preußen unmittelbar bevorftehe. 

Eine fehwierige Frage iſt e8 ferner, was Bismard mit der Forderung der 
ziemlich ausgedehnten Abtretungen in Oberfranken und Unterfranken eigent; 
lich gewollt habe. Für die Entfhädigung Heffen-Darmftadts konnten nur 
unserfränfifche Ämter in Frage kommen; ebenfo für eine Vergrößerung des 
in Preußen einzuverleibenden kurheſſiſchen Gebietes; die oberfränfifchen 
Ämter aber würden eine vom übrigen Staatsgebiet Preußens völlig ge; 
trennte Befisung gebildet haben, deren Erwerbung mit dem früher immer 
wieder betonten Streben Bismards und des Königs nach einem gefchloffenen 
Staatsgebiet nicht recht vereinbar erfcheint. Wir werden in diefer Forderung 
wohl die Vertretung eines perfönlichen Wunfches des Königs erbliden 
fönnen, zumal da Bismard den Bayern ja felbft andeutete, daß fein Herr 
auch noch Bayreuth zu haben wünſche. Wenigſtens derjenige Teil der alten 
hohenzollerſchen Befisungen in Franken, der nördlich des Mains lag, und 
alfo durch das Napoleon gegebene Verfprechen nicht von der Erwerbung 
duch Preußen ausgefchloffen war, würde damit wieder in die Hände der 
Hohenzollern gelangt fein. Ob Bismard felbft ſchon Damals nur darauf aug; 
sing, Bayern einzufchüchtern, um e8 zur Annahme des Schuß; und Trutzbünd⸗ 
niffes, das er zulegt vorſchlug, gemeigter zu machen, muß zunächſt dahin, 
geftellt bleiben. Won der Tatfache, daß über ein ſolches Bündnis gleichzeitig 
mit Württemberg und wahrfcheinlich doch auch ſchon mit Baden verhandelt 
wurde, machte Bismard den bayrifchen Vertretern feine Mitteilung.: Aus 
der Antwort Pfordtens konnte er jedenfalls die Hoffnung fehöpfen, daß 
Bayern auf ein folches Bündnis eingehen werde, wenn man e8 bezüglich 
der übrigen Friedensbedingungen glimpflich behandle, und man möchte faft 
glauben, daß er ſchon ein fefteres Angebot Pfordteng in diefer Richtung auf 
feine Äußerung hin erwartet habe.? 





ı Dem Bertreter Badens wurde vor dem Abſchluß des Bündniffes mitgeteilt, daß auch 
mit Württemberg ein gleicher Vertrag vereinbart fei. Vgl. den Bericht Freydorfs vom 
16. Yuguft bei Lorenz 571. 

2 Wie weit entfernt Pfordten damals noch von dem Entfhluß war, die nationalen 
Sntereffen zum Leitftern feiner Politik zu machen, erfieht man daraus, daß er ſich unmittel- 
bar nach der erfien Unterredung tief bedrüdt durch die hohen Forderungen Preußens an 
den franzöfifchen Gefhäftsträger wandte und durch feine Vermittlung die Hilfe des Kaifers 
Napoleon anrief. Vgl. den Bericht Leföbures bei Harcourt 308f. 
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In den nächſten Tagen flodten die Verhandlungen!. Die bayriſchen Ge; 
fandten erfuhren erft jeßt, wir wiflen nicht von went, von der Gefahr eines 
Bruches zwifchen Frankreich und Preußen, die eine Zeitlang beftanden hatte, 
aber am 11. Auguſt durch die Erflärung Napoleons, daß er feinen Vorſchlag 
als nicht gefchehen betrachte, wieder befeitigt wurde. Die Vermutung liegt 
fehr nahe, daß die Bayern erft jegt dem Wunſche Bismards nach einem 
Schuß, und Trutzbündniſſe größere Bedeutung beilegten. In der Tat hat 
erft ein Telegramm Pfordtens vom ı2. Yuguft dem münchener Minifterium 
kurz die Nachricht von den franzöfifchen Forderungen übermittelt und zugleich 
die Frage geftellt, ob man auf Bismards Anregung bezüglich eines engen 
Bündniffes, die offenbar damit zufammenhänge, näher eingehen folle? 
Prordten ſelbſt riet dazu, da Frankreich unzuverläffig fei und ein nationales 
Bündnis alle Teile befriedigen werde. Der Minifierrat empfahl dem König 
einfiimmig?, die Vollmacht hierzu zu erteilen, und daraufhin erhielten die 
Berliner Vertreter erweiterte Inſtruktionen. 

In den Tagen nach dem ıo. Yuguft hörten die bayrifchen Vertreter nur 
durch Savigny, daß Preußen an allen zuerft geftellten Forderungen fefthalte 
und außerdem die fofortige Einräumung von Mainz verlange. Nach Brays 
YAufzeihnungen wunderten fie fih darüber, daß Savigny von den am 
10. Auguft gemachten Einfhränfungen Bismards und von einem eventuellen 
Verzicht auf Oberheffen und Damit auch auf die von Bayern dafür zu leiftende 
Entfhädigung gar nichts zu wiffen fehlen’; es muß alfo in der früheren 
Unterredung von Bismard die Möglichkeit, daß Preußen auf Ober; 
befien doch noch verzichten werde, direkt ausgeſprochen worden fein, 
was aus der früheren Aufzeichnung Brays nicht mit Sicherheit zu erfehen 
war. Die Gefandten waren der Meinung, daß nur eine neue Aus; 





’ Dem König ließ Bismard über den Verlauf der Unterredung vom 10. Auguft durch 
Abelen Bericht erfiatten und zwar in dem Sinne, daß Bayern bereit fei, die Abtretung 
Kulmbachs und ein Schub, und Trutzbündnis zuzugeſtehen. Es kann damit wohl nur der 
perfönlihe Eindrud wiedergegeben fein, den Bismard aus der Verhandlung gewonnen hatte; 
eine ausdrüdlihe Erflärung in diefem Sinne hatten die bayrifhen Vertreter jedenfalls 
nicht gegeben. Übrigens fieht man daraus doch, daß mwenigftens der König die Abtretung 
Kulmbachs anfangs ernftlich ind Auge gefaßt hatte. Bol, den oben zitierten Brief König 
Wilhelms an Bismard vom zı. Auguſt. Bei König Wilhelm ftieß diefe Mitteilung auf 
einiges Mißtrauen, wie die beigefügten Fragezeichen beweiſen. 

* Das Tel, Pfordtens vom ı2. Auguſt wörtlih bei €, v. Bomhard 113. 

’ Der Grund lag wohl barin, daß der König feine Zuftimmung zu dem Verzicht auf Ober; 
befien noch nicht gegeben hatte; Bismard konnte alfo wohl auf feine eigene Verantwortung 
bin im fondierenden Gefpräh andeuten, daß er den König hierzu noch zu bewegen hoffe, 
aber unmöglihd Savigny dahin infteuieren, daß er auf Grund einer folhen Vorausſetzung 
förmlih verhandeln dürfe, 
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fprache mit Bismard felbft Klarheit fchaffen könne und fuchten um eine 
ſolche nach." 

Inzwiſchen war am 13. Auguſt der Vertrag mit Württemberg abgefchloffen 
worden; ob die bayrifchen Vertreter jeßt von der gleichzeitigen Vereinbarung 
eines Schuß, und Trusbündniffes von einem der Beteiligten etwas erfahren 
haben, wiflen wir nicht. 

Am 15. Yuguft erfchien Bismard bei Pfordten unmittelbar nach einem 
unter Vorſitz des Königs abgehaltenen Minifterrat. Nach den Anz 
gaben, die Bismard felbft ihm machte, war es in dieſer Beratung 
gerade wegen der Bayern zu gewährenden Bedingungen zu fehr hef; 
tigen Auseinanderfeßungen zwifchen dem König und dem Minifter ger 
fommen; er habe feinem Herren Dinge gefagt, wie nie im Beifein anderer; 
außerdem teilte Bismard mit, daß der Verzicht auf Oberhefien jett be; 
fchloffen worden fei. 

Über die Vorgänge in diefem Min iſterrat wiſſen wir außer dieſer An⸗ 
deutung Bismarcks gar nichts. Der Verzicht auf Oberheſſen, den Bismarck, 
wie wir wiſſen, ſchon längere Zeit erwog, iſt alſo hier erſt endgültig be; 
ſchloſſen und wahrſcheinlich vom König nur ſehr ungern zugeſtanden worden, 
der hierin eine weitere Verkummerung der, wie es ſchien, durch den Nikols⸗ 
burger Frieden bereits geficherten Erfolge erbliden mußte. Es iſt leicht be; 
greiflich, daß in ihm durch den Verzicht auf Oberheffen die Neigung erwedt 
wurde, womöglich noch größere direkte Abtretungen von Bayern zu fordern, 
um einen Erfaß für den entgangenen Gewinn zu erhalten. Keinenfalls aber 
ließ fich annehmen, daß er jest eher geneigt fein werde als früher, die big; 
herigen Forderungen zu ermäßigen oder ganz fallen zu laffen. So blieben 
denn die Forderungen, die in dem Minifterrat des ı5. Auguſt aufgeftellt 
wurden, noch beträchtlich genug. Preußen beftand nach wie vor auf der 
Abtretung eines großen Teiles von Oberfranken mit Kulmbach und einiger 
Teile von Unterfranfen, die an Heflen-Darmfladt als Entfhädigung für 
HeffensHomburg gegeben werden folten. 

Bon dem früher bereits in Anregung gebrachten Schuß, und Trutzbünd⸗ 
nis foheint am 15. Auguſt zwifchen Bismard und Pfordten nicht weiter 
die Rede gemwefen zu fein; wenigſtens notiert Graf Bray, der allerdings 
diefem Gefpräch nicht beigewohnt Hat, aber wohl durch Pfordten von dem 
Inhalte unterrichtet fein wird, es ſcheine jeßt, nachdem die Spannung mit 





* Aus den Berichten Savignys muß Bismard die Überzeugung gewonnen haben, daß 
Bayern noch nicht fo weit eingefchüchtert fei, wie er e8 wünfchte; denn er ſchrieb am 14. Auguft 
an Moltke, die Verhandlungen mit Bayern hätten noch feinen entfprehenden Fortgang 
gewonnen und e8 wäre daher eine militärifhe Demonftration Bayern gegenüber ihm gerade 
jegt erwünſcht. 
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Frankreich fich friedlich gelöft Habe, von preußifcher Seite auf ein foldhes 
Bündnis weniger Wert gelegt zu werden als früher.! 

Am 16. Auguſt fonferierte Bismard von neuem mit den beiden bayrifchen 
Bertretern und brachte nun die im Kronrat feftgeftellten Forderungen, die 
er bereits vertraulich mitgeteilt hatte, offiziell zur Verhandlung. Die Bayern 
erhoben gegen die Größe der verlangten Abtretungen ftarfen Widerfpruch 
und boten anftatt eines Territoriums mit etwa 300000 Einwohnern, wie 
e8 gefordert wurde, nur ein ſolches mit 198000 Einwohnern an. Man ger 
langte an diefem Tage zu feiner Einigung, und am 17. gingen die Bes 
fprehungen weiter. In ihrem Verlauf fam nah Brays Angaben Herr 
von der Pfordten, alfo nicht Bismard, von neuem auf die Idee eines Bünd⸗ 
niffes zurüd, und fprach die Hoffnung aus, daß beim Abfchluß eines der; 
artigen Bündniffes von preußifcher Seite auf Gebietsabtretungen verzichtet 
und die Kriegsfontribution von 30 auf 25 Millionen herabgefegt werden 
würde. Was Bismard darauf erwidert hat, fagt Graf Bray leider nicht. 

Am 18. Auguft fand nur am Abend eine Befprehung zwifchen Herrn von 
Savigny und den bayrifhen Vertretern flatt, in deren Verlauf jener die 
Forderung Preußens durch Fortlaffung des Bezirks MWunfiedel um etwa 
75000 Einwohner ermäßigte. Von der abzufchließenden geheimen Allianz 
wurde in diefer Unterredung auch gefprochen; aber Savigny betonte, daß 
der König daneben eine Gebietsabtretung verlange; er bezeichnete dabei dag 
Verlangen feines Herren nach Kulmbach als ehemaligem Befig feiner Familie 
als das Haupthindernis für die Einigung. Es fiheint darin wieder eine 
Andeutung zu liegen, daß Herr von Savigny, und alfo wohl auch Bismard, 
dies Fefthalten des Königs an größeren Abtretungen bedauerten, und felbft 
gern bereit gewefen wären, Bayern beim Abfchluß des Bündniffes ohne 
eine Gebietsabtretung davonkommen zu laffen. 

An dem gleichen Tage wurde dem Minifter von der Pfordten, wie Bray 
berichtet, ein von unbefannter Hand mit Bleiftift gefchriebener Zettel über; 
geben, welcher lautete: „Empfehlung, ſtatt aller Gebietsabtretung die 
volle Kontribution von 25 Millionen Gulden und Bündnis gegen das Aus; 
land anzubieten, Diefes Billet zu vernichten bittet ein Freund.” Leider fagt 


In dieſer Unterredung muß Bismard auch von neuem das Verlangen geäußert haben, 
Bayern möge fofort die Bundesfeftung Mainz an Preußen übergeben laffen; Pfordten 
erflärte darauf, Bayern lönne über Mainz nicht verfügen, da dort nur 2000 Bayern, aber 
9000 Heften und 1500 Naffauer fländen. Bismard hielt diefe Angaben über die Zahl der 
heſſiſchen Truppen für übertrieben und meinte dem König gegenüber, es laſſe fich fehwer 
beurteilen, wieviel bayrifher böfer Wille bei der Sache fei. Inter diefen Umftänden erbat 
er einen königlihen Befehl, daß eine möglichft ftarle Truppenmacht von der Main⸗Armee 
auf dem rechten Rheinufer in der Richtung auf Mainz dirigiert werde, (Bigmard an den 
König 15. Auguſt.) 
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uns Graf Bray nicht, ob diefer Zettel vor oder nach der Unterredung mit 
Savigny übergeben wurde. Wahrfcheinlich doch nachher.! 

Es ſcheint mir unzweifelhaft, daß diefe Mitteilung von Bismard felbft 
veranlaßt war. Sie fonnte nur von jemand herrühren, der über den 
augenblidlichen Stand der Verhandlungen genau unterrichtet war; und auch 
die Art, wie Bismard die nächfte Verhandlung durch das Anbieten einer 
„Briedenspfeife” eröffnete, deutet doch darauf hin, daß er bei den Bayern 
die Kenntnis von der neueröffneten Möglichkeit eines fie befriedigenden Ab; 
fommens vorausfeßte. 

Wir müffen ung alfo fragen, was fich zwifchen dem 17. und 18. Auguft 
ereignet hat, daß es Bismard möglich erſchien, jegt auf Bedingungen ab: 
zuſchließen, die Savigny noch am 17. unter ausdrüdlicher Berufung auf den 
Willen des Königs zurückgewieſen hatte. Nun befisen wir einen Brief König 
Wilhelms an Bismard vom 18. Yuguft, in welchem er fich nach dem Stande 
der Verhandlungen mit Bayern erkundigt.” „Savigny wollte mir feine, 
wie e8 feheint, abweichende Anficht wegen Kulmbach vortragen; ich war aber 
zu matt zu einer Diskuffion und beftellte ihm zu morgen, was aber zu fpät 
fein möchte, da am 22. der Waffenftillffand mit Bayern abläuft.” Er fragt 
dann noch, ob nicht der Herzog von Koburg ein Stüdchen von Bayern er; 
halten könne, wie der Kronprinz dies ſchon in Nifolsburg vorgefchlagen habe. 
Den geftern erfolgten Abſchluß mit Baden habeer erfahren, ohne vorher von dem 
Gang der Unsterhandlungen etwas zu wiffen. „Ich wünfche daher täglich, nun 
von den Verhandlungen mit Bayern und Darmfladt unterrichter zu fein.“ 

Danach hat alfo Savigny infolge der am 17. gewonnenen Eindrüde 
den König am ı8. beſtimmen wollen, auf Kulmbach zu verzichten; der 
König hat die Disfuffion darüber abgelehnt und ift offenbar in dem 
Augenblide, wo er den Brief ſchreibt, noch feineswegs geneigt, diefem Wunfch 
zu entfprechen. Sein Verlangen nachträglicher Berichterftattung ſcheint die 
Befürchtung anzudeuten, daß vielleicht von Bismard und Savigny Zuge; 





ı Höchft auffallend ift es, daß in diefem Zettel den Bayern etwas empfohlen wird, was 
fie felbft fhon wenige Tage vorher angeboten hatten, ohne damit Entgegenfommen zu 
finden. Die Erklärung kann doch wohl nur darin liegen, daß Bismard diefe Anregung 
zurückweiſen mußte, folange er nicht hoffen konnte, die Zuftimmung des Königs zu einem 
derartigen Abkommen zu gewinnen. Da er aber nach feiner eigenen Angabe am 18. den 
König für diefe Idee gewonnen zu haben glaubte, fo war e8 ihm jet erwünfcht, wenn Bayern 
diefen früher von ihm felbft gemachten Vorfehlag jet von fich aus vorbringe. Dffen- 
bar legte er Wert darauf, daß der Abfchluß des Bündniffes nicht als eine von Preußen ges 
forderte, von Bayern nur ungern zugeftandene Bedingung des Friedens erfcheine, fondern 
als ein freiwilliges Angebot Bayerns. Er befolgte dabei die gleiche Taktik wie im Jahre 1870, 
als e8 fih um den Eintritt Bayerns in das Deutſche Neich handelte, 

2 Anhang zu Bismards Ged. u, Erinn, 1, ©, 156. 
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ftändniffe gemacht würden, die er nicht billigte. Erſt nach Empfang diefes 
Driefes fcheint Bismard eine Befprechung mit dem König gehabt zu haben, 
da er am 20. zu Pfordten fagte, er habe vor zwei Tagen gehofft, den König für 
feine Anſchauung gewonnen zu haben. Nach diefer Unterredung wird er 
wohl die Abfendung jenes Zetteld an die bayrifhen Bevollmächtigten verz 
anlaßt haben. Auch die Argumente, durch die er den König zum Nachgeben 
beftimmte, laffen fich wenigftens vermuten. Gerade am 18. Auguſt nahmen 
die Verhandlungen mit Öfterreich in Prag eine fehr unangenehme Wendung, 
da dieſes fich weigerte, die italienifchen Forderungen über die Teilung der 
auf Venetien Taftenden Staatsfchuld anzunehmen. Es erfihien alfo noch 
immer nicht als ficher, ob der definitive Friede wirklich zuftande fommen 
werde; mußte aber der Krieg weiter gehen, fo war es natürlich von hohem 
Wert, dabei Bayern unter den Verbündeten und nicht unter den Feinden 
Preußens zu haben. Nah Bismards Äußerungen gegenüber den Bayern 
hätte dann am folgenden Tage eine Intrigue des Minifters von Schleinik 
den König bewogen, noch einmal auf feine Forderung bezüglich Kulmbach 
zurückzukommen. Bismard felbft hatte offenbar feine Gelegenheit gehabt, 
vor der neuen Konferenz mit den Bayern mit dem König noch einmal 
darüber zu fprechen. 

Bei den bayrifhen Vertretern hatte der Verlauf der Befprechung vom 
18. Auguſt den Eindrud Hinterlaffen, daß man fie doch zu größeren Opfern 
zwingen wollte, als fie für billig hielten und Pfordten tat nun den fehr 
auffallenden Schritt, daß er noch einmal durch die franzöfifche Botſchaft in 
Berlin die Hilfe des Kaifers Napoleon zur Erlangung befferer Bedingungen 
anrief. Er hatte aber von Paris noch Feine Antwort erhalten, als die ent- 
fcheidende Befprehung am 20. Auguſt ı Uhr mittags flattfand. Nachdem 
man anfangs noch über die Einzelpeiten der Abtretungen debattiert hatte, 
trat von der Pfordten mit der Frage hervor, ob nicht auf die Gebietsab— 
tretung verzichtet werden Fönne, wenn Bayern das Schuß, und Trutzbündnis 
fohließe; auch eine Erhöhung der Kontribution ftellte er als möglich hin. 
Bismard ermwiderte, daß er perfünlich dafür fei, und führte unter Erwähnung 
der oben bereits mitgeteilten Details aus, daß der König perfönlichen Ges 
fühlen zu ſtark Rechnung trage, und durchaus die Nolle der Nemefis fpielen 
wolle; er, der Minifter, Habe aber Politik zu treiben und bleibe daher bei 
feinem Projekt; er fehlage vor, daß Bayern 30 Millionen Kriegstoften zahle 
und einige unbedeutende Abtretungen in der Form einer Grenzregulierung 
mache, und daß daneben das Schuß; und Trutzbündnis geſchloſſen werde, 
Die Bayern erklärten fich damit einverflanden!, und Blsmarck übernahm eg, 


. Pfordten fragte am 20, Auguft (vermutlich vor der Unterredung nie. Bismard) 
telegraphifh in Münden an, ob er das Schubr und Trutzbündnis auch dann unters 
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die Genehmigung des Königs zu den getroffenen Abmahnungen herbeizu⸗ 
führen. In der Tat war Bismard um 4'/, Uhr zum Vortrag beim König; 
um 6 Uhr fam er zu Pfordten zurüd und erklärte ihm, daß fein Vorfchlag 
mit geringen Veränderungen nach zweiflündigem Kampf vom König ge; 
nehmigt worden fei. 

Bekanntlich hat an dem gleichen 20. Auguſt Benedetti einen neuen Antrag 
auf Abtretung deutſchen Gebietes an Frankreich bei Bismard geftellt. Es 
handelte fich diesmal allerdings um Fleinere Stüde ald 14 Tage früher, im 
wefentlihen um Landau und dag preußifche Saarfohlengebiet, und es wurde 
von feiten Frankreichs die weitere Möglichkeit zur Diskuffion geftellt, ob 
nicht Preußen den Franzofen auch zur Erwerbung von Belgien und Luxem⸗ 
burg behilflich fein wolle, wenn es dafür freie Hand zur Ausdehnung feines 
Einfluffes auf Süddeutfohland erhalte. Es wäre natürlich fehr wichtig, zur 
wiffen, ob Bismard diefe neuen franzöfifhen Zumutungen ſchon erhalten 
hatte, als er mit den Bayern verhandelte und dem König Vortrag hielt; 
ung iff aber die Stunde von Benedettis Unterredung mit Bismard nicht 
befannt. Indeſſen erfeheint der Tag von ı Uhr an fo ausgefüllt, daß die 
Vermutung eher dafür fpricht, daß diefe Unterredung am Vormittag ſtatt⸗ 
gefunden hat!; e8 wäre dann auch leicht begreiflich, wie Bismard fich den 
Bayern gegenüber binden konnte, und fogar erklären, daß er die Kabinetts⸗ 
frage ftellen werde, bevor er noch der Zuffimmung des Königs ficher war; 
er glaubte eben beſtimmt darauf rechnen zu dürfen, daß angefichts diefer 
neuen franzöfifchen Einmifchung und der daraus möglichermweife erwachfenden 
Gefahren der König zur Aufgabe feiner Anfprüche zu beffimmen fein werde. 
In der Tat wird er wohl duch den Hinweis auf die hier drohenden neuen 
Verwidlungen das Widerftreben des Königs befiegt haben. 

An demfelben Tage, aber offenbar vor der Anmeldung der franzöfifchen 
Forderungen und auch vor der Konferenz mit den Bayern, fchidte Bismard 
an Goltz die Mitteilung?, die Verhandlungen mit Bayern fehwebten noch; er 
felbft wünfche, daß man fich mit Geldzahlungen begnüge, während der König 
eine Abtretung des Diſtriktes rechts vom Ober Main, Kulmbach, Hof, Kro⸗ 
nach, Wunfiedel enthaltend, verlange. Bayern werde fich zu jeder der beiden 


zeichnen dürfe, wenn gleichzeitig Gebietsabtretungen verlangt würden? Auf Vorfchlag 
des Minifterrats erteilte der König im Laufe des Tages auch hierzu feine Genehmigung, 
die abends telegraphifh nach Berlin gemeldet wurde. (E. v. Bomhard 113f.) Ins 
swifhen hatte aber Bismard fihon auf die Gebietsabtretung, die alfo zu haben ge 
wefen wäre, verzichtet. 

* Umgekehrt nimmt Sybel, ©. 407 an, daß unmittelbar vor Benedettis Mitteilung der 
Vertrag mit Bayern abgeſchloſſen fei. Eine Duelle gibt er nicht an, und es liegt wahrfchein, 
lich nur eine Vermutung von ihm vor, 

2 Yoftfkeipeum zu dem Erlaß an Golg vom 20, Auguſt. 
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Seiftungen alternativ verftehen; er befürchte aber, daß die Abtretung eines 
150— 200000 Seelen enthaltenden Territoriums eine dauernde Verfiimmung 
in Bayern binterlaffen werde, welche bei den Abfichten Frankreichs, auf die 
man trotz der Zufiherungen des Kaifers nach Benedettis Haltung gefaßt fein 
müffe, feiner Anficht nach zu vermeiden wäre. Man fieht auch daraus, daß 
Bismard die Schonung Bayerns wefentlich unter dem Gefichtspunfte eines 
künftigen gemeinfamen Krieges gegen Frankreich befürwortet hat. Diefes 
Argument mußte natürlich noch viel flärker wirken, nachdem die von Bismard 
bereits befürchtete neue Forderung Frankreichs wirklich überreicht worden war. 

Mit der Genehmigung des Königs war die legte ernftlihe Schwierigkeit 
für den Abfchluß des Vertrages mit Bayern befeitigt; am 2ı. Yuguft fand 
die endgültige Redaktion der Verträge flatt, am 22. die Unterzeichnung. In 
einer der legten Befprehungen muß jedoch noch ein weiterer Punkt berührt 
worden fein, obwohl die Aufzeichnungen des Grafen Bray und die Datz 
ftellung Sybels nichts davon enthalten. Als nämlich Anfang September 
Graf Bray zur Auswechflung der Ratififationen nochmals nah Berlin fam, 
hatte er eine Beſprechung mit Savigny, in der nach Erledigung vers 
fchiedener nebenfählicher Punkte auch die Frage zur Erörterung fam, ob 
nicht an König Wilhelm die Burg von Nürnberg, die alte Refidenz feiner 
Vorfahren, abgetreten werden folle. Bray fohreibt hierüber in feinen Auf 
seihnungen!: „Der Angelegenheit der Burg zu Nürnberg war von meiner 
Seite abfihtlich feine Erwähnung gefchehen und ebenfowenig von dem hierauf 
bezüglichen Schreiben S. M. des Königs. Allein kaum waren die Erklärungen 
über die Ratififationen des Friedensvertrages ausgetaufcht, als von Savigny 
felbft diefen Gegenftand zur Sprache brachte. Ich entgegnete, daß fih bes 





» An diefer Stelle möchte ich ganz kurz noch auf die am fich ja nicht fehr wichtige Frage 
eingehen, wann wohl die von Sybel 396 und von Bismard feldft in verſchiedenen Erz 
zählungen gefhilderte Szene flattgefunden hat. Nach diefen Berichten fol im Laufe der 
Verhandlungen Bismard dem bayrifhen Minifter die franzöfifhen Kompenfationsfordes 
rungen und ihre Ablehnung mitgeteilt und zugleich gefragt haben, ob Bayern in einem 
fünftigen Kampfe gegen auswärtige Feinde feft mit Preußen ald Deutfiher mit dem 
Deutfhen zufammenftehen wolle; er babe zugleich angedeutet, daß in diefem Balle auf 
Gebieisabtretungen ganz oder wenigſtens faft ganz verzichtet werden könne. Darauf 
hätten fi beide Männer umarmt, und e8 feien nun alle Hindeeniffe für das Zuftandelommen 
des Vertrages befeitigt gewefen. Graf Bray erwähnt hiervon in feinen Aufzeichnungen 
gar nichts, Lorenz hat diefe Szene auf Grund einer Erzählung Bismards nah Nitolsburg 
verlegt, und Ruville ift ihm darin gefolgt, Daß dies ganz unmöglich it, hat bereits 
8. U. von Müller, Bayern im Jahre 1866 und die Berufung des Bürften Hohenlohe 
©, 278f. mit zutreffenden Gründen erwiefen, Man kann m. E. nur annehmen, daß bie 
Umarmung in der Beſprechung vom 20. Auguſt ftattfand, bei der Bray nicht zugegen war. 
Ganz unbeftimmt bleibt e8 au, wann Pfordten feine Korrefpondenz mit Frankreich Biss 
mard vorgelegt und biefer fie ald unverfänglich anerlannt bat, (Sybel 391.) 
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züglich desfelben eine Schwierigkeit ergeben habe, welche, in der Natur der 
Sache liegend, der freundfchaftlihen Abſicht S. M. des Königs unerwartete 
Schranken feße. Sichtlich betroffen bemerkte Savigny, daß e8 tief zu bedauern 
fein würde, wenn eine Angelegenheit, auf welche der König Wilhelm perfönlich 
den größten Wert lege und die ihm unendlich am Herzen liege, auf ernftliche 
Hinderniffe ftoßen follte. Es fei fehr zu befürchten, daß dadurch die neube; 
gründeten guten Dispofitionen einen gänzlichen Umfchlag erleiden würden, 
und ein Gefühl der Kränkung und Enttäufchung an ihre Stelle treten würde.” 

Aus diefen Worten geht deutlich hervor, daß diefe Angelegenheit, die Bray 
abfichtlich nicht berührt, und nach der Savigny fofort fragt, bereits bei der 
erften Anweſenheit der bayrifchen Vertreter in Berlin Gegenftand der Ver; 
handlung gewefen fein muß. Es ift deutlich, daß man damals verab- 
redet hatte, König Ludwig folle — als Erſatz dafür, daß Kulmbach nicht 
preußifch wurde — dem König Wilhelm diefe alte Burg feiner Väter als Ge; 
fohent anbieten. Da Savigny im weiteren Verlauf der Unterredung die 
direfte Frage ftellte, ob Graf Bray ein Handfchreiben des Königs Ludwig 
in diefer Angelegenheit mitgebracht habe, fo muß auch bereits früher ver; 
abredet fein, daß das Angebot in diefer Form erfolgen folle. Auch von wen 
die Anregung dazu ausgegangen ift, läßt fich mit Sicherheit feftftellen. Es 
wird mehrfach betont, daß König Wilhelm felbft den größten Wert auf diefe 
Erwerbung lege, und ſchwer enttäufcht fein werde, wenn das Angebot nicht 
erfolge. Daraus läßt fih der Schluß ziehen, daß die ganze Sache von 
preußifcher Seite angeregt worden if. Dffenbar war e8 Bismards dee, 
daß dem König der Verzicht auf Kulmbach hierdurch erleichtert werden folle. 
Wenigſtens eine Heine Befriedigung follte feinem Verlangen nach der Wieder; 
gewinnung der alten hohenzolleenfchen Befigungen in Franken zu teil werden. 
Die bayrifchen Vertreter können auch aus dem Grunde die Sache nicht gut 
angeregt haben, weil fie, wie fich bei ihrer Nüdkehr nach München herausftellte, 
über die dabei in Betracht kommenden rechtlichen Fragen gar nicht informiert 
waren; ihnen ift offenbar die Zumutung überrafchend gefommen; fie haben 
aber, vielleicht nach vorheriger telegraphifcher Erfundigung bei ihrem König, 
eine entfprechende Zufiherung gegeben, und die preußifchen Unterhändler 
warteten nun gefpannt darauf, ob diefe Zufage eingelöft werden würde. 
Daß Bismard diefen Schritt des Königs von Bayern feinem Herrn beſtimmt 
in Ausficht ftellen Eonnte, hat es ihm wahrfcheinlich erleichtert, deffen Zu 
fimmung zu dem bayrifchen Vertrag zu erlangen. 

Die Schwierigkeit, die fich nun nachträglich herausgeftellt hatte, beftand 
darin, daß die Burg nicht perfönlihes Privateigentum König Ludwigs, 
fondern bayrifches Staatseigentum war, und daher ohne Zuffimmung des 
Landtags nicht über fie verfügt werden konnte. Aus begreiflihen Gründen 
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hielt manes aber nicht für angebracht, in der bayrifchen Kammer über diefe Frage 
debattieren und abftimmen zu laffen. Dagegen hielt manesin Bayern für mög, 
lich, daß König Ludwig ohne Zuziehung des Landtags dem König Wilhelmdenge; 
meinfchaftlichen Befig der Burganbiete, und in diefem Sinne war das Schreiben 
abgefaßt, welches Bray mitgebracht hatte, aber erft überreichte, nachdem er fich 
aus den Äußerungen Savignys und Bismards davon überzeugt hatte, daß von 
feiten des preußifchen Königs fein Wert auf die vollftändig freie Verfügung über 
das Schloß gelegt werde, fondern es ihm nur darauf anfomme, bei gelegentz 
licher Anwefenheit in diefer Burg als feinem Eigentum wohnen zu fünnen. 

Sp lautet die bayrifche Darfiellung. Man fann jedoch nicht recht verfiehen, 
warum König Ludwig, wenn er das Recht hatte, ohne Befragung des Land; 
tags das Miteigentum an der Burg einem Dritten zu übertragen, nicht 
auch dag volle Eigentum an König Wilhelm hätte überlaffen können. Offen: 
bar war diefe ganze rechtliche Deduftion nur ein Vorwand; in Wahrheit 
befürchtete man in Bayern, daß der König von Preußen fich auf der Nürn⸗ 
berger Burg als Landesherr betrachten, daß hier alfo mitten im bayrifchen 
Lande eine preußifche Enklave entfiehen würde. Das wollte man auf jeden 
Fall verhindern; nur ein Wohnungsrecht, das zu einfeitigen Verfügungen 
nicht berechtigte, wollte man dem König Wilhelm einräumen. Daß man auch 
dies ungern tat, und nur deshalb, weil Preußen durchaus darauf beftand, 
und die Zufage früher fhon gegeben war, geht aus den Aufzeichnungen Brays 
hervor, der deutlich fein Bedauern ausdrüdt, daß es „untunlich war, Diele 
Angelegenheit ganz rückgängig gu machen“. 

Das wefentliche Ergebnis diefer Unterfuhung über den Abſchluß der Verträge 
mit den ſüddeutſchen Staaten erblide ich darin, daß wir num die Entfiehung der 
für den fpäteren Verlauf der Dinge fo überaus wichtigen Schutz⸗ und Trutzbünd⸗ 
niffe beffer zu verftehen vermögen. Sie hängen unzweifelhaft aufsengfte mit der 
franzöfifchen Kompenfationsforderung zufammen. Durch fie fühlte ſich Bis, 
mard feiner früheren Zufagen entbunden und zugleich verpflichtet, den einzigen 
Yugenblid zu benugen, wo es noch möglich war, fich die militärifche Verfügung 
über die Streitkräfte der füddentfchen Staaten für den Notfall zu fichern.? 





ı &, ıı2f. 

» Die Verhandlungen mit Sachfen, die ja nicht von derfelben grundlegenden Bedeutung 
gewefen find, wie die mit den ſüddeutſchen Staaten, laffe ich hier außer Betracht, da mir 
neues Material dafür nicht vorgelegen hat. Die Angaben von Frieſens (Erinnerungen 2, 
231f.) bedürfen dringend der Kontrolle und Ergänzung durch das bisher nicht zugängliche 
preußifhe Material, Sicher ift, daß der König und Bismard anfangs eine viel fchärfere 
militärifhe Unterordnung Sachſens wünſchten, als fie fpäter vereinbart wurde; darüber 
läßt die Ynfteuftion, die am 7. Auguſt dem General von Manteuffel nach Petersburg mits 
gegeben wurde, feinen Zweifel. Es follte danach die preußifhe Militärgefeggebung auf 
Sachſen Anwendung finden, die Nefrutierung für die preußifche Armee in Sachfen flatts 
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Man könnte ja die Frage aufwerfen, ob Bismard unter diefen Umftänden 
nicht noch einen Schritt weiter hätte gehen und auf das wenige Wochen früher 
von Württemberg, Baden und Heffen gemachte Anerbieten ihres vollen Eins 
tritts in den Norddeutfchen Bund hätte zurüdgreifen können. Ob er dies 
erwogen hat, wiffen wir nicht; jedenfalls mußten die im Präliminarfrieden 
Hfterreich gegenüber feftgelegten Verpflichtungen dagegen ſprechen; ebenfo 
mußte es fehr zweifelhaft erfcheinen, ob Bayern fich zu dem gleichen Schritte 
bereit finden laffen werde, und ob es ratfam fei, Bayern allein außerhalb 
des Bundes zu laſſen. Endlich wiffen wir, daß es Bismards eigenen Wün⸗ 
ſchen und der ganzen bisherigen Richtung feiner Politik entfprach, zunächſt 
nur eine engere Einigung Norddeutfhlands herbeisuführen. Durch die 
Schuß: und Trugbündniffe und die Erneuerung des Zollvereing wurde ja 
der wefentlichfte Teil der Beziehungen, die vor 1866 zwifchen dem Norden 
und Süden beftanden hatte, aufrechterhalten; ja, e8 wurde durch den preußi; 
fchen Oberbefehl im Kriegsfall eine ftärfere Garantie für die Verteidigung 
des deutfchen Gefamtgebietes gefchaffen, als fie der alte Bund mit feiner 
höchſt unvollkommenen Kriegsverfaffung jemals hatte bieten fünnen. 

Sedenfalls wird man aber fagen dürfen, daß die franzöfifhe Kompen⸗ 
fationsforderung eine außerordentlich heilfame Wirfung auf die weitere Ent; 
widlung Deutfchlands ausgeübt hat. Sie hat nicht nur dazu beigetragen, 
das Mißtrauen der ſüddeutſchen Staaten gegen die franzöfifche Ländergier 
heroorzurufen und ihnen zum Bemwußtfein zu bringen, daß fie einen wirk 
famen Schuß für ihren Befisftand nur bei Preußen finden könnten, fondern 
fie hat auch den entfcheidenden Anftoß und die Möglichkeit zum Abfchluß 
jener Verträge gegeben, ohne welche die Haltung diefer Staaten beim Aus; 
bruche des Krieges von 1870 doch vielleicht eine andere gewefen fein würde, 





finden, die ausgehobenen Mannfhaften dem König den Fahneneid leiften, und preußifche 
Truppen im Königreih Sachfen nach Belieben des Königs von Preußen garnifonieren. Der 
ruſſiſche Kaifer hielt Manteuffel gegenüber mit dem Bedenken nicht zurüd, daß hierdurch die 
Souveränität des Königs von Sachſen faft völlig befeitigt werden würde, Es muß dahin, 
geftellt bleiben, ob feine Einwände für die weitere Entwidlung der Dinge von Bedeutung 
gemwefen find. Übrigens hatte ſchon Moltke in einem Schreiben an Bismard vom 6. Auguſt 
geäußert, e8 dürfte ſehr ſchwer werden, Sachfen derartigen militärifhen Bedingungen zu 
unterwerfen, wie Belegung des Landes durch preußifche Truppen, da hierdurch die Selb 
ftändigfeit desfelben faktifh aufgehoben werde, Dagegen möchte fich wohl erreichen laſſen, 
daß Dresden unter Mitbefakungsrecht als Feftung fonferviert bliebe, und würde eine 
preußifhe Garnifon dort das fünftige Abhängigkeitsverhältnis Sachſens genugfam konz 
ftatieren. Für eine Eräftige Dffenfive nah Böhmen bilde Dresden den mwäünfheng, 
werteften Ausgangspunkt, während die aus Böhmen nah Görlig und aus Oberfranfen nach 
Leipzig führenden Bahnen durch Zerftörung der fehr bedeutenden Viadufte mit Leichtigkeit 
für lange Zeit unfhädlih gemacht werden könnten. 


Brandenburg, Unterfuchungen. 46 


Kegiſter. 


Abeken, Heinrich, preuß. Diplomat 619. 
624, 635. 643, 6451. 650, 6981, 699, 7121, 

Adalbert, Prinz von Preußen 273, 

Adolf, Herzog v. Naffau 21%, 221, 34,48 f. 
62, 534!, 661", 

Albert, Prinzgemahl von England 82°, %, 
1812, 

Albrecht, Erzherzog v. Öfterreich 49, 

Alerander Il., Kaifer v. Rußland 4381, 
539 661. 687—697, 701, 706, 708, 720%, 

Alvensleben, Graf Albrecht, preuß. 
Staatsmann 59, 218, 

Anna, Landgräfin v. Heffen, geb. Prinzeffin 
v. Preußen 534, 547, 

Arndt, Ernft Morig 208, 

Arnim, Harry v., preuß. Gefandter in Rom 
530", 

Arnim, Heinrich Alerander v., preuß. Ge; 
fandterin Paris, Minifter des Ausw. März 
bis Juli 1848 31. 51°, 57, 59. 64. 60f. 
71, 72, 74, 87°, 881, 90, 103, 106, 107, 
110%, 251. 269, 

Yrnim, Malmine v., Schwefter Bismards 
491°, 

YrnimsBoysenburg, Adolf Heinrich, 
Graf v., preuß. Minifterpräfident März 
1848 59, 72, 457", 

YrnimsHeinrihsdorff, Heinrih Fried, 
rih Graf v., preuß. Gefandter in Wien, 
Minifter des Ausw. Februar bis April 
1848 197f, 199, 208f. 227, 230, 233%, 
234, 235°, 236°, 355. 381, 387, 

Auerswald, Rudolf v., preuß. Minifter 
uni bis September 1848 106*, 107, 
120°, 124 f. 265, 284, 

Auguſta, Prinzeſſin von Preußen, fpätere 
deutſche Kalferin 175°, 219, 284.414, 458°, 





Avet, Graf 5, italien. Militärbevoll; 
mächtigter in Berlin 6671, 6681, 6711, 
Bamberg, preuß. Generalfonful in Paris 

5321, 

Barral, Graf, italien. Gefandter in Berlin 
5591, 634, 637, 644, 670, 672, 673, 675", 
676, 679, 683, 685, 

Baffermann, Friedrich, badiſcher Parla⸗ 
mentarier 17 f, 133—136, 276 f, 300f. 

Banks, Syndikus 276, 

Bande, Baron, fran zöſ. Gefchäftsträger 438, 

Bederath, Hermann v., Neichsminifter 
1848, 102°, 124f. 131°, 208, 229. 234f. 
241, 361, 387, 

Belcaftel, Baron, franzöſ. Gefchäfts; 
träger 4751, 

Below, v., auf Hohendorf 494', 4981, 4991, 

Benedetti, franz. Botfchafter in Berlin 
394°, 3984, 4024, 405*, 4121, 413, 4251, 

- 426 f, 428 f, 446, 452, 4551, 458468, 
4721. 514, 562, 568, 577, 5781. 5841, 
592, 594—605, 606, 610, 611, 612!, 614, 
615. 618, 631—635, 637, 640, 642, 644, 
648, 650, 656, 663, 6731, 679, 702, 704, 
705. 706, 717, 718, 

Bennigfen, Graf v., hannov. Minifter 
267, 353, 

Bennigfen, Rudolf v., hannov. Parlas 
mentarier 6541, 

Bernhard, Herzog von SachfenMeinin- 
gen 534, 547, 

Bernhardi, Theodor v. 491!, 550%, 563, 
666", 

Bernflorff, Albrecht Graf v., preuf, 
Staatsmann 111’, 192%, 125, 1281, 130, 
160', 162f, 166, 168!, 1781, 182f, 195, 
196°, 1971, 209%, 211. 2351, 314, 323, 





’ Die fett gedrudten Zahlen bezeichnen Schriftftüde, deren Verfaffer die betreffende 
Verſonlichteit iſt, und die im Wortlaut abgedeudt find. 


Regiſter. 


325. 329. 331. 334. 343, 354. 371. 401", 
4121, 465!, 4681, 495%, 4991, 5041. 510%, 
555. 563, 5681, 590, 687, 690. 695. 
705. 

Befeler, Georg, Mitglied des Frankfurter 
Parlaments 126°, 218, 

Beuft, Fehr. v., ſächſiſcher Minifter 438%, 
439, 440!, 441!, 466, 512, 5841, 639", 
Biegeleben, Fehr. v., öſterr. Diplomat 

405!, 4381, 439, 

Bismard, Bernhard v., Bruder Ottos 482, 
484, 

Bismard, Johanna v., Gemahlin Ottos 
483, 495’, 551. 

Bismard, Otto v. 12%, 13*, 137, 184, 211, 
239, 244, Beziehungen zu Napoleon III. 
391—478, Stellung sur deutfhen Frage 
bis 1866 481—525, 526, 527, 529, Teil; 
nahme an den Friedensverhandlungen 
1866 533—560, 563, 564, 565, 567, 568, 
569. 571. 574, 575, 576, 578, 580—588, 
592—663. 667, 668. 670-685, 689, 
692—697, 699, 700—720, 

Blome, Graf, öfterreich. Gefandter in 
München 436. 438. 

Blumenthal, v., preuß. General 636, 637, 

Bodelberg, v., preuß. Gefandter in Darm; 
fiadt 23°, 34, 51®, 

Boddien, v., Adjutant Friedrich Wil, 
helms IV. 144°, 285, 300, 

Bodel ſchwingh, Karl v., preuß. Minifter 
26 f. 30, 38. 41f. 44, 54. 58. 200%, 

Bonin, v., preuß. General 273, 301, 

BraysSteinburg, Otto Graf v., bayer. 
Minifter 1221, 265. 268, 709—720, 

Brandenburg, Graf v., preuß. General 
und Minifterpräfident 129f, 137, 140, 
142%, 147, 167%, 174, .175f, 181°, 1981, 
200, 208%, 210f. 213, 2141, 218f. 220, 
2241, 235. 246 f, 274. 275. 276, 277,279, 
310, 356. 360. 366. 372, 384. 385, 

Brenner, Baron v. öfterr. Diplomat 191*, 
349, 353, 

Brühl, Graf v., preuß. Diplomat 154 f. 
1581, 1621, 163f. 166. 169, 174, 176, 
178, 196, 2821, 316, 319, 326, 

Bucher, Lothar, preuß. Geh. Legationsrat 
6321, 





723 


Budberg, Baron v., ruffifcher Gefandter 
in Paris 562, 567. 

Bülow, v., preuß. Geh. Legationsrat 366, 

Bülow, Graf v., preuß. Unterſtaatsſe⸗ 
fretär des Ausw. 107. 1181, 130, 132f, 
139, 148 f. 155f. 1601, 1611, 166%, 168%, 
169, 170, 171f. 174, 177, 1791, 180%, 
181f. 1831. 1901, 1941, 195. 196f. 198, 
274. 275. 276. 277. 278. 279. 280. 285. 
286. 300. 309. 310. 311. 313. 318. 319. 
323. 325. 328. 330. 334. 337. 342. 349. 
350. 353. 354. 355. 357. 367, 372f, 

Bunfen, Chriftian Karl Joſias v., preuß. 
Gefandter in London 14, 103, 105!, 118, 
119. 127. 141 f. 1671, 172, 174f. 178. 
196!, 197, 198f. 216°, 220:, 233, 238, 
272f. 281. 286. 300, 311, 318. 328 f, 330, 
350, 352, 361, 


Cadore, Marquis v., franz. Gefhäftsträger 
442!, 4461, 4521, 

Camphaufen, Elife, Gemahlin Lubdolfs, 
1721, 1741, 1751, 

Camphauſen, Ludolf, preuß. Minifters 
präfident und Bevollmächtigter in Frank; 
furt 14, 41. 57, 651, 701, 72 f. 761, 80%, 841, 
871, 89, 90, 92f. 97, 100, 102%, 106, 
109, 110f, 113f. 123, 125, 135, 136f. 
139, 143, 1451, 148, 1491, 150f, 152f. 
156, 161, 169, 170f. 172}, 173f. 180f. 
187f. 192%, 194, 1971, 198f, 200, 203, 
2041. 205. 210. 214. 217, 218!, 220!, 221, 
224 f. 233. 2351, 236 f. 243 f, 2551, 256%, 
2571, 262. 265. 268. 269. 270. 271. 
273—275, 276, 277, 278. 279. 280, 281, 
284, 285. 286. 290, 300. 306, 309, 310, 
311. 313, 318, 320, 3221, 323, 328, 330, 
334. 337. 339, 342, 344. 348. 349, 350, 
351. 352, 353, 354. 355. 356. 357, 358, 
359. 369. 369, 370, 372, 374, 381, 382, 
383. 384. 386, 387, 389. 490, 

Camphauſen, Otto, Bruder Ludolfg, 
fpäter preuß. Finanzminifter 37. 731, 
120!, 123. 126. 128. 1721, 1741, 1751, 
196!, 1981, 1991, 2031. 204, 205, 218!, 
220:, 221. 223, 230, 2331, 234, 268, 356. 
358, 359. 360, 

Canitz, Fehr. v., preuß. Minifter 8. 151, 


46* 


724 


171, 181, 21, 22, 28f, 29. 30, 32, 34f, 
38f. 43, 44f. 49, 501, 51°, 54, 163, 179, 
196', 197:, 310, 

Earl, preuß. Kommerzienrat 300, 

Cetto, Baron v., bayer. Gefandter in Lons 
don 194. 

Elarendon, Lord, engl. Minifter 398%, 
424°, 4671, 563, 

Eolloredo, Graf, öſterr. Bundestagsges 
fandter 40%, 51!, 

Eoftenoble, preuß. Diplomat 120°, 125 f. 
268, 

Co wley, Lord, engl, Minifter 351. 


Dahimann, Friedrih Chriftoph 76. 77, 
78 f. 81, 83 f, 87f. 89. 90:. 92. 95f. 

Dalwigf, Sehr. v. heſſiſcher Minifter 440", 
441, 699. 706, 707, 708, 

Dönhoff, Graf v., preuß. Bundestagsges 
fandter und Minifter 18%, 19f. 237, 31f, 
37, 39f. 46%, 49!, 501, 51, 521, 70%, 71, 
721, 851, 86, 87f, 91. 125f, 130, 132, 
149', 248, 269, 270, 271, 272, 273. 298, 

Drouyn de Lhuys, franz. Minifter des 
Aus w. 393. 394!, 3981, 399, 4011. 402°, 
4031. 4101, 414", 416f. 423f, 430%, 432, 
433, 4371, 446—449, 451, 453, 4541, 
455. 456, 466, 4671, 471 f. 477, 527%, 
530, 532", 561, 562, 565, 566, 567, 570, 
574, 577—579, 581, 5861, 589, 590, 594, 
595. 629, 6341, 640', 642, 669, 702, 704, 
705, 

Dropyfen, Johann Guſtav 101, 

Duſch, Brhr. v., badifher Minifter. 267, 
344 f, 359, 


Eduard, Prinz von Wales (jpäter König 
Ebuarb VII.) 687. 

Ebelsheim, v., badiſcher Minifter 440, 
698, 

Eihmann, v., preuß. Oberpräfident ber 
Rheinprovinz und Minifter 54. 124, 
273, 284, 

Eigenbrodt, barmfläbtifher Vertreter 
bei ber Zentralgemwalt 370f, 

Elifaberh, Gemahlin Friebrich Wilhelms 
IV, 414, 

Ernft II. Herzog v. SachfensKoburg- Gotha 
61’, 118°, 329, 519%, 715, 





Regiſter. 


Eſterhazy, Moritz Graf v., öſterr. Miniſter 
632. 

Eugenie, Gemahlin Napoleons III. 430°, 
432, 4481, 572, 573, 

Eulenburg, Graf, preuß. Minifter 4101, 
4321, 4461, 514. 


Ferdinand J. Kaifer von Äſterreich 154, 

Fiſcher, Oberftleutnant 126* f. 1325, 1411,f, 
147}, 1482, 195*, 196°, 268°, 269f, 272, 
311. 

Flemming, Graf v., preuß. Geſandter in 
Karlsruhe 5231. 

Forth⸗Rouen, Baron de, franz. Geſandter 
in Dresden 4021, 4381, 440%, 441!, 4461, 
456!, 458!, 4591, 4641, 4661, 4671, 4761, 

Franz Joſef, Kaifer v. Öfterreich 154. 210, 
364 f, 410, 412, 414, 430, 439, 570, 575, 
605!, 617, 6321, 634, 641, 6451, 647, 
6481, 655, 662, 

Freydorf, v., badifcher Minifter 700, 701, 

Friedrich, Erbprinz von Auguftenburg 401. 
410ff. 415, 418, 420f, 4221, 423°, 425%, 
437, 4421, 445, 4461, 4581, 

Friedrich, Großherzog von Baden 609, 
6981, 

Friedrich VII. König von Dänemark 356, 

- 397, 404, 

Friedrich, heffifcher Prinz 534, 547, 699, 

Sriedrih II. (der Große), König von 
Preußen 358. 486, 490, 597, 

Friedrich, Prinz v. Württemberg 34, 

Friedrih Auguſt Il, König von Sachſen 
45%, 52, 651, 72, 83.2071, 209:, 221°, 2323, 
267, 

Briedrih Franz Il, Großherzog von 
Medlenburg 16, 176 f, 

Briedrih Karl, Prinz von Preußen 607, 
631, 

Friedrich Wilhelm, Kurfürft v. Heffen 
534, 547, 5521, 559%, 708%, 

Friedrich Wilhelm, heſſiſcher Prinz 534. 
547, 661°, 

Briedeih Wilhelm III, König von 
Preußen 490, 

Friedrich Wilhelm IV. König von 
Preußen 14, 9, 12, 14—18, 20—32, 
35—42, 46—75, 79—93, 96—100, 105, 


Regiſter. 


106, 111, 112, 114, 115, 117, 119—121, 
124, 126, 129, 130. 131. 132, 135—139, 
142—152, 154, 155. 156, 161—166, 170, 
173—183, 195—200. 203, 204. 206—220, 
221. 224. 231—235, 237, 238. 239—243, 
245—247, 262f. 269f. 2721, 276, 281. 
284f, 293. 301, 309, 311. 314, 316, 319, 
323.326. 331.335. 339, 343. 351f. 355f, 
359. 364f. 368f. 371. 373f. 383, 385. 
388 f, 412, 483, 485, 490. 494, 

Friedrich Wilhelm, Kronprinz von 
Preußen (als Friedrich III. fpäter deut- 
ſcher Kaifer) 414. 4581, 537, 541, 560, 
5951, 5981, 625, 626. 6321, 635. 636, 637, 
638, 650, 654, 661, 715, 


Gablenz, Anton Baron v., 517—519, 541, 
542, 

Gabriac, Graf v., franz. Gefchäftsträger 
4421, 

Gagern, Heinrich, Fehr. v. 18.20, 85, 100f. 
109, 119f, 123, 137, 141f. 167, 170f, 
176, 185f. 190%, 192, 2201, 2211, 228, 
229f, 233, 238, 266. 269, 281, 297, 300, 
306f, 313, 315. 319, 323. 330, 337, 348, 
370. 371 f. 381. 

.Gagern, Mar Sehr. v. 301. 32 f. 34 f. 48 f. 
62, 63}, 66 f, 71. 76, 85, 102, 1231, 281, 

Gent, Friedrich v., 349. 

Georg V., König v. Hannover 534, 547, 
661, 6871, 708, 

Gerlach, Ernft Ludwig v., Appellations⸗ 
gerichtspräfident 58, 811. 211, 213, 234, 
5041, 509, 

Gerlah, Leopold v., Generaladjutant 
Friedrich Wilhelms IV. 161. 26f, 31. 
541. 58, 80, 81, 891, 106, 111, 118!, 129, 
131. 137, 151, 1621, 1661, 176, 178, 200%, 
2101, 216!, 2821, 489, 491!, 492, 4931, 
4941, 4951, 

Giskra, Bürgermeifter von Brünn 604. 

Goltz, Robert, Graf von der, preuß. Ge; 
fandter in Paris 394, 3987, 401, 402°, 
403!, 407f. 410%, 411, 414f, 416f. 423, 
425, 426, 427, 430. 431 f, 4371, 4421, 443, 
445—449, 451—454, 456, 457, 4581, 
460—4641, 466—468, 473, 475-477, 
505, 507', 5091. 511!, 513, 514, 518, 519%, 





725 


523, 527, 529, 5301, 5311, 5321, 533, 538, 
5391, 540—542, 547—551, 553, 5541. 555. 
559. 561. 562, 564-570, 574—606, 
611—613, 615—624, 627—631, 634, 635. 
639—649, 657, 658. 659, 661!, 6651, 
6671, 669—675!, 680, 682, 683, 684, 
689, 691. 696. 702, 704, 705. 717, 

Gortſchakoff, Fürſt, ruffiiher Minifter 
6871, 688, 690, 692, 693, 694, 

Govone, italienifcher General 463, 514, 
516. 5391, 5591, 6441, 681, 683, 702. 
703. 704, 

Grabomw, preuß. Parlamentarier 125", 
141!, 

Gramont, Herzog v. franz. Geſandter in 
Wien 3941, 3981, 3991, 4034, 4051, 4101, 
4301, 4331, 437, 4381, 4461, 4581, 4591, 
4671, 513, 5841, 6311, 634, 6421, 


Hanfemann, David, preuß. Finanzmis 
nifter 57, 106, 107, 109, 145!, 284, 

Hanfen, Zournalift 514, 

Hasfeld, Graf v., preuß. Gefandter in 
Paris 3951, 

Heckſcher, NReihsminifter 292. 

Helene, Großfürfiin von Rußland 707:, 

Hergenhahn, Mitglied des Frankfurter 
Parlaments 136, 141!, 1431, 1461, 280, 
287, 300, 

Herring, Baron v. 6041. 6121, 

Heydt, Auguft Schr. v. der, preuß. Finanz 
minifter 174", 190%, 1981. 200f, 211, 236, 
269, 285. 3001. 351. 366, 372, 386, 563, 

Hirfchfeld, v., preuß. General 280, 

Hohenlohe, Chlodwig Fürft v., 276, 

Hontheim, preuß. Major 2051, 


Jarcke, Publisift 349, 

Johann, Erzherzog von HÖfterreich, Deuts 
ſcher Reichsverweſer 101. 106, 108f. 119, 
127!, 128, 132, 136, 141, 143f. 147, 157, 
165. 167. 221, 228, 261 f. 264, 267, 270, 
276. 281. 285f. 288, 291, 301. 303. 312, 
316. 320. 351f. 354f. 361. 364f, 368, 
389, 

Johann, Prinz, fpäter König von Sachfen 
1371, 2091, 535. 560, 582, 6321, 655, 
662, 720%, 


726 


Sordan, Eurheffifher Bundestagsgefandter 
267, 

Sfenburg, Prinz o., preuß. Gefandter in 
Hannover 559, 


Kamptz, v., preuß. Legationsrat 276. 381, 
384, 386, 387, 389, 

Karl, Prinz von Bayern 151, 

Sarl, Prinz von Preußen, Bruder Fried; 
rich Wilhelms IV. 154 f. 2821, 

Karl, König v. Württemberg, 689, 701. 

Karolyi, Graf, öſterr. Botſchafter in Ber; 
fin 400, 4071, 4251, 4381, 512, 643, 
648, 653", 663, 

Keudell, Robert v. 509, 

Slindworth, geheimer Agent 149, 151. 
1521, 

Könnerig, v., fühf. Staatsmann 276, 281, 

Kühne, preuß. Staatsmann 1981, 350, 352, 


Ladenberg, v., preuß. Minifter 274, 366 f. 
372f. 

La Marmora, italien. General und Mi; 
nifter 563. 6661, 668, 669, 671, 

Lefebure de Béhaine, Sekretär bei der 
franz. Gefandtfchaft in Berlin 4331, 4421, 
444!, 446', 4481, 451', 452, 453, 454, 455, 
456, 457, 4581, 5141. 594, 595, 5961, 599, 
600, 710%, 

Lehrbach, Graf v., heffifcher Staatsmann 
33. 67, 

Leiningen, Karl, Fürft v., Reichsminiſter⸗ 
präfident 16, 119, 122, 131°, 

Leopold II,, König von Belgien 412, 

Lerhenfeld, Graf v., bayer. Diplomat 
265, 349f. 

2o&, Frhr. v., preuß. Oberſt und Militär, 
bevollmädtigter in Paris 533, 567, 

Ludwig I., König v. Bayern 24. 208, 349, 

Ludwig Il, König v. Bayern 465', 6451, 
718 f. 

Lubwig XIV,, König v. Frankreich 576, 

Ludwig III, Großherzog v. Heffen 646, 
661°, 689, 698, 706, 707, 710, 


Malaret, franz. Gefandter in Turin 426- 
Manteuffel, Edwin, Behr. v., preuf. 
Generalabjutant 137, 458, 459, 661, 





697, 0608", 699, 700, 706, 707, 708, 720°, 


Regiſter. 


Manteuffel, Otto Frhr. v., preuß. 
Miniſterpräſident 130, 1411. 1441, 200, 
209. 2211. 235. 274. 285. 366 f. 372 f. 
4571, 

Mathy, Karl, badifcher Staatsmann 6981, 

Marimilian Il, König v. Bayern 149, 
151, 210, 

Melvizes, Vic, de, franz. Gefchäftsträger 
4401, 4421, 

Mensdorff-Ponilly, Graf v., öſterr. Mis 
nifter des Ausw. 4021, 4101, 4361, 437, 
4381, 4391, 4671, 549, 6051, 632, 

Menshengen, Frhr. v. öſterr. Bevoll; 
mächtigter bei der Zentralgewalt 169%, 
2811, 297, 300, 

Menzel, Wolfgang 36%, 

Metternich, Clemens Wenzel, Fürft v,, 
öfterr. Staatskanzler 3. 4, 6, 10f. 16f. 
23, 25, 44, 81, 821, 

Metternih, Richard, Fürft v., öſterr. 
Botſchafter in Paris 4001, 4021, 4031, 
427, 4371, 467, 512, 5301. 573, 5771, 

Meviffen, Guſtav, Mitglied des Frank 
furter Parlaments 1261, 269, 

Moltte, Helmuth v., preuß. General 537, 
539, 5501, 5601, 617, 624, 625, 645, 701, 
713!, 7201, 

Moltke, Graf, dänifher Gefandter in Paris 
4721, 

Monrad, dänifcher Minifter 4721, 

Mosbourg, Graf de, franz. Gefchäfts; 
träger 4381, 4461, 

Mosle, v., oldenburgifcher Bevollmächtigter 
bei der Zentralgemwalt 357. 370, 

Müller, preuß. Unterftaatsfelretär 372, 


‚Napoleon J. Kaifer der Franzoſen 345, 710. 


Napoleon III. Kaifer der Franzoſen 199. 
393,394 f. 396. 397 f. 399,401 f.403—409. 
412, 415, 416f. 424. 425, 429, 431. 440. 
445—457, 460—469, 471-478, 5061, 
507, 513—519, 523, 524, 527, 528—543, 
546—606, 612, 613, 615, 616, 617, 619, 
620, 622 625. 628—642, 644, 6471, 
651°,654, 658, 659, 662—669, 672—684, 
690—692, 695, 697, 701. 702, 704, 705, 
706, 711, 712, 718, 

Napoleon, Prinz Jeröme 532, 533, 538, 


Regiſter. 


566. 574. 576. 577. 579. 580. 587. 664. 
665!, 6711, 674, 675. 681. 6821, 
Neurath, v., württemberg. Minifter 443", 
Nigra, Chev., italien. Borfchafter in Paris 
529. 538, 566, 666, 667, 669, 671, 672, 
689, 
Nikolaus I., Kaifer v. Rußland 21, 24, 
45f. 68. 397, 


Detker, Friedrich, heilifher Parlamenta⸗ 
tier 500", 

Dlga, Königin v. Württemberg 689. 

Driola, Graf v., preuß. Diplomat 162°, 

Dubril, Graf v., ruff. Gefandter in Berlin 
696, 


Palmerſton, Lord, engl. Minifter 273, 
310. 329, 357, 

Perſigny, franz. Gefandter in Berlin 395. 

Perthes, Clemens Theodor, meiningifcher 
Bundestagsgefandter 1071, 1091, 110%, 

Peuder, v., preuß. General, Reichskriegs⸗ 
miniſter 329 f. 356f. 381, 

Pfordten, Frhr. v. d. bayer. Miniſter 440. 
442, 4651. 514, 5551. 607, 649°, 658. 698, 
709—720, 

Pfuel,v., preuß. General u. Minifterpräfis 
dent 124, 126, 129, 131!, 137, 274, 

Pius IX., Papft 532%. 577, 

Paten, Graf v., hannov. Minifter 441!, 
512, 

Pleffen, Karl Baron v. 314, 

Prévoſt 310, 

Prokeſch⸗Oſten, Baron v., öſterr. Ge 
ſandter in Berlin 1811. 199. 206 f. 211. 
216, 219!, 2201. 364. 371. 

Puttkamer, v., preuß. Staatsmann 350. 


Puttkamer, v., Schwiegervater Bismarcks 
4911. 


Nabe, v., preuß. Miniſter 211. 366f. 372f. 

Radowitz, Joſeph Maria v., preuß. Gene; 
tal und Miniſter 3—15, 18. 20. 21f. 23f. 
28. 29. 32. 35. 36f. 39 f. 44. 47. 49. 5lt, 
53. 571, 65°, 81, 100%, 105f. 112, 117%, 
1181,139, 1421. 1631. 181:, 199, 206. 211°, 
238, 245, 2811. 300, 302, 490 499, 

Rappart, v., Abegeordneter zur Frank; 
furter Nationalverfammlung 279. 





727 


Rauch, v., preuß. General 80, 151, 

Rechberg, Graf v., öſterr. Minifter des 
Aus w. 191!, 317, 320, 349, 353, 402°, 
405!, 410, 437, 4391, 505. 

Neculot, Graf, franz. Gefandter beim 
Bundestag 4131, 4401, 4461, 

Nedern, Graf. v., preuß. Botfchafter in 
Petersburg 556. 557, 562, 598. 690, 692, 
693, 694, 696, 697, 

Reiſet, Graf v., franz. Gefandter in Hanno⸗ 
ver 441', 4521, 

Reuß, Heinrich, Prinz o., preuß. Diplomat 
514!, 523!, 539, 540, 571—574, 578, 584, 
585, 588, 593, 603, 610, 6191, 628, 691, 

NReventlow, Graf v., Mitglied der prov. 
Regierung von Schleswig-Holftein 356. 

Nicafoli, Baron, italien, Minifter 664. 665, 
666, 667. 668, 669, 670, 681. 682, 

Rießer, Gabriel, Mitglied des Frankfurter 
Parlaments 218, 

Nintelen, preuß. Zuftigminifter 138’, 198%, 
200 f. 211. 350, 

Rocho w, v., preuß. Gefandter in Peters; 
burg 241, 45, 

Röder, v., General, preuß. Gefandter in 
Caſſel 559%, 

Nodbertug, preuß. Abgeordneter 235, 

Nömer, württemb. Minifterpräfident 333, 

Nönne, v., preuß. Gefandter in Wafhing- 
ton 1271, 

Roggenbach, Frhr. v., badiſcher Minifter 
440!, 4421. 497, 707, 

Roon, Albrecht v., preuß. Kriegsminifter 
4981. 598. 624. 625, 

Roſenkranz, preuß. Geheimrat 1081. 

Rothſchild, Baron 4681. 

Rouher, franz. Miniſter 5301. 532. 5331. 
565. 587. 665%, 

Rümelin, Abgeordneter zum Frankfurter 
Parlament 101. 

Nuffel, Lord, engl. Minifter 3981, 


Sauden, v., preuß. Abgeordneter 200%, 

Savigny, Karl v., preuß. Bundestagsges 
fandter 413%, 4461, 4571, 712, 7131, 714, 
715. 718, 719. 

SchäffersBernftein, Fehr. v., heil. Ges 
neral 276 f. 300, 356, 


728 


Schaffrath, Abgeordneter zum Frank; 
furter Parlament 485. 

Schenk, v. 383, 

Schleinitz, Alexander Graf v., preuß. 
Miniſter 1061. 107. 352. 495. 497. 716. 

Schlotheim, v., preuß. Landrat 354, 

Schmerling, Anton Ritter v., öfterr, Bun⸗ 
destagsgefandter, Reihsminifterpräfident 
109, 120. 169. 1821. 185f. 191, 201f. 
266, 273, 279. 300, 314, 320, 330, 332, 
335. 338. 357 f. 371. 

Schneider, preuß. Abgeordneter 284, 

Schrend, Frhr. v. Bayer, Minifter 440!, 
4421, 

Sähulenburg, Baron v. d., preuß. Ge 
fandter in Dresden 559, 

Schwarzenberg, Felir Fürft v., öſterr. 
Minifterpräfident 146. 153, 155f. 161f. 
174, 176f, 180, 182f. 185f. 191f, 193, 
197, 199. 201f. 207, 2191, 228, 2331, 
300. 314. 319. 323f. 326f. 331f. 349, 
353. 354, 364. 371. 

Schweinitz, Oberſtleutnant v., preuß. 
Militärattaché in Petersburg 691. 692, 
695, 

Schwerin, Marimilian Graf v., preuß. 
Minifter 57. 106, 123, 1261, 268f. 303, 

Seherr⸗Thoß, Graf v. 532°, 

Simon, Abgeordneter zum Frankfurter 
Parlament 485, 

Simfon, Eduard, Präfident der Frank 
furter Nationalverfammlung 136. 141 f, 
146!, 170, 220, 279 f, 287. 300, 

Smitt, Bremifcher Gefandter beim Buns 
besrat 330, 358, 

Solms, Lich, Fürft v. 276, 

Sophie, Erzherzogin v. Öfterreih, Mutter 
Kaifer Franz Joſephs 491, 142°, 

Stadion, Graf v., öſterr. Minifter 300, 

Stanley, Lord, engl, Minifter 563, 686%, 
687°, 695, 697, 

Stein, preuß. Abgeordneter 124, 268°, 

Stodmar, Chriſtian Priedrih Frhr. v., 
Diplomat 101, 103, 1061. 123. 126%, 
209, 

©tolberg, Graf Anton v. 63, 

Stoſch, v., preuß. General 537. 560, 560, 
601, 605, 632°, 635, 06936, 666, 661, 





Regiſter. 


Strotha, v., preuß. Kriegsminiſter 2051, 
274. 311. 366 f. 372 f. 
Stüve, hannov. Miniſter 350. 353, 


Talleney, franz. Geſandter beim Bundes; 
tag 350, 

Talleyrand, Baron v., franz. Botfchafter 
in Berlin und Petersburg 3941, 3981, 
402!, 4031, 4041, 405.1 407, 4081, 4091, 
411’, 412:, 4151, 418, 4221, 4231, 4431, 
4721, 4761, 562, 563, 

Thiers, Adolf, franz. Parlamentarier 427, 

Thile, v., preuß. Minifter 30f. 54. 62, 

Thun, Leo Graf v., öſterr. Diplomat 49, 

Tour d’Auvergne, Fürft v., franz. Bots 
fhafter in London 398", 399%, 4671, 4721, 

Trautmannsdorff, Graf v., öſterr. Ges 
fandter in Berlin 165, 1821, 183, 297, 
326, 


Unruh, Hans Viktor v., preuß. Abgeord⸗ 
neter 276. 494. 

Uſedom, Georg Ludwig Graf v., preuß. 
Diplomat 91. 921. 93. 95. 1011, 102%, 
106%, 256 f, 430', 464, 538, 5401, 542, 
5981, 624, 637, 6441, 664—685, 


Barnbüler, Frhr. v. württemb. Minifter 
443!, 457', 698, 699, 700, 

Viktor Emanuel I, König von Italien 
463, 5301. 5321, 538, 542, 664, 665, 667, 
669, 671, 672, 674, 675, 680, 

Viktoria, Königin v. England 351, 

Binde, Georg, Fehr. v., Mitglied des 
Sranffurter Parlaments 41. 107, 141}, 
144!, 200*, 2331, 330, 350, 360 f, 

BiscontisBenofta, italien, Minifter 664, 
666, 668, 669, 674!, 

Bogel von Faldenftein, preuß. Ge— 
neral 628, 698, 

Voigts⸗,KRKhetz, v., preuf. Kommiffar 278, 


Watzdorf, Fehr. v., weimarifher Minifter 
266, 383, 475%, 

Welder, badifcher Bundestagsbevollmäch— 
tigter 18°, 202 f. 207, 357, 

Wendland, Behr. v., Bayer, Gefandter in 
Paris 505, 584, 


Regiſter. 


Werther, Karl Frhr. v., preuß. Diplomat 
151, 

Werther, Karl Frhr. v., preuß. Gefandter 
in Wien 4361. 5391. 560, 566, 567, 594, 
595. 596, 6051. 614, 628, 670, 690, 694, 
695. 696. 698", 699, 703, 

Wensel, v., preuß. Diplomat 4981. 559, 

Weffenberg, Fehr. v., öſterr. Minifter 265. 

Wiederholt, württemb. Minifter 443", 

Wilhelm I., König der Niederlande 267. 

Wilhelm I., König von Preußen 21!. 48, 
90, 147, 210, 218, 276, 284, 396, 401, 
403!, 408f, 413f, 418, 420, 4221, 423, 
425, 429, 436, 438, 443—445, 450—65, 





729 


467. 4681, 4691, 475—477, 482, 4951, 
499, 504. 505, 507, 514!, 518, 523, 527, 
530", 534—541, 545, 547, 548, 550553, 
558, 561 564, 567!, 568, 570, 571. 5841, 
586—590, 593. 596—663, 668, 669, 674, 
678!, 679, 688, 690— 703, 706. 707, 708, 
710, 711, 713—720, 

Wrangel, Fehr. v., preuß. General 121f. 
129f. 

Würth, v., öſterr. Diplomat 330, 349, 


£ylander, bayer. Diplomat 349, 


Z3ſchoch, v. preuß. Vertreter in Württem⸗ 
berg 698, 








VERLAG VON QUELLE & —— IN LEIPZIG 

















Die Reihsgründung 


Profeffor Dr. ] — 
2 Bände zu 928 Seiten. In Leinenband Mark 14.— 


Seit dem Erfcheinen von Sybels Werk über die Begründung des Deutfchen Reiches ift 
faft ein Menfchenalter verftrihen. Eine Fülle neuen Materials ift feitdem erfchloffen 
worden; aber auch die Gefihtspunfte, unter denen die damaligen Ereigniffe zu betrachten 
find, haben fich feitdem ſtark verfhoben, Eine neue Darftellung diefer fuͤr unfer heutiges 
politifches Leben grundlegenden Epoche entfpricht fomit einem dringenden Beduͤrf⸗ 
nis, Das vorliegende zweibändige Werk faßt in einer für jeden Gebildeten verftändlichen 
Form die Ergebniffe der wiſſenſchaftlichen Forſchung der Testen Jahrzehnte zufammen, 
Es ſtuͤtzt ſich auf alles bis jest zugängliche Material und gruppiert den Stoff unter eins 
beitlihem Gefichtspunfte, Abfichtlich ift vermieden, auf die Einzelheiten der diplomatifchen 
Verhandlungen und der Friegerifhen Ereigniffe fo tief einzugehen, wie es Sybel getan 
bat. Um fo klarer werden dagegen die allgemeinen Grundzüge und Zufammenzs 
hänge herausgehoben, foweit fie von erheblicher Bedeutung für dag Gelingen und die Ges 
ftaltung der Reihsgründung gewefen find. Befonderer Wert ift darauf gelegt, den Anteil 
der im Volke vorhandenen Wünfche und Strömungen gegenüber dem Wirken ber leitens 
den Staatsmänner und Feldheren abzugrenzen und fo die enge Verflechtung der Ges 
fhichte unferer Einigung mit der Entwidlung des deutfhen Verfaſſungs- und 
Darteilebens nachzumeifen. Ebenfo wird das Maß des Einfluffes zu beſtimmen vers 
fucht, den die allgemeine Weltlage und die Beziehungen zu den Nachbarftaaten auf bie 
Gründung des Reiches gehabt haben. Durch einen einleitenden Überblid über die Ents 
widlung des deutfchen Einheitsbewußtfeins und die Hinderniffe feiner Verwirklihung wird 
die Gefchichte der Einheitsbewegung in den Zufammenhang der allgemeinen deutfchen 
Entwidlung hineingeftellt. Mit der Schilderung des vergeblihen Einheitsftrebens im 
Nevolutionsjahre 1848 fett die ausführlichere Darftellung ein; im erften Bande wird fie 
bis zur Höhe des preußifchen Verfaffungstonfliftes und zum Eintritt Bismards in dag 
Minifterium geführt, während der zweite Band die Vollendung der Einheit unter Biss 
mards Führung behandelt, Überall läßt die Darftellung die geoßen Probleme, die 
in jener Zeit zu löfen waren und noch heute zum Teil unfer Volksleben bewegen, Eräftig 
bervortreten. So bietet die Darftellung nicht nur die Schilderung einer der Intereffans 
teften biftorifhen Epochen, fondern führt ung zugleich ein in dag politifche Verſtaͤndnis 
ber Gegenwart, 


Yus dem Anhalt: Der deutfche Einheitsgedanfe und die Hinderniffe feiner Verwirk⸗ 
lihung bis zum Unfang des 19. Jahrhunderts, Der Einheitsgedante in der Zeit der 
Neftauration (1815—1848) und feine Beziehungen zu den Anfängen des Liberalismus, 
Der Berfuh der Neihsgrändung durch die Revolution (1818 —1850), Der Einheitd, 
gebante in der Zeit der Neaktion und der neuen ra (1850—1862), Bismards Eintritt 
in das Minifterium und die Befreiung Schleswig, Holfteins, Der deutſche Krieg von 
1866 und die Gruͤndung des Morddeutfhen Bundes. Der deutſch⸗franzoͤſiſche Krieg 
und bie Gründung bes Deutfhen Reiches, Ruͤdblid. 
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Männer und Zeiten 


Eſſays zur neueren Geſchichte 
von Seheimrat Profeffor Dr. Erich Marcks 


7.u. 8. Tauſ. 2Bde. z. 2o Bog. In Origlbd. M. 12.—. In Halbfrzbd. M. 16.— 


„Alfred Lichtwark zur Feier feines 25 jaͤhrigen Jubiläums zu ehren, hat Erich Marcks die 
Früchte 25 jaͤhriger Hiftorifcher Arbeit zum Strauße gebunden, und alle, die in ihm den 
Meifter des hiſtoriſchen Effays, den feinen und geiſtvollen Beherrſcher der Kunft, 
Männer und Zeiten zu charakterifieren, bewundern, werden e8 ihm danken. Diefe 28 Neden 
und Yuffage führen ung durch den ganzen weiten Bereich feiner Forfcherarbeit: von der 
Hugenottengefhichte, der feine erfte Liebe als Hiftoriker galt, bis zu Bismard und zu den 
politifchen Konftellationen der Gegenwart ... Es find koͤſtliche Früchte, die ung in diefen 
beiden Sammelbänden geboten werden, voll Reife und Saft. Das ftiliftifhe Gewand 
einer fehr fubjeftiven, fehr forgfältig gefeilten und dennoch Fräftigen Sprache von ſtarker 
Bildlichkeit erhöht noch den Genuß des Leſens.“ Literarifches Zentralblatt für Deutfihl. 


„Der erfte Eindrud, den man beim Durchblättern diefer vornehm ausgeftatteten Bücher 
empfängt, if der einer ungehenren Vielſeitigkeit. Da finden wir unter den dar⸗ 
geftellten Perfönlichkeiten Philipp II. und Albrecht von Roon, Gaspard von Coligny und 
Wilhelm J., den jüngeren Pitt und Heinrich von Treitfchke, Theodor Mommfen und vor 
allem in zahlreichen Aufſaͤtzen Otto von Bismard; da erfcheinen vor unferen Yugen das 
Königeum der großen Hohenzollern und das Jahr 1848, die Univerfität Heidelberg und 
das gefchichtlich gewordene England, das Zeitalter der Religionskriege und das deutfchz 
öfterreichifche Buͤndnis; da ſteht die firengswiffenfchaftlihe Studie über die Ermordung 
Franz von Guiſes neben dem entzuͤckenden Feuilleton, das ung an die Stätten der Huges 
nottenfriege führt; da erhebt fih dag ergene Bild des welthiftorifchen Bigmard unmittelbar 
neben dem von allem Reiz perfönlicher Erinnerung belebten, gewaltigen und doch freunds 
lichen Porträt des Gutsherrn von Friedrichsruh, da erflingt neben der ruhigen hiftorifchen 
Würdigung des Reichsgruͤnders die erſchuͤtternde Klage über den Tod des größten Deutſchen. 
Perfönliches fteht neben Sachlihem, aber auch das Perfönliche führt zur Sache, und im 
Sachlichen fpürt man die reiche, lebenatmende Natur einer ſtarken Perfönlichkeit. Nicht 
mit Unrecht find die beiden Bande Alfred Lichtwark zugeeignet; auch in Erih Marcks 
bat fih jene fruchtbare Verbindung von Gelehrfamfeit und Kunft, von 
Inhalt und Form vollzogen, die allein Werke hervorbringen fann, die 
den Wandel der Zeiten und Anſchauungen uͤberdauern. Man möchte meinen, 
die Ernte eines ganzen Lebeng fei in diefen beiden Bänden eingebracht.“ Sudd. Monatshefte. 


„Erich Mards ift befannt als ein Gelehrter, der mit glängendem Stil und geiffreicher 
Diftion die Gabe der intuitiven Erfaffung großer Perfönlichkeiten und Zeiten verbindet. 
Diele harakteriftifhen Merkmale feiner Darftellungskunft fpiegelm fich nicht nur in feinen 
Büchern, fondern vor allem in feinen Reden und Leinen Schriften, in feinen Effays und 
Skizzen, die, fheinbar dem AUugenblid entfprungen, doch big ing Heinfte durchdacht, durch⸗ 
gefeilt find. Die ſchoͤnſten diefer zum Teil noch unverdffentlichten Arbeiten werden hier 
einem weiteren Kreife zugänglich gemacht. Bon der Reformation bis zur Gegenwart 
zeichnet der Verfaffer lebensvolle Bilder befonders aus Deutfchlands Vergangenheit und 
Gegenwart ... Wer Sinn für Gefhichte und Freude an feiner Darftellungstunft hat, 
der wird das Werk immer wieder gern zur Hand nehmen, um je nach der Stimmung 
bier und dort darin zu leſen.“ Reclams Univerfum, 
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Briefwechfel 


zwifchen König Johann von Sachſen und den Königen 
Sriedrih Wilhelm IV. und Wilhelm I. von Preußen 


Unter Mitwirktung von Hubert Ermifch herausgegeben von 
Sohann Georg, Herzog zu Sachſen 


522 Seiten mit ı Porträt und ı Fakfimile. In Driginalleinenbd, M.ı2.— 


„Sp wird ung diefer an fich Höchft perfönlihe und vertrauliche Briefwechfel zu einem 
getreuen Spiegelbilde der wichtigften Anſchauungen über alle großen Fragen der Ent; 
widlungsjahre des neuen Deutfchen Reiches, und gerade in der Verfolgung diefer mans 
nigfahen Verfettungen von Perfönlichkeiten und Allgemeinem liegt der eigentümliche 
Reiz diefes Gedanfenaustaufches von drei Königen.” Deutfche Rundſchau. 


„Bir gewinnen den tiefften und unmittelbarften, ungefhminfteften Einblid 
in eine Fürftenfreundfchaft, wie fie fo innig wohl nur felten beftanden haben mag, und 
wir werden dadurch gang und gar gefangen genommen, weil diefe Freundfchaft zwiſchen 
zwei geiftig fo hochftehenden und fo gemütvoller Fürften gefchloffen war... Die finds 
liche Fröhlichleit, das heitere Lachen Friedrich Wilhelms an diefem fo wenig fteifen 
Hofe, das allen Angehörigen desfelben noch big in die fpäteften Tage als eine glüdhafte 
Erinnerung vor der Seele fand, fie quillt überall aus dieſem Briefborn .„.. Der 
eigentümlihe Duft diefer Briefe mit ihrem Humor, ihrem Reichtum an Phan⸗ 
tafie und ihrem Geift hat feine Urfachen befonders darin, daß Friedrich Wilhelm feinem 
Hanfy gegenüber fein Herz ganz auf der Zunge trägt... Der äfthetifche Reiz diefer 
ungezwungenen Briefe wird erhöht durch die politifchen Klänge, die in die heiteren Plaus 
dereien hineindringen.“ Archivrat Dr. v. Petersdorff. Deutfihe Literaturgeitung. 


In diefem Herbfte hat Prinz Johann Georg von Sachfen diefen Reichtum durch eine 
unendlih dankenswerte Gabe vermehrt: er hat den Briefwechfel im einem vors 
nehmen Bande in muftergültiger Form herausgegeben und damit eine Fülle neuer, 
fachlichsallgemeiner und zumal perfdilich intimer Kenntnis erfchloffen, die in der Nüds 
baltlofigkeit ihres Inhaltes, der völlig zwangloſen Leichtigkeit und Unmittelbar, 
feit ihres Tones, den uns befannten Stoff auf dag wertvollſte ergänzt, ihn in mans 
chem übertrifft, in allem farbig belebt, Der Reiz diefes Briefverklehrs, der ben Lefer 
durch 48 Jahre hindurch leitet, der mit Billetts zwiſchen Prinz Wilhelm und Prinz 
Johann 1825 beginnt, dann Friedrih Wilhelm und Johann in dreißigjähriger vertraus 
lichſter Ausſprache yeigt, zulegt Wilhelm I. und feinen ſächſiſchen Freund in ernfter Auss 
einanderfegung und warmer Breundfchaft bis an Johanns Tod (1873) iſt vielfeitig 
und groß,” Velhagen & Maflngs Monatshefte. 











Drud von Auguſt Bries in Leipsio. 
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